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Das Veutſche Frächtrecht 


mit befonderer Berühhdtigung des 


Eiſenbahnfrachtrechts. 


— ——— — 


Ein Kommentar 


zu Titel 5 Buch 4 des Deutſchen Handelsgeſetzbuchs und zu dem Deutſchen, 
Defterreich-Ungarifchen und Bereing-Eifenbahn-Betriebs-Reglement. 


ol. —- 


Bearbeitet 


mit Lenntzung der Akten der Künigl. Preuf. Miniferien für Handel u. Gewerke, ber üffentl. Arheiten 
und her Iufiz, ſewie der Yrotohulle bes Mereins Benticher Eifenbahnuermaltungen 


pou 


Dr. jur. Georg Eger, 


Regierungsratb und Initiziar der Kinigl. Direktion der Oberjchlefiihen Gifenbahn, 
Dozent ter Rechte an der Königl. Univerjität zu Breslau. 


Dritter Band 
(nebit vollftändigem alphabetischen Sachregiſter zu allen drei Bänden). 


UN LU NR TEE 


3° 
Berlin. 
Carl Heymanns Berlag. 
1883. — 


Me Üug. 15, 1901 


Den 


Königlichen Eifenbahn-PDirektions-Präfidenten 


Ernſt Fleck 


in größter Hochachtung 


gewidmet. 


Dormwort. 


TUT NS 


Bei Bearbeitung des dritten Bandes ift, wie bei den vorangehenden, 
die Praris der Gerichte, namentlich die Rechtiprehung des Deutſchen 
Neihsgerihts (7 Bände, Leipzig 1880--1882) und des Deiter: 
reihifhen OÖberften Gerichtshofes, jowie die Literatur des 
Frachtrechts bezw. Eiſenbahnfrachtrechts bis zur neueften Zeit 
forgfältigft berücjichtigt worden. Insbejondere hat der II. Band 
des Thöl’fhen Handelsrechts (Das Transportgewerbe. Fracht⸗ 
geihäft überhaupt und Eifenbahnen. Leipzig. 1880) die der Bedeutung 
des Autors gebührende Beachtung gefunden, ebenjo wie die im An- 
ſchluß an diefes Werk zwifhen Goldſchmidt (Zeitfchrift für das ge- 
jammte Sandelsreht Bd. 26 ©. 606 bis 613 und Bd. 28 ©. 441 bis 
456) und Thöl (Handelsrechtliche Erörterungen. Eiſenbahnrecht und 
anderes Frachtrecht. Göttingen. 1882) in Betreff der Sültigfeit einer 
Anzahl Beftimmungen des Eiſenbahn-Betriebs-Reglements entitandene‘ 
Kontroverfe. Für die Fortentwidelung des Eifenbahnfrachtrechts iſt es 
unzweifelhaft von hohem Werthe, daß diefe von der Theorie bisher 
zurüdgefegte und vernachläſſigte Nechtsmaterie hierdurch zum Gegen: 
ftande eingehender Erörterung und Prüfung Seitens der hervor: 
ragenditen Lehrer des Deutichen Handelsrechts geworben ift. 

Auch für den dritten Band ift endlich das reihe Material der 
Alten der Königlid Preußiſchen Minifterien für Handel 
und Gewerbe, der öffentlihden Arbeiten und der Juſtiz 
mit bochgeneigter Erlaubniß der Herren Reſſort⸗Chefs vermwerthet 


VI Borwort. 


worden, ebenjo der Inhalt der Protokolle des Vereins Deutſcher 
Sijenbahnverwaltungen. 

Das Werk ift mit dem vorliegenden dritten Bande nunmehr be: 
endet. Um bie Weberficht über den fehr umfangreichen Stoff zu er: 
leihtern, it am Schluſſe ein ausführliches, alphabetiich geordnetes 
Sachregiſter beigefügt. 

Breslau, im April 1883. 


Dr. Eger. 


Inhaffsnerzeihniß des III. Bandes 


(umfaſſend die Artifel 413 bis 431 des Deutſchen Handelsgeſetzbuchs). 


Art. 413 Hand.⸗Geſ.BVuch: Entfiehung und Begriff des Ladeſcheins 

Anmerkung 158. Prinzip und Entſtehung des Art. 413 . 

Anmerkung 159. Der Abjender und der Frachtführer können überein- 
kommen, daß der letere dem erjteren einen Ladeſchein audftelt . 

Uebereinkunft ©. 16; enöftellung iit fakultativ ©. 16, 17; im 
Eiſenbahnverkehre ©. 17; Ladeſchein, Duplikate ©. 18; Kopien 
©. 19; Austellung, Art, Form und Zeit ©. 20—23. 

U nmerfung 160. Der Ladejchein ift eine Urkunde, durch welche ber 
Frachtführer fi) zur Aushändigung des Guts verpflichtet . 

Die Definition ijt nicht vollftändig ©. 23; ein Berpflichtungs- 
ihein ©. 23; Unterfchied vom Frachtbrief S. 24, Skripturobligation 
©. 25; vom Empfangeieine und Frachtbriefduplifat ©. 26; Auß- 
händigung ©. 27, 2 


Art. 414 Hand» Gel.-Buh: Inhalt des Ladeſcheins 
Anmerfung 161. Prinzip und Entjtehung des Art. 414 


Anmerfung 162. Bezeihnung der gelabenen Süter nach Beiafen 
heit, Menge und Merkzeihen . . 


Anmerfung 163. Namen und Wohnort bes Bradtüßrn . 

Anmerlung 164. Namen des Abjenders. 

Anmerfung 165. Namen deöjenigen, an den oder an deſſen Ordre 
das Gut abgeliefert werden ſoll. Als ſolcher iſt der Abſender zu 
verſtehen, wenn der Ladeſchein lediglich an Ordre gehen it... 

Anmerfung 166. Ort der Ablieferung .. 

Anmerkung 167. Beitimmung in Anjehung der Gradt . 

Anmerkung 168. Ort und Tag der Ausftellung . . 

Anmertung 169. Der Ladeſchein muß von dem Bradfühter unter: 
zeichnet fein. 

Anmerfung 170. Der Abſender hat dem Frachifuhrer auf deſſen Ber- 
langen eine von ihm untergeichnete gleichlautende Kopie des Lade: 
iheind auszuhändigen . 


Art. 415 Hand.⸗Geſ.⸗BVuch: Rechtsberhältniß Des Grahtfährers am 
Empfänger aus Dem Ladeſcheine 


Anmerfung 171. Prinzip und Entftehung des Art. 415 
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23—28 


VIII Inhaltsverzeichniß des III. Bandes. 


Anmertung 172. Der Ladeſchein entjcheidet für die Reihtöverhältuifle 
zwifchen dem Frachtführer und Empfänger des Guts.. 

Die Berpflihtung aus dem Ladeſcheine ift eine "vom Fracht⸗ 
vertrage unabhängige ©. 57—59; Duantitätd- und Qualitätsan⸗ 
gaben ©. 60; Gegenbeweis ©. 61; Klaufel „Suhalt unbekannt“ 
©. 62, 63; enbere Klaujeln ©. 64; "Sracdtberehnung ©. 65; Ein- 
jeitigfeit der Berpflihtung ©. 66, 67. 

Anmerfung 173. Die nicht in den Ladeſchein aufgenommenen Beltim- 
mungen des Frachtvertrages haben gegenüber dem Empfänger feine 
rechtliche Zutung. ſofern nicht auf dieſelben ausdrũdlich Bezug ger 
nommen fit. . 

Anmerfung 174. Für die Rechtöverhältniffe wiſchen Frachtfůhrer 
und — bleiben die e Beftimmungen 1 des Gratptvertraged mab- 
gebend 


Art. 416 Hand. »Gei. Bub: Dis er de des abſenders 
aus Dem 
Anmerkung 175. Brinzip und Entftehung ded Art. 416 


Anmerkung 176. Wenn der Frachtführer einen Ladeſchein audgeftellt 
bat, darf er fpäteren Anweifungen des Abjenderd wegen Zurüdgabe 
oder Auslieferung des Guts an einen anderen ald den durch den 
Ladeſchein legitimirten Empfänger nur Bolge teten, wenn ihm der 
Ladeſchein zurũckgegeben wird . . 

Anmerftung 177. Handelt er Diefer Beftimmung entgegen, ſo iſt er 
dem rechtmäßigen Inhaber des Ladeſcheins für Dad Gut verpflichtet. 

% 


Art. 417 Hand. Bei Bni: Legitimation zum Empjange des Bu 
aus Dem Ladeiheine . . . 
Anmerkung 178. Brinzip und Entftehung bed Art. 417 


Anmerkung 179. Zum Empfange legitimirt ift derjenige, an weichen 
dad Gut nach dem Ladeſcheine abgeliefert werden fol, . . 


Anmerkung 180. oder derjenige, auf welchen ver Ladeſchein, wenn er 
an Ordre lautet, durch Sudoflament übertragen ift. . . 


Urt. 418 Hand.⸗Geſ.BVuch: Pfliht Des Frachtführers zur Ablieſerung 
des Guts aus Dem Ladeſcheine 
Anmerkung 181. Prinzip und Entſtehung des Art. 418 . 
Anmerkung 182. Der Frachtführer ift_ zur Ablieferung des Gut nur 
gegen Rückgabe des Ladeſcheins verpflihtet . . 
Anmerfung 183. Gegen Rüdgabe des enbeicheind, auf weigen die 
Ablieferung des Guts zu beſcheinigen iſt .. 


Art. 419 Haud.⸗Geſ.-Vuch: Anwendung der Beſtimmungen über bie 
Rechte und Pfliten Des at Galle der Ausfellung eines 


Anmerkung 184. Brinzip und Entftehung bes At 419 

Anmerfung 185. Im Uebrigen kommen die Beftimmungen über bie 
Rechte und Pflichten des Frachtführers auch in dem Salle aut An- 
wendung, wenn ein Ladeſchein ausgeftellt iſt. . . . 
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Snbaltöverzeichniß des III. Bandes. IX 


Seite 
Art. 420 Hand.⸗Geſ.⸗BVnch: Anwendung der Beflimmungen deß Titels 
som Frachtgeſchäft auf einzelne Fälle De Gütertransports eines Kauf 
mannd, deſſen gemöhnlidger Handelsbetrieb fih nit anf bie Ausführung 
son Frachtgeſchäften erfiredt . . . 114 

Anmerfung 186. Prinzip und Entjtehung des Art. 420... . . . 114—117 
Anmerkung 187. Wenn ein Kaufmann, deſſen gewöhnlicher Handelß- 

betrieb ſich nicht auf die Ausführung von Frachtgeſchäften erjtredt, 117—120 
Anmerkung 188. in einem einzelnen Galle einen Transport von 

Sütern zu Land oder uf Sluften und Binnengewäfl ern audgu- 

führen übernimmt, . . . 120—121 
Anınerfung 189. jo kommen bie Beftimmungen diejes Titels (vom 

Frachtgeſchäft) au | in Degug auf ein ſolches Gelſchaͤft zur An⸗ 

wendung .. . 121—122 


Art. 421 Handel. Bud: Anwendung der Bellimmungen bed Ab⸗ 
jchnittes „som Frachtgeſchäft überhaupt” auf Frachtgeſchüfte von Eiſen⸗ 
bahnen und anderen öffentligen Transportauſtalten123 


Anmerkung 190. Prinzip und Entitehung des Art. 4221 . . . . 124—129 
Anmerkung 191. Die Beftimmungen diejes Abſchnittes finden auch 

Anwendung auf Frachtgeſchaͤfte von Gijenbahnen und anderen oͤffent. 

lichen Transportanſtalten... . 129—133 
Anmerkung 192. Gie gelten jeboch für bie Poſtanſtalten nur info. 

weit, als nicht durch beſondere Gelege oder Verordnungen für die— 

felben ein Anderes beftimmt tft... . . . 133—136 
Anmerkung 193. Yür die Eifenbahnen kommen ferner die Beftim. 

mungen bed folgenden Abjchnitted (Art. 422—431) zur Anwendung. 136-137 


II. Abſchnitt: Don dem Frachtgeſchüft der Eifenbahnen 
insbefondere. 


Anmerlung 194. Borbemerfung zum Abſchnitt II. . . 138 — 150 
Das Eifenbahnfrachhtrecht und die älteren Betrieböreglements 
vor dem Handelsgeſetzbuch S. 138—140; dad Handelsgeſetzbuch 
©. 140—145; Die € Entftehung und ortbißung der neueren Be⸗ 
trieb8reglements auf Grund des H.G.B. ©, 145—150. 


Art. 422 dand. Ge. Buß: Die geſetzliche Transportpfiigt 
der Gilenbabuen . . .. 151 


Anmerfung 195. Prinzip und Entftehung bed Art 422 .. . 161—163 
Anmerfung 196. Cine Eijenbahn, welche dem Publikum zur Be 

nugung für den Gütertransport eröffnet ift, kann (unter den sub 

Ziff. 1, 2 u. 3 des Art. 422 angegebenen Boraudjegungen) Die bei 

ihr nachgefuchte Eingehung eines Fraqhtgeſchãfte für ihre Bahnſtrede 

nicht verweigern . . . 163— 166 
Anmerkung 197. Inſofern 1. die Güter an fich ober vermoͤge ihrer 

Berpadung nad) den Reglementd und, im Falle die legteren fehlen 

oder feinen Anhalt gewähren, nach den Einrihtungen und der Be⸗ 

nugungsweije der Bahn zum Transport fid) eignen . . . . . 166—169 


x Snhaltöverzeichniß des II. Bandes 


Anmerkung 198. Snjofern 2. Der Abfender in Bezug auf die 
Fracht, die Auflieferung der Güter und die fonftigen, den Eifen- 
bahnen freigeftellten Trandportbedingungen fidy den allgemein gelten: 
den Anordnungen der Bahnverwaltung unterwirft . . . 


Anmertung 199. Sufofern 3. Die regelmäßigen Transportmittel der 
Bahn zur Ausführung ded Transports genügen. . . 


Anmertung 200. Die Eijenbahnen find nicht verpflichtet, die Güter 
zum Transport eber anzunehmen, als bis die Beförderung der⸗ 
ſelben geſchehen kann 


Anmerkung 201. In Anſehung der Zeit der Beförderung darf fein 
Abjender vor dem Anderen ohne einen in den Einrichtungen der 
Bahn, in den Zrandportverhältnifien oder im öffentlichen nterefte 
liegenden Grund begünftigt werben . 


Anmerftung 202. Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen dieſes 
Artikels begründen den Anſpruch auf Hab des dadurch entſtan· 
denen Schadens . . 


Anmerfung 203. Gintetenbe Beitimmung zum Gifenbahn Beth 
Nenlement . . 
Ueberſchrift ©. 177; Rechtsnatur S. 177—179; " Bublifation 
©. 179; Art der Unterwerfung unter die Reglements ©. 179; 
Erlaß uͤnd Einführung S. 179—181; Alinea 1: Geltungsgebiet 
der Betrieböreglementd ©. 181, 182; Alinea 2: Obligatorifcher 
Charakter derfelben ©. 182, 183. 


Anmertung 204. 88 1—6 Oilenbadn Betriebs. ‚Reglement: Allgemeine 
Beftimmungen (Tert S. 153—154) . 


Anmerfung 205. $ 46 Giienbahn-Betriebö-Reglement: Beförderung 
von Gütern (bezw. Uebergang von Bahn zu Bahn) Tert ©. 154. 
Pfliht der Chenvahn zur Beförderung der Güter ohne Ver— 
mittlungsadrefie ©. 185, 186. 


Anmerfung 206. $ 47 Eijenbahn-Betriebd-Reglement: Uebernahme 
von Gütern (Zert ©. 154, 155) - 
Alinea 1: Anerkenntniß der Berpadungsmängel auf dem Fracht: 
briefe und NReverd ©. 187, 188; Alinea 2: Yormular des Neverjed 
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und der Frachtbriefangaben S. 189, Bezeichnung der Stüdgüter 
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Anmerfung 208. Ss 3 Gilenbahn- Betriebs, ‚Reglement: Annahme der 
Güter (Zert ©. 
Alinea 1: ih zur Annahme liegt. nur vor, wenn die Be- 
förderung möglih ©. 195; Alinen 2: Inzwiſchen iſt die Bahn 
zur Depoſition der zugeführten Güter in den dißponibeln Räumen 


gegen Empfangsjchein verpflichtet S. 196, 197. 


Anmertung 209. $ 56 Alinea 6 u. 7 Cijenbahn-Betriebd-NReglement:: 
Auflieferung der Güter und Beförderung (Tert ©. 158). . . 
Alinea 6: Zeit der Beförderung nad der Reihenfolge der Ab. 
lieferung ©. 197; Alinea 7: Konftatirung der Reihenfolge der Ab- 
fertigung ©. 197. 
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Allgemeines Denifches Handelsgeſetzbuch. 


Artifel 413. 


Der Abjender und der Frachtführer können übereinfommen, daß 
ber letztere dem erfteren einen Ladeſchein ausſtellt. 

Der Ladeſchein ift eine Urkunde, durch welche der Frachtführer 
fih zur Aushändigung des Guts verpflichtet. 


Zuſatz 1. 
Vgl. Art. 391 und Art. 644 des Deutichen Handelsgeſetzbuchs. 


Gefehesmaterialien: Preuß. Entw. Art. 319. Motive des Preuß. Entw. ©. 176. I. Leſg. Brot. 
©. 446—451, 845—850. Entw. L Leſg. Art. 348. II. Leſg. Prot. S. 1240—1247, 1443, 1444. Entw. 
1L Leſg. Art. 385. Monttum Nr. 476, 477. Zufammenftelung S. 80. Ill. Zeig. Prot. S. 4699, 4766 
bi8,1769, 5104. Entw. 111. Leſg. Urt. 413. Bol. noch bie Materialien zu Urt. 644: Preuß. Entw. 
Art. 483. Motive des Preuß. Entw. ©. 263, 264. I. Leig. Prot. ©. 2193 - 2001. Entw. 1. Lei. 
Art. 522, II. Leig. Prot. S. 4003 - 4006. Entw. II. Lefg. Art. 644. 


$iterelus: Allgemeine Neberfiht: Goldſchmidt, Handb. des Hanbeldr. 1. Aufl. I., 1. 88 31, 
32 f.©. 194 f., 1,258 75 ©. 733 f. (2. Aufl. $ 23a). Buſch, Arch. Bd. 7 €. 461 ff. v. Rönne, 
Ergänz. I. &. 403 f. Boigtel, Literaturlieberfiht (Berlin 1876) Nr. 1-5 S. 102-109, 113, 114. 
Endemann, Deutfh. Handelör. $ 10 S. 44 ff. Behrend, Lehrb. d. HR. 814. Thöl, H. R. I. 
1880 ©. ı u. 2. Im Einzelnen: Anfhüp und v. Bölderndorff III. S. 459. Endemann 
©. 362—364, 780. Goldſchmidt, Handb. L, 2 1. Aufl. 869 ©. 649 ff., 8 70 ©. 650 f., 8 71 
S. 666 f., 675 f, 8 75 ©. 733 f. 760-768. v. Hahn II. ©. 496-498. Keyßner S. 472. 
6.8. Koch ©. 418-421, 578. Komalzig ©. 442. Makower ©. 395,409. Puchelt I. 5. 402, 
403. Wengler ©. 400. v. Rönne ‘ll. ©. 513. v. Krämel ©. 583—585. Epftein ©. 54, 58. 
Wehrmann ©. 221, 238. Ruddeihel ©. 66,67. Hillig ©. 51, 52. Adermaun in Buſch's 
Arch. Br. 4 ©. 44, 422, Bd. 13 ©. 454. Bat ©. 299, 300. Gareis S. 349 f. Thöl, HR. DI 
©. 77-85. Scheffer nd Broß ©. 446, 447. Stubenraub ©. 521. Brir ©. 413. Meier: 
Ueber den Ladeſchein bes Frachtführers und den rechtlichen Unterfchied von Konnofiement, Gentr.-Org, 
N. F. 3.9 ©. 9-13. Kuhn in Buſch's Arch. Bb.6 ©. 355 f. Wächter I. 289. Blodig 
©. 489. Leſſe inı Centr.Org. Bd. IL. Nr. 85. Meier Sentr-Trg. N. 5. Bd. 3 ©. 317 f. und Bd. 4 
©. 11 ff., ®d. 6 ©. 158 f., Bb. 7 ©. 808 f. 

EnifGeidungen des Reichs⸗Oberhandelsgerichts: 26. Mai 1871 Br. 2 & 317 f. 30. Juni 
1871 ®b. 3 ©. 19. 20, Jannar 1872 Bd. 1 ©. 200. 14. Februar 1879 Bd. 5 ©. 131 f. 22. Juni 
1872 Bb. 6 ©. 341. 10. Dezember 1872 Bd. 8 S. 192. 21. Januar 1573 Bd. 8 ©. 410. 25. Ro- 
vember 1873 Bb. 12 ©. 137. 3. Februar 1874 Bb. 12 ©. 369. 29. September 1874 Bb. 14 ©. 296. 
6. November 1874 ®b. 15 ©. 141. 8 Dezember 1874 Bd. 15°C. 377. 9. Dezember 1874 Bd. 15 
S. 218. 16. Februar 1875 Bd. 16 ©. 136. 9. April 1875 Br. 17 ©. 70. 14. Mpril 1876 Bo. 17 
©. 96. 30. April 1875 Br. 17 ©. 233. 19. Juni 1875 Bd. 18 ©. 128. 5. Eeyteinber 1876 Bd. 20 
©. 409. 28. März 1879 Bb. 25 ©. 93. 2. Mat 1879 Bb. 25 ©. 180. 30. Mai 1879 Bd. 25 S. 192. 
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15. September 1879 Bd. 25 ©. 342. Entſcheidungen des Reichsgerichts: 16. Januar 1830 
Pr. 1 &. 36. 15. Dezember 1850 2. 3 S. 101. 16. April 1881 Dr. 4 ©. 87. 1. Dftober 1881 
ar. 595.7. 7. Mai 1851. D. Jur.Zeitg. Or. 5 =. 610. Entſcheidungen des Lefterr. 
Dberiten Gerichtshofes: ?6. Juli 1872. Fpitein S. 212. Röll S. 207. 27. September 1876. 
Röll S. 46h. 
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Die Art. 413 bis 419 de D. 9.8.2.8 enthalten Beftimmungen über den 
Ladeſchein, — ein im Binnenfrachtverfehr wenig gebräuchliche Trandportpapier. 

Diefe Beftimmungen gelten aud für den Eifenbahntrandport, nachdem 
ein in die älteren Gijenbahnbetrieböreglementd aufgenommene Verbot der Aus: 
ftelung von Ladefcheinen in den neueren Reglementd von 1874 in Yortfall ge- 
bracht worden iſt. Aber auch im Eiſenbahnverkehre find demungeachtet Ladeſcheine 
nur zu ſehr bejchränfter Anwendung gelangt. (Bgl. dad Nähere hierüber BD. 1. 
Anm. 20 ©. 111—113.) 

Der Radejchein ift eine Nachbildung des Seekonnoſſements und wird daher 
vielfach auch direkt Rinnenfonnofjement genannt. Dad Konnofjement hat fi zu: 
erit im Seeverkehre entwidelt und erft fpäter im der Form des Ladeſcheins auch 
im Binnenverfehre Anwendung gefunden. Für den Frachtvertrag und, im alle 
derjelbe fchriftlich beurfundet worden, für die ihn bemfundenden Formen ver 
Shartepartie, des Yrachtbrief3 ac. hatte fich Der Grundſatz herausgebildet, Daß das 
freie Verfügungsrecht über dad dem Ediffer oder Frachtführer zum Trandport 
übergebene Gut- und die Ausübung der Rechte aud dem Yracdhtvertrage dem Ab- 
jender ald tem vorerft alleinigen Mitfontrahenten während ded Trandportd und 
auch noch nach der Ankunft am Beſtimmungsorte jo lange zufteht, bi das Gut 
bezw. der Ftachtbrief dem Empfänger übergeben und bierdurd der Eintritt Des 
Vegteren in den Frachtvertrag bewirkt worden iſt. Erjt mit diefem Momente 
ann der Deftinatär über dad Gut verfügen, d. h. die Anfprüche gegen ten Schiffer 
oder Frachtführer aud dem Bertrage felbft geltend machen bezw. im Wege ver 
Ceſſion oder ded Mandatd durch dritte ausüben laffen. (Vgl. Bd. I. Anm. 77 
©. 62 f.) Das Berfehröbedürfnig drängte aber, inöbefondere bei langen Trandport- 
zeiten und deshalb zunächſt im Seeverfehre, ſchon zeitig darauf bin, das Gut nicht 
während der ganzen Zrandportfrift dem Güterumlauf (d. h. der Weiterveräußenung, 
Verpfändung 2c.) zu entziehen und foldhergeftalt gewilfermaßen für lange Zeit außer 
Berfehr zu ſetzen, jondern auch ſchon während des Transports für den Deftinatär 
bezw. deſſen Rechtönachfolger verfügbar zu machen. 

Um dieſem Berfehröbedürfniffe zu genügen, wurde auf Grund des Frachtver— 
trages vom Schiffer in der Regel dem Abfjender eine befondere Urkunde zugeftellt, 
welche dad Befenntuiß enthielt, die darin aufgeführten Güter zur Auslieferung an 
den bezeichneten Empfänger am Beitimmungdorte empfangen zu haben, alfo ein 
Befenntniß des Empfanges und der übernommenen Außlieferungdverpflichtung. 
(Goldſchmidt, Handbuch I, 2 $ 70 ©. 650f, Endemann $ 78 ©. 362.) 
Durch diefen vom Abjender dem Empfänger zugeftellten Empfang und Berpflid 
tungsjchein — Konnofjement genannt — wurde für den Empfänger alsbald mit 
Beginn bed Trandport3 ein jelbititändiged, von den Berfügungen des Abjenterd 
als ſolchen und deſſen Verhältniß zum Frachtführer (Schiffer) unabhängiges For— 
Derungsrecht gegen leßteren auf Auslieferung des Guts in Gemäßheit ded Scheind 
begründet, mit welchen allmählig zur größeren Sicherheit auch noch gewifje Ding- 
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lihe Redhte an dem Gute verfnüpft wurden. Und noch weiter wurde diefe Sicher: 
beit durch die Zulaffung der An-Drdre-Stellung (und Indoſſirung) des Verpflich— 
tungöfcheind erhöht, welche jeden legitimirten Inhaber defielben von allen recht- 
lihen Beziehungen zwiſchen Schiffer, Abjender und anderen Begebern unabhängig 
machte. 
Goldſchmidt a. a. D. 1. ©. 662-666, 685687, BöhlE H.-R. IIL 1 ©. 461, 477 bis 
479, Endemann 878 ©. 363, 0.9. Koch S.578 Anm. 144, Makower S. 395 Anın. 146 d. 
Boigt EN Arch. I. ©. 487, 497, 1. ©. 298, Entſch. des R.O.H.G. vom 10. Januar 1873 
Bd. 1 ©. 200, vom 30. Juni 1871 Bd. 3 S. 19, von 3. Sebruar 1874 Ad. 12 S. 369, vom 
12. Dezember 1874 Br. 15 S. 226 f., vom 9. April 1875 Bd. 17 ©. 70f. vom 30. Mai 1879 
Br. 25 ©. 192, von 15. Septeniber 1879 Bd. 25 ©. 351 f., Entſch. des D. Reichsger. vom 
16. Jannar 1880 Bd. 1 ©. 36, vom 13. Dezember 1850 Bd. 3 ©. 87, 16. April 1881 Bd. 4 
©. 87. 

Indem foldergeftalt der im Konnoflement bezeichnete Empfänger und jeder 
weitere legitimirte Konnofjementsinhaber gegen den Frachtführer (Schiffer) nicht 
nur ein ftreng einfeitiges, lediglih auf dem fchriftlicy anerkannten Empfang des 
Guts bafirted Yorderungdrecht auf Aushändigung, fondern auch gewiffe dingliche 
Rechte daran erlangte, wurde der erjtrebte Verkehrszweck, dad Gut aud ſchon wäh. 
rend des Transportd für den Empfänger verfügbar zu machen, erreiht. Denn 
nach Ausftellung des Konnofjementd ift jede mit ben Rechten ber gegenwärtigen 
oder zukünftigen Konnofjementsinhaber unverträgliche Verfügung ded Abſenders ald 
jolhen über das Gut audgefchloffen. Der Frachtführer (Schiffer) bat das Gut 
von diefem Momente an nicht mehr für den Abfender als folden in Detention 
und Gewahrſam, fondern nur für den berechtigten Konnofjementdinhaber, dem er 
and der Unterzeichnung des Konnofjement3 verpflichtet und deſſen Intereſſe er 
wahrzunehmen verbunden if. (Goldſchmidt a. a. D. ©. 681, Entſch. des 
Neichöger. Bd. 5 ©. 79, 80.) 

Für den Binnenverfehr war bei der in ber Regel fürzeren Transport- 
Ihriften dad Bedürfniß eine ſchon mährend ded Transports ftattfindenden Güter- 
umlaufd zwar in geringerem Maße vorhanden, ald für den Seeverfehr. Indeß 
ift doch auch hier bei ausgedehnteren Verkehrsbeziehungen diejed Bedürfnig nicht 
ganz zurüdgetreten und hat zu einer analogen Anwendung der für den Geetrand- 
port adoptirten Grundſätze auf den Binnentrandport Anlaß gegeben. Eine Stei- 
gerung ded &üterumlauf während des Transports war mittelft der einfachen 
Frachtbriefe, welche beftimmungsgemäß in der Hand des Frachtführerd verblieben 
und weder eine audbrüdliche Empfangdbeicheinigung noch Auälieferungäverpflich- 
tung defjelben enthielten, undurdhführbar. Wohl aber ließen fih für diefen Zweck 
gewifle beim Binnentransport neben dem Frachtbriefe oder ftatt deſſelben vorkom⸗ 
wende Eonnofjementsähnliche Trandportpapiere verwenden, deren nächiter Zwed zwar 
nicht ſowohl auf Verfügung über das Gut, ald vielmehr auf Sicherung oder Ber- 
Ihärfung der dem Abfender gegen den Frachtführer zuftehenden Rechte gerichtet 
war (Gmpfangsjcheine, Recepifjes, Yrachtbriefduplifate 2c.), aus denen heraus fich 
aber allmählig dad Binnenfonnoffement, der Ladejchein, mit dem dem Seekonnoſſe⸗ 
ment gleichen Zweck entwickelte, dem darin bezeichneten Empfänger bezw. dem 
legitimirten Inhaber der Urkunde ſchon während des Transports die Verfügung 
über das Gut zu verſchaffen und zu ſichern. So entſtand — wenn auch in weſent⸗ 
lich bejchränfterer Anwendung, ald dad Seekonnoſſement — für den Binnentrand- 
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port der Ladeſchein und bat in den meiften neueren Handelsgeſetzbüchern Aufnahme 
und gefepliche Regelung gefunden. 
Goldſchmidt a. a. O. 875 © 754 f, Endemann $78 ©. 364, Hillig ©. 51, 

Makower S. 409 Anm. 35, 36, Anfhüg III. S. 127, 459, Entſch. bes Preuß. Ob.⸗Tr. vom 

7. Mat 1865, Buſch, Mrd. Bd. 9 ©. 270, vom 10. Oktober 1865, Amtl. Entſch. Br. 55 

©. 152, von 19. September 1867, Striethorft Bb. 68 S. 174, Entf. des R.-D..9.G. vom 

231. Januar 1873 Bd. 8 ©. 410, vom 14. April 1875 Bd. 17 ©. 96, vom 15. September 1879 

Br. 25 ©. 342, Entſch. des Reihäger. Bb. 5 ©. 79 f. 

Auch im D. H.G.B. hat neben dem Yrachtbriefe (Art. 391, 392) und dem 
Seekonnoſſement (Art. 644—664) der Ladeſchein ald Binnenktonnoffement (Art. 413 
bis 419) feine geſetzliche Regelung gefunden. 

Bei der Berathung berjelben traten hauptſächlich drei ragen in den Vorder⸗ 
grund, nämlidy: 

1. ob überhaupt für den Binnentrandport ein Bedürfniß zur gejeplichen 
Einführung und Regelung eined FTonnofjementdartigen Papierd — des 
Ladeſcheins — anzuerkennen fei, und event. in welcher Yorın ? 

2. ob die Ausftellung eined Ladeſcheins, für den Yrachtführer obliga- 
tortih — wie beim Seelonnofjement (Art. 644) —, oder nur faful- 
tativ zu machen fei? 

3. ob mit dem Labefcheine die dem Seekonnoſſement durch pofitive &e- 
ſetzesbeſtimmungen beigelegten Rechtswirkungen ſowohl in obligato- 
rifcher, wie aud in dinglicher Beziehung zu verknüpfen feten? 


I. 


Was die erfte diejer Yragen anlangt, 
ob überhaupt für den Binnentransport ein Bedbürfni zur gefeblichen 
Einführung und Regelung eined Tonnofjementdartigen Papierd — des 
Ladeicheind — anzuerkennen fei und eventuell in welcher Form? 
jo ift bei der Berathung des H.G.B.'s ernftlich in Zweifel gezogen worden, ob 
ein ſolches Bedürfnig vorliege.e (Bol. Kuhn in Buſch's Bd. 6 ©. 856 f., 
Hillig ©. 51.) 

Der Preuß. Entwurf ſchlug für den Landtransport die Einführung und 
Regelung von Ladeſcheinen nicht vor, jondern in den Art. 319—324 die Zulaffung 
von Yrachtbriefduplifaten, welchen — vom Frachtführer umterfchrieben und dem 
Abfender übergeben ſowie dur Indoffament übertragbar — allerdings Tonnofje- 
mentsähnliche Rechtöwirkungen zuftehen jollten. Nur beiläufig und im Anfchluffe 
daran ift im Art. 325 des Preußiichen Entwurf3 beſtimmt, daß für die bei Yluß- 
ſchiffern gebräuchlichen Ladeſcheine dieſe Vorjchriften über Yrachtbriefbupfifate in 
gleicher Art gelten jollen. 

In den Motiven (©. 176, 177) wird hierzu bemerkt: „Die Auöftellung 
eined vom Frachtführer unterzeichneten Duplikats bes Frachtbriefes hat nicht bloß 
ben Zwed, dem DBerfender oder Spediteur einen fchriftlichen Bemeiß über die er- 
folgte Abjendung zu verihhaffen, fondern es foll diefem dadurch hauptſächlich Die 
Möglichkeit gewährt werden, entweder jelbft, z. B. wenn ber Yradhtbrief an Ordre 
geftellt ift, durch Indoſſirung des Duplikats über das Gut noch zu disponiren oder 
ben bezeichneten Empfänger durch Heberfendung des Duplikats in den Stand zu 
fegen, auf gleiche Weiſe noch vor Ankunft der Waare über diefelbe zu verfügen. 
Durd den Beflg eines ſolchen Duplikats erhält zugleich der Empfänger eine Sicher- 





„Prinzip und Entjtehung bed Art. 413.” 5 


heit, daß der Frachtführer bei eigener Vertretung dad Gut an keinen Anderen als 
ihn audantworten darf; er wirb Daher auch eher geneigt fein, den Verfender wegen 
feiner Forderungen jofort zu befriedigen oder ihm Vorſchüſſe zu gewähren, wenn 
er in den DBefig eines Yrachtbriefduplifatd gelangt ift. Deshalb hat der Verſender 
oder Spediteur ein erhebliched Intereffe, Die Ausstellung eined ſolchen Duplikats 
zu verlangen. .... Die Ladefcheine der Schiffer find den Duplikaten ber Fracht, 
briefe gleichzuftellen, da fie nach dem jegigen Gebrauche von den Schiffern nad 
Art eined Konnofjementd audgefertigt werden.” 

Sn I. Lefung wurde für die Einführung hervorgehoben: Eine Beftimmung 
über derartige Bapiere ſei zwar an ben meiften Orten nicht in Hebung, in den Ge⸗ 
fepgebungen nirgends enthalten und fomit eine neue zu nennen, aber es fehle doch 
nicht gänzlich an einer Anerkennung derfelben im Handelöverfehre. Ueber die Zwed- 
mäßigfeit diejer neuen Beſtimmung feien von verfchiedenen Seiten die Anlichten des 
Kaufmannditanded erforjcht worden und allenthalben habe man die Idee, die über 
den Seetrandport geltenden NRechtöfäge auf Die prinzipiell in gar nichts von ihnen 
verfchiebenen Land» und Flußtransporte audzudehnen, eine glüdliche genannt. Auch 
für Die Sicherheit des Verkehrs fei die vorgejchlagene Beftimmung fehr erfprießlich. 
est beftehe in der Zwifchenzeit von der Empfangnahme ber Waare durch den Zuhr- 
mann bis zu dem Augenblid, wo er Die Waare abgebe, gewifjermagen ein Zuftand 
der Rechtloſigkeit. Der Abjender habe in der Regel Fein Intereffe, über die dem 
Yuhrmanne übergebene Waare zu verfügen und der Deftinatär habe noch fein Recht 
gegen den Fuhrmann, fo daß er, ohne Die Rechte des Abſenders cedirt zu erhalten, 
gegen den Fuhrmann nicht unternehmen könne, jelbft wenn derſelbe bereits am 
Beftimmungsorte angelangt, aber mit Ablieferung der Waare ſäumig ei. 

Gegen die Einführung wurde geltend gemacht: Es laſſe fih zwar nicht 
leugnen, daß prinzipiel zwilchen dem Seetransporte einerfeitd und den Land⸗ und 
Ylußtrandporten andererfeitd fein Unterjchied beftehe, aber die Anwendung der Grund- 
ſätze der erfteren auf die legteren jei eine erhebliche Neuerung. Yaft nirgends jet 
etwad der Art ald dem Bedürfniß entjprechend anerkannt worden. Etwas der Art 
jei nur bei einem lebhaft empfundenen Bedürfniffe zuläfftg, und ein ſolches beftehe 
für den Binnenhandel nicht. Beftimmungen der fraglichen Art würben leicht miß- 
braudt werden... . . — Schließlich entichied man ſich jedoch vorbehaltlich der 
weiteren Beſchlußnahme hinfichtlich der über die Form der fraglichen. Transport- 
papiere zu erlafienden Vorfchriften zunächft dahin, daß Die für den Geetrandport 
geltenden Grundfäge aud auf den Land- und Flußtransport auszudehnen feien. 
(Prot. ©. 446 —451.) 

Die weitere Diskuffion erftredte fih alddann darauf, welde Form diefen Ba- 
pieren gegeben werden folle, damit ihnen die Eigenjchaft negoziabler Papiere bei« 
gemefien werben inne. Man bielt es in diefer Beziehung für bedenklich, biefelben 
unter der Form von Duplifaten bed Frachtbriefs zuzulafien; es bebürfe für die qu. 
Papiere einer befonderen Form, um fie von den gewöhnlichen Frachtbriefen zc. zu 
unterfcheiden und um die Frachtführer nicht zu verwirren und ſchließlich in Schaden 
zu bringen. Man könne nun zwar ein ſolches Unterfcheidungszeichen nach dem Bor- 
gange ded Preußiichen Entwurfs darin finden, daß die Duplifate ber Frachtbriefe 
von ben betreffenden Srachtführern unterfchrieben würden, indeſſen ſei ein ſolches 
Unterſcheidungszeichen nicht prägnant genug, um Bermirrungen zu vermeiden, ed 
ſcheine demgemäß paffender, weiter zu gehen und zu beftimmen, baß der Fracht⸗ 
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führer dad, was die Wirkung der betreffenden Urkunde fein jolle, ausdrüdlich er- 
tläre, daß er alfo deutlich fage, er wolle fi} verpflichten, die empfangene Waare 
an den Inhaber ded Papierd audzuliefern, daß er mit anderen Worten den Yradıt- 
brief in Form eines Verpflichtungsſcheines ausftelle. Dies wurde beichloffen 
und zugleich unter Bezugnahme auf Art. 230 ded Entwurfs (jept Art. 302 H.G.⸗B.) 
— wonad) Konnofjementd der Seejchiffer und Tadefcheine ver Frachtführer durch In⸗ 
dofjament übertragen werden fönnen, wenn fie an Ordre lauten (Brot. ©. 2208) 
— beftimmt, daß die An-Drdre-Stellung der Ladefcheine nur fakultativ, nicht obliga- 
toriich fei, d. b. der Ladejchein zwar an Ordre geftellt werden kann, aber nicht muß, 
ſowie ferner, daß auch die von dem Landfrachtführer außgeftellten bezüglichen Urkunden 
den Namen „Ladejchein” führen jollen, und endlich, daB es neben dem Ladeſcheine 
nicht auch noch der Ausstellung eined Frachtbriefes bedürfen jolle. (Brot. ©. 845 
bid 849.) 

In II. Leſung wiederholten ſich Die Angriffe gegen die in I. Leſung be- 
ſchloſſene Einführung von Ladeicheinen im Binnenverfehre. Es wurbe geltend ge- 
macht: So erſprießlich und daher wünfchenswerth auf den erſten Blick es fcheine, 
die durch Gebrauch und Geſetz für Seeverjendungen mittelft Konnoffemente ein« 
geführten Grundfäge auf Land» und Ylußfendungen audzudehnen und dad, was dort 
dur Konnoſſemente bewirkt werde, bier durch Ladeſcheine zu vermitteln, fo erheb- 
li feien doch die gegen dieje Neuerung laut gewordenen Bedenfen. Zunächſt babe 
ich noch Fein allgemeined Bedürfniß zu einer ſolchen Neuerung gezeigt, der Gefep- 
geber dürfe aber nicht erperimentiren, jondern habe nur daß beftehende Recht zu 
regiftriren. Sodann würden die Poften, die Eifenbahn- und Dampfichifffahrts- 
verwaltungen fich wahrjcheinlich den vorgejchlagenen Normen nicht unterwerfen, viel- 
mehr lieber eine ſolche Verbindungsweiſe ablehnen. Für die Eleineren Yrachtführer 
endlich, Fuhrleute und Ylupichiffer feien die gedachten gefeplihen Beitimmungen zu 
tomplizirt und zu ſchwer zu handhaben, auch Mikbräuchen ausgeſetzt. — Bon der 
Majorität wurden jedoch diefe Bedenken aud den jchon in I. Leſung geltend ge- 
madten Gründen nicht für durchſchlagend erachtet und die auf Streihung (Ham« 
burg Brot. ©. 1242 f.) bezw. gänzliche Umgeftaltung der angenommenen Bejtim- 
mungen gerichteten Anträge abgelehnt. Wohl aber wurden mehrere Modifikationen 
berfelben bejchloffen, durch welche man den gerügten Mißſtänden thunlichjt zu be- 
gegnen hoffte. (Prot. ©. 1240—1247, 1443, 1444.) 

In II. Leſung wurde nochmals von Hannover (Monit. Nr. 476, Zuſammen⸗ 
ftelung ©. 80, Prot. ©. 4766) der Antrag auf Streihung der auf den Ladeſchein 
bezüglichen Beftimmungen geftellt. Zur Motivirung wurde zunächſt auf die zu den 
Beichlüffen II. Leſung verfaßte Denkichrift einer Kommifjion des Vereins deuticher 
Eijenbahnverwaltungen vom 12. Dezeinber 1859 Bezug genommen, it welcher 
©. 24—26 die Einführung von Ladeſcheinen im Eifenbahnverfehre ald undurch- 
führbar, mit der Erpeditiondweije der Eifenbahnen nicht vereinbar und zweckwidrig 
bezeichnet wird. Sodann wurde weiter noch bemerkt: die Einführung tes Lade— 
jheind ald einer negoziablen Urkunde, mittelft welcher dem Empfänger die Dis. 
pofition über die noch auf dem Transporte befindliche Ladung erleichtert werden 
jolle, jei nicht blo8 überflüfjig, ſondern jogar höchſt geführlih und zwar deöhalb, 
weil der Entwurf nur ſehr ungenügende Beftimmungen hierüber enthalte und mehr 
in die Einzelheiten eingehen und das Juſtitut des Ladeſcheins weit fpezieller regeln 
müßte, wenn nicht Die größten Zweifel und die verwideltiten Gtreitfragen in der 
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Praxis ſich ergeben jollten, inöbejondere beim Gebrauche gemiffer Klaujeln, durch 
welche der Frachtführer die ihm ohne dieſelben obliegende gefepliche Haftung mil- 
dern würde. — Hiergegen wurde geltend gemacht: Ueberflüſſig fei die Einführung 
bed Ladeſcheins nicht, weil ed fich gerade darum handle, ein negoziabled Papier zu 
fchaffen, durch weldhed dem Empfänger die Möglichkeit gewährt werde, mit Leichtig- 
feit über Die Ladung ſchon zu der Zeit zu verfügen, da fie fi) noch auf dem Trans⸗ 
port befinde, und wenn man erwüge, daß ſich die betreffenden Kadungen oft ziem« 
lih lange Zeit auf dem Zrandporte befanden, und inzwiihen der Empfänger viel- 
leicht die befte Gelegenheit zum weiteren Umſatze der Waare habe, während dieſelbe 
biö zu deren Ankunft am Beitimmungdorte längft vorübergegangen fein fünne. Der 
Ladeichein fei auch keineswegs ein neues Snftitut, fondern eriftire wenigftend bei 
Zrandporten auf Binnenwäſſern in großer Ausdehnung fchon feit langer Zeit. Eben 
deshalb könne er im Handelsgeſetzbuch auch keineswegs übergangen werden, Dies 
müfje fich vielinehr wenigftend in Hauptgrundzügen darüber ausſprechen, ob ed den- 
jelben anertenne und wie ed ihn aufgefaßt wilfen wolle, daß der Entwurf den Lade— 
Ihein nur in verhältnigmäßig wenigen Sägen befpreche und 3. B. fich über Klau- 
jeln des Frachtführers nicht verbreite, könne nicht als Grund für die Befeitigung 
der qu. Beſtimmungen gelten; denn einmal ergebe jich die Bedeutung der Klaufeln 
meilt aus ihrem Wortverjtande von jelbft, event. genüge ed, wenn ber Frachtführer 
einen verbeutlihenden Zujaß mache, Dann laſſe ji erwarten, daß die Lücken 
bed Geſetzes durh analoge Anwendungen der Beitimmungen des 
Seerechts über das Konnoffement des Seeſchiffers thunlidhft aus— 
gefüllt würden. — Der Antrag auf Streihung wurde hierauf abgelehnt. (Prot. 
©. 4766—4768.) 


II. 
Die zweite Frage: 

ob die Augftellung von Ladeſcheinen für den Frachtführer obligatorijch 

— mie beim Seefonnoffement — oder nur fafultativ zu machen fei? 
war im Preußiihen Entwurfe (Art. 319) ohne nähere Motivirung und den 
analogen Vorſchriften des Seerechts entiprehend im Sinne- der erfteren Alternative 
d. h. dabin entichieden, daß auf Verlangen des Verjenderd oder Spevditeurd der 
Frachtführer zur Ausitellung verpflichtet fein ſollte. (Mot. S. 176.) 

In I Leſung wurde jedoch von einer Seite Anftand daran genommen, daß 
der Frachtführer auf Verlangen desjenigen, der die Waare abfende, gezwungen 
werden jolle, eine folche negoziable Urkunde auszuſtellen. Man machte geltend, im 
Heineren Brachtverfehre, wo viele Frachtführer ihren Namen nicht fchreiben könnten, 
werde eine ſolche Vorſchrift nicht durchführbar fein, auch fei das Inſtitut dieſer 
Papiere neu, man folle aljo die Frachtführer nicht zwingen, die aus der Ausſtel⸗ 
lung folder Urkunden entipringenden Verpflichtungen zu übernehmen. Mehrere Mit- 
glieder ſprachen fich jedoch auch in diefer Beziehung für den Entwurf aud, indem 
fie anführten, die Eicherheit des Verfehrd und Die Schnelligkeit des Waarenumſatzes 
werde durch eine jolche Vorſchrift gefördert, und der Frachtführer, der, wenn er nicht 
ſchreiben könne, mit Kreuzen 2c. unterzeichnen ꝛc. möge, werde durch Diejelbe nicht 
beläftigt, denn er überfomme im Grunde feine andere Verpflichtung ald die, welche 
er jhon auf Grund des Frachtbrief3 habe, daß er nämlich die empfangene Waare 
an einen ihm zu beftimmenden Empfänger abliefern folle. Aus diefen Gründen 
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wurde die Verpflichtung bed Frachtführerd zur Auöftellung von Ladeſcheinen bei- 
behalten. (Prot. ©. 845, 848, 849 Art. 348 Entw. I. Lefung.) 

In II. Leſung wurden in Rüdficht auf die vielfach gegen das Inſtitut Der 
Ladeſcheine geäußerten Bedenken die Mittel und Wege ermogen, durch welche das 
Snftitut der Ladeſcheine zwar erhalten, aber vorerft und bis e8 fich praktiſch bewährt 
haben würde, in einer Weife beſchränkt werden könnte, daß es die befürchteten Nach: 
theile nicht im Gefolge hätte. Hierbei wurde von Bremen unter anderem in Bor- 
ſchlag gebradht, daß es der freien Vereinbarung der Betheiligten überlaffen 
bleiben müffe, ob fie ſich der Ladefcheine bedienen wollen. (Brot. ©. 1241.) Diefer 
Vorſchlag fand Anklang. Bei Diskuſſion ber Frage, ob der Frachtführer zur Aus- 
ftellung eined Ladeſcheins verpflichtet oder nur auf Verlangen des Abſenders bazu 
berechtigt fein folle, fprach fi) die Maforität nunmehr für die zweite Alternative 
aus und änderte (Brot. ©. 1246) die Faſſung des Art. 348 ded Entwurfs I. Lefung: 

„Auf Berlangen des Abjenders tft der Yrachtführer verpflichtet, dem⸗ 
jelben einen Ladefchein ... . einzubändigen“ 

in den entiprechenden Art. 385 ded Entwurf II. Leſung um: 

„Der Abfender und der Frachtführer können übereintommen, daß der leb- 
tere dem erfteren einen Ladeſchein ausſftellt.“ 

Indeß wurde noch in berjelben Lefung bei einer fpäteren Berathung diefe da- 
mit dem Frachtführer gewährte Freiheit nur auf die Heineren Frachtführer und die 
Poft eingeichräntt, dagegen für die übrigen der Zwang zur Außftellung von Lade- 
Icheinen wieder eingeführt. Es wurde nämlich zu vorftehender Faflung des Art. 385 
noch folgender Zufag beantragt: 

„Wenn der Srachtführer nicht zu den gewöhnlichen Yuhrleuten, den ge- 
wöhnlichen Schiffern oder den Poltanftalten gehört, jo tft er vermöge 
Schließung ded Frachtvertrages verpflichtet, auf Verlangen des Abſenders 
einen Ladeſchein audzuftellen,“ 

und, nachdem zur Begründung diefes Antrages daranf hingewiefen worden war, DaB 
nur durch einen derartigen Zufaß das Inſtitut Iebendfähig gemacht und zugleich das 
Bedenken gegen die obligatorifche Anwendung auf die Tleineren Frachtführer be» 
jeitigt würde, als Abſatz 2 des Artikeld angenommen. (Prot. ©. 1443, 1444.) 

Zur III. Leſung feßte der Verein Deutjcher Eifenbahnverwaltungen in der be- 
reit8 oben ©. 6 erwähnten Dentichrift (S. 24—26) eingehend die erheblichen Nach- 
theile auseinander, welde jowohl den Kifenbahnen, wie dem Publikum daraus 
entftehen würden, wenn man für eritere die Ausſtellung von Ladeſcheinen obliga- 
toriſch machen würde. Died fowie der gleichzeitig von mehreren Regierungen ger 
ftellte Antrag auf Streihung ded in II. Lefung angenommenen Abj. 2 des Artikels 
(Monitum Nr. 477, Zufammenftellung S. 80 und Prot. ©. 4699) gab Anlaß, 
benfelben einer nochmaligen Berathung zu unterziehen und feine Streihung zu be 

ichließen, jobaß nunmehr wieder Frachtführern aller Art ausnahmslos die Auoſtel- 
lung von Ladeſcheinen freigeſtellt wurde. (Prot. S. 4768, 4769.) 


I 
Die dritte Frage: 
ob mit dem Ladefcheine die dem Seelonnojfement durd pofitive Ge⸗ 
ſetzesbeftimmungen beigelegten Rechtswirkungen ſowohl in obligato- 
riſcher, wie auch in dinglicher Beziehung zu verknüpfen ſeien? 
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bat in den für ben Ladeſchein im H.G.B. aufgeftellten Rechtsſätzen (Art. 413 
bis 419) eine vollitändige Beantwortung zwar infofern nicht gefunden, als über 
die dingliche Wirkung des Ladejcheind im Geſetze eine Beftimmung überhaupt 
nicht getroffen ift. Indeß kann die Bejahung dieſer Frage nach der gefeßgeberifchen 
Sntention nicht wohl zweifelhaft fein. 

Zunächſt fpricht fchon im Allgemeinen dafür, daß, wie in ben Berathungen 
über die Einführung ded Ladeicheind wiederholt betont worden tft, derfelbe ala 
Binnenkonnofjement für den Binnentrandport gänzlich diejenige Stelle einnehmen 
ſolle, weldye dad Seefonnofjement für den Seetransport bat und daß daher bie 
Rechtsſätze für den Ladefchein, wenn aud in zum Theil abgefürzter Form, nach 
der Analogie der für das Seelonnofjement angenoumenen Rechtsſätze gebildet wor- 
den find. Schon in den Motiven zum Breußifchen Entwurfe (Urt. 230 ©. 116) 
wird hervorgehoben, daß die Ladeſcheine beim Binnenhandel völlig die Stelle der 
Konnofjemente vertreten, und ar zahlreichen Stellen in den Berathungen darauf 
hingewiefen, daß es ſich Tediglih um die Sinführung eines dem Seekonnoſſement 
nachgebildeten Inſtituts für den Binnentrandport handle, daß der Zwed des 
ganzen Inftitutd dahin gehe, das Prinzip des feerechtlidhen Konnoffementd durch 
gefegliche Anerkennung und Regelung ded Ladefcheind auch auf den Frachtverkehr 
zu Lande, auf Flüffen und Binnengewäffern zu übertragen (Brot. ©. 4769) und 
daß daher, wenn das Geſeß nur in verhältnißmäßig wenigen Säßen den Lade— 
ſchein beipreche, fich erwarten laſſe, daß die Rüden des Geſetzes durch analoge An- 
wendung der Beitimmungen des Seerechtd über dad Konnoſſement des Gee- 
ſchiffers thunlichft ausgefüllt würden. (Brot. ©. 4768.) gl. oben Bd. I. Anm. 4 
S. 31. Dad R.O.«H.⸗G. hat die Trage, ob Die Anwendung der vom Konnofie- 
mente bed Seeſchiffers geltenden Grundfäpe auf die Ladeſcheine bed Binnenverfehre 
zuläffig ift, unentjchieben gelafien (Entſch. Bd. 8 ©. 414) und auf die kontroverſe 
Literatur verwiejen: für die Anwendung: Goldſchmidt, Handb. ©. 666, 686, 
760 f., Anihüs II. ©. 127, 459, Puchelt II. ©. 403 Nr. 4, Hillig ©. 52, 
Sad ©. 300, Bluntfhli-Dahn, D. Brivatr. $ 159, Seuffert's Ard. XV. 
Nr. 49, Centr.- Org. NR. %. Bd. 1 ©. 517, Bd. 3 ©. 368, Hamb. Hand.-Ger.- 
Zeitg. 1868 Nr. 238, 1869 Nr. 209, 1870 Nr. 261; dagegen: v. Hahn II. 
©. 501, 502, &. 5. Koh und Mafower, Komm. zu Art. 415, Strietborft, 
Arch, Bd. 68 ©. 174 f., Buſch, Arch. Br. 9 ©. 270 ff. Bol. au Thöl, 
HR. II. ©. 85 Anm. 10. Dad Reihögeriht ſpricht ih für die analoge 
Anwendung der Konnofjementsgrundfäge in dinglicher Beziehung aus, nicht aber 
fo unbefhränft in obligatorifher Beziehung (Entſch. Bd. 5 ©. 79 f.). 

Was jpeziell die obligatoriſche Seite anlangt, jo läßt die faft wörtliche Nach⸗ 
bildung und Mebereinftimmung der wichtigften in dieſer Hinficht für das See— 
fonnofjement und den Ladeſchein aufgeftellten Rechtsſätze Elar erfennen, daß nadh 
ber ratio legis mit dem Ladeſcheine die nämlichen obligatorischen Rechtswirkungen 
verbunden fein follen, wie mit dem Seekonnoſſement. 

Dies gilt 1. erftend für das Rechtsverhältniß zwiſchen dem Fradt- 
führer (bezw. Berfrahter) und dem Empfänger Art. 415 ift dem 
Art. 653 nachgebildet. 

Für das Seelonnofjement wurde dem oben S. 2 bereitd entwidelten DBer- 
kehrszwecke entiprechend bereit nad den Preußifchen Motiven der Grundjag an 
die Spitze geftellt, daß durch dafielbe der Schiffer eine jelbititändige, von dem 





10 „Prinzip und Entſtehung des Art. 413.“ 


Frachtvertrage, auf Grund deſſen die Außftellung des Konnofjementd erfolgt, an 
ſich ganz unabhängige Verpflichtung eingebe (Motive ©. 266) und der bezeichnete 
Empfänger ald fjoldyer nicht Bevollmächtigter oder Geflionar des Abfenderd aus 
dem Yrachtvertrage, jondern ſelbſtſtändiger Gläubiger aud dem Konnoſſement werde. 
Demgemäß beftimmt Art. 653, daß dad Konnofjement enticheidend ift für vie 
Rechtsverhältniſſe zwiichen dem Berfrachter und dem Empfänger der Güter derart, 
dag die in das Konnoffement nicht aufgenommenen Beftimmungen ded Frachtver⸗ 
traged gegenüber dem Empfänger feine rechtliche Wirkung haben, jofern nicht auf 
diefelben ausdrüdlidy Bezug genommen ift; während die Beſtimmungen ded Yradıt- 
vertraged an ich für die Rechtöverhältnifie zwiſchen Verfrachter und Befrachter map: 
gebend bleiben. 
Bol. Preuß. Entw. Art. 486, 496, Motive ©. 266, 267, 272, Brot. I. Leig. bed Seerechte 
©. 2248-2210, 2213, 2217, 2218, 2226-228, 2255, 2256, Entm. I. 2efg. Art. 525, 544 AL 1. 
Prot. II. Leſg. ©. 4771 f., 4007, 4008 Art, 653. 
Die nämlichen Grundfäge wurden auch für den Ladeſchein, nachdem deſſen 
Einführung und gejegliche Regelung befchloffen worden, in I. Lejung angenommen 
und mit unmefentlihen Mopdififationen in II. und III. Leſung beibehalten. 


Bol. Prot. I. Leg. S. 850, Entw. II Lefg. Art. 350, Brot. II. Zeig. ©. 1242, 1247, 
Entiw. II. Leſg. Art. 387, Brot. III. Leig. S. 4771—4774 Art. 415 (j. unten Anm. 172—17%). 


2. Zweitend für dad Verfügungsrecht ded Abfenderd bezw. Abladerd über 
dad Gut. Art. 416 entipridht dem Art. 661 Alin. 1 u. 3 9.6.8. 

Gemäß der Rechtsnatur des Seekonnoſſements, welches eine ftreng einfeitige, 
von ber Verfügung Des Abfenderd unabhängige Verpflichtung des Frachtführers 
(Schiffers) gegenüber dem Empfänger bezw. dem legitimirten Konnofjementsinhaber 
involpirt, ift für das Seerecht im Art. 661 der Grundfaß adoptirt, daß, nachdem 
der Schiffer ein an Drdre lautended Konnofjenent audgeftellt bat, er den An- 
weijungen des Abladerd wegen Zurüdgabe oder Auslieferung der Güter nur dann 
Folge leiften darf, wenn ihm die ſämmtlichen Eremplare des Konnofjement3 zu- 
rüdgegeben werden, und daß, wenn er diefen Beftimmungen entgegenhandelt, er 
dem rechtmäßigen Inhaber ded Konnofjements verpflichtet bleibt. 


Bol. Preuß. Entw. Art. 488, Mot. S. 267, 268, Brot. 1. Lejg. S. 2228—2230, 2457 bis 
2459, Entw. I. Zeig. Urt. 526, Brot. II. Leſg. ©. 4007, 4014, Entw. II. Leſg. Art. 661. 


Ganz dafjelbe Prinzip und auf demfelben Grunde beruhend ift in Art. 416 
für den Ladefchein ausgeiprochen, indem darnach auch der Frachtführer, wenn er 
einen Ladejchein ausgeftellt Hat, fpäteren Anweilungen des Abjenderd wegen Zurück— 
gabe oder Auslieferung des Guts an einen anderen ald den durd den Ladeſchein 
legitimirten Empfänger nur dann Folge leijten darf, wenn ihm der Ladeſchein zu- 
rüdgegeben wird, und, wenn er Diefer Beftimmung entgegenhandelt, dem recht- 
mäßigen Inhaber des Ladeſcheins für dad Gut verpflichtet ift. 

Dzl. Preuß. Entw. Art. 320, Mot. 176, 177, Brot. 1. Zeig. ©. 850 f., 853, Entw. I. Lei. 


Art. 352, Prot. II. Zeig. S. 1248, Entw. II. Leſg. Art. 359, Monit. Nr. 480, Prot. UL Leig. 
S. 4775, 5105, Entw. It. Leſg. Art. 416 (j. unten Ann. 175—177). 


3. Drittend für die Empfangdberehtigung. In dieſer Hinficht ift 
Art. 417 wörtlich dem Art. 647 Alin. 2 H.G.B. entnommen. 


Der Grundjag ded Seeredhtd, daß zur Empfangnahme ter Güter derjenige 
legitimirt ijt, an welchen die Güter nah dem Konnofjement abgeliefert werten 
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follen, oder auf weldhen das Konnofjement, wenn ed an Ordre lautet, durch In— 
doſſament übertragen ift, 


Bol. Preuß. Entw. Art. 490, Mit. S. 268, 269, Brot. I. Leſg. ©. 2232, 2237—2239, 
Entw. I. Leſg. Art. 530, Brot. II. Leig. S. 4007, Entw. II. eig. Art. 647 Alin. 2. 


ift unverändert auf den Ladeſchein übertragen worden. 
Bl. Preuß. Entw. Art. 323, Met, S. 177, Brot. I. Leſg. S. 853, Entw. I. Leſg. At, 354, 
Brot. II. Zeig. ©. 1249, Entw. IT. Leig. Art. 390, Menit. Rr. 481, Brot. II. Leig. S. 47757 

5105, Entm. IH. Leſg. Art. 417 (j. unten Anm. 178— 180). 

4. Biertend für die Ablieferungsverpflihtung. Betreffö diefer ſtimmt 
Art. 418 im Wefentlichen mit Art. 652 (vgl. auch Art. 647 Alin. 1 und — für den 
Tall der Kollifion — Art. 648) überein. 

Tür das Seerecht ift in Art. 652 der Grundfag angenommen worden, daß ber 
Schiffer zur Ablieferung der Güter nur gegen Rückgabe eined Exemplars ded Kon- 
nofjementd, auf weldem die Xblieferung der Güter zu bejcheinigen, verpflichtet iüft. 

Bol. Preuß. Entw. Art. 489 Alin. 1 und Art. 491, Mot. S. 268-270, Brot. I. Lefg. 
.„ 2233 — 2239, Entw. 1. Leſg. Art. 531, Brot. II. Leig. S. 4007, Entw. II. Leig. Art. 652. 

Der gleiche Grundſatz bat bezüglich ded Ladefcheind in Art. 418 Ausdrud ge- 
funden, jedoch in Rüdficht darauf, daß Die Ausftellung mehrerer Eremplare beim 
Ladefchein nicht üblich, mit der hierdurdy begründeten Modifikation, daß der Fracht. 
führer zur Ablieferung des Guts nur gegen Rückgabe des Ladeſcheins, auf welchem 
die Ablieferung des Guts zu befcheinigen, verpflichtet fein “ 

Byl. Preuß. Entw. Art. 324, Mot. ©. 177, Brot. I. Leig. S. 853—855, Entw. L. Leig. 
Art. 355, Brot. II. Leſg. S. 1249, Entw. 11. Leſg. Art. 391, Bet 11. Leſg. S. 4775, 51085, 
Entw. III. Leſg. Art. 418 (f. unten Anuı. 181—183). 

Ebenſo, wie nach der obligatorischen Seite gelten aber auch nad der Binglicden 
Seite für den Ladeſchein die pofitiven Nornien des Seefonnofjements. Zwar ift eine 
die Dingliche Wirkung des Ladeſcheins firirende, dem Art. 649 des Seerechts ent. 
jprechende Beitimmung in das Geſetz nicht aufgenommen worden. (Vgl. Brot ©. 4774, 
4775.) Demungeadtet ift in Rüdjicht auf die gleiche Rechtsnatur beider Trans⸗ 
portpapiere, fomwie auf den Gang der Berathungen die Annahme begründet, daß 
durch die Nichtaufnahme einer bezüglihen Beſtimmung ein Unterjchied nach der ding- 
lihen Seite hin nicht hat gefchaffen werden follen. 

Dafür ſpricht zunächft der Verlauf der legislatoriſchen Berathungen. 

Sm Preußiſchen Entwurf war unter den allgemeinen Beftimmungen über 
Handeldgeichäfte Art. 230 Alin. 2 ald gemeinſchaftlicher Grundfag für die 
dingliche Wirkung des Seekonnoſſements und des Ladefcheind die Beftimmung ent- 
halten: 

„Die Uebergabe des indojfirten Konnoffementd oder Duplifats des Sracht- 
brief8 oder Ladefcheind an den Indofjatar fteht der Uebergabe der Waare 
gleich,“ 

und in den Motiven (©. 116, 117) als „geſetzliche Anerkennung einer bers 
gebrachten kaufmänniſchen Auffaffung und Entwidlung aus den Normen der ſym— 
boliihen Befigübertragung bezeichnet. 

Sn der I. Leſung der erften 4 Bücher des Handelsgeſetzbuches (Nürnberg) 
wurden zwar gegen dieje Bejtimmung mehrfach Bedenfen erhoben, jchließlich aber 
der Satz, daß jede Uebergabe des Konnofjements bezw. Ladejcheind an den Berech- 
tigten gleich der Webergabe der Waare fein jolle, unverändert angenommen, nur 
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vorbehaltlich der weiteren Erwägung, an welcher Stelle des Gefeped dieſem Satze 
fein Platz anzumeifen fei. (Prot. ©. 443—446 und ©. 446-451.) Diefem Be 
ſchluſſe gemäß wurde bei der Redaktion ded Entwurfs I. Leſung der qu. Satz aus 
den allgemeinen Beftimmungen über Handelsgeſchäfte entfernt und für Ladeſcheine 
in den Titel vom Frachtgeſchäft (Art. 351) in ber Yaflung: 

„Die Mebergabe des Ladeſcheins fteht der Mebergabe der Ladung gleich” 
aufgenommen. In der II. Leſung (Nürnberg) wurde diefer Sap entgegen einem 
auf Streihung gerichteten Antrage (Prot. S. 1247) in der Faſſung: 

„Die Mebergabe bed Ladeſcheins fteht der Uebergabe ded Guts gleich“ 
faft unverändert beibehalten (Entw. II. Leſung Art. 388). 

Bei der hierauf folgenden I. Leſung des Seerechts (Hamburg) wurde je- 
Doch eine Dem Art. 388 analoge Beitimmung für dad Seelonnoffement nicht 
nur nicht adoptirt, fondern im &egentheil nachträglich auch die Streihung tes 
in Betreff des Ladejcheind angenommenen Art. 388 befchloffen. In den Motiven 
des betreffenden Streichungsantraged wird ausgeführt, daß es nicht richtig jei, zu 
fagen: Die Uebergabe des Konnofjementd (bezw. Ladeſcheins) ftehe der Hebergabe der 
Waare gleich, oder: der Empfang ded Konnofjementd fei gleich dem Beflßerwerb ver 
Waare. Durch diefe Formeln werde nicht das juriftifche Verhältnig, fondern nur 
ber regelmäßige thatſächliche Erfolg des Konnoſſements ausgedrückt. Das rechtliche 
Element liege vielmehr lediglich in der formellen Natur der Verpflichtung, welche 
der Schiffer dem fünftigen Konnofjementsinhaber gegenüber auf Audlieferung der 
Waare übernehme. Die Hauptwirkung dieſer formellen Berpflichtung fei die, Daß 
ber Konnofjementsinhaber Feine Einreden aus der Perſon bed Abladerd oder Sn- 
bofjanten und Feine Kontreordre zu fürchten habe. Hierdurch erhalte der obliga- 
toriſche Nexus eine folche Zuverläffigfeit, daß ſich der Berechtigte ſchon vor Empfang 
der Waare getroft fo geriren könne, ald habe er fie wirfli empfangen. Dies jei 
ed, was man populär mit den Worten außbrüde: der Empfang ded Konnofjements 
fei gleich dem Empfang der Waare; dieſen populären Autdrud aber für eine ju- 
riſtiſche Charakteriftif des Konnoſſements zu nehmen, fet ein Srrthum. (Prot, ©. 2217, 
2218.) ' 

Bei der Berathung über diejen Antrag wurde für denfelben noch angeführt: 
Der Sap, daß die Uebergabe des Konnofjementd der Mebergabe der Waare gleich 
ftehe, habe erhebliche theoretifche Bedenken gegen ih. Eine Befigübertragung an 
der Waare auf den jeweiligen Inhaber des Konnoſſements laſſe ſich nidht denken, 
ohne daß der Schiffer die Intention babe, für ihn zu beiten, was nicht möglich 
fei, weil er den Komnofjententdinhaber in der Negel gar nicht kenne ꝛc. Der Sap 
führe ferner zu unlösbaren praktiſchen Schwierigkeiten, wenn mehrere Gremplare des 
Konnofjements an verfchiedene Inhaber indoffirt würden u. ſ. w. Es fei zwar als 
Bedürfnig anzuerkennen, daß der Konnofjementdinhaber nicht nur nicht dem vindi— 
zirenden Cigenthümer des Guts zu weichen brauche, fondern von diefem jogar mit 
einer felbftftändigen Klage die Auslieferung verlangen dürfe, aber zur Statuirung 
einer ſolchen Befugniß bedürfe e8 nicht eines jo weitgehenden Satzes, wie Art. 388, 
es genüge ber Sag, daß dem gutgläubigen Konnofjementöinhaber gegenüber das 
Eigenthumsrecht nicht geltend gemacht werden dürfe. (Prot. ©. 2219— 2222.) 

Gegen den Antrag wurde zwar darauf hingewiejen, daß Art. 388 früher mit 
großer Majorität angenommen worden. Die theoretifhen Bedenken fänden dadurch 
ihre Erledigung, daß nicht ausgeſprochen werben folle, die Uebergabe bed Konnofie- 
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mentd gewähre den Befig der Waare, fondern nur, daß fie rechtlich Die Stelle der 
Uebergabe der Waare vertrete. Ob dieſe den Beliperwerb nad fich ziehe, hänge 
dann von den konkreten Berhältniffen ab. Es handle fi) auch nicht darum, das 
Rechtsverhältniß ftreng nach römischen Recht zu Eonftruiren, fondern eine dem Ver⸗ 
fehröbedürfnifje unentbehrlihe Vorjchrift zu erlaffen. In der Handelöwelt babe fich 
feit geraumer Zeit die Anſicht befeftigt, daß die Auslieferung des Konnoſſements 
die volle Herrichaft über die Waare jelbft gewähre. Diefer Anficht gemäß habe ſich 
ber Verkehr entwidelt und fie fei zur Sicherheit gejeßli anzuerkennen. (Brot. 
©. 2222—2226.) 

Demungeachtet wurde die Streihung des Art. 388 beichlofien. (Brot. 
S. 2226.) 

Bei der II. Lejung ded Seerechts (Hamburg) wurden jedoch mehrere An- 
träge eingebracht, mit dem Konnofjementserwerb dingliche Wirkungen von größerem 
oder geringerem Umfange zu verbinden. (Prot. ©. 4015, 4021.) 

Für dieſe Anträge wurde geltend gemacht: Cine Beitimmung über bie 
Wirkung der Konnofjementsübertragung in Bezug auf ben Erwerb von Rechten an 
den Gütern fei ſchon wiederholt für erforberlih erklärt worden. Bon den ver- 
ſchiedenen dafür jprechenden Gründen ſei indbefondere hervorzuheben, daB es ohne 
eine jolche jchlechterdingsd an jeder Entjcheidungdnorn für den Richter bei Kollifion 
mehrerer Konnofjementdinhaber fehle und demfelben nothwendig eine gejetliche Be- 
fimmung dafür gegeben werden müfle. Ferner ſei im Verkehre die Anficht, daß 
bei regelmäßigem Berlaufe der Gefchäfte derjenige, welcher dad Konnofſement habe, 
eben jo ficher fei, ald wenn ihm die Güter ſelbſt übergeben worden wären, jo all- 
gemein vorherrichend, daB das Geſetz nicht umhin könne, davon Notiz zu nehmen 
und anderenfalld eine ſehr fühlbare und nicht zu rechtfertigende Lücke enthalten 
würde. Könne man aud feine völlige Rechtögemeinfchaft in Betreff bed Verkehrs 
mit den Konnofjementen erzielen, fo erjcheine e8 doch ſchon ald ein bedeutender &e- 
winn, wenn der Uebergabe bed Konnofjenients allenthalben gleichmäßig diejenige 
Bedeutung beigelegt werbe, welche nach dem betreffenden bürgerlichen Rechte Die 
Debergabe der Güter felbft habe. Jedenfalls würden dadurch die umerträglichen 
Konfequenzen der rein obligatorifchen Theorie (3. B. im Konkurſe der Ablabers) 
befeitigt und Abhülfe geſchaffen. (Prot. S. 4016—4019, 4021 ff.) 

Gegen die qu. Anträge wurde aber wiederholt auf die früher beigebrachten 
Gründe, indbefondere darauf Bezug genommen, daß kein Bedürfniß vorhanden ſei. 
Die allgemeinen Grundjäge des bürgerlichen Rechts ſeien vollftändig ausreichend, 
um in jedem einzelnen Yalle über den Umfang ber fraglichen Rechte und das Ber- 
hältniß der verfchiedenen Konnoſſementsinhaber zu einander richtig enticheiden zu 
tönnen. in gemeinfchaftliched Hecht werde dadurch doch nicht erzielt, in dem 
Bublitum eine gefährliche Täufchung fiber die Sicherheit, welche ihm der Beſitz des 
Konnoffementd gemwähre, hervorgerufen und endlich eine Art ſymboliſcher Tradition 
der Güter anerkannt, obſchon die Unhaltbarkeit einer ſolchen Tradition für daB 
gemeine Recht außer Zweifel ftehe. (Brot. ©. 4015, 4016.) 

Bei der Abftimmung wurde indeß faft einftimmig befchloffen, auf dieſe An- 
träge einzugehen und zwei Spezialanträge, die hiernach aufzunehmende Beitimmung 
nur auf den Erwerb von Eigenthum und Pfandrecht, fowie (Prot. ©. 4018, 
4019) auf den zur Zeit der Webergabe in gutem Glauben fich befindenden Em- 
pfänger zu bejchränfen, abgelehnt. (Brot. ©. 4020.) 
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Was nun die Faſſung der fraglichen Beftimmung anlangt, jo wurde geam 
die Faſſung des früher abgelehnten Art. 388: 

„Die Uebergabe des Ladejcheind bezw. Konnofjements fteht der Ueben 
gabe ded Guts gleich.” 

Bedenken erhoben, weil Died nur heißen könne: Die Uebergabe ded Konnoffement 
bringt alle Diejenigen Rechtswirkungen hervor, welche entitanden wären, wenn te 
Sndoffant dem Indoſſatar das Gut felbit in dem Zeitpunft der Konnoiie 
mentsübergabe übergeben hätte. Hierauß würde folgen, daß der Ablaker, 
welcher Eigentbümer der Waare ijt, und ebenfo der Konnoffenienterwerber, welden 
der Konnofjement zur Erfüllung eines auf Eigenthumsübertragung gerichteten Ver 
traged übertragen ift, vor der Weiterübertragung des Konnofjementd über da 
ſchwimmende in feinem Eigenthum befindlide Gut auh ohne WVBermittlun; 
ded Konnojjementd wirfjam diöponiren Tönnte — was nicht beabfichtigt a. 
Ferner wäre, wenn die lebertragung des Konnoſſements diefelbe Wirkung erzenst 
welche die zur felben Zeit vorgenommene Webertragung des Guts herporgebrutt 
hätte, fall8 die Güter in diejer Zeit bereitö untergegangen waren — nihil sctur 
(Prot. ©. 4022— 4025). Aus diefen und ähnlichen Bedenken wurde unter mebrern 
Borihlägen ‘Brot. S. 4015, 4021) ſchließlich die Faſſung gewählt: 

„Die Uebergabe des an Ordre lautenden Konnoffements an Te 
jenigen, welcher durch daffelbe zur Empfangnahme legitimirt wird, bi 
jobald die Güter wirklich abgeladen find, für den Erwerb der von de 
Uebergabe der Güter abhängigen Rechte diejelben rechtlichen Wirkungen 
wie die Uebergabe der Güter.“ 

md ald Art. 649 in den feerechtlihen Theil des H.&.B. aufgenommen (Fre 
©. 4015—4034), auch zugleih in einem bejonderen Art. 650 für den Fall m 
Kollifion mehrerer Konnofjementsinhaber .(bei Ausftellung mehrerer Eremplare eine 
Konnofjements) Entiheidung getroffen. (Prot. ©. 4032—4034, 4129, 4130.) 

Eodann wurde beichloffen, vorzufchlagen, daß bei der Schlußberathung de 
vier erften Bücher ded ©.-©.-B. der Beihluß, den Art. 388 zu ftreichen, af 
geboben und Art. 388 in einer dem Art. 649 entiprechenden Yaffung, alfo 

Die Uebergabe ded an Ordre Iautenden Ladeſcheins an Denjenigen..- 
(weiter wörtlidy wie oben!) 

wieder bergeftellt werde. (Prot. ©. 4130, 4131.) 

Zur II. Zejung ber erften 4 Bücher de8 H.G.B. (Nürnberg) beantragter 
jedod Hannover (Monit. Nr. 476) und Hamburg (Monit. Nr. 479), den Art. 38 
zu ftreichen, indenn — abgejehen von den fchon in den früheren Berbandlunge 
dafür geltend gemachten Gründen — noch hervorgehoben wurde, daß nad Ham 
burgiſchem Rechte zwar für den Verkehr mit Konnofjementen, nicht aber für den BVerfeht 
mit Ladeſcheinen Dad Recht Der stoppage in transitu geregelt jei, die Abfenter ie 
mit Durch Art. 388 leiht in Nachtheil verfegt werden könnten. Hierauf wurde 
mit geringer Majorität (7 gegen 6 Stimmen) gegen die Annahme der in II. Lejuny 
des Seerechts beſchloſſenen Faſſung, jowie für Streihung des Art. 388 entſchieden 

Wenngleich hiernach die in Art. 649 des H.G.B. für das Geelonnofjemet 
gegebene Beltimmung nicht ausdrücklich auch auf den Ladejchein im Gejepe aub 
gedehnt worden ift, ergiebt Doch der ganze Verlauf der Berathungen, indbejonder 
die Öleichftellung beider Transportpapiere bis zur legten Berathung, daß ei 
Unterjhied in der mit der Lebergabe verknüpften dinglidhen Bir 
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fung nicht beabfidhtigt worden und der Mangel einer auddrüdlichen, geſetz⸗ 
lichen Gleichftelung des Ladeſcheins auf nebenjächlichen Erwägungen berube, vor 
nehmlich wohl auch darauf, daß man das neuere Snftitut des Ladeſcheins überhaupt 
gejeglich noch nicht ganz ausbauen, fondern feine Entwicklung der Prarid und 
der analegen Anwendung ber jeerechtlihen Normen der Konnofjementd über- 
Iaffen wollte (Vgl. Entſch. des Reichsgerichts Bd. 5 S. 79.) 

Ferner weift für die Gleichjtellung des Ladefcheind mit dem Seefonnoffement 
auch nach der dinglihen Seite Goldihmidt ($ 75 ©. 766 ff.) mit Recht darauf 
bin, daß, wenngleich die ausdrüdliche Aufitellung eines entfprechenden allgeneinen 
Rechtsſatzes abgelehnt worden, doc nicht allein die Konjequenzen dieſes Rechtsſatzes 
für Pfand» und Retentiondrecht in durchaus gleicher Weije, wie für dad Konnoffe- 
ment anerkannt feien (Art. 374, 382, 313 H. G.B.), fondern aud) die allgemeine 
Geltung Derjelben um jo weniger bezweifelt werden fünne, als derſelbe keineswegs 
nur kraft pofitiver, gefeglicher oder gemohnbeitliher Sanktion bejtehe, ſondern 
zugleih als wiſſenſchaftlicher Sag fih unmittelbar aus den Grundfügen bed 
bürgerlichen Rechts vom Erwerb der Gewahrjam und der Beliger durch Mittelds 
perjonen ergebe. Wenn der Frachtführer nad) Augjtellung des Ladeſcheins der Ver— 
fügung Des Abjenders als folchen entzogen fei und nur an den legitimirten Inhaber 
des Ladeſcheins audliefern Dürfe, wenn ferner der Kadefchein vorwiegend den Zwed 
babe, den bezeichneten Empfänger zur ficheren Verfügung über dad Trandportgut 
zu befähigen, jo müffe nothwendig angenommen werden, daß nach Ausftellung des 
Ladeſcheins der Frachtführer nicht für den Abjender, fondern lediglich für den be» 
rechtigten Inhaber des Ladeſcheins detinire, ſomit der letztere durch Erwerb des 
Ladeſcheins die Gewahrſam des Transportguts und die daran nach Umftänden ſich 
knüpfenden weiteren Rechte verlange. Schon die ältere Praxis habe vielfach den 
Ladeſchein (Binnenkonnoſſement) in dieſem Sinne behandelt und die geſetzliche An- 
erkennung wie nähere Regelung deſſelben habe die an ihn geknüpften Rechtswirkungen 
unmöglich abgeſchwächt, ſondern ſichergeſtellt. 

Vgl. Goldſchmidt S. 666, 686, 760 ff, Hillig S. 52, Gad, Handelsr. S. 300, 
Bluntſchli-⸗Dahn, D. Privatr. $ 159, Keyßner ©. 471, 472 Nr. 2, Anſchütz und 
v. VBölderndorff II ©. 128, 129, 459, Bejeler $ 228, Budelt U. S. 4u3 Pr. 4, 
Endemann $ 78 II. ©. 364 und $ 158 ©. 740, Seuffert’8 Arch. Bd. 15 ©. 49, Centr.⸗ 
Org. R. 5. Bd. 1 ©. 517 und Bd. 3 ©, 368 ff., Hamb. Hand.⸗Ger.⸗Zeitg. 1868 Nr. 238, 1869 
Rr. 209 und 1870 Nr. 261, Entſch. R.-D..9.G. Bd. 8 ©. 414, dagegen Bareid, Hand. R. 
©. 251, 340, der Hamburg. Kommifſ.⸗Ber. ©. 58, Randa, Beſitz ©. 126, 127, v. Hahn II. 
©. 501, 502, C. 5. Koh und Mafower, Anm. zu Art. 415, Striethorjt, Arch. Bd. 68 
©. 174, Buſch's Ar. Bo. 9 ©. 270 ff. 

Diefer Auffaffung Goldſchmidt's Hat fih auch dad Reichsgericht voll 
ftändig angefchlofien. 

Bol. Erf. des Reichs⸗Ger. vom 1. Dftober 1881, Entſch. Bd.5 ©.79 (j. unten Anm. 176.) 


Aus Vorftehendem folgt, daß, wie der im Art. 649 des Seerechts für dad 
Konnoffement ausgejprochene Grundſatz auch auf den Ladeſchein analoge Anwendung 
findet, auch die weiter damit zufammenhängenden, in dem Art. 650 des Seerechts 
enthaltenen Normen gegebenenfall® auf das Rechtsverhältniß mehrerer Ladejchein- 
inhaber zur Anwendung zu bringen find. Sind alſo mehrere Eremplare eined an 
Drdre lautenden Ladeſcheins audgeftellt, jo fünnen — arg. Art. 650 — von dem 
Inhaber des einen Cremplard die im Art. 649 bezeichneten redhtlihen Wirkungen 
der Webergabe des Papiers zum Nachtheile dedjenigen nicht geltend gemacht werdet, 
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welcher auf Grund eines anderen Eremplard in Gemäßheit des Art. 417 die Aus 
lieferung der Güter von dem Frachtführer erlangt bat, bevor der Anſpruch auf Aus 
lieferung von dem Inhaber bed erfteren Eremplard erhoben worden iſt. Ferner 
geht — nad Analogie ded Art. 651 — falld der Frachtführer die Güter noch nicht 
audgeliefert bat, unter mebreren ſich meldenden Ladeicheininhabern bei Kollifion ter 
auf Grund der Tadeicheinübergabe an den Gütern geltend gemadten Rechte ber 
jenige vor, defien Exemplar von dem gemeinjchaftlichen Bormanne, welcher mehrere 
Ladefcheineremplare ar verſchiedene Perfonen übertragen bat, zuerft der einen dieſer 
Perſonen bergeftalt übergeben ift, daß diefelbe zur Empfangnahme der Süter Iegi- 
timirt wurde. Bei dem nad einem anderen Orte überfandten Eremplare wird tie 
Zeit der Uebergabe durch den Zeitpunkt der Abfendung beftinmt. 


159) „Der Abſender und’ der Frachtführer Tännen übereinlommen, daß ver 
Ießtere dem erfleren einen Ladeſchein ausflellt.” 


Art. 413 trifft im Alinea 1 Beitimmung über die Entftehungsart des 
Ladefcheind, während Alinea 2 eine Definition befielben enthält. 

Die Ausftellung eined Ladeſcheins beruht nah Alinea 1 auf der freien 
Nebereintunft des Abfenderd und des Yrachtführerd. Diefelben Petſonen, welde 
den Frachtvertrag abfdhließen, der „Abjender” und der „Frachtführer“ (vgl. 
Br. 1. ©. 2 f. 51-55, ©. F. Koh ©. 418 Anm. 51) 

„können übereinfommen, daß der leßtere dem erfteren einen Lade 
ſchein ausſftellt.“ 

Die Ausftellung eines Ladeſcheins iſt fakultativ, nicht obligatoriſch. Es 
ſteht im Belieben beider Theile, ob ſie ſich über die Ausſtellung eines Ladeſcheins 
einigen wollen, der Wille eines Theils genügt nicht. Der Ladeſchein iſt nicht ein 
Eſſentiale des Frachtvertrages und zu deſſen Perfektion nicht erforderlich. „Ber 
pflichtet zur Ausſtellung eines Ladeſcheins iſt der Frachtführer nicht ſchon aus dem 
Frachtvertrage, ſondern nur aus einem beſonderen, dem Abſender gegebenen Ber- 
ſprechen.“ (Thöl III. S. 77.) Die Ausſtellung eines Ladeſcheins kann daher an 
fh von beiden Theilen — Abſender und Frachtführer — nur dann verlangt 
werden, wenn 

1. unter ihnen auddrüdlich bei Abſchluß ded Frachtvertrages ftipulirt ift, 
daß ein Ladeſchein auszuſtellen ift, oder 

2. vereinbart ift, daß der Frachtvertrag erft durch die Ausftellung eines 
Trachtvertrages perfett werden bezw. verbindliche Kraft erhalten folle, 
oder 

3. nad) fpeziellem Handelsbrauch, Landesrecht zc. der Ladeſchein im fon- 
freten Yalle derartig ald ein Naturale des Frachtvertrags anzuſehen tft, 
daß feine Austellung unter den Parteien als bei Eingehung des Fracht⸗ 
vertrags ftillichweigend mitausbedungen gelten muß. 
Vgl. über einen Fall ber Berurtheilung zur Ausftellung eines Ladeſcheins: d. Erf. des 

Kom. und Adın.Koll. Königsberg vom 11. Juni 1868, Gentr»Drg. N. F. 2b. 5 ©. 2ll. 

Abgeſehen von Dielen drei Yällen hat weder der Abjender noch der Fracht. 
führer dad Recht, die Austellung eined Ladeſcheins zu verlangen. Hierdurch unter: 
ſcheidet fi der Ladeſchein nicht unmelentlich jowohl vom Yrachtbriefe, wie vom 
Seekonnoffement. Denn die Ausftellung eined Frachtbriefes kann nad Art. 391 
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Alin. 2. 9..©.-B. wenigftend der Frachtführer ſtets verlangen, gleichviel ob 
diefelbe verabredet oder als Naturale des Yradhtvertrages anzujehen tft (Vgl. Bb. 1. 
©. 56), und zur Ausftellung eine Seekonnoſſements ift nach Art. 644 H.G.B. 
der Frachtführer dem Ablader verpflichtet, ebenfo wie auch erfterer von legterem 
die Ertheilung einer vollzogenen Abſchrift des Konnoſſements verlangen Tann. 
(Anſchütz II. ©. 129, 459, 460, Goldſchmidt $ 716. 666 f.) 

Die Gründe, weshalb die Außftellung des Ladeſcheins — im Gegenfage zum 
Trachtbriefe und Konnoffement — für beide Theile zu einer nur falultativen 
gemacht ift, find in den bereit3 oben (Anm. 158 ©. 7 f.) mitgetheilten legislato— 
riihen Berathungen eingehend erörtert worden. 

Bl. Goldſchmidt 8. 75 ©. 763: „weil durch Ladejcheine die Verbindlichkeiten des Fracht⸗ 
führerd erheblich geſteigert und inſoweit die Rechtsſätze vom Frachtvertrag modifizirt werden.“ 
ſ. auch Keyßner ©. 472. 

Nach dem Preuß. Entw. (Art. 319) war der Frachtführer zur Ausſtellung auf 
Berlangen bed Abfenderd verpflichtet. (Mot. S. 176.) In I. Lejung wurde dies 
zwar fchon beanftandet, insbeſondere weil im "Eleineren Frachtverkehre, wo viele 
Srachtführer ihre Namen nicht ſchreiben könnten, eine ſolche Vorſchrift nicht durch. 
führbar fein würde (Prot. ©. 845—849), demungeachtet aber die bezügliche Ver- 
pflihtung beibehalten. (Art. 348 1. Leg.) Erft in II. Leſung wurde anfänglich 
diefe, Verpflichtung ganz bejeitigt und die Auöftellung eines Ladeſcheins ber freien 
Vereinbarung der Betheiligten anheimgeftellt (Prot. ©. 1211, 1246), demnächft 
jedoch für diejenigen Frachtführer, welche nicht zu den gewöhnlichen Fuhrleuten, 
Sciffern oder Boftanftalten gehören, wiederbergeftellt. (Prot. ©. 1443, 1444 
Art. 385 II. Zeig.) In II. Lefung endlih wurde auf Grund verfchiebener An- 
träge bejchlofien, die Zwangspflicht generell zu befeitigen und in Betreff aller 
Frachtführer die Ausftellung eined Ladeſcheins dem freien Uebereinfommen zu über- 
faffen. (Brot. ©. 4699, 4768, 4769.) 

Vgl. Soldihmidt 8 75 ©. 763 und Ann. 91, v. Hahn 11. ©. 496, 497, Makower 
©. 409 Anm. 36, Keyßner S. 472, Puchelt ©. 402, Adermann in Buſch's Arch. Br. 4 
©. 472, v. Krüäwel ©. 584. 

Was den Eijenbahnverfehr anlangt, jo wurde in Rückſicht darauf, daß nach 
Art. 413 die Ausſtellung von Ladeſcheinen für den Frachtführer nur fakultativ iſt 
und ber Verein deutſcher Eiſenbahnverwaltungen ſich bereits vorher aus Verkehrs. 
rückſichten in ſeiner Denkſchrift vom 12. Dezember 1859 S. 24—26 entſchieden 
gegen die Einführung von Ladeſcheinen ausgeſprochen hatte, auf Beſchluß der 
Kölner Generalverſammlung (26. Auguſt 1861) in das Bereindreglenent vom 
1. März 1862 ($ 5 Nr. 5) der Zufag aufgenommen: 

„die Ausſtellung von Ladeicheinen findet nicht Statt.” 

Diefed ausdrüdliche Verbot ging unverändert in das Bundesreglement vom 
10. Juni 1870 über. Auf dad Andrängen des Handelsſtandes wurde jedoch zu— 
nächſt im Dejterreidh. Reglement von 1872 der ſchon im H.©.-B. Art. 413 be- 
tretene Mittelweg gewählt, &. h. durch Streihung der Verbotsbeſtimmung Die 
Ausftellung von Ladeicheinen von dem fakultativen Ermeſſen der einzelnen Bahnen 
bezw. vom Webereinfommen ver Parteien abhängig gemacht. Und in Weberein- 
ftimmung hiermit ift jpäter die fragliche Berbotöbeftimmung in die Reglements von 
1874 ſowie in dad Bereind-Betrieböreglement nicht wieder aufgenommen worden. 
Sonach darf zwar jede Eifenbahn mit dem Abjender ki es im Bingefalle durch 

Eger, Deutſches Frachtrecht. III. 
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beiondere Uebereinkunft oder durch ihre Spezialreglementd und Xofaltarife die Aus 
ftelung von Ladeſcheinen verabreden bezw. den Empfangsicheinen ($ 50 Wr. 5 
Regl.) durch entiprechende Zufäge diefen Charakter verleihen. (Vgl. Goldſchmidt 
8 75 ©. 762). Indeß find Ladeſcheine trotz ihrer Zulafjung im Eiſenbahnverkehre 
in Deutjchland ganz außer Gebrauch und auch in Defterreih-Ungarn nur in fehr 
befchräntter Anwendung. 

Bl. Bd. 1. ©. 112, 113, Epftein ©. 54, Keyßner ©. 471, Anſchütz TIL ©. 1% 

Puchelt I. ©. 402, Goldſchmidt 8 75 ©. 763 und Anm. 92a. 

„Einen Ladeſchein.“ Die Worte „einen Loadeſchein“ fchließen nicht aus, 
daß mehrere Eremplare — Duplikate — deſſelben Ladeſcheins nach Ueberein⸗ 
kunft auögeftellt werden können. Es jollte damit nicht etwa eine Abweichung vom 
Geelonnofjement (Art. 644 H.G.B.) geichaffen, vielmehr nur dem tbatjächlichen 
Umftande Rechnung getragen werden, daß mehrere Exemplare, Duplifate ꝛc. von 
Ladeſcheinen im Verkehre in der Regel nicht vorfommen und man nur gemilfer- 
maßen das bereitd Vorhandene feitftellen, nicht aber ber weiteren Entwidlung 
dieſes Inſtituts vorgreifen wollte.” Wo aber doch ausnahmsweiſe die Außftellung 
von Ladeſcheinen ftattfindet, kann ed nicht wohl zweifelhaft fein, daß darauf Lie 
Grundſätze ded Seefonnofjementd (Art. 644 f.) analoge Anwendung finden. Die 
ergeben bie Materialien. Nach den Protofollen über die Berathung mit kauf 
männichen Sachverftändigen (Berlin 1856) wurde Die Außftellung mehrerer Dupli- 
Tate des Frachtbriefd und Ladeſcheins für erforderlich gehalten (S. 96 88 322 Fi.) 
Bezüglihe Beitimmungen gingen daher in den Preuß. Entw. Urt. 319 bis 
325 über. 

Sn den Motiven (©. 176) wird died damit begründet, daß der Berfenver 
unter Umftänden auch mehrerer Duplifate bedürfen könne, 3. B. außer zur Ber 
fendung auch noch zum Zwecke der Verzollung oder Berficherung ded Gut. 

Auch in I. Lefung (Prot. ©. 851, 853) wurden dieſe Beftimmungen beibe- 
halten und Art. 348 nach Analogie des Seerechts in folgender Faſſung beichlofien: 

„Auf Verlangen des Abſenders ift der Frachtführer verpflichtet, dem⸗ 
jelben einen Ladeſchein in fo vielen Exemplaren einzuhändigen, als er 
verlangt.“ 

In II. Leſung dagegen wurde geltend gemacht, die ſeerechtlichen Beſtimmungen 
über das, Konnofjement ſeien für gewöhnliche Fuhrleute und Schiffer zu komplizirt 
und zu fchwer zu handhaben; dieſe Leute betrieben ihr Geſchaͤft vielfach durch 
Knechte und Sepichiffer, welche oft kaum, häufig gar nicht leſen und fchreiben 
fönnten, und fo jeien denn Berjehen und Berwidlungen, die der Herr zu entgelten 
babe, um jo mehr zu befürdten, zumal wenn Duplifate, Zriplilate u. |. w. zu: 
Yäffig jeien. (Prot. ©. 1240.) Es wurde baber der Antrag geftellt, Duplifate 
nicht zuzulaffen und den Artikel dahin zu faflen: 

„Auf Berlangen des Abjenderd kann der Yrachtführer fiatt des 
Frachtbrief3 einen Ladeſchein ausftellen. Weitere Eremplare des Lade⸗ 
eins find ungültig.” (Brot. ©. 1241.% 

Bon der einen Seite wurde hierzu bemerkt, das wejentliche Intereffie an bem 
Snftitute der Ladeſcheine gehe verloren, wenn man in der Weife des Antragd über 
die Audftelung von Duplifaten beftimme Ein Verbot derjelben jei nicht einmal 
durchführbar, denn wenn es auch unterfagt würde, Duplifate der Ladefcheine d. i. 
‚mehrere Ladeſcheine über ein unb diefelbe Ladung ausdzuftellen, aus denen erfichtlich 
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wäre, daß und wie viele Duplifate audgeftellt worden zc., fo könne man boch nidht 
verhindern, daß mehrere Xadejcheine in der Yorm von Originalen über diefelbe 
Ladung audgeftellt würden. — Bon anderen Seiten wurde hervorgehoben, wo 
mebrere Sremplare der Ladeicheine vorhanden jeien, werde eine Reihe von Ber- 
wirrungen die unaudbleibliche Yolge fein. Der Fuhrmann werde fih nicht Teicht 
über die Yrage zurecht finden Tönnen, wie er zu verfahren habe, wenn die Erem- 
plare in verfdhiedenen Händen feien. Wenn man Duplifate zulaffe, jo fei auch zu 
bedenten, daß zum Schaden bed Publikums eine Menge negociabler Papiere ge 
ſchaffen würde, mit denen jehr leicht Mißbrauch getrieben werden könne. Zudem 
fet beim Landtrandport Tein Bedürfnis für Zulaffung von Duplifaten der Labe- 
icheine vorhanden. — Bon einer dritten Seite wurde vorgeidhlagen, von den Dupli⸗ 
taten der Radefcheine im Geſetze gar nichtd zu fagen, deren Beurtheilung und Aus- 
bildung vielmehr, wenn fih in der Yolge ein Bedürfniß für biefelben ergeben 
würde, und foldhe wirklich vorkommen jollten, vorerft der Prarid anheimzugeben, 
und deren Einführung durch den Verkehr abzuwarten. 

Schließlich wurde der zuletzt erwähnte Vorfchlag zum Beſchlufſe erhoben. 

Sn IN. Leſung wurde auch ein Antrag Bayernd (Monit. Nr. 480), welcher 
eine Ladeſcheinkopie erwähnt, auß dem Grunde abgelehnt, weil in II. Leſung be- 
ſchlofſen worden jei, über die Audftellung von Duplikaten des Ladeſcheins nichts in 
das Geſeß aufzunehmen, fondern die ganze Lehre der Jurisprudenz anheimzugeben, 
was au um fo angemefjener erjcheine, als wenigftend bis jept Duplikate der 
Ladeſcheine in der Prarid wohl nicht leicht vorgefommen fein dürften und die 
Analogie der Beftimmungen über da8 Konnofjfement für deren 
Beurtbheilung audreihen werde; — eine Analogie, deren Zuläfligkeit aller- 
dings keineswegs allgemein zugegeben wurde. (Prot. ©. 4775, 5105.) 

Ungeachtet dieſer lepteren Bemerkung in den Protoföllen wird mit Rüdficht 
aud auf das Anm. 158 III. S. 8f. Angeführte die analoge Anmwenbung der Kon- 
nofjementögrundfäge auf die Duplifate von Ladejcheinen nicht wohl in Aweifel zu 
ziehen fein und daher auch in der Theorie allgemein angenommen. So von Gold: 
ſchmidt $ 75 ©. 762 (und Anm. 89): „Duplifate find nicht üblich; wo fie vor 
tommen, nad den Srundfägen der Konnoffenentöduplifate zu beurtheilen.” (Bal. 
Keyßner ©. 472, Puchelt Art. 413 Nr. 5 ©. 404, v. Hahn II. ©. 497 8 2, 
Adermann bei Buſch's Arch. Bd. 4 ©. 422, Bat ©. 300, 301, Scheffer umd 
Groß ©. 446.) v. Kräwel ©.585 Nr. 2: „Da die Ladeſcheine nur eine andere 
Benennung für dad Konnofjement find, fo werden auch die Borfchriften, welche nach 
Art. 648—651 für den Fall ber Audftellung mehrfacher Konnofjemente gelten, auf 
ſolche Ausftellung von Ladeicheinen analoge Anwendung finden können.“ (Dagegen 
Makower, Brir ©. 413.) ' 

Zu unterjcheiden vom Duplifate ift die Kopie oder Abſchrift bed Ladeſcheins. 
Art. 414 Alin. 3 enthält die dem Art. 644 Alin. 3 nachgebildete Vorſchrift, Daß 
der Abjender dem Yrachtführer auf deſſen Berlangen eine von ihm unterzeichnete 
gleichlautende Kopie des Ladeſcheins auszuhändigen bat. Der Grund für die Auf 
nahme diefer Vorſchrift liegt — wie in den Seeredhtöberathungen erörtert — darin, 
daß der Schiffer, wie auch der Frachtführer nicht felten in Die Lage fommt, ſich 
auf fein Konnoffement (Ladeſchein) berufen zu müffen, und mit demielben feine An- 
ſprüche zu begründen. Es ift deshalb wünfchendwerth, ihm ein Mittel an die Hand 
zu geben, wodurch er ſich ein Dokument verjchaffen kann, defien Inhalt wenigftens 
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gegenüber dem Ablader (Xbjender) ald das richtige gelten muß. Nach mehreren 
Geſetzgebungen wird died dadurch erreicht, daß der Ablader (Abjender) mindeftens 
ein Eremplar unterjchreiben, und Died dem Schiffer (Frachtführer) zuftellen muß. 
Durch eine derartige Beftimmung wird aber die Natur des Konnofiement3 (Lade: 
ſcheins) als eined einjeitigen Berpflichtungsfcheind verdunfelt und der Auffajjung 
Raum gegeben, als ob das in den Händen bed Schiffers ıc. befindlihe Konnoſſe⸗ 
ment 2c. diefelben Wirkungen hätte, wie jeded andere Eremplar. Zur Vermeidung 
diefer Uebelftände und um zugleich die Begründung der Anſprüche des Schiffers x. 
zu erleichtern, ift ihm die Befugniß ertheilt, eine mit der Unterfchrift des Abladers 
bezw. Abfender8 verjehene Abjchrift des Konnofjementd zu verlangen. Dieſe Ab⸗ 
ſchrift fol biernady nicht zum Zwede der Verfügung über die Waare dienen, fon. 
dern lediglich ald Beweidmittel gegen Abjender und Empfänger in Zollverficherungs: 
und anderen Angelegenheiten. (Vgl. Prot. ©. 2194—2196. Goldſchmidt 8 71 
©. 676 und $ 75 ©. 763 und Ann 90, Makower Anm. 140 und &. %. Kot 
Anm. 146 zu Art. 644 — ſ. unten Anm. 170 ©. 50 zu Art. 414 Alin. 3.) 

Meichen die verjchiedenen Duplikate oder dieje und die Kopie des Ladeſcheins 
von einander ab, jo ift die Beweiskraft der einzelnen Eremplare nach der Geſammt⸗ 
heit der Umftände zu beurtheilen und fo der vereinbarte Inhalt des Ladeſcheins feft- 
zuftellen. (Goldſchmidt $ 71 ©. 676 und Anm. 31.) 

Neben bem Ladejchein ift auch die Ausſtellung eined Frachtbriefs zuläffig, 
aber nicht obligatoriih. Denn der rechtlidhe Charakter und Zwed dieſer beiden 
Zransportpapiere ift wejentlic, verfchieden. (Vgl. Anm. 158 ©. 2 und Anm. 160 
©. 24), wenngleich fie fih im Einzelfalle erfeßen oder doch wenigjtend ergänzen 
tönnen. Der Preußijche Entwurf enthielt hierüber feine Beftimmung. 

In 1. Leſung war man anfänglich nicht einig darüber, ob man neben dem bis- 
ber beiprochenen Ladeſcheine noch einen gewöhnlichen Frachtbrief zulafen oder wohl 
gar verlangen ſolle, obſchon der legtere mit dem erften im Widerſpruch ſtehe, va 
der Frachtbrief ein Aviſo an eine beftimmte Perfon ald Empfänger enthalte, wäh- 
rend der erftere einen Wechſel diefer Perfon, ja gänzliche Unbeftimmtheit derſelben 
zulafie. Es wurde hierauf mit Stimmeneinhelligfeit bejchloffen, daß ed neben dem 
Ladejcheine nicht auch noch der Ausftellung eines Yradıtbriefed bedürfen jolle.. (Brot. 
©. 849.) Dementipreend wurde in dem Entwurf I. Lefung dem Art. 349 der 
Zuſatz beigefügt: 

„Der Audftellung eines Yrachtbriefd neben dem Ladeſchein bedarf 
ed nicht.” 

Sn II. Leſung wurde jedoch die Streihung diefer Beitimmung beihlofien, da 
die Ausſtellung von Frachtbriefen neben den Ladejcheinen nicht unterfagt, ja nicht 
einmal widerrathen werden folle, indem Diejelben wegen der Zollverhältnifie, wegen 
der Beziehungen des Yrachtführerd zum Abjender u. dergl. wielleicht nicht zu ent- 
bebren fein würden. (Brot. ©. 1247 u. ©. 1249 a. &., Art. 386 Entw. II. Leſ.) 
„Die Beitinunungen der Art. 391, 392 H.G.B. bleiben alſo aud, wenn ein 
Ladeſchein audgeftellt ift, maßgebend (Art. 419), während die Art. 402—405 als- 
danu nicht zur Anwendung kommen, fondern Art. 415—417. (v. Hahn 11. 
©. 497 8.2. C. F. Koh ©. 418 Anm. 52. Goldſchmidt $. 75 ©. 757 
u. Anm. 75. Anſchütz UI. ©. 127 Anm. 18. Brir ©. 413, 414. Gad 
©. 299, 300. Sche fer u. Groß ©. 447.) 

„Ausftellt” „Ausſtellung“ ift an ſich zwar nicht identijch mit „Unter- 
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zeihnung” oder Bollziehung, wie in ben Berathungen zu Art. 391 H.G.B. 
(Brot. ©. 781 f., 4674 f.) in Betreff ber Ausftellung von Frachtbriefen ausdrücklich 
hervorgehoben wurde, wonach der Frachtführer nur die Ausftellung, nicht aber auch 
die Unterzeichnung des Frachtbriefs feitend des Abfenderd verlangen kann. (Bol. 
Bd. 1. ©. 56-60.) Unter „Außftelung“ ift vielmehr nur die Yormulirung, 
Fertigung und Hingabe eined ſolchen Schriftftüdd in ber vereinbarten, üblichen 
oder den geſetzlichen Erfordernifien entiprechenden Form zu verftehen. Die Form 
ift die eined Empfangd- und bez. Verpflichtungsicheind (vgl. Art. 413 Al. 2 und 
Goldſchmidt 8 71 ©. 670), deflen im Art. 414 bezeichnete Beftandtheile nur 
fatultative find (vgl. Ann. 161) derartig, daB das Fehlen bed einen ober des 
anderen nicht Die Ungültigfeit des Radejcheind zur Folge bat. Wejentlih ift nur 
die Unterzeichnung durch den Frachtführer. Ihr Mangel macht den Radefchein un⸗ 
gültig. (Bol. C. %. Koh ©. 421 Ann. 54. Gad ©. 299 u. Goldſchmidt 
8 75 ©. 761.) Zumeift pflegt der Abfender (Ablader) oder deſſen Perjonal ben 
Schein nah Yormular bereit3 volftändig außzufüllen und dem Frachtführer 
(Schiffer) zur Kenntnig und Vollziehung vorzulegen, jo bag deſſen „Außsftellung“ 
ih gewöhnlich auf die Unterzeichnung und Rückgabe des vollzgogenen Schein 
beichräntt. (Goldſchmidt 8 71 ©. 668.) Iſt nichts Beſonderes über die Form 
des Ladeſcheins vereinbart, jo ift anzunehmen, daß die in Art. 414 9.®.B. an 
gegebene Yorm gemollt fei. Kein Theil kann alfo in dieſem Yalle eine andere Form 
verlangen. (Bol. Anſchütz II. ©. 130.) 

Für denLadeſchein ift hiernach (— im Gegenfag zum Frachtbrief —) die Unter- 
zeichnung jeitend Des Frachtführer durch Art. 414 Al. 2: 

„Der Ladeichein muß von dem Frachtführer unterzeichnet fein“ 
obligatorifch vorgefchrieben (vgl. Anm. 169 zu Art. 414), jo daß bier Die Unter- 
zeichnung mit der Namensunterſchrift, der rechtlichen Natur des Ladejcheind als 
eined negoziablen Transportpapiers entipredhend, einen wejentlichen Beftand- 
tbeil der Außdftellung bildet. 

Bereitd in den bezüglihen Borfchriften des Preußiſchen Enwurfs (Art. 319) 
iſt die Verpflichtung des Frachtführers zur Unterſchrift auſsgeſprochen und dieſe mit 
Der Ausftellung verbunden. (Art. 320, 321, Motive S. 176, 177.) Im I. Leſung 
wurde in Betreff der Form des Ladeſcheins ausbrüdlich bejchloffen, daß der Fracht⸗ 
führer ihn in Form eines Konnoffementd auszustellen und zuunterfhreiben 
babe (Prot. S. 845—849) und dieſer Beichluß in den Art. 348 Al. 1 und 349 
Al. 2 der Entw. I. Leſung zum Ausdruck gebracht, au in II. Lefung (Brot. 
©. 1240 f. Art. 385 u. 386) und in III. Leſung (Brot. ©. 4766—4769 Art. 414 
AT. 2) unverändert beibehalten. 

Allerdings ift für das Seefonnojjement, welches doch nach Maßgabe der 
Motive (S. 4 f.) und Protokolle (©. 5 f.) dem Ladeſchein in Form und Inhalt ald 
Vorbild gedient hat, dad Erforderniß der Unterzeichnung bei der Außftellung im 
Geſetze nicht austrüdlih ausgeſprochen. (Bol. Art. 644 9.©.B.) Dies ift 
jedoch nur deshalb nicht geſchehen, weil die Unterzeihnung des Seefonnofjements 
nach feiner Rechtönatur und der beftehenden Hebung für ganz ſelbſtverſtändlich 
gehalten wurte und weil ferner auf dieſe Weile ben &ebrauche im Geeverfehre 
ein freierer Spielraum gelafien werden follte, wonach häufig nicht der Schiffer jelbft, 
fondern eine andere zur Vertretung des Berfrachterd bevollmächtigte Perſon unter- 
zeichnet. (Berl. Prot. ©. 137 8 530: „durd einen Bevollmächtigten, alfo auch 
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Korrefpondentrheder”. Motive 3. Preuß. Entw. ©. 263—265.) In den Be 
ratbungen wurde geltend gemacht, ed verftehe fich von jelbit, daß der Schiffer 
bad Konnofjement regelmäßig zu unterichreiben habe. Die Konnofjemente würden 
aber mitunter, namentlih bei Dampfichiffen, nicht vom Schiffer, Kapitain x., 
fondern von der zur Beforgung der Berfrachtung des Schiffes und aller Hierauf 
fih beziehenden Gefchäfte fungirenden Expedition audgejtellt. Abgeiehen hiervon 
werde e3 häufig nicht zu umgehen jein, daß die Konnofjemente nicht von dem 
Schiffer, jondern von dem Steuermann, vielleicht jogar von dem Rheder felbft voll⸗ 
zogen würden, 3. B. wenn der Schiffer krank x. jei. Wenn das Gejep num die 
ausbrüdliche Beftimmung enthalten würde, daß der Schiffer das Konnoffement 
unterfchreiben müfle, liefen dergleichen Konnofjemente Gefahr beanftandet zu werben. 
Brot. ©. 2193, 2194, 2911, 2212, 4196, Goldſchmidt 8 71 ©. 671 md Anm 15. 
G 5 Koch ©. 421 Anm. 54 und ©. 578 Ann. 145, Makower ©. 396 Anm. 152, 
Puchelt ©. 405 Ar. 6, Entich. des R-D.-H.-®. Bd. 17 ©. 101, Thöl MM. ©. 78. 

Diefe Gründe treffen bei den lediglich für den Binnenverfehr beftimmten 
Ladeſchein nicht in gleichem Maße zu. Daher ift für diejen die Unterzeichnung 
durch den Fradtführer jelbft (Art. 414 Al. 2) obligatoriſch vorgejchrieben, 
defien Unterfchrift nur durch einen rite nach Maßgabe der Geſetze zur Unterzeichnung 
befugten Bevollmaͤchtigten erjeßt werden kann (vgl. Erf. des Deutſch. Reichsger. 
s. 9. Okt. 1880, Entſch. Bd. 2 ©. 127), nicht aber wie im Seeverfehr durch irgend 
eine andere ufancemäßig dazu legitimirt erjcheinende Perſon. (Vgl. Erf. des 
R.O.H.G. dv. 20. Okt. 1874, Entih. Bd. 14 ©. 336.) 

Abgeſehen von diefer Verjchiedenheit finden aber im Hebrigen die über die Art 
und Form der Ausftellung für das Seefonnofjenient gegebenen Vorſchriften auch 
auf ben Ladeichein analoge und ergänzende Anwendung, joweit nicht in dem 
Art. 414 f. befondere Beitimmung darüber getroffen ijt. 

So ift in Betreff der Zeit der Ausſtellung wohl ohne Zweifel die Bor- 
ichrift des Art. 644 analog in Anwendung zu bringen, wonadh die Außftellung 
„ohne Berzug” nach Beendigung jeder einzelnen Abladung, d. i. hier nach Auf- 
Yadung, Verladung bez. Empfangnahme geichloffenen, auf einen Ladefchein zu erpediren- 
den Sendung zu erfolgen bat. Ein beſtimmteres Zeitmaß ift nicht angegeben, ein 
Antrag, daflelbe auf eine Marimaljchriit von 24 Stunden zu begrenzen, wurde 
abgelehnt, weil einerjeitd der Abſender die Konnoſſemente noch früher bebürfe, 
anbererjeitd die Einhaltung dieſer Friſt dem Schiffer 3. B. bei Sturm xc. nicht 
möglich fein könne (Prot. ©. 2196, 2197, vgl. Goldſchmidt $ 71 ©. 667 und 
Ann. 8, C. F. Koch ©. 578 Ann. 142, Malower Anm. 146b. zu Art. 644.) 
Die Worte „ohne Verzug” find unverfennbar in gleihem Sinne, wie in Art. 347 
Alin. 1 und Art. 408 Alin. 2 gebraucht, d 5. ed ift Damit nicht eine ungewöhn⸗ 
liche Bejchleunigung gemeint, fondern lediglich die thunlichite Beichleunigung nach 
Maßgabe ded ordnungsmäßigen Geſchäftsganges, worüber unter vernünftiger Er⸗ 
wägung ber konkreten Umftände zu urtbeilen if. (Bol. Bd. II. Anm. 131, 
©. 494, 495.) Der Beweis der Berzögerung liegt im Gtreitfalle dem Ab⸗ 
jender ob. 

Herner erfolgt, wenn etwa bei der Annahme der Güter dem Abfender vom 
Frachtführer ein vorläufiger Empfangsſchein audgeftellt ift, die Audftellung ded Lade 
fheind nach Analogie ded Art. 644 AU. 1 H.G.B. gegen Rüdgabe diefed 
Empfangsiheind. Im Seeverkehr bildet die Zuftellung eined ſolchen Em- 
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pfangsſcheins, welcher ald vorläufige Quittung und al8 Grundlage des audzuftellen- 
ben Konnofjementd dient, die Regel. (Bol. Motive zum Preuß. Entw. ©. 268. 
Matower 136 Anm. zum Art. 644. Goldſchmidt $ 71 ©. 667 Anm. 6,7u.9. 
C. %. Koch ©. 578 Anm. 143. Makower ©. 395 Anm. 1460.) Im Binnen- 
verkehr ift bei der fchnelleren Erpedition der Ladungen die Zuftellung eined inte, 
rimiftifhen Empfangsicheind feltener, aber, wo er vorkommt, ift er gegen Ausftellung 
des Ladeſcheins zurüdzugeben. 

Ueber die Ausſtellung von Ladeſchein⸗ Duplitten und Kopien vgl. oben 
©. 18—20. 


160) „Der Ladeſchein if eine Urkunde, durch welche der Sradtführer fih zur 
Unsbändigung des Guts verpflichtet.“ 


Alinea 2 bed Art. 413 definirt den Begriff des Ladeſcheins als einer 
„Urkunde, durch welche der Frachtführer fich zur Aushändigung des Guts verpflichtet”. 
Für dad Seekonnoſſement befteht im Handelögefepbuch eine Definition nicht. (Vgl. 
Art. 644—664 und Goldſchmidt ©. 654 Anm. 2.) 

Aus den Materialien ift nicht erfichtlich, au welchem Grunde — vom See— 
recht abweichend — für den Ladeſchein eine befondere Definition in dad Gejehbuch 
aufgenommen ift. In den Berathungen I. Leſung war zwar wiederholt angedeutet 
worden, daß der Ladeſchein zum Unterfchieve vom Yrachtbriefe die Form eined Ver⸗ 
pflichtungsſcheines haben müſſe. (Prot. ©. 450, 847—849.) Aber weder in 
den Entwurfe I. Leſung findet ſich eine Definition des Ladejcheind, noch ift in den 
Berathungen II. Leſung der Wunſch audgeiprochen und motivirt worden, daß einer 
bezüglichen Definition im Gelege Ausdrud gegeben werden möge. Erſt in den 
Entwurf II. Leſung hat die Redaktionskommiſſion (Art. 885 Al. 3) diefe Definition 
in folgender Faſſung aufgenommen: 

„Der Ladeſchein ift eine Urkunde über die Verpflichtung des Fracht⸗ 
führerd zur Aushändigung des Guts.“ 
und es wurde hierauf in II. Lejung die gegenwärtige Faſſung ohne weitere Debatte, 
angenommen. (Prot. ©. 5014.) 

Die Definition ded Ladefcheind, wie fie in Alinea 2 des Art. 413 gegeben ift, 
ift unverkennbar nicht vollftändig und erſchöpfend. Sie bedarf vielmehr (vgl. 
v. Kräwel ©. 585, Brir S. 411, 412) der Ergänzung durch die in den fol- 
genden Artikeln (414—418) enthaltenen Kriterien. Es ift aber auch, wie v. Hahn 
1. ©.498 $ 4 zutreffend bemerkt, ohne Zweifel gar nicht der Zwed des vorliegenden 
Alinea, eine vollftändige, gefeßliche Definition ded Begriffes „Ladefchein” zu geben, 
fondern lediglich, da8 Charakfteriftifche des Ladeſcheins — im Gegenjape zu an- 
deren Transportpapieren, insbeſondere zum Frachtbriefe — hervorzuheben. Das 
Kriterium des Ladeſcheins liegt aber wejentlich in feiner Eigenfchaft ald Berpflid- 
tungsfchein zur Aushändigung ded Guts und von biefem Geſichtspunkte aus iſt 
die Einfügung des Alinen 2 des Art. 413 für erforderlich gehalten worden. 

Bereitd in Anm. 158 ©. 2. find die Gründe angeführt worden, welche bei 
gefteigerter Verfehrsentwidlung neben dem Frachtbriefe und der Chartepartie zur 
Bildung ded Seelonnofjements für der Seeverkehr und jpäterhin des Ladeſcheins 
für den Binnenverfehr geführt haben. Auf den verjchtedenen Verkehrszwecken, welden 
Frachtbrief und Kadefchein (bezw. Konnofjement) dienen, beruht auch die Verſchieden⸗ 
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heit ihres juriftiichen Begriffes und ihrer Rechtswirkungen. Währent der Zradıt- 
brief nad der Br. I. Anm. 6 ©. 41 gegebenen Definition tiejenige Urkunde ift, 
weldye in Form eines offenen, an den Empfänger gerichteten Begleitbriefed vom 
Abjender unterjhrieben und tem Frachtführer übergeben wird und ald Be 
weißurfunte über die Bedingungen des Frachtvertrages zwiihen Frachtführer unt 
Abjenter bezw. Empfänger dient und dienen foll (Bb. I. Anm. 6 ©. 40 ff.), fint 
fowohl das Seelonnofjement wie dad biefem nadygebiltete Binnenkonnoffement (der 
Ladeichein) Urkunten, welche vom Frachtführer unterjchrieben und (in der Regel) 
dem Abjender übergeben werben und durch welche der erftere den Empfang tes 
Gutes befennt und fich zur Auslieferung deſſelben an ten näher bezeichneten Em- 
pfänger bezw. deſſen Rechtönachfolger am Beitimmungdorte verpflichtet. (Art. 391, 
392—413, 414 H. G. B.) 
Bl. Geltihmirt $ 70 ©. 650-654, 8 75 ©. 760-762, C. z. Ach Art 413 S. 410 
Aum. 52, Urt. 644 €. 578 Anm. 144, Auſchütz IL ©. 127 unt Anm. 18, Budelt IL 
=. 403 Rr. 2. Gad S. 29, Qutemaun ©. 362—364, 740 f., WBehrmanu E, 272. 
Ruckdeſchel €. 66, Kuhn in Buſch's Ar. Br. 6 S. 355, Hillig S. 53, Theil, 9-R 
UL 842 ©. 77. 

Der Fracht brief joll eine nom Abſender turd Die Hand des Frachtführers 
übermittelte Benachrichtigung an den Empfänger über den Inhalt und die Bebin- 
gungen Des Frachtvertrages bilden, in weldyen leßterer nad) Ankunft des Yracht- 
führer am Beitimmungdorte einzutreten bat, und zugleich zwiſchen dieſen drei am 
Zranöportvertrage betheiligten und von vornherein individuell beftimmten Perjonen 
eine durch Gegenbeweis wiberlegbare Beweisurkunde über den Bertrag. Durch 
den Frachtbrief wird Daher das freie Berfügungdrecht des Abjenderd über das Gut 
gegenüber tem Frachtführer bis zum Eintritt de Empfängers in den Frachtvertrag 
am Beftimmungdorte nicht geändert. 

Das Konnojjement und der Ladeſchein dagegen haben den Zweck, das 
Gut von vornherein den Verfügungen des Abjenders (jofern er nicht etwa zugleich 
ter bezeichnete Empfänger ift) in jeinem Berhältnifie zum Frachtführer zu entziehen 


‚und teshalb tem bezeichneten Empfänger ein jelbftjtändiges, von den Ber- 


fügungen des Abjenterd unabhängiges Forderungsrecht gegen lepteren auf 
Auslieferung des Guts in Gemäßheit ded Konnofjementd bezw. Ladefcheind zu ge- 
währen. Die darin für den Empfänger liegende Rechtsſicherheit ift noch dadurch 
erhöht werten, daß — um die Transportgüter jchon während des Transport in 
den Geſchäftsverkehr und Umlauf bringen zu können, die An-Orbre-Stellung 
des Konnoſſements und Ladeſcheins gejeßlich zugelaſſen ift. 
BL Art. 414 lin. 1 Nr. 4 unten Anm. 165 €. 39, Goldſchmidt $ 75 €. 761 un? 
Anm. 84, GC. 9. Kch €. 578 Anm. 14, Makower S. 395 Anm. 146d., Puchelt 11 
©. 43. 

Dadurch können diefe Urkunten zu negociabeln, begebbaren Transportpapieren 
in der Art gemacht werten, daß der Fradıtführer zur Auslieferung des Guts an 
jeden Iegitimirten Inhaber der Urkunde ganz unabhängig von feinen Beziehungen 
zum Abjender oter den früheren Snhahern derſelben verpflichtet ift und fih an die 
lebertragung ter Urkunde wichtige obligatoriiche (Val. unten Anm. zu Art. 415 
und Goltihmidt ©. 764, 681-699, Anſchütz II. ©. 127, Keyßner ©. 471) 
und dingliche (Vgl. unten Ann. zu Art. 416 und Goldſchmidt ©. 764 bis 
168, 700-726, Anihüg II. ©. 128, Endemann ©. 363, 364) Wirkungen 
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in Betreff des darin bezeichneten Gutes knüpfen. Indeß unterſcheiden ſich Kon⸗ 
noſſemente und Ladeſcheine von kaufmänniſchen Anweiſungen und Berpflichtungs- 
ſcheinen im Sinne des Art. 301 Alin. 1 auch dadurch weſentlich, daß in ihnen 
trotz ihrer Indoffabilität die Verpflichtung (des Frachtführers) zur Leiſtung — in 
der Regel wenigſtens — von Gegenleiſtungen (Zahlung der Fracht ꝛc.) ab⸗ 
hängig gemacht iſt (Art. 302). 

Die Konnofjementd und Ladeſcheine find hiernach im Gegenſatze zu den ſich 
nur als Beweidurfunden cdharakterifirenden Yrachtbriefen ihrem prinzipalen Rechts⸗ 
zwede nah Verpflichtungsurkunden zwar nicht fog. formale oder abftrafte, 
(da die Verpflichtung keineswegs lodgelöft ift von ihrem Necdhtögrunde: dem 
Empfange des Gut3 zum Zwede der Außlieferung) wohl aber Stripturobli- 
gationen, d. 5. foldhe weldhe auf der Schrift beruhen und ber Schrift gemäß find. 

Endemann ©. 369, Wehrmann ©. 222, Puchelt I. ©. 403 Nr. 2, Makower 
©. 409 Anm. 35, Anſchützu. Völderndorff 11. S. 128 rejp. 125 und S. 459, Gol dſchmidt 
8 72 S. 685, 686, Entſch. ded N.⸗O.H.G. Bd. 1 S. 200, BL. Erk. ded R.O.H.G. vom 
21. Januar 1873, Entſch. Bd. 8 S. 417, mo der Ladeſchein ausdrücklich als Literalkontrakt 
ſeinem rechtlichen Weſen nach bezeichnet wird. Vgl. ferner Erf. des Br. Ob.-Zrib, vom 7. Dat 
1865, Buſch Br. 9 ©. 270, vom 10. Dftcher 1865, Entſch. Bd. 55 ©. 152, vom 19. Sep- 
tember 1867, Striethorjt Bd. 68 S. 174, Eutſch. des R.O.H.G. vom 10. Januar 1872 
Bd. 1 €. 200, vom 30. Juni 1871 B®b. 3 ©. 19, vom 31. Sebruar 1874 Bd. 12 ©. 369, vom 
12. Dezember 1874 Bd. 15 ©. 226 f,, vom 9. Mpril 1875 Bd. 17 €. 70 f., vom 14. April 
1875 Br. 17 ©. 96, von 30. Mai 1879 Br. 25 €. 192, vom 15, September 1879 Bo. 25 
E. 342, vom 15. September 1879 Br. 25 ©. 351 f., Entf. des D. Reichdger. vom 16. Januar 
1880 Bd. 1 ©. 36, vom 11. Dezember 1850 Br. 3 €. 87, Erf. bes Stadtger. Berlin vom 
3. Mai 1867, Gentr.-Drg. R. 8. Br. 3 ©. 534. 


„Der Radefchein — bemerkt Thöl II. S. 79, 80 — enthält nicht ein dem 
Summenverjprehen injofern vergleihbared Verſprechen einer Specied, daß e8 ohne 
causa wäre, jondern enthält ein Schuldverjprechen, deſſen causa ein Yrachtvertrag 
it. Denn der Frachtführer verpflichtet fich auch in dem Ladeſchein nur als Fracht: 
führer, er verfpricht weder ohne causa noch auf Grund einer Schenkung, eines 
Verkaufes u. ſ. mw.“ 

Aus dieſer vom Frachtbriefe wejentlih abmeichenten Rechtsnatur ded Kon- 
nofjementd bezw. Ladefcheind folgt eine erhebliche Steigerung der gewöhnlichen 
Verbindlichkeiten ded Frachtführer und infoweit eine wejentliche Modifikation ber 
gefeplichen Normen des Frachtvertrages. Insbeſondere it in Betreff des Lade- 
icheind das Nechtöverhältnig zum Empfänger (Art. 405, 406) durch Art. 415 
Alin. 1, Dad Verfügungsrecht (Art. 402) durch Art. 416 und Die Empfangöberegti- 
gung jowie die Ablieferungspfliht (Art. 403) dur Art. 417 u. 418 wejentlich 
modificirt und, wenngleih in abgefürzter Form, nach Analogie der feerechtlichen 
Borichriften (Art. 643—664 H. G.B.) geftaltet, während im Webrigen d. b. info» 
weit die Rechtsnatur des Ladeicheind Abweichungen nicht bedingt, die Normen des 
Binnentransportrecht3 (Art. 4197f.) Anwendung finden. 

Daraud, daß beide Urkunden, Frachtbrief und Ladeſchein, nach ihren Rechts— 
und Verkehrszwecken durchaus verjchieden find, folgt, daß fie bei ein und demfelben 
Transportgejhäft neben einander vorfommen können, wenngleich nicht müſſen. 
Ferner ift daraus, daß der, Ladeſchein weder diejenige Urkunde ift, Durdy welche ber 
Frachtvertrag abgefchloffen wird, no an fich ein Beweismittel über denfelben, 
nit zu entnehmen, daß er nicht ald ein in zahlreichen Beziehungen wichtiges Be- 
weismittel, theild jelbitftändig, theild in Ergänzung oder Abänderung ded etwa 
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baneben auögeftellten Frachtbriefs herangezogen werten darf. (Bgl. Anm. 1727. zu 
Art. 415 und Goldſchmidt 8 71 S. 677—680.) 

Schwieriger ald von den Originalfrachtbriefen find die Ladeſcheine — tres 
der fie charakterifirenden Definition des Art. 413 Alin. 2 — von anderen im 
Frachtverkehre üblichen ZTrandportpapieren, indbefondere von den Empfangt- 
ſcheinen (Recepifies) und den Frachtbriefduplikaten zu unterjdeiden, zumal 
das H.G.B. für den Frachtbrief nur die übliche Form angiebt, nit aber eine 
gejegliche obligatorifch vorfchreibt, mithin das vom Frachtführer unterjchriebene, ik 
den Händen des Abfenderd zurüdgelafiene Frachtbriefduplikat und ebenſo ber bloße 
Empfangidein der Form nad leicht mit dein Ladeſcheine übereinftimmen Tünnen. 

Vol. Sad ©. 299 und Anm. 19, Erf. des Hanbeldger. Hambung vom 12. Närz 188. 
Hamb. Ger.-Zeitg. 1864 Nr. 12 und Gentr.-Org. N. 5. Bd. 1 ©. 117, das Aufgaberecepifte ixt 
nicht die Natur eines Ladeſcheius: Erf. des Oberft. Defterr. Ger. vom 26. Juli 1872, Ep⸗ 
ftein 1. ©. 312, Röll I. ©. 207 und vom 27. September 1876, ROLL I. ©. 464. 

Man bat zwar ald Kriterium aufgeftellt, daß das Konnofjement die Ber: 
pflihtung des Frachtführerd zur Aushändigung ded Guts ausdrüdlich aus 
ſprechen müfle (C. %. Koch ©. 418 Anm. 52.) Indeß Diefed Merkmal trifft 
nicht zu. Nach dem Wortlaute ded Art. 413 Alin. 2 ift Died keineswegs oblige- 
toriih. Denn dort ift der Tadefchein zwar ald eine Urkunde charakterifirt, 

„durch welche der Frachtführer fih zur Aushändigung des Guts ver- 

pflidtet” 

es ift aber über die äußere Form der Urkunde bezw. darüber, daß dieſer materielle 
Snhalt derfelben wörtlich zum Ausdrud kommen müffe, eine Beitimmung nidt 
getroffen und dies arg. Art. 414 auch nicht anzunehmen. Bielmehr ift e8 wohl 
zuläffig, daß ufancemäßig der Ladeichein eine Form hat, in welcher Die qu. Ber 
pflichtung zwar nicht zum wörtlichen Ausdrude gebracht ift, welche aber dennoch 
al8 eine verpflichtende Urkunde im Trandportverfehre gilt. Allerdings jprechen 
mehrere Stellen der Protokolle dafür, daß in den DBerathungen die Anficht, bie 
Bezeihnung des Ladeſcheins ald Verpflichtungsurkunde fei obligatorifch, ver- 
treten geweſen fei. 

Es wurde nämlich ſchon in I. Leſung bei Berathbung der Yorm des Lade 
ſcheins (Brot. ©. 847) zu Art. 319 bemerkt: die Unterfchrift als Unterſcheidungs⸗ 
zeichen des Ladeſcheins vom Frachtbriefbuplifate fei nicht prägnant genug, es er- 
ſcheine pafiender zu beftimmen, daß der Frachtführer dad, was die Wirkung ber 
betreffenden Urkunde fein jolle, ausdrücklich erkläre, daß er alfo deutlich ſage, 
er wolle fih verpflichten, die empfangene Waare an den Inhaber ded Papiers 
außdzuliefern, daß er mit anderen Worten den Frachtbrief in Form eines Ber- 
pfligtungsfcheines auöftelle. Und ferner in III. Lefung (Brot. ©. 4770) zu 
Art. 386 (jebt Art. 414): 

„Es fei, ebenjo wie dies beim Konnofjement gejchehen, rathjam, dem 
Richter anheim zu geben, zu enticheiden, ob eine im konkreten Falle 
vorliegende Urkunde noch ein Ladeſchein genannt werden könne, obſchon 
dieſes oder jened ber im Artikel aufgeführten Momente nicht darin ent- 
balten jei, oder nicht. Dies fcheine um fo angemeſſener, ald in Art. 386 
(sc. A. 414) gerade das weſentlichſte Moment, "daß nämlich ber Lade 
ſchein die Erflärung des Frachtführers enthalten müfle, er verpflichte 








Frachtführer fih zur Aushändigung des Guts verpflichtet.“ 97 


fih dem Deftinatär zur Auslieferung des Guts, nicht berührt worden 
fei, fondern fi in Art. 885 (sc. U. 418) verzeichnet finde.“ 

Wenn gleich diefe Meinung obne Widerſpruch blieb, bat fie doch einen Aus- 
drud im Geſetze nicht erlangt, insbeſondere ift die Yaflung: in Form eined Ber 
pflichtungsſcheines nicht aboptirt worden und es ift daher die Yrage, ob die aub- 
geftellte Urkunde die Aushändigungspflicht in ſich ſchließt und den Charakter eines 
Berpflihtungsicheind trägt, und ob darnach ein Ladeſchein im gefeblihen Sinne 
ober ein andered Transportpapier, Yrachtbriefduplilat oder Empfangichein vorliegt, 
im konkreten Streitfalle dem richterlihen Ermefjen anheim zu geben bezw. aud der 
Sejammtheit der Urkunde, den begleitenden Umftänden, indbejondere den Verkehrs⸗ 
ufancen und der daraus fich ergebenden Abficht der Parteien zu entnehmen. Jeden⸗ 
faul wird aber, wie Goldſchmidt $ 75 ©. 762 zutreffend ausführt, für ein 
derartiged Papier der Charakter eines Ladeicheind dann anzunehmen fein, wenu 
zwar die Form eined die gewöhnlichen Angaben eines Frachtbriefs bezw. Lade⸗ 
fcheind entfallenden Empfangsfcheind oder die gewöhnliche Yrachtbriefforn gewählt, 
zugleich aber darin die Berpflihtung bed Yrachtführerd zur Aushändigung bed 
Guts ausdrücklich ausgeſprochen oder erflärt ift, daß nur gegen Rüdftellung 
dieſes Bapierd oder ſchlechthin nah Maßgabe beffelben die Aushändigung erfolgen 
fole. (Bgl. Sad ©. 299.) 

Ebenjowenig und aus gleichem Grunde wie ber Ausdrud der Verpflichtung 
ift eine ausdrückliche Empfangdbefcheinigung über dad Gut im Ladeſcheine er- 
forderlih, wenn nur aus den begleitenden Umſtänden, der Ufance ꝛc. gefolgert 
werden kann, daß die Urkunde dad Empfangsbelenntniß nad) Form und Inhalt in- 
volvire. Der gegentheiligen Annahme v. Anſchütz III. S. 130, daß die in den 
Ladeſchein aufzunehmende Empfangöbeicheinigung ded Frachtführers über dad Traus⸗ 
portgut weſentlich fei, kann nicht beigetreten werben. 

Ueber den Begriff der Aushändigung (Art. 396) vgl. Bd. I. Anm. 40 
©. 218 ff. und über die Pfliht zur Aushändigung (Art. 403) Bd. I. 
Anm. 83 f. ©. 135 f. und unten Bd. III. Anm. 182 zu Art. 418. Bol. Thöl 
HR. II. ©. 81. 

Sm Mebrigen ift die im Vorſtehenden erläuterte Definition ded Begriffes 
„Labeichein“ ald einer Urkunde, „Durch welche der Frachtführer fih zur Aushänbi- 
gung des Guts verpflichtet”, injofern unvollftändig, als der Ladeſchein zwar einen 
ftreng einfeitigen Charakter bat, jedoch feiner Natur ald Trandportpapier gemäß 
die Verpflichtung zur Aushändigung ded Guts von Gegenleiftungen des Em- 
- pfängerd bezw. legitimirten Inhabers (3. B. Rüdgabe des Ladeſcheins, vgl. Art. 418, 
Zahlung der Fracht, Art. 419 in Verb. mit Art. 406 u. |. w.) abhängig gemacht 
ift, dieſe Segenleiftungen aljo gewiffermaßen ber Aushändigungspflicht des Fracht⸗ 
führers inhäriren bezw. ihre Boraudfeßung bilden. Dadurch unterjcheidet fich Der 
Ladeichein — wie bereitd oben ©. 25 betont — überhaupt jehr wejentlid von 
taufmännifchen Anweijungen und Verpflichtungsſcheinen. (Art. 301, 302 H.G.B.) 
Bolftändig mußte hiernach die Legaldefinition den Ladeſchein bezeichnen ald 

„eine Urkunde, durch welche der Frachtführer fich zur Aushändigung des 
Guts unter den im Ladeſcheine bezeichneten und gejeßlich vorgejchriebenen 
Gegenleiftungen des Empfängers verpflichtet”. 

Wenngleich endlih die Aushändigung am Beftimmungdorte (Art. 414 

Nr. 5) zum Begriffe der Ablieferung bezw. zur vollftändigen Erfüllung ber Aus- 
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häntigungöpflicht gehört, jo kann doch der Berechtigte, d. i. zur Diöpofition über 
das Gut während bed Transports Befugte — und dies ift an Stelle des Abſenders 
(Art. 402, bei Ausftelung eined Ladeſcheins der Iegitimirte Inhaber deſſelben 
(Art. 416) — aud eine frühere Zurüdgabe oder Audlieferung, ald am Beftim- 
mungdorte aud den bei Art.394 (Bd. I. Anm.31 ©. 154.) und Art. 402 (Bd. II. 
Ann. 78 ©. 90) mitgetheilten Gründen verlangen. Rur darf dadurch die Lage 
bes Frachtführers, insbeſondere fein Anſpruch auf vollftändige Erfüllung der Gegen- 
leiftungen nicht verſchlechtert werden. 


Art. 414. 99 


Allgemeines Dentfches Handelsgeſetzbuch. 


Artilel 414. 


Der Ladeſchein enthält: 
1. die Bezeichnung der geladenen Büter nah Beichaffenheit, 
Menge und Merlkzeichen; 
2. den Namen und Wohnort des Frachtführers; 
3. ben Ramen des Abfenders; 
4. den Ramen besjenigen, an ben oder an deflen Order das 
Gut abgeliefert werden fol. Als folder ift der Abjender 
zu verſtehen, wenn der Ladeſchein lediglich an Order ge- 
ſtellt ift; 
5. den Ort der Ablieferung ; 
6. die Beftimmung in Anfehung der Fracht; 
T. den Ort und Tag der Ausftellung. 
Der Ladeſchein muß don dem Frachtführer unterzeichnet jein. 
Der Abſender bat dem Frachtführer anf deſſen Berlangen eine 
don ihm unterzeichnete gleichlautende Kopie des Ladeſcheins auszu⸗ 
händigen. 


Zuſatz 1. 
Vgl. Art. 392 und Art. 645, 646 des Deutſchen Handelsgeſetzbuchs. 


Seſetzesmaterialien: Preuß. Entw. fehlt. Motive des Preuß. Entw. fehlen. I. Leſg. Prot. S. 845 
bis 849. Entw. I. Leſg. Art. 349. IT. Leſg. Prot. S. 1242, 1247, 1250, 1326—1332. Entw. II. Leſg. 
Art. 386. Monita Nr. 476, 2, Nr. 478 Zuſammenſtellung ©. 80. II, Leſg. Prot. 2203—2208, 4005, 
4563, 4569, 47694771, 5104. Entw. IH. Leſg. Urt. 414. Bol. noch die Materialien zu Art. 645: 
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Art. 414 Alinea 1 des Deutjchen Handelögefegbuch8 handelt von dem Inhalt 
des Ladeſcheins. 

Es entftehen zunädhft die beiden prinzipiell wichtigen Frägen: 

1. ob und event. inwieweit die im Art. 414 gegebenen Beitimmungen obli- 
gatorifcher Natur find, derartig, daß der dort bezeichnete Inhalt zur 
Gültigkeit ded Ladefcheind nothwendig tft, und 

2. ob von den Kontrahenten die Audftellung eines Ladeicheind mit Dem im 
Art. 414 vorgefchriebenen Inhalte verlangt werden kann? 

Dieje Fragen finden in den Materialien des Artiteld ihre Beantwortung. 

Der Preußifhe Entwurf, in weldem nur Frachtbriefduplikate in Ausficht ge 
nommen waren (Art. 319 ff), enthielt entiprechende Vorſchriften überhaupt nid. 
Erft nachdem in I. Lejung die Aufnahme von Ladeſcheinen nach Analogie und Form 
der Seelonnofjemente beichloffen worden war (Prot.©.451, 847 ff.), fand eine dem 
Art. 484 des Seerechtsentwurfs entiprechende Vorſchrift auch über den Inhalt des 
Ladejcheind Aufnahme. Art. 484 des Preußiſchen Seerechtsentwurfs enthält vie 
Eingangdworte: 

„Jedes Konnoffement muß enthalten:“ 
worauf alddann die Aufzählung der einzelnen Beftandtheile des Konnoffements folgt. 
Demgemäß beginnt auch Art. 349 des Entwurfd I. Lejung in genauer Nachbildung 
wit den Worten: 

„Jeder Ladeſchein muß enthalten:“ 

Diefe Fafjung, welche auch in II. Lefung (Art. 386 des Entwurfd} unverän— 
dert beibehalten wurde, gab jedoch der Annahıne Raum, dab die Vorſchrift über 
den Inhalt des Konnofjementd bezw. Ladeſcheins derartig obligatorifch fein folle, 
daß die Nichtbeobachtung Derjelben bezw. dad Fehlen irgend eine8 der aufgeführten 
Beftandtheile die Urkunde ungültig mache. Allerdings Iaffen bereit die Motive 
zu Art. 484 des Geerechtdentwurfd ©. 264, 265 das Unzutreffende diefer Annahme 
erfennen. Es wirb dort ausgeführt einerjeitd, daß zwar zur Bollftändigfeit des 
Konnofjements feinem Weſen nach gewifie Beftandtheile, die Angabe des Ber 
pflichteten (des Schiffers), bed Berechtigten (ded Empfängers), des Gegenftarıbes 
(der geladenen Güter), der Gegenleiftung (Fracht) des Schiffere, mit welchem, und 
der Orte, von wo und wohin bie Güter beförbert werden follen, gehörten und alle 
diefe Beftandtheile jo ſelbſtverſtändlich feien, daß die verſchiedenen Gejegbücher 
in ihrer Aufzählung übereinftimmten, — ambererjeitd aber auch, daß die Yolgen, 
bie eintreten, wenn der eine oder der andere der regelmäßigen Beftandtheile des 
Konnofjeınent3 fehle, ſich nicht allgemein angeben liegen; die formelle Gültigkeit fei 
nicht davon abhängig, daß alle aufgezählten Beftandtheile vorhanden fein. Das 
Konnofjement ſei aber unkräftig, wenn der fehlende Beftandtheil zur Begründung 
des Anſpruchs auf Auslieferung ber Waaren erforderlich fei. 
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Trog diefer Ausführungen der Motive wurden bei Der I. Lejung bed Art. 484 
des GSeerechtsentwurfd Bedenken gegen tie Yaflung „muß enthalten“ geltend ge- 
madt. (Brot. ©. 22025.) Es ergab fi eine Differenz darüber, welche Bedeu- 
tung bdemfelben beizulegen fei, ob es ſich empfehle, worzufchreiben, welche Requifite 
das Konnofjement haben müfje, um als ſolches gültig zu fein, oder ob nur be- 
Stimmt werden folle, der Ablader könne verlangen, daß der Schiffer die auf- 
gezählten Momente im Konnofjemente erwähne. Bon ber einen Seite wurde ed 
für bedenklich erflärt, die Gültigkeit ded Konnofjementd von dem Fehlen eined viel. 
leicht gleichgültigen Punktes abhängig zu machen und deshalb beantragt, zur Ver⸗ 
meidung jedes Mißverſtändniſſes und in demjelben Sinne, wie beim Frachtbriefe 
(Art. 392), zu fegen: 

„Das Konnoffement enthält.“ 

Bon der anderen Seite wurde diefe Frage von- der VBorfrage abhängig erklärt, 
ob das Konnofjement ſchon an und für fich ein negoziables, indoſſables Papier, 
eine Hormalobligation fein oder died nur durch den auddrüdlichen Zujag „an Ordre“ 
werden folle.. Im legteren Yalle genüge ed, im Art. 484 blos zu beftimmen, der 
Ablader könne verlangen, daß dieſe oder jene Punkte im Konnofiemente erwähnt 
würden, die Beurtheilung der Frage Dagegen, ob troß ded Mangels des einen oder 
anderen Momentes die Urfunde doch noch ein Konnofjement je, dem Richter an- 
beimzuftellen. Im erjteren Falle müßten — wie beim Wechſel — die formellen Be⸗ 
ftandtheile genau vorgeichrieben werden. 

Nachdem man bie Erledigung dieſer Vorfrage ‚anerkannt und fi hierauf nach 
fängerer Debatte (Prot. S. 2204—2208) dahin ſchlüſſig gemacht hatte, daß bie 
Konnofjemente und die nur ald deren Nachbildung zu betrachtenden Ladeſcheine mur 
dann indofjabel fein follten, wenn fie ausdrüdlih an Ordre geftellt feien, wurde 
beſchloſſen (Brot. S. 2210), den Art. 484 in dem Sinne anzunehmen, daß ber Ab- 
lader die Aufnahme der aufgezählten Bunkte in dad Konnoffement verlangen Tönne, 
und den Eingang des Artikels dahin zu faflen: 

„Da3 Konnofjement enthält”... 

Sn Konjequenz dieſes Beichluffed und unter Bezugnahme auf die in Betreff 
des Konnoſſements im Seerecht angenommene Yaflung wurde nunmehr zur 
IU. Leſung der vier erften Bücher des Handelsgeſetzbuchs auch in Betreff des Lade⸗ 
Theins von Hamburg (Monit. Nr. 478, Zufammenftellung ©. 80) beantragt, ben 
Eingang des entiprechenden Art. 386 (II. Leſung) ſo zu faſſen: 

„Der Ladeſchein enthält“ 

und dafür geltend gemacht: „In den früheren Berathungen dieſes Artikels ſei die 
Abſicht allerdings dahin gegangen, die Momente feſtzuſetzen, welche jedenfalls in 
einem Ladeſcheine enthalten fein müßten, wenn derſelbe Gültigkeit haben ſolle. 
Diejed Verfahren empfehle fich aber ebenjowenig, als eine Yeftiegung der unerläß- 
ichen Beftanbiheile eined gültigen Konnofiementd. Alle in Beziehung auf dad Kon- 
nofjement (Prot. ©. 2210) vorgebrachten Erwägungen kämen auch hier in Betracht. 
Es fei, ebenfo wie died beim Konnofjement geſchehen, rathiam, dem Richter an- 
heimzugeben, zu enticheiden, ob eine im konkreten Falle vorliegende Urkunde 
noch ein Ladeſchein genannt werden könne, obichon dieſes oder jenes ber im Artikel 
aufgeführten Momente nicht darin enthalten fei, oder nicht.“ 

Hierauf wurde der Antrag angenommen (Prot. ©. 4770). 

Aus dieſen Beratbungen folgt, daß Art. 414 in Betreff ded Ladeſcheins — wie 
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auch ſchon der Gegenſatz ber Fafſung ded Alin. 1 und des Alin.2 tiefes Artikels 
ergiebt — ebenfo wie Art. 392 hinſichtlich des Frachtbriefs und Art. 645 hinficht⸗ 
lich des Seekonnoſſements nur inftruftiver, nicht obligatorijher Natur ift. 
Art. 414 führt den gewöhnlihen und wefentlidhen Inhalt des Ladeſcheins 
an. Nur infoweit, ald Art. 414 zugleih zur Ergänzung ded Art. 413 Alin. 1 
dient, hat er in gewiſſem Sinne auch dißpofitiven Charakter, indem er, wenn gar 
allgemein die Ausitellung eines Ladeſcheins ohne nähere Angabe über deſſen Inhalt 
vereinbart ift, für den Richter im Streitfalle hierüber die Richtichnur bilden wirt. 
Aber auch alddann bleibt ed dem Richter überlafien, die Abficht der Parteien aus 
den begleitenden Umftänden, den Handeldgebräuchen zc. zu entnehmen und barnadı 
auf Ausftellung des Ladeſcheins mit einem vom Art. 414 abweichenden Inhalte zu 
erfennen. Sedenfalld ift aber der im Art. 414 angegebene Inhalt für die Beurtbei- 
lung der Gültigkeit eineß Ladeſcheins feinedwegd derartig bindend, daB etwa ein 
Ladeſchein, der mehr oder weniger enthält, feine Eigenichaft ald verpflichtende und 
beweidfräftige Urkunde bezw. die ihm fonft im Handelögejegbudh (Art. 415 — 418 
beigelegten Rechtswirkungen verliert, denn für die Nichtbefolgung der Vorſchrifter 
ded Art. 414 iſt ein Nachtheil nicht angedroht. Bielmehr ift in lepterem Falle 
lediglich dem richterlihen Ermeſſen die Beurtheilung anheimgeftellt, ob und inmie- 
fern ein derartiged Schriftſtück ald Ladeſchein im Sinne bed Geſetzes anzujehen if. 
Jedenfalls wird aber ein mit ſämmtlichen Erforderniſſen des Art. 414 verſehener 
Ladeſchein die Eigenjhaft eines vollftändigen Ladeſcheins im Sinne ded Handel: 
geſetzbuchs für ſich in Anſpruch nehmen können und bemgemäß auch Die gejeglichen 
Rechtöwirkfungen. 

In diefen Yolgerungen ift Theorie und Prarid im Wefentlihen einig: Co 
bemerft Goldſchmidt (a. a. D.$ 71 ©. 668 und Anm. 11 und $ 75 ©. 761 
und Anm. 83): „Einen gejeglihen gebotenen Inhalt, gleich dem Wechfel, hat das 
Konnofjement (bezw. der Ladeſchein) nicht, Doch darf jeder Theil verlangen, daß es 
den ſeinem Zwede entiprechenden und üblihen Inhalt babe.” Anſchütz (II. 
©. 460, vol. auch ©. 129, 130): „Wie der Art. 392 rüdfichtlich des Yrachtbriefz, 
jo ift auch der Art. 414 rückſichtlich des Inhalts des Ladeſcheins mehr beſchreibender. 
als diöpofitiver Natur. Der Artitel giebt den üblihen Inhalt des Ladeſcheins an, 
diefer ganze Inhalt ift aber nicht obligatorifch vorgejchrieben, obligatoriih ift nur 
die Unterzeichnung des Ladeicheind durch den Yrachtführer (Art. 414 Alin. 2), und 
damit zugleich die Empfangsbeſcheinigung über Lad Gut, andere Lücken und Mängel 
untesliegen der richterlichen Beurteilung im einzelnen Falle.” Puchelt (II. ©. 404 
Nr. 1): „Art. 414 ftellt feine Efjentialien auf. Die Vorſchrift in Abſatz 1 ift 
aber namentlih dann wichtig, wenn zwar die Außsftellung des Ladefcheind verab- 
redet ijt, aber nicht hefien näherer Inhalt; dann werten beide Kontrahenten ſich 
auf dieſe Beitimmung berufen dürfen.“ Keyßner (©. 473): „Die Form bes 
Ladeſcheins ift der des Seelonnofjementd nachgebildet (Art. 645, 646); der übliche 
Inhalt ift angegeben (wie Art. 392) und bleibt ed Einzelfrage, ob der Urkunde 
die Eigenſchaft eined Ladeſcheins beimohnt. Iſt die Anzftellung eines Ladeſcheins 
vereinbart, jo kann ter Abjender einen dem Art. 414 entiprechenden verlangen.“ 
C. F. Koch (©. 579 Anm. 147): „Daß dieje Urkunde deshalb, weil der eine oder 
andere Beitandtheil darin nicht enthalten, ungültig ſei, iſt abfichtlih nicht vor- 
geſchrieben; es ijt dem Richter überlaffen, nach den allgemeinen Regeln über den 
Urfundenbeweiß zu befinden, ob eine im konkreten Falle vorliegende mangelhafte Ur: 
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kunde diefer Art gültig bezw. beweidfräftig fei oder niht.” Malower (©. 409 
Ann. 37): „Der Art. 414 Alin. 1 bezeichnet die Punkte, über welche ein Lade— 
ſchein Beftimmungen treffen joll, ohne daß die Ungültigfeit des Ladeſcheins 
vorgefchrieben ift, wenn eined oder dad andere ber unter Ziffer 1—7 erwähnten Mo- 
mente nicht beachtet iſt. (Vgl. Art. 392, 645.) Es muß daher im konkreten 
Falle, wenn ein Mangel vorhanden ift, geprüft werden, ob er ein wmefentlicher ift. 
Als unbedingt erforderlich zur Gültigkeit des Ladeſcheins ift die Unterfchrift des 
Frachtführers erlärt. (Art. 414 Alin. 2.” Thöl (HR. II. S.78): „Wenn über 
den Inhalt des Ladeſcheins nichts vereinbart ift, jo fan ber Abfender den Inhalt 
verlangen, welchen der Art. 414 angiebt. Ein Ladefchein, welcher nicht alle dieſe 
Punkte enthält, ift nicht ungültig, aber vielleicht weniger brauchbar. Zur Braud)- 
barkeit gehört notbwendig die Angabe, wad und von wem und an wen und wo 
abgeliefert werden jol, und wenn gegen Srachtvergütung, die Angabe ded Betrages 
der Fracht, denn wenn von diefen Angaben eine fehlt; jo kann nicht der Ladeſchein 
allein entjcheidend fein für dad Nechtöverhältnig zwiſchen dem Srachtführer und dent 
Deftinatäar. Nicht wejentlih ift für die Brauchbarkeit die Angabe des Abfenderd 
(außer wenn ber Ladeſchein lediglich an Drdre lautet), auch nicht da8 Ortsdatum und 
das Zeitdatum, auch nicht bie Angabe der Beichaffenheit der Güter, ded Wohnortes 
des Srachtführerd, die Angabe, daß ohne Frachtvergütung geliefert werden ſolle. 
Aber verlangt werden kann dies Alles, fo daß aljo ein Ladeſchein, dem eine biejer 
Angaben fehlt, ald unvollftändig zurüdgewiefen werben darf. Der Abfender fann 
ferner verlangen, daß der Ladeichein vom Frachtführer unterzeichnet fei, mit jeinem 
Namen oder eventuell einem Namendzeichen.“ 
Bol. noch v. Hahn I. ©. 499 8 1, v. Kräwel ©. 585, 586, Sad S. 299, Ende- 
mann ©. 74, Gareis ©. 349, Wehrmann ©. 223, 323, Udermann 5. 422, villis 
©. 52, Kowalzig ©. 443, Brix S. 412, v. Stubenrauch ©. 521, Wächter I. S. 289 
Anm. 74. 

Desgleichen dad Reichſsoberhandelsgericht: 

„Die Einwendung, die betreffende Urkunde ſei deswegen kein rechtsguͤltiger Lade⸗ 
ſchein, weil der Wohnort des Frachtführers nicht angegeben ſei, iſt hinfällig, weil 
Abſ. 1 des Art. 414 H.G.B., wie insbeſondere auch aus dem Gegenſatz zur Faſ⸗ 
jung des Abſ. 2 hervorgeht, nicht die nothwendigen, ſondern die üblichen Be- 
itandtheile des Ladeicheind, deren Aufnahme in die Urkunde der Abfender verlangen 
fann, aufzählt. Daß in concreto der Wohnort ded Frachtführers nicht angegeben 
jei, verjchlägt bei der unftreitigen Fdentität deſſelben mit dem jegigen Kläger nichts.” 

Erkannt vom II. Sen. des RO.H.G. unterm 14. April 1875, Entſch. Bd. 17 ©. 96. 

Ob, wenn die Außftellung vom Yrachtführer fchlechthin verſprochen ift, der Ab- 
jender die Ausftellung des Ladeicheind an Ordre verlangen kann, hängt — wie 
Anſchütz II. ©. 130 zutreffend bemerkt — davon ab, ob im Handelsverkehre die 
Audftellung des Ladeſcheins an Ordre die Regel bildet, und mithin zur üblichen 
Yorm der Urkunde gehört. Leptere Frage ift ftreitig. Nah Goldſchmidt (©. 761 
und Anm. 84) bildet die Drdrequalität beim Ladeſchein nicht die Regel. Anderer 
Anfiht ift Anſchütz (a. a. D. ©. 130), indem er ſich hierbei auf die Denkfchrift 
des Deutichen Hanbeldtuged, Handelöbl. 1871 Nr. 22, ftübt. (Bol. auch Keyßner 
©. 473 Nr. 2.) Die Frage dürfte fih allgemein wohl nicht enticheiden laffen, 
ift vielmehr von den Uſancen ıc. ded Ausſtellungsortes abhängig. 

In Betreff ded Seekonnoſſements hat das Reichdoderhandelsgericht an⸗ 

Eger, Deutſches Frachtrecht. III. 3 
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genommen, daß nach ben Art. 644 und 646 H.G.⸗B. die Außftellung an Ordre 
nicht verweigert werden darf, und zwar ſelbſt dann nicht, wenn die Parteien bei 
Abſchluß des Frachwertrages von der Annahme ausgegangen find, daß der Be 
frachter auch der Empfänger ber Ladung fein werde. 


Grfannt vom II. Sen. det R.O.⸗H.⸗G. unterm 12. Dezember 1874, Entſch. Bd. 15 ©. Par. 


162) „I. Die Bezeichnung Der geladenen Güter nad Beihaffenheit, Wkenge 

und Mertzeihen.” 

Wie bei ber analogen, den Frachtbrief betreffenden Beſtimmung (Art. 392 
Ziff. 1) ift auch Hier als erſtes Erfordernig des Ladeſcheininhalts die Bezeic- 
nung des Trandportguted (certa res) aufgeftellt; und zwar die Bezeihnung nad 
brei Richtungen, „nad Beſchaffenheit, Menge und Merkzeichen“. 

Die hier gewählte Yafjung unterfcheidet fi von der Yaflung des Art. 392 
Ziff. 1 ( Frachtbrief) nur dadurd), daß dort: 

„Bezeichnung des Guts“ 
hier: 
„Bezeichnung der geladenen Güter“ 

geſagt iſt, ein Unterſchied, der ſich unverkennbar auf die rechtliche Natur und den 
verſchiedenen Zweck beider Urkunden gründet. Denn während der Frachtbrief bezw. 
die in demſelben vom Abſender bewirkte, vom Frachtführer anerkannte Bezeichnung 
des Guts lediglich zum Beweiſe dienen joll, daß über ein folddergeftalt bezeichnete: 
But ein Trandportvertrag abgejchloffen worden ift — gleichviel ob die Uebergabe 
an den Frachtführer bereits ftattgefunden hat oder nachträglich erft zu erfolgen bat 
— (vgl. Art. 391 Anm. 6 ©. 40), foll der Inhalt des Kadefcheind und des Konnofe 
ments entfcheidend für die Rechtöverhältniffe zwiſchen dem Yradıtführer (Schiffer 
und dem Empfänger des Guts fein, und ed ift Daher präjumtiv gejepliche Voraus⸗ 
fegung, daß die Außftellung des Konnofjementd bezw. Ladeicheind und bie Bezeich 
nung der Güter in bemjelben erft erfolgt, nachdem diefelben vollftändig zum Trans 
port übergeben und geladen find, weil ſich an dieje Bezeichnung im Ladeſchein :c. 
für den Frachtführer viel ftrengere rechtlihe Wirkungen dem Empfänger gegenüber 
nüpfen, als an tie Bezeichnung im Frachtbriefe. Letztere ift durch Gegenbeweis 
zu widerlegen, feinem der Betheiligten ift gegen den Inhalt des Yrachtbriefß Der 
Gegenbeweis verfagt, indbejondere dem Frachtführer felbft gegenüber dem Empfänger 
nicht der Beweis, daß er weniger oder anderd empfangen habe, als ber Frachtbriei 
angtebt (vgl. Bd. I. S. 49 f.); die Bezeihnung im Ladeſcheine Dagegen ift nad) 
Art. 415 H.G.⸗B. für dad Verhältniß zwilchen dem Yrachtführer und dem Ein» 
pfänger unbedingt entfcheidend und beweiſend, die nicht in denfelben aufgenom: 
menen Beftimmungen bed Frachtvertrages haben gegenüber dem Empfänger eine 
rechtliche Wirkung, ſofern nicht auf diefelben ausdrüdlic Bezug genommen ift. Nur 
für die Rechtsverhältniſſe zwiſchen Yrachtführer und Abjender bleiben neben bem 
Ladeſcheine Die Beitimmungen des Yrachtvertraged maßgebend. (Bel. Art. 415 
Anm. 174, Puchelt II. ©. 404, 405 Nr. 2.) 

Für die Erläuterung der Worte „nah Beihaffenheit, Mengeund Merf- 
zeichen" gilt im Wejentlihen das Bd. I. Anm. 12 ©. 82—84 über die gleidy- 
lautenden Worte des Art. 392 Ziffer 1 Bemerfte. Der analogen Beftimmung des 
Seerechts (Art. 645 Nr. 7), welcher beſchlußmähig (Prot. S. 451) Art. 414 
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nachgebildet ift, fehlen übrigens die Worte „nad Beichaffenheit. Es heißt 
dort nur: 
„Die Bezeichnung ber abgeladenen Güter, deren Menge und Merk: 
zeichen”. 

Sn dem zu Grunde liegenden Art. 484 des Preußiichen Entwurf zum See- 
recht hieß es zwar (Ziff. 5): 

„Die Bezeichnung ber geladenen Güter nah Gattung, Menge und 
Merkzeichen“ 

ohne nähere Begründung in ben Motiven (S. 264, 265). In der I. Rejung bes 
Seerechts (Prot. S. 2210, 2211) wurde jedoch dad Wort „Sattung“ beanftanbet 
und geltend gemacht: &8 fei genfigend, wenn die Bezeichnung der geladenen Güter 
vorgejhrieben werde; die Vorſchrift, Daß auch die Gattung derjelben anzugeben fei, 
müfle zu Mißverftändniffen führen, indem zweifelhaft bleibe, wad darunter zu ver- 
Stehen fei. Bei der Unbeftimmtheit des Ausdruds könne dem Schiffer leicht zu- 
gemutbet werden, ihn unbekannte Sigenjchaften der Güter anzuerkennen. Es wurbe 
deshalb die Streihung ded Wortes „Gattung“ beichloffen. — Von anderer Seite 
wurde hierauf beantragt, ftatt „Gattung“ nach Analogie des Art. 386 II. Refung 
(jept Art. 414 — Ladeſchein —) „Beichaffenheit” zu fegen und hierfür angeführt: 
Unter Beichaffenheit werde man dad äußere Anfehen der Güter, den Zuftand ihrer 
Berpadung u. dgl. zu verftehen haben; daß der Schiffer hierüber etwas in das 
Konnofjement aufnehme und namentlich jage, die Berpadung jet unverjehrt u. dgl., 
vorausgejeßt, daß died wirflih der Fall, müfle der Ablader verlangen können. Diejem 
Antrage wurde jedoch feine Yolge gegeben, weil man der Meinung war, daß in 
diefer Beziehung der Art. 485 (jept Art. 660) genüge, denn wenn der Schiffer von 
dem im Ab. 1 diejed Artikeld ihm eingeräumten Rechte feinen Gebrauch gemacht, 
werde man zu vermuthen berechtigt fein, daß er die Güter in unverjehrtem Zuftande 

empfangen habe. 
Bol. Goldſchmidt $ 71 ©. 668-670 und Anm. 11, 88 61-63, 8 75 ©. 761 und 

Aum. 83, 6. 5. Koh S. 579 Anm. 148, Makower ©. 396 Anm. 151. 

Kür die verjchiedene Faſſung des Art. 645 Ziff. 7 und des Art. 414 Ziff. 1 
fcheint hiernach zum Theil der materielle Grund maßgebend gewejen zu jein, daß 
erfterer in Art. 650 Abi. 1 feine Ergänzung findet, während die Beftimmungen 
über den Ladeſchein eine analoge Ergänzung zu Art. 414 Ziff. 1 nicht enthalten, 
zum Theil aber aud) ter rein formelle Grund, daß man — um den langwierigen 
redaktionellen Berathungen ein Ende zu mahen-— beihloß, in III. Leſung der 
erften A Bücher ed bei der Faſſung ded Art. 386 (jet 414) zu belafien, und von 
einer Aenderung defielben behufs Herftellung größerer Gleichmäßigkeit zwiichen dieſemn 
Artikel und $ 214 (sc. jebt Art. 645) ded Seerechtd Umgang zu nehmen. (Brot. 
©. 4771.) 

Wenn aber auch die formelle Gleichmäßigkeit zwiichen Art. 414 (Ladeſchein) 
und Art. 645 (Konnofiement) aus diefem &runde in mehreren Beziehungen fehlt, 
jo ift Doch nach dem bereitd oben (Anm. 158 ©. 8) Erörterten anzunehmen: 

1. Daß der Ladeſchein (Art. 414) in feiner Form, feinem Inhalte und den 
fih daran knüpfenden Rechtswirkungen im Wejentlichen dem Seefonnofje- 
ment (rt. 645) entipricht und ganz analog zu beurtheilen ift, und 

2. folgeweile, daß die den Art. 645 des Seerechts ergänzenden Beitim- 
mungen, inöbefondere die Art. 654 bis 660 de Deutſchen Hanbels- 
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gefepbuchd in analoger Weile aud auf den Ladefchein (Art. 414) in 
Anwendung zu bringen find. 

Wie beim Seelonnofjement ift alfo auch beim Ladeſchein der Frachtführer für 
die Richtigkeit der im Ladeſchein enthaltenen Bezeihnung der geladenen Güter 
dein Empfänger verantwortlich, jedoch beichränft fich feine Haftung auf den Erſatz 
des Minderwerths, welcher aus der Nichtübereinftimmung der Güter mit der im 
Ladeſchein enthaltenen Bezeichnung fich ergiebt (Art. 654). Wie beim Konncofie- 
ment ferner tritt dieſe Haftung des Frachtführer auch dann ein, wenn ihm bie 
Güter in Berpadung oder in geſchloſſenen Gefäßen übergeben find. Sit Died zu- 
gleich aus dem Ladeſchein erfichtli, fo ift ber Frachtführer für Die Richtigkeit Der 
Bezeihnung der Güter dem Empfänger nicht verantwortlich, fofern er beweift, daß 

ungeachtet der Sorgfalt eines ordentlichen Yrachtführerd die Unrichtigkeit der in 
dem Ladefchein enthaltenen Bezeichnung nit wahrgenommen werben konnte. Die 
Haftung des Frachtführers wird dadurch nicht audgeichloffen, daß Die Identität Der 
abgelieferten und ber übernommenen Güter nicht beitritten oder daß dieſelbe vom 
Frachtführer nachgewiefen ift (Art. 655). Werden ferner dem Frachtführer Güter 
in Berpadung oder in gejchlofjenen Gefäßen übergeben, jo Tann er ben Ladeſchein 
mit dem Zufage „Inhalt unbekannt“ verfehen. Enthält der Ladeſchein diefen oder 
einen gleichbedeutenden Zufag, jo iſt Der Frachtführer im Falle der Nichtüberein- 
ftimmung des abgelieferten Inhalt mit dem im Ladeichein angegebenen nur info- 
weit verantwortlich, als ihm bewiefen wird, daß er einen andern, ald den abge- 
lieferten Inhalt empfangen babe (Art. 656). Sind die im Ladeſchein nah Zahl, 
Maß oder Gewicht bezeichneten Güter dem Yrachtführer nicht zugezählt, zugemeffen 
oder zugewogen, jo kann er den Ladeſchein mit dem Zufape: „Zahl, Maß, Gewicht 
unbelannt“ verfeben. Enthält der Ladeſchein Diefen oder einen gleichbedeutenden 
Zufaß, fo hat der Frachtführer Die Richtigkeit Der Angaben des Ladeſcheins über 
Zahl, Maß oder Gewicht der übernommenen Güter nicht zu vertreten (Art. 657). 
Iſt die Fracht nah Zahl, Maß oder Gewicht der Güter bedungen und im Lade» 
jhein Zahl, Maß oder Gewicht angegeben, jo tft Diefe Angabe für die Berechnung 
der Yracht entfcheidend, wenn nicht ber Ladeſchein eine abweichende Beitimmung 
entbält. Als eine ſolche ift der Zufag „Zahl, Map, Gewicht unbekannt“ oder ein 
gleichbedeutender Zufag nicht anzufehen (Art. 658). Iſt der Ladefchein mit dem 
Zufage „frei von Bruch” oder „frei von Leckage“ oder „frei von Beihädigung* 
oder mit einem gleichbedeutenden Zujage verjehen, jo haftet der Frachtführer bie 
zum Beweiſe ded Verſchuldens ded Schiffer oder einer PBerfon, für welde ber 
Srachtführer verantwortlih ift, nit für Bruch oder Leckage oder Beichädigung 
(Art. 659). Sind dem Frachtführer Güter übergeben, deren Beichädigung, ſchlechte 
Beſchaffenheit oder ſchlechte Verpadung fichtbar ift, jo bat er dieſe Mängel im 
Ladeſchein zu bemerken, widrigenfalld er dem Empfänger dafür verantwortlich ift, 
auch wenn ber Ladeſchein mit einem der vorbererwähnten Zufäge verfeben iſt 
(Art. 660). 

Was nun die Beweidfraft der Bezeihnung bed Guts im Ladeſchein nady 
Beichaffenheit, Menge und Merkzeihen anlangt, jo werden die maßgebenden Grund 
fäße bei Art. 415 des Näheren erörtert werden. 

Hier iſt nur kurz hervorzuheben, daß unterfchieden werden muß, ob der Fracht⸗ 
führer dem Abfender oder dem Empfänger gegenüberftebt. 

Dem Abfender gegenüber bleiben nah Art. 415 Alin. 2 die Beitimmungen 
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des Yrachtvertraged — ungeachtet der Ausftellung eines Ladeſcheines — in erfter 
Reihe maßgebend und, wenn auch die Beftimmungen des Ladefcheind hierbei zum 
Beweiſe mit herangezogen werben können, jo haben body prinzipaliter die Des 
Srachtvertrages in. Gemäßbeit der Art. 391 ff. (Vgl. Bd. I. Anm. 6 ©. 40 f.) 
den Borzug. 

Den Empfänger gegenüber find dagegen — ohne Rüdficht auf den zu Grunde 
liegenden Frachtvertrag — lediglich die Beftimmungen bed Ladeicheind entjcheidend, 
und der Srachtführer kann dagegen nicht einwenden, daß der Frachtvertrag ab- 
weichende Beitimmungen enthalte, injoweit fie nicht in den Labeichein aufgenommen 
oder auf den Frachtvertrag oder andermeite Beftinnnungen auddrüdlich darin Bezug 
genonmen ijt. Allerdings haftet der Yrachtführer nicht wie aus einer formalen 
Urkunde (Wechjel) unbedingt für die Ablieferung der im Ladejchein bezeichneten 
Güter an den Empfänger, er kann vielmehr ſich mit einer der int Art. 395 H. G.⸗B. 
angeführten Einreden ſchützen, aljo daß das bezeichnete Gut nad Empfang und 
bis zur Ablieferung durdy höhere Gewalt, durch feine natürliche Beichaffenheit oder 
äußerlich nicht erfennbare Mängel der Berpadung beichädigt, verringert oder in 
Berluft gegangen fei. Nicht aber kann der Frachtführer wider das im Ladeſchein 
von ihm deponirte Belenntnig über den Zuſtand der Waare nad) Beichaffenbeit, 
Menge und Merkzeichen, ven Einwand erheben oder mit dem Nachweije zugelafien 
werben, daß diefe Angabe eine unzutreffende, irrige ꝛc. fei und daß er al3bald 
etwad Underes empfangen babe, als im Ladeicheine felbjt oder in den darin in 
Bezug genommenen Beftimmungen, Schriftjtüden 2c. bezeichnet und von ihm an« 
erkannt fei. (Vgl. Art. 415 Anm. 172.) 


163) „a. Ten Namen und Wohnort des Frachtführers.“ 

Als zweites Erforderniß des Inhalts des Labeicheind bezeichnet Art. 414 -- 
gleichfalld analog dem Art. 392 (Nr. 2) — „den Namen und Wohnort bed 
Frachtführers“. Die Lorrefpondirende Stelle des Seerechts (Art. 645 Nr. 1) 
lautet: 

„den Namen des Sciffers“ 
es fehlen ihr alfo die Worte: „und Wohnort”. Der Code de commerce (Art. 281) 
und ebenfo ber I. Preußiſche Seerechtsentwurf (Art. 531) enthielten die Worte 
„und den Wohnort“. In den Berliner Beratungen (1856) wurde jedoch ber An- 
trag auf Streihung dieſer Worte einftimmig angenommen (8 531). Sie find 
daher im II. Preußiſchen Entwurf (Art. 484) fortgelafien und Died in ben Motiven 
damit motivirt, daß die Bezeichnung des Schifferd zwar gewöhnlich nah Namen 
und Wohnort geſchehe; doch könne die Angabe des letzteren nicht gerade für weient- 
lich gehalten werben und deshalb fchreibe der Entwurf fie nicht vor. In ber 
I. Lefung des Seerechts (Brot. S. 2202) wurde hierzu noch weiter bemerft: „Der 
Name des Schifferd erfcheine nothwendig, weil der Schiffer mitunter dad Konnoſſe⸗ 
ment nicht ſelbſt vollziehe; dagegen habe der Entwurf von der in manchen neueren 
Geſetzgebungen enthaltenen Vorſchrift, daß auch der Wohnort des Schiffer im 
Konnofjement genannt werden müffe, Umgang genommen, da die Angabe deſſelben 
in Deutfchland nicht gebräuchlich ſei und bie Befolgung der erwähnten Vorſchrift 
in manchen Fällen auch mit Schwierigkeiten verbunden fein könnte.“ Hiermit fteht 
nun allerdings nicht int Einflange, daß ber dem Art. 645 nachgebildete Art. 414 
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in Betreff bed Ladeſcheins die Worte „und Wohnort‘ enthält und man kann 
dafür wohl nur den im Prot. S. 4771 bezeichneten Grund finden. 

Für die Srläuterung der Worte: „den Namen und Wohnort ded Fracht⸗ 
führer“ ift auf die Ausführung zu den gleihlautenden Worten bed Art. 392 Nr. 2 
— f. Bd. I. Anm. 13 ©. 84—86 im Wefentlihen Bezug zu nehmen. Jedoch if 
der Unterfchied zu beachten, daß im Frachtbriefe nur die Namendangabe, nicht 
aber die Unterjchrift des Frachtführers erforderlich ift, während der Ladeſchein 
außer der Ramendangabe im Texte des Schriftftüdd die Unterjchrift des Fracht- 
führere — und zwar leßtere obligatorifch — unbedingt enthalten muß (ſ. oben 
Anm. 159 ©. 21). Selbft wenn ber Ladeſchein, alſo auch die im Texte befjelben 
befindliche Ramendangabe bed Frachtführers von diefem jelbft geichrieben ijt — was 
an fih nicht nothwendig — erübrigt fi nach dem Wortlaute des AL 2 Art. 414 
die Unterjchrift defjelben nit. Die Angabe ded Bornamens ift nidyt erforderlid.. 
Zür die Bezeichnung des Wohnorts gilt das Bd. I. ©. 85 Geſagte. 

Ueber den Begriff „Frachtführer“ vgl. Art. 390 Bd. I. Anm. 1 ©. 1 ff, 
©. 23. 37. 

Bemerkenswerth ift nody folgende, hierher gehörige Enticheidung bed Reichs⸗ 
oberhandelsgerichts: 

„Die Einwendung, die betreffende Urkunde ſei deswegen kein rechtsgültiger 
Ladeſchein, weil der Wohnort des Frachtführers nicht angegeben ſei, iſt hinfällig, 
weil Abſ. 1 des Art. 414 H. G.B., wie insbeſondere auch aus dem Gegenſatze zur 
Faffung bes Abſ. 2 heroorgeht, nicht die nothwendigen, fondern die üblichen 
Beſtandtheile des Ladeſcheins, deren Aufnahme in die Urkunde der Abſender ver⸗ 
langen kann, aufzählt. Daß in concreto der Wohnort des Frachtführers nicht an⸗ 
gegeben ift, verfchlägt bei der unftreitigen Fdentität defjelben mit dem jegigen Kläger 
nichtd. Auf Grund dieſes Ladeſcheins wurde dad Gut abgeliefert. Nach Art. 415 
H.G. B. ift derjelbe daher entſcheidend und ausfchließlich enticheidend für das Rechtz- 
verhältniß zwiſchen Empfänger und Frachtführer. Es gilt died nicht nur betveifs 
der Beitiinmungen über die Ausführung des Transports, die Höhe der Fracht xc., 
jondern auch betreffd der Yrage, wer ald Frachtführer anzufehen und folglich be- 
rechtigt fei, die Anjprüche aus dem Frachtvertrage gegenüber dem Empfänger (in 
eigenem Namen) geltend zu machen. Die Enticheidung des Rechtsſtreits hängt 
hiernach von der Yrage ab, ob der Kläger in eigenem Namen ober im Namen 
bed Befrachtungsvereins den Labdefchein audgeftellt habe. (Es wird ſodann 
aud der Bezeichnung des Schiffs im Ladeſchein ald „Schlepper des Befrachtungs- 
vereind“ gefolgert, daß Der Schiffer nicht in eigenem Namen, fondern in dem Des 
Befrachtungsvereins den Ladeſchein audgeftellt habe.) 

Erfannt von II. Sen. des R.O.H.⸗G. unterm 14. April 1875, Entjch.“Bd. 17 S. 96. 
Vgl. Keyßner ©.473 und Makower S. 396 Anm. 150, jowie die Bd. J. ©. 85 
angeführten Erfenntnifie. 


164) „3. Den Namen bed Abſenders.“ 


Drittens gehört zum Inhalte des Kadejcheind die Angabe de „Namens des 
Abjenderd". Das Nähere hierüber ift bereitö zu den gleichlautenden Worten des 
Art, 392 (Nr. 3) Bd. I. S. 86 Anm. 14 angeführt. Beſonders hervorzuheben ift, 
daß weder die Bezeichnung ded Wohnorts des Abjenders, noch beflen Bor- 
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namen oder Unterfchrift erforderlich ift, jondern lediglich die Bezeichnung des 
Namens in beliebiger Yorm (vgl. Bd. I. ©. 86 und Keyßner ©. 473, Gold⸗ 
ſchmidt ©. 669 und 761). Auch dieſes Erfordernig ift (vgl. Anm. 161) nicht 
obligatoriih. Jedoch bemerkt v. Hahn (Il. ©. 499 $ 3) mit Recht, ba, während 
in Zällen, wo eine beftimmte Perſon ald Empfänger bezeichnet ift, der Name des 
Abfenderd möglicherweise fehlen könne, ohne daß darum die Urkunde aufhöre, 
ein Zadefchein zu fein, die Angabe diefed Namens dann, wenn der Ladeſchein „ledig. 
lich an Ordre“ geftellt jei, erforberlich fein werde. (Bol. Anm. 165 ©. 39.) 


165) „A Den Namen Desienigen, an Den oder an deſſen Orbre Bas Gut 
abgeliefert werden fol. Als folder if Der Abſender zu verſtehen, wenn 
ner Labeſchein lediglich an Ordre geflellt if.“ 

Daß vierte Erforderniß ded Labeicheininhalts ift der „Namen dedjenigen, ar 
den oder an beflen Ordre dad Gut abgeliefert werden ſoll“. Die Bezeichnung ift 
alfo hiernach in zwiefacher Form möglich und geſetzlich zugelafſen, entweder wird 
in ben Radeichein unmittelbar der Name des Empfängers db. h. deöjenigen, an 
welchen die Ablieferung erfolgen fol, aufgenommen ober nur mittelbar der Namen 
desjenigen, an deſſen Drdre abgeliefert werden joll — weshalb es eigentlich rich- 
tiger heißen müßte: „die Bezeichnung ded Empfängers“ (Goldſchmidt ©. 669 — 
Thöl IU. ©. 81: „des Gläubigers”). 

Die erjte Alternative bedarf einer weiteren Srläuterung nicht. Sie ftimmt 
überein mit dem analogen Erfordernig des Frachtbriefs Art. 392 Nr. 4, jo daß 
lediglich auf die bezüglichen Ausführungen Bd. I. Anm. 15 ©. 87, 88 verwieſen 
werden kann. Als Empfänger ift in ber Regel ein Dritter genannt, Tann aber 
auch der Abſender oder der Frachtführer genannt fein (3. B. wenn der Frachtführer 
einen Käufer für die Waare erſt fuchen oder überhaupt Aber diefelbe im Interefie 
des Abferıderd am Beftimmungsorte verfügen fol). (I. Breuß. Entw. $ 351, U. Entw. 
Art. 484, Mot. ©. 264, Goldſchmidt ©. 672 und Anm. 20.) 

Die zweite Alternative dagegen fehlt den Fradhtbriefßerfordernifien, fie ift nur 
dem Tadefcheine und den Seekonofſement eigen und entipricht dem Rechtd- und Ver⸗ 
kehrszwecke derfelben, ald negoziable Trandportpapiere zu dienen. Indem bad Geſetz 
ed für zuläffig erllärt, den Empfänger nicht nur mit Namen zu bezeichnen, fon- 
bern dad Papier an Ordre zu ftellen, verleiht ed demſelben die Faͤhigkeit der Be⸗ 
gebbarkeit, der Indoflabilität und kann der durch die An-Ordre-Stellung bezeichnete 
Deitinatär ſchon während der ganzen Dauer des Trandportd über dad Gut durch 
bie Indoffirung und Weiterbegebung ded Papierd verfügen. &erade in der Her- 
beiführung diefer Möglichkeit Tiegt der Hauptjächlichfte Zweck des Inſtituts ber 
Ladefcheine und Konnofjementd. (Makower ©. 410 Anm. 38, Prot. ©. 4769.) 

Deshalb wurde urfprünglich die Indofjabilität der Ladeſcheine und Konnofje- 
mente für fo felbftverftändlich gehalten, daß eine ausdrückliche Stellung an 
Ordre gar nicht für erforderlich erachtet wurde. Bielmehr wurde das Prinzip bes 
I. und II. Preußiſchen Entwurf (Art. 325 bezw. Art. 280 und 319), welcher bie 
Duplikate der Yrachtbriefe (wie auch ber KRonnoffemente) nach Analogie der Wechjel 
ohne Weitered ald indofiabel erflärt, wenn in benfelben nicht dad Gegentheil 
gefagt ift, in Betreff der Ladeſcheine in der I. und II. Leſung trog mehrfachen 
Widerſpruchs beibehalten. 
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In I. Leſung wurde indbejondere hervorgehoben, daß überhaupt wohl felten 
Konnoffementd bezw. Ladeſcheine vorfämen, die nicht an Drdre geftellt ſeien, Füme 
es aber gleichwohl einmal vor, fo werde auch dieſen im Einklange mit der allge⸗ 
meinen Anficht ded Kaufmanndftanded ber Charakter der Begebbarkeit beigelegt 
werden fönnen, ähnlich wie nach der Allg. D. W.O. dem Wechjel, möge dieſer 
an Ordre lauten oder nit (Prot. ©. 444, 446—451). Und dementiprechend 
lautete ter I. Nürnb. Entw. Art. 255 Nr. 3: 

„Dur Sndoffament können übertragen werden: Konnofjemente ber See- 
ſchiffer und Ladeſcheine der Frachtführer, ſofern nicht in denſelben Die 
Uebertragung durch Indoffament ausgeſchloſſen iſt.“ 

Auch in II. Lefung wurde an biefer Anficht feitgehalten, indem bemerkt wurbe: 
Die Entiheidung in I. Lefung, daß die betreffenden Urkunden nicht an Ordre aus⸗ 
geftellt zu werden brauchten, um negoziabel zu fein, entpreche den Bedürfnifie des 
Verkehrs und jedenfall würde ed höchſt mißlich fein, in dieſer Beziehmg die Lade⸗ 
ſcheine abweichend von den Konnofjementd zu behandeln. (Brot. ©. 845—850.) 
Der II. Nümb. Entw. (Art. 286) Stimmt daher faft wörtlich mit dem I. Entw. 
(Art. 255 Nr. 3) überein. 

In der I. und II. Leſung des Seerechts zu Hamburg wurde jedoch zunädhit 
für Konnofjemente diefer Örundfag verlafien und die Sndoffabilität nur für den 
Val anerkannt, daß biefelben an Ordre geftellt find — indem auf den bezüg- 
lihen Gebrauch vieler Seepläge, die Vorfchriften ausländiſcher Gefeggebungen und 
den Uinterfhied von ftrengen Formalpapieren, wie vom Wechſel ꝛc. hingewiefen 
wurde, — und diejer Beichluß folgerichtig auch auf die Kadejcheine übertragen 
(Prot. ©. 2203—2208, 2238, 4005, 4563, 4569), jo daß nach Maßgabe des 
Art. 645 Nr. 4 und 646 des Seerechts die entiprechende Beitimmung für ben 
Ladeichein die in Art. 414 Nr. 4 gewählte Yaffung erhielt. Andererjeitd wurde 
aber auch ein noch meitergehender Antrag (Monit. 476 Nr. 2), nur Ladefcheine 
auf Namen zuzulafien, denjelben aljo die Indofjabilität ganz zu entziehen und 
fie zu bloßen Neftapapieren zu machen, mit großer Majorität abgelehnt. (Brot. 
©. 4769, 4770, 1241, 1242.) 

Hieraus ergiebt fich die Yolgerung: Der Ladeſchein ift nicht ſchon an fi und 
ohne Weitered indoftabel, fondern nur, wenn er auöbrüdlih an Ordre gejtellt 
it. Ein nit an Ordre geftellter Ladeſchein ift nicht indoffabel (jondern nur durch 
Geifton übertragbar, f. unten ©. 42f.). Die An-Ordre-Stellung kann dur Die 
Worte „an Drdre‘ oder auch durch einen gleichbedeutenden Auddrud (Brot. 
©. 4005, 4006, Goldſchmidt ©. 672 Anm. 22 und ©. 673, Keyßner ©. 473, 
Makower ©. 410 Anm. 88, Budelt IL. ©. 405 Nr. 3, Art. 301, 302 H.G.B.) 
erfolgen. 

„Die Worte „an Ordre“ — Art. 414 Nr. 4 und Art. 417 H.G.B. — follen 
nur ald Kennzeichen bed Willend dienen, daß ber Ladeſchein indoſſabel fein 
tolle, fie haben daher nicht die Bedeutung einer unumgänglichen Formel, können 
vielmehr durch einen gleichbedeutenden Ausdrud erjegt werden. Es genügt, daß 
aud in anderer Weiſe die Uebertragbarfeit durch Indoffament in ihnen erklärt ift.“ 

Erkannt vom I, Sen. R.-D..G..&. unterm 3. Oktober 1876, Entſch. Bd. 21 ©. 80. 

Was die Verpflichtung zur Ausftellung an Ordre anlangt, jo beftimmt 
Art. 646 H.G.B. in Betreff des Konnofjementd, daß auf Berlangen bes Ab- 
laders das Konnoffement, fofern nicht das Gegentheil vereinbart ift, an die Ordre 
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des Empfängers oder lediglih an Ordre zu ftellen if. (Brot. ©. 4006, vgl. 
Goldſchmidt S. 673 und Anm. 25.) Daffelbe ift bei der vom Geſetzgeber beab- 
fihtigten Uebereinftimmung ber Vorfchriften über das Konnofiement und ben Tabe- 
fchein auch in Betreff des legteren anzunehmen. Der Frachtführer ift hiernach ver: 
pflichtet, den Ladeſchein auf Verlangen des Abjenderd an Ordre zu ftellen, falls 
nicht das Gegentheil vereinbart ift. (Art. 413 Alin. 1.) 

In Mebereinftimnung hiermit bemerft Anſchütz II. ©. 130: „Ob, wenn bie 
Ausftellung vom Frachtführer fchlechthin verfprochen ift, ber Abjender die Austellung 
an Drdre verlangen kann, hängt davon ab, ob im Handelsverkehre die Außs- 
ftellung des Ladeſcheins an Drdre die Regel bildet und mithin zur üblichen Yorm 
Der Urkunde gehört. Dieſe Frage ift nach dem heutigen Stande des Handels⸗ 
verkehrd zu bejahen.” Und Puchelt II. ©. 405 Nr. 3: „Hat fi der Fracht⸗ 
führer bei der Zufage der Ausftellung des Ladeſcheins nicht zur Schaffung eines 
indofiabeln Papiered verpflichtet, fo kann man bezweifeln, ob er dazu doch ver: 
bunden ift, weil die Ordrequalität nicht die Regel iſt GGoldſchmidt I, 2 ©. 761 
und Anm. 84). Indeſſen möchte ih mit Anſchütz III. ©. 130 die Frage bejaben, 
indem ohne Sndoffament der Ladeſchein feinem eigentlihen Zwecke weniger ent« 
fpricht; entſcheidend bleibt aber natürlich der erfennbare Parteiwillen.“ 

Hierher gehört auch dad Erkenntniß ded Reichs Oberhandelsgerichts: 

„Der Schiffer darf die Ausftellung der Konnoffemente an Drdre auch dann 
nicht verweigern, wenn Befrachter und DBerfrachter bei Abichluß des Frachtver⸗ 
traged davon ausgegangen waren, daß der Befrachter auch der Empfänger ber 
Zadung fein werde. 

Erkannt vom IE. Sen. des R.O.⸗H.G. unterm 123. Dezember 1874, Entſch. Bd. 15 
©. 226. 

Iſt der Ladeſchein an Ordre geftellt, jo Tann er, wie jeded andere Ordre⸗ 
papier, nah Maßgabe der in den Art. 301 —305 H.G.⸗B. enthaltenen Bor: 
Schriften und Grundſätze durch Indoſſamente übertragen werden. Dies gilt fo» 
wohl in Betreff der Form wie der Rechtöwirfungen. Nur die Amortifation eined 
abhanden gelommenen ꝛc. Ladeſcheines richtet ſich (vgl. Art. 305 Alin. 2 H.G.⸗B.) 
nach den Landesgeſetzen. 


Vgl. Puchelt IL. ©. 405 Nr. 3, Keyßner ©. 473, Bolbihmidt I,2 8 71 ©. 673 
und Anın. 26, 6.5. Koh S. 421 Anm. 53 Art. 302 Brot. ©. 2208, Kuhn bi Buſſcch Bd. 6 
©. 353. 


Die Indoffirung kann au) in blanco erfolgen. 

Puchelt II. S. 411, Entſch. des Preuß. Ob.⸗Trib. Bb. 16 ©. 142, Keyßner ©. 473. 
— Dagegen Gentr.-Drg. R. 5. IL S. 200. 

Neben den Ladefcheinen auf Namen, d. b. mit Bezeichnung der Perjon des 
Smpfängerd mit Nanıen und ohne weiteren Zuſatz (nicht an Ordre) find nicht nur 
Ladeſcheine an die Ordre ded benannten Empfängers, fondern auch joldde an bie 
Drdre bed Abſenders zuläffig, 

Puchelt II. ©. 405, Solpihmidt 8 75 S. 761 Anm. 83, Buſch, Arch. Bd. 4 
©. 473 ff. 
und ber zweite Sag der Nr. 4 des Art. 414 ſtellt fogar die Nechtöfittion auf, daß: 
wenn der Ladeſchein lediglih an Ordre geftellt ift, er als an 
Drdre ded Abſenders geftellt gilt. 
In diefem Yale wird allerdings die fonft fakultative Bezeichnung des Ab- 
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fender8 im Ladefcheine (Art. 414 Rr. 3) obligatorifch werden. (Bel. Aum. 164 
und v. Hahn II. ©. 499.) 

Zweifelhaft ift dagegen die Frage, ob der Ladeſchein auch an die Ordre dei 
Frachtführers geftelt werden kann? Keyßner (©. 473) und Anſchütz m 
v. Bölderndorff (III. S. 197) bejahen diefe Frage, während fie von Puchelt 
(II. ©. 405 Nr. 3) und v. Hahn (II. ©. 98 8 2) verneint wird (unentfchieben: 
Goldſchmidt $ 75 ©. 761 Anm. 83). Die erftere Anficht dürfte jedoch die zu- 
treffendere fein, da das Seelonnofiement nach Art. 646 Alin. 2 auch auf den Re- 
men bed Schifferd lauten kann und der analogen Anwendung biefer Beſtimmung 
auf Ladeſcheine weder geſetzliche Borjchriften noch rechtliche DBedenten entgegen: 
ftehen. Art. 414 Rr. 4 verlangt ganz allgemein die Angabe de Empfängers, as 
ben oder an defien Drdre abgeliefert werden joll, und es liegt fein Grund ver, 
als folchen nicht auch den Frachtführer zu bezeichnen. Zu beachten ift jeboch, daß 
der Ladeſchein nur an die Ordre desjenigen Frachtführers gejtellt werben fan, 
welcher ihn unterzeichnet bezw. ausgestellt hat. Mit Recht bemerkt zu der 
torreipondirenden Stelle des Seerechts (Art. 646 Alin. 2) C. %. Koh (S. 580 
Anm. 152): „Der Schiffer, welcher das Konnofjement auögeftellt und unterzeichnet 
bat. Es muß nicht „der Schiffer” als folcher, fondern eine namhafte Perſon als 
Empfänger bezeichnet jein, und Diefe Perjon kann der Unterzeichner ded Konnoſſe 
mentd jein, wie beim Wechſel der Außfteller auch Remittent ſein kann.“ (Brar. 
©. 4006, vol. noh Makower Anm. 145 zu Art. 646 und Brot. ©. 4006, 
A. W. O. Art. 6.) 

Wie Inhaber⸗ und Blankokonnofſemente, jo find auch Ladeſcheine auf den 
Inhaber oder in blanco (— für den Namen des Empfänger ift ein offener 
Raum gelaffen —) im deutſchen Handelöverfehre nicht übli und daher weder ber 
Frachtführer zur Außftellung, noch der Empfänger zur Entgegennahme foldyer un- 
gewöhnlichen Ladeicheine verbunden. Indeß das Deutiche Handelsgeſetzbuch ſchließt 
fie nicht grundfäglic aus, da es die Gültigkeit der Ladeſcheine überhaupt nicht an 
beftimmte Formen bindet. (Bol. Goldſchmidt ©. 674, 675 und Anm. 27, 28, 
1. Preuß. Entw. 8 531, Berl. Konfer. Brot. S. 137, Mot. ©. 263, 264, Bret. 
©. 2212. — Goldſchmidt macht hierbei mit Recht auf ben Widerſpruch hei 
C. % Koch Art. 644 Anm. 144 und 147a. aufmerkjam.) 

Sft der Ladeſchein in blanco geftellt, d. h. fehlt der Name bed Empfängers, 
obne daß der Ladeſchein an Ordre geftellt ift, jo bat der Abfender (Inhaber) fpäte- 
ftend nach Ankunft des Guts am Beftimmungdorte den Empfänger zu benennen 
oder ſelbſt abzunehmen, widrigenfall® der Frachtführer nach Art. 407 verfahren darf. 
(Bol. Art. 419.) Die Angabe einer Nothadreſſe ald nothwendiges Requifit des 
Ladeſcheins wurde abgelehnt (Brot. S. 1241, 1250, Puchelt II. ©. 405 Nr. 3, 
Malower ©. 410 Anm. 38, Goldihmidt 8 75 ©. 761 Anm. 83), weil an- 
genommen wurbe, der Verkehr werde auch hier, wie bei dem Seehandel bereitö ge 
fchehen, die nöthigen Maßregeln bervorbringen, damit der Frachtführer und ver 
legitimirte Empfänger fich finden fünnten. 

Wird ein nicht indofjabler bezm. ein nicht an Ordre lautender Ladeſchein 
indoſſirt, fo können ihm die mit dem SIndofiament verbundenen Rechtswirkungen 
zwar nicht beigemefien werden. Wohl aber ijt nach der Abficht der Parteien zu 
prüfen, ob in dem Indoflament nicht eine Eeifton liegen jolle und es find, wenn 
diefe formell und materiell ald vorliegend angenommen werden Tann, bem Indofſa⸗ 
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ment eines nicht indoffabeln Ladeſcheins die Rechtswirkungen der Ceſſion beizu- 
legen. In diefem Sinne bemerft C. %. Koch (Art. 417 Anm. 57a. ©. 423): 
„Die Form des Indofſaments wird zwar auch zur Uebertragung eined nicht an 
Ordre lautenden Ladeſcheins gebraucht und legitimirt zum Empfange ebenfo gut 
wie eine Geffion, aber das Sudofjament bat bier auch nur Die Bedeutung und 
Wirkung einer Ceſſion oder Vollmacht und der Frachtführer bezw. Empfänger 
muß bei der Prüfung vorfidhtig jein.“ 
Bol. noch ©. 6. Koh Urt. 647 Unm. 155 und Brot. ©. 2237, 22338, v. Kräwell S. 591, 
Brir ©. 415, Lefje im Gentr.-Org. UL, S. 39, 40, N. 8.1. ©. 68, I. ©. 47 ud Buſch's 
Arch. Bd. IX: ©. 15, 16, Goldſchmidt $ 75 S. 761 Anm. 84. 

Die Forderung aus.einem indofjabeln bezw. an Drdre geftellten Lade 
Scheine kann ftatt dur Indoſſament auch durch Ceſſion übertragen werden. In 
Diefem Falle zieht aber der Webertragungdalt nur die Rechtswirkungen der Geifion, 
nicht die des Sndoffamentd nah fi. Die Ceſſion braucht nicht nothwendig fchrift- 
ih, kann vielmehr auch formlos fein, infoweit Died nach dem Handelsgeſetzbuch 
bezw. den in Betracht fommenden Landesgeſetzen zuläſſig ift. 

„Sn der bejonderen Natur ded Ladeſcheins — führt dad Reichdoberhandelsgericht 
aud — und fjpeziell in jeiner Sndoffabilität liegt fein Grund, der die redht- 
Liche Zuläffigkeit und Wirkfamkeit der Ceſſion der aus deinfelben erworbenen Rechte 
ausichlöffe. Die konkreten Ladeſcheine waren Tediglich an Ordre geftellt; berechtigt 
aus ihnen war alfo nach Art. 414 Nr. 4 H. G.B. der Abfender. Es liegt nun 
nicht etwa nur foviel vor, daß der Abſender die nicht indoffirten Ladeſcheine an I. 
itbergeben, jondern ed fteht feit, daß er die Güter, über welche die Ladeſcheine ge- 
zeichnet waren, an Kl. verkauft, und daß er in Folge deffen die Ladeſcheine dem 
Käufer überfandt hat... ... Es iſt hiernach evident, daß der Abſender die Abſicht, 
die ihm gegen ‚den Yradhtführer zuftehenden Rechte feinem Käufer zu übertragen, 
nicht nur gehabt, fondern auch zur Ausführung gebracht bat; und da dieje Meber- 
tragung nicht dur Indoſſament der Ladeſcheine erfolgt ift, jo ift das beabfichtigte 
Nechtögeichäft als Ceſſion aufzufaſſen. Da die Seifion aber nach $ 962 des Sächſ. 
bürg. G.B. formlos erfolgen kann, jo ift diefelbe ald durch die materiell Taufirte 
Webertragung der Dokumente ald zu Stande gelommen anzufehen.“ 

Erkannt vom 1. Sen. bes 8.0.9.8. unterm 13. September 1879, Entid. Bd. 25 
€. 310. 
Bol. noch die analoge Enticheidung des Kammergerichtd zu Berlin vom 7. Oktober 
1865, Buſch Bd. IX. ©. 275. 

Die Rechtswirkungen, welche die Webertragung des an Ordre geftellten 
Ladeſcheins durch Indoffament in obligatorifcher wie dinglich er Hinficht nach 
ih zieht, find in den Vorſchriften des Handelsgeſetzbuchs über den Ladeſchein 
(Art. 413 - 419) nicht volljtändig entwidelt, wohl vornehmlich deshalb, weil — wie 
der Ladeſchein überhaupt — jo indbejondere deflen Indoſſirung im Binnenfradt- 
verfehre nicht häufig vorkommt. Nach der bereitö früher (Anm. 158 ©. 8 f.) ein 
gehend begründeten Annahme muß hiernach in Betreff der Rechtöwirfungen ber In⸗ 
doſſirung des Ladeſcheins auf die entfprechenden Borfchriften des Seerechts (Art. 647 
bid 652 und 661) Bezug genommen bezw. deren analoge Anwendung für zu- 
trefiend erachtet werden. 

Nah der obligatorijchen Seite Hin gilt fomit in Ergänzung des Art. 416 
der im Art. 661 aufgeftellte Grundſatz dahin, daß, nachdem ein Frachtführer einen 
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an Ordre lautenden Radefchein audgeftellt hat, er den Anweifungen des Abſender 
wegen Zurüdgabe oder Außlieferung der Güter nur dann Yolge leiften darf, wen 
ihm fämmtliche Exemplare des Ladefcheind (vgl. Art. 413 Anm. 159 ©. 19) zur: 
gegeben werden. Und daffelbe gilt in Anfehung der Yorberungen eines Ladeſchen 
inhaberd auf Außfieferung ber Güter, fo lange der Frachtführer den Beftimmunz- 
ort nicht erreicht bat. Handelt er diefen Beftimmungen entgegen, fo bleibt er dem 
rehtmäßigen Inhaber ded Ladeſcheins verpflichtet. (Bol. Art. 4146 Anm. 17. 
— Der Grundſatz ded Art. 647 Al. 2 ded Seerecht3 in Betreff der Legitimatier 
zur Empfangnahme der Güter iſt zwar konform in Art. 417 für den Ladeſcher 
dahin audgeiprodhen, daß zur Empfangnahıne ded Gutes derjenige legitimirt if, x 
welchen dad Gut nach dem Ladeſchein abgeliefert werben foll, oder auf welchen de 
Ladefchein, wenn er an Drdre lautet, durch Indofſament übertragen ift. 

Bl. hierzu das Erf. des R.O.H.⸗G. von 12. Dezeinber 1874, Cntid. Bd. 15 S m’ 

(audführlich bei Art. 417 Anın. 179, 189) wmitgetheilt. 

Eine Ergänzung bedarf aber diejer Grundjap aus dem Art. 648 De Em 
recht3: darnach ift, wenn ſich mehrere legitimirte Ladeſcheininhaber melben, ix 
Frachtführer verpflichtet, fie ſämmtlich zurückzuweiſen, die Güter gerichtlich oder i- 
einer anderen jicheren Weife niederzulegen und bie Ladeſcheininhaber, welche fich gr 
meldet haben, unter Angabe der Gründe feined Verfahrens hiervon zu benadrik- 
tigen (Art. 407). Auch ift er, wenn die Niederlegung nicht gerichtlich geſchieht, be 
fugt, über fein Verfahren und deffen Gründe eine öffentliche Urkunde errichten : 
lafjen und wegen deren Koften in gleidyer Art wie wegen der Fracht ſich an be 
Güter zu halten (Art. 626, 648. 

Nach der dinglichen Seite gilt aud den oben (Art. 413 Anm. 158 ©. 11f. 
eingehend erörterten Gründen der für das Konnofjement aufgeftellte wichtige Grund⸗ 
fat, daß die Uebergabe ded an Ordre lautenden Papierd an denjenigen, welcher 
durch dafjelbe zur Entpfangnahme legitimirt wird, fobald die Güter wirklich ver- 
laden find, für den Erwerb der von der llebergabe der Güter abhängigen Rechte 
diefelben rechtlihen Wirkungen bat, wie bie Mebergabe der Güter felbft. Des 
gleichen finden die damit zufanmenbängenden Normen der Art. 650 und 651 H. G.B. 
auf den Ladejchein analoge Anwendung. (Ann. 158 ©. 15, 16.) 

Bemerkenswerth ift hierbei folgende Entſcheidung des Reihsoberbandel?- 
gerichts: 

„Das Handelsgeſetzbuch legt zwar in Art. 649 nur der Uebergabe des 
‚an Ordre lautenden Konnoſſements an denjenigen, welcher durch daſſelbe zur Em- 
pfangnahme legitimirt wird, für den Erwerb der von der Uebergabe der Güter at- 
hängigen Rechte diefelben rechtlichen Wirkungen bei, wie der Webergabe der Güter 
jeldft. Hieraus folgt aber Teinedwegd die Mbficht, diejenigen Landes geſetze, 
welche auch nicht an Ordre lautenden Konnoffementen die gleiche Wirkung bei- 
legen, aufzuheben. Vielmehr bleiben diefe beftehen und ed ift — cfr. Art. 1 H.G. B. 
— aud Art. 649 ein argumentum e contrario nicht berzuleiten.” 


Gröannt vom R.-D..9..&. unterm 19. November 1873, Entſch. Br. 11 ©. 418, vol. auch 
das Erk. des Neichäger. vom 1. Oktober 1881, Entf. Bd. 5 ©. 79, 80. 


166) „d. Den Ort der Ablieferung.” 
Fünftens gehört die Angabe ded Orts der Ablieferung zum Inhalte des 
Ladeſcheins. Diefe Beftimmung findet fih wörtlih auh in Art. 392 Rr. 5 
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D.G.B2., betreffend den Inhalt ded Frachtbriefs, jo daß auf die dort gegebenen 
Srläuterungen (Bd. I. Anm. 16. ©. 88) Bezug genommen werben kann. Zu- 
Täglich ift jedoch noch Yolgended zu bemerfen: Die entiprechente Bejtimmung bed 
Seerechts über den Inhalt des Seekonnoſſements (Art. 645 Nr. 6) lautet: 

„Den Löſchungshafen oder den Ort, an weldem Orbre über dei- 
jelben einzuholen ift.” 

Es ift anzunehmen, daß — weil der Ladeſchein denfelben Verkehrszweck wie 
Das Konnofiement befist, — aus dem gleichen legislatoriſchen Grunde auch die 
Forte ded Art. 415 Nr. 5 entiprechend bahin ergänzt werden müflen, daß an 
Stelle der definitiven Angabe des Ablieferungdort3 au Die Angabe des Orts 
genügt, an welhem Ordre über den Ablieferungdort einzuholen ift.“ 

Der I. Preuß. Entw. enthielt in Betreff ded Konnofjement3 im $ 531 aller: 
Ding auch nur die Worte: „den Hafen der Audladung. In der Berliner Sad) 
verftändigenfonferenz (Prot. ©. 137) wurde aber hierzu bereitd erinnert, daß ſich 
der Hafen der Ausladung nicht ſtets angeben laſſe, weil der Schiffer häufig erft 
unterwegs Ordre über den Beſtimmungsort einhole, und deshalb beſchloſſen, durch 
einen Zuſatz audzudrüden, daß der Hafen der Audladung von einer anderwärtd 
einzuholenden Ordre abhängig gemacht werden könne. In Rüdfiht auf diefen Be— 
Tchluß Yautete die Torrejpondirende Stelle ded II. Preuß. Entwurfs Art. 484 Nr. 4 
und Saß 3: 

„Jedes Konnoffement muB enthalten... .. den Hafen der Aus: 
ladung. Der Hafen der Audladung kann in der Art bezeichnet werben, 
daß ein Ort, an welchem Ordre über denjelben einzuholen ijt, beftimmt 
wird.‘ 

Und hierzu bemerken die Motive (S. 265): „Ebenſo gejtattet der Entwurf 
als unbedenklich, den Beitimmungsort der Ladung nicht direkt, jondern in der Art 
zus bezeichnen, daß ein Drt genannt wird, wo die Angabe erfolgen würde. Es 
bezieht fih Died auf die Fälle, wo der Ablader ed von der fpäteren Kunjunktur 
abhängen laffen will, in welchem Hafen er die Waare verkauft. Er läßt dad Schiff 
Dann einftweilen die Reife antreten, und ſchickt nach einem Zwilchenhafen, den es 
anfaufen muß, die Drdre über den gewählten Löſchungsplatz.“ 

In die Beftimmungen über den Inhalt des Ladejcheind tft zwar ein gleicher 
Zufag nicht aufgenommen worden, er ift aber, weil diefelben Gründe auch auf ben 
Ladeſcheinverkehr pafjen und in Rüdjicht auf Die analoge Anwendung ber jeerecht- 
lichen Beitimmungen, für den Ladeſchein felbjtverftändlih, wie Goldſchmidt 
(1.28 75 ©. 761 Anm. 83) mit Recht zu Art. 415 Nr. 5 bemerkt: „Der nicht 
aufgenommene Inhalt von $ 6 des Art. 645 iſt ſelbſtverſtändlich.“ 


167) 6. Die Beflimmung in Anſehung der Gradi.” 

Sechſtens folgt als Erforderniß des Ladeſcheininhalts ganz konform mit 
Art. 392 Nr. 6 (Frachtbrief) „die Beſtimmung in Anſehung der Fracht.“ 
Es gelten daher im Weſentlichen die zu Art. 392 Nr. 6 gemachten Bemerkungen. 
(Bol. Bd. I. Anm. 17. ©. 89.) 

Auch bier verlangte der I. Preußiſche Entwurf direkt Die Angabe der bedun⸗ 
genen Fracht. Aber ſchon in der Berliner Konferenz (Prot. S. 137) wurde da⸗ 
gegen erinnert, daß die Höhe der Fracht oft nicht direkt, ſondern durch Bezugnahme 
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auf die Chartepartie angegeben werde, und man war einig darüber, daß Died genüze 
und daß überhaupt der Bezugnahme auch auf fonftige Bedingungen Der Charte 
partie nichts entgegenftehe. Demgemäß enthielt der II. Preuß. Entwurf (Urt. 484: 
den Zufag: „die Fracht kann Durch Bezugnahme auf die Charfepartie angegeben 
werden.” (Bgl. Mot. ©. 265.) 

Sn der I. Seerechtölefung (Hamburg) wurde fodann beantragt und beichlofier. 
ftatt „die bedungene Fracht“, „die Beitimmung in Betreff der Yracht“ zur fege 
da die Faſſung des Entwurfs auf die Fälle nicht pafjen würde, in denen nad ie 
Chartepartie dad Konnoffement „Franko Fracht“ gezeichnet werden folle oder dem 
Berfrachter ftatt einer beftimmten Fracht ein Antheil am Gewinn zugefichert ki 
u. dgl. (Prot. S. 2211. Art. 523.) 

Sn der II. Seerechtälefung wurde dies beibehalten (mit der nur rebaftionele 
Modifikation: „in Anfehbung der Fracht“ Art. 645 Nr. 8). In Uebereinftimmur; 
damit wurde beichloffen, betreffs des Ladeſcheins die in I. und II. Leſung (Art. 54: 
Nr.6 bezw. Art. 386 Nr.6) gewählte Yaffung „den bedungenen Frachtpreis“ bew. 
„den Frachtlohn“ in die Worte: „die Beftimmung in Anfehung der Fracht” umm 
wandeln, ba e8 auch bei anderem Frachtverkehr vorkommen fünne, daß ber &: 
pfänger gar feine Fracht oder nur einen Theil der bedungenen Fracht zu bezahle: 
babe, und letztere ganz oder theilweiſe dem Abſender zur Laft falle. 

Prot. ©. 4770, 4771, 5105, BSoldihmidt 8 71 ©. 670 Anm. 15 und 5 75 €. u 
Anm. 88, Ulermann in Buſch's Ar. Br. 4 ©. 493. 

Die Bedeutung diejer Aenderung bed urfprünglien Entwurfs liegt alfo darir 
dag — wie bei Art. 392 — nicht die direfte Angabe des Frachtpreiſes, in einen 
in Zahlen audgedrüdten Betrage, erforderlich ift, fondern daß ed genügt, wenn ic 
Ladeſchein eine Beitimmung enthalten ift, aus welcher mit Sicherheit auf bie i- 
Betreff der Fracht vereinbarten Modalitäten gefchloffen werden kann, alfo auch 3. B. 
auf die Stipulation gänzlicher oder theilweiſer Frankirung, Bezugnahıne auf üblid: 
oder tarifmäßige Trandportgebühren ıc. 

Dal. noch Puchelt IL. S. 405 Nr. 4 und über einen Gall widerjprehender Angabe te 


Fracht im Originale und Duplifate des Ladefcheind: das Erf. des Hand.-Ger. zu Lübed der 
19. September 1871, Buſch's Ach. Bd. 27 (N. 5. Bd. 2) ©. 151. 


168) „I. Den Ort und Tag der Ausflellung.‘ 


Hieran ſchließt fi fiebentend: „der Ort und Tag der Ausftellung“ d. t. 
derjenige Ort und Tag, wo ber Frachtführer bezw. der legitimirte Vertreter des 
jelben den Ladeſchein ausftellt. (Bal. Anm. 159 ©. 20 f. und Anm. 169 ©. 48. 
Diefe Beftimmung ift — konform der Vorfchrift ded Art. 392 Nr. 7” — in Be 
treff des Ladeſcheins bereit3 in den Entwurf der I. Nürnberger Lefung (Prot. S. 845 
bis 849) aufgenommen (Art. 389 Nr. 7) und unverändert beibehaften worden (vgl. 
Entw. II. Leſung Art. 886 Nr. 7), während bie korrefpondirende Beſtimmung für 
dad Seekonnoſſement (tm Preuß. Entw. fehlenb: Art. 484) erft jpäter in Folge ber 
I. Seerechtsleſung (Hamburg Brot. S. 2211 Art. 523) Aufnahme gefunden bat. 
(Art. 645 Nr. 9.) 

Hinfihtlic der Erläuterung der Worte: „den Ort und Tag ber Ausftellung‘ 
kann im Wejentlichen auf die Ausführungen zu Art. 392 Nr. 7 (vgl. Bd. I. Ar 
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merkung 18 ©. 90, 91) Bezug genommen werben. Bemerfenswerth find noch fol- 
gende hierher gehörige Enticheidungen: 

Der Schiffer, ebenjo wie der Rheder haften — arg. Art. 478, 479 9.8.8. — 
den Konnofjementsinhabern für den Schaden, welcher diejen aus unrichtiger Da- 
tirung (3. B. aud der Antedatirung) ded vom Schiffer gezeichneten Konnoſſements 
entftebt. Hierbei fommt die Frage, ob der Schiffer zur Datirung bed Konnoffe- 
ments überhaupt verpflichtet fei, nicht in Betracht, weil der Schiffer in diefem Falle 
nicht durch die Unterlaffung der Datirung des Konnoffements, fondern durch deren 
wahrheitäwidrige Datirung ein Berfchulden begeht. Die Stellung des Schifferd und 
Rheders dem Ablader gegenüber, welcher dad Konnofjement wahrbeitöwidrig datiren 
läßt, tft hierbei verjchieden von derjenigen dem fpäteren Konnoffementderwerber 
gegenüber. Selbft wenn am Abladungs⸗ (Berjand-) Orte 3. B. bie Ufance befteht, 
Konnofjemente zu zeichnen, ohne daß die Waare vollftändig in das Schiff geladen 
ift, wird dadurch die Verantwortlichkeit ded Schiffers für die Richtigkeit der Kon- 
noffementdangaben bezw. der Zeitangabe der Berladung dem Konnoffeinentserwerber 
gegenüber nicht aufgehoben. 

Erkannt vom L Sen. des R.O.H.⸗G. unterm 30. Mat 1879, Entf. Bb. 25 S. 192. 

Diefer Annahme bat fih in einem analogen Yalle auch das Reichsgericht an- 
geſchloſſen. Vgl. über die Liquidation bed dem Konnofjementderwerber wegen falfcher 
Datirung ded KonnofjementS vom Schiffer und Mheder zu leiſtenden Schadens⸗ 
erſatzes: 

Erk. des I. Civ.Sen. des R.G. vom 15. Dezember 1880, Entſch. ®b. 3 S. 101— 104. 

Ein Bergleich der im Art. 392 aufgeführten Erforderniffe ded Inhalts des 
Frachtbrief3 mit den im Art. 414 für den Inhalt des Kadefcheind angegebenen Er- 
forderniffen ergiebt, daß Art. 392 noch die dem Art. 414 fehlende Beftimmung 
enthält, wonach in den Yrachtbrief — abgelehen von ben Erforderniffen Nr. 1—7 
— au aufzunehmen find: „die bejonderen Vereinbarungen, welche die. Parteien 
etwa noch über andere Bunfte, namentli über die Zeit, innerhalb welcher ber 
Transport bewirkt werden fol, und über die Entichädigung wegen verjpäteter Ab- 
Tieferung getroffen haben.” Es unterliegt keinem Zweifel, daß auch in den Labe- 
ſchein in gleicher Weile derartige Vereinbarungen aufgenommen werden bürfen. 
(Bol. Puchelt II. ©. 405 Nr. 5, Brir ©. 413, Bad ©. 299.) Nothwendig 
ift e8 nicht, zumal es fich hierbei nicht um wejentliche Beftandtheile handelt und 
überdied® das Nebeneinanderlaufen von Yrachtbrief und Ladeſchein bei demſelben 
Transport durchaus ftattbaft ift, Die qu. Vereinbarungen aljo auch in erfterem Platz 
finden fönnen. Nur find fie alddann für den Empfänger nicht entfcheidend, wenn 
nicht auch im Ladeſchein Darauf Bezug genommen tft, da zwifchen Empfänger und 
Frachtführer anderenfalld nur der Ladeſchein maßgebend ift (Art. 415). 

Auch von den im Art. 645 für das Seelonnoffement angegebenen Erforder- 
niffen weicht Art. 415 — abgefeben von den fchon früher zur Sprache gebrachten 
Berichiedenheiten — hauptjächlich darin ab, daß Art. 645 drei Erfordernifie ent- 
hält, welche dem Art. 415 fehlen, nämlich: 

1. den Nanten und die Nationalität des Schiffs, 
2. den Abladungsbafen (sc. Berfandort), 
3. die Zahl der audgeftellten Eremplare. 

Die Angaben ad 1 u. 2 würden zwar audy bei Ladeſcheinen — im Verkehre 

auf Flüfſen und und Binnen-Seen — möglich fein, fie find jedoch im Binnen- 
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verfehre nicht gebräuchlich und deshalb im Geſetze nicht vorgefchrieben. Aus gleiden 
Grunde bat auch die Angabe ad 3 in das Geſetz feine Aufnahme gefimten, wer 
gleih die Audftellung bed Ladeſcheins in mehreren Exemplaren an fidh ftattbaft rm. 
"Anm. 159 ©. 18f.). 


169) „Der Ladeſchein muß von dem Srastführer nuterzeichnet fein.“ 

Das Alinen 2 des Art. 414 H.G.B. führt noch ein weitered wichtiges Er 
forderniß des Ladejcheininhaltd an, welches fi) von den im Alinea 1 aufgetüßrten: 
7 Beftandtheilen dadurch weſentlich unterfcheidet, daß legere nur fakultatir fin 
während jened obligatorifch vorgejchrieben ift. Alinea 2 fchreibt vor: 

„Der Ladeſchein muß von dem Frachtführer unterzeichnet fein“ 
und weift durch dad Wort „muß und feine gejonderte Stellung zur Genüge «' 
den gedachten wichtigen Unterjchied hin. 

Denngleih man fi nad Maßgabe des in I. deſung gefaßten Beichlun: 
(Prot. ©. 451) in den Vorſchriften über den Ladeſchein nicht nur materiell, 
fondern au formell im Wejentliben an die Analogie ded Seekonnofſſements ge— 
halten Hat (vgl. Art. 645 und Art. 414), jo tritt doch hier ein Unterfchied injofer: 
hervor, als die feerechtlihen Beftimmungen eine Unterzeichnung des Konnofjemen: 
durch den Schiffer nicht auddrücklich vorichreiben. Art. 644 Alin. 1 9-8. 
fchreibt nur vor, daß der Schiffer ein Konnofjement auf Verlangen des Ablater: 
„nußzuftellen” bat. Und „Audftellen‘‘ ift — wie bereitd wiederholt bemerkt (Be. 1. 
Anm. 8, Bd. II. Anm. 159) — an fi nicht identifh mit „Unterzeichnen. 
Indeß diefe Berjchiedenheit der Borjchriften über Konnoſſement und Ladeſchein it 
nur eine äußerlihe. Wie aud den Verhandlungen über die Yorm des See 
tonnoffements hervorgeht, ift Die Vorfchrift, daß daffelbe vom Schiffer unterzeichnet 
jein müſſe, nur deshalb fortgeblieben, weil man fie einerfeitd für jelbftver 
ftändlich hielt und weil man andererjeitd aus Zwedinäßigfeitägründen und in 
Beruüͤckſichtigung des Verkehrsgebrauchs die Arten und Yormen der Unterfchrift nic: 
prägifiren und vinkuliren wollte — eine Abſicht, die man am beiten Dadurch zu er: 
reihen glaubte, daß man über bie Unterzeichnung des Konnofſements nichts in das 
Geſeß aufnahm. 

Vgl. I. Preuß. Entw. $ 530, Brot. ber Berl. Konfer. S. 137, II. Breuß.- Ent. Art. 354 
Dot. ©. 264, 265, I. Seerechtö-Reig. Prot. ©. 2193, 9194, 2211, 2212, Entw. Urt. 528. 
11. Leig. Prot. ©. 4005, 4006, Gol dſchmidt 8 71 ©. 671 Anm. 18, C. F. Koch S. 5: 
Anm. 135, Malower ©. 396 Anm. 152. 

Hinſichtlich des Ladeſcheins hatte man dieſes Bedenken nicht. Es wurde daher 
aus dem Preußiichen Entwurf Art. 319, in welchem für die urjprünglid an Stelle 
der Ladeſcheine in Ausficht genommenen Yrachtbriefduplifate die Unterjchrift des 
Frachtführers vorgeichrieben war, in die Beitimmungen über den Ladeſchein tie 
obligatoriiche Borfchrift der Unterzeichnung durch den Frachtführer herübergenommen. 


Bol. Preuß. Entw. Art. 319, I. Leig. S. 847 f., Entw. I. Leig. Art. 349 lin. 2, II. Leis. 
Brot. ©. 1242, 1247, 1250, Entw. II. Leſg. Art. 386 Alin. 2, III. Leſg. Prot. S. 4771, Gold⸗ 
ſchmidt 8 75 ©. 761 Anm. 85. 


Darnach macht der Mangel der Unterſchrift den Ladeichein ungültig. (Bol. 


C. F. Koh ©. 421 Anm. 54, Gad ©. 299, Soldihmidt 8 75 S. 761, 
Budelt II. S. 405 Nr. 6, Makower Anm. zu Art. 414.) 
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Ueber die Form der Unterjchrift enthält Art. 414 Keine Beftimmung. Die Hin- 
zufügung ded Bornamend ift nur- Dann nothwendig, wenn durch den Nachnamen 
Die Perjon des Frachtführers nicht zweifelloß bezeichnet werben fann. Durch Unter- 
ftempelung kann die Namendunterjchrift nicht erjegt werden. (Keyßner ©. 473, 
Puchelt II. ©. 405.) Im Uebrigen ift Mangels einer Borjchrift im Handelögejep- 
buch bei Zweifel über die gültige Form der Unterfchrift nach den maßgebenden Landes 
gejegen zu enticheiden; insbeſondere auch binfichtlih der Unterzeichnung Durch 
Schreibendunfundige. In den Berathungen ſprachen fi) zwar mehrere Mitglieder 
Dafür aus, daß der jchreibendunfundige Frachtführer mit Kreuzen zc. unterzeichnen ıc. 
und von Zeugen bie Echtheit feiner Unterjchrift beftätigen lafſen könne. (Brot. 
©. 849, vgl. auch Goldſchmidt $ 75 ©. 761 Anm. 85, v. Kräwel ©. 587, 
588, Brir ©. 413, v. Stubenraud ©. 521.) Indeß generell läßt fich dies nicht 
ertfcheiden, jondern hängt von ben betreffenden Landeögefegen ab. Keyßner 
©. 473, Budelt II. ©. 405 Nr. 6, Blodig ©. 489.) 

Die Unterjchrift muß entweder vom Frachtführer jelbft herrühren oder doch 
von einem hierzu legitimirten Vertreter deflelben. In diefer Hinficht hat das 
Deutſche Reihdgericht angenommen: „Dad Konnofjement fann auch non einer 
anderen Berjon, als vom Schiffer gültig audgeftellt und unterfchrieben werden. Es 
ift nicht unbedingt nothwendig, daß die Unterjchrift vom Schiffer felbft herrühre, 
fie darf au burd einen Vertreter befielben erfolgen, wenn nur das Vollmachts⸗ 
verhältniß thatfächlich feftgeftelt werden Tann.“ 

Erkannt vom I. Siv.-Gen. des R.-®. unterın 9. Dftober 1880 Bo. 2 ©. 127. 

Und in Uebereinftimmung mit diefem Srundfage hat ſchon vorher das R.O.H.⸗G. 
in einem Yalle, in welchem dad betreffende Schiff im Ladeſchein ausdrücklich als 
„Schlepplahn des Befrachtungdvereind” bezeichnet worden war, unter Berückſichti⸗ 
gung ber geſammten thatfächlichen Berhältnifie angenommen, daß ber unterzeich- 
nete Schiffer nicht für fi felbft, fondern nur in Vertretung des Befrachtungd- 
vereind unterzeichnet habe und daraus allein, Daß er bei Austellung des Lade⸗ 
icheind in eigener Perfon geiprochen und mit jeinem Namen unterzeichnet habe, 
noch nicht gefolgert werden könne, daß er perjönlidh verhaftet jei. 

Erfanut vom IL en. des R.O.⸗H.⸗G. unterm 14. April 1875, Entid, Bd. 17 ©. 96. 

„Die Regel ift, daß der Kapitain dad Konnofjement zu zeichnen bat. (Art. 
644 H.G.B.) Nur er ift befugt, fih, Schiff und Fracht nah Maßgabe des 
Konnoſſements zu obligiren, wie ihm die gehörige Verladung, Berfradhtung und 
Ablieferung der Ladung obliegt. Ausnahmsweiſe treten in Nothfällen Andere für 
ihn ein; ausnahmsweiſe kann er unter eigener Verantwortung die Konnofjemente 
durh von ihm ſelbſt beftellte oder anerkannte Vertreter zeichnen laſſen. Aber die 
Schiffsagenten find ald ſolche zur Konnoſſementszeichnung keineswegs befugt. 
Nur bei großen, regelmäßige Fahrten vollbringenden Dampfern pflegen Agenturen 
oder Erpeditionen mit felbftftändiger Zeichnung der Konnofjemente von der Rhederei 
betraut zu fein. In anderen Fällen kommt ed darauf an, ob ber Agent vom 
Kapitain beauftragt ift, dad Konnofjement zu zeichnen. Iſt died der Fall, jo 
ift der Kapitain daraus obligirt, wenn nicht, fo befteht eine gültige Konnofjements- 
zeihnung nicht." 

Erkannt vom I. Sen. des R.O.H.⸗G. umterm 20. Oktober 1874, Entih. Bd. 14 ©. 336. 

„Der Rheber eined Ylußfahrzeuged wird durch Mitunterzeichnung ded vom 

Schiffer ausgeſtellten Ladeſcheines für die richtige Ablieferung der Ladung mit ver 
Eger, Deutiches Frachtrecht. II. 4 
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pflichtet, indbefondere wenn nachweislich Die Mitunterfchrift den Zwed der Garantie 
für die Erfüllung der in dem Ladefcheine verbrieften Verpflichtungen bat.‘ 


Erfannt vom Komm. und Adm.-Roll. Königsberg unterm 25. April 1871, Gentr.Ora. 
N. F. 9.9 ©. 202. 


170) „Der Abſender bat dem Sradtführer auf deſſen Verlangen eine ben 

ihm unterzeicgnete gleiglautende Kopie des Ladeſcheins aussnhänbigen.“ 

Das Alinea 3 des Art. 414 chthält die ihrem Inhalte nach nicht fowohl zu 
Art. 414, als vielmehr zu Art. 413 H.G.⸗B. gehörige Vorſchrift, daß — die Auz- 
ftellung eines Ladeſcheins gemäß Art. 413 voraudgefegt — dem Frachtführer auf 
defien Verlangen vom Abfender eine von diefem unterzeichnete Kopie des Lade— 
ſcheins auszuhändigen ift. 

Die Aushändigung dieſer Kopie Seitens des Abſenders an den Frachtführer 
hat alſo nicht ſtets und ohne Weiteres zu erfolgen, ſondern nur auf Verlangen 
des letzteren. Auch iſt dieſe Kopie nicht zu verwechſeln mit den in Anm. 159 
©. 18, 19 erwähnten Duplifaten 2c. des Tadefcheined und ebenjowenig mit dem Fracht⸗ 
briefe. Der Zwed der Kopie ift ein weſentlich anderer. 

Nachdem in den Entwurf I. Leſg. (vgl. Art. 349) eine derartige Beftimmung 
nidht aufgenommen worden war, wurde der Antrag auf Aufnahme derfelben in 
II. Lefung geftellt und damit begründet, daß der Frachtführer feiner ſelbſt und ver 
Zollbehörde wegen ein vom Abjender unterzeichnete Dobıment in Händen haben 
müfle (Prot. ©. 1241). Allerdingd ging man babei, wie Die weitere Begründung 
zeigt, von ber Annahme aus, daß die Ausftellung ded Ladeicheind Die gleichzeitige 
Ausftellung eined Yrachtbriefed ausjchließe; Die vom Abfender unterzeichnete, dem 
Frachtführer audgehändigte Kopie des Ladeſcheines alfo zugleich den Frachtbrief er- 
jegen folle. Der Antrag wurde aber, obwohl man die Ausftellung von Fracht ⸗ 
briefen neben den Ladeſcheinen für zuläſſig erklärte, dennod angenommen (Prot. 
S.1241, 1242, 1247, 1250), fo daß bei demfelben Tansporte Ladeſchein, Yrachtbrief 
und Kopie des Ladeicheind möglich und ftatthaft find. 

- Die vom Abjender unterzeichnete Kopie des Ladeicheind hat den Zwed, Dem 
Frachtführer gegebenenfalld als Beweisurkunde über den Inhalt feiner durch 
dad Driginaltonnofjement übernommenen Berpflihtungen ſowohl gegenüber Dem 
Abfender wie auch dem Einpfänger zu dienen. Ihr Zwed weicht injofern von Dem 
des Frachtbriefs ab, als lepterer Beweidurfunde über den Frachtvertrag, die 
Ladeicheintopie Dagegen über den Konnofjementsinhalt ift, beides aber — bei 
demfelben Trandport — nicht nothwendig identiih zu jein braudt. ine ſolche 
vom Abfender unterzeichnete Kopie kann daher — wie v. Hahn II. ©. 499, 500 
F 4 zutreffend bemerkt — auch neben dem Yradhtbriefe für den Frachtführer von 
wefentlichem Snterefle fein, weil er fidy Durch Diejelbe gegen etwaige vom Abfender 
oder Empfänger auf Grund der Art. 402 bid 405 H.&.-B. geltend gemachte An- 
iprüche am ficherften vertheidigen Tann. 

Diejer Zweck ergiebt fih auch aus der Begründung, welche in den Berathun- 
gen des Seerechts für die entiprechende Vorſchrift des Art. 644 Alin. 3: 

„Dem Schiffer ift auf fein Verlangen von dem Ablaber eine mit 
ber Unterfchrift des letzteren verfehene Abſchrift des Konnoffementd zu 
ertheilen.“ 


ſich findet. 
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Der J. Preuß. Entw. $ 530 Sap 2 beftimmte, daß dem Schiffer ein vom 
Ablader unterzeichneted Eremplar ded Konnofiements zugeftellt wurde. Diefe 
Beftimmung wurde in der Berliner Konferenz geftrihen (Brot. S. 137) und dieſe 
Streihung in den Motiven zum Art. 483 ded II. Preuß. Entw. eingehend moti- 
virt (Mot. ©. 264). 

In der I. Seerechtälejung wurde jedoch bei Berathung des Art. 483 bean- 
tragt, auszufpredhen, der Schiffer fei berechtigt zu verlangen, daß der Ablader ihm 
ein Exemplar ded Konnofſements unterſchreibe. Zur Begründung dieſes Antrages 
wurde Angeführt: Im der Mehrzahl der neueren Gefeggebungen fei die Mitunter: 
ſchrift des Konnofjementd durch den Ablader vorgefchrieben. Dieſe Beitimmung 
babe fi als höchſt nützlich erwieſen und follte für das Deutfche Seerecht we- 
nigftend bezüglich de8 Exemplares, welches ſchon jetzt gewöhnlich für den Schiffer 
auögeichrieben werde, um in deffen Hand zurüdzubleiben, in dem Sinne ange 
nommen werden, Daß der Ablader daſſelbe auf Verlangen des Scifferd zu unter- 
zeichnen jchuldig fei. Denn der Letztere komme nicht felten in die Lage, fih auf 
jein Konnofjement berufen und mit demjelben feine Anfprüche begründen zu müſſen. 
Denn berfelbe 3. B. am Beſtimmungsorte den Empfänger der Ladung nicht finden 
fönne, oder der Xeptere Die Annahme der Ladung vermweigere und nun die Radung 
deponirt und fodann verfauft werden folle, um aus dem Erlöſe die Fracht zu 
zahlen, bleibe dem Schiffer zum Nachweis feiner Anſprüche in ber Regel nichts 
Anderes ald das Konnofjement übrig. Ebenſo verhalte ſich die Sache, wenn er 
die Yracht verfichert habe und die Aflefuranzjumme vom Berficherer einheben wolle 
u. dgl. Nun dürfe man nicht außer Acht laſſen, daß dad Konnofiement als ein 
vom Schiffer ſelbſt ausgeſtelltes Dokument, wenn es von ihm produzirt werde, zu 
jeinen Gunften feinen Beweis mabe. Es ſei deshalb höchſt wünſchenswerth, 
ihm ein Mittel an die Hand zu geben, wodurch er ſich ein Dokument verſchaffen 
kann, deſſen Inhalt wenigſtens gegenüber dem Ablader als das richtige gelten 
müſſe. Dies werde durch die Unterſchrift des Letzteren erreicht; denn dieſe enthalte 
ein Anerfenntniß, daß der Inhalt des betreffenden Exemplars der richtige ſei, 
alfo gewiffermaßen eine Beglaubigung feine® Inhalts. Namentlich wenn in Yolge 
eined Verſehens u. dgl. die verfjchiedenen Sremplare der Konnoffemente nicht ganz 
übereinftimmten, fei ein ſolches Anerfenntniß von der höchften Wichtigkeit. Von 
jelbft verftehe fic, übrigens, daß durch die Unterfchrift des Abladerd nichts weiter 
als eine Beglaubigung ded Kormofjement3 und namentlich nicht die Begründung 
bejonderer Berbindlichkeiten feinerjeitö bezwedt werde, daß alfo dadurch die Natur 
ded Konnoflementd ald eined einjeitigen Verpflichtungsſcheines nicht alterirt werden 
ſolle. (Brot. ©. 2194, 2195.) , 

Bon anderer Seite wurde in Anerkennung diefer Gründe — ledigli um den 
Außdrud „Exemplar“ zu vermeiden, der höchft bedenklich fei, weil er zu der 
falſchen Auffafjung führen könnte, als fei die dem Schiffer verbleibende Kopie auch 
ein gültiged Konnoffement, welches, wenn ed an Dritte begeben wäre, dieſelben 
Wirkungen hätte, wie jedes andere Exemplar — der Vorſchlag gemacht, ähnlich 
wie bezüglich des Ladeſcheins audzufprechen, daß der Ablader dem Schiffer auf 
jein Verlangen eine von ihm unterzeichnete Kopie des Konnofſements auszuhän⸗ 
digen habe. (Prot. ©. 2196.) 

Diefer Antrag wurde angenommen und der entiprechende zu Art. 522 des 


a*® 
= 
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Entw. I. Leig. ded Seerechts gemachte Zufag ging ald Alin. 3 des Art. 644 um- 
verändert in das Geſetz über. 

Die Berhandlungen ergeben, daß die Unterzeichnung der Kopie lediglih Den 
Zwed der Beglaubigung haben fol, welche namentlicdy bei Abweichung mehrerer 
Eremplare von einander von Wichtigkeit werden Tann, und ferner nur mit der 
Tendenz, daß die Unterzeichnung auf einer bloßen, nicht begebungsfäbigen 
„Kopie geichehen folle. 

Bol Goldſchmidt 8 71 S. 676 Anm. 30 (u. ©. 671 Anm. 19), v. Hahn I. ©. 499, 
450 8 4, &. F. Koch ©. 578 Anm. 146, Makower ©. 395 Anm. 148 u. ©. 410 um. 39, 
Puchelt II. S. 406 Rr. 7, Adermann in Buſch's Ar. Bd. 4 ©. 422, 423. 





Art. 415. 53 


Allgemeines Dentfhes Handelsgeſetzbuch. 


Artifel 415. 


Der Ladeſchein enticheidet für die Rechtsverhältnifſe zwiichen 
dem Fradtführer und dem Empfänger des Guts; die nicht in den: 
ſelben anfgenommenen Beilimmungen des Tyradtvertrages haben 
gegenüber dem Empfänger Teine rechtliche Wirkung, fofern nicht auf 
diejelben ausdrücklich Bezug genommen ift. 


Tür die Rechtsverhältniſſe zwiſchen Frachtführer und Abfender 
bleiben die Beſtimmungen des Frachtvertrages maßgebend. 


Geſetzesmaterialien: Preuß. Entiv. fehlt. Motive bed Preuß. Entw. fehlen. I. Leſg. Prot. ©. 850. 
Entw. I. Leg. Urt. 350. II. Leſg. Prot. ©. 1242, 1247. Entw. IL Leg. Art. 387. II. Leig. Brot. 
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171) Srinzip und Entflehung des Art. 415. 


Art. 415 trifft Beftimmung über die Bedeutung des Ladeſcheins für die Rechtö- 
verhältniffe zwiſchen Frachtführer und Empfänger, ſowie zwijchen Yradhtführer und 
Abſender, und zwar Alinea 1 über die erfteren, Alinea 2 über die lepteren. 

Was die Entjtehung ded Art. 415, anlangt, jo ift derjelbe der entiprechen- 
den Beftimmung über die Rechtswirkung des Seekonnofſements — Art. 653 
H.G.B. — im Wefentlihen nachgebildet. (Bgl. Anm. 158 ©. 2.) Der dem 
Art. 653 9.-©.-B. zu Grunde liegende Art. 486 des Preuß. Entw. lautete nänlid: 

„Dad Konnofjement enticheidet für Die Rechtöverhältnifje zwiſchen Schiffer und 
Ladungsempfänger ausſchließlich; die nicht in dafjelbe übernommenen Beftimmun- 
gen des Frachtvertrages gelten ald nicht gejchrieben, fofern nicht auf Diejelben aus- 
drüdlih Bezug genommen ift. 

Für die Nechtöverhältnifie zwiſchen Schiffer und Ablader bleiben die Beſtim⸗ 
mungen des Frachtvertrages verbindlich, joweit im Konnofjement nichts Abweichen- 
des enthalten ift.“ 

Dieſe Beftimmungen waren, wie folgt, motivirt (Mot. S. 266, 267): 

Zum Alinea I: „Dich das Konnoffement geht der Schiffer eine felbit- 
ftändige, von dem Frachtvertrage, auf Grund defien die Ausftellung des Kon- 
nofjement3 erfolgt, an ih ganz unabhängige Verpflichtung ein. Der Fracht⸗ 
vertrag (die Chartepartie) enthält aber häufig Beitimmungen, Die wegen ihrer 
Spezialität in das Konnofjement nicht übergegangen find, Beſtimmungen über die 
Lade⸗ und Röfchzeit, über die Höhe der Entſchädigung für Ueberliegetage u. dgl. m. 
Es fragt ji, wie weit ſolche Beftimmungen und der Inhalt der Chartepartie 
überhaupt noch neben dem Konnofjement Geltung behalten. Der Ladungdempfänger, 
jofern er von dem Ablader (Abfender) verfchieden ift, leitet feine Rechte lediglich 
aus dem Konnofjement ab; er kann aljo weder gegen den Schiffer die von 
diefem nur im Frachtvertrage übernommenen Verbindlichkeiten geltend machen, 
noch ift der Schiffer berechtigt, von ihm gegen Ablieferung der Güter eine andere, 
als die im Konnoffement bedungene Gegenleiftung zu fordern. Anders ijt 
es, wenn im Konnofjement auf einen bejtimmten Punkt oder auf den Inhalt der 
Chartepartie im Allgemeinen ausdrüdlih Bezug genommen worden ift. 
Dann haben der Schiffer und der Kadungsempfänger die Chartepartie ganz oder 
theilweije zu einer auch für fie verbindlichen Abrede erhoben, der Ladungdempjänger 
muß fie dann, obgleich er nicht Kontrahent des Fradtvertrages ift, un- 
bedingt auch gegen fich gelten lafjen, und es ift feine Sache, wie er fih von dem 
Inhalte derjelben Kenntniß verjchaffen will, wenn fie nicht dem Konnofjement bei- 
gelegt find.” 

Zum Alinea 2: „Der Befrachter oder Ablader leitet Dagegen jeine Rechte 
aus dem Frachtvertrage ab. Zwar ift er auch derjenige, welchem dad Kon- 
nofjement ausgeftellt wird, und er tft infofern, auch wenn er fich nicht ſelbſt als 
Empfänger bezeichnen läßt, ald der aus dem Konnofjement urjprünglicy Berechtigte 
anzujehben. Daraud folgt aber nicht, daß er und der Schiffer die Bejtimmungen 
der Chartepartie haben aufheben wollen. Letzteres wäre nur dann der Yall, wenn 
in der Ausftellung und Annahme des Konnofjement3 eine Novation gefunden wer- 
den müßte. Dad Konnofjement ift aber vielmehr die Ausführung des Frachwer⸗ 
traged, jo daß der Regel nad) die in dem erjteren übernommenen Berpflichtungen 
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denen aus dem legteren hinzutreten. Nur Soweit dad Konnoffement der Charte- 
partie widerjprechende Beitimmungen enthält, iſt anzunehmen, daß der Schiffer und 
Ablader die Chartepartie haben aufheben wollen, und injoweit entjcheidet auch für 
ſie das Konnofjenent. Im Uebrigen aber bleibt für fie der Inhalt der Charte- 
partie maßgebend.‘ 

Borftehenden für dad Seelonnofjement aufgeftellten Grundſätzen und den in 
der 1. Nürnberger Leſung (Brot. S. 450, 845—850) gefaßten Beichlüffen ent- 
Iprechend, die für den Geetrandport geltenden Grundſätze auch auf den Binnen- 
trandport auözudehnen, erhielt Art. 350 des nach ber I. Nürnberger Lejung auf 
geftellten Entwurfed folgende Yafjung: 

„Der Ladefchein enticheidet für die Rechtöverhältniffe zwiſchen Frachtführer und 
Ladungdempfänger ausſchließlich; die nicht in denfelben übernommenen Beftim- 
mungen eined etwaigen Yrachtvertrages gelten ald nicht geichrieben, ſofern nicht auf 
diejelben ausdrüdlic Bezug genommen ift. 

Zür die Rechtöverhältniffe zwiichen Yrachtführer und Abſender bleiben die Be⸗ 
ſtimmungen des Frachtvertrages verbindlich, foweit im Ladeſcheine nichts Abweichen- 
des enthalten iſt.“ 

In der II. Nürnberger Leſung wurde fodann beantragt und beſchloſſen, den 
zweiten Sag des erften Alinea, wohl lediglich um ihn in eine juriſtiſch präzifere 
Form zu bringen, redaktionell dahin zu ändern: . 

„Beſtimmungen ded Frachtvertrages, welche in den Ladeſchein nicht 
aufgenommen find, haben Dritten gegenüber feine rechtlihe Wirkung‘, 
und auf die beantragte Streihung der Worte: „ſoweit im Ladeſchein nichts Ab- 
weichended enthalten iſt“ — allerdingd ohne erfichtlihen Grund (Goldſchmidt 
$ 71 ©. 678 Anm. 35) — eingegangen. (Brot. ©. 1242, 1247.) Demgemäß 
erhielt der bezüglidye Artifel 387 des Entwurfs II. Lejung folgende Yaflung: 

„Der Ladeſchein entjcheidet für die Nechtöverhältniffe zwiſchen dem Yracht- 
führer und dem Empfänger ded Guts; die nicht in denfelben aufgenoumenen Bes 
ftinmungen des Yrachtvertraged haben gegenüber dein Empfänger feine rechtliche 
Wirkung, fofern nicht auf diejelben ausdrücklich Bezug genommen ift. 

Für die Rechtsverhältniſſe zwiihen Yrachtführer und Abfender bleiben die DBe- 
jtimmungen des Frachtoertrages maßgebend.” Dieje Yaflung wurde unverändert 
auch in II. Leſung beibehalten und ging in dad H.G.B. (Art. 415) über. (Brot. 
©. 4774.) 

Die Yaffung des Eorreipondirenden Artikel3 des Seerehtd — Art. 653 — 
enthält hiervon zwei Abweichungen. Im Allgemeinen wurde für dad Seekonnoſſe⸗ 
ment bei der I. Leſung des Seerechts eine dem Art. 415 analoge Yaflung gewählt. 
Zugefept wurde aber zunächſt der für den Binnenverfehr (Ladeichein) nicht praf- 
tifche, lediglich auf den Seeverkehr Bezug habende 2. Sag ded Alinea 2 (Art. 653 
H.G. B.): 

„Wird in Anſehung der Fracht auf den Frachtvertrag verwieſen 
(z. B. durch die Worte „Fracht laut Chartepartie“), jo find hierin die 
Beſtimmungen über Löſchzeit, Ueberliegezeit und Liegezeit nicht als ein⸗ 
begriffen anzuſehen.“ 

Bol. Prot. ©. 2226—2228, Goldſchmidt 8 75 ©. 764 Anm. 94. 

Yerner wurde dem Alinea 1 zufäglich der Paffns beigefügt: 
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„indbejondere muß die Üblieferung der Güter an den Empfänger nad 
Inhalt ded Konnofjementd erfolgen.” 

Die Gründe, aus welchen bdiefer Paſſus dem Art. 653 H.G.B. zugefügt 
bezw. bei Art. 415 — trog ber nah Form und Inhalt fonft übereinftimmenten 
Faſſung — weggelaffen wurde, find in den Berathungen nicht genügend Hargeftellt. 
Als in der III. Nürnb. Lefung die Aufnahme dieſes Satzes ded Art. 653 auch in 
den Art. 415 mit Hinweid darauf beantragt wurde, daß dies eine Konfequenz Der 
rechtlihen Natur des Tadefcheind und der Mebertragung der über dad Konnofjement 
geltenden Prinzipien auf denfelben fei, wurde dagegen von der einen Seite nur im 
Allgemeinen eingewendet, daß die Verhältniffe beider doch nicht vollkommen gleich 
teten und die Frage überhaupt nicht fo einfach zu erledigen fei, weil man unter: 
ſcheiden müfle, ob die Güter in einer Verpadung übergeben feien oder nicht un? 
erjteres im Binnentransport nicht die Regel bilde, während von der anderen Seite 
hervorgehoben wurde, daß ber betreffende Satz etwad ganz Selbftverftändliches 
enthalte, daß er nur eine einfache Yolge des Eingangsſatzes fei, mithin der vor: 
liegende Antrag nur eine Berdeutlihung des Entwurfs bezwede. Schließlich wurde 
ohne Entjcheidung über die fich widerfprehenden Meinungen die Aufnahme des 
fraglihen Paſſus des Art. 653 in den Art. 415 abgelehnt. (Prot. ©. 4771 bis 
4774.) 

Man darf jedoch, wie Goldſchmidt ($ 75 ©. 764 Anm. 94) hervorhebt 
und eingehend begründet, aus diefen unwefentlichen Abweichungen zwijchen Art. 653 fi. 
und Art. 415 keineswegs auf irgendwelche prinzipielle Berjchiebenheit in den Beſtim⸗ 
nungen beider Artikel fchließen. (U. M. v. Hahn II. ©. 500 f., C. %. Koch 
©. 422 Anm. 56, Makower ©. 410 Anın. 40a. u.b.) Im Gegentheil ift nad 
Snbalt der Materialien wie nad) dem Wortlaute beider Artikel die Annahme mohl 
begründet, daß für die Rechtöverhältnifie des Yrachtführers (Schifferd) zum Empfän- 
ger und Abfender die Ausftellung eine Konnofjements im Weſentlichen die gleiche 
Bedeutung und Rechtswirkung habe, wie die des Ladeſcheins, und daß die juriftitche 
Konftruftion der hierdurch entjtehenden Nechtöverhältniffe gleichfalls Diefelbe fei. 
(Bol. Anm. 158 ©. 8 f) Hält man dies feft, fo ergeben fich aus dem Wort- 
laute und aus den Materialien ded Art. 653 und Art. 415 H.G.⸗B. für die Aus- 
legung des lepteren im Allgemeinen folgende drei wichtige &rundläge: 


J. Die Berpflihtung des Frachtführer ift nach der ratio legis und dem 
verfehrörechtlichen Zwecke bed Ladeſcheins, obwohl derſelbe dem Abjender ausgeſtellt 
wird, Doch eine unmittelbar dem Empfänger bezw. dem legitimirten Inhaber des 
Ladefcheind gegenüber eingegangene und ſomit eine felbftftändige, vom Frachtver⸗ 
trage losgelöfte und unabhängige. — Die Forderung des Empfängerd ift dem» 
ungeachtet nicht eine rein formale oder abftrafte, jondern eine auf einem Schult- 
grunde beruhende, nämlich auf dem fchriftlichen Anerkenntniſſe des Empfangd bezw. 
der Verpflichtung zur Ablieferung ded empfangenen Gutes. Der hierüber ausge⸗ 
ſtellte Ladeſchein ift aber allein enticheidend für die Rechtsverhältniſſe zwilchen dem 
Frachtführer und dem Einpfänger des Guts derartig, daß indbejondere die Ab- 
Iteferung des Gutes lediglich nach Inhalt ded Ladeſcheins zu erfolgen hat. 


1. Nur infofern läßt das Geſetz eine Ausdehnung dieſes Grundſatzes zu, ald 


auch diejenigen nicht in den Ladejchein aufgenommenen Beftimmungen bed Yradıt- 
vertraged gegenüber dem Empfänger rechtliche Wirkung haben, auf welche im Lade 
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Tcheine ausdrücklich Bezug genommen ift, diefelben mithin auf Grund diefer Bezug. 
nahme zu integrirenden Theilen des Ladeſcheins werden. 


II. Yür die Rechtöverhältniffe zwiſchen Frachtführer und Abfender bleiben 
die Beftimmungen de3 Frachtbriefes maßgebend, ſoweit nicht im Ladefchein Ab- 
weichendes enthalten ift. Letzterenfalls gilt der Frachtvertrag als durch den Lade 
fchein abgeändert. 


172) „Der Ladeſchein entieidet für Die Rechtsperhältniſſe zwiſchen dem 
Sradtführer und dem Empfänger Des Guts.“ 

Die Ausftellung eines Ladeſcheins involvirt die Verbindlichkeit des Fracht⸗ 
führers, dad im Labefcheine aufgeführte Lransportgut nah Maßgabe des 
VLadeſcheins an den darin mit Namen bezeichneten Empfänger oder — wenn 
ter Ladeichein an Ordre (auf Inhaber, in blanco) geftellt ift, an ben legitimirten 
Inhaber des Ladefcheind auszuliefen. (Goldſchmidt $ 72 ©. 681, Keyßner 
©. 474, v. Hahn II. ©. 500.) 

1. Ueber den Begriff „Frachtführer“ vol. Bd. I. Anm. 1 ©. 2. 

Das R.O.⸗H.⸗G. führt aus: „Die Einwendung, die betreffende Urkunde fei 
deswegen fein rechtögültiger Ladefchein, weil der Wohnort des Frachtführers nicht 
angegeben jet, iſt hinfällig, weil Abf. 1 des Art. 414 H.G.B., wie insbeſondere 
auch aus dem Gegenſatz zur FZaflung des Abi. 2 hernorgeht, nicht die nothwen- 
Digen, fondern die üblichen Beftandtheile des Ladefcheind aufzählt. Daß in 
concreto der Wohnort des Frachtführers nicht angegeben ift, verjchlägt bei der un. 
ftreitigen Identität defjelben mit dem jegigen Kläger nicht! Auf Grund dieſes 
Ladeſcheins wurde dad Gut abgeliefert. Nach Art. 415 H.G.B. ift berjelbe daher 
enticheidend und ausſchließlich entiheidend für das Rechtsverhältniß zwiſchen 
Empfänger und Frachtführer. Ed gilt Died nicht nur betreffs der Beftimmungen 
über die Ausführung ded Trandportd, die Höhe der Fracht ꝛc., fondern aud be- 
treffs der Frage, wer ald Frachtführer anzufehen und folglich berechtigt fei, Die 
Anſprüche aus dem Frachtvertrage gegenüber dem Empfänger (in eigenem Namen) 
geltend zu machen.“ 

Erkannt vom R.O.H.⸗G. unterm 14. April 1875, Entſch. Bb. 17 ©. 96. 
„Der Frachtführer, welcher einen Ladeſchein gezeichnet hat, den Trandport aber 
durch einen Anderen audführen läßt, ift nur nad) dem Inhalt des Ladefcheind ver- 
pflichtet und Tann durch von ihm nicht genehmigte Konzeifionen des Ausführenden 
nit in eine ungünftigere Stellung gebracht werben.” 
Erkannt vom R.-D..9..&. ımterm 15. September 1879, Entſch. Bd. 25 S. 342. 

2. Bol. ferner über den Begriff „Empfänger“ Bd. I. Anm. 4 ©. 87 
und Bd. II. Anm. 86 S. 148, Thöl, HR. II. ©. 81, und folgende Entſcheidung 
des R.O.H.⸗G.: 

„Nur der durch Frachtbrief oder Konnoſſement legitimirte Deſtinatär iſt zur 
Geltendmachung der Rechte aus dem Frachtvertrage gegen den Transportübernehmer 
berechtigt; die etwa ſonſt materiell Betheiligten können nur ex jure cesso klagend 
auftreten.” 

Erkannt vom R.-D..9.®. unterm 6. November 1874, Entf. Bd. 15 ©. 141. 

3.a. Die Berpflichtung des Frachtführers gegenüber dem im Labejcheine be- 

zeichneten Empfänger — bezw. Ladeicheininhaber — ift eine ganz unmittelbare 
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und felbftftändige (vgl. Erf. ded R.O.H.G. vom 9. April 1875, Entie. 
Bd. 17 ©. 70 ff., und des ReichsGer. vom 16. Sanuar 1880, Entſch. Br. I 
©. 36). Sie ift von dein Frachtvertrage, auf Grund deffen die Ausſtellung erfolzt, 
und von jeder Verfügung ded Abjenderd unabhängig (Keyßner ©. 471), wir 
denn auch, wenngleich die Audftellung des Ladeſcheins regelmäßig auf einem Fracht 
vertrage beruht, Died nicht nothwendig der Yall fein muß. (Vgl. Goldihmitt 
$ 71 Anm. 32.) Die Berpflihtung des Frachtführers aus dem Ladejcheine it 
alio nicht eine vom Abjender abgeleitete, von dieſem auf den Empfänger über 
tragene, etwa derartig, daß, wie beim Frachtvertrage, eine fingirte Ceſſion der Be: 
tragörechte des Frachtführerd auf den Empfänger anzunehmen und der leßtere al: 
ein Seifionar des Abſenders zu betrachten wäre (vgl. Bd. II. ©. 75 f., 81-56. 
Durch den Radeichein verpflichtet fi der Yrachtführer vielmehr unmittelbar tem 
legitimirten Inhaber defjelben. 
Keyßner ©. 474, v. Hahn IL ©. 500, Makower S. 400 Anm. 164, Endemanusis 
©. 362, 364, $ 158 ©. 741. | 

Das durch den Frachtvertrag ded Abjenderd mit dem Frachtführer zwiihen 
diefen beiden gefchaffene Rechtöverhältnig kommt für dad NRechtöverhältnig zwilhe: 
Frachtführer und Empfänger, welches lediglich durch die Beitinnnungen des Late: 
ſcheins geichaffen und prägzifirt ift, nicht in Betradht. Der Abfender überträgt keines 
wegs durch Begebung zc. des Ladeſcheins jeine eigenen Bertragdredyte auf ven 
Empfänger bezw. den Inhaber ded Ladeſcheins, er iſt nicht Träger von Rechten. 
die er auf den Empfänger weiter leitet, jondern er ift — ganz abgeiehen von der 
zwiſchen ihm und dem Frachtführer beftehenden Bertragdrechten — lediglich eriter 
Nehmer (Art. 413, 644) eined Trandportpapierd, in welchem die Nechte und Ber 
bindlichkeiten, die der Yrachtführer dem Empfänger gegenüber übernimmt, en?- 
gültig prägifirt find. Nur infofern der Abjender im Ladefchein ſelbſt als Em- 
pfünger bezeichnet oder der Ladeſchein an jeine Ordre geftellt ift, hat er im dieſer 
Eigenſchaft eigene Nechte aus dem Ladeſcheine. Die juriftiihe Konftruktion de 
Rechtöverhältniffes zwilchen Frachtführer und Empfänger ift hierbei ganz ähnlich 
derjenigen des Acceptanten und de3 erſten Nehmers eines Wechſels. Der Fracht 
führer verpflichtet fi) durch Die Außftellung ded in der Regel zunächſt dem Ar 
jender übergebenen Ladeſcheins Direft dem. darin bezeichneten Einpfänger und feinem 
legitimirten Rechtönachfolger gegenüber und diejer tritt durch Annahme Des Lade 
ſcheins in dad Rechtöverhältniß ein. (Vgl. über die juriftifhe Konftruftion Thöl in. 
©. 79—82.) 

In dieſem Sinne bemerken die Motive ded Preuß. Entw. (S. 263): „Tas 
Konnoffement begründet ein vom Yrachtvertrage unabhängiges obligatoriſches Ber- 
bältnig zwiſchen dem Schiffer und dem Smpfänger der Waare. Die Eingehung 
diejed Berhältnifjed liegt auf Geiten des Scifferd in der Audftellung oder Unter 
ihrift und Aushändigung des Konnofjementd, auf Seiten ded Empfängers in te 
Annahme deſſelben.“ Ferner ©. 266: „Der Yabungdempfänger, jofern er von dem 
Ablader verjchieden ift, leitet feine Rechte lediglih aus dem Konnofjement ab.“ 
(Bel. auh ©. 283 der Motive, und Brot. ©. 2217 ff., 2232 ff, H.G.B. 
Art. 661.) 

Weder kann darnach der Empfänger gegen den Frachtführer die von diejem 
nur im rachtvertrage übernommenen Berbindlichfeiten geltend machen, noch iſt der 
Frachtführer berechtigt, vom Empfänger gegen Ablieferung der Güter eine anders, 
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ıld Die im Ladefcheine bebungene Gegenleiftung zu fordern. Es Tönnen ferner 
aegen den Empfänger ſolche Einreden nicht geltend gemacht werden, weldye dent 
Frachtführer gegen den Abfender, deffen Bevollmächtigte und Ceſſionare zuftehen 
würden. (Bgl. Art. 302 lin. 2.) 

„Der Schiffer ift nicht berechtigt, der Klage ded Empfängers wegen Nicht: 
übereinftimmung feiner Auslieferung mit dem Wortlaute des Konnofjementd Ein- 
reden and der Perſon des Abladerd (Abſenders) entgegenzujegen. Der hierdurch 
den KRonnoflementdinhabern gewährte Schuß wird aber nur in Intereſſe der Kon- 
noffementöerwerber ertheilt, der felbftabladende oder die Abladung eined Anderen 
vertretende Verkäufer hat Fein Recht darauf.‘ 

Erlannt vom R.O.H.⸗G. unterm 26. Mat 1871, Entſch. Br. 2 ©. 317 f. (327 f.). 

„Der Ausfteller übernimmt dem Empfänger der Waare gegenüber eine jelbftitän- . 
dige Verpflichtung zur Ablieferung der darin als empfangen bezeichneten Waaren — 
nah Stüdzahl und Maßen —. Das an Ordre Iautende Konnoffement bildet die 
®rundlage der Verpflichtung des Frachtführers gegen den Empfänger. Der Yradıt- 
führer kann daher dem Empfänger für jede zum Schaden der Waare bewirkte 
Veränderung ex fund. der bößwilligen Handlungsweiſe verantwortlid werden, auch 
wenn der Frachtführer dem Abfender gegenüber zu diefer Veränderung berechtigt 
fein ſollte ....“ 


Erkannt vom Reichs⸗Ger. unterm 16. Januar 1880, Entſch. Bd. 1S. 36. Vol. ferner das Erf. 
des Reichd-Ber. vom 7. Mai 1881, Deutihe Sur.» Zeity. Bd. 53 S. 610. 


Died gilt allgemein für jede Art von Ladeſcheinen, gleichviel ob fie auf Namen 
oder an Drdre, auf Inhaber, in blanco außdgejtellt find. Nur infoweit beftebt 
zwiſchen den Ladeſcheinen auf Namen und den übrigen ein Unterjchied, ald die 
gegen den in einem Ladejcheine auf Namen bezeichneten Empfänger zuftehenden 
Einreden auch gegen den fpäteren Inhaber dieſes Ladeſcheins zuläjjig find, während 
der Frachtführer eines Radejcheind an Ordre (auf Inhaber, in blanco) ſich jedem 
rechtmäßigen Nehmer defjelben unmittelbar verbindlihd macht und ihm daher Ein- 
reden aus der Perjon irgend eined feiner Bormänner, alſo auch der Borindofjanten ıc. 
nicht entgegengefegt werden dürfen. (Gold ſchmidt $ 72 ©. 682—684, Keyßner 
©. 414, ©. F. Koh ©. 582 Anın. 161.) 

b. Wenngleich aber die Berpflihtung des Yrachtführerd gegenüber den Em- 
pfänger aus dem Ladeſcheine eine ſelbſtftändige und vom Yrachtvertrage unabhängige 
üt, fo iſt ſie doch keineswegs eine abftrafte oder formale, wie 3. B. die aud dem 
Wechſel. Vgl. Keyßner ©. 474. Died ift mit Unrecht vielfah angenommen 
worden. (Vgl. die bei Goldſchmidt ©. 685 Anm. 8 aufgeführten Autoren, 
Endemann $ 78 ©. 362, 364, $ 158 ©. 741 und Anın. 6.) Der Ladeſchein 
und da8 Konnofjement unterjcheiden ji von den formalen oder abftraften Obli- 
gationen jehr weſentlich dadurch, daß erjtere nothwendig und begrifflih das Be- 
kenntniß des Empfangd des Gutes ald Grund der Ablieferungöpflicht enthalten. 
Ver Frachtführer und Schiffer verpflichtet ſich im Ladeicheine nicht zum Liefern ir- 
gend einer generell oder felbft individuell bezeichneten Waare, ed liegt nicht ein ab- 
ſtraktes Lieferungdverfprechen vor, fondern — wie Goldſchmidt $ 72 ©. 686 
zutreffend ausführt — er verpflichtet fi) zum Außsliefern gerade der empfan- 
genen species. (Vgl. Prot. S. 2208, 2260— 2262.) 

Keyßner S. 474, Anſchütz und v. Bölderndorff II. S.125,128, Thöl H.R. IH. S.79 


nimmt an, der Ladeſchein enthalte ein Schulpverfprechen, defſen causa ein Krachtvertrag if. 
Bol. auch Thöl, Handelsrechtl. Grörter. 1882 ©. 25 f. 
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Als Rechtsgrund der übernommenen Berpflidytung muß nothwendig der Empfanz 
von Gütern zur Audlieferung angegeben jein. Unt nur infofern hat der Kabejceiz 
in jeinen Rechtswirkungen eine gewifje Aebnlichkeit mit der Yormalobligation, als 
die Verpflichtung, weil gegen das ftrifte Empfangsbekenntniß der Gegenbeweis 
völlig audgeichlofien und Der Inbalt des Ladeſcheins allein entjcheidend ift, lediglid 
eine auf der Schrift berubente und der Echrift gemäße iſt. 

Daraus folgt, daß, wenngleich der Frachtführer nur zur Ablieferung ter 
empfangenen Güter und nur in teren wirfliher Beichaffenheit zur Zeit te 
Empfanged verpflichtet ift, die Ablieferung ter Güter lediglih nad Inhalt te: 
Ladeſcheins bezw. tem darin niedergelegten Empfangsbekenntniß erfolgen mur. 
Dieſes joll nad ter geſetzlichen Vorſchrijt Des Art. 415 lin. 1 allein entſcheidend 
und Gegenbeweis demgemäß ausgejchlofien ſein. Für Die Haftung bei Duanti- 
täts- und Qualitälsangaben ijt fomit lediglich Die Analogie der Konnofjement:- 
gruntjäße anzumentden. 

Der Frachtführer darf daher dem Audlieferungdaniprude de8 Cmpfänger: 


bezw. Zadejcheininhaberd nicht die Einrede entgegenhalten, Daß er Die im Lade 


ſcheine bezeichneten Güter überhaupt- nit oder in geringerer Quantität, al 
dort angegeben, empfangen babe. Und nur. wenn er der Ladeſcheinzeichnung au: 
drücklich die Klaufel „Inhalt unbekannt‘ beigefügt bat, bat er — nad Analogie 
der bezüglichen für das Seefonnofjement gegebenen Borjhrift (Art. 657 H. G. B. 
— die Richtigkeit der Angabe der Quantität nicht zu vertreten. 

Ebenjowenig darf der Frachtführer den Einwand der unrichtigen Bezeichnunz 
der empfangenen Güter nah Art, Gattung und Qualität erheben. Und aud 
diejer Grundjag erleidet — nad) Analogie der jeerehtlichen Beitimmungen (Art. 655 
und 656) — nur injofern eine Ausnahme, al? die Klaufel „Snbalt unbekannt‘ der 
Frachtführer von der Haftung derartig entbindet, Daß ihm nachgewieſen wird, er 
habe einen anderen, ald den abgelieferten Inhalt empfangen. (Vgl. Goldſchmid: 
8 72 ©. 637 u.$ 75 ©. 764 u. Anm. 94, Anſchütz und v. Völderndorff li. 
E. 461, 410 Anm. 40a. u. db, Hillig ©. 52, Gad €. 300, Bluntſchli 
Dahn $ 159. — MM. Dagegen Kenner ©. 474, v. Hahn II. ©. 502 
Adermann in Buſch's Ardh. Br. 4 ©. 423, Makower S. 410 Anm. 40: 
und b., welche Gegenbeweis zulaflen wollen, und Meier Centr.Org. N. F. Pr. 
©. 9 ff., welcher fogar annimmt, daß der Cmpfänger dem Frachtführer dieſen 
Gegenbeweid führen müſſe, ferner ©. 5. Koch ©. 422 Anm. 56, — womit frei. 
lih da von ihm ©. 582 Anm. 161 Bemerkte nicht im Einklange ftebt). 

Auch die Praris ſchwankt. 1. Das Preuß. Ob.-Trib. hat fi in mehrerer 
Entiheitungen für bie Zuläffigfeit de8 Gegenbeweiſes auögejprodhen und insbeſen 
dere angenommen, „daß, wenn dem Frachtführer die Guter mit verfiegelten Prober 
übergeben find, er dem Empfänger für Die Uebereinftimmung nicht unbedingt auf: 
zufommen braucht, jondern zum Beweije, daß er Baaren anderer Beichaffenheit zur 
Transporte erhalten, zu verftatten fei”. 

Erkannt vom Preuß. Ob.-Zrib. unterm 7. Mai 1365, Buſch, Ard. Br. 9 ©. 270— 274. 

Yerner: „daß durch Das im Radeicheine enthaltene Bekenntniß des Frach: 
führerd: daß ihm der Roggen troden übergeben fei, ter Beweis dafür nicht aus 
geichloffen fei, daß der Roggen gleichwohl feucht geweſen, vielmehr der Fracht 
führer — ungeachtet jenes im Ladejchein enthaltenen Bekenntnifſes — zum Beweiſe 
des Empfangs in feuchter Beichaffenheit verftattet werden müfle". 
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Erkannt vom IV. Sen. des Breuß. Ob.⸗Trib. unterm 19. September 1867, Striethorft Bd. 68 
S. 174, Bgl. auch das Erf. des Kom. und Adm.⸗Koll. Königsberg vom 11. Juni 1868, 
Eentr.-Drg. R. 8. Bd. 5 ©. 211. 

1. DE R.O.H.⸗G. läßt für Seelonnofjjemente prinzipiell einen Gegen- 
beweid nicht zu, während ed für Ladeſcheine diefe Frage unentichieden läßt. Das 
R.O.“H.G. erflürt dad Konnoffement für allein enticheidend hinſichtlich der 
Rechtsverhältniſſe zwiſchen Befrachter (Hrachtführer) und Empfänger. Durch Zeich⸗ 
nung deſſelben übernehme er eine formelle Berpflihtung gegen ben künftigen 
Inhaber zur Leiftung der Waare, indem dadurch aus den Yrachtvertrage dieſe 
jelbitjtändige, auf ber Schrift beruhende Obligation gegen den Inhaber auöge- 
ſchieden werde. 


Erfannt vom R.O.H.G. untern 10. Sanuar 1872, Entſch. Bd. 1 S. 200 (203), umd vom 
Reichs⸗Ger. unterın 16. April 1881, Entih. Bd. 4 ©. 87. 


Demgemäß ift nach der Annahme ded R.O.H.G. für die Quantität und 
Qualität des abzuliefernden Gutes Iediglich die Angabe ded Konnofjementd maß- 
geben. 

Was den Ladeſchein anlangt, fo ift das R.O.H.G. in der Entſch. vom 
21. Sanuar 1873 über die Frage der Zuläffigkeit de Gegenbeweiſes hinwegge⸗ 
gangen und hat Die in casu flreitige Yrage, ob der Probe oder der Bezeichnung 
im Ladeſchein für den Beweis der Beichaffenheit des aufgegebenen Gutes der Vor⸗ 
zug gebühre, dahin entichieden, daß für die Qualität des Gutes auch die im Lade- 
iheine enthaltene Vermeifung und Verpflichtung des Frachtführers auf Proben 
einen integrirenden Theil des Ladeſcheines bilden und nur, wenn diefe Proben mit 
der im Ladeſcheine felbft in Worten enthaltenen Beichreibung im Widerfprude 
ftehen, nad) der konkreten Sachlage richterliched Ermefjen entfcheiden ſoll, ob den 
Proben oder der wörtlichen Beichreibung ber Vorzug zu geben ift, und hierbei joll 
im Zweifel zu Gunften des Berpflichteten — alfo des Frachtführers — entſchieden 
werden. - 

Erfamt vom I. Sen. des R.O.H.⸗G. unterm 21. Januar 1873, Entſch. Bd. 8 ©. 410. 

II. Daß Reihsgericht unterfcheidet zwiſchen Konnofjement und Lade- 
ihein. Gegen ben Inhalt des Konnoffements läßt ed in Webereinftimmung mit 
tem R. O.⸗H.⸗G. einen Gegenbeweid prinzipiell nicht zu: 

„Der Berfrachter ift dem Empfänger gegenüber zur Bertretung des Kon» 
nojjementd als einer Berpflichtungsurfunde unbeichräntt verbunden und e3 
ift ihm in Konfequenz dieſes Grundſatzes durch Art. 654 und 655 aud die Haf- 
tung für die Richtigkeit der Bezeichnung ber Güter auferlegt, jo daß er mit dem 
Einwande, er habe abgeliefert, was er empfangen habe, nicht gehört wird; auch 
bat er nach Art. 660 fogar für die Beichaffenheit der im Konnofjemente als 
empfangen bezeichneten Güter einzuftehen, da ihm die Bertheidigung, er habe Die 
Güter in der fchlechten Befchaffenheit oder Berpadung, in welcher er fie abliefert, 
empfangen, nur zufteht, wenn er die fichtbaren Fehler und Mängel im Konnofie- 
ment bemerkt, mag aud in dieſem die gute Beichaffenheit oder Verpackung nicht 
ausdrüdlich erwähnt fein, da biefe, wenn das, Konnofjement nicht das Gegentheil 
ergiebt, vom Geſetze ſchon als ftillſchweigender Inhalt des Konnoffementd betrachtet 


werden.” 
Erfamnt vom I. Cip.⸗Sen. be Reichd-Ger. unterm 16. April 1881, Entih. Bd. 4 ©. 87. 


Dagegen geftattet das Neichögericht gegen den Inhalt des Ladeſcheins 
Gegenbeweis: „Weder aud der Erklärung über bie Beichaffenheit des Guts noch 
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über bie Ablieferung ift zu entnehmen, daß der adefchein zum Verpflichtungsicen 
über Lieferung der bezeichneten Waare werden jol. Die Erklärung geht imme 


nur darauf, dad „empfangene“ Gut abzuliefern und es iſt außerdem imme 


voraudgefept, daß der Ausfteller Verlufte und Beſchädigungen, für welche er nahm 
gejeglichen Beftimmungen nicht aufzukommen braucht, nicht zu vertreten hat. Ta 
Inhalt der durch die im angegebenen Sinne abgegebene Erklärung übernommen 
Verpflichtung kann daher nur der fein, für denjenigen Schaden zu haften, weite 
der Inhaber ded Ladeſcheins infolge eines bei der Abgabe der Erklärung über die 
Beſchaffenheit des Guts vorgefommenen Verſchuldens erlitten bat. Emi 
MWeitered folgt aus allgemeinen Grundfägen nicht, insbeſondere nicht dies, dit 
der Frachtführer dem Inhaber des Ladeſcheins für die Richtigkeit der fraglichen Fr 


zeichnungen ber Beichaffenheit ded Gutes unbedingt, alfo auch wenn fein Br 
ſchulden auf feiner Seite liegt, haftet. Ein folder Sag ift in Art. 654 Su | 


9.8.8. für den Seefrachtvertrag über die Haftung aus der im Konnoſſemert 
enthaltenen Bezeichnung der abgeladenen Güter aufgeftellt. Derjelbe ift abe, 
ebenjo wie bie in Satz 2 des Artifeld beigefügte Beichränkung des Umfangs te 


Haftung pojitiver Natur, ergiebt fich keineswegs aus allgemeinen Sägen ur 


fann darum auf den Ladeſchein nicht ausgedehnt werden. Hieraus folgt, ti 


wenn der Yrachtführer fich felbjt darauf beruft, daß feine Angabe über die Pr 
Ihaffenheit ded Gutes im Ladeſchein nicht mit der Wirklichkeit übereinftimmt 
ber Inhaber des Kadefcheind ihn mit diefem Vorbringen nicht alsbald unter Bey; 
nahme darauf, daß er für feine eigene Erklärung einzuftehen habe, zurüdzımeiie 
befugt tft.“ 
Grfannt vom I. Eiv.-Sen. bed Reichs⸗Ger. unterm 1. Oktober 1881, Entſch. Bo. 5 ©. 81, & 
Diejer Unterjcheidung zwiſchen Konnoſſement und Ladeſchein in Bezug auf ir 
Gegenbeweid kann jetoch nicht beigetreten, vielmehr muß aus den bereit3 mehr! 
(1. ©.8 f.) entwidelten Gründen in Uebereinftimmung mit Goldſchmidt angenomme 
werden, daß auch die pofitiven im H.G.B. über dad Konnoffement aufgeftelte 
Grundfäge analoge Anwendung auf den Ladeichein zu finden haben, zumal jet 
Unterfdyeidung, ob dieſe oder jene pojitive Vorjchrift betreffs des Konnofjemen: 
auch auf den Ladeſchein nah allgemeinen Rechtsregeln pafie, fih in eine mat; 
lofe Kaſuiſtik verlieren würde. 
Es muß daher an dem Grundjage feftgehalten werden, daß, wie gegen ta 
Inhalt des Konnofjements, jo auch gegen den des Ladejcheind prinzipiell der Gegen 
beweid audgefchloffen tft, auch für den Ladeſchein nur infoweit hiervon An: 


nahmen beitehen, als das Geſetz, um übertriebenen Härten, zu welchen diefer Grund 


ag führen fönnte, vorzubeugen, in Art. 655 Abf. 2, Art. 656, 657, 659 und 66 
gewifle Modifikationen dieſer ftrengen Haftung bat eintreten laffen bezw. dem 
Schiffer geitattet bat, Diejelbe Durch geeignete Klaufeln zu beichränfen. 


Snfofern find alfo die in der Prarid für dad Konnoffement angenommene 


Grundſätze auch auf den Ladeſchein anwendbar: 
Die Haftung für die Richtigkeit der Quantitätd- und QualitätSangaben farı 
durh die Klaufeln „Inhalt unbelfannt”, „Zahl, Maß, Gewicht unbekannt‘ 


„rei von Bruch, von Ledage, von Beſchädigung“ bejchränft werden (Art. 656 hi 


659 H.G.B.). 
Hierfür fprechen folgende Enticheidungen des R.O. H.G. 


„Der Schiffer Iann zwar vom Empfänger für ſolche Mängel der Güter, meld“ | 
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bereit8 bei der Uebergabe an den Schiffer fichtbar waren, aber im Konnofjenent 

nicht vermerft find, auch wenn leptered mit Der Klaufel „Inhalt unbekannt“ 

gezeichnet ift, verantwortlich gemacht werten, aber der Empfänger bat alddann 

feinerfeitd den Beweis der Erfennbarkeit der Yehler und Mängel zu jener Zeit 

zu führen. (arg. Art. 653 in Berbindung mit Art. 655, 656 und 600 H.G. B.) 
Erfannt vom R.O.⸗H.⸗G. unterm 30. Juni 1871, Entid. Bd. 3 ©. 19. 

Bei einer Mankoklage de8 Empfängerd bat der Ladeſchein in Betreff feiner 
Gewichtsangabe 2c. feine Beweidfraft gegen den Frachtführer, wenn er die Klauſel 
„Inhalt unbekannt“ enthält (arg. Art. 657 H. G.B.). 

Erkannt vom R.⸗O.“H.G. unterm 10. Dezember 1872, Entſch. Bd. 8 ©. 192. 

Die Maßangabe des Konnoſſements iſt für die Berechnung der Fracht ent- 
icheidend, wenn dafjelbe nicht eine abweichende Beitimmung enthält. Als ſolche ift 
ter Zufag „Zahl, Maaß, Gewicht unbekannt“ oder ein gleichbedentender Zujag 
nicht anzufehen; daher audy nicht ein neben dem Konnofjement herlaufender, aber 
nicht diefem anneftirter Proteft gegen die Maaßangabe oder eine generelle, in Daß 
Konnoffement aufgenommene PBroteftflaufel, außer wenn dieſe ausdrüdlich Die Worte 
„wegen Webermaß’ enthält. Denn in letzterem alle jpricht der Schiffer ausdrüd- 
li) aus, daß er die Maßangabe ded Konnofjementd als für die Frachtberechnung 
entiheidend nicht anerfennen will. (arg. Art. 658.) 

Erfannt vom RD. dl. unterm 22. Juni 1872, Entſch. Bd. 6 ©. 341. 

Die Klaufel „Gewicht ꝛc. unbekannt“ befreit zwar den Berfrachter (Schiffer, 
Zrachtführer) davon, die im Sonnofjement angegebene Gewichtdangabe gegen fich 
gelten zu lafien (Art. 657), allein nicht von der Haftung ex recepto in Betreff 
tesjenigen Quantums, welches ald bei der Ablieferung ihm geliefert durch Beweis 
gegen ihn hergeſtellt werden möchte. 

Erkannt vom R.O.⸗H.G. unterm 29. September 1874, Entſch. Dh. 14 ©. 296. 

Die Angabe der empfangenen Quantität im Konnofjement bewirkt, daß nicht 
allein jeder anderweitige Beweis überflüffig, jondern fogar dem Empfänger gegen- 
über der Gegenbeweis völlig abgefchnitten wird. Enthält dad Konnoffement eine 
Quantitätdangabe, jo tft jedoch unter Umftänden, fofern nämlich eine Zumeffung ac. 
nicht ftattgefunden, dem Schiffer geftattet, ſich Durch Beifügung der Klaufel „Zahl, 
Maaß, Gewicht unbekannt“ von der Vertretung der Quantitätdangabe frei 
zu zeichnen (Art. 657, 658). Soweit indefien die Verbindlichkeit nicht auf das 
Konnofjement, fondern auf das receptum gegründet, mithin von dem Schiffer nicht 
Auslieferung ber im Konnofjement ald empfangen bezeichneten, fondern der er- 
weislich abgeladenen Menge gefordert wird, vermag ihn diefe Klaufel nicht zu 
befreien. Vielmehr führen die allgemeinen Prinzipien des Geſetzbuchs wie die 
Interpretation dahin, der Klaufel hinfichtlich der Verbindlichfeit des Schifferd aus 
dein receptum jede Bedeutung abzufprechen. 

Erkaunt vom R⸗O.⸗H.⸗G. untern 8. Dezember 1874, Entſch. 3b. 15 ©. 377 (3650-383). 

Bol. ferner über die Bedeutung der Klaufel „Maaß und Gewicht unbekannt‘ 
(quantity and quality unknown). 

Erf. des Reichs-Ger. vom 16. April 1881, Entſch. Bd. 4 €. 87. 

Die im Konnofjement enthaltene Angabe des Gewichtd der eingenommenen 
Büter Tann unter Umftänden auch vom DVerfrachter (Schiffer, Frachtführer) zum 
Beweife der Höhe feiner Yrachtforderung gegen den Empfänger benußt werden, 
auch wenn er die Konnoffementdangabe mit der Klaufel „Inhalt unbekannt“ 
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gezeichnet bat, falls aus der thatjächlichen Lage der Sache die Wahrſcheinlichkeit 

dafür |pricht, DaB das aufgegebene Quantum wirklich der Konnofjementsangate 

entiprochen babe. | 
Erfannt vom R.O. H.⸗G. unterm 19. Juni 1875, Entf. Bd. 18 ©. 128. 

Auch durh andere Klaufeln, ald die in den Art. 656—659 H. G.B. bezeid- | 
neten, Tann die Vertretungspflicht des Frachtführers aus dem Ladeſcheine Beſchrän⸗ 
kungen erleiden; 3. B. durch die Klaufel „bei Annahmeverzug Landung und Rage 
rung auf Gefahr ded Konnofjementd- (Ladejchein-) Inhabers‘, 

Bl. Erf. des R.-D.-H.®. vom 30. April 1875, Eutſch. Bo. 17 ©. 233 und Hierzu das Ert. 

des R.-D.-9.-©. vom 5. September 1876, Entid. Bd. 20 ©. 409. 

ferner durch die Klaufel „ohne Haftung für höhere Gewalt, Heuer, Feindesgewalt,. 
See- und Flußgefahren ꝛc.“, 

Vgl. Er. des R-D.-9.c®. vom 28. März 1879, Entid. Bd. 25 ©. 98. 
jowie durch die Klaufel: ohne Haftung für Berfhulden (culpa und dolus) de 
Perſonals bezw. der Leute.‘ 

Byl. Erf. des R.-D..9.G. vom 2. Mai 1879, Enti. Bb. 35 ©. 180. 

Wenn zwar der Ladejchein eine ſolche Klaufel (Art. 656—659 H.G. B.) nidt 
enthält, aber doch aus deſſen Inhalt erfichtlidy ift, daß die Güter dem Frachtführer 
verpadt oder verichloffen übergeben worden find, fo befreit dem Frachtführer von 
der Haftung für die bezeichnete Qualität der Nachweis, daß die abgelieferten Güter 
mit den übernommenen identisch find und daß troß aller Sorgfalt die mei 
Bezeichnung nicht zu vermeiden geweien. (Art. 655.) | 

Bol. Erk. des R-D.9.-G. vom 30. Juni 1871, Eutih. Bd. 3 8.3, WM C. G. X00 
©. 422 Uum. 56, 

Endlich ift die Einrede des Verluſtes oder der Beichädigung der ald empfan 
gen bezeichneten Güter unzuläflig. Indeß zeigt fich gerade hierbei der weſentliche 
Unterjchied zwijchen einer reinen Skripturobligation und dem Transportpapier des 
Ladeicheind (vgl. Entſch. R-D.9.&. Bd. 15 ©. 381 ff.) recht deutlih darin, daß 
dem Frachtführer diele Einrede gegen den Snhalt des Kadefcheind dann zufieht, 
wenn er den Beweis eined derjenigen Umftände zu führen vermag, weldye ihn aud 
von der Haftung aud dem Frachtvertrage (ex recepto) befreien würden. (Art. 395, 
419 H.G.B.) 

Der Fractführer- kann alfo zwar nicht einwenden, daß er die im Ladeſcheine 
verzeichneten Güter gar nicht oder beſchädigt oder in äußerlih ſchlechter Ber- 
yadung zc. empfangen habe, — falld nicht etwa dies im Ladeſcheine alsbald 
audgeiprochen oder die Haftung durch entjprechende Klaufeln abgelehnt if. Wohl 
aber darf der Frachtführer gegen ‚den Radefchein geltend machen, daß die darin alb 
empfangen bezeichneten Güter nachträgli während des Transports (db. b. ſeit der 
Empfangnahme bis zur Ablieferung: vgl. Art. 395, 607 H.G.⸗B.) ganz oder zum 
Theil durch vis major, inneren Verderb, jchuldlofe Verſäumniß der Lieferungsfriſt 
verloren oder beihädigt worden jeien. 

Erf. des Preuß. Ob.-Trib. vom 19. Dezember 1865, Bujh Ar. Bd. 9 ©. 274, Udermanz 

ibid. Bd, 13 ©. 455, Erk. ded R.O.⸗H.⸗G. vom 21. Januar 1878, Entid. Bd. 8 S. 410. 

Denn die durch den Ladeſchein übernommene Verpflichtung zur Ablieferung bes 
ald empfangen bezeichneten Gutes an den Deftinatär involvirt nicht die unbedingte 
und abftratte Lieferungspflicht, fondern wird bedingt durch die mit der Eigenjchait 
des Berpflichteten als Yrachtführer verknüpfte Haftung ex recepto (Art. 395; 607), 
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jo daß ber Frachtführer ſich Durch die hiernach zuläffigen Einreden gegen die Ab- 
lieferungspflicht ſchützen kann. Abgeſehen von diefen Einreden Tann die Haftung 
oder die Beweispflicht des Frachtführer nad) Analogie des Art. 659 nur durch 
Klaufeln beichränft werden, welhe — wie 3. B. „frei von Bruch“, „frei von 
Leckage“, „frei von Beſchädigung“ u. f. w. — dem Ladeſchein aldbald bei der Aus⸗ 
jtellung beigefütgt werden. 

Feſtzuhalten ift hiernach, daß prinzipiell gegen das im Ladeſcheine ausge 
jprochene Anerfenniniß ded Empfangs der Güter in deren dort bezeichneter Duanti- 
tat und Qualität, fowie der angegebenen Fracht⸗, Kieferfrift« und fonjtigen Beftim- 
nungen ben Parteien ein Gegenbeweis — ohne die vorerwähnten Klaufeln — 
nicht zuiteht. 

Died gilt indbejondere auch in Betreff der Angabe der Außftellungdzeit (des 
Datumd) des Konnoſſements und Ladeſcheins; — wobei jedoch der Schiffer (Fracht⸗ 
führer) dem Erwerber bezw. Inhaber des Konnoffement3 und Ladefcheind für falfche 
und wahrbeitöwidrige Datirung deffelben zu haften hat. 

Bl. Erf. des R.O.H.G. vom 30. Mai 1879, Entſch. Br. 25 S. 192 und des Reichäger. 
vom 15. Dezember 1880, Entſch. Br. 3 ©. 101. 

Ferner ift für die Yrachtberehnung die Angabe des Konnofjements bezw. 
Eadefcheind über den Frachtpreis und dad Gewicht, Maß ꝛc. der Ladung allein 
entſcheidend, 

Vgl. Erk. des R.O.H.G. vom 10. Januar 1872, Entſch. Bd. 1 S. 200, vom 22. Juni 
1873, Entſch. Bd. 6 S. 341, 
und zwar — von den Fällen dolojer Kollufion abgejehen — nicht blos präjumtiv, 
iondern ſchlechthin: weder darf der Schiffer (Frachtführer) eine höhere Frachtſumme 
liquidiren, weil die Konnoffementdangaben zu niedrig, noch der Empfänger einen 
Srachtabzug machen, weil die Angaben zu hoch jeien; beiden ift der Gegenbeweis 
verjagt, es jei denn, das Konnofjement jelber enthalte eine abweichende Beftim- 
mung. Soldergeftalt darf dad Konnofjement rüdfichtlih der Frachtberechnung als 
ein Formalakt bezeichnet werden, welcher das Zurüdgehen auf die von den Kon- 
noffementdangaben abweichenden Thatfachen, nämlich auf dad Mehr oder Minder: 
gewicht bei der Abladung ausſchließt. 
Bol. Erk. des R⸗O.H.⸗G. vom 3. Februar 1874, Entſch. Bd. 12 ©. 369, des Ober-Ger- 
Bremen vom 16. September 1869 und bed Ob.App.Ger. Lübeck vom 27. Januar 1870 in 
Kierulf's Sammlung 1870 ©. 51 ff. und Seuffert Ard. Bd. 27 Nr. 251. 

„Die im Konnoffement enthaltene Angabe des Gewicht der eingenonmenen 
Güter kann unter Umftänden auch vom Berfradhter (Echiffer, Frachtführer) zum 
Bemeife der Höhe feiner Frachtforderung gegen den Empfänger benußt werden, 
auch wenn er die Konnoffementdangabe mit der Klaufel „Inhalt unbekannt“ ge- 
zeichnet bat, falld aus der thatjächlichen Rage der Sache die Wahrjcheinlichkeit dafür 
ipricht, daß das aufgegebene Duantum wirkli der Konnofjementdangabe ent- 
iprochen bat.“ 

Erkannt vom R.⸗O.⸗H.⸗G. unterm 19. Juni 1875, Entſch. Bd. 18 ©. 128. 

Der Ladeichein würde jeinen Verkehrszweck, als wegociabled Trandportpapier 
zu dienen, nicht erfüllen können, wenn der Empfänger bezw. Inhaber nicht unbe: 
dingt auf die Richtigfeit der darin enthaltenen Angaben und Beftimmungen ver- 
trauen könnte, fondern fi Gegenbeweije gefallen laſſen müßte. Der Anficht 
v. Hahn's (S. 502) und Keyßner's (S. 474), daß die Ausſtellung Des 
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Ladeſcheins lediglich ein Anerkenntniß des Yrachtführers involvire, gegen welches 
dieſem der Gegenbeweis ſowie der Nachweis entſchuldbaren Irrthums geftattet ſei, 
und daß der Frachtführer, welcher die Güter im Ladeſcheine irrthümlich bezeichne 
bat, nur dann bafte, wenn ihm Dabei ein Verſchulden zur Laft falle, und nur 
für den Schaden, welcher aus dieſer Bezeichnung dem Inhaber ded Ladeſcheins er- 
wachſen fei, fowie daß biefer gegebenen Falls den Schaden durch ein &ingeben 
auf die konkreten materiellen Berhältniffe begründen müfje (vgl. auch Entſch. de 
Reichögericht Bd. 5 ©. 81), kann hiernach nicht beigetreten werden. 

Auh Puchelt (II. ©. 406) fchließt ſich — menigitend in Betreff des in- 
doſſabeln Ladeſcheins — der gegentheiligen, vornehmlih von Goldſchmidt 
(©. 686 ff., ©. 764 und Anm. 94 ibid.) vertretenen Auffalfung an: „‚Webrigens 
jcheint mir, bemerkt er, wenn der Ladeſchein indofjabel und girirt ift, ſchon au: 
Art. 302, 303 H.G.B. zu folgen, daß gegen den Indofſatar dem Frachtführer 
nur die Einreden aus Art. 395 zuftehen. Der Art. 653 ftimmt im Eingang 
wörtlich mit Art. 415 überein, fodann ift mit „insbeſondere“ eine Folgerung au: 
diefem Prinzipe aufgeftellt, die fich zwar im Art. 415 nicht findet, die aber eben, 
weil fie nur eine offenbare Konfequenz ift, auch für den Ladeſchein zu gelten 
bat und die Har macht, daß gegen den Adreflaten des Ladefcheind dem Fracht 
führer eine Bemängelung jeined Bekenntniſſes nicht geftattet fein kann. Wenn te 
Art. 415 fagt, der Ladeſchein entſcheide für die Rechtönerhältniffe zwiſchen Fracht 
führer und Empfänger, jo find beide Theile an den Inhalt des Ladefcheind ge: 
bunden; berjelbe bildet für den Empfänger formales Necht, foweit nicht ihm per: 
jönlich eine Einrede entgegenfteht — Art. 82 W.-D. — mad von bem bei Aus 
jtellung des Ladejcheind unterlaufenen Irrthum des Frachtführers in ber Regel nicht 
gilt. Wichtig ift hier die Natur des Ladeſcheins als Literalfontralt3 (Brot. S. 4771 
bis 4773.) Auch würde fonft der Ladefchein feinen Zwed ald eined umlauffähigen 
Papierd faft ganz verlieren. Andererjeit3 muß freilich dem Ausfteller des Lade 
ſcheins freiftehen, fi) nad) Maßgabe der Art. 656 ff. frei zu zeichnen, er kann nad 
Art. 413 die Ausftellung des Ladeſcheins ganz verweigern, alſo auch deffen Bir- 
fung beſchränken. Was v. Hahn II. ©. 501 $ 3 gegen bie obige Anficht über 
Wirkung des „reinen“ Ladeſcheins vorbringt, dürfte fi aus Vorftehendem wider 
legen.‘ 

Wenn übrigend Art. 415 Alin. 1 den Ladeſchein als entfcheidend für bie 
Rectöverhältniffe zwijchen dem Frachtführer und Empfänger des Gut3 hinftellt, je 
darf hierbei Doch nicht die Natur des Ladeſcheins als eined Trandportpapierd und 
dad darauf gegründete Rechtverhältnig als dad des Frachtführerd zu dem Adreffaten 
oder Deitinatär unberudfichtigt bleiben. Der Kadeichein findet, wie Art. 419 H.G.B. 
ausdrüdlich vorjchreibt, in den Beftimmungen des H.G.B. über die Rechte unt 
Pflichten des Yrachtführerd (Art. 390—412) feine Ergänzung, und dieſe gelten 
mit den durch Art. 416—418 bezeichneten, in dem bejonderen Charakter des Lade⸗ 
iheins begründeten Modifilationen jubjidiär, infoweit die Beſtimmungen dei 
Ladeſcheins jelbjt nicht außreihen. (Vergl. Art. 419 Anm. 184.) Der Ladejcein 
verliert Dadurch nicht den Charakter eined ftreng einjeitigen Verpflichtungsſcheins, 
aber er ift eine unter der Vorausſetzung der darin ausdrüdlich oder im Gejeke 
vorgejchriebenen Gegenleiftungen des Empfängers bezw. Snhaberd auögeftellte Ber- 
pflihtungsurfunde. Die im Ladeſcheine ausbebungenen Gegenleiftungen find in 
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bärirende Beftandtheile der Verpflichtung, dad Korrelat derfelben, von welchem fie 
abhängig gemacht ift. 

Hiermit übereinftimmend bemerkt Puchelt (II. S. 406): „Aus der Verbin- 
Dung von Art. 302, Art. 413 Ab. 2, Art. 414 3. 6, Art. 415 Abf. 1, Art. 417, 
419 folgt die Pfliht des Inhaber des Ladeſcheins (Empfänger, Snboflatar, 
Geifionar), die aus dem Ladeſcheine fich ergebenden Berbindlichkeiten gegen ben 
Frachtführer zu erfüllen, vorausgeſetzt, daß diefer feinerjeitd erfüllt; foweit hieraus 
bie Erfüllung Zug um Zug fich ergiebt, kommt auch Art. 406 zur Anwendung, 
wie an ber Anwendbarkeit der Art. 395 ff. hinſichtlich der Entſchädigungspflicht 
des Frachtführers nicht zu zweifeln if. Der Inbdoflatar des Ladeſcheins erwirbt 
zwat nach Art. 303 Abi. 1, 2 ein felbjtftändiges, gegen manche Einreden geſchütztes 
Recht; aber die in Art. 395, 397 dem Frachtführer gewährten Erkulpationen bilben 
von felbit einen integrirenden Beftandtheil des Ladeſcheins, fofern nicht der Fracht⸗ 
führer au den Zufall, höhere Gewalt 20. übernommen bat, was jedenfalld nicht 
vermutbhet werden darf.“ 

Ferner Goldſchmidt ($ 72 ©. 699): „Die Berpflihtung aus tem 
Konnoflement ift eine ftreng einfeitige. Der Konnofjementöinhaber ift aus dem 
Konnofjement und defien Annahme dem Berfrachter bezw. Schiffer nicht obligirt, 
weder zur Abnahme der Güter, noch zur Zahlung der Fracht und Nebengebühren, 
da ihn erft die Annahme der Güter verbindet. Die Zahlung der Fracht u. bergl. 
ift nicht die vertraggmäßige Gegenleiftung, da ber zweileitige Frachtvertrag den 
Konnofjementäinhaber gar nicht berührt, fondern nur die regelmäßige Boraus- 
fegung feined Rechts auf Außlieferung, und auch dad nur nah Maßgabe nicht 
bed Yrachtvertraged, ſondern des Konnoffementd.” Dedgleihen Wehrmann ©. 224: 
„Der Inhaber ded Ladeſcheins (Empfänger, Sudoffatar, Ceſſionar) ift verpflichtet, 
die aus demjelben ſich ergebenden Berbinblichleiten gegen ben Frachtführer zu er- 
füllen, vorausgeſetzt, daß diefer jeinerjeits erfüllt.” 

So aud die Praxis: „Nicht aus dem Beſitze des Ladeſcheins für fich allein, 
vielmehr nur in Verbindung mit der darin bezeichneten Ladung ift für den Schiffer 
dem Dritten gegenüber dad Recht herzuleiten, ihn wegen vermeigerter bezw. ver- 
zögerter An- und Abnahme der Ladung auf Entichädigung dur Zahlung von 
Liegegeldern zu belangen.“ 


Erfannt vom IV. Sen. bes Preuß. Ob.Trib. unterm 28. November 1865, Strietborft 
Bd. 60 ©. 282. 


173) „Die nicht im denſelben aufgenommenen Beſtinmmungen bed Fracht⸗ 
bertrages haben gegenüber Dem Gmpfänger Teine rechtliche Wirkung, 
fofern nicht anf dieſelben ausprädlih Bezug genommen if.” 


Der Grundſatz, daß für die Nechtöverhältniffe zwifchen dem Frachtführer und 
Empfänger des Guts die Beftimmungen ded Ladeſcheins entjcheidend find, ift nad) 
Art. 415 Alin. 1 Sa 2 in dem weiteren Sinne aufzufaflen, daß in dieſer Hinficht 
den in ben Ladeſchein aufgenommenen Beftimmungen des Ladeſcheins im Verhaͤltniß 
des Frachtführer gegenüber dein Empfänger auch diejenigen Beitimmungen glei) 
fteben follen, welche zwar nicht im Ladeſcheine wörtlich und vollftändig enthalten 
find, auf welche aber im Labdefcheine ausdrücklich Bezug genommen iſt. Durch eine 
ſolche Bezugnahme kann alſo ber Ladeſchein in dem betreffenden Frachtvertrage ber: 

Be 
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artig feine Ergänzung finden, daß die in Bezug genommenen Beftimmungen te: 
Srachtvertraged für dad Verhältniß des Fradıtführerd gegenüber dem Empfänger 
gleiche rechtliche Wirkung haben, wie wenn fie in den Ladefchein fjelbft Direkt auf- 
genemmen werden; fie werden durch die Bezugnahme zu einem integrirenden Be: 
ſtandtheile des Ladeſcheins. E contrario folgt aber daraud, daß die nicht in den— 
felben aufgenommenen Beftimmungen des Frachtvertrages gegenüber 
tem Empfänger feine rechtliche Wirkung haben. 

Erläuternd bemerken hierzu die Motive ded Preußiichen Entwurfs (S. 226): 
„Wenn im Konnofjenent auf einen beftinmten Punkt oder auf den Inhalt ver 
Shartepartie im Allgemeinen ausdrüdlich Bezug genommen worden ift, jo haben 
die Schiffer und der Ladungsempfänger die Chartepartie ganz oder theilweife zu 
einer auch für fie verbindlichen Abrede erhoben; der Ladungsempfänger muß 
ſie dann, obgleich er nicht Kontrahent des Yrachtvertraged ift, unbedingt aud 
gegen fich gelten laffen, und ed ift feine Sache, wie er ji) von dem Inhalte 
derjelben Kenntniß verfchaffen will, wenn fie nicht dem Konnoffement beigeleat 
wird.“ 

Und im Anfchluffe daran bemerkt v. Hahn II. ©. 500 „Selbftverftändlich üt, 
daß im Ladeſchein auch auf die Beftimmungen oder einzelne Beitimmungen des 
Frachtbriefs Bezug genommen werden fan, 3. B. durch die Klaufel „laut Fracht— 
brief” oder „Kracht laut Frachtbrief“. In diefem Yalle bildet der Frachtbrief bezw. 
der angezogene Theil deffelben einen Theil des Inhalts des Ladeſcheins.“ Thöl. 
HR. II. S. 80: „Für den Inhalt der Verpflichtung und Forderung aus dein 
Ladeſchein ift lediglich der Inhalt des Ladeſcheins beftimmend. Der zwilchen tem 
Abfender und Frachtführer geichloffene Yradhtvertrag ift Die Veranlaflung der Aus« 
ftellung des Ladeſcheins, aber auch nur die Beranlafjung, fein Inhalt als folcher 
ift nicht im Geringſten beftimmend für die Verpflichtung und Forderung aus Dem 
Ladeichein. Hierfür find die Bejtimmungen ded Frachtvertrages nur joweit bejtin- 
mend, als fie in den Ladeſchein aufgenommen find oder auf fie ausdrücklich Bezug 
genommen ift, alfo nur joweit ald fie durch Aufnahme oder Bezugnahme Inhalt 
des Ladeſcheins geworden find.” 

.. Zweifel find über die Bedeutung der Worte: „gegenüberdem Empfänger“ 
entjtanden. Das Preußiſche Obertribunal folgert aus dieſen Worten, DaB nur der 
Frachtführer gegenüber dem Empfänger ſich auf ſolche nicht in den Ladeſchein 
- aufgenommene Beftimmungen nicht berufen könne, wohl aber der Empfänger 
gegenüber dem Frachtführer: „Aus Art. 415 läßt ſich nicht folgern, daß ſich 
ber Empfänger dem Frachtführer gegenüber auf Verabredungen nicht berufen dürfe, 
welche zwilchen dem Lepteren und dem Abfender getroffen, aber in den Ladefchein 
nicht aufgenommen jind. Im Gegentheil folgt gerade daraus, daß derartige Ber 
abredungen dem Empfänger gegenüber feine Gültigkeit haben follen, ihre recht: 
liche Wirkfamfeit gegen den Frachtführer. Dieſe Unterjheidung liegt in ver 
Natur des kaufmännischen Verkehrs.” 

Erkannt vom IV. Sen. des Preuß. Ob.Trib. unterm 28. November 1865, Striethert 
Br. 60 ©. 282, Centr.Org. N. 5. Bd. 2 S. 387, vol. auch Erf. des Komm. und Adm.⸗Koll. 


zu Königsberg vom 6. Dezember 1867, Gentr.-Drg. N. F. Br. 5 ©. 200, des Hand.-Ger. zu 
"übel vom 11. November 1867, Buſch Arch. Bd. 12 S. 463, Makower S. 411 Anm. 40 c. 


Diefe Annahme bezeichnet Buchelt II. ©. 408 ald unrichtig, weil der Late 
ichein, wenn er ein Literalfontraft zwiſchen Frachtführer und Empfänger jei, jede 
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Bezugnahme auf den nicht gehörig erwähnten oder inferirten Frachtvertrag aus— 
chliege und der Empfänger fich hiernach ebenfowenig wie der Frachtführer auf 
Die ihm günftigeren Beftimmungen des Yrachtbriefed berufen dürfe. Der Anficht 
Puchelt's ift beizupflichten. Allerdings fcheinen Sag 1 und 2 des Alin. 1 Art. 415 
in einem gewiffen Widerfpruche zu ftehen, indem nad) Satz 1 der Ladeſchein für die 
Rechtsverhältniſſe zwiihen dem Frachtführer und Empfänger, alfo für beide Theile, 
ſchlechthin enticheidend fein foll, während Sap 2 ben Ladeſchein als ausſchließlich 
maßgebend nur ben Empfänger gegenüber binftellt. Aber dieſer Widerſpruch ift 
nur ein jcheinbarer. Daß Sap 2 nur den Empfänger, nicht auch den Frachtführer 
erwähnt, hat darin feinen Grund, daß die Wirkungsloſigkeit der Berufung auf nicht 
in den Labefchein aufgenommene Beitimmungen bed Frachtvertraged dem Fracht: 
führer gegenüber ganz jelbftverftändlich if. Denn der Empfänger ift — im 
Gegenſatze zum Frachtführer — überhaupt gar nicht Kontrahent des Frachtvertrages 
und wird Died auch nicht durch die Bezeichnung im Ladefchein oder durch den Erwerb 
deffelben, mithin kann fich der Empfänger der Natur der Sache nach auf hen Fracht. 
vertrag — ber ihn an fich gar nicht tangirt — dem Frachtführer gegenüber nicht 
berufen, es fei denn, Daß anf ben Yrachtvertrag ganı oder theilmeife im Ladeſchein 
. Bezug genommen worden ilt. 

Die Bezugnahme muß ausdrüdtich gefchehen, nicht ſtillſchweigend. „Dan 
hielt e8 — bemerkt Makower ©. 400 Anm. 165 — für bedenklich (Brot. ©. 2227), 
auch ftilliweigende Berufungen auf Die Chartepartie für Die zunächft nach 
dem Konnoffement zu beurtheilenden Perſonen als verbindlich zu erachten, weil 
über Dad Borbandenfein einer ſolchen ftilljchweigenden Bezugnahme und darüber, 
nie weit fie ſich erjtreden jolle, viele Streitigkeiten entſtehen könnten.“ Deögleichen 
Anſchütz und v. Völderndorff IN. ©. 129: „Dem Empfänger, und mithin 
namentlich auch dem Indoſſatar gegenüber können die nicht in den Ladefchein auf: 
genommenen Beitimmungen des zu Grunde liegenden Frachtvertraged nicht geltend 
gemacht werden, fofern nicht im Ladeſcheine auf diefelben ausdrüdlich Bezug ge 
nomen ift. Es kommt bier die allgemeine Beftimmung in Art. 303 Abj. 2 über 
die Einreden nad) Maßgabe der Urkunde zur Anwendung, welche in den Art. 415 
und 653 nur eine fpezielle Anwendung auf die Ladeſcheine und Konnoſſemente 
gefunden bat.” 

Ebenſo die Prarid: „Das Konnoffement allein ift nach Art. 653, 658 ent: 
ſcheidend für die Nechtöverhäftniffe zwijchen dem Befrachter und dem Empfänger 
ter Güter. Durch Zeichnung deffelben übernimmt der Schiffer lediglich eine formelle 
Berpflihtung gegen den Fünftigen Konnofjementsinhaber zur Leitung Der Waare, 
indem dadurdy aus dem Frachtvertrage diefe felbftjtändige, auf der Echrift beruhende 
Dbligation gegen den Konnofjementsinhaber ausgefchieden wird. Vermöge dieſer 
Natur verträgt ed feine anderen Vorbehalte und Verweiſungen, ald die ihm jelber 
eingefügten (vgl. Art. 653 Alin. 2) reip. die ihm bdergeftalt annektirten, Daß ſich 
das Konnoſſement und die Einſchränkung ald eine Urkunde darſtellt 


Erkannt vom R.O.H.G. unterm 10. Januar 1872, Entſch. Bd. 1 S. 200. 


Wenn aber auch in Anſehung der Fracht im Allgemeinen auf die Charte— 
partie (Frachtbrief — Frachtvertrag) verwieſen iſt, ſo begreift dieſe Verweiſung 
die Beſtimmungen derſelben über Löſchzeit, Ueberliegezeit und Liegezeit bezw. Liege⸗ 
geld nicht in ſich (Art. 653 Alin. 2); vielmehr iſt in dieſer Hinſicht für Die Rechts— 
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verhältnifje zwiſchen Verfrachter (Schiffer, Brachtführer) und Empfänger lediglich 
das Konnofiement (der Ladeſchein) entjcheidend. 
Erkannt vom R.⸗O.⸗H.G. untern 14. Februar 1872, Entſch. Br. 5 ©. 131 f. 

Nur infofern im Konnofjement (Ladeichein) auf die Beftimmungen des Fracht⸗ 
vertraged über Löfchzeit, Weberliegegeld und Liegezeit ausdrüdli Bezug ge 
nommen fein würde, könnten diefelben dem Empfänger gegenüber von rechtlidyer 
Wirkung fein. 

@rfannt vom R.O.⸗H.⸗G. untern 25. November 1873, Entſch. ®b. 19 S. 127. 

„Befindet ſich alfo 3. B. in dem Konnofjement die ausdrückliche Beftimmung: 
„Hrachtzahlung und alle jonftigen Bedingungen laut Chartepartie” oder eine ähnlich 
lautende, jo find die Beftimmmungen diejer leßteren über Lade- und Löſchzeit, ſowie 
in Betreff des Veberliegegeldes für den Deftinatär verbindlich.” 

Erkannt vom R.⸗O.⸗H.⸗G. unterm 9. Dezember 1874, Entih. Bd. 15 S. 218 ff. 

Die Konnoffementdobligation ift eine aus dem Frachtvertrage ausgeſchiedene. 
durchaus ſelbſtſtändige, Tediglich auf dem ffripturmäßigen Inhalt des Konnofjements 
berubende Obligation zwiichen Schiffer und Konnofjementdinhaber. Someit das 
Konnofjement reicht, find daher zwifchen beiden lediglich deſſen Beftimmungen ent- 
ſcheidend. (Art. 653.) Auf diefem Prinzipe beruhen auch die Borfchriften der 
Art. 654—660. In ganz konſequenter Durchführung diejed Prinzips hätte lediglich 
der ausdrüdlihe Inhalt des Konnoffementd für maßgebend erklärt werden 
müſſen. In Rüdficht auf dad Verkehrsbedürfniß ift aber nachgelaffen, daß aud 
die nicht aufgenommenen Beftimmungen des Yrachtvertraged bei Bezugnahme der 
jelben im Konnofjement 2c. dem Empfänger gegenüber redhtlihe Wirkung haben. 
Die Bezugnahme muß eine ausdrüdliche fein, fie kann aber eine generelle, 
den Geſammtinhalt der Chartepartie (ded Frachtbriefs) umfafiende, oder eine 
fpezielle, nur auf einzelne Beftimmungen derjelben gerichtete fein. 

Erlannt vom R.O. H.G. unterm 9. April 1875, Entſch. Bd. 17 ©. 70 ff. 

„Der Ausfteller übernimmt dem Empfänger der Waare gegenüber eine jelbft- 
ftändige Berpflichtung zur Ablieferung der darin als empfangen bezeichneten 
Waaren — nah Stüdzahl und Maßen — Dad an Ordre lautende Konnofie 
ment bildet die Grundlage der Verpflichtung des Frachtführers gegen den Empfänger. 
Der Frachtführer kann daher dem Empfänger für jede zum Schaden der Waare 
bemerkte Veränderung ex fund. der böswilligen Handlungsweiſe verantwortlid 
werden, auch wenn der Frachtführer dem Abſender gegenüber zu diefer Verände- 
rung beredtigt fein follte — ed müßte denn fein, daß Died in der Chartepartie, 
auf welche dad Konnoflement Bezug nimmt, ausdrüdlidh vermerkt ift, was 
eventuell der Frachtführer zu beweijen bat.” 

Erfannt von Reichäger. unterın 16. Januar 1880, Entſch. Bi. 1 ©. 36, vgl. auch bat 
Erk. vom 16. April 1881 Bd. 4 ©. 87. 

„Auch die im Ladefchein enthaltene Verweiſung auf Proben bildet einen inte 
grivenden Beftandtheil derjelben. Ganz abgeiehen davon, ob auf ben Ladeſchein 
bie Konnofjementögrundfäge anzuwenden find, wonach berjelbe (Art. 653658) 
feine anderen Vorbehalte und Verweifungen verträgt, ald die ihm jelber eingefügten 
rejp. die ihm dergeftalt anneftirten, daß fi dad Konnofjement und die Einfchrän- 
fung ald eine Urkunde darftelt — muß jedenfall3 die im Ladeſcheine ausdrücklich 
enthaltene Berweifung und Verpflichtung des Frachtführers auf Broben überhaupt 
und auf aus ber übergebenen Ladung insbeſondere entnommene Scheffelproben 
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einen integrirenden Theil des Ladeſcheins bilden, auf welchen ſich der Frachtführer 
berufen darf. Gegenüber dem allgemeinen Befenntniß, gute und trodene Waare 
empfangen zu haben, verdient dad Ergebniß der Scheffelprobe insbeſondere alddann 
den Borzug, wenn jened allgemeine Belenntniß lediglihd in dem gebrudten, 
formularmäßigen Theile des Ladejcheined, die Stipulation der Scheffelprobe dagegen 
in einem bejonderen jchriftlichen Zufage enthalten ift.” 

Erfannt vom N.O.H.G. unterm 21. Sanuar 1873, Entſch. Br. 8 S. 410. 


174) „Füur Die Rechtsverhältniſſe zwiſchen Sradtführer und Abſender bleiben 

vie Beflimmungen des Frachtvertrages maßgebend.” 

Da der Zweck des Ladeſcheines ift, eine unmittelbare und. unabhängige Ber- 
pflichtung des Yrachtführers gegenüber dem Empfänger zu jchaffen, jo werden Durch 
die Audftellung eined Ladeſcheines Die durch den Yrachtvertrag zwiſchen Yrachtführer 
und Abfender erzeugten Rechte und Berbindlichkeiten an fih nicht berührt. Biel. 
mehr bleiben für die Rechtöverhältnifie zwifchen Frachtführer und Abfender die 
Beftimmungen des Yrachtvertraged prinzipiell maßgebend. Zwar ift der Abjender 
auch Derjenige, weldem vom Frachtführer der Ladeſchein audgeftellt und zunächft 
übergeben wird, aber dieſer Umftand ändert nicht den vorbezeichneten Zweck des 
Ladeſcheins, Tediglich ald Verpflichtungsurkunde zwiſchen Frachtführer und Empfänger 
zu dienen. (Bal. v. Hahn II. ©. 500: „Daß daneben der Yradıtführer mit dem 
Abjender einen Frachtvertrag abgeichloffen hat, ift für jenen Bertrag völlig 
indifferent. Für das Rechtöverhältnig zwiſchen Frachtführer und legitimirtem 
Inhaber ded Ladeſcheins ift der Inhalt dieſer Urkunde die einzige lex.” Ferner 
Goldſchmidt 8 71 ©. 677 f., 8 72 ©. 699.) 

Der Abjender kann fi daber auf die vom Yradhtvertrage abweichenden Be- 
ftimmungen des Ladeſcheins in der Regel nur dann berufen, wenn er zugleich ala 
Empfänger im Ladeicheine bezeichnet oder jonft legitimirter Inhaber defjelben ge- 
worden tft. Jedoch ift der Inhalt des Kadefcheined infofern auch auf dad Ber- 
hältniß zwiſchen Abfender und Frachtführer von Einfluß, ald, wenn der Inhalt 
tes Ladejcheind von dem ermweidlihen Inhalt des Frachtvertraged abweicht, im 
Zweifel angenommen (präjumirt) werden darf, daß der Frachtvertrag dem Lade- 
ſcheine entſprechend abgeändert worden iſt. Died ergeben die Materialien des 
Geſetzes. Denn — wie ſchon ©. 54 bemerkt — lautete Alin. 2 ded Art. 486 des 
Preuß. Entw. in Betreff des Konnoffementd: 

„Für die Rechtsverhältniſſe zwiſchen Schiffer und Ablader bleiben 
die Beitimmungen ded Frachtvertraged verbindlih, joweit im Kon- 
noffement niht3 Abweichende enthalten ift*, 

und die Motive (S. 267) bemerken dazu, daß, joweit dad Konofjement der Eharte- 
partie widerfprechende Beftimmungen enthält, anzunehmen ift, daß der Schiffer und 
Ablader die Chartepartie haben aufheben wollen, und infoweit aljo auch 
für fie das Konnoffement entjheidet. Dem war Art. 350 des Entw. 
J. Nürnb. Leſung für den Ladeſchein nachgebildet, jo daß auch für diefen vorſtehende 
Motivirung gilt. 

Sn 1. Leſung (Brot. S. 1242, 1247) wurde bei der allgemeinen Fafſungs⸗ 
änderung bed jegigen Art. 415 H.G.B. auf die beantragte Streihung der 
Schlußworte deö legten Alinea: „joweit im Ladeſcheine nichts Abweichendes ent- 
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halten ift” — jedoch ohne erjichtlichen Grund — eingegangen, jo Daß demungenchtet 
wohl anzunehmen ijt, daß im Zweifel und bei Abweichungen der Frachtvertrag als 
durch den Ladeſchein abgeändert zu betrachten ift. 

AM. ift v. Hahn II. ©. 501, welcher zwar zugiebt, dab, wenn im einzelnen 
Falle Abfender und Frachtführer übereinfommen, daß in den Ladeſchein andere 
Beftimmungen aufgenommen werden jollen, ald der früher abgeſchloſſene Yradht: 
vertrag enthält, dies in der Abjicht geicheben Fönne, den Frachtvertrag abzuändern, 
aber gerade aus der Weglafjung des mehrerwähnten Schlußfages folgert, daß vie 
nicht präfunirt werden dürfe. Deögleihen Puchelt II. ©. 408: „Zwilden Ab. 
jender und Frachtführer ijt lediglich der Frachtvertrag maßgebend, joweit er nicht in 
den Ladeſchein aufgenommen ift. Natürlich kann aber der Frachtbrief durch ein 
ipäteres Abkommen geändert werden und trifft dies mit der Audftelung des Lade— 
fcheind oder mit der hierauf bezüglichen Webereinfunft zufammen, jo bat dies Darum 
nicht mehr, aber auch nicht weniger bindende Kraft; aber der Inhalt des — nicht 
auddrüdlich den Frachtbrief modifizirenden — Ladeſcheins Fann für fi) allein ein 
ſolches Abkommen nicht bemeijen.“ 

Beſtehen aber Zweifel oder Abweichungen nicht, jo find zwiſchen Abjenter 
und Frachtführer die Beſtimmungen des Yrachtvertraged entjcheidend, wobei ver 
Ladejchein natürlich zur Ergänzung oder Prüzifirung der Frachtbrieffangaben ala 
Beweismittel nicht nur vom Frachtführer und Abjender, jondern auch von Den 
anderen Trandportinterefienten herangezogen werten kann, 3. B. in Betreff ber 
Angaben über die Beichaffenheit, Menge und das Gewicht ded Gutes, die Bezeich- 
nung ded Empfängers und Beftimmungdortes, Art und Modalitäten der Ablieferung, 
Frachtzahlung u. ſ. w. Der Ladeſchein macht zwiſchen allen diejen Perjonen vollen 
Deweid, jedoch ift hier der Gegenbemeid gegen den Inhalt des Ladeſcheins in 
gleiher Weife, wie gegen den Inhalt des Frachtbriefes (Bd. I. Ann. 6) ftattbaft. 
Dagegen ift die Beweiskraft des Ladejcheind zu Gunſten des Empfängerd eine 
unbedingte und abfolute, mithin find Gegenbeweije oder Einreden bis auf die oben 
©. 62—65 erörterten Ausnahmen gänzlich ausgeſchloſſen. (Bgl. Goldſchmidt 
S 71 ©. 679, 680 u. Anm. 40, 41 ibid.) 
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Allgemeines Deutſches Handelsgeſetzbuch. 


Artikel 416. 


Wenn der Frachtführer einen Ladeſchein ausgeſtellt Hat, darf er 
ipateren Anweilungen des Abjenders wegen Zurüdgabe oder Aus: 
lieferung de3 Guts am einen anderen als den durch den Ladeſchein 
legitimirien Empfänger nur dann Folge leilten, wenn ihm der Nabe: 
ſchein zurüdgegeben wird. Handelt er diefer Beſtimmung entgegen, 
jo ift er dem rechtmäßigen Inhaber des Ladeſcheins für das Gut 
verpflichtet. 


Belegesmaterialien: Preuß. Entw. Urt. 320, Motive ded Preuß. Entw. S. 176, 177. I. Leſg. 
Brot. S. 850 f., 853. Entw. I. Leig. Art. 352. IT. Zeig. Pret. S. 1248. Entw. II. Leiz. Art. 389. 
Monita Nr. 480. III. Selig. Brot. S. 4775,5105. Enw. 111. Leſg. Art. 416. Vgl. neh Die Materialien 
zu Art. 661: Prenb. Antw. Art. 488. Motive des Preuß. Entw. €. 267, 26%. 1. Peig. Brot. S. 2228 
bis 2230, 2457-2159. Entw. I. Leig. Art. 526. IT. Leſg. Brot. ©. 4007, 4014. Entw. II. Leſg 
Art. 661. 


Literetur: Allgemeine Ueberfiht: Goldſchmidt, Handb. des Hanbeldr. 1. Aufl. I, 1 88 31, 
42 ff, 8.141,28 75€. 733 f. (2. Aufl. 8 238. Buſch, Ach. Bd. 7 S. 461 ff. v. Rönne, 
Erz. II. S. 403 f. Voigtel, Literatur ANeberſicht (Berlin 1876) Nr. 1-5 ©. 102—109, 113, 114. 
Entemann, Deutfh. Handelsr. $ 10 ©. 44 fi Behrend, Handb. des HR. 8 14. Thöl, SR. 
III. 1880 ©. 1 u. 2. Im Ginzelnen: Anſchütz und v. Bölderndorff II. ©. 126 f., 461. Ko» 
walzig &. 443. Endemunn ©. 362-364, ©. 712. Goldſchmidt, Handb. & 71 ©. 681, 8 73 
5. 700 f., $ 75 ©. 764—769. v. Hahn II. ©. 503. Keyßner ©. 1711, 175. 8.5. Koch ©. 422. 
Makoſwer ©. 404, 405, 411. Puchelt IL S. 410 Wengler ©. 402. v. Kräwell ©. 539, 
WW. Wehrmann S. 224. Hillig © 52. Gad S. 301. Gareid S. 250, 251, 349. Acker⸗ 
mann in Busch’ Arch. Br. 4 S. 474. Kuhn in Buſch's Ar. BR. 4 S. 124. Thel, H.R. I. 
S. 80 f. Scheffer wu Groß S. 590. Brir ©. 414. ° 


Entſcheidungen des Neihd3:Dberhaindeldgerihts: Val. Pie zu Art. 413 u. 415 ange— 
führten Erkenntnifſe S. 1 u.53, ferner 9. November 1873 Bd. 11 ©.413. 3. Ottober 1876 Bd. 21 S. 80. 
15. September 1879 Bd. 25 S. 351 fe 13. September 1379 Bd. 25 S. 310. Entiheidungen Ded 
Neichögerichtd: 11. Tezember 1330 Bd. 3 ©. 87. 2. Februar 1881 Bd. 4 S. 145. 


175) Prinzip und Entſtehung des Art. 416. 


Der Art. 416 enthält eine aus der Rechtönatur und dem Verkehrszwecke des 
Ladeſcheins als nothwendige Konfequenz ſich ergebende Motififation ded Art. 402 
H.G.B. Art. 402 in Verbindung mit Art. 405 begrenzt — mie oben Bd. II. 
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©. 62 f. des Näheren erörtert worden — die Verfügungsrechte des Abſenders und 
Empfängers aud dem Frachtvertrage. Der Frachtführer hat darnach den jpäteren 
Anweifungen des Abfenderd wegen Zurüdgabe des Guts oder wegen Außlieferung 
befielben an einen anderen ald den im Yrachibriefe bezeichneten Empfänger jo lange 
Folge zu leiften, ald er nicht legterem nach Ankunft ded Guts am Ort der Neber- 
lteferung den Frachtbrief übergeben (Art. 402 Alin. 1) oder — was dem gleichfteht 
— von diefem die Klage auf Uebergabe des Frachtbriefs und des Guts nit an- 
geftellt ift. &8 find damit (vgl. Bd. II. S. 69 f.) durch dad Geſetz zwei beftimmte 
formelle Akte geichaffen worden, bei deren Eintritt das Verfügungdredht des ur 
fprünglihen Kontrahenten des Frachtvertrages — des Abfenderd — aufhört und 
das des nen eintretenden Kontrahenten — ded Empfängerd — beginnt. 

Die Ausftellung eined Ladeſcheins ald einer einfeitigen Verpflichtungsurkunde, 
durch welche der Frachtführer fih nad) Art. 413 Alin. 2, Art. 414 Nr. 4 zur Aub- 
bändigung des Gutes an die darin bezeichneten Empfänger verpflichtet, beſchränkt 
nothwendig die Diöpofitionsbefugnig des Abjenderd, welche demjelben aud Dem 
Frachtvertrage nad) Art. 402, 405 zufteht. Denn wenn der Frachtführer durch Aus: 
ftellung des Ladeſcheins die Ablieferungspflicht an den darin vermerften Einpfänger 
übernimmt, fo muß folgerichtig die Dißpofitiondbefugnig des Abjenderd dem Fracht⸗ 
führer gegenüber wegen Zurüdgabe und Auslieferung ded Guts an einen anderen, 
als den im Frachtbriefe bezeichneten Empfänger auch bereitd vor den im Art. 402 
Alin. 1 angegebenen Zeitpunkten fo lange beichräntt bleiben bezw. cejfiren, als Die 
Audlieferungdverpflichtung des Yrachtführerd aus dem Ladeſcheine gegenüber Dem 
dort bezeichneten Empfänger bezw. legitimirten Suhaber befteht (Art. 413 Alin. 2), 
db. h. bi8 die bezügliche Verpflichtung durch Rüdgabe des Ladeſcheins an den Fracht⸗ 
führer erlofchen ift. Diefe Beichränkung der eigenen Dispofitiondbefugniß liegt in 
dem Willen des Abfenderd. Denn, indem ihm nad) vorgängigem Uebereinkommen 
vom Frachtführer der Ladeſchein audgeftellt wird, verzichtet er damit, fo lange bie 
Auslieferungspflicht des legteren aud dem Ladeſcheine beftebt, auf die Dispofttiond- 
befugniß zu Bunften des im Ladefcheine bezeichneten Empfänger8 bezw. legitimirten 
Snhaberd, da mit dem Aushändigungsanfpruche defielben aus Art. 413 Alin. 2 
die Dispofitiondbefugnig des Abfenderd aus Art. 402 Alin. 1 nicht zugleich in Kraft 
fein kann. (Bgl. Adermann in Buſch's Archiv Bd. 4 ©. 424.) Um dieſem 
— an fi wohl felbitverftändliden — Grundfage bejonderen und pofitiven Aud- 
drud zu verleihen, ift Art. 416 in das Gefebbudh aufgenommen worden. 

Uebereinftimntend bemerft Thöl III. ©. 83: „Aus dem Umftand, daß der 
Frachtführer mit Willen bed Abfenderd vermittelt bed Ladejcheind ein felbft- 
ſtaͤndiges Ablieferungsverjprehen dem Deftinatär zu deſſen eigenem Recht gegeben 
hat, folgt, daß er feinen Verpflichtungen aus dem Frachtvertrage gegen den Abfender 
foweit enthoben ift, als diefelben neben feiner Verpflichtung aus dem Ladeſcheine 
nicht beftehen können. Er kann fi) zur Befreiung von feiner Verpflichtung aus 
dem Ladefchein dem Deftinatär gegenüber nicht berufen auf jene Verpflichtungen, 
daß er fie zu erfüllen oder fie erfüllt babe. Wohl aber kann er fich zur Befreiung 
von jenen Verpflichtungen auf feine damit unvereinbare Berpflichtung aus bem 
Ladeſchein berufen.“ 

Art. 416 entipricht im Weſentlichen den lin. 1 und 3 des Art. 661, betreffent 
das See-Konnoffement. Mehrere Beitimmungen ded Art. 661 haben jedoch — und 
zwar, wie die Entſtehungsgeſchichte ded Art. 416 zeigt, vornehmlich in Rüdficht dar⸗ 
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auf, daß die Geftaltung des Ladeſcheinverkehrs in der Prarid überhaupt eine ein- 
fachere ift, ald die ded Konnofjementöverfehrd, und daß man die Entwidelung bes 
neueren Inſtituts des Ladefcheind thunlichft der Praxis überlaffen wollte — in den 
Art. 416 nicht Aufnahme gefunden. Dahin gehört die Beitimmung über den Fall, 
wenn mehrere &remplare des Labeicheind audgeftellt jind (Alin. 1 des Art. 661), 
jowie die Unterfcheidung bei Ausftellung an Ordre und auf Namen (Alin. 1 bis 
Alin. 4 ded Art. 661). 

Der preußiſche Entwurf (welder vom Frachtführer vollzogene Frachtbrief⸗ 
buplifate an Stelle und mit der Wirkung von Ladeſcheinen für den Binnenverfehr 
vorjah) enthielt die Beftimmung, daß, wenn der Yradhtführer dein Verſender ein 
oder mehrere Duplilate des Frachtbriefs audgeftellt hat, er Ipäteren Anweilungen 
befielben wegen Zurüdgabe oder Außlieferung des Guts an einen anderen, ald den 
im Srachtbriefe bezeichneten Empfänger nur dann Folge leiften darf, wenn ihm die 
ſämmtlichen Duplilate des Frachtbriefed zurüdgegeben werden, und daß er durch die 
Nichtbeachtung diefer Beitimmung dem rechtmäßigen Inhaber des Duplikats für Die 
Ladung verhaftet wird. Ferner ift dem Abſender der Widerruf auch ohne Rüdgabe 
der Duplifate mit der Wirkung geftattet, daß der Frachtführer, ungeachtet der Mel⸗ 
dung eined Duplikatinhabers, deponiren mußte. (Preuß. Entw. Art. 320, 321.) 

Die Motive (S. 176) bemerken dazu: „Da die Frachtbriefsduplikate gleich 
den Konnofjementen negoziable Papiere find, bei welchen durch Sndoflament alle 
Rechte und Aniprüche des Indofſſanten an die Ladung auf den Indoſſatar über- 
gehen, jo übernimmt der Frachtführer durch Audfertigung foldher Duplikate allen 
berechtigten Inhabern gegenüber die Verpflichtung, nur an fie das Gut audzuant- 
worten. Er darf daher bei eigener Vertretung nur dann die Ladung dem Ber- 
jender zurüdgeben oder der Anmeifung defjelben zur Außlieferung der Ladung an 
einen anderen ald den im Yradhtbriefe bezeichneten Empfänger Folge leiften, wenn 
ihm die ſaäͤmmtlichen Frachtbriefsduplikate ausgehändigt werden. Dagegen muß dem 
Berfender, auch wenn er bie audgefertigten Duplikate nicht mehr befist, das Recht 
zugeftanden werden, bie Aushändigung des Guts an den bezeichneten Empfänger 
oder deſſen Indoſſatare zu unterfagen. Ein ſolche Befugniß ift in vielen Fällen 
zum Schute der Berjender, 3. B. der Verkäufer ober Kommiffionäre, unentbehrlich. 
Dad Gut ift dann unter gerichtlicher Autorität ficher niederzulegen und es bleibt 
den Intereffenten überlaffen, ihre Anfprüche auf dafjelbe im Rechtswege geltend zu 
machen.” (Vgl. noch die Motive ©. 267, 268.) 

Nachdem jedoch in der I. Nürmb. Lefung (Brot. ©. 845—849) beichlofjen 
worden war, an Stelle der Yrachtbriefduplifate den Ladefchein als ein dem See- 
tonnoffement analoges Transportpapier für den Binnenverfehr mit der Wirkung 
eines felbjtftändigen Verpflichtungsſcheines des Frachtführers zur Auslieferung des 
Gutes an den Empfänger einzuführen, wurde zugleich dad Widerrufsrecht ded Ab- 
ſenders durch Streihung des Art. 321 befeitigt, weil die Webergabe des Ladeicheind 
der Uebergabe der Waare gleichftehe. (Vgl. oben Anm. 158 ©. 14.) „Neben biejer 
Beitimmung jei das Recht des Abfenderd, die Uebergabe der Waare an den recht⸗ 
mäßigen Inhaber des Ladeſcheins zu hindern und deren Depofition zu verlangen, 
gar nicht denkbar, wenn es nicht zu den größten VBerwirrungen fommen folle. Bei 
der Anerkennung eined ſolchen Rechtes im Geſetze werde es Niemand wagen, einen 
Ladeſchein zu kaufen oder auf einen folden vorzuichießen. Der Sinn ber Bege- 
bung eines Ladeſcheines fei offenbar der, daß ſich der Abjender damit zugleich feines 
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Berfügungsrechtes über die Waare begebe. Demgemäß könne man nicht weiter 
gehen, als dag man dem Frachtführer unter lmftänden ein Recht einräume, tie 
Waare zu teponiren, 3. B. wenn fi) gar fein Empfänger melden würde, oder 
wenn er auf Grund zweier Duplifate gleichzeitig von mehreren Perjonen, vielleicht 
auch vom Abfender und Deftinatär zugleich wegen Auslieferung der Waare ange 
gangen würde. Wo gleichwohl der Abjender ein rechtlich begründete Interene 
babe, die Audlieferung der Waare zu verhindern, möge er durch Arreft- 2c. Gejuche 
das Nötbige vorfehren.” (Brot. ©. 853.) 

Demgemäß enthielt der Artikel im Entwurfe I. Leſung folgende Yaflung: 

Art. 352. 

„Denn der Yradhtführer einen Ladeſchein audgettellt bat, Dart er 
ipäteren Anweijungen des Abfenderd wegen Zurüdgabe oder Auslieferung 
ded Guts an einen anderen als den im Ladeſcheine bezeichneten Empfün: 
ger nur dann Folge leiften, wenn ihm die fünmtlihen Eremplare des 
Ladeſcheins zurüdigegeben werten; im IUnterlafjungsfalle ift er dem red: 
mäßigen Inhaber des Ladefcheind für die Ladung verhaftet.“ 

Nachdem jedody in II. Leſung befchlofien worden war, in Rückſicht auf das 
thatſächlich ſeltene Vorkommen von Ladeſcheinduplikaten foldhe im Geſetze überbaurt 
nicht zu erwähnen (vgl. oben Anm. 159 ©. 18f., Goldſchmidt S. 762 Anm. 84, 
wurde zugleich anerkannt, daß die Fafſung ded Art. 352 J. Leſung in Gemäßheit 
dieſes Beſchluſſes die entſprechende Aenderung zu erleiden habe, und daher in Dem 
bezüglichen Art. 389 des Entwurf3 IT. Leſung jtatt der Worte „die ſämmtlichen 
Eremplare des Ladeſcheins“ nur die Worte „der Ladeſchein“ gejept. Daraus 
erklärt fi) die Abweichung ded Art. 416 von dem Art. 661 Alin. 1 u. 4 ve 
Seerechts, infoweit in legterem von der Zurüdgabe „ſämmtlicher Exemplare 
des Konnoſſements“ die Rede ift. Keineswegs ift jedoch, wie Anm. 159 ©. 19 
gleichfallß hervorgehoben, hierdurch die Außitellung von Ladejcheinduplifaten aus 
gefchlofjen, vielmehr finden, wo ſie vorkommen, die Grundſätze über Konnoffements- 
duplifate analoge Anwendung (j. Goldſchmidt ©. 762, 765) und daher eventuell 
auh die Beſtimmungen der Alin. 1 u. 4 bed Art. 661 (v. Hahn I. S. 503 
$18.5 Koch ©. 422 Anm. 57). 

Auch in III. Leſung wurde troß eined darauf gerichteten Antrage® Bayerns 
(Nr. 480 der Erinner., S. 81 der Zufammenftellung) daran feftgehalten, daß Lade— 
iheinfopien bezw. Duplifate im Art. 416 nicht zu erwähnen feien, und ferner aui 
die Bemerkung eined Abgeordneten, daß Art. 389 11. Leſung mit der Faſſung dei 
Seerechts in Einklang zu fegen und zwifchen den an Drdre lautenden und Den 
nicht inbofjabeln LXadeicheinen zu unterjcheiden fein werde, beichlofier, es kei 
der bisherigen Yafjung ded Artifeld zu belafien. (Brot. ©. 4775, 5105.) 

Goldihmidt (S. 765 Anm. 94 Nr. 2) folgert daraus, daß in Betreff der 
Dispofitiondbefugnig des Abfenderd aus Art. 416 die Unterideidung zwiſchen Lade⸗ 
iheinen an Drdre und auf Namen ausdrücklich abgelehnt worden ſei. (Bgl. uud 
Puchelt II. ©. 410.) Dagegen meint E. F. Koch (©. 422 Anm. 57), daß troß 
des Bejchluffes, in Art. 416 von einer folchen Unterjcheidbung abzuſehen, dennoch 
gegebenen Falles Art. 661 Alin. 1 u. 4 analog anzumenden fei, mithin bei einem 
nicht an Ordre lautenden Ladeſcheine die Einwilligung des bezeichneten Empfänger! 
in Die Zurüdgabe der Güter genüge. Dieſer lepteren Anficht dürfte beizutreten 
jein, wenngleih der Wortlaut ded Art. 416 für die Goldſchmidt'ſche Annahme 
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zu ſprechen ſcheint. Aber der Beſchluß, von jener Unterſcheidung im Art. 416 ab- 
zujehen, bat unverkennbar ebenjo wie der über die Nichterwähnung mehrerer Lade⸗ 
icheineremplare nur den wiederholt in den Protofollen ausgeſprochenen Zwed, Die 
Beitimmungen über die Ladeſcheine möglichſt zu vereinfachen, weil erforderlichenfalt3 
auf die vollftändigeren Vorſchriften des Seefonnofjement3 zurüdgegriffen werden 
fünne. Aus diefem Grunde und weil, wie auh Goldſchmidt mehrfach hervor- 
bebt, die Normen über dad Konnoffement prinzipiell analoge Anwendung auf den 
Ladeſchein zu finden haben (vgl. Anın. 159 ©. 9), iſt auch bier die Unterſchei⸗ 
dung aus Art. 661 zu entnehmen. 

Aus gleiher Erwägung ift ferner auch für den Yall der Ausftellung mehre» 
rer Xadefcheinereinplare die dem Art. 416 fehlende Beſtimmung des Art. 661 
lin. 2 in Anwendung zu bringen, d. h. der Frachtführer bat, folange er den Be- 
jtimmungsort nicht erreicht hat, den Anforderungen eined Ladeſcheininhabers auf 
Auslieferung der Güter nur dann Folge zu leiten, wenn ihm die ſämmtlichen 
(Sremplare des Ladeicheind zurüdgegeben werden. (Bgl. Prot. ©. 2457—2459 
und Motive ded Preuß. Entw. ©. 267, 268.) 


176) Wenn der Frachtführer einen Ladeſchein außgeflellt hat, Darf er ſpüteren 
Anweilungen des Abſenders wegen Zurüdgabe oder Auslieferung bed 
Guts an einen anderen als Den durch Den Ladeſchein Iegitimirten Em: 
pfänger nur Daun Folge leiften, wenn ihm Der Ladeſchein zurüdgegeben 
wird. 

Der erfte Satz ded Art. 416 befchränft die Dispofitiondbefugnig des Abfen- 
ders über das Gut, wie fie ſich aus dein Yrachtvertrage gemäß Art. 402 H.G.B. 
an ficy ergiebt, unter der im Eingange diejed Artifeld enthaltenen Vorausſetzung: 
„menn der Frachtführer einen Ladeſchein außgeftellt hat”. (Bol. bier 
über oben Art. 413 Anm. 159 ©. 16f.) Diefe Beſchränkung erklärt fi) daraus, daß 
der legitimirte Inhaber des Ladefcheind ein felbftftändiges Forderungsrecht auf Auß- 
lieferung de Guts gegen den Frachtführer hat, welches durch Anweiſungen des 
Abſenders an den legteren nicht beichräntt werden fan. (S. Anın. 175 ©. 74, 
Anſchüt II. ©.461.) Sie ift eine nothwendige Konſequenz aus der vom Fracht. 
führer durch Ausſtellnng eined Ladejcheind übernommenen direkten Verpflichtung 
gegen ben legitimirten Inhaber des Ladeſcheins. (v. Hahn II. ©. 503.) „Bei 
einem einfachen Srachtbriefe — bemerft ©. %. Koch ©. 422 Anm. 57 — darf ber 
Abfenber das Frachtgut fo lange zurüdfordern, ald der Frachtführer den Empfänger 
gegenüber fich nicht gemäß der Beitimmung ded Art. 402 verpflichtet hat. Durch 
Ausstellung und Annahme des Ladejcheind wird das Dispoſitionsrecht des Abjen- 
ders bejchränft.“ 

Die Beſchränkung ded dem Abfender nad) Art. 402 zuftehenden Berfügungd- 
rechts befteht darin, daß der Frachtführer fpäteren Anweiſungen des Abfenderd 
wegen Zurüdgabe oder Außlieferung des Guts an einen anderen ald den durch ben 
Ladeſchein legitimirten Empfänger nur dann Folge leiften darf, wenn ihm ber Lade- 
ichein zurüdgegeben wird. (Vgl. Puchelt II. ©. 410.) Ohne Ausftellung eines 
Ladeſcheins hat der Frachtführer — wie Art. 402 Anm. 78, 79 ©. 89 ff. des 
Näheren erörtert ift — den bezüglicden Anweifungen ded Abjenderd wegen Zurüd: 
gabe des Guts oder Auslieferung defjelben an einen anderen ald den im Fracht— 
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briefe bezeichneten Einpfänger bis zur Uebergabe des Frachtbriefd an denfelben bezw 
Klageanftelung darauf nah Ankunft am Ablieferungdorte Folge zu leiſten. Durch 
Ausftellung eined Ladejcheind wird diejed Recht des Abfenderd aufgehoben und zmar 
jo lange, bis dem Frachtführer der Ladeſchein zurüdgegeben wird. Bis zu Diefem 
Momente find dem Abfender Anweifungen an ben Frachtführer in Betreff des Gut3 
nicht geftattet. Der Frachtführer bat ſolchen nicht Folge zu leiften. In der beider 
jeitö vereinbarten Außftellung des Ladejcheind liegt Die Unterordnung unter die ge: 
jegliche Vorſchrift des Art. 416 ausgeſprochen. 

Die Worte „päteren Unweifungen” bedeuten Anweifungen, welche nad 


der Ausftellung des Ladeſcheins erfolgen. Die Außftellung, d. h. Zormulinunz, | 


Fertigung, Unterzeihnung und Hingabe (Art. 414 Alin. 2; vgl. Anm. 153 


©. 20f.) des Ladefcheind ift der Moment, von welchem ab dad Verfügungsrecht dee 
Abjenderd aus Art. 402 die im Art. 416 angegebene Beichräntung erleidet. Bor 
der Ausſtellung Tann der Yrachtführer einer Anweilung des Abſenders auch nicht 

entgegenhalten, daß die Ausftellung zwar noch nicht erfolgt, aber bereitö vereinbart 
fei, da lediglich die erfolgte Ausſtellung entjcheidet. Wohl aber kann der Sradı 
führer die begonnene Ausführung einer Anweifung des Abſenders fiftiren, wenn | 
inzwifchen die Außftellung eines Ladeſcheins erfolgt ift. Sn der entiprechenten 
Stelle des Seerechts (Art. 661 Altn. 1) fehlt das Wort „Ipäteren” ohne weitere 


Begründung, vermuthlidh, weil man ed für überflüffig bielt. 


Sämmtlihe Anweiſungen, welche nach Art. 402 dem Abjender zuftehen, jint 
während der Eriftenz des Ladeſcheins unzuläffig. Die unklare, dem Art. 402 nad» 


gebildete Faſſung des Art. 416 „Anweiſungen ded Abfenderd wegen Zurüdgabe 
oder Außlieferung des Guts ꝛc.“ läßt es allerdingd zunächft fraglich erjcheinen, 
ob darnach dem Abjender nicht wenigftend die Anweifung auf Auslieferung an den 


durch den Ladeſchein legitimirten Empfänger geftattet ſei. Aber auch diefe Befugniß | 


ftebt nach) dem Charakter des Ladeſcheins dem Abfender nicht zu. Die Ausliefr 


rungöforderung des legitimirten Ladeſcheininhabers fft eine ganz felbfiftäntdige, 


von der Verfügung ded Abfenderd unabhängige und ed Tann daher dem Lepz— 
teren das Recht nicht zuerkannt werden, dem Yrachtführer irgend welche Anweifuugen 
in Betreff der Außlieferung des Guts an den legitimirten Inhaber zu ertheilen. 
Aus diefem Grunde find auch in der entiprechenden Stelle des Seerechts (Art. 661 
Alin. 1) die Worte: „an einen anderen, ald den durch den Ladeſchein 
legitimirten Empfänger” fortgelaffen. ° 

Die Yaflung ded Art. 416 macht ed aber ferner auch unklar, ob dem Ab» 


jender nicht etwa die Befugniß zu Anweiſungen anderer Art belafien bleiben 


jollte. Aber — wie bereitd oben Art. 402 Anm. 78 ©. 90 ff. erörtert — 


find hiermit jene beiden Anweifungen lediglich als die gemöhnlichften und meient 


lihften ausdrüdlich hervorgehoben, darunter aber auch alle anderen Anweifunz?: 
befugniffe ınit inbegriffen. Nicht nur der Befugniß, dad Gut jederzeit, jomohl ver, 
wie nach der Ankunft am Beltimmungdorte zurüdgufordern oder an eine anbere. 
ald die durch den Ladeſchein (oder Frachtbrief) beftimmte Perfon außliefern zu 
laffen, geht der Abfender bid zur Rüdgabe des Ladeſcheins an den Yrachtfübrer 


verluftig, jondern auch aller anderen Anweilungdbefugnifie in Betreff des Suter, 
wie fie in Anm. 78 ©. 92 f. näher aufgeführt find. Sn Hinfiht auf ſämmtliche 


Dispofitiondbefugniffe über dad Gut (Art. 402 f.) tritt ber durch den Ladeſchein 
legitimirte Empfänger befjelben an die Stelle ded Abjenderd. Er kann daher — 
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gegen Rüdgabe des Ladefcheind — auch ar Stelle des Abſenders bereit während 
bes Trandportö und vor Grreihung ded Beftimmungdortes die Außlieferung an 
ih jelbft oder an eine andere Perſon verlangen (vgl. Art. 661 Alin. 2, Prot. 
©. 2457 f., Sad ©. 301, v. Kräwell ©. 593, Brir ©. All, v. Stuben» 
rauh ©.535. A. M. Goldſchmidt ©. 765 Anm. 94 Nr. 3), nur darf dadurd 
die Lage des Frachtführers nicht verfchlechtert, d. b. ed müſſen die ihm gebührenden 
Gegenleiftungen vollſtändig erfüllt werden. 

Die Beichränfung der Anweilungsbefugniß des Abfenderd dem Frachtführer 
gegenüber aus Art. 402 fällt nur fort, 

„wenn ihm der Ladeſchein zurüdgegeben wird.“ 

Denn der Sinn der Begebung eines Ladeſcheins ift nach den Prot. (S. 353) 
offenbar der, daß fich der Abſender damit zugleich ſeines Berfügungdrechteß über 
die Waare begiebt. Demgemäß könne man nicht weiter geben, ald daß man dem 
Srachtführer unter Umftänden ein Recht einräume, die Waare zu deponiren, 3. B. 
wenn fih gar fein Empfänger welden würde oder wenn er auf Örund zweier 
Duplifate gleichzeitig von mehreren Perſonen, vielleicht auch vom Abjender und 
Deftinatär zugleich wegen Auslieferung der Waare angegangen würde, Wo gleich- 
wohl der Abjender ein rechtlich begründeted Sntereffe habe, die Auslieferung der 
Waare zu verhindern, möge er durch Arreſtgeſuche zc. das Nöthige vorlehren. „Dem 
etwa begründeten Berfolgungdrechte des Abjenderd (stoppage in transitu) — 
bemerft v. Hahn II. ©. 508 — wird auch durch Außftellung eines Ladeſcheins 
nicht präjudizirt.” 

Bol. auch Motive ded Preuß. Entw. ©. 268, Makower ©. 411 Anm. 41, Puchelt N. 
©. 410 Nr. 4, Goldſchmidt $ 73 ©. 721-726, Laband, Zeitſchr. f. d. R. Bb. XIX. 
©. 126 f., Erk. des Db.-App.-Ger. Lübel von 23. Juni 1869, Goldſchmidt's Zeitſchr. für 
HR. Bd. 19 ©. 561, Kierulff's Samml. Bd. 5 ©. 349. 

Art. 416 trifft feine Beftimmung über den Yall, wenn der Yadefchein in meh- 
reren Eremplaren auögeftellt if. Es unterliegt aber nad) der Entftehungs- 
geichichte ded Art. 416 (ſ. Anm. 175 ©. 75f.) und nach der Analogie des Art. 661 
feinem gegründeten Zweifel, daß alsdann die Beichränfung erft fortfalt, wenn 
ſämmtliche Eremplare des Ladeſcheins zurüdgegeben werden. Denn die bezüg- 
lie, in den früheren Entwürfen des Artifeld enthaltene Beftimmung wurde in I. 
und III. Leſung lediglich deshalb fortgelafien, weil fie in Rüdficht auf das jeltene 
Borfommen von Ladeſcheinduplikaten übrig erfchien. Eventuell finden aber Die 
Grundfäge über Konnoffementsduplifate analoge Anwendung. 

Dal. Goldſchmidt ©. 762, 765, Bad ©. 301, v. Hahn IL. ©. 50381, 6.5. Koch 
©. 422 Aum. 57. — Inentjchieden läßt die Frage Buchelt II. ©. 410 Nr. 2,.v. Kräwel 
©. 589, 590. 

Die entiprechende Beitimmung des Seerechts (Art. 661 Alin. 1 und 4) unter: 
Icheidet hierbei jedoch zwiihen dem an Drdre und dem nit an Ordre ge 
ftellten Konnofjement. Nur im erfteren Falle ift die Rüdgabe ſämmtlicher Exem⸗ 
plare unbedingt vorgejchrieben (Art. 661 Al. 1, Makower ©. 404 Anm. 176). 
. 3m legteren Yalle dagegen, d. h. wenn dad Konnoflement nicht an Ordre lautet, 
it der Schiffer zur Zurüdgabe oder Auslieferung der Güter auch ohne Beibrin- 
gung eined Eremplard des Konnoſſements verpflichtet, fofern der Ablader und der 
im Konnofjement bezeichnete Empfänger in die Zurüdgabe oder Audlieferung der 
Güter willigen. Aber auch in diefem Falle kann, wenn nicht jänmtliche Eremplare 
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des Konnoſſements zurückgeſtellt werden, der Schiffer wegen der deshalb zu beſor 
genden Nachtheile zuvor Sicherheitsleiſtung fordern (Art. 661 Alin. 4). Ein Antrag, 
diefe Beftimmung auch in Art. 416 aufzunehmen, wurde zwar abgelehnt. Es tarf 
aber daraus nit mit Goldſchmidt (©. 765 Anın. 94 Nr. 2) und Puchelt 
(N. ©. 410) gefolgert werden, daß hiernach eine analoge Anwendung dieſer Ber. 
jchriften des Art. 661 auf den Ladeſchein nicht ftattzufinden habe. Vielmehr tft, wie 
oben Anm. 175 ©. 77 erörtert, die Annahme begründet, Daß gegebenen Falls vie 
Analogie ded Art. 661 aud für Art. 416 Plab greife. (C. F. Koh ©. 42: 
Anm. 57.—v. Hahn, 11. ©. 503, äußert fich über diefe Frage nicht.) 

Sn den Berathungen des Seerechts (Prot. S. 2228— 2230) wurde die in Reie 
ſtehende Beſtimmung damit begründet, daß, wenn dad Konnofjement nit an Ordre 
laute, fondern einfach an die Adrefje eined beſtimmten Deftinatärd audgejtellt jei, 
fo laſſe fich nicht abjehen, weshalb es der Rüdgabe aller Eremplare des Konncihte- 
mentd bedürfen folle, um dein Ablader die Möglichkeit, feine früheren Anweiſungen 
zu ändern, zu geben. In einem joldyen Yalle müſſe ed genügen, wenn Der Deiti- 
natär die Einwilligung zur Abänderung der urſprünglichen Anweiſungen ted Pe- 
frachter8 gebe, und dem Schiffer bierüber eine Urkunde ertheilt werde. Denn jellte 
der Empfänger auch in der Folge auf den Grund eined in jeinen Händen zurück 
bleibenden Sremplard des Konnoſſements oder ftatt feiner ein Ceffionar deffelben 
von dem Schiffer die Auslieferung der im Konnofjement bezeichneten Güter ver- 
langen, jo würde ihm der Letztere auf Grund der erflärten Zuftimmung zu den 
Weiſungen des Befrachterd einen wirkſamen Einwand entgegenjepen und fich bier: 
durch gegen jede ferneren Anforderungen jhüsen können. Mehr ald die Einmilli- 
gung ded Empfängerd dürfe in diefem Falle der Schiffer um jo weniger verlangen, 
als fonft die bedenklichſten Unzuträglichkeiten entjtehen fünnten. Man möge nur 
3. B. daran denken, daß eined von mehreren au die beſtimmte Adreſſe de Em: 
pfängerd ausgeſtellten Cremplaren des Konnoffementd verloren gegangen wäre. 
Dhne die größten Weiterungen werde ed in einem folden alle gar nicht möglich 
jein, die einmal verladene Waare vom Schiffer zurückzuerhalten, obihon alle wirf- 
(ich betheiligten Perjonen mit deren Rückgabe einverjtanden feien und der Schiffer 
auch ohne Rüdgabe ded verloren gegangenen Eremplard gegen jeden ferneren An 
ipruch völlig ficher fei. Am jedoch den Schiffer für den Yall, daß ihm nicht alle 
Eremplare ded Konnoſſements ausgehändigt werden, vor alleı Verwicklungen mit 
den Konnoſſementsinhabern zu ſchützen, ift er überdied für befugt erflärt werden, 
Kautiondleiftung für etwaige Anfprüdhe aus den Konnofjementen zu fordern. An- 
haltspunkte für eine entfprechende Feititellung der Kautionsſumme find freilich 
weder im Geſetze noch in ten Berathungen enthalten. (Prot. ©. 2228—22:V, 
Makower ©. 405 Ann. 178.) 

Der im Art. 416 enthaltene Grundjag weiſt auch auf die Dinglide Wir: 
fung der Ausftellung bezw. Begebung des Ladeſcheins hin, wenngleich Diejelbe in 
den über den Ladejchein ergangenen Beftinmungen des H.G.⸗B. feinen befonderen 
Ausdrud gefunden hat. Es ift aber bereit oben (Anm. 158 III. ©. ILf.) aus 
der Entftehungsgefchichte diefer Bejtimmungen die Auffaffung begründet worden. 
daß auch nach der dinglichen Seite hin für den Ladeſchein Die bezügliden Grunt- 
ſätze des Seekonnofſements (Art. 649) analog zur Anwendung zu bringen jeien. 
Und hierfür bietet überdies Art. 416 einen audreichenden Anhalt. Denn wenn 
darnach mit der Ausftellung ded Ladeſcheins das Berfügungdrecht bed Abſenders 
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über dad Gut aufhören und auf den legitimirten Inhaber des Ladeſcheins bis zur 
Rückgabe des Ladeſcheins übergehen fol, fo find damit unverkennbar dem Ueber 
gange bed Ladeſcheins nicht nur obligatoriiche, fondern auch dingliche Wirkungen 
in Betreff des Gutes ſelbſt beigelegt. „Betreffs der dinglichen Seite iſt zwar 
— bemerkt Goldſchmidt 8 75 ©. 767, 768 zutreffend — nach längerem Schwanken 
Die ausdrücliche Aufſtellung eines entſprechenden allgemeinen Rechtsſatzes abgelehnt 
worden. Indeſſen ſind nicht allein die Konſequenzen dieſes Rechts ſatzes für Pfand⸗ 
und Retentionsrecht in durchaus gleicher Weiſe, wie für das Konnoſſement aner- 
kannt, ſondern es kann auch die allgemeine Geltung deſſelben um ſo weniger be⸗ 
zweifelt werden, als derſelbe keineswegs nur kraft poſitiver, geſetzlicher oder gewohn⸗ 
heitsrechtlicher Sanktion befteht, ſondern zugleich als wiſſenſchaftlicher Gap ſich 
unmittelbar aus den Grundſätzen des bürgerlichen Rechts vom Erwerb der Ge— 
wahrſam und bed Beflged durch Mittelöperjonen ergiebt. Iſt der Frachtführer 
nach Ausftellung des Ladeſcheins der Verfügung des Abjenders ald folchen ent- 
zogen, und darf derſelbe nur an ben legitimirten Inhaber ded Ladeſcheins aus- 
liefern (Art. 416—418), hat der Lxbejchein vorwiegend den Zweck, ben bezeichneten 
Empfänger zur fiheren Verfügung über das Transportgut zu befähigen, fo muß 
nothwendig angenommen werden, daß nach Außftellung des Ladefcheind der Fracht⸗ 
führer nicht für den Abſender, ſondern lediglich für den berechtigten Inhaber des 
Ladeſcheins detinirt, ſomit der letztere durch Erwerb des Ladeſcheins die Gewahrſam 
des Transportguts und die daran nach Umſtänden ſich knüpfenden weiteren Rechte 
erlangt. Schon die ältere Praxis hat vielfach den Ladeſchein (Binnenkonnoſſement) 
in dieſem Sinne behandelt und die geſetzliche Anerkennung wie nähere Regelung 
befjelben bat die an ihn gefnüpften Rechtswirkungen unmöglich abgeſchwächt, fon- 
dern fichergeftellt.“ 

Nebereinftimmend dad Reichsgericht: „Durch die Nichtaufnahme diefer Be- 
ftimmung (sc. Art. 649) ift jedoch nicht gefeglich auögefprochen, daß Die Mebergabe 
bed Ladeſcheins feine der Mebergabe ded Konnofjements entiprehende Wirkung be- 
treffs der Befigverhältniffe haben follte, ebenfowenig wie die Beſchränkung der Be- 
ftinmung des Art. 649 auf Ordrefonnofjemente die Möglichkeit der Anwendung 
deflelben auf Rektatonnoffemente ausſchließt. Es fragt ſich nun, ob der in Art. 649 
H.⸗G.B. ausgeſprochene Sag ald eine lediglich pofitiv rechtliche Beſtimmung auf- 
gefaßt werden müfle, oder ob fie nicht aus allgemeinen Örundjägen ſich herleiten 
lafje und damit auch die Beſchränkung derjelben auf Konnofjemente hinwegfalle. 
Das Reichsgericht tritt der letzteren, insbeſondere von Goldſchmidt vertretenen 
und begründeten Anficht bei. Der Schiffer, welcher ohne Konnofjenentsaußftellung 
für den Ablader detinirt, erklärt durch Zeichnung des Ordrekonnoſſements natur- 
gemäß, für den legitimirten Inhaber ded Konnoſſements zu detiniren, denn nur 
diefem verpflichtet er fih, dad Gut herauszugeben, und der Abfender Tann das 
Gut nur verlangen gegen Zurüdgabe der Konnoffemente.e Der Konnofjementö- 
inbaber detinirt aljo durch den Schiffer, er erhält die Detention durch Ueberg abe 
des Konnoflementd.” 

Erkannt vom I. Civ.⸗Sen. des Reichäger. unterm 1. Oktober 1881, Entſch. Bd. 5 ©. 79. 

Sonad gilt der für das Seefonnofjement aufgeftellte Grundjaß des Art. 649 
9... B. in gleihem Maße auch für den Ladeſchein, d. h. mut. mut. die Ueber- 
gabe des an Ordre lautenden Ladefcheind an denjenigen, welcher durch bafjelbe zur 
Empfangnahme legitimirt wird, hat, jobald die Güter wirklich abgeladen find, für 
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den (Erwerb der von ber Uebergabe der Güter abhängigen Rechte diejelben redht- 
lichen Wirkungen wie die Uebergabe der Güter. 

Feftzuhalten ift zum Verſtändnifſe dieſes Grundjaged, daß nad befien Inhalt 
die Mebergabe des Ladeſcheins an dem betreffenden Gütern nur diejenigen Rechte 
verfchafft, wie die unmittelbare faktijche Webergabe der Güter felbft, nit mehr unt 
nicht weniger, und baß das ber Uebergabe bed Ladejcheind zu Grunde Tiegente 
Rechtsverhältniß hierbei Die gleiche rechtlihe Wirkung äußert, welche e3 bei 
der wirflicden Webergabe ber Güter gehabt Hätte. Darnach wird aljo der Er- 
werber des Labefcheind (vgl. Goldſchmidt $ 73 ©. 717 f.) Teineswegd fchlecdht- 
bin Eigenthümer ded im Ladejchein bezeichneten Gutes, noch auch ſtets nur ju⸗ 
riftifcher Befiger, fondern er erwirbt bald Eigenthum, bald nur juriftiichen Benz 
oder gar bloße Detention mit den daran fih knüpfenden Rechten (PBfandrecht, Re: 
tentionsrecht), je nachdem er durch die unmittelbare Webergabe des Gutes das eine 
oder andere erlangt hätte. 

So liegt 3. B. — wie dad R.G. annimmt — für den Käufer einer Waare 
in der Annahme eines Konnoflementd (bezw. Ladeſcheins) noch nicht die definitive 
Empfangirahme der Waare, d. h. nit die Erklärung des Käuferd, daß er bie 
Uebergabe der Waare ald Erfüllung anerfenne, jo daß aljo auch die gegen Weber- 
gabe des Konnofſements (Tadejcheind) vom Käufer geleiftete Zahlung noch nicht ale 
definitive Zahlung, d. h. ald Erfüllungshandlung, fondern nur als provijorijche 
Zahlung oder Vorſchußleiſtung aufzufaften ift. 

Erkannt vom I. Eiv.-Sen. des Reichs⸗Ger. unterm 11. Dezember 1880, Entib. Bd. 3 
©. 87. Entjh. de R-D.-9..®. Bd. 2 ©. 182, Bi. 6 ©. 272, Bd. 7 ©. 236, Bi. 11 ©. 188. 
Bd. 15 ©.218. Voigt's Neues Ard. für HR. Bd. 4 ©. 64. 

Herner dad Neichögeriht: „Welhe rechtlichen Wirkungen dur Diejen 
(Erwerb der Detention vermittelt werden, in welches Verhältnig der Konnoffements- 
erwerber zum Gute tritt, ob er Eigenthümer defjelben wird u. f. w., hängt Daven 
ab, in weldem Sinne ihm dad Konnofjement übertragen worben war. Dieſe 
Auffaff fung entjpricht nicht nur den Grundſätzen des gemeinen, fondern auch Denen 
des Preuß. Rechts (SS 66, 67 J. TA. L.R., Entſch. R.O.H.G. Bd. 7 S. 34). 
Aus diefer Auffaflung ergiebt fich aber, daß der Uebergabe des Ladeſcheins, welchen 
der Flußſchiffer in völlig gleicher Tendenz, wie der Seejchiffer dad Konnoffement, 
außftellt, die gleiche Wirkung betreffd der Befigverhältniffe beigemefien werten 
muß, welche nach Art. 649 der Webertragung bed Konnofjementd zufommt ... . .“ 

Erfinnt vom I. Civ.Sen. des Reichs⸗Ger. unterm 1. Oktober 1881, Entſch. Br. 5 
©. 79, 80. 

Es kann auf die Erörterung der juriftiihen Konftruftion diefed Grundfages, 
wie fie Goldſchmidt a. a. O. giebt, bier nicht näher eingegangen werden. 
Goldſchmidt kommt zu dem jetzt überwiegend ald richtig anerkannten Rejultate, 
daß, weil der Frachtführer unmittelbar gegen den im Ladeſchein bezeichneten Em- 
pfänger zur Auslieferung ded Guts verbunden ift, mit dem Augenblide der Zeid: 
nung des Ladeſcheins jeine Beziehung zum Abfender als jolchen, deſſen Berfügungs- 
recht nunmehr an den Beſitz ſämmtlicher Eremplare ded Ladejcheind oder doch an 
die Zuftimmung des bezeichneten Deftinatärd gebunden ift, in den Hintergrund 
tritt. Der Wille des Frachtführerd geht darum naturgemäß nicht ſowohl dahin, 
für den Abfender ald ſolchen, vielmehr für diejenige Perſon das Gut zu kuſtodiren, 
welcher er zur Auslieferung verbunden ift, aljo für den namentlich bezeichneten 
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Empfänger oder, im Falle des Ordreladefcheind, für den Remittenten oder Sn, 
doffatar. Dem fteht der Wille des Abſenders um fo weniger entgegen, als biejer 
ja die ſämmtlichen Cremplare in Händen bat und fo in der Lage ift, durch deren 
Zurüdhaltung oder deren Zuftellung an feine Agenten oder durch Rüdgabe an den 
Srachtführer verbunden mit Ausftellung neuer felber die Detention zu bewahren. 
Indem er aber eined diefer Eremplare begiebt, ermöglicht er dem Empfänger ben 
Erwerb der Detention, welche der Frachtführer für den Empfänger übt. Su 
gleicher Weiſe kann nur durch weitere Begebung die Detention und je nad Um- 
ftänden juriftiiher Befig oder Eigenthum auf den weiteren Ladeſcheinerwerber über- 
gehen, da ja die Detention ded Frachtführerd bleibt und jeder Radefcheinerwerber 
Dur den Schiffer detinirt bezw. befigt. Der in Rede ftehende Grundſatz entipricht 
hiernach den Normen ded bürgerlichen Rechts vom Befigerwerb durch Stellvertreter. 
(Bol. dagegen C. %. Koch Art. 649 Anm. 159, welcher den fraglihen Satz als 
eine Berirrung ber Zuriöprudenz und der Zortentwidiung nicht fähig bezeichnet.) 

Uebereinftimmend mit Goldſchmidt bemerkt Keyßner ©. 471: „Aus ber 
Anwendung der Grundſätze vom Seelonnoffement folgt, daß nach Ausftelung des 
Ladeſcheins der Frachtführer nicht für den Abfender, jondern lediglich für den be- 
rechtigten Inhaber des Kabejcheind den Gewahrſam ded Transportguts und Die 
daran nach Umftänden ſich knüpfenden weiteren Rechte erlangt. Grundgebend hier- 
für ift Art. 649." Berner Anſchütz und v. Bölderndorff IN. ©. 000: „Aud 
binfihtli der Dinglihen Wirkungen fteht ber Ladeſchein dem Konnoffement, das 
Binnenkonnofjement dem Seekonnofſement gleih. Nach Audftellung bed Ladeſcheins 
betinirt der Frachtführer das Gut nicht mehr für den Abfender, fondern für ben 
legitimirten Inhaber des Ladeſcheins. Der Erwerb ded Ladefcheind vertritt Die 
Stelle der Uebergabe ded Guts und zieht für den Inhaber des Scheind alle Die 
jenigen rechtlichen Wirkungen nad fich, welche rechtlich von der Uebergabe der 
Güter abhängig find. Die Tradition des Ladefcheind tft Feine blos fymbolifche, 
fondern wirkliche Tradition der Waare, vermittelt durch Zwilchenperfonen. Der 
wirkliche Beftgübergang wird bier dadurch ermöglicht, Daß fich die Waare nicht in 
Gewahrfam des Beräußerers felbft, fondern einer Zwijchenperfon befindet, welche 
Stellvertreter des Beräußererd im Befige iſt. Sodann Endemann 8 78 II. 
©. 364: „Was die Bedeutung des Ladejcheind für den DBefig oder Dad dingliche 
Recht anlangt, jo fehlt zwar im H.G.⸗B. der allgemeinere Sap, daß die Meber- 
gabe des Scheind gleiche Wirkung, wie die Webergabe des Frachtgutes haben foll. 
Allein diefelben Wirkungen, welche die Innehabung des Konnofjentents in Bezug 
auf das Netentiond- und Pfandrecht hat, erjtreden fi auch auf die Innehabung 
des Ladeſcheins; und daraus wird mit Recht die Folgerung gezogen, daß überhaupt 
der rechtmäßige Inhaber des Ladeſcheins als Beliger des Frachtgutes zu betrachten 
ift.“ (Bol. noch Befeler, D. Priv.R. $ 228.) 

Bol. über die Frage, was zur Gubftantiirung der auf den Beſiz eined in- 
doffirten Ordrefonnofiementd (bezw. Ladeſcheins) geftügten Bindifation gehört: 

Erf. des Reichd-Ber. vom 2. Februar 1881, Entſch. Bd. 4 ©. 145. 

Art. 649 legt nur der Uebergabe ded „an Ordre“ Tautenden Konnofjementd 
Die rechtlichen Wirkungen der Webergabe ded Gutes bei und der in Rebe ftehende 
Grundfag würde hiemah nur auf den an Ordre laufenden bezw. durch einen 
gleichbebeutenden Ausdrud inbofjabel geftellten Ladeſchein (vgl. Entſch. des R.O. H.⸗G. 
Bd. 21 ©. 80, ſ. oben ©. 40) Anwendung zu finden haben. Es folgt daraus 
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e contrario, daß der Uebergabe von nicht indofjablen bezw. Namendfonnofiementen 
und ⸗Ladeſcheinen die dinglihe Wirkung jo allgemein, wie die im Art. 649 für 
Ordrekonnofſfemente bezw. Ladeſcheine geſchehen, nicht beigelegt, für letztere es viel- 
mehr bei dem früher geltenden Rechte geblieben iſt. Beitand alfo auch für Diele 
ber fragliche Rechtsſatz, ſei es Eraft gemeiner oder partikulärer Gewohnheit, jei es 
als wifienfchaftlicher Nechtöfag, fo befteht er für diefelben fort. (Goldichmidt 
8 73 Anm. 32 ©. 716.) „Wenn bier (sc. im Art. 649) — bemerkt Keyßner 
©. 471 — nur von Orbdrefonnofjementd die Rede ift, fo ift dadurch nicht audge- 
ſchloſſen, daß auch für die Namendkonnoffenente nach dem Landesgeſetze und über- 
haupt Eraft gemeiner oder partitulärer Gewohnheit dad Gleiche angenommen wer- 
den muß.“ 
Ebenſo dad R.⸗O.⸗H.⸗G. und dad Reichs⸗Ger.: „Dad H.G.B. legt 
alferdingd in Art. 649 nur der Uebergabe ded an Ordre lautenden Konnoffements 
an denjenigen, welcher durch daffelbe zur Empfangnahme legitimirt wird, jobald bie 
Güter wirklich abgeladen find, für den Erwerb ber von der Webergabe der Güter 
abhängigen Rechte diejelben rechtlichen Wirkungen bei, wie der Uebergabe der Güter 
jelbft. Hieraus folgt aber keineswegs die Abjicht, durch die Beſchränkung des in 
Art. 649 ausgeſprochenen Rechtsſatzes auf ſolche Konnofjemente,. welde an Ordre 
lauten, diejenigen Landesgeſetze, welche auch der Uebergabe eined nicht an Ordre 
lautenden Konnoſſements eine gleiche Wirkung beilegen, injoweit aufzubeben. 
Bielmebr bleiben dieſe beftehen und es ijt gemäß Art. 1 H.G.B. aus Art. 649 
ein argum. e contrario nicht berzuleiten.” 
Erkannt vom II. Sen. des R.O.H.⸗G. unterm 19. November 1873, Entſch. Bd. 11 S. 413 

(415 f.). Vgl. auch Erf. des II. Sen. des R.O.H.G. vom 15. September 1879, Eutſch. 

Bd. 25 ©. 351 f. (956), und das Erk. bes Reichſgerichts vom 1. Oktober 1881, Gutich. 

Br. 5 ©. 79, 80. 


Demgemäß kann auch die Uebertragung ded Ladeſcheins dur Ceſſion die in 
Rede ftehenden Rechtöwirkungen nach fich ziehen, zumal in der befonderen Natur 
des Ladeſcheins und fpeziell in feiner Indoffabilität kein Grund liegt, ber die recht: 
liche Zuläffigfeit und Wirkſamkeit der Ceſſion der aus demjelben erworbenen Rechte 
ausſchlöſſe, 

Bol. Erk. des R.O.H.⸗G. nom 13. September 1879, Entſch. Bd. 25 S. 340. 
beögleichen die Uebertragung des Ladeſcheins durch Kauf. 
Byl. Erk. des Stadtger. zu Berlin vom 3. Mai 1867, Eentr.-Org. N. F. Bb. III. ©. 534. 


177) „Handelt er biefer Veflimmung entgegen, fo iſt er Dem rechtmäßigen 
Inhaber des Ladeſcheins für Das Gut verpflidtet.” 


Der Schlußſatz ded Art. 416 H.G.⸗B. fpriht die Folge aus, welche eintritt, 
wenn der Frachtführer Die Beitimmung des Eingangsſatzes des Artikel nicht be- 
achtet: Der Frachtführer ift dem rechtmäßigen Inhaber des Guts für das Gut 
verpflichtet, „wenn er dieſer Beftimmung entgegenhandelt”, d. h. wenn er fpäteren 
Anweiſungen des Abfenderd wegen Zurüdgabe oder Auslieferung des Guts am 
einen andern als ben durch ben Ladeſchein legitimirten Empfänger Folge Ieiftet, 
ohne daß ihm ber Labefchein zurüdgegeben wird. Denn der Abſender hat die Dis- 
pofition über das Gut und das Anweifungdrecht verloren. Leiftet alſo der Fracht. 
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führer den Anweifungen deſſelben bemungeachtet Yolge, fo verlegt er das Dis. 
pofittondrecht des allein zu Anweifungen berechtigten, rechtmäßigen Inhabers des 
Ladeſcheins und macht fich ihm für Diele Nechtönerlegung verantwortli, d. h. 
ſchadenserſatzpflichtig. 

Die Vorſchrift iſt unverkennbar derjenigen des Alin. 2 Art. 402 nachgebildet. 
Wie dort der Frachtführer, wenn er das erloſchene Anweiſungsrecht des Abſenders 
noch reſpektirt, dem Empfänger für verhaftet erklärt iſt, ſo hier dem rechtmäßigen 
Inhaber des Ladeſcheins. Sowohl von Art. 402, wie auch von ber Torreipondi- 
renden Stelle ded Seerechts (Art. 661 Alin. 3) weicht Art. 416 in der Faſſung 
etwas ab. In Art. 402 ift gejagt: 

„wibrigenfalld er bemjelben für das Gut verhaftet ift, 
in Art. 661: 
„jo bleibt er dem rechtmäßigen Inhaber ded Konnoffementd ver- 
pflichtet”, 
während in Art. 416 die Yallung lautet: 
„jo ift er dem rechtmäßigen Inhaber bed Ladeſcheins für das But 
verpflichtet.” 
Diefe Berjchledenheiten im Wortlaute find jedoch unwejentlih. Wie die Ent- 
ftehungsgejchichte der in Rede ftehenden Stellen ehrt, ſoll damit übereinjtim- 
mend der Bertretungd- bezw. Haftpflicht des Frachtführer für den durch Nicht 
beachtung der bezüglichen Borjchriften dem Berechtigten entftehenden Schaden 
gejeglicher Ausdrud verliehen werden. Der Wortlaut bat in den Entwürfen ohne 
weitere Begründung verjchtebene Aenderungen lediglich redaktioneller Natur er- 
fahren. (Bgl. Preuß. Entw. Art. 320, 488. — I. Leſg. Art. 352, 526, II. Leſg. 
Art. 389, 661.) 

Was nun den Umfang diefer Haftung anlangt, fo ift dafür dad bei Art. 402 
Bd. II. Anm. 80 ©. 114, 115 Bemerkte maßgebend. Wie dort fo bedeuten auch 
bier die Worte „für dad Gut verpflichtet” nicht, daß der Srachtführer bei Zuwider⸗ 
handeln dad Gut unbedingt zur Stelle zu ſchaffen und nach den Anweiſungen des 
Ladeſcheininhabers zu behandeln oder zu erjeßen habe, jondern nur, daß er den nach⸗ 
weislich entitandenen Schaden zu vertreten habe, dieſen aber allerdings in Rüdficht 
auf die allgemeine und unbejchränfte Yaflung der Worte „für da8 Gut ver- 
pflichtet” in vollem Umfange, d. 5. nicht nur den wirklichen Schaden (damnum 
emergens), fondern auch den entgangenen Gewinn (lucrum cessans), vgl. argum. 
Art. 283 H.G.B. Damit übereinftimmend bemerft Puchelt II. ©. 410: „Der 
Frachtführer ift dem rechtmäßigen Inhaber des Ladeicheind (Art. 417) für das 
Gut verhaftet, d. b. er haftet für das Snterefie (Art. 283) wegen feiner bem 
Rechte des Inhabers des Ladejcheind widerfprechenden Handlung, foweit dieſer im 
Schaden ift; wenn derjelbe 3. B. nur der Verkaufsmandatar des Abſenders ift, jo 
wird der Frachtführer jenem in der Negel nicht für den Werth ded Guts verant- 
wortli, anderd, wenn der Ladeſcheininhaber auch Käufer ded Guts iſt.“ „Doch 
kann — bemerkt v. Kräwel ©. 590 — natürlich die Verpflichtung zur Schadlos- 
haltung nur foweit gehen, ald der Schaden durch die beftimmungswidrige Hand» 
lung ded Frachtführers herbeigeführt if. Es wäre eine ſolche Faſſung wie die des 
legten Abſatzes ded Art. 422 richtiger geweien.” (Vgl. auch Scheffer und Groß 
©. 449.) 

Der „rehtmäßige Inhaber des Ladeſcheins“ ift, wenn ber Rabe 
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ſchein auf Namen außdgeftellt ift, der im Ladeichein auödrüdiid mit Namen be- 
zeichnete Empfänger (Art. 414 Nr. 4), bezw. defien Bevollmächtigter oter (durch 
Ceſſion, Kauf ꝛc.) gehörig legitimirte Rechtönachfolger oder, wenn ein Ladeſchein 
an Ordre vorliegt, derjenige, an deilen Ordre der Ladeſchein geftellt bezw. der 
durch eine fortlaufende Reihe von Indoflamenten legitimirte Indofjatar (vgl. oben 
Art. 414 Anm. 165 ©. 39) oder endlich, im Falle ein Labefchein auf Inhaber 
oder in blanco vorliegt, jeder Inhaber. (Bol. Goldſchmidt $ 72 ©. 693 umd 
Art. 417 Anın. 180 ©. 93.) 


Art. 417. 87 


Allgemeines Dentfches Handelsgefekbud. 


Artilel 417. 


Zum Empfange des Guts Yegitimirt ift derjenige, an welchen 
das Gut nad dem Ladeſchein abgeliefert werden ſoll, oder auf welchen 
der Ladeſchein, wenn er an Ordre lautet, durch Indoſſament über: 
tragen iſt. 


Gefekesmaterielien: Preuß. Entw. Art. 323. Motive bes Preuß. Entw. S. 177. I. Leſg. Prot. 
©. 853. Entw. I. Leig. Art. 354. IL Leig. Brot. ©. 1949. Entw. II. Leig. Art. 390. Monit. Nr. 481. 
HL 2eig. Brot. ©. 4775, 5105. Entw. IU. Leſg. Urt. 417. Vgl. noch die Materialien zu Urt. 647 
Alin. 2: Preuß. Entw. Art. 489 Alin. 1, Art. 490. Motive de Preuß. Entm. ©. 268-270. I. Leig. 
Prot. ©. 2232, 2337—2239. Entw. 1. Leſg. Art. 529 Min. 1, Art. 530. II. Leſg. Prot. ©. 4007. 
Entw. 1I. Leſg. Art. 647 Alin. 2. 

Fiteratur: Aligemeine Ueberfiht: Gol dſchmidt, Handb. des Handelör. 1. Aufl. I, 1. 88 31, 
32 ff. S. 194 f, L, 3.875 ©. 733 f. (2. Aufl. $ 23a.) Buſch, Ach. Bd. 7 S. 461}. v. Rönne, 
Erz. 1. ©. 403 f. Boigtel, Literaturslieberfiht (Berlin 1876) Nr. 1—5 ©. 102—109, 113, 114. 
Endemann, Deutſch. Handelör. $ 10 5. 44 f. Behrend, Handb. des HR. $ 14. Thöl, HR. 
III. 1880 ©. ı u. 2. Im Einzelnen: Anfhüs und v. Bölderndborff IM. S. 126-130, ©. 462. 
Endemann ©. 362—364. Goldſchmidt, Handb. $ 71 ©. 669, 672, 8 72 ©. 692—698, 8 75 
©. 761, 764, 765. v. Hahn IL ©. 503, 508, Keyßner S. 476. 8.5. Koch ©. 423, ©. 580. 
Makower S. 411, 570, 571. Puchelt ©. 411. Wengler S. 402. v. Rönne II. ©. 513, 514. 
v. Kräwel ©. 591. Wehrmann ©. 24. Hillig ©. 52. Gad ©. 301. Gareis ©. 350. 
Adermann in Buſch's Arch. Bd. 4 ©. 424, 425, Bd. 13 ©. 455. Thöl, HR. II. ©. 81, 82. 
Scheffer u Groß S. 449. Brir ©. 415. Stubenrauch ©. 535. Kowalzig ©. 44. 

Gutigeidungen des Reih8-Dberbandbelögerihts: Bgl. bie zu Art. 413 u. 415 ange 
führten Ertenntniffe S. 1 u. 53; ferner v. 12. Dezember 1874 Br. 15 ©. 226 f. 


178) Prinzip und Entflebung des Art. 417. 


Die Artifel 417 und 418 des D. H.G.B.'s. — entſprechend dem Artikel 647 
des Seerechts — enthalten die geſetzlichen Normen, nach welchen die Anslieferung 
des Guts zu erfolgen hat, wenn ein Ladeſchein ausgeſtellt iſt, und zwar beſtimmt 
Art. 417 diejenigen Vorausſetzungen, unter denen jemand zum Empfange des 
Gutes berechtigt, Art. 418 diejenigen Vorausſetzungen, unter denen ber Fracht⸗ 
führer zur Ablieferung des Gutes verpflichtet ift. Beide Artikel ergänzen fich 
ber Art, daß die Audlieferung des Gutes nur zu erfolgen bat, wenn die ſämmt⸗ 
lichen Boraußjegungen fowohl für dad Recht zur Empfangnabme, wie auch 
für die Pflicht zur Ablieferung erfüllt find. 

Artikel 417 — weldher bier zunächft der Grörterung unterliegt — trifft 
Beitimmung über das Recht zur Empfangnahme ded Guts bei Außftellung eined 
Ladeſcheins. Als zur Empfangnahme ded Guts Tegitimirt wird derjenige bezeichnet, 
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an welchen dad Gut nach dem Ladeſchein abgeliefert werden foll oder auf welchen 
der Ladeſchein, wenn er an Ordre lautet, Durch Indofjament übertragen ift. Dieſer 
Sa fteht im erfichtlich enger Beziehung zu Art. 413 Alin. 2 und Art. 414 Alin. 4. 
Er ift eine Konfequenz jener Beftimmungen. Denn indem Art. 413 Alin. 2 den 
Ladeſchein als eine Urkunde befinirt, durch welche ber Frachtführer fih zur Aus» 
händigung des Guts verpflichtet, und ferner Art. 414 Alin. 4 ald einen Beftant- 
theil des Ladeſcheins den Namen desjenigen aufführt, an den oder an befien Drdre 
da8 Gut abgeliefert werden foll, muß bei der Rechtsnatur des Ladeicheind ald einer 
Skripturobligation (f. oben Anm. 160 ©. 25) zum Empfange des Gutes notb- 
wendig derjenige legitimirt fein, an welchen dad Gut nad dem Ladeſchein abge- 
yiefert werden fol oder auf weldhen der Ladeſchein, wenn er an Ordre lautet, durch 
Sndoffament übertragen ift. 

Und bdiefer an ſich eigentlich felbftverftändlihen (Prot. ©. 1249) Folgerunz 
giebt Art. 417 gefeglichen Ausdruck. Art. 417 fieht entiprechend ben vorangegan- 
genen Artikeln 413 bis 416, — welche die Möglichkeit der Ausftellung mehrerer 
Ereinplare des Ladefcheind prinzipiell nicht berüdfichtigen —, auch die Frage nicht 
vor, wie fi) dad Recht zur Empfangnahme bezw. die Pfliht des Frachtführer: 
zur Ablieferung nach der obligatorifhen und dinglichen Seite hin geftaltet, wenn 
ſich mehrere legitimirte Tadejcheininhaber melden, bezw. mehrere Ladeſcheinexem— 
plare außgeftellt find. Es dürfte aber feinem gegründeten Zweifel unterliegen, 
daß auch Hinfichtlich diefer Yrage nach dem bereit3 oben Anm. 158 S. 7 u. 9 erör- 
terten Prinzipe die Grundſätze des Seerechts bezw. Seekonnoſſements (Art. 647 
bi8 652) analoge Anwendung finden, wie dies bei Erläuterung des folgenden Ar— 
tifel8 418 noch ded Näheren audgeführt ift (vgl. Anm. 181 ©. 96 f.). 

Was die Entſtehungsgeſchichte des Art. 417 anlangt, jo enthielt ver 
Preuß. Entwurf (welcher an Stelle des Ladeſcheins das Frachtbriefduplikat vor⸗ 
fieht) im Art. 323 die Vorfjchrift: 

„Als legitimirter Empfänger gilt derjenige, auf beffen Namen ber 
Frachtbrief lautet, oder auf welchen das Duplifat durch Yrachtbrief über: 
tragen ift.” (Bgl. auch Art. 490 des Entw.) 

Die Motive (S. 177) bemerken hierzu: „Sind keine Yrachtbriefbuplifate aus⸗ 
geftellt worden, fo ift felbftverftändlich der im Frachtbriefe bezeichnete Empfänger 
obne Weitered zur Annahme des Guts legitimirt. Wurde ein Duplikat audge 
fertigt, jo unterliegt e8 ebenfowenig einem Bedenken, daß derjenige, auf den Das 
Duplifat indoffirt worden ift, für den berechtigten Empfänger gelten muß.” (Vgl. 
©. 268, 269.) 

Nachdem aber in I. Lejung die Einführung von indofjablen Ladeſcheinen an 
Stelle der Frachtbriefduplikate nah Analogie der Seekonnofſemente bejchloften 
(Brot. ©. 451, 845—849) und demgemäß die Neuredaktion des Art. 323 des 
Preuß. Entw. nothwendig geworden war (Prot. ©. 853), erhielt der bezügliche 
Artikel 354 der I. Lejung die Yaflung: 

„Als legitimirter Empfänger gilt derjenige, auf defien Namen ber 
Ladeſchein lautet oder auf welchen berjelbe durch Indofjament über 
tragen iſt.“ 

Nachdem in II. Lefung ein Antrag auf Streihung ded Artifeld, weil derſelbe 
jelbjtverftändlich fei, abgelehnt worden war (Brot. ©. 1249), erhielt derjelbe im 
Entw. Il. Leſung als Art. 390 folgende redaktionell veränderte Faſſung: 
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„Zur Empfangnahme des Guts legitimirt ift derjenige, an welchen 
dad Gut nach dem Ladejchein abgeliefert werden ſoll, oder auf welchen 
der Ladejchein durch Indoflament übertragen ift.“ 

Diefe Faſſung erhielt jedoch in III. Leſung in Rüdficht auf einen zu dem 
forreipondirenden Art. 490 ded Preuß. Entw., betreffend das Seekonnofſſement, in 
der I. Seerechtsberathung gefaßten Beichluß noch einen weiteren Zuſatz. Es wurde 
nämlich zu Art. 490 (vgl. oben ©. 88) beantragt, mit Rückſicht darauf, daß be 
ſchlofſen worden jei, die Konnofjemente follten nur dann durch Sndoffament über: 
tragen werden können, wenn fie an Ordre audgeftellt feien, nah den Worten 
„lautet, oder” einzufchalten: „wenn e8 an Ordre lautet”. Bon einer Seite wurde 
bemerkt, daß fich diefer Zwiſchenſatz von ſelbſt verftehe und darum überflüjfig fei. 
Bon anderer Seite wurde gegen den Zwijchenfag geltend gemadt: Aus dem Be- 
ſchluſſe, daß dad Konnoffement nur dann durch Indoſſament übertragbar fein jolle, 
wenn ed an Drdre laute, folge nur fo viel, daß die Rechte aud dem Konnoffement 
an einen anderen Inhaber mit der Wirkung, daß dieſer ein eigened Recht erlange 
und fi) Einreden aus der Perſon der früheren Inhaber nicht gefallen zu laffen 
brauche, nur unter der mehr erwähnten Vorausſetzung übertragen werden könnten. 
Der fraglide Beſchluß jei aber kein Hindernig, das Indoffament auch bei nicht in- 
doffabeln Konnofjementen ald eine genügende Legitimation zum Empfange anzu- 
fehen, wie dies im Verkehre auch allgemein bei jeder Art von nicht indofjabeln 
Bapieren zu geichehen pflege, und ihm fomit die Bedeutung einer zureichenden, ber 
Beglaubigung nicht bedürfenden Vollmacht zur Empfangnahme beizulegen. Da es 
fih in Art. 490 num um nichtö weiter, ald die Herftellung der Legitimation zum 
Empfange der Waare handle, jo werde der Beibehaltung des Preuß. Entwurfs 
jelbft in dem Sinne, daß er fich auf alle Arten von Konnofjementen zu beziehen 
babe, nichts im Wege ftehen. — Gegen dieje Ausführungen wurde jedoch bemerkt: 
Die Präfumtion der Aechtheit des Sndoffamentd und die Beftimmung, daß der Ver- 
pflichtete dieſe Aechtbeit gar nicht zu prüfen fchuldig, jondern ohne Weitered auf 
Grund ded Indofjaments, ſelbſt wenn ſich in der Folge deffen Unächtheit heraus- 
ftellen jollte, gültig erfüllen könne, fei eben fo jehr ein wejentliches Merkmal der 
SISndofiabilität und hänge mit berielben eben jo untrennbar zufammen, ald der 
Ausſchluß von Einreden aud der Perjon früherer Inhaber. Allerdingd werde im 
täglichen Verkehre jehr oft auch dem Inboffament nicht indoffabler Papiere Yolge 
gegeben, der Berpflichtete thue dies aber auf jeine Gefahr und ſei wiederholt zu 
leiften ſchuldig, wenn jich das Indofſament als faljch erweiſen follte; deshalb und 
wegen der Borjchriften über dad Blankoindofjament fei die beantragte Einſchaltung 
zu empfeblen. 

Hierauf wurde, theild um mit dem Entwurfe II. Lefung möglichſt in Einklang 
zu bleiben, theil8 um eine Faſſung zu wählen, welche auch den Fall einer Ceſſion 
ded Konnofjementd und der Bevollnächtigung eines Empfängerd zum Empfang ber 
Waare im Namen des in einem nicht indofiabeln Konnoffemente genannten Deiti- 
natärd umfaffe, beichloffen, den Art. 490 in der Faſſung ded Art. 390 des Ent- 
wurfd aus II. Leſung und mit der beantragten Einjchaltung anzunehmen. 

Sn der Erwägung ferner, daß die Einfchaltung der Worte „jofern das Kon⸗ 
nofjement an Ordre lautet” Iediglih eine Konjequenz des zu Art. 286 des Entw. 
II. Leſung gefaßten Beſchluſſes ſei, der fih in gleichem Maße auf den Ladejchein 
wie auf dad Konnofjement erftrede, daß diefe Einichaltung jomit auch bei Art. 390 
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dieſes Entw. unverkennbar geboten fei, wurde bierauf befchloffen, auch in dem 
Art. 390 nad den Worten „oder auf welchen der Ladeſchein“ einzufchalten: „ie 
fern er an Ordre lautet”. (Prot. ©. 2237, 2238.) 

Zur II. Leſung wiederholte Hamburg (Monitum Nr. 481) diefen — hiernach 
bereitd angenommenen — Antrag und ed wurde im IH. Lefung (Brot. ©. 4775, 
5105) derſelbe (eigentlich überflüjfigerweije) nochmal3 angenommen. 


179) Zum Empfange des Guts legitimirt ifl Derjenige, an welden Das Gut 
nad) dem Ladeſchein abgeliefert werden ſoll. 


Art. 417 bezeichnet ald zum Empfange des Gut legitimirt: 

1. denjenigen, an welchen das Gut nach dem Ladeſchein abgeliefert werden 
fol, oder 

2. denjenigen, auf welchen der Ladeſchein, wenn er an Ordre lautet, burk 
Sndoflament übertragen ift. 

Selbftveritändliche Vorausſetzung ift, daß ein Ladeſchein überhaupt audgeitelt 
ift. Iſt Died nicht der Fall, fo ift — nach Ankunft des Guts am Beftinmung 
orte — der Fracdhtbriefäadrefjat empfangäberechtigt. (Adermann in Buidt 
Arch. Bd. 4 ©. 424.) Die Faſſung ded Artikels ift übrigens nicht korrekt. Denn 
dem Wortlaute nach umfaßt der erfte Theil zugleich auch den zweiten. Auch der 
Sndoflatar de an Ordre lautenden Ladejcheind gehört ftreng genommen zu dem 
jenigen Perjonen, an weldhe dad Gut „nad dem Ladeſchein“ abgeliefert wer 
den fol (Thöl IM. ©. 81). Nur der Gegenfag von 1 und 2 und der erfidt- 
liche Zufanmenhang mit Art. 414 Nr. 4 läßt erfennen, daß der erfte Theil be 
ſchränkter aufzufaffen, bezw. darunter nur derjenige zu verftehen ſei, am welden 
dad Gut nad einem nicht an Ordre lautenden Ladeſchein abgeliefert werben joll 
Es ift alfo nur derjenige gemeint, welcher in dem Ladeſchein außdrüdlich benannt 
ift, defien Name unmittelbar in den Ladeſchein aufgenommen ift, d. h. der burk 
einen Ladeichein auf Namen bezeichnete Empfänger. (Bol. Art. 414 Pr. 4 oben 
Anm. 165 ©. 39 und Art. 392 Nr. 4 Bd. I. Anm. 15 ©. 87, 88.) Als En- 
pfänger ift in der Kegel ein Dritter genannt, ed kann aber auch der Abfender ober 
der Frachtführer genannt fein (3. B. wenn der Frachtführer einen Käufer für bie 
Waare erft juchen oder überhaupt über diefelbe im Intereſſe des Abfenders am 
Beitimmungdorte verfügen fol. (I. Preuß. Entw. $ 351, II. Entw. Art. 48. 
Mot. ©. 264, Goldſchmidt ©. 669, 672 und Ann. 20, Pudelt II. ©. 411.) 

Die Worte „nah dem Ladeſchein“ umfaſſen aber auch den Bevollmäd: 
tigten ded mit Namen bezeichneten Empfängers, und ferner jeden legitimirten Recht! 
nachfolger deflelben, den Ceffionar, Erben ꝛc. (Bgl. Goldſchmidt $ 72 ©. 693. 
„An Bevollmädhtigte oder Geffionare kann jedoch der Yrachtführer nur außliefern, 
wenn fie ſich als ſolche legitimiren.“ (Makower Art. 647 Anın. 156). Den 
Frachtführer liegt daher die genaue Prüfung der Vollmacht, Ceſſion 2c. ob und er 
macht ſich Haftpflichtig, wenn er an einen durdh nicht ausreichende Vollmacht oder 
Ceſſion ſich ausweiſenden Inhaber des Ladeſcheins das Gut aushändigt. 

Auch die Form des Indoſſaments kann zur Uebertragung eines nicht an 
Ordre lautenden Ladeſcheins gebraucht werden und legitimirt zum Empfange eben 
jo gut wie eine Ceſſion, aber dad Indoſſament hat bier auch nur die Bedeutung 
und Wirkung einer Geifion oder Vollmacht und der Frachtführer muß bei der Prü- 
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fung vorfichtig fein, d. 5. er muß dad Indoſſament nad) den Grundfägen der Voll: 
macht oder Ceſſion gründlich prüfen. Denn im Falle der Unächtheit des Indoffa⸗ 
ment ift er gegen die Anſprüche des wahren Berechtigten nicht gejchügt. 

Anderd beim Indoffament eined indofjabeln Ladeſcheins. Bei dieſem  ift 
eine jolde Prüfung nicht erforderlih (©. %. Koch ©. 423 Anın. 57a. und ©. 580 
Anm. 155). „Bei dem nicht an Ordre geftellten Ladeſcheine — bemerkt Buchelt 
II. ©. 411 — ift dad Indofſſament an ſich nicht genügend zur Rechtsübertragung 
(vgl. Entid. des R-D.9.®. Bd. 9 ©. 355 f.), kann jedoch für den Beweis 
einer ftattgehabten Geifion von Bedeutung fein.” (Bol. Wehrmann ©. 224.) 
Deögleihen Goldſchmidt $ 72 ©. 693 Anm. 21: „Der bloße Sndoffatar eined 
Namendtonnoffementd gilt nicht ſchlechthin als legitimirt. Der Grundjag, daß der 
Zabhlende die Aechtheit der Indoffamente nicht zu prüfen babe (D. W.O. Art. 36, 
H.G.B. Art. 305), gilt nur für Ordrepapiere.” (Prot. ©. 2238, 2239, Pöhls II. 
©. 461, 475, 476, |. oben ©. 41). 

„zum Empfange legitimirt‘ heißt zum Empfange berechtigt in ber 
Weiſe, daß die Aushändigung des Gutes vom Yrachtführer feitend ded Empfängers 
rechtlich beanſprucht und eventuell Durch Klage geltend gemacht werden kann. (Bol. 
Anſchütz III ©.462 und oben Bd. II. Anm. 86 ©. 148.) Thöl III. ©. 81 Hält 
diefe Faſſung bed Art. 417 nidyt für ausreichend, weil die Hauptjache nicht hervor- 
gehoben jei, daß nämlich der Legitimirte berechtigt fei, die Ablieferung zu fordern. 
Der Gläubiger — bemerkt er — kraft des Ladeſcheins, der erfte oder ein As 
doſſatar, bat ein Recht aus dem Ladejchein auf die Ablieferung nach dem Inhalt 
defielben. Er ift nicht blos legitimirt zum Empfang des Gut, fo daß an ihn 
der Frachtführer gültig abliefert, d. h. mit der Wirkung, den Yrachtvertrag erfüllt 
zu haben, alfo feiner Verpflichtung gegen den Abjender genügt zu haben; jondern 
er ift berechtigt zu fordern, er ift Gläubiger und zwar and urfprünglid 
eigenem Recht.“ 

Es ift die Frage entftanden, ob die Legitimation zur Empfangnahme für den 
nach dem Ladeſchein ꝛc. Berechtigten erjt am Beftimmungsorte bezw. nad) 
Ankunft des Gute am Beftimmungdorte eintritt oder fchon vorher, d.h. unter: 
wegs vorhanden tft. Bon Goldſchmidt ($ 75 S. 765 Anm. 94 Nr. 3) wird 
die erftere Alternative bejaht. Bor der Ankunft am Beitimmungsorte — nimmt 
er an — darf der Frachtführer, felbft wenn nur ein Eremplar des Ladeſcheins 
ausgeftellt ift, auch an den legitimirten Inhaber defjelben nicht abliefern, denn es 
Darf dem Abfender durch vorzeitige Auslieferung die Möglichkeit der Ausübung des 
Berfolgungsrechtd durch Arreftlegung u. dgl. nicht abgejchnitten werden. 

v. Kräwel ©. 593, Brir ©. 411, v. Stubenraud ©. 535 und Gad 
S. 301 find entgegengefeßter Anficht. Lepterer hebt hervor, daß ber Ladeſchein 
nicht außer Beziehung zu dem Trandporte ſteht. Es wird darin Die Ablieferung 
der Güter an dem Beftimmungdort verfprodhen. Hat der Frachtführer nur ein 
Exemplar des Ladeſcheins unterzeichnet, fo muß er den ändernden Verfügungen bed 
Snhabers gehordhen; find aber mehrere Eremplare audgejtellt, jo Tann feine 
Berpflichtung gegen jeben rechtmäßigen Inhaber eined ſolchen, am Beftinmungs- 
orte abzuliefern, nicht durch einen Inhaber zum Nachtheil der übrigen erlaſſen 
werden. 

Diefer Annahme, welche bereitd oben (Art. 416 Anın. 176 ©. 79.) ald zu- 
treffend bezeichnet ift, muß gegenüber Goldſchmidt beigepflichtet werden. Zunächſt 
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Iprechen dafür die Materialien. Im Preuß. Entwurf (Art. 322) und im I. Num- 
berger Entwurfe (Art. 353) ift die Verpflichtung zur Ablieferung „am Be 
ſtimmungsort“ ausdrücklich ausgeſprochen. In I. Leſung wurde jebod vie 
Streichung beantragt, weil es für wünſchenswerth erachtet wurde, dem Empfänger 
des Ladeſcheins auch vor beendigtem Transport die Verfügung über das Gut zu 
ermöglichen, und ſchließlich die Streichung des ganzen Art. 353 überhaupt be 
ichlofjen, weil derjelbe nur für den Sal berechnet geweſen fei, daß Duplikate bei 
Ladeſcheins ausgeſtellt würden, und wegzufallen babe, nachdem bejchloffen worden 
jet, über Duplifate der Ladefcheine im Geſetze nichtd zu jagen. (Prot. S. 1248. 
1249.) Es folgt daraud, daß die Streihung der Worte „am Beſtimmungsorte 
in der ausdrücklichen Abficht befchloffen wurde, dem Inhaber ded Ladeſcheins ud 
ſchon vor Erreihung des Beftinunungdorted die Dispofition zu gewähren, und bie 
Streihung der ganzen Vorſchrift fchließlich nur deshalb erfolgte, weil fie — de 
man über Ladeſcheinduplikate Beftimmungen überhaupt nicht treffen wollte — et: 
was GSelbitverftändliched enthielt. Auf die Analogie des Art. 647 Alin. 1 kar— 
nicht Bezug genommen werden. Denn biejer geht von der Borausjegung aus, dak 
mebrere Konnofjementderemplare ausgeftellt und dieje bi zur Ankunft Des Gun 
im Löfchungshafen jedenfalld in diejelbe Hand gelangt find. Lediglih aus Dielen. 
Grunde iſt in Art. 647 Alin. 1 beftimnt, daß der Sciffer verpflichtet ift, im 
Löſchungshafen dem legitimirten Inhaber audy nur eines Eremplared Des Kon 
nofjementg die Güter audzuliefern. Daraus kann jedoch keineswegs e contrari. 
geihlofjen werden, daß, falls überhaupt nur ein Eremplar auögeftellt oder aber 
fämmtlide Eremplare ſchon unterwegd an einen Inhaber gelangt find, diefer wicht 
auch Schon vor Ankunft am Beitimmungsorte zur Dispofttion bezw. zum Empfange 
legitimirt fei._ Aus Art. 661 Alin. 2 ergiebt fich, daß eine ſolche Yolgerung unbe 
gründet ift. Aus gleichem Grunde ericheint auch die Berufung auf Art. 414 Nr. 5 
nicht zutreffend und ebenfowenig auf Art. 403, da die rechtliche Stellung des Lade 
icheininhaberd eine weſentlich andere ift, ald die des im Frachtbriefe bezeichneten 
Empfängers, der erjt mit der Ankunft am Beftimmungsorte rechtlih Die Möglich 
feit erlangt, in den Frachtverirag einzutreten, während dem Ladeicheinempfänger 
gegenüber jhon vom Momente der Ausftelung an eine felbftftändige Aushändi⸗ 
gungspflicht des Yrachtführers befteht. Endlich wird das Berfolgungsredht des 
Abjenderd dadurch nicht berührt, weil dieſes Net an dem Gute wahrgenommen 
werden fann, gleidhviel ob daffelbe nody in den Händen des Frachtführers ober be- 
reit8 im Beſitze ded Ladeſcheininhabers ſich befindet. 


180) „oder anf welchen Der Ladeſchein, wenn er an Ordre lautet, durch Zw 
bofiament übertragen ifl.” 


Während der erfte Theil des Artikeld 417 die Empfangöberehtigung regelt. 
wenn der Ladeſchein nicht an Ordre geftellt ift, trifft der zweite Theil hierüber 
für den Fall Beftimmung, daß der Ladeſchein an Ordre lautet, und bezeichnet 
alsdann denjenigen zum Empfange legitimirt, „auf welchen der Ladeſchein burd 
Sndoffament übertragen iſt“. (Thöl, HR. II. S. 81: „Dieſe Perjon, weldyer 
aljo die Ablieferung an fie verfprochen wird, kann mit Namen bezeichnet fein, oder 
mit dem Zufag „an Ordre“. Wenn der Ladeſchein ohne Namen ſchlechthin an Ordre 
lautet, fo ift dem Abſender oder beffen Drdre verſprochen. Wenn der Labejchen 
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an Ordre lautet, jchlechthin oder durch Anſchluß an einen Namen, fo gehen die 
Rechte aus dem Ladeſchein über durch Sndoflament.”) 


Der Sap ift nicht ganz korrekt. Denn es ift bei einem an Ordre lautenden 
Ladeſcheine eine Indoſſirung nicht unbedingt nothwendig, mithin die Frage offen 
gelafien, wer empfangsberedhtigt fein foll, wenn eine Indoſſirung des Drdre- 
ladeſcheins überhaupt nicht ftattgefunden bat. Es tft nun zwar nicht zweifelhaft, 
daß alddann derjenige, an deſſen Ordre ber Labefchein urjprünglich Tautet, legiti- 
mirt ift, immerhin hätte dies aber im vorliegenden Artikel Ausdrud finden müflen. 
Ergänzend bemerkt daher Goldſchmidt $ 72 ©. 693, daß im Falle ded Ordre- 
fonnofjementd zum Empfange ded Guts der benannte Empfänger oder deſſen ge 
börig legitimirter Indoflatar berechtigt ift. 

In Betreff der einzelnen bier in Betracht kommenden Fragen kann bei 
der erfichtlihen Beziehung des Artifeld 417 zu Art. 414 Nr. 4 auf die &r- 
läuterungen zu diejer Gejepeäftelle (Anm. 165 ©. 39) verwiefen werden. Die 
Worte „wenn er an Ordre lautet” find nicht ftrifte zu nehmen, d. h. es 
kann an Stelle der Worte „an Ordre“ auch ein gleichbedeutender Ausdrud ge- 
braudt fein. 

Brot. S. 4005, 4006, Soltihmidt S. 672 Ann. 22 und S. 673, Keißner S. 473, 
Makower S. 410 Anm. 38, Puchelt IL S. 405 Nr. 3. 


Es find ferner nicht nur Ladeſcheine an Die Ordre ded benannten Empfän— 
gerd, ſondern and Ladeicheine an die Ordre des Abfenderd zuläffig und 
Art. 414 Nr. 4 H. G. B. Stellt fogar die Rechtöfiltion auf, daß, wenn der Lade ˖ 
fchein ohne weiteren Zufaß lediglih an Ordre geftellt ift, er ald am Ordre 
des Abfenderd geftellt gelten fol. Auch die Ausftellung an die Ordre des 
Frachtführers, nämlich desjenigen, welcher den Ladeſchein unterzeichnet, ift 
nad Analogie der Konnoflemente nicht ausgeſchloſſen. (Bol. Art. 646 Alin. 2 
H.G.B. und oben Anm. 165 ©. 42.) 


Die Forderung aus einem indofjablen bezw. an Ordre lautenden Ladeſcheine 
fann ebenfo wie die aus eine Ladeſcheine auf Namen ftatt durch Indoſſament 
auch durch Ceſſion übertragen werden. Zum Empfange legitimirt ift aljo auch 
ter Ceſſionar eined Orbreladefcheind, voraudgefept, daß die Ceſſion ordnungd- 
mäßig und rechtögültig erfolgt ift. Zu beachten ift hierbei aber, daß die Weber- 
tragung des Ladeſcheins durch Ceſſion auch nur die geieplichen Rechtswirkungen 
der Ceiflon, nicht die des Indoffamentd nach ſich zieht. 

Bol. Budelt S. 411 Nr. 1, Adermann in Buſch's Arch. Bd. 4 ©. 424, Bd. 13 
&. 455, Erf. des Kamm.⸗Ger. zu Berlin vom 9. Noveniber 1863, Buſch Arch. Bd. 2 ©. 193 


und 7. Oktober 1865, Bb. 9 ©. 275, Gr. des R⸗O.⸗H.G. vom 13. September 1879, Entſch. 
Bd. 25 S. 340, ſ. oben Anm. 165 S. 43, v. Krämel S. 591. 


Der Artikel 417 übergeht die Frage, ob und inwieweit ber auf den In- 
haber ober in blanco audgeftellte Labejchein zur Empfangnahme des Gutes 
legitimirt. Da ſolche Ladeſcheine an ſich zufäffig find (vgl. Anm. 165 ©. 41), 
fo ift, den allgemeinen Rechtsregeln entjprechend, in biefem Yalle jeder Inhaber 
des Labefcheind empfangäberechtigt, ohne daß es einer weiteren Prüfung jeitend 
des Frachtführer bedarf. (Bol. v. Kräwel ©. 591, arg. Art. 305 9.6.8. 
und Art. 12 W.O.) 
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Thöl III. S. 82 macht noch darauf aufmerkſam, daß das Intereffe an ter 
rechtzeitigen und jonft gehörigen Ablieferung ein ſehr verfchiedenes fein Tonne, je 
nach der Perfon des Gläubigers. Da dieſe bei Ladeſcheinen an Orbre nicht durd 
den Willen des Frachtführers beſtimmt werde, jo ergebe er ſich bei foldhen einer 
unüberjehbaren Haftpfliht. Died werde übrigens für den Fall veripäteter Ab— 
lieferung nur, wenn fie verfchuldet fei, und für den Fall von Berluft und Be 


ſchädigung nur, wenn bösliche Handlungsweiſe nachgewieſen werde, bedeutent. 
(Art. 396, 397.) 


Art. 418. 95 


Allgemeines Denifches Handelsgeſetzbuch. 


Artikel 418. 


Der Frachtführer ift zur Ablieferung des Guts nur gegen Rück⸗ 
gabe des Ladeſcheins, auf welchem die Ablieferung des Guts au be 
fcheinigen ift, verpflichtet. 


Gefekesmeterialien: Preuß. Entw. Art. 324. Motive des Preuß. Entw. ©. 177. I, Lefg. Brot. 
©. 853-855. Entw. I. Leſg. Art. 355. IT. eig. Brot. ©. 1249. Entw. II. Leſg. Art. 391. II. Leig. 
Brot. S. 4775, 5105. Entw. III. Zeig. Urt. 418. Vgl. noch die Materialien zu Art. 647 Alin. 1 und 
Art. 651: Preuß. Entw. Urt. 489 Alin. 2, Urt. 490, 491. Motive des Preuß. Entw. ©. 268—270. 
I. Zeig. Prot. ©. 2239—2239. Entw. I. Leſg. Urt. 531. II. Leſg. Brot. ©. 4007. Entw. IT. Lefg. 
Art. 647 Alin. 1 und Urt. 652. 
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32 ff. ©. 194 f, L, 2.8 75 ©. 733 f. (2. Aufl. $ 23). Buſch, Arch Bd. 7 ©. 461 f. v. Rönne, 
Grg. II. ©. 403 f. Boigtel, Literatur-teberficht (Berlin 1876) Nr. 1-5 ©. 102—109, 113, 114. 
Endemann, Deutih. Hanbeldr. $ 10 ©. 44 f. Bebrend, Handb. des HR. 8 14. Thöl, DM. 
IH. ©. ı nnd 2. Im Einzelnen: Anſchütz und v. Böldernborff II. ©. 140, IV. 462. Ende⸗ 
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Entigeidungen des Neih3-Dberbandeldgerichtd: Bl. die zu Art. 413 und 415 ange- 
führten Erfenntniffe ©. 1 u. 53. 


181) Prinzip und Entfießung des Art. 418. 


Während Art. 417 H.G.⸗B. diejenigen Borausfegungen bejtimmt‘, unter 
denen Jemand zum Empfange des Gutes berechtigt ift, wenn ein Tadejchein aus⸗ 
geftellt ift, normirt Art. 418 diejenigen Vorausſetzungen, unter denen der Fracht: 
führer in gleihem Yalle zur Ablieferung des Gute verpflichtet if. Dem 
Frachtführer Tiegt die Pflicht zur Ablieferung gemäß Art. 418 folgerichtig dem, 
jenigen gegenüber ob, welcher nach Art. 417 empfangöberechtigt ift, und injofern 
Stehen die Art. 417 und 418 im engften Zufammenhange. Die Vorausſetzungen 
des Art. 417 zur Empfangdberechtigung müfjen vorliegen, wenn für den Fracht 
führer nah Art. 418 die Ablieferungsverpflichtung entitehen ſoll. 

Indeß tritt zu dieſen Vorausſetzungen ded Art. 417 nad) der Borjchrift des 
Art. 418 noch eine neue Borausfegung hinzu. Der Brachtführer ift nämlich dar⸗ 
nad zur Ablieferung des Guts ‚nur gegen Rückgabe ded Ladeſcheins verpflichtet, 
auf weldem die Ablieferung des Guts zu bejcheinigen iſt“. Auch demjenigen 
alfo, welcher die Boraudjegungen ded Art. 417 vollftändig erfüllt, ift der Fracht⸗ 
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führer nur dann zur Ablieferung verpflichtet, wenn er ihm den Ladeſchein zurüd- 
giebt und auf demfelben die Ablieferung des Gutes bejcheinigt. 

Art. 418 bat, wie die vorangegangenen, nur die Austellung ded Ladeſcheines 
in einem Eremplare im Auge, und ſieht den Fall nicht vor, wenn der Ladeſchein 
in mehreren &remplaren audgeftellt ift. Alsdann find — vgl. oben Ann. 178 
S. 83) — die entiprechenden Grundfäge des Seerechts analog zur Anwendung 
zu bringen. Insbeſondere folgende: 

1. Sind mehrere Sremplare des Ladeſcheins ausgeſtellt, jo ift der Fracht 
führer zur Ablieferung der Güter zwar nur gegen Rüdgabe eined Exemplars tes 
Ladefcheind, auf welchem die Ablieferung der Güter zu befcheinigen ift, verpflichtet. 
Aber ed genügt auch die Rüdgabe eines Cremplard und ed ift nicht etwa Lie 
Rückgabe ſämmtlicher Eremplare erforderlich, der Frachtführer vielmehr verpflichtet, 
am Beftimmungdorte dem legitimirten Inhaber auch nur eine Eremplars te 
Ladeicheind die Güter audzuliefern. (Art. 647 Alin. 1, Art. 652 H.G.B.) 

2. Diefe Ablieferungdpflicht des Yrachtführerd erleidet jedoch dann eine Mobi- 
fifation, wenn ein Ladeſchein an Ordre (bezw. auf Inhaber oder in blanco) aus- 
geftellt it und entweder der Abjender Zurudgabe oder eine anderweitige Aus 
lieferung der Güter, gleichviel ob am Beitimmungdorte oder anderswo, oder, falls 
ein Radefcheininhaber an einem andern, ald dem Beſtimmungsort, felbft nach been- 
detem Transport, die Außlieferung verlangt. In diefen Ballen ift die Rückgabe 
jämmtlicher audgeftellten Cremplare erforderlih. (Art. 661 Alin. 1 und 2, 
Art. 662 H.G.B.) 

3. Die Ablieferungspflicht des Frachtführerd ad 1 ift ferner uodifizirt, wenn 
der Abfender mit Zuftimmung des bezeichneten Empfängerd eined auf Namen 
audgeftellten Ladeſcheins die Auslieferung verlangt. In biefem Falle darf und 
muß bie Auslieferung ded Guts ohne Rüdgabe auch nur eined Eremplard des 
Ladeſcheins und felbft vor beendeten Transporte erfolgen. (Art. 661 Alin. 4 
H.G.B.) 

4. Endlich iſt die Ablieferungspflicht des Frachtführers (ad 1) beſchränkt, 
wenn ſich mehrere legitimirte Ladeſcheininhaber beim Frachtführer melden, bevor 
die Auslieferung erfolgt iſt. Alsdann iſt der Frachtführer verpflichtet, fie ſämmt⸗ 
lich zurückzuweiſen, die Güter gerichtlich oder in einer anderen ſicheren Weiſe 
niederzulegen und die Ladeſcheininhaber, welche ſich gemeldet haben, unter Angabe 
der Gründe ſeines Verfahrens hiervon zu benachrichtigen. Wenn die Niederlegung 
nicht gerichtlich geſchieht, ſo iſt der Frachtführer befugt, über fein Verfahren und 
deffen Gründe eine öffentliche Urkunde errichten zu laſſen und wegen der daraus 
entftehenden Koften in gleicher Art wie wegen der Fracht fih an bie Güter zu 
halten. (Art. 648 H.G.⸗B.) 

5. Die Frage des befieren Rechts bei mehreren ſich meldenden Ladeſchein⸗ 
inhabern und noch nicht erfolgter Auslieferung des Guts ift im Falle sub 4 nad 
dem Grundſatze zu enticheiden, Daß unter denfelben, wenn und jomweit die von ihnen 
auf Grund der Radejcheinübergabe an den Gütern geltend gemachten Rechte kolli⸗ 
diren, derjenige vorgeht, defien Cremplar von dem gemeinfchaftlihen Bormann, 
welcher mehrere Zadeicheineremplare an verfchiedene Perfonen übertragen bat, zu- 
erft der einen diefer Perfonen bergeitalt übergeben ift, daß diefelbe zur Empfang- 
nahme der Güter legitimirt wurde. Bei den nach einem anderen Orte überjandten 
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Sremplare wirb die Reit der Uebergabe durch den Zeitpunkt der Abfendung be 
ftinmt. (Art. 651 H.G.B.) u 

6. Der Frachtführer ift — was zwar weder im Art. 418, noch überhaupt in 
ben Beitimmungen über den Ladeſchein ausdrücklich ausgeiprochen ift, aber aus 
Art. 419 in Verbindung mit Art. 406, 409 f., 415, 615, 624 f. 9.©.B. ſich 
ergiebt — zur Ablieferung ded Guts nur gegen die Zug um Zug nad) Inhalt des 
Qadeicheind zu gemwährenden Gegenleiftungen des Empfängers, indbefondere nur 
gegen Zahlung der Fracht, der andermeitigen Nebengebühren, Liegegelder und Aus- 
lagen, foweit folche laut Ladeſchein von dem Empfänger zu leiften find, verpflichtet. 

Die Richtigkeit der vorftehend aus der Analogie ded Seerech ts entnommenen 
Grundſätze ergiebt ſich auch aus der Entſtehungsgeſchichte der Art. 418 bezw. 
Art. 647, 648, 651 und 652 H.G.B. 

Sn dem Preuß. Entwurfe lauteten die bezüglichen Stellen, wie folgt: 

„Art. 322. 

Der Frachtführer ift verpflichtet, am Beſtimmungsorte dem durch den Fracht⸗ 
brief bezeichneten Empfänger oder, wenn er Duplifate des Yrachtbriefs audgeftellt 
hat, dem durch ein Duplikat legitimirten Empfänger das Frachtgut auszuhändigen. 

Melden ſich mehrere legitimirte Empfänger, jo ift der Frachtführer gehalten, 
jie ſämmtlich zurüdzumeifen und das Frachtgut nach Maßgabe des Art. 314 nieber- 


zulegen. 
Art. 324. 


Nah Ablieferung des Frachtguts werden dem Frachtführer die von ihm aus—⸗ 
geitellten Duplikate zurüdgegeben ober wenigftend ein Exemplar derjelben, auf wel⸗ 
chem: die Ablieferung des Guts zu befcheinigen iſt“. 

Die Motive (S. 177) bemerken hierzu: „Wurde nur ein Duplifat (des 
Frachtbriefs) audgefertigt, jo unterliegt e8 keinem Bedenken, daß derjenige, auf den 
dad Duplikat indojfirt worden ift, für den berechtigten Empfänger gelten muß. 
Dagegen war eine Entjcheidung der Yrage für den Yall nothwendig, daß der 
Frachtführer mehrere Frachtbriefduplikate audgeftellt Hat, bei welchen vie Mög. 
lichkeit einer Sndoffirung an verfchiedene Perfonen eintritt. Indefjen werben Die 
mehreren Dupfifate nur in der Abfiht und Vorausſetzung audgeftellt, daß durch 
Auslieferung ded Guts auf Grund eined Duplifatd die übrigen dem Yrachtführer 
gegenüber ihre Gültigkeit verlieren ſollen. Es entjpricht deöhalb der Meinung der 
Kontrahenten und überhaupt der Anficht der Handelöwelt, wenn der Entwurf be- 
itimmt, daß jeder durch Indoſſament legitimirte Inhaber eined Duplikats zur 
Empfangnahme des Guts berechtigt ift. Die Verpflichtung, nur gegen Aushändi⸗ 
gung aller Duplikate die. Ladung abzuliefern, würde häufig zu einer Erjchwerung 
des Verkehrs führen, da diejenigen Duplifate, welche nicht zum Zwede ber Ber- 
iendung, fondern zur Verzollung oder Verſicherung bemupt werden, möglicherweife 
leicht abhanden fommen oder wenigftend nicht immer zur Zeit der Ablieferung in 
ten Händen des beftimmten Empfängerd fein werden. Daß der Berjender, 
welcher die Rüdgabe des Guts verlangt, fi durch den Beſitz der ſämmtlichen 
Duplifate Iegitimiren muß, beruht gerade darauf, daß fchon ein einziges Duplikat 
genügt, um feinen Inhaber, auf welchen dad Indoſſament lautet, zum Empfange 
zu berechtigen. Melden ſich mehrere legitimirte Empfänger, fo ijt es das Natür- 
liäfte, daß der Frachtführer fi) jeder weiteren Prüfung und Beurtheilung ihrer 
Rechte zu enthalten hat, vielmehr die Ladung auf Grund einer gerichuichen Ver⸗ 

Eger, Deuſſches Frachtrecht. III. 





98 Art. 418. „Ablieferungspflicht des Frachtführers 


fügung ficher niedergelegt und zugleich ihr Zuftand zum Schube des Frachtführer: 
in derjelben Weiſe feftgeftellt wird, ald ob ber bezeichnete Empfänger nicht ausge 
mitteln geweſen wäre.” (Vgl. hierzu Art. 489—491 des Entw. und ©. 268 bis 
270 der Motive.) 

Nachdem in I. Leſung beichloffen worden war, an Stelle der Frachtbriej⸗ 
duplifate Ladeſcheine einzuführen und die Beftimmungen über den Gütertransrort 
durch einfachen Frachtbrief von denen der Berjendung mit Ladeſcheinen getrennt zu 
halten, wurde für den Art. 324 des Entwurfs folgende Fafſung in Vorſchlaz 
gebracht: 

„Der Yrachtführer tft nicht anders zur Außlieferung des Yyradhtaut: 
verpflichtet, ald gegen Einhändigung des den Empfänger legitimirende: 
Exemplars des Ladefcheind, auf weldem die Ablieferung des Guts zu 
bejcheinigen ift.” 

Zur Begründung dieſes Antragd wurde hervorgehoben, ed jei nicht angemeften. 
dem Yrachtführer zuzumuthen, daß er erft abliefere, und dann gewärtig jei, ob ihr 
der Empfänger eine Empfangdbejcheinigung geben werde, die beiderjeitigen Leiftun 
gen müßten vielmehr Zug um Zug erfolgen. Es wurde jedoch eingewendet, te 
erwähnte Antrag werde fih in der Praxis nicht durchführen laſſen, da nothwenti; 
die Leiftung des einen Theild der Leiftung.deö anderen Theils vorangehen mürke. 
Um aber alle Bedenken hierüber zu befeitigen und audzudrüden, daß die beider 
jettigen Leiftungen, foviel thunlich, Zug um Zug geihehen müßten, wurde vorge 
fchlagen, ftatt „Nach Ablieferung des Frachtguts“ zu feben: „Segen Abliefe 
rung 2c.” und diefer Vorſchlag unter Ablehnung des vorftehenden Antrage® ange 
nommen (Prot. ©. 853—855), jo daß der Artikel in dem Entwurfe I. Leſung 
folgende Yaflung erhielt: 

„Art. 355. 

Gegen Ablieferung der Ladung werden dem Yrachtführer Die Durd 
ihn audgeftellten Ladeſcheine zurüdgegeben oder wenigitend einer ter 
jelben, auf welchem die Ablieferung der Ladung zu beicheinigen ift.* 

In Rüdficht darauf aber, daß in II. Leſung beichlofien worden war, über 
Duplikate der Ladejcheine im Geſetze nichts zu fagen, erhielt der Artikel al Art. 39: 
des Entw. II. Leſung folgende Fafſung: 

„ver Frachtführer ift zur Ablieferung des Guts nur gegen Rückgabe 
bed Ladeſcheines, auf welchem die Ablieferung des Gutes befcheinigt if. 
verpflichtet.” (Prot. S. 1249), 

und ging in diefer Yorm mit der in III. Leſung bewirkten Modifikation, daß fir 
„beſcheinigt iſt“ geſetzt wurde: „zu beicheinigen ift", tin ‚dad Geſetz über. (Bre:. 
©. 4775, 5105.) Bgl. bierzu Entw. Art. 391 und Prot. ©. 2238, 2239. 


182) „Der — in zur Ablieferung des Guts nur gegen Rückgabe 
des Ladeſcheins .verpflichtet.“ 


Dem gemäß Art. 417 9.0.8. legitimirten Empfänger gegenüber tft ber 
Frachtführer nah Art. 418 zur Ablieferung des Guts nur gegen Rüdgabe te: 
Ladeſcheins verpflichtet. 

Ueber den Begriff „Srachtführer" (Art. 414 Nr. 2) vgl. Bi. I. Anm. 1 
©.2—38; ferner über „Ablieferung ded Guts“ Bd. I. Anm. 40 ©. 218f. und Bd. II. 
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Anm. 84 ©. 138. Iſt ein Ladeſchein nicht audgeftellt, fo greift Die Vorſchrift 
des Art. 403 Plap. Iſt aber ein Ladeichein audgeftellt, fo ift die Norm bes 
Art. 403 infofern modifizirt, als an bie Stelle des durch den Frachtbrief bezeich- 
neten Empfängers (Art. 403) der nad dem Ladeſchein oder deflen Snboffament 
egitimirte (Art. 417) tritt. 

Aber auch dieſem legteren gegenüber entjteht die Ablieferungspflicht ded Fracht⸗ 
führer8 nur, wenn die weitere Boraudfegung erfüllt wird, nänlich der legitimirende 
Ladeſchein dem Frachtführer zurüdgegeben werden kann: „nur gegen Rüdgabe 
des Ladeſcheins“. 

Das Verhältniß iſt einfach und die Ablieferungspflicht des Frachtführers klar, 
wenn der Ladeſchein nur in einem Exemplare ausgeſtellt ift, dieſes eine Exemplar 
ſich in den Händen des legitimirten Empfängers befindet und von ihm zurück⸗ 
gegeben bezw. behufs Rückgabe präfentirt wird. Schwieriger geftaltet ſich bie 
Frage, wenn mehrere Ladeſcheinexemplare audgeftellt find. 

Die Vorſchriften des H⸗G.B. über den Ladeſchein (Art. 418—419) nehmen 
auf die Ausstellung eined joldhen in mehreren &remplaren überhaupt feine Rüd- 
ſicht, fegen vielmehr überall die Ausftellung in nur einem Gremplare voraud. Es 
müffen baber, wie bereitd oben Anm. 158 ©. 7u.9 und Ann. 159 ©. 19 be- 
merkt, die Beftimmungen bed Seerechtd zur analogen Anwendung herangezogen 
werden. 

1. Darnach kann zunihft — arg. Art. 647 Alin. 1 und Art. 652 — als 
Regel angenommen werden, daß, wenn der Ladeſchein in mehreren Sremplaren 
auögeftellt ift, ber Frachtführer an fich verpflichtet ift, am Beftimmungdorte dem 
legitimirten Snbaber auh nur eined Eremplard die Güter audzuliefern. Prin⸗ 
zipiell genügt die Rüdgabe eined Eremplard, Inhalts defien der Präfentant zur 
Empfangnahme gemäß Art. 417 Iegitimirt ift, ed ift nicht die Rüdgabe ſämmt⸗ 
liher Exemplare erforderlich. 

Sn den Motiven der bezüglihen Stelle ded Seerechts (Mot. S. 268—270) 
ift diefer Sap, wie folgt, begründet: „Zur Legitimation des Ladungsempfängers 
und zur Begründung ded Anſpruchs auf Auslieferung der Güter genügt ftetd ein 
Exemplar des Konnofjementd. Denn die Abficht bei Ausſtellung mehrfacher Erem- 
plare defielben Konnofjementd ift regelmäßig nicht die, daß mehrere Cremplare in 
Girkulation kommen follen. Vielmehr fol der Regel nah nur eind cirkuliren, 
die übrigen in den Händen der bei dem Geſchäft ald Abjender oder Vermittler 
Betheiligten zur Kontrole bleiben. Der Empfänger kann deöhalb nicht, wie das 
Allg. Landrecht ($$ 1716, 1655, 1720) vorjchreibt, alle Eremplare bei Auslieferung 
ter Waare dem Schiffer zurüdgeben, jondern nur dasjenige, welche er in Händen 
bat. Die Beitimmung bed Allgem. Landrecht3 ift, wie allfeitig anerkannt wird, 
praftiich unaudgeführt geblieben. Auch da aber, wo ausnahmsweiſe mehrere Erem- 
plare in Cirkulation gejegt werden, wenn der Abjender 3. B. der Sicherheit 
halber auf verjchiedenen Wegen dad Konnofjement den Empfänger zufommen 
laffen will, ober wenn er ein Gremplar feinem Korrefpondenten zur einftweiligen 
Aufbewahrung überfchict, während er bad andere zum Berkauf auf den Markt 
bringt, auch in dieſen Fällen gebt die Abficht dahin, dag alle in Girkulation ge 
jepten Gremplare bis zur Ankunft der Waare in dieſelbe Hand gelangen, alſo keine 
Kolliſion entſteht.“ (Vgl. auch Makower ©. 397 Anm. 155.) 

Bei der J. Leſung des Seerechts (Prot. S. 2238, 2239) wurde ſodann noch 

7 % 
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ausbrüdlich hervorgehoben, daß die bezügliche Beitimmung für dad Konmofjemert 
(ded Art. 647 Alin. 1 und Art. 652) bei den Beitimmungen über den Ladeſchein 
nur deshalb weggeblieben ei, weil im Geſetze nichts von Duplikaten des Late 


icheind gejagt werden follte. Im Uebrigen fei Die vorliegende Beitimmung ohne 





Zweifel wohl begründet und zwar ſelbſt bezüglich der nit an Ordre Tautenten 
Konnofjemente. Im gewöhnlichen Verkehre unterbleibe allerdings gewöhnlid ti: 
Rückgabe ded Konnofjements, indeffen fei Died doch Sache des Bertrauend, und ter 


Schiffer müſſe das Recht haben, auf deſſen Rüdgabe zu beſtehen, wenn er tm 
Empfänger volled Vertrauen zu ſchenken Anftand nehmen follte. 

Mas die Form der Rüdgabe anlangt, fo war urjprüngli im Preuß. Ent 
wurfe vorgefehen, daß dieſelbe erft nach Ablieferung des Frachtguts bezw. der 
Ladung erfolgen, der Empfänger alſo nacdhleiften ſolle. (Bgl. Art. 324, 491 te 
Preuß. Entw., Mot. ©. 177,270.) Späterhin wurde jedoch fowohl für den Late 
ſchein (Prot. ©. 853—855 Art. 355, Prot. S. 1249 Art. 391), als auch fürt2 


Konnoſſement (Prot. ©. 2238 f. Art. 531) befchloffen, daß die Ablieferung Zuz 
um Zug „gegen Rüdgabe” des Papierd zu erfolgen habe, weil dem Fradtı 


führer eine Vorleiftung nicht zugemuthet werden könne. Allerdingd wurde wieer 


bolt (Prot. ©. 854 und ©. 2239) auf die Schwierigkeit beider Leiftungen Zuz | 


um Zug bingewiefen und Died fogar als unaudführbar bezeichnet. Indeß mut: 
entgegnet, Die beanftandete Faſſung müſſe beibehalten werden; bei bem firengen 


Berpflichtungen, die der Schiffer Durch Zeichnung des Konnoffement3 übernommen 


habe, jei e8 nothwendig, audzufprechen, daß Feiner ber Sntereffenten, und namen: 
lich der Schiffer nicht, mit feiner Leiſtung voranzugehen ſchuldig fei. Praktiſche 
Berwidlungen würden hieraus nicht entftehen, fondern gewiß ftet3 eine Ausgleichunz 
erfolgen, wie 3. B. in ber Weife, daß ber Schiffer fi, wenn er nicht unbedingt 
Bertrauen ſchenken wolle, mit dein Nachweis, daß der Empfänger das Konnefle 
ment wirflich befige, oder mit der Deponirung des Konnoffementd bei einem Dritten 


bis nach gejchebener Entlöfhung begnüge u. dgl. (Bol. auch Makower SW | 
Anm. 163.) „Ausgehändigt wird nur gegen da3 Papier‘. (Endemann $ 18 


©. 742, Art. 303 Alin. 3 H.G.B., Art. 39 W.-D., Anſchütz und v. Völdern— 
dorff ©. 140 IV., Wehrmann ©. 225). 


Meber die Yrage, an welchen Orte ber Frachtführer zur Ablieferung des 


Gutes gegen Rückgabe des Ladeſcheins verpflichtet if, ob nur am Beſtimmunge 
«orte oder auch bereitö unterwegs, vgl. Anm. 179 ©! 91 zu Art. 417. 
Die Rechtswirkung der Rüdgabe eined Eremplard des Ladeſcheins (beir- 


Konnoſſements) Zug um Zug mit der Ablieferung bed Guts ift alsdann bie, daß 


ber Frachtführer bezw. Schiffer, wenn er einem gehörig legitimirten Empfänge 
auf ein Eremplar die Ladung abgeliefert hat, feine Verpflichtung erfüllt hat und 
nicht mehr aus anderen Eremplaren deffelben Ladeſcheins bezw. Konnoſſements ir 
Anſpruch genommen werden kann. In vielen Formularen findet fich deshalb die 
fog. kaſſatoriſche Klaufel, d. h. die Beftimmung, daß, wenn einem Cremplare Or 
nüge geichehen tft, die anderen ihre Kraft verlieren. Es bedarf aber einer ſolchen 
ausdrücklichen Beftimmung gar nicht, da fie aus der Art des Verkehrs mit Kor 
noffementen bezw. Radefcheinen von felbit folgt. (Mot. ©. 269, 270, Makower 
©. 400 Anm. 163.) 

So auh Goldſchmidt ($ 72 ©. 692—694 und Anm. 23— 25): „Ti 
Auslieferung der Güter darf regelmäßig verlangt werden ‚und erfolgen nur gegen 
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Nüdgabe des quittirten Konnofjementd. Die mehreren Driginaleremplare des 
Konnoffement3 gelten ald eine Urkunde, daher genügt Borzeigung und Rückgabe 
eined einzigen Gremplard. Sit auf eined die Waare an den legitimirten Inhaber 
ausgeliefert, jo find dadurch von felbft alle übrigen erlofchen, mögen fie die übliche 
Kaftationdklaufel tragen oder niht. EB genügt hierbei, ift aber auch erforderlich, 
daß die mehreren Eremplare fi) als Eremplar eined Konnoſſements bezeichnen 
und das gejchieht ſchon durch Die Angabe der Zahl.“ Ferner Puchelt (II. ©. 411 
Nr. 2): „Wegen der Duplikate wurde auch hier nichts beftimmt. Da aber die 
Legitimation in Art. 417 geregelt ift, jo muß die quittirte Rückgabe des zur Legi— 
timation hinreichenden Sremplared des Kadefcheineß auch hier genügen und infofern 
ift die Analogie des Art. 652 zutreffend. Auch bier ift Zug um Zug zu erfüllen.“ 
Und Makower (©. 411 Anm. 43): „Dur die Yafjung ded Art. 418 ſoll er- 
fennbar gemacht werden, daß die Rüdgabe ded quittirten Ladeſcheins und die Aus- 
lieferung ded Guts, joweit als thunlid, Zug um Zug erfolgen müfjen.“ 

2. Die Regel ad 1, daß bei Außftellung des RKadefcheind in mehreren Erem- 
plaren der Srachtführer gegen Rüdgabe auch nur eined Eremplard zur Ablieferung 
verpflichtet ijt, erleidet nach Analogie der Beftimmungen über das Seelonnofiement 
bezüglich der an Drdre (bezw. auf Inhaber oder in blanco) geſtellten Radejcheine 
zunädhft dann eine Ausnahme, wenn der Abfender die Ablieferung ded Gutes 


verlangt oder wenn ein Ladeſcheininhaber an einem anderen, ald am Be . 


ftinmungdorte, diefe Forderung erhebt. In beiden Yällen genügt die NRüdgabe 
eined Eremplard ded Ladeſcheins nicht, jondern ift die ſämmtlicher Eremplare 
erforderlih. Denn Art. 661 (Alin. 1 und 2) beftimmt (vgl. Art. 416) ausdrück⸗ 
ih, daß, nachdem der Schiffer ein an Drdre lautendes Konnoſſement audgeftellt 
hat, er den Anweilungen bed Abladerd wegen Zurüdgabe oder Außlieferung der 
Güter nur dann Yolge leiften darf, wenn ihm die ſäammtlichen Eremplare bes 
Konnoſſements zurüdgegeben werden, und daß daffelbe auch in Anjehung der An- 
forderungen eined Konnojjementsinhabers auf Auslieferung der Güter gilt, 
jo Tange der Schiffer den Beftimmungshafen nicht erreiht hat. In Ueberein- 
ſtimmung damit bemerkt Goldſchmidt ($ 72 ©. 695): „Die Auslieferung darf 
nur gegen Rüdgabe jämmtlicher Sremplare erfolgen, falls ein Drödre- (bezw. In⸗ 
baber- oder Blanko-) Konnofjement audgeftellt ift und entweder der Ablader Zurüd- 
gabe oder anderweitige Außlieferung der Güter, gleichviel ob im Beltimmungs- 
bafen oder anderdwo, oder falld ein Konnofjementsinhaber in einem anderen ald 
tem Beſtimmungshafen, jelbft nad) beendeter Reife, die Auslieferung verlangt.“ 
(VBgl. au Anm. 26—28 a. a. O.) 

3. Eine zweite Ausnahme von der Regel ad 1, wonach die Nüdgabe eine 
von mehreren Eremplaren genügt, aber auch erforderlich ift, beftebt in Analogie 
de Art. 661 Alin. 4 H.G.B. (gegen die Annahme diejer Analogie |. Gold- 
ſchmidt ©. 765 Ann. 94 Nr. 2 und Pudelt II. ©. 410, für: C. 5. Koch 
©. 422 Anm. 57 und oben Anm. 176 ©. 80) darin, daß, wenn der Ladeſchein 
niht an Ordre — mithin auf Namen — geftellt ift, der Frachtführer zur Zurüd- 
gabe oder Auslieferung der Güter, ohne Beibringung auch nur eines Eremplard 
verpflichtet ift, fofern der Abſender und der im Ladejchein bezeichnete Em- 
Pfänger in die Zurüdgabe oder Auslieferung der Güter willigen. Jedoch kann 
in diefem Falle, wenn nicht ſämmtliche Exemplare des Ladeſcheins zurüdgeftellt 
werben, ber Frachtführer wegen ber deshalb zu beforgenden Nachtheile zuvor Sicher- 
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ftellung fordern. (Bgl. die Moetivirung Liefer Beſtimmung oben bei Art. 416 
Anm. 176 S. 80 und Brot. ©. 2228-2230.) Bgl. femer Goldſchmidt $ 72 
©. 697 und Anm. 32: „Die Außlieferung darf und muß ohne Rüdgabe aud 
nur eines Konnofjementderemplard und jelbit vor beendigter Reife erfolgen, falls 
der Ablader mit Zuftimmung des bezeichneten Empfänger eined Namenskonnoſſe⸗ 
ments tie Auslieferung verlangt, da dem Inhaber eine oder mehrerer Eremplare 
eined Namendfonnofiementd die dem bezeichneten Empfänger entgegenftehenten Ein- 
reden entgegengejtellt werten dürfen. Wegen der gleichwohl mögliden Weiterungen 
und Nachtheile darf jedod der Schiffer, bei Nichtrüdgabe ſämmtlicher Konnche- 
mentderempfare, zuvorige Sicherheitöfeiftung beanſpruchen.“ 

4. Eine dritte Audnahıne endlich von der Regel ad 1 findet nah Analoz’e 
des Art. 648 H..©.-B. ftatt, wenn der Frachtführer die Güter noch nicht au 
geliefert hat und fih mehrere legitimirte Ladeſcheininhaber melden. 
Alddann ift der Frachtführer verpflichtet, fie ſämmtlich zurüdzuweiien, die Güter 
gerihtlih oder in einer anderen ficheren Weiſe niederzulegen und die Ladeſchein⸗ 
inhaber, weldye fich gemeldet haben, unter Angabe der Gründe jeined Berjahren: 
hiervon zu benachrichtigen. Auch ift er, wenn die Niederlegung nicht gerichtlid 
geihieht, befugt, über fein Verfahren und veffen Gründe eine öffentliche Urfunte 
errichten zu lafjen und wegen der daraus entjtehenden Koften in gleicher Art wie 
- wegen der Fracht fih an die Güter zu halten. 

Der Preuß. Seerechtdentwurf (Art. 489 Alin. 2) legte ſogar bei Derartigen 
Kollifionsfällen dem Schiffer die Verpflichtung auf, Proteft aufnehmen zu laflen. 
„Es ift — beißt es in den Motiven ©. 177, 269 — nit Sache des Schiffers, | 
über die Eollidirenden Anſprüche zu entjcheidten. Er befreit ſich von feinen Ber 
pflichtungen, wenn er unter Zurüdweifung aller Konnofjenientsinhaber die Waaren 
gerichtlich oder jonft in ficherer Weile deponirt. In dem Intereſſe der Rheder und 
in dem Intereſſe des Abladerd muß er aber vorher für die Sicherftellung des Be 
weifed jorgen, daß der Depofitiondfall vorlag, d. h. mehrere gehörig legitimirte 
Konnofjementdinhaber ſich gemeldet hatten. Es gejchieht die nach jeerechtlichen 
Gebrauche durd Aufnahme eines Proteftes. Dur den Proteft ijt dann ſowohl 
der Schiffer und Rheder, ald auch, je nad der Sachlage, der Ablader gegen ten 
Anſpruch gejhügt, welchen ein einzelner Konnofjementsinhaber wegen Nichtverat- 
folgung der Waare erheben möchte.” 

In der I. Seerechtsleſung (Prot. ©. 2232—2237) wurde jedoch gegen dieſe 
Pflicht des Yrachtführerd zur Protefterhebung geltend gemacht: „Der Proteft jei 
zwar für den Schiffer und Rheder von großem Nupen, injofern er ein Beweid- 
mittel darüber bilde, daß fi) mehrere Konnoffementöinhaber gemeldet hätten und 
eine justa causa für die Depofition der Waare vorhanden geweſen fei. Eine aus 
drüdliche Beſtimmung darüber, daß der Schiffer proteftiren müjje, ſei aber nicht 
erforberlih, weil er mit Rüdficht auf Die Eriprieplichleit diefer Maßregel wmeiftens 
hen von felbft zur Protefterhebung jchreiten werde, ja fie jei ſogar gefährlid, 
weil fie zu der irrigen Auslegung führen könnte, als follte der Fortbeſtand ber 
Rechte ded Berfrachterd von der Protefterhebung abhängig und dieſer nur im Falle 
ber lepteren befugt fein, der Klage eined Konnofjementäinhaberd mit der Einrede 
entgegenzutreten, es habe fich noch ein anderer gemeldet.“ Aus dieien Gründen 
wurde von ber obligatorifchen Vorſchrift der Protefterhebung Abftand genommen. 
— Ferner wurde auf die Bemerkung eines Mitgliedes, ob es Hicht erforderlich fei, 
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zu beftimmen, daß der Schiffer der Weilung der Konnofjementdinhaber Yolge 
leiften müfle, wenn diefelben ſämmtlich darüber einig jeien, bei wem die Waare 
deponirt werden folle, entgegnet, daß es hierüber keiner bejonderen Beftimmung 
bebürfe, denn wenn die Konnofjementsinhaber Darüber einig feien, daß der Schiffer 
einem aus ihrer Mitte die Waaren gebe, fo höre die Konkurrenz, welche bie 
Borausfegung ded Artiteld bilde, wenigftend dem Schiffer gegenüber auf, vorhanden 
zu fein. Daflelbe könne aber auch dann erzielt werden, wern die Waare bei einem 
Dritten beponirt werben folle, indem diefer Dritte durch MWebertragung eined 
Sremplard des Konnofjement3 und einen unter Vorbehalt ihrer gegenfeitigen Rechte 
dem Schiffer gegenüber erflärten Rüdtritt der Konnofjementsinhaber ausſchließlich 
zum Empfang ber Waaren berechtigt werben könne. — Dem Antrage enblid, die 
Depofitionspflicht auf den Yall zu beichränten, daß fich Die mehreren Konnofjements- 
inhaber gleichzeitig bei dem Schiffer melden würden, wurde entgegengehalten, 
daß dies einer Aufhebung der Depofitionspflicht gleihlomme, denn der Fall, daß 
die Konnofſementsinhaber zu gleicher Zeit fich bei dem Schiffer meldeten, ſei gewiß 
ganz außerordentlich felten und made darum auch feine beiondere Beftimmung 
nothwendig. Die Depofitionzpfliht müffe, wenn fie dem Bebürfnifie genügen 
iolle, Geltung haben, fo lange die Waare noch nit an einen Konnofjements- 
inhaber audgeliefert ſei; die Depofitiondpflicht beſchränke ſich natürlich auf den bei 
erfolgter Meldung eined weiteren SKonnofjement3inhaberd? nod nicht audge- 
lieferten Theil der Ladung. Der früheren Meldung eines Konnoffementsinhaberd 
Eönne, jelbft wenn dieſer eine Erklärung des Schifferd, daß er die Güter ihm auß- 
liefern werde, erlangt haben follte, an und für fi) und ohne die wirkliche Aus- 
lieferung fein Borzug vor den jpäteren eingeräumt werden, wenn nicht ganz gefähr- 
liche Unzuträglichkeiten entftehen follten. 

So ud Gad (©. 301): „Unter den Anfprüchen, welche vor Aushändigung 
der Güter aus mehreren Sremplaren erhoben werden, vermag ber Frachtführer den 
befier Berechtigten nicht zu erkennen. Er befreit fi), indem er die Güter gericht. 
fih oder in einer anderen ficheren Weiſe niederlegt." Berner Goldſchmidt ($ 72 
©. 696 und Anm. 29—31): „Die Auslieferung darf mur gegen Rüdgabe fämmt- 
licher Eremplare erfolgen, falls fih vor völlig beendigter. Auslieferung mehrere 
legitimirte Inhaber, gleichviel ob eined Drdre- oder Namenskonnoſſements, melden. 
Einigen ſich diejelben nicht, jo muß der Schiffer, ohne Rückſicht auf die Priorität 
der Meldung und ob er fich bereitd an einen berjelben zur Audlieferung bereit er- 
Härt hätte, fie ſämmtlich zurüdweifen, die Güter gerichtlich oder fonft ficher bepo- 
niren und davon die Konnofjementsinhaber, welche fich gemeldet hatten, unter An⸗ 
gabe der Gründe benachrichtigen.” Vgl. Makower Anm. 151 zu Art. 648. 

5. Der Frachtführer hat ſonach, wie durch Art. 648 anerkannt ift, über die 
Stage, wen von mehreren fich meldenden Sadeichein- oder Konnofjementäinhabern 
das Vorzugsrecht gebühre, Entſcheidung nicht zu treffen. Cr darf weder beliebig 
einen Radejcheininhaber wählen, noch braucht er fich mit allen in Prozeß einzu: 
Iafjen, vielmehr hat er zu deponiren und ſchützt fich durch die Depofition, indem 
er den Ladeſcheininhabern die weitere Audtragung der Sache unter fich zu über- 
laften hat. (Prot. ©. 2233.) 

Für den Richter, der alddann die materielle Frage ded Vorzugsrechts bezw. 
des befieren Rechts unter den mehreren fi) meldenden Tabeicheininhabern zu ent. 
ſcheiden Hat, ift analog der für die Kollifion zwiichen mehreren Konnofjements- 
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inhabern aufgeftellte Grundfag ded Art. 651 maßgebend: Darnach geht, falls ber 
Schiffer die Güter noch nicht audgeliefert hat, unter mehreren ſich meldenten 
Konnofjenentsinhabern, wenn und foweit die von denfelben auf Grund der Kon- 
noflement3übergabe — Art. 649, 650 — an ben Gütern geltend gemachten Rechte 
follidiren, derjenige vor, defien Eremplar von dem Bormann, welcher mehrere Kon- 
nofjement3eremplare an verſchiedene Perſonen übertragen bat, zuerft ber einen 
dieſer Perjonen dergeftalt übergeben tft, daß bDiefelbe zur Empfangnahme ter Güter 
legitimirt wurde. Bei dem nad) einem anderen Orte überjandten Cremplare wir 
die Zeit der lebergabe durch den Zeitpunkt der Abſendung beſtimmt. 

Erläuternd. bemerkt hierzu Goldſchmidt $ 74 ©. 729—732 (und Anm. 14 ff. 
eod.): „Soweit die Anſprüche der mehreren Konnofjementsinhaber nicht Tollibiren, 
verftändigen fie fih, 3. DB. der eine prätendirt Eigenthum, aber mit Anerfennung 
des dem andern zuftehbenden Pfandrechts. Soweit aber ihre Rechte Tollidiren, kann 
nur einer der Berechtigte fein, weil für Detention, juriftiiden Bells, Eigenthum 
ein gleiches Necht Mehrerer undenkbar ift. Dies ift in der That der Fall. Die 
mehreren Driginaleremplare des Konnofjementd gelten nicht allein gegenüber dem 
Schiffer, jondern in allen Beziehungen rechtlich nur ald Eined. Der Schiffer de 
tinirt jomit immer nur für einen Konnofjementdinhaber, und nur einer ift.Detenter, 
juriſtiſcher Befiger, Eigenthümer, nämlich ver berechtigte Konnoſſementsinhaber. 
Ueber die Berechtigung aber entjcheidet an fidh, eben weil dad Recht ein au 
ſchließendes ift, die Priorität der Begebung von demjelben Bormanne, und, nur in 
Ermangelung diefer, die Prävention: die Auslieferung. Das Deutihe H.G.B. 
bat jedoch zur Vermeidung praktischer Schwierigkeiten die Folge umgefehrt. Es 
entjcheidet zunächft die Prävention, natürlich nur die ordnungdmäßige im. Beftim- 
mungshafen. Hat aber Fein legitimirter Konnofjementsinhaber ordnungsmäßig vom 
Schiffer die Auslieferung der Waare erlangt, ſondern ift diejelbe noch an Schiffe 
bord. oder deponirt, oder hat zwar ein fegitimirter Konnoffementsinhaber, aber vor 
der Ankunft des Schiffes im Beitimmungshafen. oder nachdem fich bereitd ein an- 
berer legitimirter Konnofjementdinhaber gemeldet hatte, die Auslieferung erlangt, 
fo enticheidet die Priorität der Begebung von dem gemeinfhaftlihen Vormann ber 
Art, dab der legitimirte Empfänger und alle ſpäteren Erwerber des zuerft bege 
benen Exemplars dem erften Empfänger und allen jpäteren Erwerbern des zweiten 
Eremplard, ohne Rüdficht auf die Priorität der folgenden Begebungen der mehreren 
Cremplare vorgehen. Zeitpunkt der Begebung tft an ſich nicht der Moment ver 
Abjendung, fondern der Uebergabe des Konnofjementd, doch ift, zur Abfchneitung 
von Streitigfeiten, ber erftere für maßgebend erflärt. Läßt ſich endlich auch bie 
Priorität der Begebung nicht ermitteln, oder find die mehreren &remplare nicht 
durch einen gemeinfchaftlihen Bormann begeben — mas ohne Delikt ſchwer benf- 
bar ift —, jo find die Rechte der mehreren Konnofjementäinhaber die gleichen. Es 
ift nun aber nicht etwa zu theilen, jondern es ift feiner unter ihnen im Befig, 
denn der rechtmäßige Konnofjementsinhaber, für den der Schiffer betinirt, läßt fich 
nicht ermitteln. Es gilt, ald ob kein Konnofjement audgeftellt worden wäre, und 
die mehreren Konnofjementsinhaber können nur ihre anderweitigen Rechte gegen 
Bormann bezw. Ablader geltend machen.‘ 

Bol. über die fonft noch möglichen Kollifiondfälle bei Anfprüchen obligatorifcher und binz- 
licher Natur: Goldſchmidt $ 74 ©. 726-729, Makower Art. 651 Anm, 153.1 
6. Die Worte „nur gegen Rüdgabe ded Ladeſcheins“ find endlich nicht etwa 
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dahin reſtriktiv aufzufafien, daß dem Empfänger bezw. Inhaber des Ladeſcheins 
andere Begenleiftungen überhaupt nicht obliegen. Vielmehr hat — abgefehen von 
ber Rüdgabe ded Ladeſcheins — der Iegitimirte Inhaber defjelben, wenn er bie 
Auslieferung verlangt, alle diejenigen &egenleiftungen zu erfüllen, welche nach Sn- 
halt des Ladefcheind der darin bezeichnete Empfänger zu übernehmen bat. Denn 
der Ladeſchein ift nur unter diefer Vorausſetzung vom Frachtführer audgeftellt und 
ber Inhaber des Ladeſcheins kann die Rechte aus dem Ladeſcheine nur unter gleich- 
zeittger Erfüllung der darnach dem Frachtführer zuftebenden Gegenleiftungen gel- 
tend machen. Es ergiebt fich dies ſchon aus Art. 415 und ebenfo aus Art. 419, 
welcher dem, Srachtführer, auch wenn ein Ladeſchein audgeftellt ift, abgeſehen von 
ben befonderen Beſtimmungen der Art. 415—418, im liebrigen alle diejenigen 
Pflichten und Rechte zumeift, welche nach den allgemeinen gejeglichen Beftimmun- 
gen (Art. 390 ff.) dem Frachtführer zuftehen. (©. unten Anm. 185 S. 109 zum 
Art. 419, ferner Goldſchmidt 8 72 ©. 697—699.) 


183) „Gegen Rüdgabe des Ladeſcheins, auf welchem Die Ablieferung Bes Gnts 

zu beiheinigen if.“ 

Die Rüdgabe des bloßen Ladejcheind genügt nicht, um die Ablieferungdpflicht 
ded Frachtführers eriftent zu machen. Es ift ded Weiteren für erforderlich erklärt, 
daß auf dem Ladeſchein die Ablieferung des Guts befcheinigt wird. Wenn ber 
Frachtführer — ohne Ladeſchein — lediglih auf Grund eined einfachen Fracht⸗ 
brief3 abliefert, jo ift ihm dur das H.G.B. ein Recht auf Empfangsbeſcheini⸗ 
gung nicht gegeben bezw. dem Empfänger die Pflicht zur Quittungsleiſtung nicht 
auferlegt, died vielmehr der Entſcheidung nach allgemeinen civilrechtlihen Grund- 
jägen überlafien. (Brot. ©. 854, 855.) Die bei Ablieferung auf Grund eined 
Ladeſcheins hier ausnahmsweiſe fpeziel vorgefchriebene Quittirungspflicht des 
Empfängers ift — wie Puchelt II. ©. 412 Nr. 4 bemerkt — eine nothwendige 
Folge der formalen Natur des Labeicheind und findet fi auch in Art. 303 Abſ. 3. 

Art. 418 enthält die befondere Vorichrift, daß der legitimirte Inhaber des 
adeicheind den Empfang des Gutes zu quittiren hat, und zwar auf bem Lade» 
ſchein felbft, nicht in Form einer nebenher laufenden Quittung. Leptere — ge- 
trennt vom Ladeſchein — braucht der Frachtführer nicht anzunehmen bezw. als 
Gegenleiftung gelten zu laſſen. 

Die Quittungsleiſtung fol ferner — wie die Rüdgabe des Ladeſcheins über- 
haupt — Zug um Zug gegen bie Ablieferung des Guts gefhehen. Der Preuß. 
Entwurf (Art. 324 und 491) ſah allerdingd nur eine nachträgliche Duittungs- 
leiftung (‚Nach Ablieferung zc.) vor. 

Die Motive des Preuß. Entw. zu der analogen Vorſchrift des Seerechts be 
merken zur Begründung: „Zum Beweiſe, daß dem SKonnofjement Genüge ge- 
ſchehen, Kann der Schiffer aber nach Ablieferung der Ladung Quittung und Heraus- 
gabe der in ben Händen des Empfängers befindlichen Konnoffementderemplare for- 
dern. Bon verſchiedenen Sachverftändigen tft zwar behauptet worden, die Heraud- 
gabe des Konnofſements Seitend des Labungsempfängers ei weder gebräuchlich, 
noch praktiſch zuläffig; der Empfänger brauche dafjelbe häufig noch bei etwaigen 
Streitigkeiten mit dem Ablader. Bon anderer jachverftändiger Seite (vgl. Brind- 
mann, Handelöreht S. 342) wird dagegen die Aushänbigung des Konnofſements 
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als gebräuchlich und zuläffig behauptet; und da bie legtere Meinung mit den all 
gemeinen civilrechtlihen Regeln übereinftimmt, fo bat fih der Entwurf ihr ange 
ichloffen und fchreibt zugleih Duittung des Schifferd auf dem Konnofjemente vor.” 

Zn den fpäteren Lejungen (Prot. ©. 853—855, 1249, 2239, 4775, 5105) 
wurde aber die Rüdgabe des Ladeſcheins und Duittungsleiftung (f. oben Anm. 181 
©. 95) Zug um Zug gegen Ablieferung des Guts beichlofien. Hervorgehoben 
wurde (Brot. ©. 2239), daß zwar gewöhnlich die Rückgabe des Konnoſſements 
unterbleibe, doch fei dad Sache des Vertrauens und der Schiffer habe ein Redt 
auf die Rüdgabe. Die Auslieferung habe ftreng Zug um Zug zu gefchehen, nur 
werde ber Schiffer fi wohl meift mit dem Nachweis, daß der Empfänger das 
Konnofjement wirklich befiße oder mit deffen Deponirung bei einem Dritten bi 
nach beendigter Töjchung begnügen. Eine theilweiſe Duittirung des Konnofie 
ments aber jet fchon deshalb nicht zu umgehen, weil große Ladungen nicht anf 
einmal, jondern nur nach und nach entlöjcht werden könnten, und jchlieglich ans 
den einzelnen Empfangdbeftätigungen müfle ermittelt werden können, wie viel ber 
Schiffer im Ganzen abgeliefert babe. 

Dal. Goldſchmidt $ 72 ©. 693 und Anm. 23, Makower S. 400 Anm. 163, Rebr- 
mann ©. 225, Ackermann in Buſch's Arch. Bi. 4 S. 425. 

„Die Berechtigung wie die Verpflichtung — bemerkt Anſchütz und v. Bäl- 
derndorff ©. 140 IV. — haftet an dem Papiere, der Schuldner ift nur gegen 
Aushändigung des quittirten Papierd zur Erfüllung verpflihte. Ohne Rüd- 
empfang bed Papierd läuft der Schuldner Gefahr, dem dritten Inhaber defielben 
nochmals leiften zu müflen. Aus biefem Grunde Tann der Schuldner bei theil 
weiſer Erfüllung auch verlangen, daß über die Theilleiftung auf dem Papiere jeltt 
quittirt und diefelbe auf dem Papiere abgejchrieben wird. (W.-D. Art. 39.) Ge 
ihieht dies, fo wirkt die Einrede der Theilleiftung jedem Inhaber bed Papiers 
gegenüber, denn fie tft eine Einrede nad) Maßgabe der Urkunde.” 

Ueber die Form der Quittung bemerft Thöl II. ©. 82: „Der zurüdzı 
gebende Ladefchein muß einen gehörigen Empfangsſchein des Empfängers ent 
halten. Dazu genügt nicht dad Wort „empfangen“ oder „abgeliefert“ oder ein 
gleichbedeutendes, fondern es iſt überdies erforberlich, aber auch genügend bie 
Namendunterjchrift des Empfängers und die Angabe bed Ortes und der Zeit der 
Ablieferung. Der Frachtführer kommt nicht in Verzug, wenn er die Ablieferung 
jo lange zurüdhält, bi der Empfänger einen gehörigen Empfangsjchein auf ben 
Ladeſchein audgeftellt hat.“ 
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Artikel 419. 


Im Mebrigen kommen die Beſtimmungen über die Rechte und 
Pflichten des Frachtführers auch in dem Falle zur Anwendung, wenn 
ein Ladeſchein ausgeſtellt iſt. 


Gefehesmatertalten: Preuß. Entw. fehlt. Motive des Preuß. Entw. fehlen. I. Zeig. Prot. ©. 850, 
b6e. Entw. I. Leſg. Art. 356. II. Leſg. Prot. S. 1249. Entw. IL Leſg. Art. 392. III. Leſg. Brot. 
S. 4775, 5105. Entw. III. Leſg. Art. 419. 


Fiteratur: Allgemeine Ueberjiht: Goldſchmidt, Handb. bed Handeldr. 1. Aufl. I, 1 88 31, 
328.194 f. I, 28 75 5.733 f. (2. Aufl. 8 230). Buſch, Arch. Bo. 7 5. 461 f. v. Rönne, 
Erg. II. ©. 403 f. Voigtel, Literaturüberfiht (Berlin 1876) Rr. 1-5 ©. 102—109, 113, 114. 
Endemann, Deutid. Handeldr. 8 10 ©. 44 f. Behrend, Handb. des HR. 8 14. Thöl, HR. 
IU. S. 1 und 2. Im Einzelnen: Anfhüg u. Völderndorff II. S. 463. Endemann ©. 742. 
Goldſchmidt, Handb. $ 75 5. 763, Anm. 92 5.768. 2. Hahn II. ©. 504, 505. Keypner©. 476. 
C. 5. Koch ©. 423. Makower 5.412. Puchelt IE. S. 412. Wengler S. 402. v. Krämwel 
S. 592, 593. Wehrmann S. 2335. Hillig ©. 53. Bad ©. 300, 301. Gareis 5.351. Uder- 
mann in Buſch's Ard. Br. 4 S. 4235. Thöl IM. S. 84, 85. Kowalzig 5.44 Scheffer und 
Groß 9.449, Brir S. 415. 


Gutfgeidungen des Reichs Oberhandelsgerichts: Byl. die zu Art. 413 und 415 ange 
jührten Erfenntniffe S. 1 u. 53. 


184) Prinzip und Entflebung des Art. 419. 

In den einleitenden Bemerkungen zu Artikel 413 (ſ. Anm. 158 ©. 7u.9) ift 
bereit8 hervorgehoben worben, daß dad D. H.G.B. in den Artikeln 413 bis 418 
mır in den widtigften Grundzügen die den Ladejchein betreffenden Rechtöverhält- 
niſſe regelt, daß dieſe Beftimmungen daher nicht ganz vollftändig find und der Er- 
gänzung aus den über analoge Rechtsinſtitute ergangenen Vorjchriften des H.G.B. 
bedürfen. Der Grund für die gewiffermaßen nur fliggenhafte und in leichten Um⸗ 
riſſen gegebene Behandlung des Ladeſcheins Liegt darin, dab der Ladeſchein — im 
Bergleihe mit dem ihm eng verwandten Seefonnofjement — ein für den Land⸗ 
trandport beftimmted und zur Zeit der Berathung und Emanation ded 9.6.8. 
noch wenig gebräuchliches Trandportpapier war, deſſen Entwidlung im Verkehre 
man erft abwarten und bei defien Normirung man fi daher — um ber weiteren 
Entwicklung nit zu enge Schranken zu fegen — auf wenige allgemeine Grund. 
ſätze beſchränken wollte. Ging man davon aus, daß der Labejchein prinzipiell ein 
lediglich für den Landtransport beftimmtes Trandportpapier jein follte, jo lag ed 
nabe, im Geſetzbuche darauf hinzuweiſen, daß, infoweit die dort gegebenen pofitiven, 
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aus der eigenthünnlichen Rechtsnatur des Ladeſcheins als einer Skripturobligatier. 
(Anm. 160 S. 25) folgenden Beſtimmungen über den Ladeſchein nicht ausreichen 
bezw. der Ergänzung bedürfen ſollten, dieſe — in Berückſichtigung jener Rechts— 
natur mut. mut. — aus den audführlicheren Regeln über den Binnenfradt: 
vertrag zu jchöpfen fei, und diefer Erwägung verdankt in der That auch Art. 419 
des H.G.⸗B., welcher beftimmt, 
daß im Mebrigen (d. 5. abgejehen von ten jpeziellen Vorſchriften der 
Art. 413—418) die Beſtimmungen über die Rechte und Pflichten des 
Frachtführer auch in dem Falle zur Anwendung kommen, wenn ein 
Ladeſchein audgeftellt ift, 
feine Entjtehung. 

Der Preuß. Entwurf, welcher nur von Frachtbriefduplikaten jpricht, enthielt 
eine derartige Beftimmung noch nit. Erft ald in I. Lejung die Bildung unt 
gejegliche Normirung eined bejonderen Binnenkonnofjements, des Ladeſcheins, an 
Stelle ded Frachtbriefbuplifats, beſchloſſen wurde, kam die Frage in Anregung. 
welche Borfchriften in Ergänzung der nur wenigen pofitiv beichloffenen (Art. 348 
bis 355 ded Entwurfs I. Lejung) zur Anwendung kommen follten. Es wurde von 
einem Mitgliede vorgebracht, daß nunmehr eine ganz neue Art von Frachtpapieren 
freirt worden ſei. Su den früheren Bejchlüffen über dad Frachtgeichäft habe man 
nun alle Beitimmungen über dad Verhältniß des Fracdhtführerd und des Empfän- 
gerd auf den Frachtbrief gebaut. Hiernach werde ed nothwendig erjcheinen, einen 
Sag des Inhaltd aufzunehmen, daß alles, was im V. Titel (sc. des IV. Buches 
ded H.G.B.) über Srachtbriefe beftimmt worden, auch von Ladeſcheinen zu gelten 
babe. Der Referent trat diejer Bemerkung bei und behielt ſich vor, desfalls einen 
entfprechenden Zufabartifel in Vorſchlag zu bringen. (Prot. ©. 850.) Dement: 
iprehend wurde noch in I. Leſung mit Stimmeneinhelligkeit ohne Disfuffion fol- 
gende Beitimmung aufzunehmen beſchloſſen: 

„Im Mebrigen kommen die Beitimmungen über die Rechte und 
Pflichten des Frachtführers auh in dem alle zur Anwendung, wenn 
von demfelben ein Ladeſchein audgeftellt worden ift“ und von der Re 
daktiondfommiffion unter Beifügung der Worte „anjtatt des Fracht⸗ 
briefes“ hinter „Ladeſchein“ als Art. 356 in den Entw. I. Leſung ein- 
geſtellt. 

Es wurde hierbei nur vorbehalten, von dieſer Beſtimmung alle diejenigen 
Normen ausdrücklich auszunehmen, welche ſich auf das Klagerecht des Deſtinatärs 
beziehen, weil daſſelbe, ſofern es auf einem Ladeſchein beruhe, ein anderes als das 
aus dem Frachtgeſchäfte ſei. (Prot. S. 862.) 

In II. Leſung (Prot. S. 1249, 1250) wurde bie Streichung der Worte „an- 
ftatt des Frachtbriefes“ beichlofien, da neben Ladeicheinen Frachtbriefe zuläffig fein 
follen (f. Anm. 159 ©. 20). Ferner beantragte hier der Abgeordnete für Bremen 
folgenden Zufag: 

„Zum Ladeſcheine ift jedenfalld ein Dritter anzugeben, an welchen der 
Frachtführer am Beftimmungsorte gegen Bezahlung bed ihm Zufom- 
menden das Frachtgut abgeben darf, wenn der im Ladeſchein bezeichnete 
Smpfänger nicht im Befig des Ladeſcheins ift und fi) der Inhaber des 
Ladeicheind bei ihm nicht vor der Ablieferung an den Dritten meldet. 
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Mit der Empfangnahme des Frachtguts tritt diefer Dritte an die Stelle 
des Frachtführers.“ (Brot. ©. 1242.) 

Da fi jedoch mehrfältig die Abficht geltend machte, es fei fein Grund vor- 
handen, um bei Auöftellung von Ladeſcheinen die Angabe von Nothadreffen im 
Geſetze gebieteriich anzuordnen, der Verkehr werde auch hier, wie bei den See 
handel bereits geichehen, ohne Zweifel die nöthigen Maßregeln hervorbringen, damit 
der Yrachtführer und der legitimirte Empfänger fi finten fönnten, wurde die 
Aufnahme der beantragten Beftimmung abgelehnt. (Brot. ©. 1250.) 

Der bezügliche Artikel 392 ded Entwurf IT. Lefung blieb in III. Leſung um 
verändert (Prot. ©. 4775, 5105) und ging ald Art. 419 in das Geſetz über. 

Mit dem im Art. 419 audgelprochenen Grundfage fteht die in den Berathun- 
gen über den Ladeſchein (Brot. ©. 4768, 4775, 5105) und in der Literatur (vgl. 
Bd. I. Anm. 4 ©. 31 und Bd. III. Anm. 158 ©. 7 u. 9) überwiegend vertretene 
Annahme, daß auch die Anwendung der vom Seelonnoffemente geltenden Grund» 
füge auf Die Ladeſcheine bezw. die Rechte und Pflichten des Frachtführers zuläfftg 
pt, nicht im Widerjpruche. Denn einerjeitd baſiren die wichtigiten und wejent- 
lichſten Grundfäße des Seetransportrechtd gleichfalld auf den Normen des H.G.B. 
über den Binnenfrachtvertrag und andererfeit3 reichen die auf der Vorausſetzung 
der Frachtbriefaugftellung beruhenden Grundſätze über den Fracdhtvertrag vielfach 
zur Ergänzung der der eigenthümlichen Rechtänatur des Ladejcheind entiprechenden 
Normen der Art. 413—4118 nicht aus, fo daß nothwendig auf die audführlicheren 
BVorichriften über dad dem Ladejcheine feiner Rechtsnatur nach eng verwandte See- 
fonnofjement zuridgegriffen werden muß, wie denn auch in den Berathungen 
wiederholt hervorgehoben wurde, daß die Ladeſcheine beim Binnenhandel völlig die 
Stelle der Konnoffemente vertreten follen, daß es ſich lediglich um die Einführung 
eined dem Seefonnofjement nachgebildeten Inftitut3 für den Binnentrandport 
handle, daß der Zweck ded ganzen Snftitut3 dahin gehe, das Prinzip des feeredht- 
lihen Konnofjement3 durch gejegliche Anerkennung und Regelung des Ladeſcheins 
auch auf den Frachtverfehr zu Lande, auf Flüffen und Binnengewäflern zu liber- 
tragen und daß ſich daher, wenn dad Gefeg nur in verhältnigmäßig wenigen 
Sätzen den Ladeſchein beipreche, erwarten laſſe, daß die Lüden des Geſetzes durch 
analoge Anwendung der Beſtimmungen des Seerechts über dad Konnofjement des 
Seeſchiffers thunlichſt ausgefüllt würden. (Prot. ©. 4768, 4769, 4775, 5105.) 

Es ift hiernach zwar prinzipiell und in Gemäßheit der pojitiven Beſtimmung 
ded Art. 419 daran feftzuhalten, Daß zur Ergänzung der Beitinnmungen über den 
Ladeſchein (Art. 413—418), welche die Rechte und Pflichten des Frachtführers be: 
treffen, die Vorſchriften über den Binnenfrachtvertrag (Art. 390—412) beranzu- 
jiehen find, daß aber, infoweit die eigenthümliche Rechtsnatur des Ladeſcheins Died 
erfordert, die Beitimmungen über das GSeelonnofjement bezw. die Rechte und 
Pflihten des Seejchifferd aus demſelben (Art. 644--664 H.G.⸗B.) analog zur 
Anwendung gebracht werden müflen und daher im Zweifel eine Prüfung des Einzel- 
falles geboten iſt. 


185) „m Uebrigen kommen Die Beſtimmungen über die Rechte und Pflichten 
des Frachtführer and in dem Kalle zur Anwendung, wenn ein Lader 
fein ausgeſtellt if.” | | 

Art. 419 fpricht in unmittelbarer Anknüpfung an die vorangehenden Art. 413 
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bi8 418 den Grundſatz aus, daß im Mebrigen die Beftimmungen über die Redte 
und Pflichten des Frachtführer auch in den Yale zur Anwendung kommen, went 
ein Ladeſchein ausgeſtellt ift. 

Dur diefen Zuſaumenhang wird der Sinn der Worte „Im Mebrigen' 
leicht verftändlih. „Im Uebrigen“ heißt: abgejehen von den befonderen Bar: 
ichriften der Art. 413—418, welche principaliter und derartig Geltung haben, tu} 
die allgemeinen Beftinnmungen über dad Frachtgefchäft Art. 390—A12 nm, in 
foweit fie damit nicht im Widerfpruche ftehen, jubjidiär anzuwenden find. „Im 
Vebrigen — bemerkt v. Hahn UI. ©. 504 — d. h. foweit durch die woraudgehen: 
den von Labeicheinen handelnden Artikel nichts Beſonderes feftgelegt if.’ 
Dedgl. Puchelt II. ©. 412: „Ueber ben Ladeſchein enticheiden ausſchließlich die 
Art. 413—418 und nur, foweit dieje nicht entgegenftehen, kommen im alle da 
Ausftellung eines Ladeſcheins die Beitimmungen bed fünften Titels zur Anwen 
dung.“ Und Makower (©. 412 Anm. 2): „Der Art. 419 beftimmt, daß ,in 
Uebrigen” die Beftimmungen über die Rechte und Pflichten des Frachtführer 
auch in dem Falle zur Anwendung kommen, wenn ein Rabejchein ausgeftelt it. 
d. b. daß die gebachten allgemeinen Beftimmungen fubfidiär gelten, inſoweit nidt 
in den Art. 413—418 etwas Andere ausdrüdlich angeordnet iſt (wie z. B. in 
Art. 416), oder ſich aus dem Sinne und Zufammenhange diefer Artifel ergiekt 
(wie 3. B. die Unanwendbarfeit der Art. 404, 405)." | 

Neben den bejonderen gejeglichen Vorfchriften der Art. 413—418 haben auf 
bie auf Grund derjelben oder fonft in Abweichung von ben Art. 390—418 ge 
troffenen vertragsmäßigen Vereinbarungen den Vorrang vor den allgemeinen Be 
ftimmungen über den Frachtvertrag. „Im Uebrigen — ertlärt Thöl, HR. 

©. 84 — d. h. foweit nicht die Art. 413—418 eingreifen, d. b. aljo, da Net 
theils auf Vereinbarungen verweilen, theild Rechtsſätze enthalten, ſoweit nicht bunt 
ben Ladeſchein bernorgerufene Vereinbarungen und Rechtsſätze entgegenfteben, kom 
men die übrigen Vereinbarungen und NRechtöjäge über die Verpflichtungen un 
Rechte des Yracdhtführerd zur Anwendung, ed mögen dieſe übrigen Beitimmungt 
dad Rechtsverhältniß des Frachtführers zum Deftinatär ober zum Abſender be 
treffen“. 

Es entjteht nun weiter die Frage, welde „Beftimmungen über bit 
Rechte und Pflihten des Frachtführers“ hiernach auch für den Fall zu 
Anwendung fommen, wenn ein Ladeſchein außgeftellt ift, oder, negativ gefaßt, meld: 
Beftimmungen der Art. 390-412 in diefen Falle durch Die ſpeziellen Normen de 
Art. 413—418 audgefchloffen oder alterirt werden? In biefer Hinficht herrſcht in 
der Literatur darüber im Wefentlihen UWebereinftimmung, daß in Anbetradt de 
Rechtsnatur des Ladeſcheins and der dafür gejegten Normen der Art. 413} 
die Art. 402—405 9.-©.-B. gar nicht oder doch nur unter bejonderen Bora: 
ſetzungen und Modifikationen zur Anwendung fommen fönnen. 

Vgl. v. Hahn II. ©. 504, Makower ©. 412, Puchelt IL ©. 412, Thöl, RI 
©. 85. 

Diefe Modifikationen faßt v. Kräwel (H.G.B. ©. 593, vgl. aud Brit 
©. 415) zutreffend, wie folgt, zujammen: 

Prüft. man — bemerkt er — die vorbergehenden Beftimmungen dieſes Titel. 
jo werden nur (Art. 390—401 und 406—412 bleiben unberührt, Brix ©. 413) 
bei folgenden Artikeln Aenderungen eintreten: Bei 
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Art. 402, 
an defien Stelle tritt Art. 416; 

Art. 403 
wird durch Art. 417 und 418 erjekt; 

Art. 404. 
Da der durch den Ladeſchein bezeichnete Empfänger allein und ausſchließlich zur 
Berfügung über dad Frachtgut befugt ift (Art. 416, 417), fo muß den Beitim- 
mungen befjelben der Frachtführer unbedingt Folge leiften (Puchelt II. ©. 403 
Nr. 2, Brir ©. 415); 

Art. 405. 
Die Rechte, weldhe nad diefem Artikel dem im Frachtbrief bezeichneten Em- 
pfänger zuftehen, bat der durch ben Ladeſchein bezeichnete Empfänger. Seine 
Befugnig, den Frachtführer auf Auslieferung des Guts zu Belangen, wird aber 
durch Feine nach Maßgabe des Art. 402 ſonſt zuläffige entgegenftehende Anweifung 
des Abſenders auögeichloffen werden können, weil Art. 416 dem enigegenfteht. 
Auf Herausgabe des Frachtbriefs wird der Inhaber des Ladeſcheins über: 
haupt nicht zu lagen haben, da ihm die Uebergabe des Frachtbriefs nicht neue 
Rechte giebt, wie died nach Art. 402 bei Ablieferung des Yrachtbrief? an den im 
Frachtbrief bezeichneten Empfänger der Yal iſt. Dedgleihen Brir a. a. D.: 
„Der Art. 405 modifieirt fidy dahin, daß der legitimirte Inhaber des Ladeſcheins 
ben Yrachtführer wegen der durch den Ladeichein begründeten Anfprüde Fraft 
defielben belangen Tann; ohne durch eine Kontreordre des Abfenderd in diefem 
feinem Rechte beſchränkt werden zu können. (Art. 416.) Inſofern es fich aber 
um die Wahrung der aud dem rachtvertrage für den Abjender hervorgehenden 
Rechte durch den Empfänger handelt (j. Art. 415) bleibt der Art. 405 unberührt.” 

Dieſe Modifikationen erfennt auch Goldvihmidt ($ 75 ©. 763 Anm. 92) 
als richtig an, nur mit der Maßgabe, daß er den Ladejcheininhaber auf Grund der 
Art. 417, 418 vor der Ankunft am Beftimmungsorte ebenjowenig zu dem Ber- 
langen auf Außlieferung ded Outed für berechtigt hält, wie den Yradhtbrief- 
adrefiaten in Gemäßheit der Art. 402-405 H.G.B.; mithin ih diefem Punkte 
eine Modifikation der Pflichten des Yrachtführerd zu Gunſten des Ladefchein- 
inhaberd nicht gelten laſſen will. (Bol. a. a. DO. ©. 765 Anm. 94 ©. 3.) Mm 
deß ift bereitd oben (Anın. 179 ©. 91f.) verjuht worden, in Uebereinftimmung 
mit Kräwel ©. 593, Brir ©. 411, v. Stubenraud ©. 585, Gab ©. 301 
diefe Annahme zu widerlegen. 

Sieht man num von diejen vorftehend aufgeführten, aus der Rechtönatur des 
Ladeſcheins und. den pofitiven Sapungen der Art. 413—418 ſich ergebenden Mopi- 
filationen ab, fo fteht im Webrigen der Anwendung der Beftimmungen über die 
Rechte und Pflichten des Frachtführer auch für den Yall der Ladeicheinaußftellung 
nicht entgegen. Jusbeſondere gilt dies von den Rechten und Pflichten des Fracht—⸗ 
führers in Betreff der z0ll- und fteueramtlichen Behandlung der Güter (Art. 393 
oben Bd. I. Anm. 22 |.) des Beginns, der Ausführung und Vollendung des Trans- 
portd (Art. 394 Bd. I. Anm. 27 f.), der Haftpflicht für eigene Handlungen (Art. 395 
bis 399 Anın. 87 f.), für die Leute (Art. 400 Anm. 66 f.) und dritte Frachtführer 
(Art. 401 Anm. 73f.), der Zahlung (Art. 406 Anın. 106 f.), des Verfahrens bei 
Ablieferungshindernifjen (Art. 407 Anm. 117f.), der Inanfpruchnahme des Fracht- 
führer8 nad Annahme des Guts und Bezahlung der Fracht, fowie der Berfäh- 
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rung (Art. 408 Anm. 125 f.) und ded Pfandrechts (Art. 409-412 Anm. 140 f.). 
„Es können, bemerkt Thöl, H.-R. III. ©. 84 f., au wenn ein Ladeſchein aub- 
geftellt ift, zur Anwendung kommen die Art. 391 bis 401 und 406 bis 413; 
dahingegen find die Art. 402 bis 405 gar nicht oder nur unter befonderen Voraus⸗ 
jegungen anwendbar.” 

In Bezug auf Die Haftpflicht des Frachtführer (Art. 395 f.) hebt Golt: 
ſchmidt ($ 75 ©. 763 Anm. 92) noch befonders hervor, daß ihm die Einreden 
aus Art. 395 auch bei Ausſtellung eined Ladeſcheins zuftehen; ferner in Betreff der 
Konkurrenz mehrerer Frachtführer (Art. 401) bemerkt v. Hahn II. ©. 504, 
505 $ 2: „Hat der Frachtführer, welcher einen Ladejchein ausgeftellt Hatte, bad 
But einem anderen Frachtführer zur Ausführung ded Transports übergeben, jo 
wird dieſer aus dem Ladeſcheine nicht verpflichtet. Hat er dad Gut mit dem ur 
ſprünglichen Yrachtbrief übernommen, jo enticheidet jih dad Rechtsverhältniß gam; 
nad Art. 401. Iſt im Yrachtbriefe auf den Ladeſchein Bezug genommen, ijt in 
bejondere der legitimirte Inhaber des Ladeſcheins ald Empfänger bezeichnet, je 
wird dadurch nicht nur der Inhalt des Ladeſcheins mittelbar auch für den FYradıt- 
führer maßgebend, ſondern dieſer ift auch berechtigt und verpflightigt, die Befolgung 
einer etwaigen, vom Abfender auf Grund ded Art. 402 ihm ertheilten Anweiſung 
abzulehnen, und ift ferner dem Empfänger gegenüber berechtet, dem erften Fracht⸗ 
führer gegenüber verpflichtet, da8 Gut nur gegen Aushändigung des quittirten 
Ladeicheind abzuliefern.” Hierzu führt Goldſchmidt ($ 75 ©. 766 Anm. 9 
Nr. 7) noch an: „daß der Ladeſchein nicht bei Konkurrenz mehrerer Frachtführer 
vorkommen könne, wie Endemann und Kuhn annehmen, ift wohl nicht ge 
gründet. Denn die Uebernahme eined begonnenen Trandportd mit dem Driginal- 
ladeichein erjcheint eben jo wohl zuläjfig, wie mit dem Driginalfradhtbrief und 
Driginalfonnofjement (ſ. a. a. O. $ 72 Note 10). Uebrigens hat Endemann 
feine Anficht fpäter geändert und nad) Analogie des Konnofjementd die Nebernahme 
des Frachtguts mit Driginalladefchein von Seiten eined anderen Frachtführers für 
nicht unzuläffig erklärt. (Hand.-R. $ 158 ©. 712, vgl. auh Gab ©. 300 Nr. 2.) 

Feſtzuhalten ift hierbei ftetd, daß ed fih nur um die Rechte und Pflichten 
des Frachtführerss gegenüber dem Empfänger bezw. Ladejheininhaber 
handelt. Denn für das Nechtöverhältnig zwiſchen Frachtführer und A biender 
find nach der ausdrücklichen Vorſchrift des Art. 415 die Beitimmungen des Yradıt: 
vertrages bezw. Frachtbriefes allein maßgebend, finden aljo die modificirenden Ber- 
Schriften über den Ladeſchein überhaupt Feine Anwendung. Und aud in Betreff 
des Berhältnifjes zwiſchen Frachtführer und Ladejcheininhaber bezw. Empfänger 
ift bei Anwendung ber generellen Beftimmungen über den Frachtvertrag (Art. 391 
bis 401 und 406-412) die redhtlihe Qualifikation des Ladeſcheins als einer 
Skripturobligation nicht außer At zu laffen. Danach modificirt ſich auch — 
wie bereit3 bei Art. 415, ſ. Anm. 173 ©. 66 f. des Näheren erörtert — bie An 
wendung jener Beftimmungen. Während z. B. bie Zahlungspflicht bed Empfän- 
ger3 bei bloßer Austellung eines Trachtbriefes fich nach deffen ausdrüdlichen over 
ftillſchweigend zu präfumirenden Inhalt normirt, ift für Diejelbe bei Augftellung 
eines Ladeſcheins Iediglich der ausdrüdliche Inhalt des Ladeſcheins maßgebend tder- 
artig, daß die nicht im denſelben ausdrüdlih aufgenommenen Beitimmungen bes 
Frachtvertrages gegenüber dem Empfänger feine rechtlihe Wirkung Haben und 
ebenfowenig die Beftimmungen eined nebenher audgeftellten, anders lautenden 
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Frachtbriefs (vgl. Puchelt II. S. 405 Nr. 4, ©. 408 Nr. 5). Auf dieſes Mo- 
ment ift überall bei der Anwendung der generellen Beftimmungen über den Fracht⸗ 
vertrag auf dad durch Ausstellung eined Ladeſcheins bervorgerufene Rechtäverbältnig 
zwiſchen Empfänger und Yrachtführer beſonders zu rüdfichtigen. 

Die fubfidiäre Anwendung der Beftimmungen über die Rechte und Pflichten 
bed Yrachtführers (Art. 390 ff.) auch in dem Falle, wenn ein Ladeſchein audge- 
ſtellt ift, jchliegt — wie bereitö in Anm. 184 ©. 109 des Näheren erörtert ift — 
nicht and, daß die Vorichriften des H.G.B. über dad Seelonnofjement (Art. 644 
bis 664) auf dad Rechtsverhältniß zwiſchen Yradhiführer und Empfänger bezw. 
&adeicheininhaber und vornehmlich auf die Rechte und Pflichten des Frachtführer 
aus dem Ladeſcheine analog zur Anwendung zu bringen und zur Ergänzung 
heranzuziehen find. Es fpridht dafür die enge Rechtsverwandtſchaft des Ladeſcheins 
und des Seelonnoflements, die ausdrüdliche, wiederholte Hervorhebung in ben Be- 
rathungen, daß der Labeichein im Binnenverlehre das Konnofjiement erfegen und 
an feine Stelle treten folle, deshalb auch dieſem in allen weſentlichen Grundſätzen 
nachgebildet und die Lüden aud den entiprechenden Vorjchriften über dad See- 
fonnofiement zu ergänzen feien. (Bol. Anm. 158.) 

In der That hat auch die in den Erörterungen zu ben Art. 413—418 überall 
angeftellte Vergleichung diefer Beftimmungen mit den bezüglichen Borjchriften über 
dad Seelonnofjement (vgl. insbe). Art. 413 mit Art. 644 Alin. 1, — Art. 414 
mit Art. 645, 646, — Art. 415 mit Art. 653, — Art. 416 mit Art. 661, — 
Art, 417 mit Art. 647 Alin. 2, — Art. 418 mit Art. 647 Alin. 1, Art. 652) 
die faft vollftändige Kongruenz in Sinn und Wortlaut ergeben. Diejer Umftand, 
die Uebereinftimmung in allen Prinzipien, berechtigt aber auch zu dem Schluffe, 
daß es die Abjicht der Geſetzgeber gemeien ſei, die ausführlicheren und eingehen: 
beren Vorſchriften über das Seelonnofjement auch auf den Radefchein überall da 
zur analogen Anwendung gebradyt zu ſehen, wo die Inapperen Normen über ben 
Ladeſchein nicht ausreichen und auch in den Borfchriften über den Binnenfradht- 
vertrag eine fubfidiäre Ergänzung nicht finden können. Died ift vornehmlih in 
Betreff der Beftimmungen über die Haftpflicht des Frachtführers anzunehmen. 
Sreilih find — bei Ausſtellung eined Ladeſcheins — prinzipaliter in Gemäßheit 
ded Art. 419 die Grundſätze der Art. 895 ff. H.G.⸗B. jubfidiär anzumenden. 
Indep diefe Grundſätze gelten im Wejentlihen (arg. Art. 607 ff.) auch bei Aus- 
ftellung eine8 Seekonnoſſements und fchließen die Anwendung der bdetaillirteren 
und Fafuiftifchen Beftimmungen der Art. 654—660 nicht auß, welche für einzelne 
im Konnofjementöverfehre vorfommende Redtöverhältniffe und Klaufeln ꝛc. gegeben 
find. Es fteht daher mit Art. 419 bezw. Art. 3895 ff. nit im Widerſpruche, 
jene für das Seelonnofjement erlafienen Spezialbeftimmungen auch für ben Lade⸗ 
Ihein zur analogen Anwendung zu bringen. Wie und inwieweit Died zuläffig er- 
ſcheint, iſt unter Berudfichtigung des Zwecks und ber Natur bed Ladeſcheins bereits 
bei Art. 414 (vgl. Anm. 162 ©. 34) des Näheren erörtert, jo daß bier nur auf 
jene Ausführungen verwiejen zu werden braudt. 

Bol. C. 8. Koch ©. 583-587 Anm. 165-173, Makower ©. 401-404 Anm. 167 biß 
175, Endemann $ 158 ©. 742. 
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Allgemeines Dentſches Handelsgefehbud. 


Artilel 420, 


Denn ein Kaufmann, deilen gewöhnlicher Handelsbetrieb ſich 
nicht auf die Ausführung don Frachtgeſchäften erfiredi, in einem 
einzelnen Falle einen Transport von Gütern zu Land oder auf 
Flüfen und Binnengewäflern auszuführen übernimmt, jo Tommen 
die Beilimmungen dieſes Titel auch in Bezug auf ein foldes Ge 
ſchäft zur Anwendung. 


@efehesmaterielien: Preuß. Entw. Urt. 326 Abſ. 2. Motive des Preuß. Entw. ©. 178. L ei; 
Prot. ©. 855. Entw. IL Leig. fehlt. TI. Leig. Prot. ©. 1469—1465. Entw. II. Leg. Urt. 39. 
Montta: Rr. 483. Zufammenjtelung der Erinn. S. 81. III. Lefg. Prot. S. 4775, 5105. Gum. 
II. Lefg. Art. 420. 


Jiteratur: Allgemeine Ueberfiht: Goldſchmidt, Hanbb. bes HM. 1. Aufl. L 158 3ı, Bi. 
©. 1% f, 1,2875 ©. 733 f. (2. Aufl. $ 232.). Buſch, Arch. Bd. 7 S. 461 f. v. Rönue, Erg. H. 
©. 403 f. Botgtel, Literaturüberfiht (Berlin 1876) Ar. 1-5 ©. 102—109, 113, 114. Erdemans, 
Deutſch. Handelsr. $ 10 ©. 44 f. Behrend, Handb. des HR. $ 14. Thöl, H.⸗R. III. S. ı wm 3. 
Im Einzelnen: Anſchütz und v. VBöldernborff IIL 85. 11, 12 S. 463. Endemann 8159 E. 742 
bis 744. Goldich midt, Handb. L 1854 ©. 461 ff. v. Hahn IL S. 50-54, ©. 377,505. Keys. 
ner ©. 476, 477. C. 5. Koch ©. 423 Anm. 60. Malower ©. 412 Anm. 45. BudeltIL ©. 412. 
413. Wengler ©. 403. v. Rönne ll. ©. 514. v. Kräwel ©. 593, 59%. Wehrmann S. *. 
Hillig ©. 23. Bad ©. 289. Bareiß ©. 315. Adermann in Buſch's Arch. Bb. IV. €. 435, 
Bd. IX. ©. 211 |. Kowalzig ©. 444. Scheffer und Groß ©. 279, 450. Thöl J. 5 34 Kr. 2 
IL.876©.ı1 12 Brix S. 416. Laband in Goldſchmidt's Zeitidhr. Bb. 9 ©. 435 f. 


186) Prinzip und Entlichuug des Art. 420. 


Artikel 420 dehnt die Beftimmungen bes vorliegenden Titeld V. (Bom Fradıt- 
geſchaͤft) auch auf den Fall aus, wenn ein Kaufmann, beffen gewöhnlicher Handels⸗ 
betrieb fih nidht auf Die Ausführung von Frachtgeſchäften erftredt, in einem ein- 
zelnen Falle einen Transport von Gütern zu Land oder auf Flüffen und Binnen- 
gewäflern auszuführen übernimmt; d. h. auch ein Kaufmann, der nad der Begrifft 
beftimmung des Art. 390 H.G.B. nicht Frachtführer ift, fol in Bezug auf ein 
ſolches einzelnes Frachtgeſchäft ald Yrachtführer rechtlich angejehen und beurtheilt 
werden. 

Wie bereitd oben Bd. I. Art. 390 Anm. 2. ©. 10 f. des Näheren erörtert 
worden, werden nad dem Syſtem des D. H.G.B. zwei große Klaffen eigentlicher 
Handelsgeſchäfte unterjchieden, nämlich: 
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1. abfolute oder objektive, d. 5. Geſchäfte, denen diefer Charakter nach ihrer 
Natur und ihrem inneren Welen, ohne Rüdficht auf die Perfon des Unternehmen- 
den, aljo jelbft Dann beizulegen ijt, wenn ſie auch nur vereinzelt oder von Nicht. 
faufleuten eingegangen werden (Art. 271); 

2. relative oder ſubjektive d. h. Geſchäfte, denen dieſer Charakter nur mit 
Rückſicht auf gewilfe, bejondere Umftände und zwar entweder auf die Gewerbe- 
mäßigkeit ihred Betrieb oder auf die kaufmänniſche Qualität der fie vor- 
nehmenden Berjonen zufteht (Art. 272, 273, 274). 

BL Goldſchmidt (Handb. I, 1 ©. 314), Budelt IL. ©. 9, Makower ©. 250, 
v. Hahn II. S. 2, Auſchũtz und v. Bölderndorff IM. ©. 5, Endemann ©. 16 ff. 

Die Entwürfe und Protokolle ergeben, daß man anfänglich geichwantt hat, 
ob dem Gütertrandport die Eigenſchaft eined objektiven (abfoluten) oder fubjeltiven 
(relativen) Handelsgeſchäfts beizumefien ſei. Nach dem Preuß. Entwurfe (Art. 306) 
harakterijiren ſich die Fradıtgefhäfte ald ſubjektive Handelsgeſchäfte, indem 
prinzipiell für jie Gewerbemäßigkeit des Betriebd gefordert wird. In I. Le⸗ 
jung wurde ein Antrag, dieſelben für objektive Handelsgeſchäfte zu erklären, zwar 
Anfangs abgelehnt, aber fchlieglich angenommen (Prot. ©. 413, 516, 583—535, 
551, 781) und der Entwurf I. Leſung (Art. 331) dem entſprechend unter Aende⸗ 
rung des Wortes: „gewerbemäßig“ in „gegen Lohn“ redigirt. In II. Leſung wurde 
jedoh der Antrag, die Frachtgeſchäfte zu den fubjeftiven Handeldgefchäften zu 
zählen, angenommen (Prot. ©. 1228, 1254 f., 1264, 1462—1465), demgemäß der 
Ausdrud „gegen Lohn“ wieder in dad im Preuß. Entwurfe enthaltene Wort „ge 
werbemäßig” verwandelt (Art. 367) und diefe Yaffung auch in III. Leſung unter 
Berwerfung der Monita Nr. 427, 429 unverändert beibehalten. (Art. 390 Prot. 
©. 4673, 5092.) 

Bon dieſem prinzipiellen Erforderniß der Gewerbemäßigkeit ift nur inſofern 
eine Audnahme konſtituirt, ald auch die Uebernahme eined einzelnen &üter- 
trandport3 dann als Frachtgeſchäft angejehen bezw. den bezüglichen Beftinmungen 
ded H.G.⸗B. unterworfen werden foll, wenn fie ſich ſubjektiv ald ein Handels» 
geihäft charakterifirt,. d. h. die den einzelnen Transport übernehmende Perſon kauf⸗ 
männifhe Qualifikation befist. Im Preuß. Entwurfe war — und zwar 
im Gegenſatze bezw. ald Ausnahme zu Art. 306 — dieſes jubjeltive Moment noch 
nicht als Erforderniß aufgeftellt, vielmehr derartigen Gefchäfte objektiver Cha— 
rakter beigelegt. (Art. 326 Alin. 2 ded Entw.) lautete: 

„Der, wenn auch nur in einem einzelnen Yalle, den Transport von 
Kaufmanndgütern gegen Lohn ausführt, wird in Anfehung eines jolchen 
Gefchäftes nah den Beitimmungen diefed Titels (sc. Vom Yradıt- 
gefchäft) beurtheilt“. 

und war aud der Erwägung motivirt, daß in den Fällen, in welden ed ſich um 
den Trandport von Kaufmanndgütern gegen Lohn handelt, ftetd anzunehmen jet, 
daß die Parteien beabfichtigt haben, ein nach Handelsrecht zu beurtheilendes Ge⸗ 
Ihäft einzugehen. (Mot. ©. 177, 178.) 

Nachdem jedoch in I. Leſung bejchlofien worden war, die Frachtgeſchäfte über- 
haupt als objektive Handeldgeichäfte zu erklären und von dem Erforderniffe der 
Gewerbsmäßigkeit abzufehen (Prot. S. 781 Art. 331), ftellte fi die obige Be 
jtimmung des Art. 326 Alin. 2 ded Preuß. Entwurfs als überfläffig dar und 
wurde mit Rüdficht auf die in I. Leſung angenommene Definition des Fracht⸗ 

8* 
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führerd die Streihung beſchloſſen (Brot. ©. 855. — Bol. Art. 357 des Enter. 
I. Leſung). 

Mit der Wiedereinreihbung der Yrachtgefchäfte unter die relativen oder fubjel- 
tiven Handelögejchäfte in II. Leſung bezw. mit der Wiederaufnahme des Kriteriumd 
ber Gewerbemäßigkeit für biefelben (Brot. ©. 1228, 1254 f., 1264, 1463 
bi8 1465, vgl. Art. 367 des Entw. II. Leſung) trat jedoch die Nothwendigfeit ber- 
vor, wenn man einzelne, nicht gewerbemäßig betriebene Trandportgeidyäfte 
eined Raufmannd den handelögefeglichen Beftimmungen über dad Frachtgeſchäft 
fubfummiren wollte, eine bezügliche bejondere Vorſchrift hierüber in das Geſetzbuch 
aufzunehmen. Eine folhe Borfhrift wurde — wie für das Kommilfiond- und 
Speditionsgeihäft — fo aud für dad Frachtgeſchäft, nachdem die Gewerbemäßig- 
keit des Geichäftäbetriebd ald wejentliched Erfordernig für die Begriffsbeftimmung 
der fraglichen Geichäfte aufgenommen werben mußte, weil biejelben ald relative 
Handelögejchäfte bezeichnet worden, für geboten erachtet. 

Kür die Aufnahme wurde insbeſondere geltend gemacht: Der legte Abjap des 
Art. 272 H. G.⸗B. fage nicht mehr, als daß die einzelnen Geſchäfte eines Kauf- 
manns, welche nicht zu deflen gewöhnlichem Handelsbetriebe gehörten, aber bei 
gewerbmäßigem Betriebe ald Handelsgeſchäfte zu betrachten fein würden (Art. 272 
Ziff. 3), doch ald Handeldgejchäfte angejehen werden follten. Dadurch werde 
aber nicht mehr erreicht, ald daB auf ſolche Geſchäfte die allgemeinen Beitim- 
mungen ded H.&..B. über Hanbdelögefchäfte Anwendung fänden, aber noch Feined- 
wegd, daß auch die für den gewerbmäßigen Betrieb derfelben in den Titeln 
über da8 Kommilfiond-, Speditiond- und Frachtgeſchäft aufgejtellten bejonderen 
Nechtöfäge auf diefelben angewendet werden müßten. Died müfje noch außdrüd- 
lich gejagt werden. (Prot. ©. 1463.) Was fpeziell das Frachtgeſchäft anlange, 
jo komme ed häufig vor, daß ein Kaufmann, welcher gewöhnlich Feine Fracht⸗ 
geichäfte mache, dies gleihwohl hin und wieder thue, daß er die Audführung von 
Zransporten und nicht blos deren Beſorgung übernehme, zumal die Ausführung 
im Handeldgefepbuche eine weitere Bedeutung habe und nicht bloß die thatjächliche 
Bolführung deflelben in dem Sinne bedeute, wie fie der neben dem Wagen ber- 
gehende Fuhrmann ꝛc. vorzunehmen habe. Nach dem Syfteme des Entwurfs müfle 
man auch folhe einzelne Geſchäfte als Yrachtgeichäfte im Sinne des Hanbdelögejep: 
buchs anjehen und deshalb auch hiewegen einen Zufagartifel aufnehmen, nachdem 
man einmal bei Kommiffiond- und Speditionsgeſchäften dies für erforderlih ge 
balten habe. Demzufolge wurde die Aufnahme des folgenden Zuſatzartikels als 
Art. 393 ded Entw. II. Leſung beihloffen (vgl. Prot. S. 1463—1465): 

„Wenn ein Kaufmann, defien gewöhnlicher Handelöbetrieb ſich nicht 
auf die Ausführung von Yrachtgefchäften erftredt, in einem einzelnen 
Halle einen Zrandport von Gütern zu Lande oder auf Flüfien und 
Binnengewäſſern auszuführen übernimmt, jo kommen die Beitimmungen 
biefed Titels auch in Bezug auf ein ſolches Gefchäft zur Anwendung.“ 
und ungeachtet eines auf Streichung gerichteten Antrages Bayernd und Bremend 
(Monit. Nr. 482) in II. Lefung unverändert beibehalten (Brot. S. 4775, 4776) 

und ald Art. 420 in den Tenor des Gejeped aufgenommen. 
Be 8. %. Koch ©. 381 Aum. 48, v. Kräwel ©. 516, Malower Aum. 30 zum 

78. 


Durch die Einfügung des Wortes „gemerbemäßig“ in die Definition des 
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Art. 390 H.G.⸗B. einerfeitd und Durch die vorftehende Beftimmung des Art. 4201. c. 
andererjeitd ift der Gütertrandport, dad Frachtgeſchäft, unter die relativen ober 
jubjeltiven Handelsgeichäfte geftellt, d. h. daſſelbe ift nur dann ein Handelsgeſchäft, 
wenn e8 gewerbemäßig (Art. 390) oder zwar einzeln, aber doch von einem 
Kaufmanne, d. 5. im Betriebe eined anderen Handelsgewerbes unternommen 
wird (Art. 420). Und in diefer wichtigen Eraänzung ber in Art. 390 ausge⸗ 
ſprochenen Definition des Frachtgeſchäfts liegt die Bedeutung des Art. 420 und 
der Ausgangdpunft für die Erläuterung befielben. Bol. Goldſchmidt, Handb. 
1,1854 ©. 461 ff. 

Durch Art. 420 ift ein Zufaß zu der Definition des Art. 390 geichaffen, dem 
allgemeinen Kriterium der Gewerbemäßigfeit deö Betriebd eine Ausnahme beigefügt 
worden. Ein Kaufmann (Art. 4 9..©..B.), welcher aud nur gelegentlich ein 
einzelned Frachtgeſchäft — alfo nicht gemerbemäßig (Art. 390) — ausführt, fol 
darnach betreff3 dieſes einen Gejchäfts ala Frachtführer beurtheilt werden. Hieraus 
ergiebt ſich folgende erweiterte Definition: Ald Frachtführer im Sinne dieſes 
Titeld ift jeder anzufehen, der gewerbemäßig den Güterbinnentransport aud- 
führt, ein Kaufmann (Art. 4, 271—273 H.G.B.) aber auch kann, wenn er 
ein ſolches Geſchäft in einem einzelnen Falle übernimmt. (Vgl. Hillig ©. 28 
und oben Bd. I. ©. 2.) 


187) „Wenn ein Saufmann, deſſen gewöhnlicher Handelsbetrieb fig nicht auf 
Die Ausführung bon Frachtgeſchäften erfiredt . . „“ 


Die Eingangdworte des Art. 420 enthalten die erfte Vorausſetzung, unter 
welder — als Ausnahme von der Regel ded Art. 390 — auch eine einzelne, 
niht gewerbemäßige Uebernahme eined Gütertrandportd den Beftimmungen 
des H.G.B. über das Frachtgeſchäft unterworfen jein fol: die den Transport 
übernehbmende Perfon muß fein: „ein Kaufmann, deſſen gewöhnlicher Handels 
betrieb fih nicht auf die Ausführung von Frachtgeichäften erſtreckt.“ 

„Sin Kaufmann.” Prinzipiell und nach der Definition ded Art. 390 fin- 
den die Beftinnmungen des H.G.⸗B. über dad Frachtgeſchäft nur auf ſolche Ber- 
jonen Anwendung, welche gewerbemäßig den Güterbinnentransport ausführen, 
auf Frachtführer. Soll aber ein ungewerbemäßigeß vereinzeltes Trans. 
portgefhäft den gleihen Beitimmungen ded H.G.B. unterworfen fein, jo muß 
für daffelbe der befondere Umftand binzulommen, daß die das Transportgeſchäft 
audführende Perſon die Qualität eined Kaufmanns befigt, mithin „gewerbemäßig 
Handelsgeſchäfte betreibt“ (Art. 4 H.G.B.) d. h. ſolche Gefchäfte, welche nad 
dem H.G.B. (Art. 271—273) Hundeldgefchäfte find. Es kann bier auf den Be- 
griff des Kaufınannd im Sinne des H. G.B. ald zu weit führend nicht näher 
eingegangen werden. Derfelbe fit als befannt vorauszuſetzen. 

Bl. Gol dh midt, Handb. J. 188 43,44, Puchelt 1. S. 12 ff, v. HahaL ©. 17 ff. 
Anſchä und v. Völderndorff 1. ©. 32 ff, Keyßner S. 13, v. Kräwel ©. 23, ©. 8. 
Koh ©. 128, Brir ©. 15, Thöl ©. 9. 

Feſtzuhalten ift aber hiernadh, daß nur ein Kaufmann im Sinne bes 
9.6.8., wenn er gelegentlich einen einzelnen Gütertrandport — alfo nicht. ge 
werbemäßig — ausführt, betreffs dieſes einen Geſchäfts wie ein Frachtführer bezw. 
nach den handelögefeglichen Beftimmungen über das Frachtgeſchäft beurtheilt wird. 
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Und es folgt daraus e contrario: Ein Nihtlaufmann wird bei ber Ausführung 
eines einzelnen Gütertrandport3 nicht wie ein Frachtführer beurtheilt und mithin 
auch nicht den Vorfchriften diefed Titel unterftellt. Und aus diefem Sape ergiebt 
fih folgende den Art. 390 erweiternde Definition: „Als Frachtführer im Sinne 
biefed Titels ift jeder anzujehen, der gewerbemäßig den Güterbinnentrandport aus: 
führt (Art. 390), ein Kaufmann (Art. 4, 10, 271-273 H.G.B) aber auf 
dann, wenn er ein ſolches nicht zu feinem gewöhnlichen Handelsbetriebe gehörige 
Geſchäft in einem einzelnen Yalle übernimmt — und zwar für diefen einzelnen 
Tal. (Vgl. oben Bd. I. ©. 2, Hillig ©. 23.) 

Uebereinftimmend bemerft Endemann $ 159 ©. 742 f.: „Transportgeichäfte 
können von Perfonen unternommen werden, die zwar nicht Frachtführer, aber Kauf- 
leute find. Obwohl von ſolchen nicht gewerbömäßig geübt und nicht zu dem ge 
wöhnlicheren Handeldbetrieb gehörig, fallen doch Trandporte von Gütern zu Lant, 
auf Flüſſen und Binnenjeeen, welde ein Kaufmann unternimmt, unter die Be 
ftimmungen des H.G.⸗B.'s über dad Frachtgeſchäft (Art. 420). Die Kaufmann 
qualität ruft für das vereinzelte, ungemwerbemäßige Transportgeſchäft, dieſe Wir- 
tung hervor. (Vgl. Art. 378, 388.) Dagegen haben die Güterfrachtgefhäfte von 
Perſonen, die weder Kaufleute, noch Yrachtführer find, an den Beſtimmungen tes 
H.G.B.'s feinen Theil. Sie find vielmehr, wie der geſammte Berfonentrandport, 
nad dem fonftigen Recht zu beurtheilen.” Dedgleihen Anſchütz und v. Völ⸗ 
derndorff (III. ©. 463): „Auch die nur vereinzelt von einem Kaufmanne 
(die Eigenfchaft ald folcher muß aber bereits anderweitig feftitehen) erfolgte Weber- 
nahme der Ausführung eined Gütertransports zu Land oder auf Flüſſen und 
Binnengewäflern ift ein Frachtgeichäft und unterliegt den Bejtimmungen dieſes 
Titels. Der Kaufmann Tann in tiefem Falle insbejondere auch das gejepliche 
Pfandrecht aud Art. 409 geltend mahen. (Bol. jedoch Laband in Golt- 
ſchmidt's Zeitihr. Bd. 9 ©. 435 f.) Dabei iſt e& nicht erforderlih, daß aud 
der andere Kontrahent, alfo der Abjender, Kaufmann, oder daß der Abſchluß des 
Trandportvertraged für ihn ein Handelögefchäft fei, Dieler Umftand kommt bier io 
wenig in Betracht, wie Die Cigenfchaft des Verjenderd (Auftraggebers) bei Erthei- 
lung des Speditiondauftraged (vgl. ©. 391 zu Art. 379 (388). Dagegen findet 
ber Art. 420 feine Anwendung auf folde &ütertrandporte zu Land oder auf 
Flüſſen und Binnengewäflern, deren Ausführung ein Nichtlaufmann vereinzelt 
übernimmt, eine foldhe Transportübernahme ift kein Frachtgeſchäft im Sinne des 
9.8.3.” 

Ferner bemerkt C. %. Koh ©. 423 Anm. 60: „Das A. L.R. beftimmte in 
ben 88 2458 und 2459, dab das Verhältniß zwifchen Privatfuhrleuten, ingleichen 
Fußboten und denjenigen, welche fie gedungen haben, nad) den Borichriften der 
88 869920 I. 11 zu beurtheilen jei, daß dergleichen Leute jeboch für allen 
Schaden oder Berluft zu haften hätten, welcher durch ihr oder ihrer Leute wenn 
auch nur geringes Verſehen verurfadht worden. Hierzu hat dad Obertribunal fol- 
genden Saß feftgeftellt: „Wer den Zrandport von Sachen gegen Kohn übernimmt, 
ift im Sinne der 83 2458 und 2459 ald Privatfuhrmann zu betrachten, wenn er 
auch nicht das Gewerbe eines Fuhrmanns treibt.” Br. 1648 vom 14./11. 1845, 
Zur. Wochenſchr. 1846 ©. 277. Der Sap hat nah Art. 420 Feine Geltimg 
mehr, wenn ber betreffende Fuhrmann nicht Kaufmann tft.“ 

Art. 420 fpriht nur von einem ſolchen Kaufmanne, „deſſen gewöhnlicher 
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Handelsbetrieb ſich nicht auf die Ausführung von Frachtgeſchäften erftredt.” Denn 
Kaufleute, deren gewöhnlicher Handelöbetrieb ſich auf Die Ausführung von Fracht⸗ 
gejchäften erfiredt, führen eben gewerbemäßig den Gütertrandport aus, und 
find daher Frachtführer im Sinne des Art. 390 H.&.-B. und als ſolche eo 
ipso den Beftimmungen ded vorliegenden V. Titel3 unterworfen. 

Es entfteht nun aber hierbei die Frage, ob ein Kaufmann, defien gewöhnlicher 
Handelsbetrieb fi nicht auf die Ausführung von Frachtgeſchäften erftredt, ein 
ſolches vereinzelted Yrachtgeihäft im Betriebe jeined andermweiten Handeldge- 
werbed vorgenommen haben muß, um unter Zitel V. zu fallen, oder ob jedes 
von einem Kaufmanne vorgenommene Frachtgeſchäft ausnahmslos und gleichviel, 
ob es in feinem Hantelöbetriebe vorgenommen ift oder damit gar nicht im Zu- 
fanmenbange fteht, den Beftimmungen des Ziteld V. unterliegt? Puchelt (I. 
©. 324) enticheidet fih für die letztere Alternative. Er weift darauf hin, daß 
Art. 420 ebenjo wie die Art. 378 und 388 über 272 Alin. 2 hinausgehen. Die 
Abweichung in der Yafjung der Art. 378, 388 und 420 von Abi. 2 Art. 272 fei 
eine jo prägnante, daß fie als abfichtlich angefehen werden müfle; dort fei der Ab- 
ſchluß im Betriebe feined Handelsgeſchäfts, bier jei nur die Kaufmanndqualität 
gefordert. Der innere Grund möge darin liegen, daB Kommiljion, Spedition und 
Frachtgeſchäft ſich jchon äußerlich als ſpezifiſches Handelsgeſchäft darftellen und es 
daher, wenn fie von einen Kaufmann auch nur gelegentlih einmal abgejchloffen 
werben, ſchon darum nad den bejonderen Normen des H.G.B.'s beurtheilt wer⸗ 
den müffen, ohne daß ed noch eined weiteren Requifite8 bedarf. (Vgl. Laband 
in Goldſchmidt's Zeitihr. Bd. I ©. 460.) Anderer Meinung ift v. Hahn IL 
©. 50-54, 877 $ 2, Scheffer und Groß ©. 450. 

Man wird jedoch der Annahme Puchelt's beitreten müflen. Dafür ſpricht 
vornehmli der Wortlaut bed Art. 420. Es heißt nicht — wie in Art. 272 
Abi. 2 — f 

„von einem Kaufmanne im Betriebe ſeines gewöhnlich auf andere 
Geſchäfte gerichteten Handelsgewerbes“ 
ſondern ſchlechthin: 
„wenn ein Kaufmann .... in einem einzelnen Falle einen Trans⸗ 
port ꝛc. auszuführen übernimmt, 
es iſt alſo hier nicht gejagt, daß dieſe Trandportaußführung im Betriebe feines 
gewöhnlih auf andere Geichäfte gerichteten Handeldgewerbes oder überhaupt im 
Handelsbetriebe übernommen fein müfſe. Auch aud dem Sage: „deſſen gewöhn- 
licher Hanbelöbetrieb fi nicht auf die Ausführung von Yrachtgefchäften erftredt“ 
ift Died nicht zu folgern, denn diefer Sag hat erfichtli nur den Zwed, Diejenigen 
Kaufleute näher zu bezeichnen, die eben nicht ſchon durch den gewerbömäßigen Be 
trieb von Frachtgefhäften fih als Frachtführer charakterifiren. Cbenfowenig er- 
geben die Protofolle etwas für die gegentheilige Auffaffung. Vielmehr deuten 
Stellen wie: 
„es komme häufig vor, daß ein Kaufmann, welcher gewöhnlich Feine 
Frachtgeſchäfte mache, died gleichwohl hin und wieder thue — nad) 
den Spiteme des Entwurfd müfle man auch folche einzelne Geſchäfte 
als Yrachtgeichäfte im Sinne des H.G.B. anfehen — ed komme aud) 
vor, daß Mandher, der im Sinne des H. G.B.'s als Kaufmann gelte, 
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ohne Frachtführer zu fein, einzelne reine Frachtgeſchäfte made... 
(Brot. ©. 1464, 1465) 
Har darauf hin, daß bierunter nicht außfchließlich ſolche Frachtgeſchäfte, die im Be, 
triebe eined anderen Handelsgewerbes übernommen werben, gemeint fint, wielmeht 
auch joldye, die mit Dem eigentlichen Handelögewerbe bes betreffenden Kaufmanns 
nit im Zufammenbange fteben. 


188) „in einem einzelnen Falle einen Transport son Gütern zu Laub sder 
auf Flüffen und Biunengetwählern auszuführen übernimmt.” 


Die zweite Vorausſetzung ift die Hebernabme ber Ausführung eines Güter: 
Binnentrandport3 „in einem einzelnen Falle“. Es ift dies nicht im firengen 
Bortfinne zu nehmen. Auch wenn ein Kaufmann mehrere derartige Geſchafte 
macht, findet Art. 420 Anwendung. Nur müffen fie an ſich vereinzelt fein, 
nicht den Charakter des Gewerbmäßigen an fi tragen und nicht feinen „gemwöhn: 
lihen Handelsbetrieb“ bilden, d. 5. eine Neihe zufammengehöriger, gleichartiger, 
regelmäßiger Geſchäfte mit der Abficht, eine dauernde Einnahmequelle Daraus zu 
machen, darjtellen. (Vgl. über den Begriff „gewerbemäßig‘ Bd. I. Anm. 2 ©. 10 
bis 15.) Iſt Iegtered der Fall, fo ift der folche Trandporte Ausführende — gleid- 
viel ob an fi ſchon Kaufmann oder nicht — Frachtführer im Sinne des Art. 3% 
H.G.B. und ald folder den Beſtimmungen dieſes Titel unterworfen. Das be 
züglihe Gefhäft muß die Natur des Sporadifchen, Gelegentlichen, Bereinzelten 
haben, nicht in die Kette der gewöhnlichen Hundelögeichäfte de betreffenden Kaui- 
mannd gehören. 

Wenngleich aber in Betreff ded einzelnen Yalled eine dauernde Erwerb3abfidt 
ausgeſchloſſen tft, jo darf doch andererfeitd das Geſchäft nicht Iediglich auf liberale 
Abficht beruhen, nicht aus Gefälligkeit und umentgeltlih zur Ausführung ge 
bracht werden. Ein derartiges Geichäft würde nicht nach den Beftimmungen dieſes 
Titels zu beurtheilen fein. Denn die Entgeltlichkeit liegt im Begriffe bei 
FSrachtgeichäfts gemäß Art. 390 H.G.⸗B. (arg. Art. 392 Nr. 6, Art. 406, 408). 

Bol oben Bd. L ©. 12 und 14, Erf, des R.-D.-H.-&. vom 24. März 1874, Entſch. Br. 13 
©. 133 (135). 


Die Kriterien eined Grahtgefchäfts muß aber die vereinzelte Transport 
ausführung eined Kaufmannd im Uebrigen — und abgejehen von ber &ewerbe 
mäßigfeit — an fi tragen, um unter Art. 420 zu fallen. Darauf weiſen zunädft 
bie Worte hin: „deſſen gewöhnlicher Handelsbetrieb fich nicht auf die Ausführung 
von Frachtgeſchäften erftredt“. Kerner die'wörtliche Wiederholung ber Definition 
des Art. 390: 

„einen Transport von Gütern zu Yand oder auf Flüffen und Binnen 
gewäflern auszuführen übernimmt“. 

Für das einzelne Frachtgeſchäft eines Kaufmanns im Sinne bed Art. 420 
gelten daher auch alle diefenigen Ausführungen, welche in Betreff der Kriterien 
des Hrachtführerbegriffed (dad Gemerbemäßige audgenommen) zum Art. 390 oben 
Bd. I. Anm. 1—5 (S. 2—38) gemacht find, jo daß barauf lediglich verwieſen 
werden kann. Insbeſondere gilt dies für die Worte: „Transport von Gütern‘ 
(gl. Bd. I. Ann. 3 S. 15—26), ferner für die Worte: „zu Lande ober auf 
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Flüffen und Binnengewäſſern (vgl. Bd. I. Anm. 4 ©. 26—32), endlich für 
die Worte: „auszuführen übernimmt“ (vgl. Bd. I. Ann. 5 ©. 32—38). 
Allerdings iſt binfichtlih der legteren eine Abweichung von der. Yafjung des 
Art. 390, indem dort lediglich gefagt ift: „ausführt”, während bier ber er- 
weiterte Ausdruck „audzuführen übernimmt“ gewählt iſt. Indeß ift damit 
ein Unterihied im Sinne nicht beabfichtigt, wie dies ſchon aus ber ganzen Tendenz 
des Art. 420, ein einzelnes Yrachtgefchäft eines Kaufmanns den gewerbömäßigen 
Frachtgeichäften des Art. 390 gleichzuftellen, fih evident ergiebt. Insbeſondere tft 
damit nicht etwa die Uebernahme der Beforgung bed Trandportd nach Art eines 
Spebiteurd (Art. 383, vgl. oben Bb. I. ©. 37) gemeint, jondern die Selbft- 
übernahme und Selbftausführung des Transports. die eigene, felbftftändige Ab⸗ 
ſchließung und Ausführung des Frachtvertrages im Sinne bed Art. 390 (j. oben 
Br. I. ©. 32 ff.). Died wurde auch in den Berathungen bed Artifeld ausdrück⸗ 
ih betont, indem für die beantragte Zufügung des Art. 420 hervorgehoben wurde: 
„8 komme häufig vor, daß ein Kaufmann, welcher gewöhnlich Feine Yrachtgeichäfte 
mache, dies gleichwohl hin und wieder thue, daß er die Ausführung von Tran: 
porten und nicht blos deren Bejorgung übernehme, zumal die Ausführung 
im H.G.⸗B. eine weitere Bedeutung babe ıc. .. .“ Die beregte Abweichung des 
Art. 420 in ter Wortfaflung von Art. 390 Hätte jedoch zur Vermeidung aller 
Zweifel beſſer unterbleiben follen und ftellt ſich als ein redaktioneller Fehler dar. 


189) „io Ismmen bie Beflimmmugen dieſes Titels auch in Bezug auf ein 
ſolches Geihäft zur Anwendung.“ 

Sind die im Eingangdfape des Art. 420 bezeichneten Borausfegungen erfüllt, 
d. h. bat eine mit Kaufmanndqualität verfehene Perfon (Anm. 187: Art. 4, 271 
bis 273 H.G.⸗B.) ein einzelne® Binnenfrachtgejchäft zur Ausführung übernommen 
(Anm. 188), jo kommen in &emäßheit ded Art. 420 die Beftimmungen dieſes 
Titeld auch in Bezug auf ein ſolches Geſchäft zu Anwendung. Es ift ganz all- 
gemein gefagt: die Beftimmungen dieſes Titeld, sc. bed Titel V. Buch IV. 
H.G.B. „Vom Frachtgeſchäft“, alſo ohne Einſchränkung alle Beitimmungen, 
mögen fie ſich auf den Abſchluß des Frachtvertrages (Art. 391—393), die Auß- 
führung (Art. 894 ff.), indbefondere die Haftpflicht und Schadendbemeffung (Art. 395 
bis 401), dad Verhältniß der Kontrahenten zu einander und zum Empfänger 
(Art. 402—405), die Zahlungspflicht (Art. 406), dad Verfahren bei Ablieferungs- 
bindernifien (Art. 407), das Erlöſchen bezw. die Verjährung von Schadenserſatz⸗ 
anjprüchen (Art. 408) oder auf dad Pfandrecht (Art. 409—412) beziehen. Nach 
der uneingeſchränkten Faſſung würde ed nicht geredhtfertigt jcheinen, irgend eine der 
Beitimmungen des V. Titeld von der Anwendung auf die im Art. 420 bezeidh- 
neten Geſchäfte auszunehmen. Died gilt alfo auch in Betreff der Beftimmungen 
über das Pfandrecht (vgl. jedoh Labandb in Goldſchmidt's Zeitſchr. f. d. gel. 
HR. Bd. 9 ©. 435 f. und dagegen Anihüg und v. Völderndorff I. 
©. 371 Anm. 18), fowie der Vorjchriften des Art. 401 über den Eintrits in bie 
Haftpflicht der nachfolgenden und vorangehenden Frachtführer. In legterem Yalle 
ift es alfo gleichgültig, ob für ten erften oder einen der nachfolgenden Fracht⸗ 
führer ein vereinzeltes Frachtgeichäft ald Kaufmann im Sinne bed Art. 420 oder 
ein gewerbömäßiges Frachtgeſchäft als wirklicher Frachtführer im Sinne des Art. 390 
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vorliegt. Auch wenn beide Kategorien in der Ausführung eined foldyen Tran? 
portd auf einander folgen, finden die Beftimmungen ded Art. 401 uneingefchräntt 
Anwendung. 

Darauf deutet auch ferner die allgemeine Yaflung „in Bezug auf ein 
ſolches Geſchäft.“ Es ift damit Far und beftimmt audgebrüdt, daß nicht em 
blos der betreffende Kaufmann ald Frachtführer in dem Einzelfalle beurtheilt 
werden foll, fondern, wie dies auch wohl füglich nicht ander möglich iſt, das 
ganze Geihäft in allen feinen Beziehungen rechtlich als Frachtgeſchäft anzufehen 
ift, derartig, daß die den Kaufmann mit der Ausführung des Trandportd ke 
trauende Perſon ald Abfender, diejenige Berjon, an deren Adreſſe der Trandpert 
gerichtet ift, ald Empfänger im Sinne ber Art. 390 ff. des H.G.⸗B. zu gelten 
und alle nad dieſen Beitimmungen ihnen zuftehenden Rechte audzuüben und 
Pflichten zu erfüllen haben. j 


Art. 421. 128 


Allgemeines Dentfches Handelsgeſetzbuch. 


Artilel 421. 


Die Beitimmungen dieſes Abſchnittes finden auch Anwendung 
auf Frachtgeſchäfte von Eifenbahnen und anderen öffentlichen Traus⸗ 
portanftalten. 

Sie gelten jedoch für die Poitanftalten nur infoweit, als nicht 
durch beiondere Geſetze oder Verordnungen für diejelben ein Anderes 
beftimmt if. 

Tür die Eifenbahnen kommen ferner die Beſtimmungen des fol- 
genden Abſchnitts zur Anwendung. 


Gefehesmaterislien: Preuß. Entw. Urt. 326 Ubi. 1. Motive des Preuß. Entw. ©. 177, 178. 
l. Leig. Brot ©. 533, 534, 855. Entw. I. Zeig. Art. 357. IT. Leg. Prot. ©. 1230 -1232, 1250. 
Entw. II. Lefg. Art. 394. Monita Nr. 483—486. Zufammenftellung ber Crinner. ©. 81, 82. III. 2efg. 
Brot. ©. 5048—5053, 5105. Entw. III. Leſg. Art. 421. Byl. die Materialien zum Art. 422 Anm. 194. 


Jiterater: Allgemeine Ueberfiht: Goldſchmidt, Handb. bes Handeldr. 1. Aufl. I, ı 88 31, 
22,6. 194f,1,38 75 ©. 733 f. (2. Aufl. $ 23.) Buſch, Arch. Bd. 7 ©. 461 ff. v. Rönne, 
Erg. 11. ©. 403 f. Voigtel, LiteraturWeberjiht (Berlin 1876) Rr. 1-5 ©. 109—109, 113, 114. 
Endemann, Deutih. Handelſsr. $ 10 ©. 44 f. Behrend, Handb. des HR. 8 14. Thöl, H.⸗R. 
11. 1880 S. 11.2. Bgl. feruer die Literatur über Eifenbahntransportrecht bei Art. 422 Aum. 194. Im 
Einzelun: Anſchütz und v. Völderndorff II. ©. 464. Endemann, HR. ©. 712 f. Gold⸗ 
ſchmidt, Handb. 1,1 84 ©. 353 f, v. Hahn II. ©. 505-508. Keyßner ©. 477. ©. 5. Ko 
€. 424. Aowalzig ©. 444. Makower ©. 4123, 413. Budelt IL ©. 413, 414. Wengler 
©. 403. v. Rönne Il. ©, 514. v. Kräwell ©. 594-596. Adermann in Buſch's Arch. Bd. 13 
S. 45. Bad © 308 f. Gareils 8 6: ©. 365. Thöl, HR. 111.86 © 8—-ı1. Scheffer uw 
Groß ©. 450, 451, Brix S. 416. Stubenrauh ©. 54. Wächter J. ©. 165. Kuhn in 
Buſch's Arch. Bd. 6 S. 379. Fiſcher, HR. 8 217 f. Fiſcher, Die Deutſche Voft- und Tele 
graphengefeggebung, Berlin 1876. Dambach, Geſet über das Poſtweſen, 4. Aufl. Berlin 1881. Obſt, 
Reglement und Berorbnung, betreffend die Poſt- und Telegrapbennerwaltung, Berlin 1871, 1872. Gad, 
Haftpflicht der Poftanftalten, Berlin 1863. Buſch, Dentiche Poftgefepe, Leipzig 187u und in Buſch's 
Ach. Bd. 20 S. 364-392. Wolff, Die Haitpfliht der Deutjchen Poftanftalten in Behrend's Zeit- 
\hrift Bo. 4 ©. 130 f. Müller über das de recepto actio und deren analoge Ausdehnung auf bie 
Boftanftalten, Leipzig 1857 ©. 110 f. Rampe, Zeitſchr. für Deutiche® Recht Bd. 18 ©. 301—388. 
v. Linde, Deutſches Voftrecht, Zeitichr. für Eivilrecht und Progeb, N. F. Bd. 16 ©. 150—198, 295 bis 
381. Adermann in Buſch's Arch. Bd. 4 ©. 426-428. Klüber, Deffentl. Recht des Dentichen 
Bundes $$ 433 f. Stepban, Weichichte der Preuß. Boft, Berlin 1859 (mojelbft ©. 199 f. bie frühere 
Literatur). Knies, Der Zelegraph als Verkehrämittel S. 75—111. 


Eutfgeldungen bed Reihb-Dberhbandelsgerichts: 14. Dezember 1871 Bd. 3 ©. 405. 
2. Jannar/3v. Januar 1874 Bd. 12 ©. 311. 15. September 1874 Br. 15 ©. 28. 2. Dezember 1874 
®. 176.196. 17. März 1875 Br. 18 ©. 88. 15. Iuni 1877 Bd. 23 ©. 9. Entſcheidungen 
det Reichgerichts: 27. Juni 1881, Dentſche Juriſtenzeitung Bd. 6 S. 25. 
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190) Prinzip und Entfiehung des Urt. 421. | 
Die in der Rechtöwiffenichaft Tontroverje Frage, ob und inwieweit Bewerb, 
deren Betrieb öffentlihen Charakter hat — weil fie entweder ftaatlider oder 
tommunaler Konzeifion bedürfen oder ihr Betriebözwed ganz oder doch zum Theil 
der Erfüllung öffentlicher Yunktionen, der Förderung des Allgemeinwohls, dei 
öffentlihen Verkehrs u. f. w. dient —, ald Handelögewerbe anzujehen und da 
privatrechtlichen Normen des Handeldrecht3 unterworfen find (vgl. Gol dſchmidt, 
Handb. I., 18 44 ©. 348 ff.) ift im D. H.G.B. zwar nicht in ihrem game 
Umfange und prinzipiell entſchieden, hat aber fpeziell in Betreff der öffentligen 
Zrandportgewerbe durh Art. 421 H. G.B. eine pofitive Regelung in tn 
Sinne erfahren, daß | 
1. die Beitimmungen dieſes Abſchnittes (db. h. des Abfchnitted 1 „Ben 
Frachtgeſchäft überhaupt” Buch IV. Tit. V. H.©.-B.) au) Anwerduy 
finden auf Frachtgefchäfte von Eifenbahnen und anderen öffentliche 
Trandportanftalten, | 
2. daß fie jedoch für Poftanftalten nur infoweit gelten, als nicht burd be 
ſondere Gejege oder Verordnungen für diefelben ein Anderes beitimnt 
ift, und 
3. daß für die Eifenbahnen noch außerdem eine Anzahl in einem bejer 
deren Abſchnitt (d. i. dem Abichnitte 2 „Bon dem Frachtgeichäft de 
Eifenbahnen indbejondere*) zufammengefaßte Spezialbeftinumungen zu 
Anwendung kommen. 
Für die Tragweite diefer Beftimmungen des Art. 421 H. G.B. ift auß Kr 
Entſtehungsgeſchichte defjelben Folgendes zu entnehmen. Der Preuß. Entwui 
enthielt am Schluffe ded Titeld vom Frachtzeihäft nachitehende Beſtimmung: 


\ 
Art. 326 AUn. 1. 


„Die Beitimmungen diejed Titels finden auch Anwendung auf Eija- 
babnanftalten und andere Öffentliche Transportunternehmungen, ingleictn 
auf Leichterfahrzeuge und Küſtenſchiffe.“ 

und bezieht fih in den Motiven (S. 177) auf die analogen Vorſchriften des 
franzöfifchen und holländiſchen 2c. H. G.B.'s. Außerdem bezeichnete der Entwur 
Art. 2 Ziff. 5 ald Kaufmann: 
„wer gewerbemäßig ...... Frachtgeſchaͤfte oder den Transport ven 
Perſonen betreibt“ 
fpäter ganz allgemein: „Frachtgeſchäfte“ (Prot. ©. 531). 

Sn I. Lefung wurde zunädhft bei Art. 2 bemerkt, daß man zu ben Fradt 
geihäften, weldhe den Charakter ald Kaufmann verleihen, nicht die vom Staat 
betriebenen Cijenbahnen rechnen könne und die übrigen Eiſenbahnen ſchon von den 
geleplihen Beftimmungen über die &ejellichaften getroffen jeien. Bon anderen 
Seiten wurde jedoch eingewendet, daß die Eijenbahnen und Boften nicht audge 
ſchloſſen ſeien. Ob und inwieweit übrigens die legteren wirklich nad) Handelsrech 
zu beurtheilen, werde feiner Zeit bei Beiprehung der einzelnen Beftimmungen übe 
das Frachtgeichäft zu erörtern jein. (Brot. ©. 534.) 

Ferner wurde bei Art. 326 die Yaflung ded 1. Alinea beanftandet und hervor 
gehoben, aud ten Worten: „anderen öffentliden Transportanftalten“ werde mm 
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ihließen, daß die Eifenbahnen immer ald öffentlihe Trandportanftalten anzujehen 
jeien, was gleichwohl nicht unbedenklich fei, fofern man dem Ausdrude „öffentlich“ 
die Bedeutung beilege, daß die betreffende Anftalt vom Staate betrieben fein 
müfle; deshalb wurden verfchiedene Aenderungsvorſchläge gemacht und dabei wurde 
von Seiten ded Referenten bemerkt, hier fei von „Dffentlihen” Trandportunter- 
nehmungen nicht in dem Sinne die Rede, daß fie vom Staate betrieben jein 
müßten, fondern nur von den durch umfaſſende Gejellfchaften betriebenen Unter: 
nehmungen, 3. B. Dampficifffahrten ꝛc. im Gegenfage zu ten Unternehmungen 
einzelner Privaten. Die fchliegliche Yaflung des erjten Abjaped wurde hiernach der 
Redaktionskommiſſion mit der Maßgabe anheimgegeben, daß dad Wort „öffent 
liche” zu vermeiden fei. (Brot. ©. 855.) Demgemäß wurde ohne bejondere Rück⸗ 
ſicht auch die öffentliche bezw. ſtaatliche Natur des Betrieb der bezügliche Art. 357 
des Entw. I. Lejung dahin gefaßt: 

„Die Beitimmungen diefes Titeld finden auch Anwendung auf Eiſen. 

bahnanſtalten und aͤhnliche Transportunternehmungen.“ 


In U. Leſung wurde zunächſt ein in I. Leſung beſchlofſener Zufagartifel 
(Art. 339), betreffend die Beſchränkung der Vertragöfreiheit der Frachtführer, einer 
Aenderung unterworfen. Diejer Artikel beftimmte, daß Verträge, durch welche die 
im H.G.B. feftgefepten Verpflichtungen des Frachtführer zum Schabenderfag be- 
Ihränft oder aufgehoben werden follen, keine rechtliche Wirkung haben, und war, 
wie die Motive (Prot. S. 827—830) ergeben, hauptfächlih dazu beftimmt, zu 
verhüten, daß ſich die Eifenbahnen, geftüpt auf ihr faktiſches Transportmonopol, 
von der gejeglihen Schadenderfaßpfliht durch unbillige Vertrags» bezw. Regle⸗ 
mentöbedingungen befreien möchten. Dem Einwande, daß durch jene generelle Be- 
Ihränfung der Bertragdfreiheit auch andere Frachtführer als die Eifenbahnen ge 
troffen würden, glaubte man keinen großen Einfluß zugeftehen zu können, da wohl 
faum bei anderen Frachtverträgen ähnliche Beichräntungen der Haftbarkeit vor- 
fommen würden. Sn II. Leſung wurde jedoch diefer Einwand ald berechtigt aner- 
fannt und beichloffen, den Poftanftalten, gewöhnlichen Fuhrleuten und Sciffern. 
eine Modifikation ihrer gejeglichen Haftbarkeit zu geftatten, fo daß alfo vornehmlich 
die Eifenbahnen hiervon ausgenommen waren. (Prot. S. 1230—1232. — Art. 376 
des Entw. II. Leſung.) 

Im Uebrigen wurde zu Art. 357 beichloffen, die Yaflung des Preuß. Entw. 
(Art. 326 Alin. 1) — alfo unter Wiederbeifügung des Wortes „öffentliche” zu 
Zrandportunternehmungen — wiederherzuftellen, die Poftanftalten jedoch nur vor- 
behaltlich der für dieje beftehenden bejonderen Gejege und Verordnungen den DBor- 
Ihriften des Titels vom Frachtgeſchäfte zu unterwerfen (Prot. ©. 1250), jo daß 
ber entiprechende Schlußartifel des Entw. II. Lejung lautete: 


Art. 394. 

„Die Beftimmungen dieſes Titeld finden auch Anwendung auf Eifen- 
bahnen und andere öffentlihe Poftanftalten. 

Sie gelten jedoch für die Poftanftalten nur infoweit, ald nicht durch 
bejondere Geſetze oder Verordnungen für diejelben ein Andere be- 
ſtimmt ift.* 

Zugleich führt der Entw. II Lefung unter Ziff. 3 des Art. 255 ald Hanbels- 
geichäfte, wenn fie gewerbömäßig betrieben werden, an: 
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„bie Geſchaͤfte des Frachtführers ſowie die Geichäfte der für ben Tran 


port von Perfonen beitimmten Anftalten”, 


ohne daß bei der Berathung dieſes Artikels eine befondere Hinweiſung auf Staat! Ä 


anftalten — Boft und Eifenbayn — erfolgt wäre. (Prot. ©. 1293. 1294, 1305, 
1306.) 


Sur III Leſung wurden zahlreihe Anträge auf Abänderung ber Art. 34 


und 376 des Entw. II. Leſung geftellt, welche theild das Verhältniß ber Bet. 


anftalten, theild das der Eifenbahnen zu den Beitimmungen ded 9.6.8. | 


bezw. zu dem Titel „Bom hrechtgeſchaft betrafen. 


Was zunächſt die Poſtanſtalten anfangt fo war zum Art. 394 ſowohl ver 
Kurbefien und Hannover wie von Medlenburg und Baden (Monit. Nr. 483 bü 
485) beantragt worden, die Anwendbarkeit des H.G.B.'s überhaupt bezw. dei 


vorliegenden Titels auf die Poftanftalten und den Poftverfehr gänzlich audm 
ſchließen. Es wurde zur Motivirung (cfr. Monit. 485) angeführt, dag für Be 
Trandportthätigkeit, welche der Staat durch die Verwaltung der Poft übt, nur de 
Poſtgeſetzgebung Normen geben könne; dad Pojftinftitut fei kein Gewerbe, fondem 
ein Regal. Ferner: „Die Poſt ericheine ald eine Staatdanftalt und nicht ald m 
Snftitut für Erzielung von Gewinn durch Betrieb eined Handelögemerbed. DI 
dieſe Auffafjung richtig fei, habe Die Verſammlung dadurch felbft anerkannt, 5 
fe in Art. 394 allen für die Poft befonderd erlaffenen oder noch zu erlaffenen 


Gefepen und Berordnungen den Dorrang vor den Beftimmungen des 9.6.8. 


eingeräumt habe. Dieſe Vorſchrift ei nur dann denkbar und gerechtfertigt, wu 


man davon ausgehe, daß der Poſt der Charakter einer Staatdanftalt zukomme 
deren Zwed nicht in der Audbeutung eined Geſchäftszweiges zu gewinnbringenten 
&rwerbe, jondern in der Forderung des gemeinen Wohles beftehe.. Eine jel& 
Anftalt aber den für den gemöhnlichen Handelsbetrieb erlafienen gejeßltchen Ber- 
jchriften zu unterwerfen, erjcheine, wenn aud der Vorbehalt der befonderen Legik 
lation no jo umfafjend fei, doch unftatthaft, und führe zu ungeeigneten Neu 
taten, indem 3. B. aud die Beitinmungen über die Kaufleute und Deren Yud- 
führung auf diefelbe angewendet und alle poftalijchen Streitigkeiten vor die Hantel- 
gerichte gebracht werden könnten u. dgl.” — Ein Mitglied bemerkte hierauf: Die 
Poftanftalten hätten namentlid aus dem Grunde große Bedenken gegen die in 
Art. 394 enthaltene Beftimmung, weil ſie die Bejorgniß begten, ed möchte dadurch 
dem eigenthümlichen pojtaliichen Gemwohnbeitörechte feine Geltung genommen un! 
nicht blos der Titel vom Frachtgeſchäfte, fondern auch der übrige Inhalt ie 
H.G.⸗B.'s, namentlich foweit er ſich über die Rechte und Pflichten der Kaufleutt 


verbreite, auf die Poft angewendet und das Hanbelögericht ald das zuftändige Se 


richt für Boftiachen erklärt werden. Da ed aber nur darauf anlommen könne 


Daß der Titel vom Frachtgeſchäfte auf die Poiten in dem Maaße anwendbat 
jei, wie es bisher dad gemöhnliche bürgerliche Hecht geweien, werde event. folgende 


Faſſung für Abj. 2 beantragt: 


„Bon dem Handelögefeßbuche treten für die Poftanftalten die Be | 
ftimmungen dieſes Titeld an die Stelle des Civilrechts, jedoch nur ine 
weit, ald nicht durch bejondere Gejege oder Verordnungen ein Anders 


beſtimmt ift.” 


-Dagegen wurde von anderer Seite eingewendet: ..... Eine Verkennung | 
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des Poſth oheitsrechts liege Teineßwegd darin, wenn bie privatredhtliche Seite 
des Poſtweſens privatrehtlich behandelt werde. Daß die Verwaltung ber 
Staatöpoften die Ausübung eined Staatöhoheitsrechtd in fich begreife und kein Ge⸗ 
werbe im engeren Sinne ded Wortes fei 20. . . — died alled werde nicht ange- 
taftet, wenn eine Art von Rechtögeichäften, welche die Poftverwaltung bei Ber- 
folgung ihrer Zwede eingebe, nämlich die Nebernahme des Trandportd von Gütern, 
in privatrechtlicher Beziehung gewiſſen, dem Charakter, welcher diefen Rechts—⸗ 
geichäften privatrechtlich zukomme, entiprechenden Normen untergeorbnet werde. 
Den Begriff von Gewerbe in dem engen Sinne, welcher bei dem aufgeftellten 
Gegenfage zum Grunde gelegt werde, habe der Entwurf nicht ald Kriterium der 
Handelsgeſchäfte adoptirt; er würde dafür bei weiten zu enge fein; unter gewerbs⸗ 
mäßigen Betrieb werde derjenige Betrieb verftanden, bei welchem gewiſſe Geſchäfte 
in der Weiſe wiederholt und gegen Entgelt audgeführt würden, wie es bei dem 
Betriebe eined Gewerbes der Fall fe. Das Frachtgeſchäft, wenn ed im dieſer 
Weiſe gleichviel von wen betrieben werbe, biete durchgreifende Veranlaffung, in 
privatrechtlicher Beziehung zu den Handelögefchäften gezählt zu werden. Daß bie 
Geſchäfte, welche die Poften ... . vornehmen, den Charafter von Yrachtverträgen 
an ſich trügen und an dieſer Eigenſchaft dadurch nichts verlören, daß der eine ber 
Kontrahenten der Staat fei und dabei feine Konkurrenz zu beforgen babe, ftehe 
längft ebenfo feit, wie der Grundſatz, dab der Staat in Betreff feiner unter das 
Civilgeſetz fallenden, gleichviel ob auf Ausübung von Negalien gerichteten oder 
fonftigen Geſchäfte dem Eivilrecht unterworfen bleibe... . Es müfle ferner be- 
ftritten werben, daß die Anwendung bed Titeld über das Frachtgeſchäft auf die 
Poſt zu ungeredtfertigten Nefultaten führe. Es würde fogar angehen, auch den 
Borbehalt des Art. 394 fallen zu lafſen und die Boften den Eilenbahnen gleich. 
zuftellen; von einem desfallfigen Verſuche fei nur im Interefie der Gemeinjamfeit 
ded Nechtd und aud dem Grunde abgefehen, weil noch nicht überall diefelbe Ueber- 
zeugung gewonnen fe. Der Art. 394 fei aber ungeachtet ded darin enthaltenen 
weitgehenden Borbehalt8 nicht bedeutungdlod, denn ed werde doch wenigftend — 
gegenüber der beftehenden Zeriplitterung und Linficherheit — die Gemeinſamkeit der 
allgemeinen Grundfähe erreicht und hierdurh der Grund zu einem einbeit- 
lihen poftaliihen Rechte gelegt. Die Erhebung der Beftimmungen bed Ent- 
wurfs über dad Wrachtgeihäft — insbejondere die über Verjährung, Pfandrecht, 
Haftbarkeit co. — zur fubjidiären Geltung für den Gütertrandport der Poft 
müſſe als Yortjchritt im gemeinfamen Intereſſe von Deutſchland anerkannt werden. 

Hierauf wurde fomohl der prinzipale Antrag, audzufprechen, daß das H.&.-B. 
auf bie Poſt feine Anwendung leide, wie auch der eventuelle, die Anwendbarkeit 
lediglih auf den Tisel vom Frachtgeſchäft zu beichränfen, abgelehnt (Prot. ©. 5048 
bis 5053) und der Abi. 2 ded Art. 394 Il. Leſung, auch in III Leſung unverändert 
beibehalten (Prot. 5105). 

II. 

Was fodann die Eifenbahnen betrifft, fo ift auch in II. Leſung nicht 
ftreitig geworden, daß ihre Frachtgeichäfte — und zwar gleichviel ob die der Pri- 
vat- oder Staatäbahnen — den Beitimmungen des Titels vom Yrachtgefchäfte zu 
unterwerfen feien, vielmehr iſt diefer bereit im Preuß. Entw. (Art. 326 Alin. 1) 
enthaltene Grundjag unverändert und ohne Diskuſſion in allen 3 Leſungen 
(Art. 357 — Art. 394 — Urt. 421) beibehalten worden. Ebenſowenig find bie 
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weiteren Fragen, ob und immieweit für die Gefchäfte der Eifenbahnen auch alle 
anderen Beftiunmungen ded HG.B.'s gelten und ob fie — Staatd- und Brivat- 
bahnen — in Betreff ihrer Geichäfte als Kaufleute im Sinne des Art. 4 9.882. 
zu behandeln jeien, berührt worden und es ift daher anzunehmen, daß — bei ber 
Aehnlichkeit beider Trandportanftalten — dad hierüber in Betreff der Boftanflalten 
Erörterte (Prot. 5048—5053) finngemäße Anwendimg finden fol. Wohl aber 
haben über die Frage, ob und inwieweit die Bertragdfreiheit der Eiſenbahnen, die 
Anwendbarkeit der gefeglichen Beftimmungen vom Frachtgeſchäft auf Eiſenbahn⸗ 
trandportverträge auszufchließen oder zu begrenzen, zu beichränken fei, im Anſchluſſe 
an bie in II. Leſung beichlofiene Aufnahme des Art. 376 und die dazu geftellten 
Abänderungdanträge (Monit. Nr. 425, 426, 449-456, Prot. S. 47004702, 
5120—5124) ausführlide Berathungen ftattgefunden. Das Ergebniß diefer Be- 
ratbungen, deren Darftellung beim folgenden Artikel 422 (Anmerkung 194) ge 
geben ift, war, daß die vollftändige im Art. 376 des Entwurfs II. Leſung für 
die Eiſenbahnen ausgeſprochene Entziehung jeder Bertragdfreiheit in Betreff Ab 
änderungen der gefeplihen Schadenderfappflidht des Frachtführers befeitigt und den 
Eifenbahnen die Befugniß zu gewiſſen vertragd- und reglementömäßigen Beſchrän⸗ 
ungen ber geſetzlichen Haftbarkeit zugeftanden, allen übrigen Beichränfungen aber 
die rechtlidye Wirkung verlagt wurde (Brot. S. 4671—4673, 46894692, 470 
bis 4702, 4778-5043, 5105—5116, 5120—5124). Die in diejer Ridytung be 
ſchloſſenen, modificirenden Beftimmungen wurden in einem beſonderen II. Ab- 
fhnitte: „Bon dem Frachtgeſchäft der Eifenbahnen insbeſondere“ dem Titel V. 
beigefügt und demgemäß auch die Yaflung des Art. 394 durch Aufnahme folgen- 
den Zuſatzes geändert: 

„Hür die Eifenbahnen kommen ferner die Beſtimmungen des fol- 

genden Abichnittd zur Anwendung.” 

(Prot. ©. 4699, 5105.) 

Aus diefem Gange der Berathungen folgert nun Goldſchmidt (I, 1 $ 44 
Anm. 14 ©. 856, 357): „Die Trandportgeihäfte. der Staatseifenbahn- und 
Pojtanftalten feien jchlehthin ald Handelsgeſchäfte anzufehen und dem 
gemäß nicht allein den Borjchriften des Titeld vom Frachtgeſchäft, fondern and den 
allgemeinen Grundfäpen von ten Handelsgeſchäften unterworfen. Allein es könne 
aus demjelben nicht gefolgert werden, dab ber Betrieb einer Eifenbahn oder Poſt⸗ 
anftalt durch den Staat ein wirkliches Gewerbe im Sinne ded Art. 4, 272 fe 
und der Staat durch folhen Betrieb zum Kaufmann werde. Bielmehr feien die 
Transportgeſchäfte diefer Staatsanftalten, wenngleich dieſelben fein wirflicyes Ge: 
werbe treiben follten, dennoch wie Gefchäfte im Gewerbebetriebe, aljo als ſolche 
Srachtgefchäfte, welhe Handeldgeichäfte find (H.G.-B. Arts 890, 420), ange 
jehen werden. Ob der Betrieb der Poftanftalten als ein wirkliches Gewerbe im 
Sinne des H.G.B.'s habe erachtet (fingirt) werden follen, fei nicht feftgeftellt 
worden, ımd jei aud der oben mitgetheilten Aeußerung in ben Protofollen nit 
zu entnehmen; die Konfequenzen folder Auffaffung feiern von der einen Seite als 
unzuläffig, von der anderen, wenn überhaupt möglidh, als zuläſſig erachtet worden. 
Die Staatdeifenbahnverwaltungen ſeien freilich nicht in gleicher Weiſe wie die Poſt⸗ 
verwaltungen den Privatunternehmungen entgegengeftellt worden, allein auch für 
fie fehle ed an jeder erkennbaren Seftitellung, ob und inwieweit man ein wirkliche 
Gewerbe mit deſſen Konfequenzen habe ftatuiren wollen.” 
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BL. aud) das Refkz. des Königl. Sächſ. Juſt.Miniſt. vom 16. Auguft 1869 (Zeitſchr. für 
Rechtäpfl. und Verw. in Sadjen, R. F. Br. 23 ©. 174 f., Buſch Bb. 1 ©. 522). Berner 
Ber. bes Hofger. zu Darmflabt an das Heffiihe Iufl.-Miniftl. (Suſch Bd. 3 ©. 132 f.) Erk. 
bed Hand.-Ger. zu Düffeldorf vom 3. Suni 1868, Gentr.-Org., NR. %. Bd. 4 ©. 561 und 
Leſſe (Deutiche &er.-Zeit. 1868 ©. 214), Karſtens, Arch. für civil. Praxis Mb. 37 ©. 2u9, 
Linde, Zeitſchr. für Gin.-R. und Proz. Bd. 16 ©. 316 

Der Auffaffung Goldſchmidt's kann jedody nicht ganz beigetreten werden, 
ba ein greifbar praftijcher Unterjchied in dem Sinne, ob der Staat in Rüdjiyt auf 
den Betrieb ber Poft und Eiſenbahnen wirklich ald Kaufmann anzuſehen oder 
ob feine Sefchafte nur „wie Handelsgeſchäfte zu behandeln“ feien, nicht 
erfichtlich ift und ferner eine Unterjheidung nah dem auf Gewinn oder öffentliche 
Snterefien oder eine Berbindung beider gerichteten Zweck des Betriebs deöhalb nicht 
für maßgebend erachtet werden kann, weil aud im legteren Falle ein Gewinn für 
den Staat — mittelbar wenigftend durch die Hebung der Steuerfraft, Stärkung 
der Landesvertheidigung u. j. w. — aus dem Beiriebe refultirt, weil ferner bie 
Unberfdyeidung, ob dee prinzipale Zwed des Staats auf Yörderung des dffent- 
kichen Wohles oder aber auf einen pelnniären Gewinn gerichtet ift, in Ermang- 
kung jeder äußeren Erfennbarkeit den Begriff der Gewerbemäßigkeit des Betriebs 
den bedenklihften Schwankungen ausſetzen würde und überhaupt bei Beurteilung 
der privatrechtlichen Bedeutung und Wirkung des Betrieb die konkurrirenden 
publiziftiihen Motive überall nicht entjcheidend in Betracht kommen. 

Es ift daher, zumal die Verhandlungen der Nürnberger Kommiſſion, auf 
welche ſich die Bertheidiger beider entgegenftehender Meinungen über die vor- 
liegende beſtrittene Frage berufen, etwas Zuverläjligeö weder für Die eine, noch für 
Die andere Meinung ergeben (vgl. Prot. ©. 531, 540, 590, 855, 1230-1232, 
1260, 1293, 1294, 1305, 1306, 4629, 4778 ff., 5048—5053), jowohl in der Praris 
wie in der Theorie aud vorjtehenden Gründen überwiegend angenommen worben: 

daß der Staat -— wenn auch nicht in feiner Totalität, — fo doch in 

Bezug auf den Betrieb der Bolten und Eijenbahnen ald Kaufmann 

anzuſehen und zu behandeln fei, 
und es find auch die aus diejer Annahme fich ergebenden Konjequenzen: Unter 
werfung des Staatöfiäfus unter die Zurißdiltion der Handelögerichte, Führung von 
Firmen, Handeldbühern, Aufftellung kaufmännifcher Inventuren und Bilanzen x. 
gezogen worben. 

BL oben Bd. I. Alin. 1, 8, 3-9 und die dort mit Gründen angeführten Erfenntnifje bes 
R.O.⸗H.⸗G. vom 14. Dezember 1871, Entih. Br. 3 ©. 405, vom 15. September 1874, Entfch. 
Bd. 13 ©. 28 und vom 2,/30. Januar 1874, Entid. Bb. 12 ©. 311. Ferner PBriber bei 
Buſch, Ard. Br. 1 S 247 ff, Udermann ibid. ©. 197—202, Kuhn ibid. ©. 335 ff., 
Auerbad, Arch. für Wechſelr. Bb. 9 ©. 68, Anſchütz und v. VölberndorffL ©. 40 ff, 
v. Hahn I. ©. 26, U. ©. 5u6, 508, Puchelt 1. S. 13, 21, 11. ©. 345, Keyßner ©. 436, 
Hillig ©. 32, Endemann ©. 745, 756, Bad, Haftpfl. ber Deutid. Boftanft. $ 7 ©. 104, 
Kuhn bei Buſch Bd. 6 ©. 335, Kompe bei Goldſchmidt Be. 9 ©. 63 und Löhr, 
Centr.Org., R. 5. Bi. 4 ©. 561. 


191) „Die Beflimmungen dieſes Titels finden auch Anwendung auf Fracht⸗ 

geihäfte von Ciſenbahnen und anderen öffentliden Transportanftsiten.” 

Alinea 1 des Artileld 421 verordnet ganz allgemein, daß die Beitimmungen 

diefed Titeld auch auf Frachtgeſchäfte von Eijenbahnen und anderen öffentlichen 
Eger, Dentjſches Gradhtregt. III. 9 
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ZTrandportanftalten Anwendung finden follen, Alinea 2 modifizirt jedoch dieſen all 
gemeinen Grundſatz in Betreff der Poftanftalten, Alinen 3 in Betreff der Ein: 
bahnen. | 

„Die Beftimmungen dieſes Titel": Diefe Worte künnten e contrario 
zu dem Schluſſe führen, daß nur dieſer bad Frachtgeſchäft betreffende Titel, 
nicht aber die übrigen Theile des H.G.B.'s auf Yrachtgeichäfte von Eifen- 
bahnen und anderen öffentlichen Trandportanftalten Anwendung finden follen. Diet 
Folgerung würde aber — nad dem in der vorangehenden Anmerkung 190 dene 
ftellten Gange ber Berathungen — eine unzutreffende fein. Bielmehr jollte, um 
allen hierüber etwa auftauchenden Zweifeln vorzubeugen, durch Alinea 1 und bie 
für daffelbe gewählte Fafſung nur angedeutet werden, daß auch für öffentliche, nc- 
mentlich ſtaatlich betriebene Transportanſtalten die Vorſchriften Des Titels ven 
Frachtgeſchäfte Platz greifen und dieſen — ſoweit dad H.G.B. nicht ſelbſt Die 
vorſchreibe — eine erimirte Stellung gegenüber dem gewöhnlichen, privaten Fracht⸗ 
führer nicht zuſtehe. Diefer Zweck tft indeß nicht erreicht worden, vielmehr find 
gerade durch die auödrüdliche Hervorhebung eined Satzes, den man nad Art. 3% 
in Berbindung mit Art. 272 Ziff. 3 für felbftverftändlich halten konnte, Zweifel 
und Kontroverfen über Die Tragweite des vorliegenden Artikels entflanden. 

Es haben fi vornehmlich drei verjchiedene Auffaffjungen geltend gemacht: 
Bon der einen Seite wird unter firengem Anſchlufſe an den Wortlaut, lediglich 
diefer Titel vom Frachtgeihäft. auf die Frachtgeſchäfte der Eifenbahnen ım 
anderer öffentlihen Zrandportanftalten für anwendbar erklärt, der übrige Inhalt 
des H.G.B.'s ausgeſchloſſen, — von einer anderen Seite wird weitergehend ar 
genommen, daß die Frachtgeſchäfte der Eijenbahnen zc. zwar als Handelt: 
geſchäfte anzujehen feien und demgemäß nicht allein den Borfchriften des Titel 
vom Frachtgeſchäft, jondern auch den allgemeinen Grundjägen von den Handel: 
geichäften unterliegen follen, ohne daß aber der Betrieb einer Eiſenbahn oder Bol: 
anjtalt durch den Staat für ein wirkliche Gewerbe im Sinne der Art. 4, 27 
und ber Staat in Beziehung auf ſolchen Betrieb ald Kaufmann zu erachten fei, — 
bon der Dritten Seite endlich wird gerade dies leptere ald zutreffend bezeichnet 
und angenommen, ber Staat jet in Rüdficht auf den Betrieb öffentlicher Transport 
anftalten (Eijenbahnen, Boten) als Kaufmanı im Sinne de H.G.⸗B.'s zu 
behandeln und allen ſich daraus ergebenden rechtlichen Konjequenzen untenporien. 

Bereit8 in der vorigen Anm. 190 tft aus dem Gange der Berathungen übe 
ben vorliegenden Artikel gefolgert worden, daß dieſe legtere Meinung die richtige 
fei, wie fie auch in ber Praris und Theorie überwiegend anerkannt und mit übe 
zeugenden Gründen gerechtfertigt worden ift. (Vgl. S. 128f.) Es hieße ben Iegik 
latoriſchen Zwed des Artileld verfennen, wenn man aus den Worten „diele 
Titels“ e contrario Beichränkungen für die Anwendbarkeit der übrigen Theile ie 
H.⸗G.B.'s auf die Frachtgeſchäfte der Eijenbahnen und anderen öffentlichen Trank 
portanftalten ziehen oder dem Staate, infoweit fie von diefem betrieben werben, die 
allgemeine kaufmänniſche Qualifikation abiprehen wollte. (Bol. Puchelt I. 
©. 413.) Wenn v. Kräwel (©. 596) nit nur Die Beftimmungen des Titel) 
vom Frachtgefcäft, fondern auch vom Spebitiondgefchäft in Anwendung gebraft 
wiſſen will, fall die Eifenbahnen und öffentlichen Zrandportanftaften Gejchäfte in 
Sinne der Art. 379 und 388 übernehmen, fo ift diefe Auffaffung zu eng und die 
Begrenzung nicht gefertigt. Nicht nur die Beitimmungen über Yradıt: um 
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Spetitiondgejhäfte jondern überhaupt der ganze Inhalt des 9.6.3.3 ift-auf 
die Frachtgejchäfte Der Eijenbahnen zc. in Anwendung zu bringen. 

„Hrahtgeihäfte von Eiſenbahnen und anderen öffentligen 
Zrandportanjtalten”" Da zur Zeit der Berathung und Gmanation des 
9.8.8.8 Der größere Theil der deutichen Eifenbahnen Privateifenbahnen waren, 
jo kann, wie aus der Zujammenjtellung der Worte: „Eifenbahnen und anderen 
öffentlihen Zransportanftalten” hervorgeht, der Ausdrud „öffentlich“ nicht ledig⸗ 
lih auf die vom Staate betriebenen Anftalten abzielen, fondern ſoll aud bie 
durch größere Gejellfchaften betriebenen Trandportunternehmungen im Gegenfap zu 
den Unternehmungen einzelner Brivatperfonen umfaffen. (Vgl. Makower Anm. 46a. 
zu Art. 421, Adermann in Buſch's Arch. Bd. 4 ©. 425.) Wenigftend ift in 
den Berathungen ausdrücklich hervorgehoben worden, bier ſei von „öffentlichen“ 
Zrandportunternehmungen nicht in dem Sinne die Rede, daß fie vom Staate be- 
trieben fein müßten, fondern nur von ben durch umfaſſende Geſellſchaften be- 
triebenen Unternehmungen, 3. B. Dampficifffahrten ꝛc. im Gegenſatze zu ben 
Unternehmungen einzelner Privaten. (Prot. ©. 855.) Demgemäß bemerlen 
Scheffer und Groß ©. 450: „Deffentlihe Transportanftalten find nicht nur 
die vom Staat, fondern auch die von größeren (?) Gefellichaften betriebenen Trans. 
yortunternehmungen.” 

Bol. Brir ©. 416, Stubenraud ©. 544, Wächter I. 265 R. 4, v. Kräwel ©. 594 
Ebenjowenig find nur Gütertransportanftalten gemeint, auch PBerfonentransport- 
anftalten gehören bezüglich des beförderten Reiſegepäcks hierher. (Art. 272 
Ziff. 3 H.G.B.), 

Bol. oben Bd. I. ©. 25, 26, Bad, H.⸗R. ©. 317, 318, Kuhn in Buſch's Arch. Bd. VL 
©. 379, Keypner ibid. Bd. X. ©. 61 ff, Bad, Poſtanſtalten S. 80, 82, 83, Erf. des Preuß. 
Db.-Trib. vom 12. September 1865, Striethorfi Bb. 61 ©. 21. 

wenn daffelbe zum Zrandport aufgegeben und vertragämäßig übernommen worden 
ft (vw. Hahn IL ©. 412, Puchelt II. ©. 347, Endemann ©. 718 Anm. 5). 
Dagegen ift ber Trandport von Perfonen, gleichviel ob er von Einzelnen oder 
von Eijenbahnen und öffentlichen Trandportanftalten audgeführt wird, von der An- 
wendung des Titels vom Frachtgeſchäft ausgeſchloſſen. 

Bull Keyßner ©. 437 Nr. 9, Hillig ©. 22,» Hahn II. ©.412, Puchelt IT.S. 345, 
AUnihüß und v. Bölderndorff lIL ©. 426. 

Auch die Telegraphenanftalten gehören zu den öffentlihen Transportanftalten, 
auf welche Titel V. Anwendung findet, foweit nicht durch Vertrag oder Reglement 
(Telegr-Drbnung vom 13. Auguft 1880) etwas Andered feftgefept ift. (Vgl. 
Puchelt II. ©. 414.) | 

Schon aus dieler Unbeftimmtheit und Unſicherheit der Definition des Be⸗ 
griffes „öffentlihe Transportanſtalten“ ergiebt fi), wie wenig opportun und wie 
überflüffig die Aufnahme der in Rede ftehenden Beftimmung in dad H.G.B. war. 
Es würde vielleicht noch gerechtfertigt werden können, wenn lediglih die ftaat- 
lihen Xransportanftalten bier ausdrüdlich ald unter den Titel vom Frachtgeſchäft 
fallend ertlärt worden wären, weil betreffd Diefer wegen der mit dem Betriebe ver- 
folgten publiziftifchen Zwede ein Zweifel bereichen Tonnte, ob ihr Betrieb ein, „ge 
werbemäßiger“ im privatredhtliden Sinne der Art. 390, 272 fei. Indem man 
aber nicht von ftaatlichen, fondern von öffentlichen Trandportanftalten ſprach, ja 
bejonderd erflärte, daß darunter nicht etwa blos vom Staate betriebene zu ver- 
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fteben ſeien, blieb nicht erfichtlich, weldden Zweck diefe beſondere Hervorhebung 
haben follte, zumal an fidh fein Bweifel beitehen konnte, daß größere, dem dffent- 
lichen Verkehre zugänglich gemachte Trandportanftalten gerade vor allem bie Ki. 
terien der Art. 3890, 272 Ziff. 4 an ſich tragen und eine Unterjcheidung der ein 
zelnen Kategorien von Frachtführern nach dem ganz unbeftiunnten Kriterium ter 
„Deffentlichteit" Ded Betriebes bisher nirgends gemacht worden war. Man bat 
dies auch bei Beratbung der vorliegenden Beftimmung beraudgefühlt wmt in 
I. Leſung den fpäter leiter nicht berüdfichtigten Beſchluß gefaßt, bei Redaktion ver: 
felben dad Wort „öffentlih“ zu vermeiden. (Prot. ©. 855.) 

Die Unbeftimmtheit und Mangelbaftigteit der Yaflung, jowie die Weberfikffig 
feit des Sapes find wiederholt in fcharfer Weile hervorgehoben worden. So be 
merkt v. Hahn II. ©. 506: „Für den Begriff ded Frachtführers (Art. 390) md 
mithin für Die Anwendbarkeit dieſes Titeld ift e8 gleichgültig, ob der den Trank 
port Uebernehmende eine einzelne phyſiſche Perſon, eine Geſellſchaft, eine juriſtiſche 
Perſon, der Staat ift, ebenjo in welchem Umfange dad Frachtgewerbe betrieben 
wird. Eiſenbahnen (d. h. Frachtführer, welche ihr Gewerbe mittelſt eine 
Scienenwegeß betreiben, welche Guͤtertransport — infl. Reijegepäd — betreiben), 
fallen Daher unter diefen Begriff, deögleichen die im Art. 421 erwähnten „öffent- 
lihen Trandportanftalten”. Kine genauere Beitimmung dieſes lepteren Br 
griffe, welche übrigend auch fchwerlich zu einem ficheren Refultate führen würde 
(Brot. ©. 855), ift, da für diefe Anftalten nach keiner Richtung befondere Grant 
jäße aufgeftellt find, überflüifig.“ 

Deögleihen Thöl (HR. II. $ 6 ©. 9 und Anm. 2): „Bon den Eiier- 
bahnen und anderen öffentlichen Zransportanftalten ift in Art. 421 nur der 
Rechtsſatz ausgeſprochen, daß auch auf fie die Beftimmungen biefed Abſchnitts, alie 
die Beftimmungen „vom Frachtgeſchäft überhaupt” Anwendung finden. Diejer 
Sag ift nicht nothwendig, denn er iſt jelbftverftändlid, wenn voraudgefept fiat 
Eifenbahnen und andere Transportanftalten, welche unter den aufgeftellten Begriff 
bes Yrachtführers fallen. Soldye find aber voraudgejegt, denn der Sag follte miht 
etwas Neues fagen, nnd baber tft ed gleichgültig, was hier unter „öffentlichen” 
Trandportanftalten gemeint if. Dan kann Iefen: Eifenbahnen und andere 
Öffentliche Transportanftalten oder: Cifenbahnen und andere öffentlihe Trank 
portanftalten., Im erfteren Yal find alle Eiſenbahnen als öffentliche gedacht und 
können alſo unter öffentliche nicht verftanden werden Staatseiſenbahnen (wie in 
Artitel 5 unter öffentlichen Banken gemeint find Staatsbanken), da man bei ber 
Redaktion wußte, daß nicht alle Eiſenbahnen Stantdeijenbahnen find; man wi 
aljo das Wort öffentlich anderd verftehen müflen, 3. B. dem Bublilum zur Be 
nıtgung für den Sütertransport eröffnet (Art. 422), Im anderen Fall kam 
öffentliche genommen werden für Staatötrandportanftalten. Es ift dann gejagt: 
finden Anwendung auf Frachtgeſchäfte von Eifenbahnen und auch von Gtaatk 
transportanftalten, welche feine Eiſenbahnen find. So wäre ber Zwed, allen 
Zweifel zu heben, daß auch der Staatsfiskus Frachtführer fein kann, und nidt 
blos in Betreff ter Eijenbahnen des Staated. Es kommt aber auf Die Bedeniumg 
„öffentlich“ nichts ar, weil die Abficht nicht war, etwad Neued gu jagen.” 

Der Grundfag der Anwendbarkeit der für dad Frachtgeſchäft beſtehenden recht 
lichen Beitimmungen auf das Eiſenbahnweſen beitand — wie Adermann ia 
Buſch's Ach. Bo. 13 S. 455 hervorhebt — ſchon vor dem HeG.⸗B., dedurfte 
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aljo einer. außdrüdlihen Einführung durch dad H.⸗G.⸗B. nicht. (Bol. auch Sin- 
tenis, Gen.Giv.R. $ 120 Nr. 1 Bd. 2 ©. 688 9. Aufl, Beſchorner 
©. 234 f., 262.) 


192) „Sie gelten jedoch für Die Poflenflalten nur infewweit, ald nit durch 
beſondere Geſetze oder Verorbuungen für dieſelben ein Nadırea bes 
Bimmt if.“ 


Durch Alinea 2 ded Art. 421 iſt von dem generellen Grundſatze des Alin. 1, 
wonach die Beftimmungen des Titeld vom Frachtgeſchäfte bezw. überhaupt Die des 
9.8.8. auf Eijenbahnen und andere öffentliche Transportanftalten Anwendung 
finden foten, eine Ausnahme zu Gunften der Boftanftalten geſchaffen wor- 
den. Die zur Zeit ter Sınanation des H.G.⸗B. beftehenten Staatäpoftanftalten 
der einzelnen deutichen Bundesftaaten und der auf Grund Faijerlicher Verleihung 
betriebenen Poftanftalten der Fürftl. Hauſes Taxis find jest nach Maßgabe des 
Abſchnittes VIEL. (Art. 48 ff.) der Verfafiung des Deutfchen Reiches faft vollftändig 
in den Händen des Reiches vereinigt und werden von dieſem als einheitliche Reich?- 
poftanftalten betrieben. Nur Bayern und Württemberg baben auf Grund befon- 
derer in den Verſailler Berträgen zugeftandenen Borbehalte und des Art. 52 ber 
Reihöverfaffung die felbitftändige Verwaltung ihres Poſtweſens, foweit fich die- 
jelbe auf den inneren Verkehr ihrer Länder bezieht, behalten, fo daß unter „Boft- 
anftalten” in Sinne bed Art. 421 H.G.B. gegenwärtig die Pojtanftalten bed 
Deutichen Reichs, Bayernd und Württembergs zu verftehen find. 

Die Ausnahme befteht darin, daß für die Poftanftalten, welche eine Kategorie 
der im Alin. 1 bezeichneten öffentlichen Transportanftalten find, die Beftimmungen 
ded Titels vom Frachtgeihäft — bezw. des H.G.Bs überhaupt — nur fub- 
fidtäre Geltung haben jollen, d. h. nur infoweit, als nicht durch „befondere 
Gejege oder Verordnungen“ für diefelben ein Anderes beftimmt if. Die 
Gründe für dieſe Ausnahmeftellung der Boftanftalten ergeben ſich aus der in 
Anm. 190 ©. 126 f. mitgetheilten Entftehungdgejchichte dieſes Alinen. Davon auß- 
gehend, daß die Bolt ald eine Staatsanftalt erfcheine zur Yörderung des gemeinen 
Wohls und nicht al8 ein Inftitut zur Erzielung von Gewinn durch Betrieb eines 
Handelögewerbed, daß ferner dem poftaliihen Gewohnheitsrechte feine Wirkung 
nicht genonmen werben könne und auch anderweitige Beitimmungen des H.G.⸗B.'s 
auf die Poſt unanwendbar feien, war fogar von mehreren Seiten beantragt wor- 
den, dad H.G.B. überhaupt auf die Verhältniffe der Poſt für unanmwendbar au 
erflären. (Prot. ©. 1250, Monit. 483—485, Brot. S. 50485058.) 

Diefe Anträge wurden jedoch abgelehnt, nachdem hervorgehoben wowden war: 
«8 ftehe längſt feſt, daß die Geſchäfte der Poft in Anfehung der Verfendung von 
Gepädftüden ıc. den- Charakter von Yrachtgeichäften hätten; die privatrechtliche 
Seite des Poſtweſens könne ohne Verkennung des Poſtoberhoheitsrechts priwat- 
rechtlich behandelt werden, wie denn auch bei anderen unter dad Civilrecht fallen 
den, gleichviel ob auf Ausübung von Regalien gerichteten oder jonftigen Geſchäften 
des Staats diefer dem Eivilrecht unterworfen worden je. Es würde fogar an« 
gehen, Den in Rede ftehenden Borbehalt bezw. die Ansnahmeftellung der Poft ganz 
fallen zu laſſen, d. h. fie lediglich Dem gewöhnlichen Frachtführer gleichzuftellen und 
dem vorliegenden Titel zu unterwerfen, und es ſei von dieſem Verfuche nur im 
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Snterefie der Gemeinſamkeit bed Rechts und aus dem Grunde abgejehen, weil noch 
nicht überall diefelbe Weberzeugung gewonnen ſei. Die Beitimmung jet aber un 
geachtet ded darin enthaltenen weitgehenden Vorbehalts nicht bedeutungslos; denn 
ed werde doch wenigjtend die Gemeinſamkeit der allgemeinen Grundjäge erreiht 
und hierdurch der Grund zu einem einheitlichen poftalifchen Rechte gelegt und den- 
felben fubfidiäre Geltung für den Gütertransport ter Poſt verichafft. 

Die Beftimmungen des Titels vom Frachtgeſchäft bezw. (ngl. Anm. 1% 
©. 129) die des H.G.B.'s überhaupt haben hiernach für die Geſchäfte der Poſt⸗ 
anftalten ſubſidiäre Geltung derartig, daß principaliter „die bejonderen Ge— 
fege und Verordnungen“, welde dad Poftweien betreffen, zur Anwendunz 
fommen und eventuell, d. h. foweit diefe nichts norfchreiben, Die Beitimmungen des 
H.G.B.'s: Nur die befonderen Sefepe und Verordnungen haben den Bor | 
zug vor dem H.G.B.; nicht dad Gemohnbeitäreht. Ein auf Gewohnheit oder 
Praxis beruhendes Poſtrecht ift daher audgeichloffen, infoweit ed dem 9.8.8 
widerſpricht. | 

Bol. Urt. 1 H.⸗G.⸗B. Prot. ©. 5052, 5053 und Motive zum Monitum Nr. 485, Gar, 
Haftpfl. der deutich. Boftanftalten S. 94, Scheffer und Groß S. 450, Thol UL S. % 
v. Hahn II. ©, 506 f. 8 3, Kompe in Goldſchmidt's Zeitiehr. für HR. Br. XL ©. L 

Es find nit nur die zur Zeit der Emanation des H.⸗G.«B.'s in Kraft 
befindlichen Gejege und Verordnungen gemeint, ſondern auch alle fpäter in gül 
tiger Weiſe erlaffenen. In den Berathungen wurde, um jedem Zweifel hierüber 
vorzubeugen, auf Anregung eined Abgeordneten ausdrücklich anerkannt, daß mt 
dem Ausdrude: „beſtimmt ift” nicht allein die beftehenden, jontern auch bie 
unter den entiprechenden Yormen no in der Yolge zu erlafienten bejonderen 
Geſetze und Verordnungen gemeint jeien. 

Prot. ©. 5053, Scheffer und Grob ©. 451, Wächter I. S. 265 R.6, Malcner 
a. a. D. Anm. 46c., v. Kräwel ©. 595, 396. 

In diefem Punkte kann den im Uebrigen zutreffenden Ausführungen Thöl?. 
welcher den Ausdrud nur auf die biäherigen bezw. älteren Geſetze 2c. beziehen 
will, nicht beigetreten werden. Thöl bemerkt a. a. D.: „In Betreff der Bet: 
anftalten ift eine Ausnahme gemacht von dem Sag, daß durd, dad neuere Fradt- 
recht des H.©.-B.’8 dad widerftreitende ältere Recht aufgehoben wird. Sn Be 
treff der Poftanftalten jollen nicht ſämmtliche Beftimmungen des 9.6.3.8 „ven 
Zrachtgeihäft überhaupt“ gelten, es foll dasjenige abweichende ältere Recht gültig 
bleiben, welches auf &efegen oder Verordnungen beruht, welche befondere für dir 
Poftanftalten find. Daſſelbe bleibt gültig, gleichviel ob es dem Inhalt nad al- 
gemeined Frachtrecht oder ein eigenthümliches Boftrecht ift und ob ed nur für eine 
einzelne Boftanftalt oder für mehrere Boftanftalten gültig if. Somit ift jeder 
einzelnen Boftanftalt das für fie bisher gültige geichriebene Recht (nicht aud Gr 
wohnbeitsrecht) gewahrt gegen dieſen Einfluß ded H.G.B.'s — Bon den zwei 
möglichen Yaflungen: dad neuere Recht gilt nur ſoweit, ald nicht jchon bereits + 
was Anderes gilt, oder: dad neuere Recht gilt nicht ſoweit, als bereitd etwas Ar 
deres gilt, ift die erfte Faſſung gewählt.“ 

Die Annahme Thöl's, dag nur die älteren, biöher gültigen Geſetze ꝛc. ten 
Borzug vor dem H.G.⸗B. haben, nicht auch die fpäter erlafjenen, fteht mit ten 
oben mitgetheilten Materialien ſowie auch mit der übereinjtimmenden Anficht aller 
anderen Autoren im Widerſpruch. Auch v. Hahn (II. ©. 506 ff. 8 8) bemerft 
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demgegenũber: Für die Frachtgeſchäfte der Boftanftalten bildet unfer Titel nur das 
jubfidiäre Recht. Die gejammten früheren den Poftfrachtverfehr betreffenden Ge⸗ 
jege und Berordnungen find in Wirkjamfeit geblieben und es iſt ver Bildung 
neuer feine beinmende Schranke gezogen (dem jog. Poſtgewohnheitsrechte ift, ſo⸗ 
weit e8 dem H.G.⸗B. zumiderläuft, derogirt).“ 

Die Beftimmungen bed H.G.B. gelten hiernach für die beutfchen Boft- 
enftalten nur infoweit, ald in den gegenwärtig in Kraft ſtehenden Geſeßen und 
Berordnungen der Poſt nieht ein Anderes für diefelben beftimmt if. Es würde 
zu weit führen und den Rahmen der im vorliegenden Kommentare geftellten Auf 
gabe überfteigen, dieſe Gejege und Verordnungen hier ſämmtlich aufzuführen und 
zu erläutern. Nur im Allgemeinen ift Yolgended zu bemerken: Im Gegenſatze zu 
der Berichiedenheit und Zeriplitterung, die zur Zeit der Emanation des 9.&.-B. 
Mangel einer einheitlichen Auffichtd- und Geſetzgebungsgewalt in den Poſtgeſetzen 
und Berordnungen der deutſchen Staaten berrfchte, ift, nachdein durch Art. 4 Ziff. 10 
dad Poſt- und Telegraphenweſen — nur mit ber in Art. 52 enthaltenen Modifi- 
fation in Betreff Bayernd und Württemberg” — der Beauffichtigung und der 
Gejepgebung des Reiches unterworfen und durch Art. 48 der Einrihtung und Ber- 
waltung defielben ald einhettlicdhe Staatöverkehräanftalten unterftellt find, eine 
außerordentliche Bereinfachung und Einheitlichkeit in den betreffenden Geſetzen und 
Berordnungen eingetreten. Die Grundlage bildet für die privatredhtliche Seite 
der Boftgefchäfte insbeſondere der Poftfrachtgefchäfte dad Gefeg über das Poft- 
wejen des deutfhen Reichs vom 28. Oktober 1371, welches in feinem 
& 51 alle biäherigen allgemeinen und befonderen Beftimmungen über &egenftände, 
über welche diefed Geſetz verfügt, jomeit jene Beftimmungen nicht auf den mit dem 
Auslande abgeichlofjenen Stuatöverträgen oder Konventionen beruhen, aufbebt. 

Die im Berordnungdwege geichaffene wichtigfte Ergänzung dieſes Reichöpoft- 
gefeged zur Regelung der Boftfrachtgeichäfte ift die Boftordnung vom 8. März 
1879. Sie ift im $ 50 des Reichspoſtgeſetzes ald Ergänzung defielben ausdrück⸗ 
lich bezeichnet, indem danach durch ein vom Reichskanzler zu erlaffendes Reglement, 
die weiteren bei Benugung der Poftanftalt zu beobachtenden Vorſchriften getroffen 
werden follen. Dieje Borfchriften gelten als Beftandtheil des Vertrages zwifchen 
der Poftanftalt und dem Abfenter. Ihr wejentlichfter Inhalt ift gleichfalls im 
8 51 des Reichöpoftgefeped bereitd vorgezeichnet. So bildet gegenwärtig dad Reichs 
poftgefep vom 28. Dftober 1871 in Verbindung mit der Boftordnung vom 8. März 
1879 und den fie weiter ergänzenden Ausführungdverordnungen die prinzipale Norm 
für das Poftfrachtgeichäft aller deutſchen Boftanftalten, neben welcher nur Bayern 
und Württemberg in den Grenzen bed Art. 52 ter Reichöverfafjung abweichende 
Normen befigen. 

Bol. in Betreff des Poftrechtes: Fiſcher, Die deutiche PVoft- und Zelegraphengefedgebung. 
Berlin 1876, Dambach, das Geſetz über das Poſtweſen des Deutfchen Reiche. 4. Aufl. Berlin 
1881, O bſt, Geſetze, Reglements und Verordnungen, betr. das Poft- und Zelegraphenweien im 
Deutſchen Reiche. 3 Xheile. Berlin 1871, 1872, Gad, Hand.-R. ©. 302-7 und Haftpflicht 
der deutichen Poftakftalten: Berlin 1863, Bufch, die beutfchen Poftgejege. Leipzig 1870, Buſch, 
Arch. Br. 20 ©. 364-399, Wolff, die Haftpfitcht der deutſchen Poftanftalten ıc. in Beb- 
‚vend's Zeitichr. Bd. 4 ©. 130 ff, Müller, über bie de recepto actio und deren analoge 
Ausdehnung auf die Voltanftalten. Leipzig 1857 ©. 110 ff, Kompe, vom Bofttrausports 


vertrage in der Zeitichr. für deutſch. Recht Wr. 18 S. Jul 388, v. Linde, Deutſch. Poſtrecht 
in ber Zeitfchr. für Civilr. und Proz, N. F. Bd. 16 S. 150-198, 295—384 und derfelbe, über 
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die Haftpflicht der Poftanftalt. Stehen 1859, Ulermann in Buſſch's Ar. Br. 4 ©. ı8 
bis 428, Kompe, der Entw. eines Allg. Deutih. H-®.-B. in feinem Berbältniffe zum Dauis. 
Vofl- und Eifenbahntransportrechte. Regenöburg 1859, Fiſcher, HR. $ 217 ff, Ondemauz. 
OR. $ 10 S. 745-755, Budelt IL. €, 413, 414, Gareis, ©-R. 85 68, 69, Hıldir 
und v. Bölbernporff II. ©. 463, Makower Anm. 46c. zum Urt. 431, Keybner 6.57 
Ertl. des R.⸗O.H.G. Br. 132 ©. 311, Bb. 17 ©. 196, Br. 18 S. 99, Dh. 33 ©. 9 z. de 
Reichöger. vom 27. Iumt 1881, Deutfdye Jur.⸗Zeit. Bb. 6 ©. 25. 


193) „Fur Die Giſendahnen Tommen ferner Die Belimmungen bes felgen 
Aſchnitts zur Anwendung.“ 


Alinea 3 des Art. 421 modifizirt den generellen Grundſatz des Alin. I in 
Betreff der Eifenbahnen, wenngleich in weſentlich anderer Weile, wie Win. ? 
bezüglich der Poftanftalten. Denn, während in Alin. 2 ben Boftanftaltn ik 
volles Sonderrecht und ihre Autonomie gegenüber dem H.G. B. derartig gewahrt 
ift, daß Teptered nur fublidiär und Mangels befonberer poftrechtlicher Bekimmm- 
gen zur Anmwentung kommen fol, wird durch Alin. 3 bezw. den Himmel auf bie 
Anwendung des folgenden AbichnittE „Bon dem Frachtgeſchäft der Eiſenbahnen 
insbeſondere“ die Vertragsfreiheit unt Autonomie der Eiſenbahnen ſehr erheblichen 
Beſchränkungen unterworfen, fo daß fie die geſetzlichen Beſtimmungen bed erften 
Abſchnittes „Vom Frachtgefchäft überhaupt“ nur in den Grenzen und nad Map 
gabe der im folgenden zweiten Abfchnitte enthaltenen Normen durch Berträge zu 
ihrem Bortheile im Boraud abändern dürfen. 

Bei der Darftellung der Entftehungägefchichte ded Art. 421 (val. Anm. I% 
©. 124) tft bereit8 hervorgehoben worden, daß die Vertragdfreihett der Eiſenbahnen 
bezüglich ihrer Transportgefchäfte in I. und II. Leſung in noch weit außgebehnteren 
Maße beichränft bezw. gänzlich aufgehoben werben follte. Gerade mit kejon- 
derer Rückſicht darauf, daß bie Eifenbahnen in Ausbeutung ihres faktiſchen um? 
rechtlichen Transportmonopols ihre Haftbarkeit aus Frachtgefchäften in unbilliger 
Weile durch Neglementd beichränften, war in I. Leſung der ganz allgemeine und 
auf alle Frachtführer ausnahmslos bezügliche Sap angenommen worden: 

„Derträge, durch welche bie gefehlichen Verpflichtungen des Yradıt- 
führerd zum Schabenderfag beſchränkt oder aufgehoben werben ſollen. 
haben feine rechtliche Wirkung.“ 

(Bol. Prot. S. 827—830, Art. 339 Entw. I. Leſung.) 

In IT. Lefung wurde jedoch gegen die allgemeine Fafſung dieſes Saßes ge: 
tend gemacht, Daß die Abficht doch vornehmlich nur auf die Beſchränkung der Ber 
tragdfreiheit der Eifenbahnen gehe und daß es bedenklich ſei, fie auch auf den 
gewöhnlichen Frachtführer und die Poft als diejenige Staatdanftalt, deren Berbält- 
niffe auf befonderen Einrichtungen beruhten, zum Theil fogar mit Staatöverträgen 
in Zufammenhang ftänten, auszudehnen und deshalb ein Zuſaß ded Inhalts ar 
genommen: 

„Diefe Beitimmung findet jedoch auf gewöhnliche Fuhrleute, auf ge 
wöhnliche Schiffer und auf die Poftanftalten feine Anwendung.” 

(Brot. S. 1230-1232, Art. 376 Entw. II. Leſumg.) 

fo daß, wenn auch nicht mit ausdrüclichen Worten, nur den Eiſenbahnen dr 
Vertragsfreiheit — und zwar vollftändig — entzogen blieb. Nachdem jedoch dieſer 
Entwurf II. Leſung veröffentlicht worden war, erhoben die deutſchen Eifenbadn- 
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verwaltungen gegen den Titel „Bom Frachtgeſchaͤft“ in einer befonberen Denkſchrift 
von rechtlihen und praktischen Geſichtspunkten aud eine Reihe gewichtiger Be- 
denken, nicht nur gegen den Cap, daß ihnen die Befugniß zur vertragsmäßigen 
Beſchränkung ihrer gefeglichen Haftung entzogen fein jolle, fondern auch gegen eine 
Anzahl einzelner Beftimmungen ded Titeld, und machten zugleich Abänderungd- 
vorfchläge. In Anerkennung derjelben wurden von mehreren Regierungen zur 
1. Leſung mehrfache Veränderungsanträge geftellt bezw. eine Reviſion des Titels 
auf Grund der von den Eifenbahnverwaltungen geltend gemachten Bedenken bean- 
tragt. (Monit. Nr. 425, 426, 449-456, Prot. S. 4700-4702. 5120—5124.) 

In Folge davon wurde der vorliegende Titel in III. Leiung einer nochmaligen 
eingehenden Berathung unterzogen. Diefelbe fährte zur Abänderung einzelner Be- 
flimmungen und zur Aufnahme eined neuen, die bejondere rechtliche Stellung der 
Eifenbahnen in Bezug auf die Modifikation der gefeglichen Haftung behandelnden 
Abſchnitts (Prot. S. 4671—4673, 4689-4692, 4700-4702, 4778—5043, 5105 
bi8 5116, 5120—5124), welcher dem Titel V. als Abfchnitt II. unter ber Veber- 
Ihrift: „Bon dem Fradıtgeihäft der Sifenbahnen insbejondere” beigefügt wurbe. 
Demgemäß wurde auch die Faſſung ded Art. 421 dur Aufnahme des Zufages 
geändert: „Für die Eifenbahnen kommen ferner die Beftimmungen des folgenden 
Abjchnittd zur Anwendung.” (Brot. ©. 4699, 5105.) 


Bel. v. Hahn II. ©. 506 8 2, Nakower Urt. 431 ©. 413 um. 47, Bad, HR. 
©. 307 ff, Anſchũtz und v. Bölderndorff IL ©. 465. 466, Goldſchmidt, Handb. I. 1 
$ 44 Anm. 14 ©. 351 ff. 


Unter „Eifenbabnen“ find alle nach der Definition des folgenden Art. 422 
„den Publikum zur Benugung für den Gütertrandport eröffneten Eiſenbahnen“ 
(vgl. Anmerkung 195) zu verftehen, Staats und Privateifenbahnen, Haupt- und 
Lokalbahnen, Bollbahnen und Bahnen untergeordnneter Bedeutung; auch Eiſen⸗ 
bahnen, die nur dem Berjonentrandport dienen, in Betreff ded Reiſegepäcks. 

Das Wort „Ferner“ deutet darauf bin, daß die vorangehenden Beitimmungen 
des Abjchnitts I. „Bom Yrachtgeichäft überhaupt” auf die Eiſenbahnen volle An- 
wendung finden, außerdem aber noch die Beitimmungen des folgenden Ab- 
jchnitteß II, weldhe die Normen für die Beichränfung der Vertragöfreiheit der Eiſen⸗ 
bahnen gegenüber den gejeglichen Borjchriften des Abſchn. I. enthalten. 
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Allgemeines Dentfches Handelsgeſetzbuch. 


Fünfter Zitel, 
Bon dem Irachtgeſchäft. 


Zweiter Abſchnitt. 
Don dem Srahtgeihäft der Eifenbahnen insbefondere. 


Berbemerkung. 


Mit Artitel 422 beginnt der zweite Abichnitt des dad Frachtgefchäft betreffen: 
den Titeld V. Buch IV. des H.G.B.'s, der erft in II. Leſung eingefügte, hie 
Art. 422—431 umfafjende Abſchnitt: 

„Bon dem Frachtgeſchäft der Eifenbahnen indbefondere.” 

Bevor in die fpezielle juriſtiſche Erläuterung dieſes Abfchnittes eingetreten 
wird, bedarf es zum Verſtändniſſe defjelben eined — wenn auch nur kurzen — 
Ueberblicks über die gefchichtlihe Entwidlung des deutichen Eijenbahntrangpor: 
rechts und das Berhältniß defjelben zum allgemeinen deutichen Yrachtrechte. 

Dal. Goldſchmidt, Handb. des HR. L 1 ©. 155, 160, 166, 168, 191, v. Hahal 
S. IX. f, I. ©. 508-510, Anſchütz und v. Bölderndorff IL. ©. 465-470, Exte 
mann ©. 755—757, Thöl, HR. I. ©. 86 f, G. 5 Koh ©. 392, 424428, Gut 
©. 307 f, Makower S 413, v. Kräwel ©. 596-598, W. Koch S. 3—11, 86 - 88, Hilli; 
©. 1-22, 53-56, Ruckdeſchel S. 1-5, Wehrmann ©. 1-34, Kühlwetter E. 1-5 
Epftein S. 3—9, Zeitung des Vereins beutjcher Cifenbaßnverwaltungen 1868 ©. 273, 1lil 
©. 687—89, 775 f., 799, 819, Verhandlungen des preußiichen Landtags, herausgegeben Berl 
1861 ©. 398-409, Denkichrift des Vereins deutfcher Cijenbahnverwaltungen von 12. Dezemkt 
1859, Prot. zum H.⸗G.B. ©. 4671-4673, 4676—4683, 4689 f., 4699, 4700- 4702, 4778 °. 
5015-5043, 5105—5116, 5120-5124. 

Bor Emanation des Deutihen H.G.⸗B.'s waren die Eifenbahnen, wie alt 
anderen Frachtführer, lediglih den allgemeinen Normen der einzelnen Deutiden 
Landesrechte über den Frachtvertrag unterworfen. Es kann dabingeftellt bleiben, 
ob und inwieweit in diejen Rechten die Grundjäge der locatio conductio oder I 
receptum hierbei vorherrſchten. Soviel fteht feft, daß nach beiten Spitemen alk 
Srachtführer, mithin auch die Eijenbahnen zur vertragämäßigen Abänderung Kr 
Iandeögejeplichen Normen unbeſchränkt befugt waren. 

Die Eifenbahnen machten von dieſer Befugniß insbeſondere hinſichtlich ihrer 
Haftpflicht für Berluft, Beihädigung und Verfpätung, einen umfafjenden Gebraud, 
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und zwar in einer der Natur ihres Transportbetriebes entiprechenden, eigentgüm- 
lihen Form. 

Der Trandportbetrieb der Eifenbahnen nahm nämlid von vornherein einen fo 
außerordentlihen Umfang an, daß fich bei der enormen Zahl täglich abzuichließen- 
der Yrachtverträge alsbald die Unmöglichkeit heraußftellte, mit jedem einzelnen Ab» 
jender fämmtliche Bedingungen ded Yrachtvertrages jpeziell zu vereinbaren. Wenn⸗ 
gleih der Natur der Sache nach gewifle Beitandtheile des Frachtvertrages der Yeft- 
ftellung im Einzelfalle überlaffen bleiben mußten, jo wurde ed doch mothwendig, 
für die überwiegende Anzahl der — der Erfahrung nad — bei allen derartigen 
Frachtverträgen übereinftimmend und in gleicher Weiſe wieberlehrenden generellen 
Bedingungen gleichmäßige Normen zu bilden, melde dazu beftimmt waren, bie 
fchwierigen und zeitraubenden Cinzelvereinbarungen zu eritbrigen. 

So entftanden die Eifenbahn-Betrieböreglement8, d. b. die Normativ- 
bedingungen, welche die Eifenbahnverwaltungen als die gleichmäßige Grundlage 
aller von ihnen abzuſchließenden Frachtverträge hinftellten und unter denen fie fid 
zum Abſchlufſe derfelben bereit erflärten. In diefen Reglements gaben die Eijen- 
bahnverwaltungen kund, unter welchen Bedingungen fie Yrachiverträge abfchließen 
wollten, was lex contractus für jeden fein jolle, der mit ihnen Frachtvertraͤge ein⸗ 
zugeben beabfichtigte. 

Bel. Solpjhmidt, Zeitjchr. für das gef. Handelſr. Bh. 4 ©. 59. 

Anfänglich publizirte jede Cijenbahnverwaltung für ihren Bezirk ein ſolches 
Reglement (Lotal- oder Spezialreglement), welches die Trandportbedingun- 
gen für Diejenigen Yrachtverträge, die lediglich innerhalb ihres eigenen Bezirks zum 
Abjichluffe und zur Ausführung kamen, normirte. Als aber der Verkehr größere 
Dimenfionen annahın und Transporte nad den Bereihen ſich an einander an- 
ichließender Bahnen häufiger wurden, vereinigten ſich mehrere folder Bahnen zu 
jog. Verbänden und ftellten für Diejenigen Frachtverträge, welche ben Transpori 
über ihre gemeinjchaftlichen Bahnitreden zum Gegenſtande hatten (Verbandsverlehr), 
gemeinjame jog. Berbandsreglementd auf. Mit der Entftehung umfaflender 
Eifenbahnlinien, mit der Ausdehnung der Transporte nad den verjchiedeniten 
Bahngebieten Dentſchlands und der angrenzenden Länder trat endli das Be- 
bürfniß allgemeiner, für den Transport auf jämmtlichen deutfchen und mit dieſen 
im engen Berlehre jtehenden außerdeutihen Bahnen gültigen Reglementd hervor 
und dieſe find durd den im Jahre 1847 gegründeten Verein deutſcher Eiſenbahn⸗ 
verwaltungen ſowohl für den Güter⸗, wie für den Berjonen- und Gepädverfehr in 
Seftalt von Bereindreglewments geichaffen worden. 

Lagen num aber auch die großen Bortheile klar zu Tage, welche Lie Auf- 
ftellung gleichmäßiger und einheitlicher Transportbedingungen für die Frachtverträge 
fämmtlicyer deutſchen und zablreiher außerdeutichen Eifenbahnen auf den Verkehr 
ausübten, fo machten fi doch auch zugleich gewichtige Gründe gegen die un⸗ 
befchränktte Autonomie der Eifenbahnverwaltungen und demnach für eine gefegliche 
Regelung des bejtehenden Rechtözuftanded geltend. In ftaatdwirthichaftlicher wie 
in privatredptlicher Beziehung zeigte fih, daß zwilchen den gewöhnlichen Fracht⸗ 
führern und den Eifenbahnen prinzipielle Unierjchiede bejtanden, welche ed für die 
Dauer unthunlich erfcheinen ließen, beite Kategorien nach gleichen geleplihen Nor⸗ 
men zu behandeln. _ " 

Sn ſtaatswirthſchaftlicher Bezichung brach ſich die Ueberzeugung Bahr, 
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daß die urfprünglih nur — gleich allen anderen Transportunternehmungen — zu 
privaten Ermerbözweden angelegten Eifenbahnen ald die Hauptitraßen für bie 
Strömungen des großen Weltverkehrs, als die wichtigften Tran&portvermittier der 
Produkte und Fabrikate des eigenen und freinder Länder, ald Mittel der Landek 
vertheldigung, Förderer bed Pojtbetriebed u. |. w. über die bloßen privaten Er- 
werbözmwede Sinzelner hinaus eine dem allgemeinen Nutzen und der Bolidmohl 
fahrt dienftbare öffentliche Beftimmung haben und, wie fie aus dieſem Grunde 
einerfeit vom Staate mit bejonderen Privifegien und Befugniffen audgerüftet. Io 
auch andererfeitd ald Korrelat gewiflen für das Staatöwohl erforderlichen Ein 
ſchränkungen und Bedingungen unterworfen werden müffen, weldye gemöhnliden 
Frachtführern aufzuerlegen nicht geboten erjcheint. 

In privatrechtlicher Beziehung aber kam im engen Zufammenhange mit 
der durch Konzeffionen und Privilegien geförderten Machtftellung der Eifenbahnen 
das gewichtige Moment in Betracht, daß fie hierdurch ein wenn auch nit an) 
drüdlich verliehenes, jo doch faktiſch wirkendes Transportmonopol befigen, weldel 
die Freiheit des Willens der mit ihnen in Vertragsverhältniffe Tretenden aut 
fchließt oder doch erheblich beicyränkt und damit daB Grundprinzip ber Bertragt- 
theorie tangirt. Während der gewöhnliche Frachtführer auf allen Berfehrögebieten 
der unbefchränften Konkurrenz Anderer audgefegt und bierburd von felbft fein 
Stellung als Kontrahent bedingt und regulirt wird, iſt die Eiſenbahn in Folze 
der ihr ftaatlich verliehbenen Konzeifton und fonftiger Privilegien im Alleinbeiige 
einer beitimmten Berfehröftraße und ed Tann ihr — wie bie Erfahrung gelehrt 
bat, — meder durch andere Frachtführer noch durch andere Eifenbahnen dauernd 
eine wirkſame Konkurrenz bereitet werden. Erſtere werden durch den Umfang, die 
Kraft und die Schnelligkeit des Eifenbahnbetriebd weitaus überboten. Die An 
lage von Konkurrenz oder Parallelbahnen aber ift — wo fie überhaupt techniſch 
und wirthſchaftlich möglich — deshalb zumeift ohne jede Wirkung, weil die fon 
furrirenden Eifenbahnen erfahrungdgemäß in der Regel dur Fuſions⸗ oder Ba 
Tehrtheilungdverträge die Konkurrenz zu befeitigen wifjen. Und ebenfowenig bat 
fi die Zulafjung mehrerer Trandportunternehmer auf derfelben Eifenbahnftrede 
als praktiſch durchführbar erwiefen, weil fie der auf möglichfte Gentralifation gerid- 
teten Natur des Eiſenbahnbetriebs widerfpricht. 

Bol. Cohn, Engl. Eiſenb.⸗Politik I. S. 45, 77, 116, II. S. 88 f., 112, Reigen Rein. 
Engl. Berwalt. S. 115-118, Gütertarife ©. 42 f., Eger, internat. Eiſenb.Frachtt. S. 9. 
Michaelis in Faucher's volkswir:hſchaftl. Vierteljahreſchr. 1863. U. ©. 1 ff. 

Durch bie alleinige Beherrſchung einer beſtimmten Berkehröftraße, durch ben 
Mangel jeder wirkfamen Konkurrenz in dem bezüglichen Verkehrsgebiete if bie 
Machtftellung der Eiſenbahnen bei Abfchluß von Frachtverträgen eine den freien 
Vertragdwillen ihrer Mitfontrahenten befchräntende. Der Staatöfisfus ſelbſt if 
für feine Verwaltungs. und Trandportzwede ebenfo wie das Privatpublitum ge 
zwungen, ſich der Eifenbahnen zum Transport zu bedienen. Die Eifenbahnen fint 
hiernach, fo Tange ihre Autonomie eine gefeplih unbeſchränkte iſt, rechtlich in ber 
Lage, dieſes Monopol den mit ihnen Kontrabirenten gegenüber durch Verweigerung 
des Transports, Auferlegung Iäftiger Trandportbedingungen, beltebige Feſtſepung 
der Trandportpreife, gänzliche Ausſchließung oder weitgehende Beſchränkung der 
Haftpflicht, Begünftigung eined Abfenderd vor dem anderen 2c. zu mißbrauchen. 

Wenngleich es nun prinzipiell Sache der ſtaats rechtlichen Geſetzgebung ift, 
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die Auffichtögewalt des Staates über die Eilenbahnen fo zu ftärten, daß derielbe 
derartigen Mißbräuchen mit Erfolg entgegenzutreten und bezüglichen Beichwerben 
der dadurch Geichädigten Abhülfe zu gewähren vermag, jo Tann doch nicht ver- 
kannt werden, daß ed opportun und zwedentiprechend erfcheint, hier — wo fidh die 
Grenzen des öffentlichen und privaten Rechts fo nahe berühren — einige diefer 
Befugniffe gewiflermaßen in dad Privatrecht hineinzuziehen und folchergeftalt zu 
privaten Rechten eines jeden Einzelnen zu machen, jo daß ein jeder, ohne In⸗ 
anfpruchnahme der Staatöhülfe, eine im ctvilrechtlichen Wege verfolgbare Yorde- 
tung bezw. einen Schadenderfaganipruch in denjenigen Hüllen erlangt, in welchen 
ihm die Eifenbahnen durch Berlegung der ihnen im öffentlichen Snterefie auferlegten 
Berpflichtungen einen Schaden zugefügt haben. Und diefer Weg ift in der dent⸗ 
ihen Handelsgeſetzgebung beichritten worden. 

Sn den wor Einführung des deutih. H. G.B.'s erlaffenen Spezial- und Ber- 
bandöreglementd, wie auch in dem für alle Eiſenbahnen ded Vereins deuticher 
Eifenbahnverwaltungen gültigen Bereind.-Güterreglement vom 1. Dezember 1856 
(j. über deſſen Entſtehung Deutſche Kifenbahnzeitung 1871 ©. 800) und 
Bereind-Verjonen- zc. Reglement vom 1. Zuli 1859 (j. über befien Entitehung 
Deutſche Eifenbahnzettung 1871 ©. 776, 799) tritt unverlennbar die Neigung der 
Eifenbahnen hervor, zu ihrem Bortheil den in den Randesrechten begründeten Um⸗ 
fang ihrer Haftpflicht, vornehmlich in Bezug auf die Bemweislaft, möglichſt einzu- 
Ichränten, jo daß indbejondere der Handelsſtand, welcher fich aus den bereit3 dar⸗ 
gelegten Gründen jenen NReglementd fügen mußte, die lebhafteften Beſchwerden da- 
gegen erhob und gefepliche Abhülfe durch Einfchräntung der Autonomie der Eiſen⸗ 
bahnen im Wege der Gefeßgebung begehrte. 

Vgl. die an die Nürnberg. Kommifflion gerichteten Denkfchriften des Handeld- umb Gewerbe» 
flandes der Städte Dredden, München, Augsburg zc. 

Sn dem den Nürnberger Berathungen zu Grunde liegenden Preußiſchen Ent- 
wurfe eines Allgem. Deutſch. Handelsgeſetzbuchs hat dieje Yorderung demungeachtet 
eine Berückſichtigung nicht gefunden. Der Entwurf erflärte lediglih in jeinem 
Art. 326 (Alin. 1) die Beitimmungen ded Ziteld vom Frachtgeſchäft auch auf 
Eifenbahnen anwendbar, ohne deren Bertragsfreiheit nach irgend welcher Richtung 
hin einzufchränten. (Motive S. 177, 178.) 

Aber bereitö in I. Leſing (Brot. S. 827830) wurde ber Antrag geftellt, 
einen Zufapartifel anzunehmen, durch weldden Verträge über Abänderung ber geſetz⸗ 
lichen Haftpflicht der Frachtführer für unverbindlih erflärt wurden. Wenngleich 
dieſer Antrag feiner Yaffung nad ausnahmslos alle Frachtführer betraf, fo 
wurde doch in ber Begründimg alsbald hervorgehoben, daß er ganz beſonders die 
Eifenbahnen im Auge babe, welche durch Reglements die gejegliche Haftpflicht 
abzulehnen oder doc erheblich einzuichränten vermöchten. Da fie num ein fattifches 
Monopol für den Sütertransport hätten, indem vielfachen Erfahrungen zufolge: 
neben ihnen keine Konkurrenz anderer Frachtunternehmungen beftehen könne, ba 
ſonach jeder, der ein Gut zn transportiren habe, mit ihnen Eontrabiren müjfe, fo 
verftoße es gegen die guten Sitten, daß ſich die Inhaber foldyer faktifchen Monopote 
eine geringere Haftbarkeit ftipulirten, als andere Frachtführer. Dem Cinwande, 
daß andy andere Frachtführer als die Eifenbahnen durch die fraglichen Beitim- 
mungen getroffen würden, glaubte man keinen groben Einfluß zugeftehen zu können, 
da wohl faum bei anderen Frachtverträgen, ald bei den mit Eijenbahnen, ähnliche 


142 Vorbemerkung zu den Art. 422—431. 


Beihränktungen der Haftbarkeit verfommen würden. — Der beantragte Zufapartitel 
erbielt Hierauf im Entwurfe I. Leſung folgende Yaflung: 
Art. 339. 

Berträge, durch welche bie vorftehenden gefeplichen Verpflichtungen des Fracht⸗ 
führer8 zum Schadenderfage (Art. 325 bid 338) beichränft oder aufgehoben werden 
follen, haben feine rechtliche Wirkung. 

Sn II. Leſung (Prot. 1230—1232) erhielt die Adficht, Durch diefe Beftimmunz 
vornehinlich die Autonomie der Eifenbahnen zu beichränfen, einen weit prägnanteren 
Ausdrud. Es wurde nämlich der Vorſchlag gemacht, den gewöhnlichen Fracht 
führer unb die Poft als diejenige Stantdanftalt audzunehmen, deren Berhältnifie 
auf bejonderen Einrichtungen berubten, zum Theil fogar mit Staatöverträgen im 
Zufammenhange jtänden, ſomit einer Aenderung nicht leicht unterworfen werben 
tönnten und deshalb zu dem bezüglichen Art. 376 des Entwurfs zweiter Lefunz 
folgender Zujag (al8 Alinea 2) proponirt und angenommen: 

„Die Beftimmung bat auf den gewöhnlichen Fuhrmann und bie 
Boft keine Anwendung,“ 
fo daß nunmehr, wenn aud nicht mit außdrüdlihen Worten, die durch Art. 376 
verordnete Beichränkung ber Vertragsfreiheit ſich lediglih auf die Eiſenbahnen 
bezog. 

Die deutihen Eifenbahnverwaltungen fühlten fich hierdurch aufs Aeußerſte br. 
ſchwert. Aldbald nad Veröffentlihung des Entwurfs II. Lefung beauftragte daher 
der Berein beutjcher Eifenbabnverwaltungen eine zu diejem Behufe gewählte Kom- 
miffion in einer zu Trieft vom 13. biß 15. Septenber 1858 abgehaltenen General. 
verfammlung (Nr. II. der Tagesordnung), alle diejenigen Beitimmungen bed Ent⸗ 
wurfs zu prüfen und zu begutachten, die, wenn jte ald Geſetz erlaffen würden, 
ihre Anwendung auf die Eifenbahnen zu finden hätten, und dieſes Gutachten zur 
Kenntniß der deutichen Landesregierungen zu bringen. 

Aus den Berathungen diefer Kommilfion ging die Denfichrift vom 12. De 
zember 1859 hervor, welche den deutfchen Bundedregierungen überreicht wurde. 
Sn derjelben wurde bezüglich des Eiſenbahnverkehrs von rechtlichen und praktiſchen 
Geſichtspunkten aus gegen den Titel „Vom Frachtgeſchäft“ eine Reihe ſchwer mie 
gender Bedenken erhoben, und zwar nicht nur gegen die generelle Beſchränkunz 
ihrer Vertragsfreiheit, jondern auch gegen eine Anzahl einzelner Beftinmmungen. 
Es wird dem Entwurfe entgegengebalten, daß er die eigenthümliche Natur und dei 
Weſen des Eiſenbahnbetriebs zu wenig berüdficdhtige und daß daher die Eifenbahr- 
verwaltungen, wenn fie dad Publikum zum Heile des Verkehrs nüßlich bedienen 
follen, in vielen der vorgeichlagenen Beitimmungen ihren Rechtsboden nicht finden 
fönnen, daß vielmehr jogar einige dieſer Beitimmungen gejchaffen fein würden, ba? 


Eijenbahnwefen zu ruiniren und daB höchſte Interefie des Handelöftandes und des | 


gefammten Publitumd, welches auf freier Fortſchrittsbewegung beruht, in dringende 
Gefahr zu ftelen. Es werden nunmehr die einzelnen Artikel ded Entwurfs ven 
Standpunkte des Eiſenbahnverkehrs fpeziell beleuchtet und am Schluffe der Denl: 
ſchrift der Antrag gejtellt: 
„daß die Autonomie der Eifenbahnverwaltungen durch diefen zu über 
laſſende Feſtſetzung reglementarijcher Beftimmungen aufrecht erhalten und 
daß im Handelsgeſetzbuche ausdrüdlich auf diefe Autonomiebefugniß ver 
wielen werde”, 
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fowie ferner: 
„daß der Titel des H.G.⸗B.'s vom Frachtgeſchäfte in Beziehung auf 
den Eiſenbahnverkehr bei der III. Leſung einer Revifion und Abänderung 
auf Grundlage der Ausführungen diefer Denkichrift unter Zuziehung von 
Sadverftändigen unterworfen werben möge.“ 

Auch wurde von der Kommilfion des Bereind unterm 25. Sanuar 1860 eine 
Reihe von formulirten Abänderungsvorfchlägen zum Entwurfe II. Lefung des 
9.8.3.8 aufgeftellt. Diefe Anträge und Borfchläge veranlaßten fowohl bei den 
Regierungen mannigfache Verhandlungen ald bei dem Kaufmanndftande lebhafte 
Gegenäußerungen, welche eine gänzliche oder doch theilweiſe Beſchränkung ber 
Autonomie der Eifenbahnen zum Gegenftande hatten. (Vgl. Prot. zum H.G.B. 
&. 4671, 6472.) 

A II. Lefung fanden die Anträge bed Vereins jedoch inſofern Berüdfichti- 
gung, als in Anerkennung derfelben von mehreren Regierungen Abänderungdanträge 
geftellt bezw. eine Revifion des Titeld auf Grund der non den Eijenbahnvermwal- 
tungen geltend gemachten Bedenken beantragt wurbe. 

Monit. Nr. 425, 426, 449 —456, Prot. ©. 4700 —4703, 5120-5124. 

Diefe Anträge hatten eine nochmalige eingehende Berathung des in Rebe 
ftehenden Titel zur Folge und führten dazu, daß — abgejehen von der Abände- 
rung einzelner Beftimmungen des erften Abfchnitted — dieſem noch ein zweiter 
ſpeziell das Eiſenbahnfrachtgeſchäft betreffender Abfchnitt beigefügt wurde, welcher 
die in II. Leſung angenommene gänzliche Beieitigung der Autonomie der Eijen- 
bahnen wieberaufbob und diefelbe 

1. nur inſoweit einfchräntte, ald dies nach ben bisherigen Erfahrungen im 
Intereſſe ded Handels und Verkehrd und zur Wahrung bed freien Ber- 
tragäwillend der mit den Eifenbahnen Kontrahirenden erforderlich er- 
ſchien (Art. 423 fi. H.G.⸗B.), 

zugleich aber ald weitere im öffentlichen Intereſſe nothwendige Beichränkungen ein- 
führte: 

2. die Verpflichtung der Eifenbahnen, die bei ihnen nachgejuchte Eingehung 
von Frachtgefchäften für ihre Bahnftreden unter geſetzlich beſtimmten 
Boraudjegungen nicht zu verweigern (Art. 422 Alin. 1 und 2), 

8. in Anfehung der Zeit der Beförderung feinen Abjender vor dem An- 
deren — abgejehen von gewifjen gejeglich normirten Ausnahmefällen — 
zu begünftigen (Art. 422 Alin. 3). 

So entftand der zweite Abſchnitt dieſes Titeld: „Bon dem Frachtgeſchäft der 
Eiſenbahnen insbeſondere“, welcher fortan die geſetzliche Baſis der Eijenbahn-Be- 
triebsreglements bildete. Zwar befriedigten die darin gegebenen Feſtſetzungen ſowohl 
die Handelötreibenden wie die Eifenbahnen nur halb, indem die einen die Eiſen⸗ 
bahnautonomie für zu wenig, die anderen für zu ſehr bejchränft hielten. Indeß 
darf nicht verfannt werden, daß es fich Hierbei um die Entjcheidung über Diametral 
entgegenftehende Meinungen und Intereffen auf einem damals noch wenig bekannten 
Bebiete handelte, daß der fragliche Abſchnitt jomit den Charakter eine Kompro- 
miſſes trägt und, wie die Erfahrung lehrte, im Wefentlichen die richtige Mitte ges 
troffen bat. Denn einerſeits war der Eingriff in ihre Vertragsfreiheit — über 
weldyen fi die Bahnen beklagten — in der That nur die Wiederberftellung der 
Vertragsfreiheit ihrer Mitkontrahenten gegen bie Wirkungen des Eifenbahnmonopols 
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(Bol. Fi in der Zeitichr. für das ge. H. R. Bd. 19). Andererfeitd ſprachen ge 
wichtige Gründe dafür, den Bahnen die Befugnig zur vertragsmäßigen Beicdrän- 
fung der Haftpflicht nicht gänzlich zu entziehen bezw. nicht in höherem Grade, als 
dies zur Paralyfirung ihres Monopols erforderlich erſchien. Da fie der Außerit 
ftrengen Haftpflicht de8 receptum ımterliegen db. h. nicht nur für ihre Leute und 
Transportmittel, jondern and felbft für den Zufall bis zur Grenze der höheren 
Gewalt eintreten, da fie ferner in Rüädficht auf ihr Monopol im Gegenfape zum 
gewöhnlichen Frachtführer zur Uebernahme des feiner Natur nach befonderd gefähr 
lien Transports geſetzlich verpflichtet fein follten, fo entipracdh e8 dem Rechte mb 
der Billigkeit, ihnen die vertragsmäßige Beſchränkung der Haftpflicht inſoweit za 
geltatten, ald der Verſender freiwillig zur Erlangung billigerer Trantportpreiie auf 
bie erforderlichen Sicherheitsvorkehrungen (3. B. Berpadung, Begleitung, Bedeckung) 
oder Funktionen der Bahnorgane (3. B. Auf- und Abladen) verzichtet und ich ge 
wifiermaßen mit einer geringeren Diligenz der Bahn begnügt, oder Güter zur Be 
förderung aufgiebt, die ſich nad) ihrer eigenthümlichen Beſchaffenheit (zerbrechliche 
verderbliche Waaren, lebende Thiere) zum Bahntrandport nicht eignen. Die Ber 
neinung diefer Befugniß erjchien duch dad Monopol nicht begründet und würte 
mit der Erhöhung des Riſiko's auch nothwendig zu einer Erhöhung der Zrand- 
portpreife geführt, mithin den auf möglichjte Minderung derſelben gerichteten Ber 
fehräinterefien und ber Freiheit der Abjender, gewiſſe Gefahren felbft zu über 
nehmen, widerfprochen haben. 

Dieſer vermittelnde Standpunkt bed Geſetzgebers wird in einem KRommmiifiond- 
bericht de Preuß. Herrenhaujed vom 22. Mai 1861 über zwei gegen den gu. Ab⸗ 
jchnitt gerichtete Petitionen — der Preuß. Privateifenbahndirektionen vom 3. Mu 
1861 einerfeitö und der Handelöfammer zu Köln vom 4. Mai 1861 andererjſeits 
— in treffender Weife charakterifirt: „Die Eiſenbahngeſellſchaften — beißt es in 
diefem Berichte — find Eigenthümer einer zum allgemeinen Gebrauche beftimmten 
Bahn, zu deren Anlage fie nur vermöge eines Attd der Staatögewalt, indbejondere 
durch Verleihung des Rechts zur Erpropriation gelangen konnten, zugleich befigen 
fie faltiih dad Monopol des Transports auf dieſer Straße. Sn beiden Be 
ziehungen ift ed unerläßlich, ihnen vou Staat wegen Verpflichtungen aufzuerlegen, 
wodurch die Benupung der Straße und der Trandportanftalten ein gleiches Recht 
für alle wird. Die Feſtſetzung ſolcher Verpflichtungen kann bei der Konzeiftonirung 
ber Bahn geichehen. Bei den hierdurch möglichermeife entftehenden großen Ber- 
ihiedenheiten in den einzelnen deutſchen Staaten kann ed inde nur gebilligt wer- 
ben, wenn dad H.⸗G.B. verjucht, einen gewiffen Theil der Berpfligtungen und 
Berechtigungen der Eifenbahngefellichaften, die ſich auf die Frachtunternehmung be 
ziehen, allgemein feitzuftellen.. In den Art. 422—431 iſt dieſe Regelung erfolgt. 
Den Eiſenbahnen ift danach im Allgemeinen nicht geftattet, den Krapttrandport za 
verweigern und ſich durch Vertrag ber Verantwortlichkeit für entftehenden Schaden 
und verjpätete Lieferung zu entziehen (Art. 422 und 423); durch eine Reihe von 
Ausnahmen wird dieſes Verbot aber beichränkt, erläutert oder gemildert (Art. 424 
biß 441). Der Inhalt der Art. 422—433 entipricht deshalb nicht den Wüwfchen 
ber Eifenbahnen, weil fie als Frachtunternehmer das Streben haben, fi Die rer 
heit ded Vertrages, deren jeder andere Trandportunternehmer genteht, möglichkt zu 
wahren, obgleich die Befrachter faktiſch ihrerſeits wicht in der Lage ſind, ſich den 
von den Eijenbahnen vorgefchriebenen Bedingungen zu entziehen. Er entipridk 
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andererjeitdö nicht den Wünſchen der Handelskammern, weil diefe dad Streben 
haben, bie von allen Waarentrandporten untrennbaren Gefahren, Berlufte und Zu- 
fälle von fi) abzumälzen. Es darf jedoch behauptet werden, daß die Art. 422 
bis 431 keine mit Grund geltend zu machende Ausftelungen von ſolchem Gewichte 
veranlafjen, um auf Annahme oder Nichtannahme dieſes Theild des Geſetzbuchs 
Einfluß äußern zu fönnen..... ” 

Das H.⸗G.B. hat hiernach einen Mittelmeg eingefchlagen, d. h. prinzipiell 
zwar bie vertragämäßige Beſchränkung der Haftpfliht den Bahnen verboten 
(Art. 423), aber auönahmsweife für gewiffe — durch Bebürfnig und Erfahrung 
feitgeftellte — Fälle gejtattet (Art. 424 —431). 

Dur die Einführung des deutſch. H.G.B.'s in Deutichland und Defter- 
reih wurde Die Bildung eined neuen, ben Vorſchriften befjelben entiprechenden 
Bereindgüterreglementd und Die Umgejtaltung der die Haftpflicht beim Gepäd- 
transport betreffenden Beftimmungen des Bereinsperjonen- ꝛc. Reglements er 
forderlich. 

Was zunächſt den Entwurf eined neuen VBereins-Güterreglementd an 
Stelle ded Reglement? vom 1. Dezember 1856 (j. oben ©. 141) anlangt, jo wurde 
berjelbe unter Benutzung eined bereit von der Öeneralverfjammlung zu Danzig 
(30./31. Zuli 1860) und zu Hamburg (12.—15. Dezember 1860) bearbeiteten Ent- 
wurf3 in den Generalverjammlungen zu Köln (26.—28. Auguft 1861) und Dres- 
den (10. Yebruar 1862) durchberathen und proviforiich angenommen. Nach dem 
zugehörigen Webereinlommen jollte dieſes neue Bereinsd-Güterreglement von 1862 
zu berjelben Zeit für die deutſchen Eilenbahnen in Kraft und das ältere Regle- 
ment vom 1. Dezember 1856 außer Kraft treten, in welcher dad deutſche H.-©.-B. 
Geſetzeskraft erlangt. Dieler Beitimmung gemäß ift dad Reglement vorerft provi- 
jorifh in Preußen und Sadjjen mit dem 1. März 1862, in Bayern mit bem 
l. Zuli 1862 und in Deiterreih mit dem 1. Juli 1863 in Geltung gejegt, fodann 
aber dur den Beihluß der Generalverjammlung zu Hannover (9./10. Auguft 
1864) definitiv für ſämmtliche Bahnen des Vereins deutſcher Eijenbahnverwal- 
tungen angenommen und zugleich mit dem neu redigirten Uebereinkommen als: 

„Reglement für den Bereind-Güterverkehr aufsden Bahnen des Vereins 
deuticher Gijenbahnverwaltungen vom 1. März 1865“ 
publizirt worden. (D. E.⸗Z. 1864 ©. 399, 412, Pr. Min.-Bl. d. i. V. 1865 
©. 261 ff.). | 

Der Entwurf eined neuen Bereindperjonen- ıc. Reglements an Stelle 
ded unterm 1. Zuli 1859 (j. oben ©. 141) eingeführten wurde zuerft in der 
Öeneralverjammlung zu Amfterdbam (28.—30. Juli 1862) zur Berathung geftellt, 
jodann die Berathung in der Generalverjammlung zu Salzburg (3./4. Auguft 
1863) fortgejept, aber erft zu Hannover (9./10. Auguft 1864) zum Abſchlufſe ge- 
bracht und hierauf der Entwurf als: 

„Bereindreglement für den Perjonen- ıc. Verkehr auf den Bahnen bed 
Bereind deuticher Eilenbahnverwaltungen vom 1. März 1865” 
endgültig eingeführt. (Pr. Min.Bl. d. i. V. 1865 ©. 251 ff.) 

Sn den Zahren 1865—1870 haben dieje Vereindreglementd nur unerhebliche 
Abänderungen erfahren. (Bgl. Nr. IV. u. V. der Tag.-Ord. der Gener.Verſ. zu 
Mainz 29.—31. Zuli 1867 und Nr. II. u. V. der Tag.Ord. der Gener.-Berf. zu 
Bien vom 19.—21. Zuli 1869.) 

Eger, Deutſches Srachtrecht III. Ä 10 
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Erft die Verfafjung ded Norddeutſchen Bunded vom 26. Zuli 1867 und jpäter 
die Berfaffung des Deutſches Reiches vom 16. April 1871 riefen auf dieſem Be 
biete eine Iebhaftere Bewegung und Umgeftaltung hervor. Die Berfafjung ve 
Norddeutſchen Bundes übermied ebenjo wie jpäter die Reichöverfaffung in Art. 4 
Pr. 7 der Beauffichtigung Seltend des Bundes (bez. Reiched) und der Geſetzgebung 
deſſelben: „dad Eiſenbahnweſen (in Bayern norbehaltlih der Beſtimmung im 
Art. 46) im Intereſſe der Landeövertbeidigung und ded allgemeinen Bertehri‘ 
und in weiterer Ausführung diejer Yundamentalbeftimmung verordnete Art. 45 der 
Berfaffung: 

„dab dem Reiche die Kontrole über dad Tarifweſen zufteht und daffelbe 
namentlich dahin wirken wird, daß baldigft auf allen deutichen Eiſen 
bahnen übereinftimmenbe Betrieböreglement3 eingeführt werden.” 

Diefe Berfaffungsbeftimmung verlieh dem Bunde (bez. Reiche) nicht nur die 
Pflicht, jondern auch das Recht, im Rahmen des zum Bundes- bez. Reichögeies 
erflärten deutih. H.G.B.'s ein einheitliche Betrieböreglement für ſämmtliche 
Eifenbahnen im Norddeutihen Bunde — mittelft Bekanntmachung vom 10. Zum 
1870 — einzuführen. 

Bol. das Erf. des I. Sen. des R.O. H.⸗G. vom 2. Iımi 1876, Entſch. Bdo. 21 6. 60 f. 

Zwar waren, wie oben dargeftellt, einheitliche Betrieböreglementd für bie 
Bahnen ded Bereind deutjcher Eijenbahnverwaltungen durch den Verein derſelben 
für den Güter- und Perfonen- ıc. Verkehr erft wenige Jahre vorher eingeführt 
worden. Indeß berubte dieſe einheitliche Regelung doch nur auf der freien 
Bereinbarung der zu jenem Vereine gehörigen Eijenbahnen und konnte durd 
Kündigung Seitend jeder einzelnen Bahn geftört werden. Aus diefem Grunde 
war bie obligatorijche Einführung eines einheitlichen Betriebsreglementd a 
Grund der verfafiungsmägigen Befugniß des Bundesraths ein dringendes De 
dürfniß für die einheitliche und Tonftante Yortentwidlung des deutichen Eifenbahr:- 
transportrechts. 

Abgeſehen jedoch von ber obligatoriſchen Natur des Betrieböreglements für 
die Eiſenbahnen Im Norbdeutichen Bunde lag es in ver Natur der Sade, daß 
dafſelbe fih materiell im allen weſentlichen Punkten an die Beftimmungen ie 
Bereind-Güterreglements und ded Vereindperjonen- 20. Reglement vom 1. Win 
1865 anlehnte, zumal dieſe unter Mitwirkung der Bunbedregierungen und Zu 
grundelegung des deutih. H.G.B.'s von den deutſchen Eiſenbahnverwaltungen 
in fachverftändigfter Weife und in Berüdfichtigung aller Erfahrungen auf dieſen 
Gebiete aufgeftellt worden waren. 

Sn formeller Beziehung trat infofern eine bemerkenswerthe Aenderung ein, 
als die Beittimmung des DVereindperfonenreglementd und des Bereindgüterregie 
ments in ein Reglement verfehmolzen wurden, welche nunmehr den Titel führte: 

„Betrieböreglement für die, Eifenbahnen im Norddeutſchen Bunde vom 
10. Juni 1870.“ 

Der Bundesrath dehnte — nach der inzwilchen erfolgten Komftituirung dei 
Deutichen Reiches — diejed Reglement durch die zugleich einige Abänberungen 
enthaltende Bekanntmachung vom 22. Dezember 1871 mit dem 1. Sanuar 187 
auch auf die Bahnen von Württemberg, Baden, Sübheffen und Elſaß⸗Lothringe 
and. Auch Bayern führte dafjelbe — und zwar mit Rüdfiht auf fein Refemat 
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recht jelbftftändig — mit dem 1. Sanuar 1872 gleichlautend ein, fo daß die Gel. 
tung deſſelben fih von biefem Tage an über alle deutichen Staaten erftredte. 

Die obligatorijhe Einführung des Betrieböreglements für die Etjenbahnen im 
Norddeutichen Bunde konnte auf die beiden Bereindreglementd vom 1. März 1865 
nicht ohne erheblidhen Einfluß bleiben. Zunächſt erjchien es fogar zweifelhaft, ob 
diefelben nunmehr nicht überhaupt überflüffig und deshalb gänzlich aufzuheben 
jeien. Demgegenüber wurde aber erwogen, daß die Geltung des Vereindreglementd 
fih aud) auf eine große Anzahl außerdeutjcher, dem Norddeutichen Reglement nicht 
untermorfener Bahnen erſtreckten und mithin im Intereffe bes einheitlichen Vereins⸗ 
verfehrd aufrecht erhaltert werben müßten, jowie ferner, daß das Norddeutiche Regle- 
ment die Einführung für das Publikum günftigerer Beftimmungen nicht aus— 
ſchlöſſe. Vornehmlich aus diefen Gründen wurde vom Verein beuticher Eifenbahn- 
verwaltung in der Generalverfammlung zu Berlin (14.—16. Auguft 1871 Nr. IH. 
u. III.a. der Tagesordnung) die Einführung des Norddeutfchen (ſpäter deutſchen) 
Reglements als Vereinsreglement an Stelle der beiden Vereindreglementd von 1865 
beichloffen. 

Noch ehe jedoch diefer Beihluß zur Ausführung gelangte, hatte auch Die 
Deiterreih-Ungarifche Regierung die Einführung eined neuen Betrieböreglements 
ven Staatöwegen eingeleitet. In Defterreih hatte bis dahin noch das vielfach 
lüdenbafte und unzureichende Reglement von 1863 gegolten. Im März 1871 ſah 
fih jedoch die Wiener Handelskammer durch die täglichen Klagen bed Handels⸗ 
ftandes über die Mängel des Transportweſens und den Ruf nad zeitgemäßen Re- 
formen veranlagt, eine allgemeine Eiſenbahnenquete einzuberufen, zu welcher Dele- 
girte der ſämmtlichen DefterreihUngarifchen Handelskammern und Eifenbahnver- 
waltungen zugezogen wurden. Die 2. Sektion biejer Enquete arbeitete unter 
Zugrunbelegung bed Norbdeutichen Bundeöreglementd vom 10. Juni 1870/1. Za- 
nuar 1872 ein neued Reglement aus, welches mehrfache, theild fachliche, theils fty- 
fiftifche Aenderungen und Zufäpe enthielt. Diefer Entwurf wurde von der Wiener 
Handelöfammer ımittelft einer Denkichrift im Sanuar 1872 dem Defterreichiichen 
Handeldöminifter vorgelegt und durch Berordnung des DVefterreichiichen Handels- 
und des Ungarifhen Rommunifationdmintfteriumd vom 1. Juli 1872 (alfo ohne 
Mitwirkung der Legidlative) ale 

„Betrieböreglement für die Gifenbahnen der im Reichsrathe vertretenen 
Königreihe und Länder bezw. der Länder ber Ungariichen Krone“ 
erlafien und trat am 1. Auguſt 1872 in Kraft. 
Bl. über die Verhandlung der Wiener Transportenquete D. & -3. 1871 ©. 943, 944, 955, 
991, 992 und Epitetn, Deiterr. Betriebö-Reglement von 1872, Einl. S. VL—VIII. 

Für den Bereich ded Vereind Deuticher Eifenbahnverwaltungen waren ſonach mit 
bem Sabre 1872 zwei ftantlich mit obligatorifcher Wirkung verjehene Betriebäregle- 
ments, das Deutfche und dad Defterreich-Tingarifche, in Geltung getreten, welche, wenn- 
gleich prinzipiell und im Wefentlichen übereinftimmend, doch auch in einzelnen Beftim- 
mungen mannigfadh von einander abwichen. Diejer Umftand veranlagte den Berein 
im Intereſſe einheitlicher Betriebsvorichriften für alle zugehörigen Bahnen ein neues 
Bereindreglement audzuarbeiten, welches bauptjächlich den Zwed hatte, die zwijchen 
dem Deutfchen und Defterreih-Ungariichen Reglement beftehenden Berjchiedenheiten 
für die Vereindverwaltungen audzugleihen. Der von einer Vereinskommiſſion aus- 
gearbeitete Entwurf wurde in der Generalverfjammlung zu Yranffurt a. M. 

10° 
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(21./22. Januar 1873) angenommen und nad deren Beſchluß der Defterreichiichen 
und Deutſchen Regierung mit der Bitte vorgelegt, denjelben bei den etwaigen Ent. 
fchliegungen über Aenderungen des Deutjchen und Oeſterreich-Ungariſchen Regle— 
ments zu berüdjichtigen, um für alle Bereinsverwaltungen ein thunlichſt gleic- 
lautended Reglement zu erlangen. (Dal. D. &.-3. 1873 ©. 465, 501, 521, 537 
bis 541, 867.) 

Die Deutiche Reichäregierung war inzwijchen aus eigener Snitiative ber Frage 
einer Abänderung des deutichen Betrieböreglementd in Folge zahlreiher Beſchwer⸗ 
den, die feitend ded Handelsſtandes gegen einzelne Beitimmungen des Reglements 
erhoben worden waren, näher getreten. Es kam nun bimu, daß, um die Herbei— 
führung einer durch tie engen Verkehrsbeziehungen Deutſchlands und Defterreic- 
Ungarnd gebotenen, thunlichiten Lebereinftimmung in den Betrieböreglementö beider 
Reiche vorzubereiten, eine eingehende Reviſion des Deutichen Reglement3 als eine 
dringente Nothwendigkeit fi) herausſtellte. Das Deutihe Reichskanzleramt lies 
demgemäß einen Entwurf audarbeiten, welhem neben dem Deutihen Reglement 
auch das Defterreich. Ungarische Reglement vom 1. Auguft 1872, ferner ter von ter 
Generalverfammlung des Vereins Deutſcher Eifenbahnverwaltungen zu Yrauffur 
a. M. (1873) bejchlofiene Entwurf, fowie zahlreihe Denkichriften und Gutachten 
der Deutſchen Handeld- und Gewerbefammern zu Orunde gelegt wurden. Die'er 
revidirte Entwurf wurde jodann dem durd) das Reichsgeſetz vom 23. Suni 1873 
eingejegten Reichdeilenbahnamt zur weiteren Berathung überwiefen, weldye unter 
Zuziehung von Dertretern ded Deutichen Handeldtaged und ded Bereind Deutſcher 
Eifenbahnverwaltungen am 10. September 1873 zu Berlin ftattfand. Der aus 
diejer Berathung hervorgegangene, vom Neichdeifenbahnnamte aufgeftellte Entwurf 
wurde vom Berein Deutſcher Eifenbahnverwaltungen in mehreren Generalverjamm: 
lungen und Konferenzen (Generalverjammtlung zu Heidelberg 22. September 1373 
— Kommijfiondberatbung zu Berlin 18./19. Dftober 1873 — Generalverjamm- 
lung zu Berlin 3./4. November 1873) weiteren eingehenden Erörterungen unter- 
worfen und der hiernach neu redigirte Entwurf der Deutjchen und Dejterreich-Unga- 
riihen Regierung vom Vereine zur Berüdfichtigung übermittelt. (Ball. D. E.-3. 
1873 ©. 978-980, 1033—1036, 1061— 1064, 1073— 1077, 1097—1101, 1104 
bi8 1107, 1117, 1118, 1125—1128.) Diefer Entwurf wurbe hierauf von Kom: 
mifjarien beider Regierungen weiteren Verhandlungen unterzogen (D. E.-3. 1874 
©. 380), und, nachdem über eine Anzahl Abänderungen Einvernehmen erzielt wor: 
den (vgl. die Darjtellung der Unterichiede der beiten ftaatlihen Reglement ven 
dem Entwurfe des Bereind Deutjcher Eijenbahnverwaltungen in ter D. E.:3. 1873 
Nr. 42 ff. S. 465 ff. und von dem Entwurfe des Deutichen ReichBeifenbahnamter. 
D. &.-3. 1873 Ar. 90 ff. ©. 1033 ff., 1874 ©. 552—554), ald dad Ergebniß einer 
Bereinbarung zwiſchen den Gentralbehörden beider Reihe in wejentlidy überein- 
ſtimmendem Wortlaute angenommen und für Deutichland als: 

„Betriebd-Reglement für die Eitenbahnen Deutfchlands vom 11. Maui 

1874" (Gentr.-Blatt f. d. Deutſche Reich 1874 Nr. 21 ©. 179 f.), 
für Defterreih-Ungarn als: | 

„DBetriebö-Reglement für die Eifenbahnen der im Reichsrathe vertretenen 

Königreihe und Ränder (bezw. der Länder ber. Ungariichen Krone) vom 

10. Zuni 1874 (XXVI. Stück des Oeſterreichiſchen Reichägejepblattes 
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vom 10. Juni 1874 Nr. 75 und Amtsblatt für die Länder der Ungari⸗ 

ſchen Krone vom 10. Juni 1874) 
— beide mit Gültigkeit vom 1. Zuli 1874 — publizirt. Auch Bayern bat das 
Deutſche Reglement mit dem 1. Suli 1874 für feine Eifenbahnen eingeführt (Gefeb- 
und Berorbnungsblatt für dad Königreihd Bayern 1874 Nr. 30 ©. 337 f.). Die 
Abweichungen ded Deutfchen und Defterreich-AUngariichen Reglementö betreffen theils 
Zufüge für den internen Verkehr zu ben 88. 43 und 48, theild find fie durch 
die Verjchiedenheit der Maaß⸗ Gewichts- und Münziyftene bekingt. 

Durch dad Inkrafttreten des Deutihen und des Defterreih-Ungarijchen Be- 
triebd-Reglementö von 1874 wurden viele Beftimmungen des Bereind-Reglementd 
hinfällig und e8 trat daher die Nothwendigkeit einer umfafjenden Aenderung 
deftelben dringend hervor. Nachdem die mit der Berathung hierüber beauftragte 
Bereind-Kommilfion unter Zugrundelegung bed Deutſchen und Defterreich-Ungariichen 
Reglementd einen bezüglihen Entwurf zu Harzburg unterm 17. Auguft 1874 aus⸗ 
gearbeitet hatte (D. &.-3. 1874 ©. 983 ff.), wurde derfelbe in den Generalver- 
jammlungen des Bereind zu Budapeft (28. September bis 1. Oktober 1874 Nr. VIII. 
bid XIV b. der Tagedordnung) und Bremen (2.—4. Auguft 1875 Nr. III. der 
Tagedordnnung) durchberathen. Aus diefen Berathungen ging daß: 

„Betriebs-Reglement ded Vereins Deutſcher Cilenbabnverwaltungen. 
Gültig vom 1. Juni 1876.“ 
hervor. Gleichzeitig publizirte der Verein ein in Rüdficht auf dieſes neue Vereins- 
Betrieb8-Reglement durch eine Kommiifion (zu Dresden 19. Zuli 1875) neu ent- 
worfened, von der ©eneralverfammlung zu Bremen (2.—4. Auguft 1875 Nr. IV. 
Tagesordnung) angenommened Uebereinkommen zun Betriebd-Reglement des Vereins 
„Deuticher Eifenbahnverwaltungen” (gültig vom 1. Juni 1876). 

In den folgenden Sahren wurde den gewonnenen Erfahrungen gemäß ſowohl 
dad Deutſche Reglement vom 11. Mai 1874 wie auch dad Defterreich-Ungarijche 
Reglement vom 10. Zuni 1874 allmählig durch mannigfahe Aenderungen 
und Ergänzungen, ald deren widtigfie die Einführung eined neuen Yrachtbrief- 
formulard8 und die gänzliche Umgeftaltung bed $ 48 zu bezeichnen find, weiter 
ausgebaut. 

Bol. die mit Berückſichtigung aller bis zum Jahre 1881 im Kraft getretenen Aenderungen 
und Ergänzungen publizirte Ausgabe des Deutichen Reglements vom 10. Mat 1874: Elberfeld 
Sam. Lucas. Auguſt 1881. und des Defterr. Regl. vom 10. Juni 1874 (Amtl. Ausgabe) 
Bien 1831. 

Dementiprehend wurde auch das Betriebd-Neglement des Vereins Deutjcher 
Cijenbahnvermwaltungen und da8 zugehörige Uebereinkommen durch zahlreiche in den 
Seneralverfammlungen zu München (31. Zuli 1876 IV. u. VI. der Tagedordnung), 
im Haag (19./20. Zuli 1877 II.—VL der Tagesordnung), zu Hamburg (1./2. Au- 
guft 1878 III. u. IV.), Salzburg (28./29. Zuli 1879 IIL.— VI. u. IX.) und Babden- 
Baden (2.-4. Auguft 1880 VII. u. IX.) befchlofiene Nachträge mit den in dem 
Deutjchen und OeſterreichUngariſchen Betriebs-Reglement eingetretenen Mobifila- 
tionen und Ergänzungen fortgefegt im Einklange erhalten und ˖ in der leßtbezeich- 
neten &eneralverfammlung zn Baden-Baden neue Ausgaben des Bereind-Betriebd- 
Reglement? und des zugehörigen Webereinfommend beichlofien, weldhe dem 
Beſchluſſe gemäß mit Gültigkeit vom 1. Januar 1881 publizirt worden find. 
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Auch diefe neuen Ausgaben haben bereit? durd einige, vornehmlidy im ben 

Generalverfammlungen zu Köln (28.129. Zuli 1381 IV.—VIIb.) und zu Dre: 

lau (31. Zul, 1. Auguft 1882 VII. und VIII) beichlofiene Nachträge mebrtade 
Aenderungen erfahren. 

Bol die Nachträge zum Bereind-Betriebö-Reglement vom 1. Jannar 1881: 1. vom 1. Er 

guft 1881, IL vom 1. Oktober 1881, IIL vom Sannar 1882, IV. vom 15. April 1882, un um 


Uebereinfommen vom 1. Sanmar 1881: L vom 1. Sanuar 1881, II. vom Dftober 1881, IL 
vom 1. April 1882, IV. vom 1. Dezember 1882. 
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Allgemeines Dentfches Handelsgeſetzbuch. 


Artikel 422. 


Eine Eiſenbahn, welde dem Publikum zur Benukung für den 
Gütertransport eröffnet ift, kann die bei ihr nachgeſuchte Eingehung 
eines Frachtgeſchaͤfts für ihre Bahnſtrecke nicht verweigern, infofern: 

1. die Güter an ſich oder vermöge ihrer Berpadung, nad) den 
Reglement, und im Falle die Iekteren fehlen oder Teinen 
Anhalt gewähren, nad, den Einrichtungen und der Be 
nutungsweile der Bahn zum Transport ſich eignen, 

2. der Abjender in Bezug auf die Fracht, die Auflieferung 
der Güter und die fonftigen den Eiſenbahnen freigeftellten 
Transporibedingungen ſich den allgemein geltenden Anord⸗ 
nungen der Bahnverwaltung unterwirft, 

3. die regelmäßigen Transportmittel der Bahn zur Ausfüh- 
rung des Transports genügen. 

Die Eifenbahnen find nicht verpflichtet, die Güter zum Trans⸗ 
port eher anzunehmen, als bis die Beförderung derjelben geſchehen 
lann. 

In Anſehung der Zeit der Beförberung darf kein Abſender vor 
dem Andern ohne einen in den Einrichtungen der Bahn, in den 
Transportverhaltnifſen, oder im öffentlichen Intereſſe liegenden Grund 
begünftigt werden. 

Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen dieſes Artilels 
begründen den Anſpruch auf Erſatz des dadurch entſtandenen 
Schadens. 


Zuſatz 1. 
Eiſenbaſin⸗ elriebs·Reglemenl: 
(deutſch. Regl. vom 11. Mai 1874, Oeſterr.Ungar.Regl. vom 10. Juni 1874, 
Bereind-Regl. vom 1. Zunt 1876 bez. 1. Jamar 1881): 


Sckanntmachung 
betreffend das Betriebsreglement für die Eifenbahnen 
Dentfhlands. Bom 11. Mai 1874. 


In Ausführung des Artikels 45 der Reichsverfaſſung hat der Bundes» 
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rath des Deutfchen Reiche an Stelle des Betriebs-NReglements für die Eiſen⸗ 
bahnen im Norddeutichen Bunde vom 10. Juni 1870 (Bundesgejegblatt pro 
1870 Seite 419) und der Nacdträge zu demfelben vom 22. Dezember 1871 
(Reichsgeſetzblatt pro 1871 Seite 473) und vom 5. Auguft 1872 (Reichs⸗ 
gejegblatt pro 1872 Seite 360) das nachfolgende 


Betrieds- Reglement 


für die Eifenbahnen Deutſchlands 
beichloflen: 1) 

Die nachltehenden Beſtimmungen für die Beförderung von Perſonen, 
Reiſegepäck, Leichen, Yahrzeugen und Thieren, fomie von Gütern, koumer 
vom 1. Juli 1874 ab auf ſämmtlichen Eifenbahnen Deutjchlands im 
Lokal⸗ und Berbandverkehr, ſowie im Verkehr von Bahn zu Bahn zur An 
wendung. 2) 


— — — — 


) Abweichend lautet die Eingangsbeitinmm; bed Defterr.-Ungar. Regl. vom 10. Juni I:4 


VBerorbnung des LE. k. Haudelsminifſters 
vom 10. Zunt 1874, 
betreffend die @inführung eines neuen Betriebe-Rezlements für die Eiſenbahnen der im 
Reichsrathe vertretenen Königreihe unb Länder. 
(Beröffentliht im Reichs⸗Geſetzblatt.) 

Auf Grund bes Artikels VIII. des Geſetzes vom 24. Dezember 1867 (R.-&.-BL 4 vom Jahre 1r* 
Hat das nachflehende Betriebö-Reglement auf fämmitlichen Gifenbahuen ber im Neichärathe nertreian 
Königreiche und Länder vom 1. Juli 1874 ab in Wirkſamkeit zu treten. 

Mit demfelben Tage wird das mittel® Verordnung vom 1. Juli 1872 (R.-&.-BL. 90) eingefübr: 
Betrieb2-Reglement außer Kraft geiekt. 

Die derzeit gültigen Srachtbriefformulare find bis Ende Dezember 1874 zuzulaffen. Bom 1. Jaruıt 
1875 ab haben aber ausſchließlich nur die im nachftehenden Betriebö-Reglement vorgefchriebenen Form 
lare in Anwendung zu fommen.*) 

‚Der Eöniglich Ungariſche Kommunikationdminifter, mit welchem ich dießfalls das Einvernehmen st 
pflogen babe, trifft unter Einem bie gleiche Anorbmung für bie Eifenbabnen ber Länder der Ungarijta 
Arone. | 

Bien, um 10. Juni 1874. 

u Der k. k. Handeltminifter: 
Bauband m. y. 


Für Ungarn erfolgte die Veröffentlichung durch das „Amtsblatt für die Länder der Ungariier 
Krone“. 


— — — — 


*) In Folge Verordnung vom 30. April 1878 R. "SB. Rr. 38, find mit dem 1. Jammar 13. 
neue Brachtbrieffermulare eingeführt worden. 


7) Abweichend lautet die Eingangdbeftinnmung bed Vereins. Reglemente von: 1. Juni 1876 bept- 
1. Sanuar 1881: 

Die nachftehenden Beitimmungen für die Beförderung von Perſonen, Reifegepad, Leichen, dalr 
zeugen und Thieren, fowie von Gütern fommen auf fünmtlihen Eifenbahnen des Bereins Destide 
Eijenbahnverwaltungen für denjenigen gegenſeitigen Verkeht zur Anwendung, welcher bie Grenzen de 
Deutſchen Reiches oder ber Defterreihtich-Ungarifchen Monarchie überfchreitet. - " 

Spezialbeſtimmungen einzelner Eifenbahnvermaltimgen ober Eifenbahnverbände haben ‚neben Yirfes 
Reglement nur Geltung, wenn fie in die bezüglichen Tarlfe aufgenommen find, mit den Geftfefunge 
dieſes Neglements wicht im Widerfpruch ftehen, diefelben vielmehr nur ergänzen, ober menn fie des 
Vublifum gimftigere Bedingungen gewähren. 
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Spezialbeftimmungen einzelner Eifenbahnverwaltungen oder Eifenbahn- 
verbände haben neben diefem Reglement nur Geltung, wenn fie in die be» 
züglihen Tarife aufgenommen find, mit den Feſtſetzungen dieſes Reglements 
nicht in Widerfpruch ftehen, biefelben vielmehr nur ergänzen oder wenn fle 
dem Publikum günftigere Bedingungen gewähren. | 


I. gemeine Befimmungen. 


8. 1. 
Pflidten des Dienftperjonals. 

Das bei den Eifenbahnen angeftellte Dienftperfonal ift zu einem ber 
ſcheidenen und böflichen, aber entfchiedenen Benehmen gegen da8 Publikum, 
jowie ferner verpflichtet, fih innerhalb der ihm angewiefenen Dienftgrenzen 
gefällig zu bezeigen. 

Daffelbe hat die ordnungsmäßigen Dienftleiftungen unentgeldlich zu ver- 
richten; es iſt ihm ſtrenge unterſagt, für ſolche vom Publikum ein Geſchenk 
anzunehmen. 

Dem Dienſiperſonal iſt das Rauchen während des dienſtlichen Verkehrs 
mit dem Publikum verboten. 

8. 2. 
Rechte des Dienſtperſonals. 

Den dienſtlichen Anordnungen des in Uniform befindlichen, mit Dienſt⸗ 
abzeichen oder mit einer Legitimation verſehenen Dienſtperſonals iſt das 
Publikum Folge zu leiſten verbunden. 


8. 3. 
Entſcheidung von Streitigkeiten. 

Streitigkeiten zwiſchen dem Publikum und dem Dienſtperſonal ent- 
ſcheidet auf den Stationen der Stationsvorſteher, während der Fahrt der 
Zugführer. 

$. 4. 
Beſchwerdeführung. 

Beſchwerden können bei den Dienſtvorgefetzten mundlich oder ſchriftlich 
angebracht, auch in das auf jeder Station befindliche Beſchwer debuch einge: 
tragen werden. 


Werben durd einzelne aber mehrere ber Regierungen der an dem Bereindgebiete betheiligten Staaten 
Beftimmungen polizeiliher Natur zum Betriebö-Reglement über die Beförberung von Perſonen, Gütern ıc. 
erlafſen, insbejondere auch über die vom Eifenbahntrandperte ausgeſchlofſenen oder bedingt zugelafienen 
Gegenſtaͤnde, fo haben dergleichen Vorichriften auch für den Vereinkverkehr, fofern derſelbe das Besraffene 
ſtaatlice Bebiet berührt, Gültigkeit und find demgemäß von dent Abſender zu beachten. 

Die gefhäftsführende Direktion des Bereins wird polizeiliche Vorjſchriften ber vorbegeichneten Art 
unter Bezeichnung des bezw. der ſtaatlichen Gebiete, für welche fie erlafſen, alb Nachtrage zum Vereins · 
Betriebd-Reglement in ber sub IV. daſelbſt vorgeſchriebenen Form publiziren. 
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Die Berwaltung hat baldmöglichit auf alle Beſchwerden zu amtioorte, 
welche unter Angabe des Namens und des Wohnorts des Beſchwer defũhren⸗ 
den erfolgen. Beſchwerden über einen Tienfithuenden mäfjen deſſen thunlichi 
genaue Bezeichnung nad) dem Namen oder der Nummer oder einem Uniform: 
mertmale enthalten. 

&. 5. 
Betreten der Bahnhöfe und der Bahn. 





Das Betreten der Bahnhöfe und der Bahn auferhalb der beftimmung- 


mäßig dem Publikum für immer oder zeitweilig geöffneten Räume ift Jeder— 
mann, mit Ausnahme der dazu nad den Beflimmungen de8 Bahnpolije- 
Reglemente befugten Berfonen, unterfagt. 


&. 6. 
Beſchränkung der Berpfligtuug zum Transporte. 
Zahlungsmittel 

Die Beförderung von Perſonen, Thieren und Sachen kann vermeiget 
werden, wenn außergewöhnliche Hinderniffe oder höhere Gewalt entgega- 
eben, oder die regelmäßigen Transportmittel nicht ansreichen. 

As Zahlungsmittel ift überall das auf den Nachbarbahnen gefeglicen 
Kurs befigende Gold» und Silbergeld, mit Ausflug der Scheidemünze, ja 


dem von der Eifenbahnvermwaltung feftgefegten und bei jeder Erpedition durd | 


Anſchlag publizirten Kurje anzunehmen, infoweit der Annahme ein gefeglihes 
Berbot nicht entgegenfteht. 


IL. Belörberung von Perſenen, Reilegepäd, Leichen, Gahrzeugen 
und lebenden Thieren. 
88. 7 bis 45 
(mitgetheilt bei Art. 425.) 


IIL Velörberung von Gütern. 
8. 46. 
Beförderung von Gütern!) 

Der Transport von Gütern erfolgt von und nad allen für deu Güter 
verkehr eingerichteten Stationen, ohne daß es bebufs des Uebergangs von 
einer Bahn auf die andere einer Bermittelungsadrefie bedarf. 

8. 47. 
Vebernahme von ®ütern. 

Die Eifenbahn ift nicht verpflichtet, Gut zum Transport zu übernehmen, 

welches nicht ordnungsmäßig oder gar nicht verpadt ift, ungeachtet fen 


1) Die neberſchrift des Defterr.-IIngar. Regl. Iautet: „Uebergang vom Bahn zu Bafu‘. Der $ 4 
bed Bereind-Regi. ift ohne Neberichrift. 
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Natur eine Berpadung zum Schute gegen Berluft oder Beihädigung auf 
dem Zransporte erfordert. Dergleihen Gut Tann ausnahmsweise befördert 
werden, wenn der Abjender das Fehlen oder die Mängel der Berpadung 
durch eine mit feiner Unterfchrift verfehene, auf dem Fradt- 
briefe zu wiederholende Erklärung anerkennt. In diefer Erflä- 
rung find die einzelnen Kolli zu fpezifiziren und zu bejchreiben. 

Für die von dem Berfender Hinfichtlic des Fehlens oder des mangel- 
baften Zuftandes der Verpadung abzugebende Erklärung ift der Wortlaut 
durch ein Formular vorgefchrieben (cfr. Anlage A.), welches in den Erpedi⸗ 
tionen bereit gehalten wird. | 

Die forgfältig und deutlich zu gebenden äußeren Bezeichnungen der ein- 
zelnen Kolli müfjen mit den desfallfigen Angaben im Frachtbriefe (cfr. 8. 50 
Nr. 3) genau übereinftimmen. Auch ift die Eifenbahn zu verlangen berech⸗ 
tigt, daß feiten8 der Verſender Stüdgüter mit der Bezeichnung der Beftim 
mungsftation in dauerhafter Weiſe verjehen find, fofern deren Befchaffenheit 
dies ohne bejondere Schwierigkeit geftattet.!) 


Anlage A. (zum $ 47). 
Ertlärung.?) 

Die Gütererpedition der... Ä nm Eiſenbahn zu 
IENEERREREEREEEREEEEEEEFEEENREEEEEEFERIEREEEEEIEUEREEEEEEEERGE . hat auf .. α 
Erſuchen folgende Güter, welche lant Frachtbrief von heutigen Tage in nach⸗ 
lebender Bee bezeicme ſind, zur ei enbahnbejörberung vo —— — — 
nenn Ma Lan .. angenommen, 
nämlid): 


—W erkenne hierbei ausdrücklich an, daß dire © Güter unver- 
padt mit folgenden Weängeln in der Berpadung, nämlich —E—— 


2* Dee ee en ——·* 


wuigegehen nd und daß dieſes auf dem Frachtbriefe von 
—8 nn ANerfannt it. 
nn Men... ten 18 


N Dieſer Gap bildet in der amt. Ausgabe bei Defterr.-Tingar. Regl. (1881) ein befonberes Mlinen (4) 
7, Das Anerkenntniß ift bei Genbungen, die ans mehreren Kollis beſtehen, auf diejenigen Stücke zu 
beidyränten, welche unverpadt find ober Mängel in der Berpadung zeigen. 
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$ 48. 


Bon der Beförderung ausgefchloffene oder nur bedingungs— 
weife zugelafiene Gegenſtände. 
A. Bon der Beförderung find ausgeſchloſſen: 

1. alle folche Güter, die — wegen ihres Gewicht oder Umfangs, 
ihrer Form oder fonftigen Eigenſchaft — nad den Einrichtungen 
und der Benugungsmweile der Bahn fih zum Transport wid 
eiguen; 

2. die poftzwangspflichtigen Gegenſtände; 

3. alle der Selbſtentzundung oder Erploſion unterworfeuen Gegen⸗ 
ſtände, ſoweit nicht die Beſtimmungen in Anlage D.)) Anwendung 
finden, insbeſondere: 

a) Nitroglyzerin (Sprengöl) als ſolches, abtropfbare Gemiſche vor 
Nitroglyzerin mit an fich explofiven Stoffen (wegen Spreng 
gelatine- und Gelatinedynamitpatronen, vgl. Anlage D. Wr. J.); 

b) nicht abtropfbare Gemijche von Nitroglyzerin mit pulverförmigen, 
an ſich nicht erplofiven Stoffen (Dynamit und ähnliche Präpa- 
rate) in Iofer Maſſe (wegen Dynamitpatronen vergl. Anlage D. 
Nr. 1.);3) 

c) pitrinjaure Salze ſowie erplofive Gemiſche, welche pikrinfaure 
und chlorſaure Salze enthalten; 

d) Knallquellfilber (wegen Zimdungen und Zundhütchen vergl. An- 
lage D. Nr. I. und III.), Knallfilber und Knallgold, fowie dx 
damit dargeftellten Präparate; 

e) folche Präparate, welche Phosphor in Subftanz beigemiſcht ent 
balten, namentlic) Zündblättchen (amorces); 

f) geladene Schußmaffen. 

B. Bedingungsweije werden zur Beförderung zugelaffen: 
1. Die in. Anlage D. bezeichneten Gegenftände. | 
Für deren Annahme und Beförderung find die daſelbſt ge: 
teoffenen näheren Beitimmungen maßgebend. 


1) Die Anlage D. ijt wegen der fortgefegten Aenderungen, welchen fie unterliegt, bier nidyt mit zum 
Abdrude gebradt. Die neuefte Fafſung der Anl.D. für dat Deutſche Regl. iſt publizirt tm Geutr.-Bl 
für das Deutihe Reich 1881 und im Preuß. CEifenb.-Berord.»BI. 1381 ©. 227 f. (Nachtrag vom 30. Mär; 
1882 im Gentr.«BIl. 1583 Nr. 13); — für das Defterreih-Ungar. Regl. in dem 1. Nachirage zu 
amtl. Ausgabe von 1851 emthalten im XXXVIII. Stüde des R.-&.-Bl. unter Wr. 100; — für dad Ber- 

eind-NRegl. in den Rachträgen I—IV. der ron 1. Januar 1881 ab gültigen Ausgabe. 

N Defterr.-Ungar. Regl abweichend: „a. Nitroginzerin (Sprengöl) als foldhes, jomwie alle 
Nitroglvgerinpräparate, deren Eifenbahntrausport für Defterreih und Uagarı 
nicht ausdrücklich durch eine fpezielle Verfügung geftattet ift*; 

%) Deiterr.-Ungar. Regl. abweichend: „b. nicht abtropfbare Gemiſche von Ritrogingerin nit 
Yyulverförmigen, an fih nicht erplofiven Steffen (Dynamit und ähnliche Präparate) in loſer Maffe, ie: 
ferne nicht in Defterreih und Ungarn eıne beſondere Bewtlfigung gegeben mır 
(wegen Dynamitpatronen verzleihe Anlage D. Nr. 1.)° ; 
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2. Gold» und Silberbarren, Platina, gemünztes und Papiergeld, geld- 
werthe Bapiere, Dokumente, ferner PBretiojen, wie Edelfteine, Achte 
Perlen und dergleichen. 

Unter welchen Bedingungen diefe Gegenftände zur Beförderung 
angenommen werden, beftimmen die befonderen Borfchriften jeder 
Eijenbahn. 

3. Gemälde und andere Kunfigegenftände.!) 

Zur Uebernahme der Beförderung ıft die Eifenbahnvermaltung 
nur dann verpflichtet, wenn in den Frachtbriefen feine Werthangabe 

. enthalten ift. 

4. Diejenigen Gegenftände, deren Berladung oder Transport nad) dem 
Ermeffen der Üibernehmenden Verwaltung außergewöhnliche Schwie- 
rigfeit verurſacht. 

Die Beförderung folcher Gegenftände kann von jedesmal zu 
vereinbarenden bejonderen Bedingungen abhängig gemacht werden. 


C. Ber Gegenftände der unter Bit. A. Nr. 1 dieſes Baragraphen 
oder der in Anlage D. erwähnten Art unter unrichtiger oder ungenauer 
Deklaration zur Beförderung aufgiebt, oder die als Bedingung für deren 
Annahme vorgejhriebenen SicherheitSmaßregeln außer Acht läßt, bat neben 
den durch Polizeiverordnungen oder durd daS Strafgejegbuch feftgefetten 
Strafen, auch menn ein Schaden nicht gefchehen ift, für jedes Kilogramm 
de8 Bruttogewichtd folcher Berfandftüde eine ſchon durch die Auflieferung 
verwirkte Konventionalftrafe von 12 Mark?) zu erlegen, und haftet außer- 
dem für allen etwa entftehenden Schaden. 


8 55. 
Annahme der Güter. 

Die Eijenbahn ift nicht verpflichtet, Güter zum Transporte eher anzu- 
nehmen, als biß die Beförderung gefchehen Tann, namentlih alfo nicht, in» 
fofern die regelmäßigen Zransportmittel der Bahn zur Ausführung des nad 
gefuchten Transport3 nicht genfigen. 

Die?) Eifenbahn ift jedoch gehalten, die zugeführten Güter, fomeit die 
disponiblen Räumlichkeiten zureichen, gegen Empfangsbejcheinigung mit dem 
Vorbehalt deponiren zu lafjien, daß die Annahme zum Transport und die 
Aufdrüdung des Erpeditionzftempel® auf den Frachtbrief (cfr. $ 49) erft 
dann erfolgt, wenn die Verladung des Gutes möglich geworden if. Der 
Aufgeber hat im Frachtbriefe fein Einverfländnig zu erflären, daß die Sen- 
dung bis zur thunfichen Verladung eingelagert bleibe. 


I, Defterr.-Ungar. Regl. abweihend: „3. Gemälde und andere Kunfigegenflände, dann 
Antiquitäten.“ 

2) Defterreich: fechd Gulden. — Ungarn: für jebes Pfund... . drei Gulden. 

3) Im ber amtl. Ausgabe des Defterr-Mngar. Reyl (1881) bildet der ganze $ 55 nur ein Mlimen. 
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8 56 Alinea 6 und 7. 
Auflieferung der Güter und Beförderung. 

6. In Anfehung der Zeit der Beförderung der Güter bildet die Reihen⸗ 
folge der Auflieferung die Regel und darf fein Abjender vor Dem andern 
ohne einen in den Einrichtungen der Bahn, in den Transportverhältniffen oder 
im öffentlichen Jutereſſe liegenden Grund begünftigt werden. Zuwiderhand⸗ 
Iungen begründen den Anſpruch auf Erſatz des dadurd entitandenen Schadens. 

7. Die Eifenbahnen find verpflichtet, folche Einrichtungen zu treffen, 
daß die Reihenfolge der Güterabfertigung Tonftatirt werden Tann. 


Zulaß 2. 
Ueberrinkommen: 


(Zu $ 46 des BVereind-Betrieb3-Reglement.) 


Art. 11. 

Im direiten Verfehre bewirkt die anbringende Bahn die Uebergabe der 
beladenen Wagen oder der Einzelgüter dadurch, daß fie diefelben im der 
allgeniein gültigen oder nach der für den einzelnen Fall in Frage kommen- 
den fpeziell vereinbarten Art und Befchaffenheit an die dafür vereinbarte 
Mebergabeftelle (anfommenden Zug, Güterſchuppen, Bahnhofögeleife) bringt, 
poraußgefegt, daß die übernehmende Bahn davon Kenntniß bat. 

AS ein Hinderniß bei der Uebergabe -fol ein Verſchluß der Wagen 
mittelft Schlöfjer, zu welchen Schlüffel nicht vorhanden find, von der über: 
nehmenden Bahn nicht erachtet werden dürfen, indefjen ift leßtere, wie jede 
im Transport nachfolgende Bahn berechtigt, die Schlöffer für Rechnung und 
auf Gefahr derjenigen Verwaltung, in deren Bahnbereihe der Verſchluß er- 
folgt ift, nöthigenfall3 öffnen zu lafien. 

Als übernahmefähig braucht die übernehmende Bahn nur ſolche Sen- 
dungen anzuerkennen, welche betriebs⸗ und trangportfähig befchaffen, Deren 
Abfertigung vereinbarungsgemäß gejchehen, und zu denen vollftändige Be 
gleit- und Uebermeifungspapiere offerirt find. | 

Die übernehmende Bahn hat, fomweit dies zur ungeitörten weiteren 
Uebergabe erforderlich ift, die ihr übergebenen Güter von der Uebergabeftelle 
ungefäumt und jo zu entfernen, daß die Ibergebenbe Bahn in der Zuführung 
weiterer Güter nicht behindert wird. 

Die angrenzenden Bermwaltungen haben Bereinbarungen zu treffen, daß 
und wie Mängel, Unterlaffungen und Hinderniffe bei der Uebergabe fonftatirt 
werben, und welche Folgen fie haben follen. Weber die vollendete Leber: 
gabe hat die übernehmende Bahn zu quittiven, 

Hiernach zurüdzumeifende Güter hat die anbringende Bahn wieder zu 
rüdzunehmen. 

Als allgemein gültige Vereinbarungen find in erfter Reihe und ins 
befondere Mangels ſpezieller Abkommen neben den reglementarifchen und 
tarifarifchen Beitimmungen die in Betracht kommenden Berbandsverabredungen, 
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dag etwa acceptirte Plombirlibereinfommen, die Vereinbarungen wegen Ber. 
fchleppungen, Beichädigungen und Verluſte und das Wagenregulativ zu beachten. 

Hierdurch beftimmt es ſich auch, inwieweit die übernehmende Bahn 
fpezielle Mebergabe beanfpruchen darf. Mängel, welche die Uebernahme ver- 
hindern, find durch die fibergebende Bahn oder auf deren Koften zu be- 
ſeitigen. Zu vgl. jedoch Art. 13. 

Art. 12. 

Beim Uebergange des Guts von einer Bahn zur anderen können beide 
Berwaltungen verlangen, daß zum Zeichen der gefchehenen Uebernahme bez. 
Uebergabe die Frachtbriefe mit Datum- und Stundenftempel verfehen werden. 

Ürt. 13. 

Innerhalb einer VBerbandgitrede fol im Mangel einer entgegenftehenden 
Vereinbarung fpezielle Uebergabe nur bei gleichzeitiger ſpezieller Zollrevifion 
oder in dem alle verlangt werden, wenn Umftände vorliegen, melde auf 
einen Berluft oder eine Beſchädigung fchliegen Laffen. 


(Zu $$ 46 u. 47 des Bereind-Betriebö-Reglements.) 
Art. 14. 

Jeder Bermaltung fteht e8 frei, bei der Uebernahme des Guts das 
Fehlen der Verpadung, jofern dad Gut feiner Natur nach eine Verpackung 
zum Schuge gegen Berluft oder Beichädigung auf dem Transporte erfordert, 
fowie Mängel der VBerpadung zu rügen. Durch eine folde Rüge ſchützt 
fi) die übernehmende Verwaltung der übergebenden gegenüber ganz fo gegen 
jede Theilnahme an Entihädigungsanfprüchen, als wenn der Abfender das 
Schlen oder den mangelhaften Zuſtand der Berpadung durch eine Erklärung 
anf dem Yrachtbriefe anerkannt hätte. Sollte feine fpezielle Uebergabe beim 
Mebergange des Guts von einer Bahn zur andern ftattgefunden haben, jo 
bleibt die annehmende Verwaltung der im Transporte nachfolgenden für die 
ohne Vorbehalt erfolgte Webernahme gar nicht oder mangelhaft verpadten 
Guts verantwortlich. 

Alle Verwaltungen werden verlangen, daß Seitens der Verſender Stüd- 
güter, mit Ausnahme der in den Seehafenplägen zum Berfand gelangenden, 
mit der Bezeichnung der Beitimmungsftation in dauerhafter Weife verjehen 
find, fofern deren Beichaffenheit dies ohne befondere Schwierigkeiten geftattet. 
Nicht oder unvollftändig bezeichnete Güter werden zurüdgewiefen. Sofern 
jedoch die Verjender die Anbringung der Bezeichnung durch die Beamten der 
Eifenbabnverwaltung wünſchen, ſoll diefem Wunſche gegen Zahlung einer im 
Tarif enthaltenen Gebühr ftattgegeben werden. 

Wegen der Berladung von Brettern, Bohlen und ähnlichem Schnittholz, 
Langholz, Schienen, Yangeifen, Eiſenkonſtruktionen, Dampffefleln 2c., fowie 
von lofem Heu, Stroh, Tabak, Baumrinde ıc. auf offenen Eifenbahnmagen 
find bejondere Vereinbarungen getroffen worden, welche in dem Anbange III. 
enthalten find. 
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(Zu $ 48 des Bereind-Betriebö-Reglementd.) 
Art. 15. 

Bei Einhebung der Konventionalitrafe für falfche oder ungenaue Der 
Haration der vom Transporte gänzlich ansgefchloffenen oder nur unter Be 
obachtung gewiſſer Bedingungen zugelafienen Gegenflände und im alle der 
Zufammenpadung ſolcher Gegenftände mit anderen, der Beichränkung de 
$ 48 des Betriebsreglements nicht unterliegenden Gegenftänden iſt das Ge 
ſammtgewicht des betreffenden Kollo, einjchlieglih Tomit de Gewichts der 
mitverpadten, der Befchränkung de $ 48 nicht unterliegenden Gegenſtände, 
zur Berechnung zu ziehen. 

In Betreff der Zuläffigkeit der eilgutmäßigen Beförderung 
der Güter, einjchlieglich der nur bedingungsmweife zur Beförderung auf den 
Eijenbahnen zugelaffenen Gegenftände, entjcheidet nach pflichtmäßigent Ermeſſen 
auf Grund der gejeglihen und reglementariſchen Beltimmungen die Erpeditien 
der Annahmeftation ausfhlieglid. Die Anjchlugbahnen find zur Zuräd: 
weifung von Eilgutfendungen, welche von einer Borbahn zur Uebernahme an 
geboten werden, nicht befugt, es fei denn, daß pofitive Borichriften über 
Berpadung zc. unbeachtet geblieben wären. 

Außer den durh Nr. 1. der Anlage D zum Betriebsreglement (3 R' 
von der eilgutmäßigen Beförderung überhaupt ausgefchloffenen Gegen 
ftänden find jedoch von der eilgutmäßigen Beförderung als Stüdgut aus 
geichloffen die unter den Nummern VIL, XI, XIII, XVI. -XXVI. 
XXVII, XXX1.—XXXVIN der vorerwähnten Anlage D aufgeführte: 
Artikel. Kolli mit den unter Nr. XXXIX. 1. c. befonder8 noch ermähnten 
geringeren Quantitäten bis zu 10 kg von den vorher unter den Nummer 
XVL, XVIL, XX.—XXIO. aufgeführten Chemilalien find dagegen bei Zu 
fammenpadung unter ſich reſp. mit andern Gütern und bei Erfüllung de 
fonftigen bier gegebenen Borfchriften zum Eilguttransport zuzulaffen. 

Im Verkehre mit Defterreih-Ungarn find indeffen außer de 
unter Nr. I. der Anlage D. zum Bereins-Betriebg-Reglement angeführten 
Gegenftänden auch noch die unter Nr. IL, III, XIV. u. XV. diefer Anlage 
genannten Artikel — mit Ausnahme der Zündhütchen für Schugwaffen, je 
wie der Batronenhülfen mit Zündvorrichtungen — im Sinne der Anlage E. 
zum Bereins-Berriebs-Reglement von der eilgutmäßigen Beförderung 
überhaupt ausgeſchloſſen. 


Gefehesmaterielien: Preuß. Entw. Urt. 326 Alin. 1. Motive bed Preuß. Entw. &.177. Lei 
Brot. ©. 827 - 830. Entw. I. Leig. Art. 389, 357. II. Leſg. Prot. ©. 1230— 1332. &utw. IL Le 
Art 376, 374. Denkſchrift des Bereind Deutjcher Eifenbapnvermaltungen vom 132. Dezember 155 
Monita: Nr. 425, 426, 449-456. Zujammenftelung S. 68, 72-77. I. Leig. Brot. ©. 4671-467? 
46716 bi 4683, 4689 f., 4699, 4700-4702, 4778 f., 5015—5043, 5105 — 5116, 5120—5124. Ga. 
III. Beig. Art. 422. 

Jiteretur: Allgemeine Ueberfiht: Goldſchmidt, Handb. des Handeler. 1. Huf L., 1.8 31. 
33.6192 f,1,2875 S. 733 f. (2. Aufl. $ 23a). Buſch, Arch. Bb.7 S. 461 ff. v. Rönee. 
Ergänz. 11. &. 408 f. Boigtel, Literatur-Ueberfiht (Berlin 1876) Nr. 1-5 ©. 102 -109, 113, 11%. 
Endemann, Handelsr. $ 10 ©. 44 ff. Behrend, HR. 814. Thöl, RIM. EIM 8 46 u 
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Einzelun: Anjhap und v. Bölbernborff IL ©. 468-470. Endemann ©. 755 f., 758, 789. 
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Kowalzig ©. 445, 446. Rakower ©. 418, 414. Puchelt IL &. 814-418. Wengler 6, 408 
bis 406. v. Rönne II. ©. 514. v. Kräwel ©. 596-5398. Hdermann in Buſch't Arch. Bb. 18 
©. 455-458, 474. Bad &, 307 f., 310, 311. Gareis $ 67 ©. 365-368. Thöl, H. R. III. 85 46 
bis 53, 73-76 ©. 150—153, Hanbelör. Erört. 1883 S, 6-10, 38—39.: Scheffer und Groß ©. 61, 
452, Brir ©. 416-418. Wähter L ©. 3992. Kuhn in Hk Arch. Bb. 6 ©. 399 f. Hillig 
©. 3—23 u. 53—56. W. Koch ©. 6—11 u 86-93 und Zeitſchr. f. HR. Bd. 10 ©. 63 f. Rud- 
deſchel ©. 17 f, 55 f. Wehrmann 8 1-4 6 1-17. Kühlwetter S. 3,4 Goldſchmidt, 
Zeitſchr. f..H.-R. 8b. 28 ©. 441f. Bering in Gruchot's Beitt. Bb. 21 ©. 404440. D. Jur-dtg. 
1877 ©. 689. D. &.-3. 1877 6, 217-319. Beſchorner, Eifenbabnz S. 240 f. W. Koh, DeutihL 
Eifend. IL & 25 ©, 149. 


Entfgeidungen bes Rei-Dberhandeldgerichts: 4. Mai 1871 Bd. 2 ©. 248. 18, Junf 
1871 8b. 3 ©. 59, 25. Mal 1872 Bd. 6 ©. 175. 13. November 1872 Bb. 8 ©. 26. 15. Bebruar 
1873 Bo. 9 ©. 71. 16, April 1873 Bb. 10 ©. 1. %. März 1874 Sb. 13 ©. 131. 18. Juni 1676 
Br. 13 ©. 398. 30. November 1874 Bd. 16 ©. 195. 30. Ronember 1875 Bb. 19 ©. 185. 9. Mat 
1876 ®b. 20 ©, 373. 11. DOftober 1876 Dh. 21 ©. 58. 7. Suni 1876 Bd, 21 ©. 108. 20. Oktober 
1876 Bd. 21 ©. 181. Entfheidungen des Reichſsgerichts: 9. Juli 1880 Bd. 2 ©. 56. 6. Mat 
1881 Bb. 4 ©. 74 (77). Entfheidungen bes Defter. Oberſten Gerichtshofes: 10. Dezember 
1874. Epftein ©. 332. 
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Wenngleich der Hauptinhalt des vorliegenden Abſchnittes darin befteht, die 
Autonomie der Eifenbahnen in Beziehung auf ihre Haftpflicht zu beichränten, 
und diefe Beichränkung zu normiren, jo haben doch außerdem noch zwei andere 
Verpflichtungen der Eifenbahnen in diefem Abfchnitte gejeglihen Ausdruck gefun- 
den, welche nicht minder wichtige Beichränfungen der Vertragsfreiheit der Eiſen⸗ 
bahnen involviren und deren Aufnahme man im Zujammenhange mit jener erſten 
für unerläßlich erachtete, nämlich: 

1. die Pflicht der Etjenbahn, bie bei ihr nachgeſuchte Eingehung eines 
Frachtgeſchäfts für ihre Bahnftrede unter gejeglich beftimmten Voraus. 
feßungen nicht zu verweigern, und 

2. die Pflicht der Eifenbahn, in Anjehung der Zeit der Beförderung ohne 
einen gejeglich beftimmten Grund feinen Abfender vor dem Andern zu 
begünftigen. (Bol. Thöl HR. III. $ 173 ©. 149.) 

Zwar tft es — wie ©. 140 f. bereitd bemerkt, eigentlich Sache der ſtaatsrechtlichen 
Geſetzgebung, die Auffichtögewalt ded Staates derartig zu flärken, daß derjelbe die 
Eifenbahnen zur Erfüllung diefer — ihrem Charakter ald öffentliche Verkehrs» 
fragen entſprechenden — Verpflichtungen anzubalten im Stande ift. Indeß tft es 
für zweckentſprechender und angemeſſener erachtet worden, diefe Verpflichtungen zu⸗ 
gleich zu privatrechtlichen zu machen und jedem Einzelnen ein civilrechtlich verfolg- 
bares Recht zu geben. 

Was die sub 2 bezeichnete Verpflichtung der Eifenbahn anlangt, jo war bereitö 
bei Berathung bed von der Trandportfrift handelnden Artikel 309 des Preußiichen 
Entwurf3 (jegt Art. 394) in ber I. und II. Leſung eine für alle Frachtführer 
geltende Beftimmung vorgejchlagen und angenommen worden, 

daß der Frachtführer unter gleichen Umftänden den Transport thunlichft 
nach der Reihenfolge der Anmeldung der Frachtftüde zu bewirken hat. 
({. oben Ob. I. Anm. 29 ©. 148, 149, Prot. J. Leig. S. 786788, Ent. 1. Leig. Art. ss 

Alto, 2, II. Lefg. Prot. ©. 1928, 1229, Entw. IL Leig. Art. 370 Alin. 2.) 

@ger, Deutfhes Frachtrecht. M. 11 
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In II. Leſung wurde jedoch bie Beitimmung in dieſer generellen Yaflung ab- 
gelehnt, nachdem hervorgehoben worben war, baß fie für gewöhnliche und kleinere 
Frachtführer wenig Werth habe und im Wejentlihen nur auf die Eiſen bahnen 
berechuet ſei, welchen dadurch eine gleihmäßige Behandlung des Publikums zu 
Bflicht gemacht und bie Begünftigung des Einen vor dem Andern verboten werden 
jolle. Solche Säge gehörten aber mehr dem öffentlichen als dem Privatrechte an. 
(111. Leſung Prot. ©. 4680—4683, Art. 394, 998.) 
Nachdem man fi jedoch im Verlaufe der III. Leſung entſchloſſen, einen be 
fonderen Abjchnitt Über das Yrachtgefchäft der Eiſenbahnen In das H.&.-B. auf. 
unehmen.und mehrere, eigentlich dem öffentlichen Rechte angehörige Säge hierbei 
in dad Privatrecht hineinzuziehen, wurbe beantragt, den obigen Sap in ber ermei- 
terten und veränderten Yaflung, wie fie fi im Art. 422 Alin. 3 ded H.G.B. 
findet, . in diefen.Abjchnitt aufzunehmen, und in Gemeinſchaft mit. dem eng Damü 
zuſammenhaͤngenden und als Korrelat geltenden Satze, 

daß die Eiſenbahn bie bei ihr nachgeſuchte Eingehung eines Fracht 

geihäfts für ihre Bahnſtrecke nur unter gewiſſen, geſetzlich normirten 

Boraudfegungen verweigern darf, 
an die Spitze des Abjchnitted vom Eiſenbahnfrachtgeſchaͤft zu ſtellen. (Brei 
©. 5037, 5038.) 

Zur Begründung dieſes Antraged wurde geltend gemadt: berjelbe enthalte im 
Grunde gar Feine neue Beitimmung, jondern nur eine entiprecdhende Repropofitier 
des Art. 370 Abi. 2 ded Entwurfs aus II. Lejung, auf weldhen in ben früberer 
Berbandlungen ein großer Werth gelegt worden jei. Bei der Verhandlung üter 
biefen Abſatz (vgl. Brot. ©. 4680 ff.) jei von vielen Seiten anerfannt worden, 
daß derjelbe nur in jeiner bißherigen Yallung unhaltbar erjcheine und daß es fit 
dabei in Wahrheit um ben nur bei öffentliden Zrandportanftalten anwendbaren 
für dieje aber auch allerdings wünfchendwertben Sap handle: ed dürfe in An- 
fehung der Zeit der Beförderung der zum Transport aufgegebenen Güter kein Ab 
jender vor dem andern ohne genügende Gründe begünftigt werden. Hauptjächlic 
die gejeplihe Sanktionirung dieſes Satzes jei der Zweck des vorliegenden Antrage:. 
Der betreffenden Beitimmung würde jedoch gar Leine praßtiihe Bedeutſamkeit ın- 
fommen, wenn nicht der andere Sag die Grundlage derjelben bilden würde, dat 
eine Eiſenbahn, welche dem Publikum zur Benugung für den Gütertransport er 
Öffnet worden, regelmäßig einen bei ihr nachgeſuchten Trandport von Gütern inmer- 
halb ihre Bahnbezirks nicht verweigern dürfe, weil jonjt in der willfürlichen Zu- 
rüdweifung der Güter ded einen oder des anderen Abfenderd ein indirefte8 Mittel 
zu Begünftigungen von der Art Tiege, wie fie durch die zuerjt erwähnte VBorjahri': 
vermieden werden ſollten .... Der vorliegende Antrag fei zudem ganz unbedenk 
lid. Denn er enthalte ja gar feinen Zwang für die Eifenbahnen, auch Diejenigez 
Arten von Gütern, deren Trandport bejonderd gefährlich oder bejchwerend für bie- 
jelben fei, zum Transport zu übernehmen. Es bleibe ben Bahnverwaltungen viel- 
mehr ganz unbenommen, nah freiem Ermeſſen in ihren Reglementd feftzujegen 
daß ſie diefe oder jene Arten von Gütern überhaupt nicht zum Trandport über 
nehmen wollten; ja jelbft. wenn die Reglementd feine entiprechenden Beitimmunger 
enthielten, jeien Die Eijenbahnverwaltungen durch die in Rede ftehende Vorſchrin 
nicht gefährdet, weil es bei Entſcheidung der Frage, ob eine Eifenbahnverwaltung 
gewiſſe ihr angebotene. Güter zu übernehmen ſchuldig geweſen wäre, immer ned 
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darauf ankommen würde, ob. die: Güter nach dem bisherigen Gebrauch und ben 
Einrichtungen der Bahn ſich zum Transporte eigneten, weil ferner die Bahnver⸗ 
waltung nur mit den regelmäßigen Transportmitteln die ihr angebotenen Güter 
zu befördern für verpflichtet erflärt werde, und, bevor die Möglichkeit der Ausfüh— 
zung bed Transportes vorhanden ſei, die Güter ‚gar nicht anzunehmen und. alfo 
auch nicht die Custodia derfelben zu übernehmen . gezwungen werben folle. - In 
gehöriges werde jomit den Bahnverwaltungen durch dem vorliegenden Antrag in 
feiner Weiſe zugemutbet, ſondern es handle fi. nur darum, daß den Eiſenbahn⸗ 
verwaltungen das Hecht nicht eingeräumt werde, einem einzelnen Abſender einen 
Zrandport zu verweigern, ‚ben fie andern -Abjendern unweigerlich bewiligten. 
(Brot. ©. 5038, 5039.) 

_ Sm weiteren Berlaufe der Berathung wurde jodann noch von mehreren Seiten 
hervorgehoben, daß der vorliegende Antrag in ſo lange keine civilrechtliche Bedeu⸗ 
tung habe, als nicht ausgeſprochen ſei, daß diejenige Eiſenbahnverwaltung, welche 
der Vorſchrift zuwider handle, Dem Betroffenen ſchadenserſatzzpflichtig ſei, und 
deshalb beantragt, die vorgefchlagene Beitimmung noch durch dieſen Sap zu er⸗ 
ganzen. (Prot. ©. 5040, 5041.) 

Diefe Bemängelung wurde ald zutreffen anerkannt und hierauf der in Mebe 
ftehende Antrag mit der Cinfchaltung: „bei Vermeidung des Schadenserſatzes“ 
angenommen (Prot. ©. 5042) und nach mehreren bei der Schlußberathung (Brot. 
S. 5106, 5107) vorgenommenen redaktionellen Aenderungen beibehalten. (Brot. 
S. 5120 Art. 3895, Art 422 H.G.B.) 


196) Eine Eifenbahn, welde dem Publikum zur Benubung für deu Güter 
transport eröffnet if, kaun die bei ihr nachgeſuchte Eingehung eines 
Stadtgeihäfts für ihre Bahnftrede nicht verweigern, infofern . .. . . 

Alinea 1 de Art. 422 fpricht den Grundſatz aud, daß eine Eifenbahn bie 

Eingebung eined Frachtgeſchäfts für ihre Bahnftrede nicht verweigern darf, injofern 
die im den folgenden Ziffern I—3 vom. Gejepe bezeichneten Vorausſetzungen — 
und zwar zufammen, Eumulativ, nicht etwa bloß eine einzelne — erfüllt find, d. h. 
ed ift in der fjchärferen negativen Yallung die pofitive Verpflichtung der Eifen 
bahnen ausgeiprochen, jeden ihnen angetragenen Yrachtvertrag abzufchließen, falls 
nicht ein durch das Geſetz ausdrücklich zugelaffener (ein rehtmäßiger: Gad ©. 310) 
Ablehnungsgrund vorliegt. Diefer eigentlih in Dad Öffentlihe Hecht gehörige 
(W. Koch ©. 90, Hillig ©. 54) Vertragdzwang wurde durch Art. 422 9.-©.-B. 
den Eijenbahnen, wie fih aus den ©. 160 angeführten Materialien ergiebt, auf 
erlegt, weil er ald ein nothwendiges Korrelat, eine unerläßlide Ergänzung zu dem 
im öffentligden Berkehräintereffe gegebenen, den Kernpuntt des vorliegenden Artikels 
(Alin. 3) bildenden Verbote der Begünjtigung eined Abjenderd vor bem andern 
erihien. Denn diefed Verbot würde von den Eifenbahnen illuſoriſch gemacht wer. 
pen können, wenn die Eingehung von Frachtgeſchäften ganz in ihr Belieben geftellt 
wäre, indem die willfürliche Zurückweiſung der Güter ded Einen ein indireftes 
Mittel der Begünftigung des Anderen involwiren würde. 

-: Den Beltimmungen dieſes Artikels 422 wie ded vorliegenden Abſchnittes über 
haupt ift unterworfen: „jede Eifenbahn,-welde dem Publikum sur De. 
nusung für den Sütertransport.eräffnet iftl“. . .... 2 2... 

11* 
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Das Wort „Eifenbahn“ ift Hier in zwiefahem Sinne gebraucht, näulid 
im Sinne von „Eijenbahnunternehmer” und im Sinne von „Eifenbahn- 
unternehmen”. Der Hauptſatz „Tann verweigern“ bezieht ſich auf erfteren, der 
eingefügte Relativfag: „welche eröffnet ift“ auf letzteres. Dad Geſetzbuch — be 
merkt v. Hahn I. S. 511 $ 1 zutreffend — hat den Spracdhgebraudy des gemöhn- 
lihen Lebens aboptirt, welcher unter Eiſenbahn nicht nur den Schienenweg be. 
bie Geſammtheit aller zum Betrieb des Fracht- und Transportgeſchäfts auf dem 
felben unmittelbar und mittelbar bienenden Mobilten und Immobilien verfteht, 
ſondern aud den Eigenthümer der Fahrſtraße und diefer anderen Sachen, in 
befonbere aber die vermittelft biejer Sachen den Güter- und Berionentransport be 
treibende Perſon als „die Eiſenbahn“ bezeichnet. In unferem Artikel ift die As: 
drudöwelfe deswegen nicht korrekt, weil daſſelbe Wort nad einer zweifach 
Richtung zu verftehen ift — es ift aber volltommen deutlich, was gemeint if. 
Zunächſt bebeutet bier „eine Eiſenbahn“ eine Anftalt zum Transport von Gütern 
vermittelft eined Schienenweges. Der Zufag, „welche dem Publikum zur Benupunz 
für den Gütertransport eröffnet ift”, bezeichnet, daß dieſe Anftalt gewerbemäßigen 
Betrieb von Frachtgeſchäften dienen fol. Diele Anftalt wird fodann in derſelben 
Weile als Perſon aufgefaßt, wie man auch ſonſt den Ausdrud Anftalt, Geihäft 
braudyt, um damit den Inhaber der Anftalt, des Geſchäfts zu bezeichnen, wie mu 
indbejondere Frachtgeſchäft, Zrandportanftalt jagt für Frachtführer. Es ift alle 
ein Frachtführer, welcher fein Yrachtgewerbe vermittelft eined Schienenwegs betreitt, 
gleichviel ob Eigenthümer defjelben oder nicht. Ebenſo tft es gleichgültig, ob eine 
einzelne phyſiſche oder .juriftiihe Perſon, eine Gefellfchaft, oder der Staat das 
Frachtgeſchaͤft betreibt. 

Sndeß bedarf der Begriff noch einer Einſchränkung. Unter den Worten: 
„welche bem Publikum zur Benugung für den Gütertrandpart eröffnet ift“ kann 
nur eine jolhe Bahn verftanden werden, welche durch die nach den einzelnen 
Sanbesrechten zuftändigen Behörden ald dem Publikum zur Benutzung für ken 
Gütertransport eröffnet erflärt und bamit den geltenden Betriebs. und Bahnpolize 
reglement3 unterftellt worden ijt. (Vgl. für Preußen $. 22 bed Gef. v. 3. Ne 
vember 1838, $ 167 des Gef. v. 26. Zuli 1876.) Diejer formelle Alt ift al 
dad einzige durchgreifende Kriterium für die bier in Betracht kommenden Eiien- 
bahnen hinzuftellen. Alle anderen Kriterien 3. B. nach dem Material, aus welden 
die Schienen bergeftellt find (ob Stahl, Eifen, Holz, Stein u. f. w.), nad be 
Zugkraft (ob Dampf, Pferde-, elektrifche, Kuftdrud-, Zahnrad-, Orahtſeil⸗Bahnen 
u. ſ. w.), nad der Lage (über oder unter ber Erde) erſcheinen nicht zutreffen, 
weil ſie der ratio legis nicht entjprechen. (Anderd Keyßner ©. 480 Rr. 10, 
welcher nur Lokomotivbahnen hierher zählt und Pferdebahnen ausſchließt — da⸗ 
gegen Puchelt II. S. 415, Endemann $. 161 Anm. 1.) Der Begriff „Ein 
bahn im Sinne des Haftpflichtgefepes vom 11. Juni 1873 darf nicht herangezogen 
werden, weil für die diefem Geſetze unterworfenen Bahnen eine ganz andere ratio, 
die beijondere Gefährlichkeit des DBetriebed (vgl. Eger Reichhaftpflichtgeiet 
2. Aufl. 1879 ©. 41 ff.) maßgebend tft, während bier biejenigen Bahnen in 
Frage kommen, die durch ihr infolge der ftaatlichen Konzeſſionirung und Genehmi- 
gung erlangtes faltifched Transportmonopol eine erzeptionelle Machtftellung dem 
Publitum gegenüber bei Eingehung von Frachtgeſchäften einnehmen. Dies find 
aber diejenigen Bahnen, die mit flantliher Genehmigung angelegt und in Betrie 





Art. 422. „Trandportpflicht der Eiſenbahn.“ 165 


gefept find. Andere Bahnen genießen den Schup und die Privilegien ber Staat 
gewalt nicht, für fie würbe alſo die ratio legis nicht zutreffen. Auf derartige 
Bahnen findet auch dad Betrieböreglement für die Eifenbahnen Deutichlands nicht 
Anwendung, welches fih nur auf Bahnen bezieht, bie von ben zuftändigen Be- 
börden dem öffentlichen Verkehre übergeben worden find. Eine Bahn, die ſich 
ohne deren Genehmigung ald dem öffentlichen Verkehre eröffnet bezeichnet und 
Hrachtverträge eingeht, unterliegt civilrechtlich daher lediglich den Vorſchriften der 
Art. 390—421, nicht aber der Art. 422—431. Es tft fomit Sache ded Publi⸗ 
kums, fi bavon Meberzeugung zu verichaffen, daß die Bahn eine beftimmungsmäßig 
dem G&ütertrandport eröffnete if. Die entgegenftehende Annahme Puchelts 
(Il. ©. 416 Re. 3, vgl. auch Wehrmann ©. 77) kann biernady nicht gebilligt 
werden (Thöl HR. $ 74 unentichieden). 

Nach dem aufgejtellten Kriterium gehören Bahnen, welche nicht jelbftftändige, 
für den Öffentlichen Verkehr beſtimmte Transportftraßen, fondern nur accefioriiche 
Beitandtheile des privaten Betriebs eines Fabrik⸗, Bergwerks-, Hütten- ꝛc. Etabliſſe⸗ 
ments find, nicht hierher (vgl. Puchelt a. a.D., Anihüg III. ©. 469), ebenfo- 
wenig im Bau begriffene Bahnen, auch wenn dad Baumaterial auf denfelben be 
reits mittelft fog. Bau- und Arbeitdzüge befördert wird, ferner nicht Bahnen, die 
während eines Krieged militärijch verwaltet werben bezw. zunächſt nur militärijchen 
Zweden dienen und von Privaten — ohne dem äffentliden Gütertrandport über 
geben zu fein — nur freiwillig den Trandport von Gütern übernehmen. Schließi 
daher eine ſolche dem Art. 422 nicht unterworfene Bahn einen Frachtvertrag, ſo 
gilt für fie nur der 1. Abſchnitt (Art. 890—421) und können beliebig vom Geſetz 
abweihende Beftimmungen vereinbart werden, z. B. Ausſchluß jeder Haftung (troß 
Art. 423). 


Bol. AQe yßner 6.480 Mr. 11 u 19, Erk. bei IL Sen. des R-D..H..@. vom 11. OP» 
tober 1876, Entf. Bd. 21 ©. 87 f. 


Aus dem Worte „ Sütertrandport” ergiebt fih, daß Bahnen, welche dem 
reinen Berjonentrandport dienen (nicht auch zugleid der Gepädbeförderung), 
audgefchlofien find (Buhelt a. a. O. v. Hahn II. ©. 51l $ 2). 

„Die bet ihr nahgefuhte Eingehung eined Frachtgeſchäfts.“ 
Nicht nur die Eingehung, b. i. der Abfchluß des Frachwertrages, fondern, wie 
folgerichtig ergänzt werden muß, auch die Erfüllung darf ohne einen der Gründe 
Ziff. 1—3 nicht verweigert werben. In dem uriprünglicden Vorſchlage (Brot. 
©. 5037) hieß e8: „einen bei ihr nachgeſuchten Transport von Gütern.“ Diele 
Faſſung wurde fpäter von der Redaktionskommiſſion in die Worte: „Die bei ihr 
nachgeſuchte Eingehung eines Frachtgeſchäftz“ umgeändert und dad Bedenken, es 
würde dadurch die Beftimmung audgejchlofien, daß die Eifenbahnen gewiſſe Güter 
nur als fog. Fahrgut (vgl. 88 27—29 Preuß. Eiſenb.Geſ. vom 3. November 
1838), und nicht als Frachtgut annehmen wollen, als unbegründet bezeichnet. 
(Prot. ©. 5107, &. F. Koh ©. 426 Anm. 62.) 

„für ihre Bahnftrede“ (zuerſt: „innerhalb ihres Bahnbezirks“ Prot. 
©. 5037), d. h. für ihre eigenen bezw. von ihr verwalteten Bahnftreden, ben 
internen ober Lokalverkehr (j. oben S. 139). 

Puchelt 11. ©. 416 Ar. 4, v. Haha U. ©. 511 8 2, Keybner S. 480 Nr. 13, Ende» 
mann ©. 758 Anm. 16, XHöl II. & 74, Wehrmann ©. 77, 78. 


Indeß hat dieſe Beſtimmung inſofern eine Erweiterung zu Gunſten des Publikumq 
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erfahren, als nach S 46 des Betr.-Regl.’der "Transport von Gütern von und nach 
allen für ben Güterverkehr eingerichteten Stationen zu erfolgen bat, ohne Daß es 
behufs des Mebergangd von einer Bahn auf die andere eine Bermittlungßabrene 
bedarf: Hiernach darf eine Eifenbahn auch einen über ihre eigene Bahnftrede 
hinaus, aber nach einer zum Bereindgebiete gehörigen Bahn gerichteten Transport 
ohne einen der Ziff. 1-3 bezeichneten Gründe nicht ablehnen -(vgl. unten Anm. 205 
S. 185 3. 8 46 Betr.-Regl.). 

u „micht verweigern“, d. h. poſitiv gefaßt: fie: ift dazu verpflichtet, Falls fie 
nicht durch rechtliche oder fittliche Verbote verhindert ift, den Transport gewifier 
Sliter oder von gewifien Abjendern oder an gewifle Empfänger oder zu gewiſſen 
Zeiten u. ſ. w. zu übernehmen (vgl: v. Hahn ©. 512 823). Auch eine nur zeit- 
weilige Berweigerung ift nicht geftattet, weil eine audy nur zeitweilige Zu- 
shdwelfung des Transports für ben. Abſender oft einer gänzlichen Verweigerung 
befiefben gleichlommen und auch hierin — ber ratio legis zuwider — eine aus- 
reichende &elegenheit zur Begünftigung bed einen Abſenders vor dem andern ge 
boten -würde (Brot: ©. 5089 @.:%. Koh ©. 426 Anm. 62, Schefferu. Groß 
©. 451). „Die Eiſenbahn ſoll — bemerkt Thöl $ 74 — was fie Allen zu ge 
währen fi) erboten hat, nicht einem Einzelnen verweigern dürfen, wer abfenten 
will und nichts Beſonderes verlangt, darf nicht zurüdgewielen werden. Anderer 
ſeits iſt natürlich dieſer Sag nicht dahin zu verftehen, daß bie Eiſenbahn etwa 
unbedingt- ablehnen muß, wenn einer ber Ziff. 1-3 angeführten Ablehnung>- 
gründe vorliegt. Will fie dennoch den Transport übernehmen, jo kann fie e. 
‚Die Bahn lehnt unter den betreffenden Vorausſetzungen nur ab, wenn fie will, 
braudht aber niht (Endemann ©. 758 Amm. 16, v. Hahn Art. 422 8 8 
Nach der Annahme ded R.O.H.⸗G. berechtigen jedody Art. 422 und Art. 403 
H.G.B. den Abjender nicht, auf dem Transporte lediglich auf Grund des alten 
Srachtvertrages den Rüdtrandport ded Frachtguts nach dem Abfendungdorte ven 
ber Eiſenbähn zu verlangen. Eine Weigerung, diefem Verlangen zu entiprechen, 
ift Yeine Negtrung der gefeglichen Trandportpflicht. Vielmehr muß der Abſender. 
wenn er den Nüdtrandport wünjcht, einen neuen Frachtvertrag abſchließen.“ 

- Erkamt vom R.-D..H.-®. ımterm 30. November 1874, Entf. Bb. 16 ©.195 umd waterm 

26. Januar 1875, D. &.-3. 1875 ©. 982. 

‘ Nebrigen trifft den Kläger, der bie Bahn wegen ungehöriger Verweigerung 
belangt d. h. welcher behauptet, daß die für die Transportpflicht der Eiſenbahn 
tm Art. 422 aufgeſtellten Vorausſetzungen erfüllt find und die Bahn demungegchtet 
die Eingehung des Frachtgeſchäfts verweigert, Die Beweiöpfticht (v. Hahn a. a. O. 
4, Endemann ©. 758 Anm. 17). 


197) „lo Die Güter, an ſich oder vermöge ihrer Verpadung nah ben NRegle⸗ 
ments und im Falle Die letzteren fehlen oder Teinen Unhelt gewähren, 
nad den Einrichtungen und ber Benufungsweile d der Bahn zum Trank 
gort fi eignen.” 


Die erfte der drei Borandfegungen, von welden die Trandportpflicdht ber 
Bahr abhängt, ift, daß die angetragenen Güter fich zum Transport auf der be 
treffenden Bahn eignen, und zwar entweder an fich oder vermöge ihrer Ber- 
packung — nach den Reglement? der Bahn bezw. in Ermanglung reglemente- 
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riicher Beftimmungen, nach ben Einrichtungen und der Benupungäweije derſelben. 
Nah zwei Richtungen hin mäflen fi alfo die Güter zum Transport eignen, 
entweder an ſich ober vermöge ihrer Berpadung, und ob dies der Fall, beitimmf 
fih nad) den Reglements, eventuell nad) den Einrichtungen und ber Benukungd- 
weile der Bahn. Dur das 9.&.B. ift bierna bie Entſcheidung der Frage, 
welhe Güter an ſich oder vermöge ihrer Berpadung zum Transport geeignet find, 
in die Eijenbahnreglement3 verwiejen,. und nur, wenn dieſe barüber nichts ent- 
halten, jollen die Einrihtungen und die Benupungdweile der Bahn maßgebend 
fein. (THöl, H-R. II. 8 74 ©. 151.) Würde es alſo den Bahnen geftattet 
fein, nach Belieben ihre Reglements zu geftalten, jo würden fie durch rigoroje Be⸗ 
fimmungen über die zum Transporte fich eignenben Güter ihre Trandportpflicht 
umgehen ober beichränten können. 

Sn den Berathungen (Brot. ©. 5041, 5042) wurde auch in der That die 
vorliegende Beſtimmung beanſtandet, weil die Verpflichtung der Bahnverwaltung, 
einen angetragenen Transport zu übernehmen, davon abhängig fein ſolle, daß die 
Berpadung den Reglements entipredhe, und hierin ein Mittel zur Umgehung ber 
ganzen Vorſchrift Liege, indem in den Reglements die Beurtheilung der Berpadung 
in das Ermeſſen der übernehbmenden Beamten gejtellt werden könne, und dieje die 
Güter beliebig wegen angeblich mangelhafter Berpadung zurückweiſen könnten. Es 
wurde jedoch entgegnet: Diejed Bedenfen ſei unbegründet. Die Angemeflenheit oder 
Unangemefjenheit der Berpadung müfle zunächft dem Urtbeile der Bahnverwal- 
tungen anbeimgegeben werden, wenn nicht die größten Berwidiungen entitehen 
jollten. Man möge nur des Falls gebenfen, daß der Bahnbeamte eine Kifte für 
zu dünn erfläre, als daß fie einen genügenden Schug für die Waare böte, und die 
zugezogenen Sachverftändigen anderer Anficht feien, jchlieglich aber doch ein Schaden 
durch Die Unzulänglichleit der Kifte entftehe. Mißbrauch fei nicht zu befürchten, 
denn das verftehe ſich von felbft, dab niemals bloße Laune der Bahn- 
beamten ben Ausfchlag geben könne, fondern änßerften Falls der Richter zu 
entfcheiden haben werde, ob nicht in der Beanftantung einer Berpadung eine un⸗ 
gerechtfertigte Zurückweiſung des Guts zu finden fei u. dgl. Mit Rüdficht hierauf 
wurde das eben beiprohene Bedenken nicht weiter verfolgt. 

In der That kann auch eine Gefahr für das Publikum in der vorliegenden 
Beftimmung nicht gefehen werben. Denn zunächſt entjcheiben die Reglements, 
weldhe der Genehmigung ber Auffichtäbehörden unterliegen, ſo daß Willkür und 
Rigorofität ausgeſchloſſen if. Enthalten aber die Reglements bezügl. Beitimumn- 
gen über die Art der zu beförbernden Güter oder hie beftimmte Berpadungsart 
nicht, fo find die Einrichtungen und die Benupungsweije ber betreffenden Bahn 
maßgebend. Sowohl darüber, ob den reglementariihen Beitimmungen entiprocdhen 
it und event., ob die Einrichtungen ꝛc. der Bahn den Transport zulafien, alſo in 
der Beanftanbung ungerechtfertigte Zurüdweifung liegt, entſcheidet im Streitfalle 
der Richter. 

Bgl. oben Bb. I. Anm. 44 ©. 260, Makower Unm. 1b., C. F. Koch ©. 486, u 
Anm. 63, Hillig ©. 56, Wächter 1. ©. 292 Anm. 9, Brix ©. 417, v. Kräwel ©. 598, 


Bad ©. 311 Anm. 41, Scheffer un. Groß ©. 451, Epftein S. 36, 37, Ruckdeſchel 
©. 24, 25, Wehrmann ©. 80. 


W. Koh (©. 91 Anm. 4) hält dies für jehr zweifelhaft, weil Art. 422 nicht 
unter die in Art. 423 als abfolnt geltenden Beftimmungen aufgenommen worden 
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jet und daher Die weitergehende -Beftimmung bed $ 2 des Ber. -Güt.-Regl, welde 
dieſe Frage ganz der. richterlidhen Kompetenz entziehe, nicht alterirt werbe.- Diele 
ſchon an Sich zu beftreitende Annahme (vgl. v. Hahn II. S. 518, $ 3, Gad 
©. 811 Anm: 41) ift jedoch neuerdings dadurch gegenftandslos geworden, daß bie 
Worte bed $ 2 bed früheren Ver.Güt.Regl. „nach ihrem (sc. der Eifenbahn) Er- 
meflen” in 88 47 u. 48 ber jetzt geltenden NReglementd in Fortfall. gebradyt fint 
Guchelt IL ©. 417. Nr. 5, Epftein ©.35, 37, Ruckdeſchel S. 4, 5, i. 
unten Anm. 206 & 186 f.). 
Die Güter mäffen: „an ſich“ zum Tranbport geeignet fein, d. h. gemäß ihrer 
natürlihen Beſchaffenheit und ſonſtigen Eigenſchaften (Gewicht, Umfang, Form 
8. f. w.), alfo ganz abgefehen von der Berpadungsweile. (Brir S. 417, 
v. Hahn ©. 512, $ 3, Wehrmann ©.79). Bon dieſem Geſichtspunkte aus 
wurde der Antrag ftatt der auf „an ſich“ folgenden Worte „oder vermöge” zu jegen 
„und vermöge” abgelehnt, weil der Sinn der fein jolle, daß die Eiſenbahn den 
thr angetragenen Transport nicht verweigern dürfe, wenn bie Güter entweder an 
fih, d.i. auch ohne Berpadung, zum Transport fih eigneten oder durch 
bie Berpadung . zum Transport geeignet gemacht jeien (Brot. ©. 5107). Die 
Güter dürfen nicht Eigenichaften befiten, bie fie ſchon an fih intransportabel 
machen. In den Reglements von 1874 und im Ber.-Regl. find verſchiedene Kale 
gorien foldher Güter aufgezählt und dadurch in Rüdficht auf die zwingende Natur 
der Reglementd im Wefentlihen eine &leihmäßigkeit auf allen Bahnen herbei⸗ 
geführt, 3. B. kranke Thiere ($ 40 Alin. 2), poftzwangsflichtige Gegenflänbe ($ 48 
Nr. 3), der Selbftentzünbung oder Exploſion unterworfene Segenftände ($ 48 
Nr. 3) nur mit gewiffen Ausnahmen. Immerhin aber Tönnen bei der großen 
Mannigfaltigkeit der zus Berfendung geftellten Güter und ber fich immer vermehrenden 
und neu eingeführten Arten und Formen die reglementariichen Beſtimmungen nid 
erſchöpfend fein, ſondern es muß, wo bieje fehlen, den Ermefien der annehmenden 
Beamten nad den Einrichtungen und der Benutzungsweiſe der Bahn ein gewiffer 
Spielraum gelaffen werben, der event. in der richterlichen Geitftellung feine Rontrole 
findet. Seitweifen obrigkeitlichen Beſchränkungen unterliegen Transporte von Kriegs 
material und — bei Abfjperrung der Landedgrenzen oder einzelner inländifcher 
Bezirke gegen Viehſeuchen — Biehtrandporte, jowie die einer Anftedung außgejepten 
thieriſchen Stoffe; unter Umftänden auch Wild, Fiſche, Krebie, Holz; und andere 
Gegenftände. Unter Zoll- oder Steuerkontrole ftehende Güter find mur dann trans 
portabel, wenn bie gejeplichen Yörmlichkeiten betreff3 ihrer beobachtet find. 

Bol. Keyfuer ©. 480 Nr. 14a, Brir ©. 417, WB. Koch ©. 9%, Thöl IL ©. ı5ı, 

Bad ©. 310, Bareid ©. 367, €. 5. Koh S. 426 Anm. 63, v. Kräwel ©. 598. 

„oder vermögeihrer Berpadung.” Auch Güter, deren Beſchaffenheit oder 
fonftige Eigenfchaft. dem Bahntransport an fich nicht entgegenftehen. würden, find 
hierzu zumeift in Rüdficht auf Die Natur des Bahnbetriebd nicht ohne Weiteres, 
fondern nur in ausreichender Verpackung geeignet. Es ift daher begrünbet, daß 
Ziff. 1. des Art. 422, als Boraudjegung der Trandportpflicht ‚hinftellt, Daß die 
Güter falls fie nicht au ohne Berpadung zum Transport fi) eignen, bermöge 
ihrer Berpadung zum Transport geeignet gemacht ſeien. Auch hierüber enticheiben 
in erfter Reihe die Reglementd (vgl. 3. B. die Anlage D. zum $ 48 des Betr.- 
Reglein.) und, inſoweit ed biefen an pofitiven Beſtimmungen mangelt, die Organe 
der Bahnverwaltung auf Grund ihrer eigenen Grfahrungen und nach allgemeinen 
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bewährten Handelsgebraͤuchen event. unter Zuziehung Sachverftändiger nah Maß⸗ 
gabe der Einrichtungen und Benupungsweife der Bahn, im’ Streitfalle aber richter- 
lihed Ermeſſen. Vgl. über die Frage, in welchen Fällen bie Verpacung als 
mangelhaft anzuſehen iſt: Bd. I. Anm. 44 ©. 259, 260. 

Zür beide Fragen: ob die Güter an fih und ob fie vehnöge ihrer Ver⸗ 
packung zum Transport ſich eignen, find hiernach in erfter Reihe die pofitiven Be⸗ 
finmungen der Reglements, in zweiter Reihe die Einrihtungen und Be⸗ 
nugungdweije ber Bahn maßgebend und endlich Tann, wenn bie Bahnverwaltung 
diefe Kriterien nicht zu Recht in Anwendung gebracht haben follte, auf richter- 
liche Entſcheidung hierüber provozirt werden. 

Ueber Reglements, deren Rechtönatur, Gültigkeit, Yorm, Publikation unb 
rechtliche Wirkſamkeit |. unten Anm. 203 ©. 177 ff. 

Die Worte „nah den Einrigtungen und der Benußungsweije der 
Bahn“ (früher „nach dem bisherigen Gebrauche“, Prot. S. 5037,.5107) beuten 
darauf hin, dab die Yrage der Transportfähigkeit eined Gutes nicht prinzipiell für 
alle Bahnen gleich beantwortet werben könne, fondern von den indivibuellen und 
konkreten Berhältniffen ber annehmenden Bahn abhängig, mithin quaestio facti 
ji. (Bol. $ 48 A. 1 Betr.-Regl) Ed kommt einerfeitd anf die äußere Yorm, 
Beichaffenheit, Umfang, Gewicht des Guts, andererfeitd und im Vergleich damit 
auf die Srandportfähigkeit der betreffenden Bahn an. Dadurch findet auch das 
in II. eig. (Brot. ©. 5040, 5041) erhobene Bedenken feine Erledigung, daß die 
vorliegende Beſtimmung ein Mittel und die Beranlafiung zu Chikanen des Publi- 
kums gegen die Stienbahnverwaltungen fein werde und daß das Publikum die 
legteren zum Transporte der ungehörigften Dinge würbe zwingen fönnen, wenn 
biejelben es verjäumten, in ihren Reglements, ftatt wie biöher nur Diejenigen 
Waaren zu verzeichnen, deren Transporte fie audgefchlofien willen wollten, zu er 
Hören, daß fie nur die im Tarif genannten Güter zu trandportiren bereit jeien, 
um befto ficherer alles Ungehörige auszuſchließen. Diejed Bedenken ift unbegründet. 
Denn ed darf vom Publikum nur der Transport ſolcher Güter gefordert werben, 
die der individuellen Beſchaffenheit der betreffenden Bahn entiprehen. Eine Ge⸗ 
birgsbahn mit zahlreichen Kuren und Windungen kann hiernach den Trandport 
von Langhölzern unter Umftänden ablehnen, während eine Bahn in ebenem Terrain 
einen derartigen Trandport übernehmen muß. Bahnen, die lediglich für den 
Transport gewifler Maflengüter (Kohlen, Steine 20.) angelegt und eingerichtet 
find, dürfen den Transport anderer Güterarten oder Stüdgüter verweigern. Bahnen 
untergeorbneter Bedeutung (Selunbärbahnen) brauchen fih nicht mit dem Trans⸗ 
porte von Gütern zu befaffen, deren Gewicht und Umfang ihrem leichteren Ober- 
bau und ihren leichteren Schienen und Waggond wicht entipricht und betriebs- 
gefährlich fein würde (vgl. v. Hahn 1. ©. 514, $ 5, Ruddeidel ©. 43, 
Epftein ©. 40). 

Allerdings Tann aber die Bahn bei derartiger Trandportverweigerung dann 
Ihadenserfagpflichtig werden, wenn bie Einrihtungen und die Benutzungsweiſe, 
auf welche fie fich beruft, mit dem ihr geftellten Konzeſſionsbedingungen und. den 
Anordnungen der Auffichtöbehörbe beziw. mit dem Zwecke, zu weldyem fie konzeſſionirt 
und dem Bublitum zur Benugung eröffnet ift, im Widerfpruche ftehen, aljo die 
jmigen Einrichtungen ihr mangeln, die fie konzeſſions und ordnungsgemäß haben 
müßte. 
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198) „2. Ber Abſender in Bezug anf bie Gradi, Die Unflieferung ber Gükr 

| und die fonftigen, Den Eifenbahnen freigefliellten Transperibeningunge 
fig ben allgemein: geltenden Unorbuungen ver „Bahnberwaltung unien 
wirft.“ 

Die zweite Voraußfegung für die Transportpflicht ber Eifenbahnen if, &$ 
der Abjender fih in Bezug auf die denſelben freigeftellten Transportbebingungen 
den allgemein geltenden Anordnungen der Bahnverwaltung unterwirft; allen dl- 
gemein geltenden Anorbnungen, foweit fie überhaupt nad) Maßgabe des vorftegen- 
den Abjchnitteß den Eifenbahnen freigeftellt find. Nur vorzugsweife und al tie 
wichtigſten find die Bedingungen in Bezug auf Die Fracht und die Auflieferun 
der Güter hervorgehoben. Ä 

In Bezug auf die „ben Eiſenbahnen freigeſtellten Transport 
bedingungen“ muß fich dad Publitum den allgemein geltenden Arorbnungen 
unterwerfen, wenn bie Eifenbahn zum Transport verpflichtet fein fol. Nicht be 
liebigen Bedingungen, denn die Eifenbahnen genießen nicht, wie der gemöhnlide 
Zrachtführer unbeſchränkte Vertragsfreihett, ihre Autonomie ift bejchränkt einerjeite 
durch die privatrechtlichen Vorfchriften des vorliegenden Abjchnitted tes 9.9.2. 
(Art. 422, 423 ff.), andererfeit8 durch einfchräntende Beftimmungen bes öffentlichen 
Rechtes. Nur innerhalb biefer Grenzen darf bie Eiſenbahn Bedingungen ſtellen 
(v. Hahn I. ©. 515 8 6.) 

Beiſpielsweiſe find insbejondere hervorgehoben: die Trandportbedingungen 
„in Bezug auf die Fracht“. Auch diefe aber nur, foweit fie den Eifenbahnen 
freigeftellt find, was nad den Randedeifenbahngefegen und Konzeſſionen in de 
Regel nicht der Fall ift (vgl. 88 30 ff. des Preuß. Eifenbahngel. v. 3. November 
1888). Es ift daher nicht zutreffend, wenn v. Hahn $ 6 bemerkt, es werde m 
vorliegenden Sage ausdrücklich anerkannt, daß über die Höhe der Fracht belie⸗ 
bige Berabredungen getroffen werben können. Vgl. über Fracht Anm. zu Art. 406 
9.6.8. n. 85 52—54 Betr..Negl. Bd. IL Anm. 106-110 ©. 301-316. 
(Budelt II. ©. 417.) 

Ferner: die Trandportbedingungen in Bezug auf „die Auflieferung der 
Güter”. Bol. hierüber 88 56 u. 60 Betr.-Regl. Bd. II. Ann. 88 ©. 154 biö 
159 u. Anm. 90, 91 ©. 192—217. (Budelt HI. ©. 417.) 

„den allgemein geltenden Anordnungen der Bahnverwaltung’; 
nicht blos der annehmenden Bahn, jondern, wenn ba8 Gut im Verbandsverkehre 
geben foll, auch der bezüglichen Verbände bezw. Verkehre. Es find bierunter nicht 
allein die Betrieböreglements zu verftehen (wie Thöl III. S. 150 Anm. 2 an 
nehmen jcheint), zumal gerade dieſe feit 1870 bezw. 1872 obligatoriih für alle 
deutſchen und öfterreichifch-ungarifchen Bahnen eingeführt find, ſondern auch alle 
anderen von den Eijenbahnen erlafjenen Anordnungen genereller Natur, welche fid 
auf den Transport von Gütern beziehen: Tarife, Yahrpläne, Rollfuhrorbnungen, 
Normen über das Spefen-, Aufnahme, Wiege-, Verladungd- sc. Berfahren (Wehr- 
mann ©. 81). Shre Gültigkeit beruht in der Regel auf der Genehmigung 
der zuftändigen Staatöbehörbden, welche entweder in allgemeinen Geſetzen, Konzer- 
fionsurfunden oder Verwaltungsvorjchriften vorgefchrieben bezw. vorbehalten if. 
Bon Bedeutung ift das Wort „allgemein“, d.h. e8 müflen Anordnungen jein, 
welche für alle Abjender, für bad ganze Publikum gleihmäßig gelten. Wäre daber 
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eine Zransportbedingung aud an fich zwar den Geſetzen entiprechend und ber 
Bahn freigeftellt, fo. würde fi der Abſender ihr. doch nicht zu fügen brauchen, 
wenn fie wicht in einer allgemein geltenden Anorbnung enthalten if, fonbern 
seur ihm fpeziell geftellt if. Aus dieſem Grunde iſt auch für diefe Anordnun⸗ 
gen ber Eijenbahnen prinzipiell’ die öffentliche, allen zugängliche Publikation zur 
Borſchrift gemadt. Das R.O.H.G. folgert die Publifationspflicht mittelbar aus 
Art. 422 (Erk. v. 9. Mai 1876 Entſch. Bd. 20 ©: 375). Und mit Recht bemerkt 
v. Hahn 11. ©. 516 $ 6: daß derartige allgemeine Anordnungen, auch wenn und 
ſoweit ſtaatliche Genehmigung nicht erforderlich ift, bie Eifenbahnverwaltung in 
ber Art binden, daß fie vor Burüdnahme berfelben den einzelnen auf Grund ber- 
ſelben offerirten Transportertrag nicht zurũckweiſen oder andere Bebingungen pro⸗ 
poniren koͤnne. 

„ſich unterwirft“. Die Unterwerfung kann ausdrücklich oder durch kon⸗ 
kludente Handlungen geſchehen. Da im ganzen Vereinsgebiete die Aufgabe von 
Gütern nur mit einem allgemein vorgeſchriebenen Frachtbriefformulare erfolgen barf 
und dieſes anf die Reglementd und Tarife ausdrücklich Bezug nimmt, fo legt die 
Unterwerfung ſchon in der Fradtbriefunterichrift. (Endemann ©. 758 Anın. 19.) 


199) „&. Bie regelmäßigen Transportmittel der Bahn zur Unsführung Des 
‚ Transporis genügen”. 

Die dritte Boraußfegung der Eifenbahntransportpflicht befteht darin, daß 
„die regelmäßigen Transportmittel der Bahn zur Ausführung des Trandports ge- 
nügen“. Es liegt in der Natur der Sache, dab bie Eifenbahn Güter nicht zu 
befördern vermag, wenn ihr die erforberlihen Transportmittel fehlen. Sie tft da⸗ 
her befugt, die Eingehung eines Frachtgeſchäfts zu verweigern, wenn ihre Trans⸗ 
portmittel hierzu nicht genügen. 

„zZrandportmittel” ift im weiteflen Sinne bed Wortes zu verſtehen, alſo 
nicht allein die Waggons, Lokomotiven und Tender, ſondern auch alle anderen 
zu dem fraglichen Transporte unbedingt erforderlichen Einrichtungen und Borräthe: 
Die Betriebömaterialien (Kohlen, Wafler ꝛc.), die Werkzeuge und Geräthe zum 
Wiegen, Berladen, Bededen der Güter, dad Perſonal zur Erpedition, Beförberung, 
Ueberwachung derfelben u. |. w. (vgl. v. Hahn II. ©. 515 8 7). 

Die „regelmäßigen“ Transportmittel der Bahn müfjen ausreichen, d. 5. 
Die den gewöhnlichen Berkehrdeinrichtungen und Bebürfnifien der Bahn (f. Ziff. 1 
S. 166 ff.) entiprecdhenden und für die beantragte Transportart geeigneten fein. Sie 
erfcheint hiernach nicht verpflichtet, zu einem daß gewöhnliche Map überfteigenden 
Transport ausnahmsweiſe Trandportmittel zu beichaffen (Thöl HR. II. $ 74 
©. 150, 151, Waruſchon⸗Jarociewicz S. 25) oder in Reſerve zu halten 
(A. M. Epftein ©. 67, 68), fondern kann einen derartigen Transport ablehnen, 
(Bol. $ 6 Alin. 1 $ 55 Alin. 1 Betr.-Regl) Wohl aber muß fie die für ge 
wifie, periodiſch wiederkehrende und in gewöhnlichen Laufe der Dinge zu gewärti« 
gende Zeiten ftärferen Verkehrs regelmäßig mehr beichafften (geliehenen zc.) Trans⸗ 
portmittel zur Verwendung bringen (vgl. $$. 12—14, 8. 25 des Reichs ˖ Eiſenbahn⸗ 
gefepentwurfs, Wehrmann ©. 81), nicht aber die in Reſerve ftehenten Maſchi⸗ 
nen 2c., welche erfahrungdgemäß mur zum Erſatze jchadhafter und zur Aufrechthal⸗ 
tung eines geregelten Betriebödienfted erforderlich find. 
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- Die regelmäßigen Transportmittel find nicht diejenigen, welde eine Bahı 
kaltiſch befchafft und verwendet, fondern diejenigen, weiche fie nach vernünftigen 
Verlehrd- und Berwaltungsanfchauungen befigen muß, um ben auf ihren Streden 
in der Regel berrichenden DVerkehräbebürfnifie zu genügen. Unverſchuldete Urjſechen 
bed Mangel an regelmäßigen Trandportmitteln (ungewöhnlid flarfer Bertek, 
Krieg, Berftörung durch Slementarereignife ꝛc.) ertulpiren die Bahn, nicht aber 
verſchuldete. Sind bie faktifch vorhandenen. Transportmittel für den gewöhnlichen 
Verkehr nach rationellen Prinzipten ungenügend, fo begründet ihre Weigenuzs 
Schadenderiaganiprüde im Sinne des letzten Alineas dieſes Artikels. Die Aunahm 
Puchelt's (U. ©. 417 Nr. 7, |. auch Ruckdeſchel ©. 95), daß alddamı mr | 
ein Einfchreiten der Aufſichtsbehörde, nicht aber ein Schadendanſpruch ſich reiht 
fertige, erjcheint nicht zutreffend. Denn, dab die regelmäßigen Transportmittii ge 
nügen, ift ein durch Art. 422 Ziff. 3 in das Civilrecht aufgenommene In: 
ipruch ber Abſender, und ob died der Fall, hat, wie rüdfichtlich der Fragen Zif. ! 
u. 2, im Streit der Richter, nicht die Auffichtöbehörde (auf deren jachverfländiget 
Gutachten jener allerdings der Natur der Sache. nach pronoziren wird), zu et: 
ſcheiden. (Wehrmann ©. 82) 

Der Mangel regelmäßiger Transportmittel rechtfertigt übrigend nur zeit “ 
weilige Bermweigerung. Sobald der Mangel behoben ift, fällt der Weigerung: 
grund fort und es muß, fallt die Bertragdofferte ſeitens des Abſenders wiede: 
bolt wird, die Beförderung nunmehr erfolgen (vgl. v. Hahn a a. D., Ende 
mann a. a. D. Anm. 20, Ruddeidhel ©. 94). 

Daraus, dag die Eifenbahn die Eingehung eines Frachtgeſchäfts verweigern 
barf, wenn nicht die Ziff. 1—3 des Art. 422 angegebenen gejehlicden Bora 
jegungen für ihre Trandportpflicht vorliegen, ift jedoch nicht umgekehrt zu folgen. 
daß, wenn fie, obwohl jene Vorausſetzungen nicht erfüllt find, aljo aus freie 
Stüden einen Transport übernimmt, für denfelben nun beliebige, den Art. 4237. 
H.G.⸗B. entgegenftehende Bedingungen zu ftellen befugt fei. Denn die Tenden 
bes Art. 422 H.G.B. ift — wiev. Hahn II. ©. 516 treffend bemerft — nit 
dahin gerichtet, daß für den Yall bes Nichtvorhandenſeins jener Boraudjepmgen 
den Eifenbahnen die fonft beihränfte Vertragsfreiheit wieder unbeſchränkt zuftehen 
jolle, fondern lediglich dahin, daß die Eifenbahn gegen einen Mißbrauch bed bem 
Publikum eingeräumten Rechtes, fie zur Eingehung von Yradytverträgen zu zwingen. 
dann geſchützt fein joll, wenn gewifle, dem Eilenbahntransport der Natur der Sache 
nad) binderlihe Umftände (Ziff. 1—3 Art. 422) vorliegen. Uebernimmt eine Eiſen 
bahn demungeachtet einen Transport, jo verzichtet fie eben damit auf ihr Ned, 
diefe Umftände gegen den Trandport geltend zu machen, ift aber demungeadhtet bie- 
ſichtlich des Bertragsabichluffee unverändert den für alle Eijenbahnfrachtverträge 
ausnahmslos gegebenen Beichränkungen unterworfen. Sie kann aljo, audy went 
fie den angetragenen Transport aud den ihr gefeblich geftatteten Ablehnumnge- 
gründen nicht verweigert hat, für den einmal übernommenen Transport nur bie 
jenigen Bedingungen ftellen und vereinbaren, die nach den Artikeln 423 ff. H..8.-8. 
zuläifig find. Dies gilt 3. B. auch für ben Yall des $ 47 lin. 1 u. 2 fowie 
bes $ 48B. 4 des Betr. Regl. 

Bol. Br. L AUnm. 34 ©. 169, Gad ©. 311 Anm. 42. 
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200) „Die Eilenbahnen find nit verpflichtet, Die Güter zum Transport 
eher anzunehmen, als bis Die Beförkerung derſelben geſchehen Taun.” 

Alinea 2 des Art. 422 hat den Zwed, einer zu weitgehenden Auffaflung des 

Begriffes der’ Transportpfliht der Eifenbahnen vorzubeugen. Der Ratur der Sache 

nad begreift der Zrandport nicht die vorangehende Aufbewahrung der Güter in 

fich, wenigftens nicht länger, als zur unmittelbaren Weberführung auf Die bereiten 

Zrandportmittel erforderlich if. Daraus folgt, dat die Bahnen, welchen gemäß 

Alin. 1 die Pflicht zur Eingehung von Frachtgeſchaäften obliegt, geſetzlich nicht ver- 

pflichtet find, die Güter zu dieſem Behufe eber anzunehmen, bis die Voraus: 

ſetzungen bezw. die Möglichkeit für die unmittelbare Ausführung des Transports 

der Güter vorliegen, d. 5. „bid die Beförderung derfelben geſchehen 

Tann.” In der gefeplichen Pflicht zur Eingehung eines Trandportvertrages 

liegt nicht zugleich die Pflicht zum vorgängigen Abjchluffe eines Aufbewahrung 3- 

vertrageß. 
Bol. Thõl, 9-R. II, $ 74 ©. 159, Puchelt II. ©. 417 Ar. 7 u. 7a, Keyß ner S. 480 
Nr. 15, 16, Endemann ©. 758 Anm. 21, W. Koch ©. 91-93, 8.5. Koch 6. 437 Anm. 64, 
Bad ©. 311, Wehrmann ©, 82, Erk. des D. Reichöger. vom 9. Juli 1880 Bb. 2 ©. 58. 

Meber die demungeachtet zn Bunften des Publikums feitend der Eifenbahnen 

durch $ 55 des Betr.-Regl. übernommene Berpflihtung zur vorläufigen Auf- 

bewahrung und Einlagerung der Güter in ben biöponiblen Räumlichkeiten, |. unten 
Anm. 208 ©. 195 ff. 


201) „In Anſehung der Zeit der Beförderung darf fein Abſender vor Dem 
Anderen ohne einen in den Einrihtnngen Der Bahn, in ben Trausport⸗ 
berhältnifien oder im äffentliden Intereſſe liegenden Grund begünftigt 
werden.” 

Alinea 3 des Art. 422 — daB Berbot der Begünftigung eined Abfenderd 
vor dem Anderen in Anfehung der Zeit ber Beförderung — bildet, wie die Ent- 
ftebungsgeichichte des Artikeld (vgl. Anm. 195 ©. 161 ff.) lehrt, eigentlich den Kern- 
punkt defielben, welhem alddann das in Alinea 1 enthaltene Verbot der Trand» 
portverweigerung als nothwendiges Korrelat beigefügt wurde. Die urjprüngliche _ 
Faſſung der Beitimmung (I. Xeig.: Art. 334 Alin. 2 und II. Leg. Art. 370 
Alin. 2), durch welche pofitiv vorgeichrieben war, daß jeder Frachtführer unter 
gleichen Umftänden den Transport thunlichft nach der Reihenfolge der Anmeldung 
der Yrachtftüde zu bewirken bat, wurde in III. Leſg. verworfen, nachdem hervor⸗ 
gehoben worden war, daß eine derartige Beftimmung überhaupt nur für ben 
Eiſenbahnverkehr von Bedeutung, für diefen aber in obiger Yaffung ebenſo un⸗ 
ausführbar als gefährlich ſei, 

Vgl. Brot. ©. 786-788, 1228, 1939, Denkſchrift des Bereind Deutſch. Eifenb.-Berw. vom 
13. Dezember 1859 ©. 68, Brot. &. 4680-4688, 5038, 5039, €, 5. Koch S. 497 Anm. 68, 

Thal IL 5 76 ©. 154 f,v. Hahn U. 8 10 ©. 517-530. 
und demgemäß an Stelle der abgelehnten Faſſung die ald Altn. 3 in den Art. 422 
aufgenommene beſchloſſen, welche lediglich den Eifenbahnverfehr betrifft und ben 
Berhältnifien defjelben gebührend Rechnung trägt. (Prot. ©. 5038, 5039, |. oben 
Anm. 195 ©. 162 und v. Hahn II. $ 11 ©. 520, 521.) Die Tentenz bed 


174 Art. 422. „Zeit ber Beförderung.” .. 


Satzes ift, die gleihmäßige Behandlung bed Publikums in Anfehung ber Zeit 
her Befdrberung. zu erwirken, ed fol der Transport des Einen nicht. zu Gunſten 
des Anderen reihtöwidrig verzögert und. dem Mißbrauche vorgebeugt. werden, dıf 
ein Abjender aus perjönlichen (nicht fadhlihen) Gründen vor ;dem: Andern durch 
vorgängige Annahme, durch früheren und fchnelleren Zransport ꝛc. bevorzugt un 
begünftigt wird. Daher ift auch Die Zufage einer rajcheren als der der Reihen 
feige entiprerhenden Beförderung des &ut3. nicht rechtönerbindlich. 
Grlannt vom Db.-Laub.-Wer. Wien unterm 23. Dftober 1873, RTL S. 236; 

„Beförderung“ ift bier im weiteſten Sinne aufzufaflen, nicht blbos der 
eigentliche Transport, die Bewegung von Ort zu Ort iſt darunter zu verſtehen 
fondern Annahme, Transport und Ablleferung, überhaupt alle zur Eingehung und 
Ausführung der Frachtverträge erforderlihen Alte (Bucelt II. S. 418). Daher 
bezieht fi dad Alinea auch nicht allein auf bereits abgeſchloſſene Srachtverträge, 
fondern auch auf das Verhältniß der Annahme der Anmeldungen von Gütern, ui 
die Vertragdofferten. (Vgl. v. Hahn II. ©. 521, 522 $ 15.) 

Der Grundſatz, daß die Priorität über die Zeit der Beförderung entſcheidet 
erleidet nur inſoweit Ausnahmen, als beſondere, vom Geſetze bezeichnete 
Gründe eine Bevorzugung bedingen, und als ſolche ſtellt das Geſetz hin: Gründe. 
bie in den Einrichtungen ber Bahn, in den Transportverhältuiffen ode 
im öffentlichen Snterefie liegen. Damit ift den Bedürfnifien des Eiſenbab— 
verkehrs gegenüber einer fchroffen Anwendung des Prioritätöprinziped genügen? 
Rechnung getragen. Darüber, ob ein derartiger Grund der Transportbegünftigmg 
vorliegt, hat im Streitfalle richterlihed Ermeflen zu enticheiden. 

„in den Einrihtungen der Bahn“. Derartige Einrichtungen, welche ii 
Begünftigung eined Abjenderd vor dem Anderen infofern begründen, als fpäter auf 
gegebenes Gut zeitiger oder gleichzeitig mit früher aufgegebenem Gute zur Bekit 
derung gelangt, find 3. B. die Einrichtung befonderer Güterzüge für beftimm! 
Süterarten (Kohlen, Kalk, Pulver-, Getreide- zc.), die Eilgut-, die Stückgut, 
die direkte 20. Beförderung, überhaupt alle Einrichtungen, welche bezweden, Güter 
verjchiedener Art, welche verfchiedene Transportmittel (gededte-, offene, Kalk⸗, Vieh. 
Kohlen-, Langholz⸗ ze. Wagen): erfordern, nad Maßgabe ded regelmäßigen Ge 
brauchs der lepteren zu befördern, jo daß danach ein ſpäter aufgegebened Eu: 
ohne jede parteiiſche Begünftigung ſchneller zur Beförderung gelangt, ald ein frübe 
aufgegebenes. 

Brir ©. 418, Puchelt H. ©. 418, Kenner ©. 481 Nr. 17, Ruckdeſchel S. 101 

102, W. Koch in Goldſchmidt's Zeitfhr. Bd. 10 ©. 64. 

Nur müflen die bezüglihen Einrichtungen allgemeine, unter gleihen Boras> 
fegungen allen Abfendern zugängliche, nicht auf daß fpezielle Bedürfniß eines ode 
einiger Abfender gemünzte fein. „Die Aufftellung: allgemeiner Normen — bemerft 
v. Hahn II. ©. 521 $ 12 — über das Berhältnig ber, Beförderung der durch 
gehenden Güter zu den neu aufgelieferten, ter Eilgüter zu den gewöhnlichen Brad: 
gütern, der Einrichtung. für gewifle Arten von Waaren (Koblenzüge, Yeuerzüze 
u. f. w. bleibt im Allgemeinen dem Ermeſſen ber Bahnen- vorbehalten, der Artikel 
bezieht fich weſentlich auf die Anwendung diejer Normen im einzelnen Tal, Dami 
ift aber. freilich eine Berufung auf den ‚Artikel. dann nicht ausgeſchloſſen, wenn tu 
eine. gber andere als allgemeige Beſtimmung fish. barftellenbe Anordnung. in te 
That ſich ald eine ungerechtfertigte Begünftigung Einzelner ergieht.“ Someit all 
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für einzelne Verkehre oder für einzelne Güterarten beftimmte Güterzüge eingerichtet 
oder Im Fahrplan Über die einzelnen Güterzüge ein für allemal "beftimnite Dis- 
pofitionen getroffen find, liegt. in her Abfertigung ber bezüglichen Güter zu diefen 
Zügen teine Bevorzugung, oder Benachtheiligung in der Reihenfolge. . 

‚ min ben Transportverhältnifjen.“ ‚Der Ausdruck ift. ‚ein ſehr unbe» 
ſtimmier, häufig begrifflich mit dem Ausdrude „Einrichtungen ber Bahn“ zuſammen/ 
fallender, hat auch in den Berathungen eine nähere Definition nicht gefunden, ſo 
daß er den Bahnen und eventuell dem richterlichen Ermeſſen einen weiten, Spiel. 
raum läßt. Feſtzuhalten ift, daß auch hier nur Verhältniſſe allgemeiner Natur 
in Betracht kommen, und daß es ſich — im Gegenfage zu den organifatorifchen, 
adminiftrativen und reglementarifchen Einrichtungen — vornehmlid um Verkehrs, 
verhältnifje handelt. Dahin gehört der Fall, daß Bahnen, welche Bergwerke ober 
Yabrifen berühren, vertragdmäßig für die Abfuhr ber Produkte oder Fabrikate der, 
jelben in periodiſchen Zwildhenränmen Transportmittel ftellen. Hierin ift eine Ber 
günftigung ‘gegenüber den inzwiſchen ſich meldenden Abſendern nicht zu finden, da 
die Transportverhältniſſe einer ad hoc gebauten Bahn ſolche Verträge bedingen 
fönnen. 


.' 


Bol. W. Rob ©. 92 und Anm. 5, Bad S. 311 und Anm. 435, Scheffer und Groß 

©. 452. 

Desgleihen erjheint es nicht ald Begünftigung eines Abſenders, wenn eine 
Heinere Quantität oder in kleinere Kolli verpadte Güter vor anderen verfandt 
werden, weil für jene, nicht aber für dieje Die Möglichkeit der Unterbringung in 
den Wagen neben früher aufgelieferten Gütern vorlag (vgl. v. Hahn II. ©. 521 
$ 13), ferner nicht, ‚wenn die frühere Abfertigung durch die Ausnupung fremder 
Magen und durch die mit der Verwendung derjelben verbundenen Beſchränkungen 
bedingt fit, u. |. w. 

„im Ööffentlihen Intereſſe“ im Gegenjage zum Privatinterefie; und 
zwar. im weiteften Sinne, aljo vornehmlich im Intereſſe der Landesvertheidigung 
während der Mobilmahung und des Krieged, nicht aber in Friedenszeiten im 
SInterefje gewöhnlicher, Militärtrandporte, ferner im Snterefie des Gemeinwohls bei 
Hungers⸗, Wafjer- oder Feuersnoth, bei Aufitänden zc. (v. Hahn II. ©. 521 
8 14.) Nicht jedes öffentliche Interefie kann jedoch eine Trandportbevorzugung 
in Anfpruch nehmen, denn anderenfalld würden überhaupt alle Stantd- ıc. Trand 
porte den Privattransporten vorgehen müffen, was nicht in der ratio. legis liegt; 
ed muß vielmehr ein derartig zwingendes öffentliche Intereffe vorhanden fein, daß 
die Bevorzugung dadurch geboten und gerechtfertigt erfcheint. Die Poftfendungen 
(vgl. Puchelt ©. 418) find deshalb nicht hierher zu rechnen, weil der Pojtver- 
waltung ein bejonderer gejeglicher Anſpruch auf Beförderung in allen regelmäßigen 
Zügen verliehen ijt (Urt. 1 des Reichsgeſetzes vom 20. Dezember 1875). Daß die 
zum eigenen Betrieböbedarfe erforderlichen Materialen (Kohlen, Del x.) von der 
Bahn zuerft befördert werden dürfen, liegt in der Natur der Sache, da ohne Bor- 
haltung diefer Materialien die Befürderung der Güter dritter überhaupf nicht mög: 
ih fein würde, (Vgl. Budelt II. ©. 418, Rugdeſqhet S. 102, Wehr: 
mann S. 84). 

Bol zu dieſem. Alinea die alin. 6u.7 des, 558 Beir.-degl. unten 
Anm. 209 S. 1 oo. nd 
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202) „Buwiserhaublungen gegen Die Deſtimmungen dieſes Artikels begrauses 
den Anſpruch auf Erſatz des dadurch entſlandenen Schadens.“ 

Alinea 4 bed Art, 422, welches ben Bahnen die Schadenserjaßpflicht für 

Zumiderbandlungen gegen die vorangehenden Beitimmungen deſſelben auferlegt, 
wurde dem Artikel erft fpäter Hinzugefügt, nachdem hervorgehoben worden war, 
daß die bezüglichen Borfchriften keine praftifche und civilrechtliche Bedeutung haben 
würden, wenn man nicht zugleich ausſpreche, daß die zumwiderhandelnden Bahnen 
dem Betroffenen fhadenserfappflichtig feien (vgl. Brot. S. 5040-5042, 51%). 
: Die „Zuwiderhbandlungen gegen die Beftimmungen Diefes Ar- 
tikels“, weldhe den Schadensanſpruch begründen, können entweder darin beftehen, 
daß die Eifenbahn die Eingehung des Frachtgeſchäfts ohne Grund verweigert 
(Alin. 1), oder daß fie einen Abfender vor dem Anderen in Anfehung der Zei 
der Beförderung rechtswidrig begünftigt (Alin. 3), und zwar letzteres wieberm 
bei Abſchluß oder bei Ausführung bed Vertrages (vgl. v. Hahn $ 16 ©. 523, 
523). Es ift jedoch unzutreffend, wenn C. %. Koch ©. 428 Anm. 66 annimmt, 
daß hiernach, je nachdem der Yrachtvertrag bereitd abgejchlofien ift oder nidt, di 
Kontrattöflage oder die actio legis Aquiliae in Anwendung komme. Denu e 
handelt ji hier überhaupt nicht um eine Vertragdverlegung, jondern um die Ber 
legung ber den Eijenbahnen durch Art. 422 befonderd auferlegten, gejeglider 
Pflichten, obligationes ex lege, und ber daraus gegebenen gejeplichen Schaden! 
Mage. Die Zuwiderhandlungen brauchen daher auch nicht auf Vorſatz ober culfa 
Jata zu beruhen, zur Begründung des Schadensanſpruches ift vielmehr nur be 
Nachweis erforderlich, daß eine Zuwiderhandlung gegen Art. 422 faktiſch ftattge 
funden bat. (U M. Budelt II. ©. 418 Nr. 9.) 

Alle derartigen Zuwiderhandlungen begründen „den Anſpruch auf Erjaz 
des dadurch entftandenen Schadend". Der Anſpruch ift unbefchräntt für 
allen dadurch entjtandenen Schaden gegeben, erftredt fih aljo gemäß Art. 283 
fowohl auf den wirkliden Schaden ald auf den entgangenen Gewinn (Tböl. 


HR. III. ©. 152, 153). Die Bejchränfungen gemäß Art. 427 find bier audge 


ſchloffen (gleihviel ob durch die Zuwiderhandlung der Berluft, die Beſchädigunz 
oder eine Trandportverzögerung herbeigeführt ift), weil ed fi nit um bie Er 
füllung vertragsmäßiger, jondern gejeglicher Berpflihtungen hantelt (Keyßner 
©. 481 Ar. 18). Aus diefem Grunde fann ein Schadensanſpruch fogar in Füllen 
begründet werden, wo das Gut noch innerhalb der vertragsmäßig bebumngenen 
(reglementarifchen) Lieferfrift angekouımen ift, jofern 3. B. bad But bed gemöf 
Art. 422 geiepwidrig Begünftigten früher eingetroffen und dadurch, daß dieſer 
3. DB. ald Konkurrent ded Zurüdgefepten feine Waare früher auf den Markt ge 
bracht hat, leßterer nachweislich, geichädigt worden iſt. (Bgl. v. Hahn II. ©. 53 
8 17, Keyßner ©. 481 Nr. 18.) 

Der Beweis der Zuwiderhandlung gegen Art. 422, ferner ber Eriftenz und 
ber Höhe des Schadens fowie des Kaufalnerus zwiſchen ber Zumiderhandlung und 
dem Schaden liegt dem Betroffenen ob, der den Schadendaniprud erhebt. Die 
Begründung der Klage (vgl. v. Hahn UI. ©. 522, 523) bietet vornehmlich In 
durch Schwierigkeiten, daß der Kläger auf die aud Alin. 1 Ziff. 1—3 und Mlin. 3 
des Art. 422 entnommenen Einreden ber Bahn vorbereitet fein muß und Diele 
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Verhältnifie — ald interne der Berwaltung — ſich zumeift der genauen Kenntniß 
des Klägerd entziehen. (Hillig ©. 56, Wehrmann ©. 84.) 

In Betreff der Berjährung dieſer Schabenderiapanfprüche findet Art. 408 
Alin. 3 bezw. 8 64 Alin. 5 Betr. Regl. Anwendung (vgl. Ruddeihel ©. 102). 
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Ueberſchrift. 1. Arten. Bon den drei 3. 3. geltenden Betriebs ˖Regle⸗ 
ments, weldhe in Anlehnung an den vorliegenden Abjchnitt des 6.6.8.8 er- 
laffen find und deren Entjtehung bereitd? in Anın. 194 ©. 145 ff. dargeftellt iſt, 
nämlich: 
1. Betrieb8-Reglement für die Wifenbahnen Deutihlands vom 11. Mai 

1874, 

2. Betriebd-Reglement für die Eijenbahnen der im Reichsrathe vertretenen 
Königreiche und Länder Defterreihd ſowie der Ränder der Ungarifchen 
Krone vom 10. Juni 1874, 

3. Betriebö-Reglement ded Bereind Deuticher Eifenbahnverwaltungen vom 
1. Zanuar 1881, 

find die erfteren beiden durch ſtaatliche Vorjchrift für die Eifenbahnen Deutich- 

lands und Defterreih-Ungarnd obligatorijch eingeführt, während das britte auf 

freier Bereinbarung beruht und den Zwed hat, auf dieſem Wege die obliga- 
torischen Vorſchriften der erjten beiden Reglement? vermittelnd fomohl auf den 
gegenfeitigen Verkehr der Bahnen beider Staaten ald auch darüber hinaus auf den 

Verkehr mit den ausländiſchen, zum Vereine gehörigen Bahnen gleichmäßig audzu- 

dehnen (j. Vorbemerkung ©. 146). | 

2. Rechtsnatur. Dom juriftiichen Standpunkte aus entfteht zunächft die Frage, 
welche Bedeutung dieſe Reglementd ihrer Nechtönatur nach für den Abſchluß und 
die Erfüllung der Eijenbahnfracdhtverträge haben, und hierbei kommen zwei Be 
jiehungen, die privat rechtliche und die öffentlichredhtliche in Betracht. 

In privatrechtliher Hinficht find die Betriebs⸗Reglements Teine Verträge, 
nicht einmal Bertragdofferten oder Propofitionen in dem Sinne, daß durch ihre 
Annahme ein perfelter Vertrag entfteht. Vielmehr erflärt in ihnen die Verwaltung 
nur, unter weichen Bedingungen fie in Zukunft Transportverträge ſchließen wolle, 
was lex contractus fein folle, fal3 ein Vertrag zu Stande kommt. Die Aufitel- 
lung und Berdffentlihung jolcher Reglement? hat privatrechtlich „mithin die DBe- 
deutung von Öffentlichen Ankündigungen nad Art der Ankündigungen von Waaren, 
Verſendung von SPreidliften ze. Sie find Aufforderungen an dad Publikum zu 
Bertragdofferten, Einladungen zum Abjchlufie von Trandportverträgen nad Map- 
gabe der in ihnen zufammengeftellten Bedingungen. Die wirkliche Vertragspro⸗ 
pofition (Offerte) hat erft vom ˖ Transportaten andzugehen und erſt durd Annahme 
derjelben von Seiten der Bahnverwaltung kommt der Vertrag zu Stande, 

Bl. Goldſchmidt, Zeitjchr. Bd. 4 ©. 594, Wehrmann S. 5, 6, & v. Stein, Zur 
Eiſenbahnrechtsbildung S. 41, v. Gerber ©. 466 Anm. 17, Brir ©. 418, v. Kräwel 
©. 600, W. Koch, Beitihr. f. HR. Bd. 10 ©. 70, Scheffer u. Groß ©. 483, Puchelt u. 
©. 419. | 

Sndem in dieſem Vertrage auf die Öffentlih angelündigten Reglementd aus⸗ 

Eger, Deutſches Frachtrecht. IM. 12 
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drücklich oder ftillichweigend Bezug genommen wird, werden fie integrirende Beftant- 
theile bezw. Normen und Bedingungen des Vertrages. 

Sn öffentlih rechtlicher Hinficht iſt zu untericheiden zwiſchen den beiden 
ftaatlich erlafienen Betriebö-Neglementd und dem freiwillig vereinbarten Vereins 
Reglement. Die Staatd-Reglements find zwar weder Rechtsnormen moch Ge 
jege, haben audy nicht Geſetzeskraft, aber fie find mit ftaatliher Autorität und auf 
Grund gejegliher Befugniß (Deutiched Reich: Art. 45 der Reichöverfaffung oem 
16. April 1871. — DOefterreih-Ungarn: Art. 8 des Gefeped vom 24. Dezember 
1867 

Bol. Erf. des R.O.H.G. vom 15. März 1873, Buchelt II. ©. 420, ferner vom 2. Sur 

1876, Eutſch. Bo. 21 ©. 60 f. und vom 30. November 1875, Entid. Bb. 19 S. 184 5. bil 

II. 849 S. 90, UM. Erf. des Handelöger. Wien vom 27. Mai 1873 und Db.-Auuteije. 

Mien vom 23. Dftober 1873, Röll ©. 286 f.: „Das im R.-&.-91. kundgemachte Betr-Reil 

bat Geſetzeskraft.·“ — Dagegen: Grf. des Db.-Randeöger. Bien vom 23. Juni 1870, el: 

©. 127. 
von zuftindiger Seite den Eijenbahnvermaltungen ertheilte allgemeine Ber- 
waltungsvorſchriften, welde zur Herbeiführung gleichmäßiger Betrieb3einrid: 
tungen und daher auch gleihmäßiger Yradıtvertragdnormen in den vom H.G. B. 
gezogenen Grenzen den Eijenbahnverwaltungen einheitlich) Diejenigen Vertrags 
bedingungen vorjchreiben, welche fie allen Abjendern zu ftellen haben, derartig, daj 
den Eifenbahnen neben diefen Reglements nur noch der jelbftftändige Erlaß folder 
Spezialbeftimmungen zufteht, welche den Feſtſetzungen der ftantlihen Reglement 
nicht wibderjprechen oder dem Publitum günftigere Bedingungen gewähren. Die 
Bertragsfreiheit der Cifenbahnen hat hierdurch eine weitere, noch über die Be— 
Ihränfungen des 9.6.8.8 hinausgehende Beichränkung erfahren, indem ihnen ir 
den Grenzen des H.G.B.'s ſtaatlicherſeits formulirt Diejenigen Bebingunge 
vorgeichrieben find, welche fie dem Publitum ald Grundlage für den Abſchluß vor 
Frachtverträgen anzubieten haben. Diefes öffentlich rechtlihe Moment, welches dex 
Bertragdwillen des einen Kontrahenten beeinflußt und normirt und daher für der 
Eiſenbahnfrachtvertrag charakteriſtiſch ift, ändert jedoch an fich die rein priwatred- 
lihe Natur und Rechtswirkung defjelben nicht. Vielmehr werben die flantlich ver 
geichriebenen Bedingungen (Reglements) dadurch, daß der Frachtvertrag auf Grund 
derjelben abgefchlofjen wird, zu integrirenden, privatrechtlichen Normen und Be 
ftandtheilen des Frachtvertrages und find lediglich als joldye zu beurtheilen. Ex 
fommen daher in jedem einzelnen Falle nicht Traft des gefepgeberiichen Willen 
der Staatögewalt, jondern kraft des Willens der Vertragichliegenden, mithin nick 
als Rechtsnormen, fondern ald Bertragsbeftimmungen in Anwendung; fie unter 
liegen daher im Prozefje auch nicht der. Kritik des Nichtigkeitärichters, d. h. ari 
eine Verlegung der Normen ded Betriebd-Reglementd kann dad Mechtömittel der 
Revifion ($ 511 Reichs⸗Civ.Proz., $ 12 Einf.Geſ.) nicht geftüht werden. 

Vgl. Entf. des R-DH-®. Br. 19 ©. 186, 187, Kühlwetter S. 3 Nr. 6 Axe 

deihel ©. 7 Rr. 2, Holgendorff, Rechttlexikon IH. ©. 397, Thöl IM. 5 49 ©. 9ı. 

Dem Bereind-Reglement mit dem oben (S. 177) angedeuteten Zwed 
iehlt zwar dieſes öffentlich redhtlihe Moment. Da aber der bei weiten größe 
Theil der Bereindverwaltungen zugleih den beiden Staatsreglements umtermorfes 
ift, jo kann fein Inhalt von diefen nur inſoweit abweichen, als ed damit nicht im 
Widerſpruche ftehende, ergänzende oder dem Publitum günftigere Beftimmungen ie 
ſich aufnimmt, und barauf beſchränkt fidh in der That auch der im Weſentliche 
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gleiche Inhalt des Vereindreglementd. Für die juriftiiche Sıtterpretation ber auf 
Srund ded Bereindreglementd abgefchloffenen Yrachtverträge bietet daher baflelbe 
nur in den verhältnigmäßig wenigen Fällen Anlaß zu gejonderter Betrachtung, in 
welchen jein Inhalt in den bezeichneten Punkten von demjenigen der Staatsregle⸗ 
mentd abweicht. 

3. Publikation. Nach BVorftehendem ftellen die geltenden Betriebsreglementd 
nicht Rechtönormen bezw. Geſetze, fondern lediglich thatſächliche Beftimmungen, 
wenn aud von rechtlicher Bedeutung, Bertragdbeftinmungen dar. Da nun zwar 
die Kenntniß von Rechtsnormen und Gejegen, nicht aber die thatfächlid aufge 
Ttellter Vertragdbeftimmungen voraudgejeßt werden darf, jo liegt ed den Bethei- 
tigten, d. b. den Eijenbahmverwaltungen ob, diefe zur allgemeinen Kenntnig zu 
bringen (Goldſchmidt, Zeitihr. Bd. 4 ©. 598). Sie find hierzu — arg. 
Art. 422 — gefeplich verpflichtet und für nicht rechtzeitige und vollftändige Publi- 
kation fchadenderjagpflichtig. 

Erkannt vom R.⸗O.⸗H.G. ımteru 9. Mai 1876, Cutſch. BR. 20 ©. 373 f., vgl. auch das 
Ert. des Deutich. Reichöger. vom 6. Mai 1881, Eutſch. Br. 4 ©. 74, 77. 

Ueber die Art und Form der Publikation, fowie über die Folgen 
einer nicht oder niht gehörig bewirften Publikation ift dad Nähere 
Hereitd im Bd. I. S. 337 — 343 enthalten. Zujäglic wird hier noch Yolgendes 
Hemerkt: Die Art der Beröffentlihung kann entweder durch Geſetz oder Berwal- 
tungdvorfchriften oder Konzeifiondbedingungen vorgeichrieben, fie kann aber aud 
an eine bejonderd vorgejchriebene Form nicht geknüpft ſein. Sit die Art der 
Publikation gefeßlich beſtimmt, fo hat diejelbe unbedingt rechtliche Wirkung. (Wehr- 
mann ©. 10, 11, Bering bei Gruchot Bd. 21 ©. 404—410, D. Jur.-Zeitg. 
1877 ©. 689, D. &.-3. 1877 ©. 217—219.) Iſt durch ein Geſetz einem Organe 
Des Staats, ſei ed einer Sentralbehörde oder der vorgejepten Berwaltungsinftanz 
Die Art der Beröffentlihung überlaffen, jo gilt die von Diefer gewählte Form. 
(Bol. Entid. de R.O.H.G. Bd. 21 ©. 62, Goldſchmidt, Zeitihr. Bd. 4 
©. 598, A. M. Wehrmann ©. 11.) Diejelde kann dann auch wiederum in 
den hiernach bekannt gemachten Reglements die Form gültig beftimmen, welche in 
einzelnen Punkten von den Eijenbahbnverwaltungen in Anwendung zu bringen ift 
(vgl. $ 8, $ 52, $ 53 u. $ 57 Betr.-Regl., Entſch. R.O.H.G. Bd. 21 ©. 108 ff.). 
Fehlen beiondere Vorſchriften über die Bublikationsform gänzlich, jo ift als Grund⸗ 
jag anzunehmen, daß eine ordnungdmäßige, gehörige Form der Veröffentlichung der 
qu. Beitimmungen gewählt werden muß, wie jie der Natur der Sache nad er- 
forderlich ift, um die Belanntichaft der betreffenden Interefjenten mit ihnen — wie 
23 beim Bertragdabichluffe geſchieht — vorauszuſetzen und fie als ſtillſchweigend 
acceptirte, allgemein feftftehende Unterlagen der abgeichlofjenen Verträge anjehen zu 
Tonnen. 

Erkanunt vom NR.O.⸗H.⸗G. unterm 7. Juni 1876, Entih. Bd. 21 €. 108 (110). 


4, Art der Unterwerfung unter die Reglementd. ft die PBubli- 
fation ordnungsmäßig erfolgt, wad im Streitfalle die Eijenbahn zu beweiſen 
bat, fo ift zum Abfchluffe des Vertrages auf Grund der reglementariichen ꝛc. 
Beitimmungen nicht erforderlich, Daß ausdrücklich auf Diefelben Bezug genommen 
wird. Sie find vielmehr gegen jeden wirkſam, der fie fannte oder fennen mußte. 


Bgl. v. Gerber ©. 466 Ann. 17, Hillig ©. 38, W. Roh, Zeitihr. f. HR. X. S. 70, 
12* 
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Sheffer n. Groß ©. 453, Erf. des Defterr. Dberft. Ger. vom 8. Juli 1863 (Epfein © 6. 

Röll ©. 50) nad vom 30. Anguſt 1866 (Epfiein ©. 100, Roöll S. 80). | 
Es ift alsdann vielmehr ftilljchmeigende Unterwerfung anzunehmen. (lebe 
die Unterwerfung unter die Reglementd mehrerer Bahnen, |. Bd. U. S.4i. 
und die dort allegirten Erfenntnifie.) Und dies wird im Perſonen⸗, Gepäd. 
Vieh⸗ ꝛc. Verkehr in der Regel der Fall fein, weil hierbei nach den geltenden Ber: 
ſchriften Die Billete, Gepädicheine zc. als Duittungen und Legitimationspapiere et 
nach Vertragsſchluß ein ſeitig ertheilt werden. GGoldſchmidt, Zeitihr. BB. 


S. 597.) 
Bgl. Erk. des Haudelsger. Sranfenthal vom 28. Februar 1867, D. &-3. 1867 6.9 m 
des Stadtger. Sranffurt a./M. vom 25. Mai 1868, Centr.Org. NR. 5. Bo. 53 S. 8 ui ve 
Preuß. Ob.⸗Trib. vom 5. Oklober 1869 a. a. D. Bb.6 ©. 68, Gol pſchmidt, Zeitſcht. We. 1: 
©. 621. 


Dagegen findet im Güterverkehr infofern ausdrüdliche Unterwerfung ftatt, als 
in dem vorgefchriebenen Frachtbriefe ($ 50 Alin. 1 und Anl. B. des Betr.-Resl. 
vgl. Bd. I. Anm. 20 ©. 95 f.) auf die in den Betrieböreglementd und den Ta | 
rifen der betreffenden Bahnen bezw. Verkehre enthaltenen Beitimmungen austräd- 
li Bezug genommen ift und Diefe demgemäß expressis verbis zu einem Beſtand 
theile des Frachtvertrages gemacht find. 
Erf. des I. Sen. des R.⸗O.H.⸗G. nom 3. November 1875, Cutſch. Br. 19 S. 184 (IM 
Behrmann ©. 13, 14, Ruckdeſchel ©. 8, Shöl MI. 849 &.91—93, Erf, des R-DH. 
13. Juni 1871 8b. 3 ©. 59 f., Seuffert’s Ard. Bd. 10 ©. 19, SCH ILS.TFHEM 
Goldſchmidt Bb. 4 ©. 550. 

5. Erlaß und -Einführung. Der Erlaß flaatliher Betrieböreglements ik 
im Deutfhen Reiche und in Defterreich-Ungarn auf gejeplicher Grundlage erfclzt. 

Sm Deutſchen Reiche ift der Erlaß und die Belanntmahung dem Bur- 
desrathe übertragen, wie dad R.O.H.G. (Bd. 21 ©. 60 ff.) mit Recht u 
Art. 41—46 der Deutfchen Reichsverfafſung folgert. Demgemäß ift vom Bundes 
rath nach der einleitenden Beſtimmung „in Außführung ded Art. 45 ker 
Reichsverfaſſung“ das 

Betrieböreglement für die Eijenbahnen Deutichlands 
beihloffen und unterm 11. Mai 1874 im Gentralblatt für dad Deutfche Neik 
(Sahrg. 1874 Nr. 21 vom 22. Mai 1874) publizirt worden. (In Bayern im 
Sef.- und Verordn.-Bl. für Bayern 1874 Nr. 30 ©. 337, vgl. Ruckdeſchel 
©. 6.) 

Sn Defterreih-Ungarn ftügt fich der Erlaß des ſtaatlichen Betriebärenie 
mentd auf dad Geſetz vom 24. Dezember 1867, betr. dad zwiſchen der cisleitbe 
niſchen und ungarischen Regierung geichlofjene Hebereinfommen über Die gematr- 
fchaftlichen Angelegenheiten beider Reichshälften. Demgemäß ift „auf Grund ve 
Artiteld VIII. des Gejehed vom 24. Dezember 1867 (R.G.⸗Bl. Nr. 4 1868: 
von dem Defterreichiihen Handeldminifter das 

Betrieböreglement für die Eifenbahnen ber im Reichsrathe vertretenen 
- Königreihe und Ränder 
unterm 10. Inni 1874 in XXVI. Stüde des R⸗G.Bl. vom 10. Suni 1874 Nr. 7> 
und unter demfelben Datum gleichlautend von dem Ungariſchen Kommunikation 
minifter daB 

Betrieböreglement für die Eiſenbahnen der Länder ber Ungarifchen 

Erone 
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im Amtsblatt für die Länder der Ungarifchen Krone vom 10. Juni 1874 veröffent- 
fiht worden. (Bol. Epftein ©. 1 u. 2.) 

Der Erlaß des Betrieböreglementd des Vereins Deutſcher Eiſenbahn— 
verwaltungen beruht auf vertragsmäßiger Grundlage sc. auf den Statuten und 
Beidlüffen des genannten Vereins. Die neuefte Fafſung bed Vereinsreglements 
ift vom Bereine zu Baden-Baden (2./4. Auguſt 1880) beichloffen und als 

Betrieböreglement ded Vereins Deutſcher Eifenbahnverwaltungen 
mit Gültigkeit vom 1. Januar 1881 in dem Bereindorgane: „Zeitung des Bereind 
Deutih. Eiſenb.Verw.“ Jahrgang 1881 Nr. 17 ©. 237 belannt gemacht worden. 

Alinea 1 der einleitenden Beitimmung regelt Die Grenzen — das Geltung?» 
gebiet — des Betrieböreglementd in vierfacher Beziehung, nämlich 1. materiell 
(nad) den Objekten des Transports), II. zeitlich (nach der Zeit des Inkrafttretens), 
U. perfönlich (nah den Subjekten des Transports) und IV. räumlich (nach den 
Berfehrörichtungen). 

1. Materiell umfaßt das Reglement „Beitimmungen für die Beförderung 
von Perjonen, Reifegepäd, Leichen, Yabrzeugen und Thieren jowie von Gütern“, 
joweit fie nicht dur SS 40, 47 u. 48 des Betr. Regl. vom Transporte ausge⸗ 
ihloffen find. Das Reglement enthält für alle diefe Trandportobjekte in den vom 
9.6..B. gezogenen Grenzen bie allgemeinen Bedingungen für die babnfeitige An⸗ 
nahme zur Beförderung, zu welchen behufs Abjchlufjes des Yrachtvertrageß die⸗ 
jenigen Beftimmungen und Angaben, welche der Natur der Sache nad) konkret 
find, binzutreten. Damit find eine Anzahl Beftimmungen in Verbindung gebradit, 
welche rein polizeilicher Natur und daher eigentlich nicht hierher, jondern in das 
Bahnpolizeireglement gehörig, Doch im Intereſſe der Orbnung und Sicherheit ded 
Verkehrs hier beigefügt find. Zum Theil find dies lediglich Wiederholungen von 
Vorſchriften ded Bahnpolizeireglements. Die Sintheilung der Beftimmungen des 
Betrieböreglementd ift nicht nah Maßgabe und Reihenfolge der bezüglichen Artikel 
des H.G.B.'s erfolgt, vielmehr ohne beſonderes Syſtem lediglich dem praftiichen 
Bebürfniffe gemäß gebildet und daher im Wefentlichen nach einem äußerlichen Mo- 
mente, nach ben Kategorien der Transportobjekte geordnet. Das Betrieböregle- 
ment zerfällt bemgemäß in 4 Abichnitte, von denen Abichn. I. (8 1—6) Allge- 
meine Beftimmungen, II. ($$ 7—45) Beförderung von Perfonen, Reiſegepäck, 
Leihen, Fahrzeugen und lebenden Thieren, II. (85 46-70) Beförderung von 
Bütern, IV. die Schlußbeftimmung über die Form der Publikation von Reglementd- 
abänderungen umfaßt. 

U. Zeitlich ift das Geltungdgebiet für bad Deutſche und Oeſterreich⸗Unga⸗ 
riihe Betriebsreglement dahin begrenzt, daß beide Reglementd an Stelle der älteren 
vom 1. Zuli 1874 ab in Anwenbung fommen. Das neue Bereindreglement ift 
som 1. Januar 1881 ab gültig. 

11. Berfönlich (d. 5. nad den Subjelten des Eifenbahntransports) find dem 
Deutfchen Reglement: „ſämmtliche Eiſenbahnen Deutſchlands“, dem Defterreich- 
Ungarifchen Reglement: „jammtlihe Eifenbahnen der im Reichsrathe vertretenen 
Königreiche und Länder, ſowie der Länder der Ungarifben Krone”, endlich dem 
Bereindreglement: „ſämmtliche Eijenbahnen des Vereins Deuticher Eiſenbahnver⸗ 
waltungen“ unterworfen. 

IV. Raäͤumlich erftredt ſich die Geltung des Deutſchen und Oeſterreich⸗Unga⸗ 
riſchen Reglements auf den Lokalverkehr, den Verbandverkehr ſowie den Verkehr 
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von Bahn zu Bahn (f. oben Anm. 194 ©. 152, Thöl, HR. II. 8 48 ©. 88, 
89, Kühlwetter ©. 2 Nr. 2, Epftein ©. 2, Ruddeidhel ©. 9, Hillig $6 
©. 13 f., Entf. R-O.9.&. Bd. 10 ©. 1 ff.), während dad Vereinsreglement ani 
denjenigen gegenfeitigen Verkehr Anwendung findet, welcher die Grenzen bes Deuficen 
Reiches oder der Defterreich-Ungarifchen Monarchie überfchreitet.. Thöl (HR. I. 
©. 88, 89, 250, 251, Handelsrechtl. Erört. S. 30-39, 45—48) und Belt: 
ſchmidt (Zeitſchr. für dad geſ. HR. Bd. 26 ©. 609) find über die Tragmeite 
der Worte „Berlehr von Bahn zu Bahn“ verichiedener Anficht, indem erfierer 
darunter vornehmlich den Vereinsverkehr, leßterer denjenigen Bahnverkehr verftekt, 
welcher fich nicht als reiner Lokal-oder Verbandverkehr charakteriſirt. Man wit 
gut thun, die Worte in Rüdficht auf Die leider vielfay ungenaue und umnjuriflicde 
Auddrudöweife der Betrieböreglementd nicht zu ftreng zur nehmen. Es liegt m: 
verfennbar die Abficht zu Grunde, alle Yormen bed Bahnverfehrd zu treffe 
Unter „Berlehr von Bahn zu Bahn” dürfte daher jeder Berfehr im weiteften 
Sinne zu verftehen fein, der nicht bereit3 durch die termini technici „Xofalvertehr‘ 
und „Berbandverlehr” umfaßt wird, alfo ſowohl derjenige Berkehr, den Thöl al 
zufammengefegten Lokalverbandverkehr bezeichnet, als auch der Vereinsverkehr. Iever 
Zweifel wäre behoben, wenn die Worte „im Lolal- und Berbandverfehr fowie im 
Berkehr von Bahn zu Bahn“ gänzlich fortgeblieben wären. 

Alinea 2 der einleitenden Beitimmung entipricht dem wichtigen Gruntiage, 


daß die Beitimmungen des Betrieböreglement3 für die Eiſenbahnen o bligatorij& | 


find derartig, daß fie von dieſen nicht abgeändert werden dürfen (ſ. S. 146) und 
enthält demgemäß die Borfhrift, dag Spezialbeftimmungen einzelner Eifenbabr 


verwaltungen oder Eijenbahnverbände neben dem Reglement nur unter folgenden 


drei Boraudfegungen Geltung baben, nämlid: 

1. wenn fie in die bezüglichen Tarife aufgenommen find, 

2. mit den Feſtſetzungen bed Reglements nicht im Wiberjpruche ftehen. 

biefelben vielmehr nur ergänzen, 
3. oder wenn fie dem Publikum günftigere Bedingungen gewähren. 
Der Aufnahme in die Tarife fteht die getrennte, jelbftftändige Veröffent 

lihung derartiger Spezialbeftimmungen dann gleich, wenn die Publikation eine der 
Tarifen gleiche, orbnungdmäßige und gehörige if. Denn „Zarif” ift nad be 
Ausdrudöweife des DBetrieböreglementd nicht auf den Begriff Trandportpreidver 
zeichniß beichränkt, jondern in dem weiteren Sinne reglementariicher Beitimmunge 
zu nehmen. 


Bol. Erf. dee R.-D.9.G. vom 7. Juni 1876 2b. 21 ©.108, Thol IIL €. 93. %. 
Ruckdeſchel S. 9 (U. M. Epſtein S. 2), Küblwetter S. 4 Mr. 7. 


Nur die Ergänzung ded Reglement? durch Spezialbeftimmungen ift zuläifz, 
nicht aber ein Widerfpruc mit den Feſtſetzungen befielben. Ein folcher ift ir 


Natur der Sade nad in denjenigen Fällen nicht anzunehmen, wo dad Reglemet 
nicht außbrüdlich Beftimmungen trifft, fondern diefelben in Geftalt von Ausfal- 
rungdverordnungen u. dgl. dem Ermefjen der Eifenbahnen, jei ed mit oder ober 
Borbehalt der Genehmigung der Auffichtöbehörden überläßt. 
Spezialbeftimmungen, welde den Publikum günftigere Bedingungen 
gewähren, find gejtattet, aber nur neben dem Reglement und ohne jede Beihrir 
Kung der dem Bublitum durch dieſes gewährten Vortheile. Lebtere dürfen nidt 
irgentwie aud dem Grunde verringert werden, weil ald Aequivalent dafür andere, 
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vieleicht größere Bergünftigungen gewährt werben jollen. &3 dürfen alſo 3. 2. 
nicht billigere Yrachtfäpe, ald die gewöhnlichen unter der Beichränkung ftipulirt 
werden, daß die reglementariichen Lieferfriften ($ 7) eine Verlängerung erfahren 
oder das reglementarifche Maaß der Entihädigung für Berluft und Schaden ver- 
ringert wird. Die dispofitiven Vorſchriften des Reglements find unabänderlid), fie 
find das geringfte Maaß von BVortheilen, an welchem überhaupt nicht gerüttelt 
werden darf, auch nicht im Austauſche mit anderen Bergünftigungen, deren Mehr- 
werth fich nicht überjehen läßt. 
Bol, oben Br. I. Anm. 34 ©. 168, 169, v. bahn I. ©. 516, Ruddeidel ©. 9. 

Mit Recht bemerkt Kühlmwetter ©. 3 Nr. 4, daß die Befugniß ber Eiſen⸗ 
bahnen, günftigere Bedingungen zu gewähren, da audgeichlofien ift, wo die Bor: 
ſchriften des Reglementd allgemein polizeiliher Natur find (3. B. $ 16 Alin. 1, 
$ 19 Alin. 3, $ 22 Alin. 3, $ 40 Alin. 2, $ 48). 

Dad Bereindreglement enthält noch in einem Zufafe — Alina 3 — 
welcher dem vermittelnden Zwede defjelben gemäß für ben Vereinsverkehr ſich als 
nothwendig erwielen bat, die Borfchrift, dab, wenn durch einzelne oder mehrere 
ber dem Bereindgebiete angehörigen Regierungen Beftimmungen polizeiliher Natur 
zum Betrieböreglement erlaflen find, diefelben auch für den Vereinsverkehr Geltung 
baben, jofern derfelbe das betreffende ftaatlidhe Gebiet berührt, d. h. der Abfender 
bat im Bereindverkehre alle polizeilichen Beflimmungen der vom Transport be- 
rührten Staaten zu beachten. 

Zu dieſem Behufe ift in einem weiteren Zufage — Alinea 4 — beftimmt, 
daß die geihäftsführende Direktion derartige polizeiliche Beftimmungen unter Be⸗ 
zeihnung ihres ftaatlichen Geltungsgebietes als Nachträge zum Bereindreglement 
in der vorgejchriebenen Yorm, d. h. durch die Vereinszeitung, publigiren wird. 


204) 98 1-6 Eifenbahn-Betrichö-Reglement. 

Die 88 1-6 ded Betrieböreglements bilden den Abjchnitt I. deſſelben 
und enthalten unter der Meberfchrift „Allgemeine Beftimmungen” eine An- 
zahl DOrdnungdvorfchriften, dazu beftimmt, im Allgemeinen dad Berhalten des 
Eifenbahndienftperfonald und des Bublitums für fih und im Berhältniffe zu ein- 
ander durch einige grundlegende Direktiven und Berhaltungdmaßregeln einheitlich 
zu regeln. Dieje Borjchriften haben zum größten Theil einen fo allgemeinen 
Charakter, daß fie durch fpezielle Ausführungsbeftimmungen (Inſtruktionen, Spezial: 
reglements, Verordnungen) der Eifenbahnverwaltungen oder der Auffichtöbehörden 
Ergänzungen erfahren mußten. Dahin gehört $ 1 (Pflichten des Dienftperjonals), 
$ 2 (Rechte bed Dienftperfonald), $ 3 (Enticheidung von Streitigkeiten), 84 
(Beihwerbeführung). Rechtlich bieten diefe vier erften Paragraphen feinen Anlaß zu 
Erläuterungen. Wichtiger dagegen find in dieſer Hinfiht die 88 5 und 6 des 
Reglements. 

$ 5, der vom Betreten der Bahnhöfe und der Bahn handelt, reproduzirt in 
abgefürzter Form dad aus dem Bahnpolizeireglement vom 4. Januar 1875/12. Zuni 
1878 entnommene Berbot, wonach das Betreten der Bahnhöfe und der Bahn 
außerhalb ber beftimmungdmäßig dem Publitum für immer oder zeitweilig ge- 
ofneten Räume jedermann, mit Ausnahme der Dazu nach den Beitimmungen des 
Bahnpolizeireglementd befugten Perſonen unterfagt ift. Diefed Verbot, welches in 
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ben 88 54 u. 55 des Bahnpolizeireglementd des Näheren audgeführt ift, ift in 
Berbindung der mit Vorſchrift de $ 2 Betrieböregiement deshalb von großer 
rechtliher Bedeutung, weil — abgefeben von den in den 8 62—64 des Babı- 
polizetreglement8 vorgefehenen Ordnungsſtrafen 2c. — dad Zuwiderbandeln gegen 
bafjelbe für die Eifenbahnverwaltung den Einwand des eigenen Berjchultend 
gegen eime auf 8 1 des Haftpflichtgefepes vom 7. Juni 1871 geftüßte Schadens 
Hage wegen Tödtung oder Körperverlegung zu begründen vermag. (Bgl. Eger. 
Komment. zum Reichshaftspfl.Geſ. II. Aufl. S. 138 f.) 

S$ 6 Alinea 1 dehnt auf den Trandport von Berionen, Thieren un 
Saden den im Art. 422 Alin. 1 Ziff. 3 u. Alin. 2 H.G.B. nur für den 
Transport von Bütern gegebenen Grundſatz aus und führt zugleich einige Gründe 
an, aus welchen die Eifenbahn die ihr prinzipiell obliegende Transportpflicht ab- 
lehnen, die Beförderung verweigern kann, nämlich — abgefehen von tem Umftante. 
daß die regelmäßigen Transportmittel nicht audreihen (f. oben Anm. 19% 
©. 171. u. 8 55 Min. 1 Anm. 208 ©. 195) —: „wenn außergewöhnlide 
Hinderniffe oder höhere GOewalt entgegenftehen“. Es handelt fich hierbei 
um die Eingehung ded Fradıtvertraged, nicht um die zeitweilig verhinderte Aus 
führung des bereitd abgeichloffenen Frachtvertrages, über welche $ 58 Betriebe. 
reglement disponirt. Unter außergewöhnlichen Hinderniffen wird man feldye zu 
verftehen haben, deren Eintreten nicht im gewöhnlichen Laufe der Dinge liegt ımt 
deren Bejeitigung mit Aufwendung rationeller Mittel fich nicht in einer verhältnif- 
mäßig Furzen Zeit bewirken läßt. Weber den Begriff „höhere Gewalt“ |. Br. I. 
Anm. 42 ©. 235 f. Im GStreitfalle hat richterlihed Ermeſſen zu enticheiten. 

Alinea 2 enthält die zur weſentlichen Crleichterung des Verkehrs gegebene 
Vorſchrift, daß ald Zahlungsmittel überall — d. h. im ganzen Seltungdgebiete des 
Neglementd — dad auf den Nachbarbahnen gejeplichen Kurs beſitzende Gold⸗ um 
©ilbergeld, mit Ausſchluß der Scheidemünze, anzunehmen if. Der Ausdrud 
„Nachbarbahnen“ ift nicht jehr beftimmt. Es find darunter aber wohl nur Die 
direkt anjchliegenden Bahnen zu verftehen, in diefer Beſchränkung aber nicht mar 
inländifche, ſondern auch ausländiſche. Außer Gold» und Silbergeld müffen natür 
lich auch die fonftigen in dem betreffenden Staate vorgefchriebenen gefeglichen 
Zahlungsmittel zugelafien werden. Der Kurd foll von der Eifenbahnvermaltung 
feftgejeßt und bei jeder Erpedition durch Anfchlag publizirt werden. Die Feſtſetzung 
darf der Ratur der Sache nach nicht willkürlich gegriffen fein, gegen zu niedrige 
Feſtſetzung wird dem Publikum die Befchwerde bei der Aufjichtöbehörde zugeftanden 
werden müflen. Etwaige gefetliche Verbote fehliegen Die Annahme der bezüglichen 
Geldforten aus. 


205) 8 46 Eifenbahn-Betricbssfteglement. 

Mit dem 8 46 beginnt der III. Abſchnitt der jegt geltenden Eifenbahn 
betrieböreglement®, der von der Beförderung von Gütern handelt. Diefer 
Abfchnitt III. SS 46—70 bildet den Inhalt des früheren Reglements für den 
Bereindgüterverkehr, während der Abjchnitt II. ($$ 7—45) den Inhalt des Regie 
ments für die Beförderung von Perjonen ꝛc. darftellt. Beide Reglementd wurden 
erſt durch das Norddeutſche Bundedreglement in eines verſchmolzen (ſ. Vorbemerkung 
©. 146). 
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Die SS 46, 47, 48, 55 und 56 (Hlin. 6 u. 7) des Betrieböregiements, 
deren juriſtiſche Erläuterung im Anjchluffe an Art. 422 H.G.⸗B. nunmehr folgt, 
enthalten fämmtlich Beftimmungen, welche eine Ergänzung und Prägifirung der 
geſetzlichen Borfchriften dieſes Artiteld zum Gegenftande haben, ſoweit ſolche im 
Wege der Vereinbarung bezw. ded Reglements nad dem Gefeke ftatihaft find. 

$ 46, der erfte diefer Paragraphen, enthält eine wichtige Ergänzung des 
Alin. 1 Art. 422 zu Sunften des Publikums. Wie ed von Anfang an ald eine 
Hauptanfgabe des Vereind deutjcher Eijenbahnverwaltungen und des von dieſem 
aufgeftellten Güterreglements galt, eine Einrichtung zu ſchaffen, welche ſämmiliche 
deutihe Eifenbahten dem Publikum gegenüber ald unter einer Verwaltung ftehend 
ericheinen läßt, und zu diefem Ende die Vereinsverwaltungen zu verpflichten, ben 
Transport von Gütern von und nad allen für den Güterverkehr eingerichteten 
Stationen, ohne den Handelöftand zur Annahme von Speditenren zu zwingen, zu 
übernehmen, fo ift auch bereit in dem ältejten WBereindgüterreglement vom 
1. April 1850 der Grundſatz an die Spige geftellt und aus Diefem in Dad Dereins- 
güterreglement vom 1. März 1865 und mit unwefentlihen Modifilationen in die 
Staatövereindreglementd von 1874 und in die neueren DBereindreglementd über- 
gegangen: 

daß der Transport von Gütern von und nach allen für den Güterverkehr 
eingerichteten Stationen zu erfolgen bat, ohne daß es behufß bed Ueber⸗ 
gangs von einer Bahn auf die andere einer Bermittlungdadrefie bedarf. 

Die große Verfehräfchwierigkeit, welche darin beftanb, daß bei einem über 
mehrere anjchließende Bahnen gehenden Transporte der Nebergang bed Gutes von 
der einen dad Gut befördernden Bahn auf jede folgende durch bejonderd vom Ab- 
jender zu beftellende Vermittler (Spediteure, Bevollmächtigte 2c.) beforgt und von 
letzteren zu diefem Behufe ein neuer Frachtbrief für jebe der anjchließenden Bahnen 
audgeftellt werden mußte, wurde durch obige Vorfchrift befeitigt, indem den Bahnen 
die Pflicht auferlegt wurde, den Transport ohne jede derartige Vermittlung, d. 5. 
ohne neuen Frachtbrief, mit dem urfprünglichen, der ariten Bahn ausgeftellten, 
durchgehenden Frachtbriefe felbft aufeinander überzuleiten. Während aber vor 
Emanation des D. H.G.⸗B. hiermit jeder Bahn nur die Verbindlichkeiten eine 
Spediteurd in Bezug auf die Folgebahn zugewiefen waren, wie ja aud Art. 422 
Alin. 1 H.G.B. jeder Bahn nur die Trandportpfliht „für ihre Bahnſtrecke“ 
auferlegt (vgl oben Arm. 196 ©. 165), erlangte die in Rede ftehende Reglements- 
beftimmung durch Art. 401 des H.&.-B. eine viel weitergehende Bebeutung. 
Denn danach haftet jede Bahn, wenn fie zur gänzlihen oder theilweiſen Aus⸗ 
führung ded von ihr übernommenen Transport? dad Gut mit dem Frachtbrief 
anderen Bahnen übergiebt, auch für dieſe als Frachtführer und umgekehrt haften 
die leßteren, wenn fie dad Gut mit dem urjprünglichen Frachtbriefe übernehmen, 
in gleicher Weife für die vorangehenden. ft ed nun auch hinſichtlich des gewöhn- 
lichen Frachtführer an fi) Thatfrage, ob, wie weit und für weldhe Strede ein 
Transport ald übernommen gilt (f. Br. II. ©. 7), fe ift es bei Eilenbahnen doch 
unzweifelhaft, daß die das Gut mit durchgehendem Yrachtbriefe annehmende 
Gifenbahn den Transport bis zu dem darin bezeichneten Beitimmungdorte über- 
nimmt und fih aud gemäß Art. 423 H.G.B. von der ihr hiernach für den 
ganzen Trandport und alle nachfolgenden Eifenbahnen obliegenden Haftpflicht ala 
Frachtführerin ebenfowenig befreien Tann, wie die lebteren, wenn fie dad Gut mit 
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dem durchgehenden Yradıtbriefe übernehmen, von ber Haftpflicht für die voran 
gehenden Bahnen. (Bgl Brot. ©. 818, Budelt II. ©. 374, Hillig ©. 141 72, 
Wehrmann ©. 169.) Nun darf nah $ 46 bed DBetrieböreglements die 
Beförderung mit durchgehendem Yrachtbriefe im Gebiete des Deutich. u. Defter. 
jowie des Bereindreglementd nicht abgelehnt werden, gleichviel, ob fie mit anderen 
Bahnen im Berbandöverfehre ftehbt oder nit. (Die abweichende Meinung 
Puchelt's II. ©. 374 ift unzutreffend: f. Bd. II. ©. 9). Und daraus folgt: 

1. Die in Art. 422 Alin. 1 H.G.B. nur auf die eigene Strede beichräntie 
Zrandportpflicht ift durch 8 46 des Betriebd - Reglement? für alk 
demfelben unterworfenen Bahnen über den eigenen Bahnbezirk 
hinaus auf den ganzen Reglementöbezirt obligatoriich ausgedehnt, der- 
artig, daß der Trandport mit durchgehenden Frachtbriefe nach jeder für 
den Güterverkehr eingerichteten Station des Bezirks übernommen werde 
muß, wenn nicht für die in Betracht kommende Strede die im Urt. 422 
9.©..B. bezw. in den Reglements bezeichneten Trandporthindernifie ent 
gegenftehen. 

2. Die Annahmebahn und alle folgenden an dem Trandporte mit durd- 
gehendem Frachtbriefe bethbeiligten Bahnen tragen für die ganze Zran- 
portftrede die Haftpflicht des Yrachtführerd in Gemäßheit der Art. 401 
und 429 H.G.⸗B. 88 62 und 63 Betrieböreglementt. Vgl. Br. 11. 
Ann. 73—76 ©. 2-58 u. Bd. IIL Anm. 299 f. zu Art. 429. 

Ueber den Begriff: „Transport von Gütern“ |. Bd. I. Anm. 3 zu 
Art. 390 (S. 15—26). 

Die „für den Güterverkehr eingerichteten Stationen“ werden durh 
‚pie ordnungdmäßigen Bekanntmachungen der einzelnen Bahnverwaltungen bejtimmt 
"Inter Stationen find auch die Halteftellen einbegriffen. „Güterverkehr“ ſteht im 
Gegenſatze zum „Perſonenverkehr“. Auf Stationen bezw. Halteftellen, Die nur 
für legteren eingerichtet find, findet $ 46 nicht Anwendung. Auch bei für Güter 
verkehr eingerichteten Stationen ift zu unterſcheiden, ob die Einrichtung nur für 
Magenladungs-- oder nur für Stüdgüter oder für beides befteht. 

Bol. zum 8 46 ded Betrieböreglementd noch die Art. 11—14 des Ueber: 
eintommend urter Anm. 210—213 ©. 198—200. 


206) 8 47. Eifenbahn:VetriebösReglement. 

$ 47 enthält ergänzende Beitimmungen zu tem im Art. 422 Alin. 1 Zif. 1 
des 9..©.-B. ausgeſprochenen Sabe, daß die Eijenbahn einen Transport nicht ver 
weigern darf, wenn fich die Güter vermöge ihrer Berpadung zum Transpertt 
eignen (j. oben Anm. 197 ©. 166 f.). Alinea 1 des $ 47 ift mit unerheblichen 
Abweichungen aus $ 2 des Ber.-Güt.-Regl. von 1865 entnommen. Nur der legt 
Sap diejed Aline, welder auch im Nordd. Regl. von 1870 noch nicht enthalten, 
it aus dem Oeſterr.Ungar. Regl. von 1872 zugefügt. — Alin. 2 ift aus dem 
Preuß. Staatd-Regl. von 1868 zuerft in dad Nordd. Regl. von 1870, fobann ix 
bad Defterr.-Ungar. Regl. von 1872 und unverändert in die jept geltenden Regl 
übergegangen. — Alin. 3 endli bat zuerft in den Entwurf des Reichseiſenbabn 
ats von 1873 Aufnahme gefunden und ift von dort unverändert in die Reglem 
von 1874 übertragen worden. 
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Alinea 1 giebt im erften Sape dem bereitd in Art. 422 Alin. 1 Ziff. 1 
H.G. B. enthaltenen Sage, daß die Eifenbahn den Transport von Gütern, weldye 
ji vermöge ihrer Berpadung nad den Reglementd ꝛc. zum Transport eignen, 
nicht verweigern darf (vgl. Anm. 197 ©. 166) — in Rückſicht auf die ihr fonft aus 
Art. 395 entipringende Haftpflidt — dahin erweiterten pofitiven Auddrud, daß die 
Eifenbahn nicht verpflichtet ift, Gut zum Transport zu übernehmen, welches nicht 
ordnungdmäßig (im Ber. -Güt.-Regl. von 1865: „nicht zwedmäßig“) oder gar nicht 
verpadt ift, ungeachtet feine Natur eine Berpadung zum Schuge gegen Berluft oder 
Beihädigung auf dem Transporte erfordert. Hierüber entjcheibet in erfter Reihe 
da8 Ermefien der Bahnorgane nad den Reglementd, den Einrichtungen und der 
Benutzungsweiſe der Bahn und fonftigen Erfahrungsjägen und Handelsgebräuchen 
(ſ, oben ©. 167 und $ 53 der Preuß. konform. Dienftworfchriften), im Streitfalle 
aber mit dem Abfender endgültig der Richter. Die Worte im $ 2 des Ver.Regl. 
„nach ihrem Ermeſſen“ und „nad dem Ermeflen der Eifenbahn“ find ebenfo wie 
die im Defterr.-Ungar. Regl. von 1872 ($ 2) enthaltenen: „nach dem Ermeſſen der 
Eiſenbahn vorbehaltlich der richterlichen Entſcheidung“ in den Reglem. von 1874 
in Fortfall gebracht worden, nachdem in den Motiven ded Entw. des Reichskanzlers 
von 1873 (D. &.-3. 1873 ©. 1061 f.) audgeführt worden, daß auch ohne dieſe 
Worte der Natur der Sache nad) zunächft die Bahnverwaltung, welche die Haft⸗ 
pflicht trage, über das Zureichende der Verpadung ſich thatjächlich zu enticheiden 
babe, bei Differenz mit dem Abfender aber richterliche Entfcheidung eintreten müffe. 

Im zweiten Sate wird jedoch von der Regel des erften Saped im Interefſe 
des Verkehrs eine Ausnahme zugelafien. Nimmt die Bahn Gut mit äußerlich er- 
Iennbaren Mängeln der Berpadung anftandslos an, fo bat fie anläßlich der ihr 
dann zur Laft fallenden Negligenz an fi die Haftpflicht zu tragen. (Bgl. oben 
Bd. I. Anm. 44 ©. 258 f.) Häufig liegt ed aber im Intereſſe des Abfenderd, das 
But in der mangelhaften ꝛc. Berpadung auf eigened Riſiko (jet e8 zur Beſchleuni⸗ 
gung ded Trandports, fei ed zur Kofteneriparniß 2c.) befördern zu laſſen und fo 
die Bahn von der Haftung dafür zu befreien (Wehrmann ©. 52), bezw. auf 
den Erfaganfprudh für den in Yolge dieſes Mangels etwa entftehenden Schaden 
Berzicht zu leiften (oben Bd. I. ©. 251). Prinzipiell ift nun zwar den Bahnen 
durh Art. 423 H.G.B. ein derartiged Paltiren über die Haftpflicht unterfagt, 
ausnahmsweiſe aber durch Art. 424 Ziff. 2 H.©.-B. eine Vereinbarung nachge- 
lafien, daß bei — nad Erklärung des Abfenderd auf dem Frachtbriefe — nicht 
ordnungsmäßig x. verpadten Gütern für den Schaden nicht gehaftet werde, welcher 
aus der mit dem Mangel der Berpadung 2c. verbundenen Gefahr entitanden ift 
(vgl. Anm. 226, 231, 233 zu Art. 424 Alin. 1 Ziff. 2, Alin. 2 H.G.⸗B. und 
$ 67 Rr. 3 Betriebsregl., und ed gilt jodann bis zum Nachweiſe des Gegentheild 
zu Gunften der Eijenbahn die Vermuthung, daß ein eingetretener Schaden, wenn 
er aud dem Mangel oder der Mangelbaftigleit ter Verpackung entjtehen Tonnte, 
aus derſelben wirklich entftanden iſt. In Rüdfiht auf dieſe gefegliche Befugniß 
beftimmt der in Rede ftehende Satz, daß mangelhaft ꝛc. verpadted But ausnahms- 
weile befördert werden kann, wenn ter Abjender dad Fehlen oder die Mängel der 
Berpadung ausdrücklich und fchriftlic anerkennt. In diefem Falle ift die vom 
Geſetze (Art. 424 Ziff. 2) verlangte Vorausſetzung gegeben, welche die Bahn zur 
Ablehnung von der ihr prinzipiell obliegenden Haftpflicht berechtigt und auf Grund 
teren im $ 67 Nr. 3 des Betrieböregl. auch auddrüdlich die Haftpflicht ausgeſchlofſen 
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if. (Bgl. Ann. 233.) Smmerbin ift aber der Trandport mangelhaft verpadten 
Gutes von dem freien Willen der Bahn abhängig, auch wenn der Abfender fid 
zu einer bezügl. Anerkennung erbiete. Das Gut „Tann“, aber ed muß nicht be 
fördert werden. Auch ift die Konnivenz überhaupt nicht geftattet, wenn die Ber- 
packungsvorſchriften (wie im $ 48 Betriebsregl.) polizeiliher Natur find. Alſsdam 
it eine derartige Erklärung unzuläſſig (ſ. $ 53 der Preuß. konform. Dienfivor- 
ſchriften). Ebenſo bei Verpackungsvorſchriften, weldhe das Betrieböreglement felbft 
und die zuſätzlichen Beftimmungen und Bereinbarungen zu demfelben enthalten. 

Die Anerkennung des Abfenderd ift zwiefach abzugeben: Erſtens in einer 
bejonderen mit feiner Unterjchrift verfehenen Erflärung — Revers — (. Alin 2) 
und zweitens Durch Wiederholung derfelben auf dem Frachtbriefe. Nur die Er 
Härung des Abſenders auf dem Frachtbriefe ift im H.&.-B. vorgefchrieben, damit 
ber Mangel ausdrücklich und formell Lonftatirt werde und Empfänger und Em- 
pfangsbahn jofort Kenntniß darüber erhalten, in welcher Beichaffenheit die Waare 
zur Aufgabe gelangte, und unbegründete Reklamationen vermieden werden. (Brot. 
bed H.G.B. ©.4796 f.) Der befondere Reverd dagegen hat den Zwed,der Eiſen⸗ 
bahn nah Abgabe des Frachtbriefs an den Adreflaten noch einen fchriftlicden Be 
weid jener Erklärung zu ſichern. (Mot. des Entw. des Reichöreglementd 1873. 
Epftein ©. 38, Ruddeidel ©. 25.) Die Erflärung braudht, wenn fie in den 
Zert des Frachtbriefs anfgenommen ift, einer befonderen Bollziehung nicht, anderen- 
falls muß die Erklärung von bderjelben Perſon unterfchrieben fein, welche ben 
Frachtbrief ald Abfender vollzogen hat (bezw. von deren Bevollmächtigten). Der 
jenige, der den unterjchriebenen Yrachtbrief zur Bahn bringt, gilt nicht ohne 
Weiteres für ermächtigt, die Erflärung zu vollziehen. (U. Di. Epftein und Rud: 
deſchel a. a. O.) Meber die Ausftellung fogen. Generalreverje bei häufigen Ber- 
jendungen gleichartiger Güter durch denjelben Abfender f. $. 59 der Preußiſchen 
Tonformen Dienitworfchriften. 

Unterläßt die Eiſenbahn trog äußerlich erfennbarer Mängel ſich eine ſolche 
Erklärung auf dem Frachtbriefe audftellen zu lafſſen, jo bleibt fie ebenjo haft- 
pflichtig, wie wenn fie dad Gut in ordnungdmäßiger Berpadung übernommen bätte. 

Bol. Art. 895 Bd. 1. ©. 257 ff. Erf. des Db.-Landger. Wien vom 9. Juli 1873, Nett 
©. 223, 224. 

Dagegen ift, da Art. 424 Ziffer 2 H.G.B. und $ 67 Nr. 3 Betr. Regl. 
nur die Erklärung auf dem Yrachtbriefe fordern, der bejondere Reverd nicht un 
bedingt nothwendig. Wenn aber dad Eifenbahnfchiebögericht zu Wien gerade um- 
gefehrt den bejonberen Reverd ohne Erklärung auf dem Yrachtbriefe in Rüdficht 
darauf für rechtäwirfiam erflärt, daß das Fehlen der Erklärung auf dem Fracht 
briefe häufig vorlomme und ufancemäßig fei, fo muß dies ald ein Berftoß gegen 
Art. 424 Ziffer 2 H.-©.-B. und $ 67 Nr. 3 Betr.Regl. bezeichnet werden. 

Erf. bed Eiſenb.⸗Schiedsger. Wien vom 99. Juli 1876, Epftein ©. 593, j. unten 
Anm. 226 und Anın. 233 IL. 

Der dritte Sap des Alinea 1 endlich, wonach in der fragliden Erklärung 
die einzelnen Kolli zu jpezifiziren und zu befchreiben find, ift aus dem Defterreidhiich- 
Ungarifchen Reglement von 1872 ($. 2) entnommen und bezwedt nad den oben 
allegirten Motiven Iediglich die Abgabe einer vollitändigen Srflärung, welde zu: 
gleich dazu dient, den Empfänger über die Mängel der VBerpadung zu informiren 
und vor Schaden zu bewahren. (Epftein ©. 38, 39, Ruddejdel ©. 25.) 
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Alinen 2 giebt kund, daß der Wortlaut der Erklärung durch ein dem Be- 
trieböreglement ald Anlage A. anneftirted Yormular (ſ. oben ©. 155) vorge- 
ichrieben ift, welches in den Erpebitionen bereit gehalten wird. Diefe Beftimmung 
fehlte den älteren Reglementd, weldde — neben der Erklärung auf dem Frachtbriefe 
jelbft — befondere Reverje nicht kannten. Die Vorſchrift eined obligatorifchen 
Bortlautd durch ein einheitliches Formular wurde nothwendig, weil die Erflärumgen 
vielfach von einander abwichen und mande Bahnen über den Zweil derjelben 
hinaus fich vollftändige Befreiung von jeder Haftpflicht zu ſichern ſuchten. Immer⸗ 
bin ift aber die Vorſchrift nur abminiftrativer Natur derartig, daß eine abweichende 
Faffung der Erklärung zwar die betreffende Bermaltung der Auffichtöbebörde gegen- 
über verantwortlid,, nicht aber das Schriftſtück ungültig macht (f. Ruckdeſ Se 
©. 26). 

Alinea 3 enthält zwei im SBerlehröinterefie aufgenommene, den früheren 
Reglements fehlende Beftimmungen ohne bejondere juriftiiche Bedeutung. 

Der erite Sap, welcher bejtimmt, daß die fergfältig und deutlich zu gebenben 
äußeren Bezeichnungen ber einzelnen Kolli mit den desfallſigen Angaben im Yradht- 
briefe (cfr. $ 50 Nr. 8) genau übereinftimmen möäflen, ift nur — nad den Mo- 
tiven — aus dem zitirten $ 50 Nr. 3 des BetrRegl. hierher übernommen, weil 
diefe VBorjhrift weniger den Inhalt der Frachtbriefe, dem dieſer Paragraph ge 
widmet ift, ald vielmehr die Bedingungen betrifft, deren Erfüllung für die Heber- 
nahme ber Güter zum Transport nothwendig if. Die im zweiten Sape ent 
baltene Vorſchrift (Thöl III. ©. 120), wonad die Eifenbahn zu verlangen berech⸗ 
tigt ift, daß feitend ber Verfender Stüdgüter mit der Bezeichnung der Beitim- 
mungöftation in dauerhafter Weife verfehen find, fofern deren Beſchaffenheit Died 
ohne bejondere Schwierigkeit geftattet, ift weſentlich beftimmt, die vielfachen, ins⸗ 
befondere bei ſtarkem Verkehr vorkommenden Berjchleppungen von Bütern zu ver- 
hindern, und wirb unter Hinweid auf die analogen Einrichtungen der Bolt und 
vieler Bahnen als tm Verkehrsintereſſe nothwendig, praftiih und unbedenklich in 
ben Motiven bezeichnet. Beide Vorfchriften beziehen ſich nur auf Studgäter 
Die erfte ift obligatoriſch, die zweite fatultativ, inbeß dur Art. 14 Alin, 2 
des Uebereinkommens ihre Beachtung generell vereinbart. 

Bgl. zum. $. 47 des Beir.-Regl. noch den Art. 14 des nebereinkommens, 
ſ. unten Anm. 213 S. 200 und 88 56 und 67 der Preuß. konform. Dienſtvorſchriften. 


207) 8 48. Eifenbabu-Betriebs-Reglement. 

8 48 trifft ergänzende Beftimmungen zu der in Art. 422 Alin. 1 Ziff. 1 ent 
haltenen Borfchrift, Daß die Eiſenbahn einen Trandport nicht verweigern darf, wenn 
die Güter „an fih”, d. 5. nach ihrer natürlichen Beichaffenheit oder fonftigen 
Eigenſchaft (Qualität, Form, Gewicht, Umfang 2.) zum Transport ſich eignen 
(j. Anm. 197 ©. 166). 

Der 8 48 zerfällt in drei Theile. Er beftimmt unter: 

A..die von der Beförderung ausgeichloffenen, d. b. unter allen 
Umftänden zum Gifenbahntrandport ungeeigneten, 
. B. die bedingungsweiſe zugelafjenen. d.h. zwar an ſich nicht 
geeigneten, aber durch Befolgung gewiſſer Expeditions⸗ Berpadungs- sc. 
Vorſchriften geeignet zu machenden Gegenftände, und 
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C. die Strafen und die Haftpfliht für unridtige oder unge 
naue Deflaration der sub A. und B. bezeichneten Gegenflände. 
Das Ber.-Güt.-Regl. von 1865 enthielt hierüber nur wenige und unvollftin: 
dDige Beflimmungen. Der $ 3 verordnete lediglih, daB gewifie Kategorien von 
Gütern vom Transport im Bereindverlehre durchweg ausgeſchloffen jeien, und be 
bielt ed der öffentlihen Belanntmahung vor, welche fonftigen Gegenflände ai 
einzelnen Verkehrsftrecken von der Beförderung ausgeſchloſſen werden jollten. ce 
bedingungsweiſe Zulafjung zum Transport trifft dad Ber.-Güt.-Regl. Beſtimmm 
gen nicht. ebenfowenig über bejondere Strafen für unrichtige oder ungenam 
Deklaration ſolcher Gegenftände. Audführlichere Beitimmungen enthält dagegen 
dad Reglement der Preußiſchen Staatöbahnen von 1867, insbeſondere finden ſich 
in demjelben bereit3 die unter A. 1 u. 2 der jept geltenden Reglements jpeiel 
aufgeführten Gegenftände, während die Beftimmung (A. 3), daß alle der Seltft: 
entzündung oder Erplofion untermorfenen Gegenftände vom Transport ausge 
ſchloffen feien, nur in der Form ded Trandportverbot3 aller allgemein feuergefäht 
lichen Gegenftände dort vortommt. Die gegenwärtige Eintheilung des $ 48 rührt 
aus dem Norbd. Regl. von 1870 ber. Unter I. (Nr. 1—3) waren bie von ber 
Beförderung auögefchloffenen, unter II. (A.—D.) die bedingungsweiſe zum Trank 
port zugelafienen Gegenftände aufgeführt und die Strafbeftimmungen am Schlufie 
angehängt. Diefe Reihenfolge beobachtete auch das Defterr.-Ungar. Regl. vom 
1. Juli 1872. In den Reglementd von 1874 wurde — abgejehen von mehrfache 
materiellen und redaktionellen Aenderungen im Einzelnen — bie biöherige Reihen 
folge dahin geändert, daß die Strafbeftimmung an die Spige geftellt wurde, weil 
— wie e8 in den Motiven heißt — es bei dem großen Werthe, welcher auf di 
Beachtung der Vorſchriften diefes Paragraphen zu legen, zweckmäßig erſcheine 
die Strafbeftimmung, die jebt am Schluffe verftedt ftehe, an Die Spige der be 
taillirten Borfchriften zu bringen. Späterhin wurde ed jeboch für geeignet eradte, 
zu der früheren Anordnung ded Paragraphen zurüdzufehren und die Strafbeftim 
mung wieder an den Schluß zu fegen. Zugleih wurde es in Rückſicht auf bie 
immer größer werdende Zahl der bedingungäwelfe zum Transport zu verfinttenden 
Büter und ihrer Annabmebedingungen, fowie der durch die fortjchreitende Induſtrie 
periodiich gebotenen Aenderungen und Zufäge für angemeflen gehalten, dad Be: 
zeihnig und die Annahmebedingungen diefer Güter aus dem Texte des $ # 
beraußzunehmen und in einer befonderen Anlage (D.) dem Betrieböregliement unter 
dem Titel: 
„Beftimmungen über bedingungdweife zur Beförderung auf Eiſenbahner 
zugelafiene &egenftände“ 
eiuzuverleiben, wodurch deren Aenderung ohne fortwährende Berührung bed Tertei 
des $ 48 erleichtert wurde. Diefe neuefte Faſſung des $ 48 ift für Deutſch 
land durch die Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 13. Juni 1880 (Gentral: 
Blatt f. d. Deutfche Reich Nr. 25) und für Defterreich-Ungarn durch Minifterial: 
Verordnung vom 1. Zuli 1880 (R.G.⸗Bl. Nr. 78) eingeführt worden, und hat 
in Berhdfichtigung einiger inzwifchen beichlofiener Aenderungen gegenwärtig die 
oben (S. 156 f.) mitgetheilte Form erhalten. Die zum 8 48 als Anlage D. ben 
Betriebdreglement anneltirten „Beftinmungen über bedingungsweiſe zugelafen 
Gegenſtände“ find der Natur der Sache nad inzwiichen vielfachen Aenderungen 
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durch Nachträge unterworfen geweſen. Für OeſterreichUngarn ift überdied in Er⸗ 
gänzung und theilweiſer Abänderung derfelben (vgl. Nr. 1—12) zugleich „die Ver⸗ 
ordnung, betreffend Die Regelumg der Transporte erplodirender Artikel auf Eifen- 
bahnen vom 1. Zult 1880" (R.G.⸗Bl. Nr. 79), ergangen. 

Folgt man der oben bereitd angegebenen Eintheilung des $ 48, jo werden 
zunächſt unter | 

A. als „von der Beförderung ausgeſchloſſen“ drei Kategorien 

bezeichnet, nämlich . 

1. alle folhe Güter, die — wegen ihre Gewichts oder Umfangs, ihrer 
Zorm oder fonftigen Eigenihaft — nad) den Einrichtungen und ber 
Benupungdweije der Bahn fi zum Transport nicht eignen; 

2. die poftzwangspflichtigen Gegenftände; 

3. alle der Selbftentzündung oder Erplofton unterworfenen Gegenftände, 
deren wichtigfte indbefondere (unter a.—f.) aufgezählt find, — ſoweit 
nicht die Beſtimmungen in Anlage D. Anwendung finden. 

„Ausgeſchloſſen“, d. 5. unbedingt (im ®egenfag zu B.) und unter 
allen Umftänden verboten, felbft wenn ſich der Abfender zur Außitellung eines 
Reverjes im Sinne ded $ 47 bereit erflärt. Denn joweit dad Reglement pojitive 
und auddrädliche Borjchriften über die Annahme, VBerpadungsart x. enthält, greift 
das Ermeflen der Bahnorgane hierüber nit Plap (f. oben Anm. 206 ©. 188). 
Auch befteht fein Unterſchied zwijchen Güter- und Perfonenzügen. 

Ar. 1. Alle folde Güter, die... fih zum Transport nidt 
eignen. Dieſe Vorſchrift ift dem Defterreichifch-Ingarifchen Reglement von 1872 
entnommen und jchließt fi) dem Wortlaute des Art. 422 Alinea 1 Ziffer 1 an. 
Es {ofen danach aljo vom Transporte ausgeſchloſſen jein diejenigen Güter, die 
„an ſich“ nach den Einrichtungen und der Benupungdweife der Bahn zum Eifen- 
bahntrandporte ungeeignet find, und Die Worte „an fi“ find erläutert durch die 
in Baranthefe geftellten: „wegen ihres Gewichts oder Umfangs, ihrer 
Form oder fonftigen Eigenſchaften“. Es kann hierbei auf die Erläute- 
rungen Anm. 197 ©. 166 durchweg Bezug genommen werden. (Vgl. noch Nud- 
deihel S. 43, Epftein S. 40, Behrmann ©. 79.) Die in dem Reglement 
von 1870 enthaltenen Worte „nach dem Urtheile des erpedirenden Beamten“ find 
ans den gleichen Gründen, wie in $ 47 Alin. 1 die Worte „nach dem Erxrmefien 
der Eiſenbahn“ (f. S. 187) in Fortfall gebracht. 

Nr. 2. Die poftzwangdpflidtigen Gegenſtände find deshalb vom 
Eiienbahntrandport ausgeſchloſſen, weil die Poftverwaltungen auf deren Beförbe- 
rung ein ausſchließliches geſetzliches Recht haben. (Epftein ©. 40.) Das NRord- 
deutiche Reglement von 1870, das Defterreichelingariihe von 1872 und die ur 
ſprüngliche Yaflung der Reglements von 1874 enthielten bier noch den aus $ 3 
des Bereinigten Güterreglementd entnommenen Zufag: 

„\owie Dokumente, Edelfteine, echte Perlen und Pretioſen“. 

Diefe Gegenftände wurden ihres hoben Werthed wegen ausgeichloffen und 
damit dem Boftverlehre zugewieſen. (Epftein S. 40, Ruckdeſchel ©. 43.) 
Später entftanden aber Bedenken, ob die gänzlihe Auſsſchließung nad Art. 422 
zuläffig fei, und ed wurden baber die genannten Kategorien bier geftrichen und 
unter die bedingungsweiſe zur Beförderung zugelafienen &egenftände auf- 
genommen (j. B. 2 unten ©. 193). 
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Nr. 3. Der Selbftentzündung oder Erplofion unterworfenen 
Gegenftände find in Rüdfiht darauf vom Transport ausgeſchloſſen. daß fie bie 
Betriebsmittel, dad Perfonal und andere Güter in bejondere Gefahr jegen, die 
durch den Dampfbetrieb der Bahn noch erhöht wird. Indeß ift die Boricrift 
keine unbedingt. Gewiſſe Kategorien foldyer der Selbitentzündung oder Exploſion 
unterworfener Gegenftände können durch zwedinäßige Umhüllung, Berpadung, Ber 
ladung :c. zum Bahntrandport geeignet gemacht werben und find Daher unter B. 
des 8 48 den bedingungdweife zugelaffenen Gegenftänden beigefügt. Auch ftimmen 
die. Anfichten, ob und inwieweit gewifle Kategorien von Gütern dieſer Gefatr 
unterworfen find, nicht ganz überein. Daher finden fi in den Nr. 3 sub a. bißt. 
— übrigens (wie das Wort „insbejondere” andeutet) nur beiſpielsweiſe, uidt 
erfhöpfend — aufgeführten Kategorien zwiſchen dem Deutſch. und Defterr.-Ungar. 
Reglement verjchiedene Abweichungen, die oben bei Wiedergabe des Textes des $ 48 
(ſ. S. 156 f.) hervorgehoben find. (Bel. Ruddeihel S.44--46. Thöl III. 8 50 
©. 95—97. Epftein ©. 40 u. 41.) 

B. Ad „bedingungdweife zur Beförderung zugelajfen“ füht 
der $ 48 in feinen zweiten Theile vier Kategorien auf, nämlich: 

1. die in der Anlage D. des Reglements verzeichneten Gegenftände, 

2. Sold- und Gilberbarren, Platina, gemünzted und Papiergeld, gell 
werthe Papiere, Dokumente, ferner Pretioſen, wie Edelfteine, ächte 
Perlen u. dgl., 

3. Gemälde und andere Kunftgegenftände (nach dem. Defter.-Ing. Regl. 
auch Antiquitäten), 

4. Segenjtände, deren Berladung oder Transport außergewöhnliche 
Schwierigkeiten verurfacht. 

Es find alfo hier unter 4 Nummern diejenigen Güter angeführt, Die — wenr 
auh an fi zum Bahntransport ungeeignet — durch Beachtung gewifier Be 
bingungen, welche entweder vom Abfender oder Empfänger oder der Bahn zu er 
füllen find, zur Beförderung geeignet gemacht und alddann zugelafjen werben können. 
Dieje Bedingungen find zum Theil im Reglement vorgejchrieben (für Nr. 1), zum 
Zheil den Eifenbahnverwaltungen überlafien (Nr. 2, 3 u. 4). 

Nr. 1. „die in der Anlage D. verzeichneten Gegenflände*. Die 
Zahl derjenigen Gegenftände, die Durch Fenergeführlichkeit, übeln Geruch, äpente 
und andere Eigenſchaften den Trandportmitteln, anderen Gütern x. ſchädlich, aber 
Durch geeignete Vorkehrungen dennoch trandportabel gemacht werden fünnen, mehrte 

fich mit der Zeit fo, daß, während in den früheren Reglements und auch nod is 
der eriten Fafſung des 8 48 des Reglements von 1874 dad Verzeichniß diefer Güte 
und bie Annahmebedingungen in den Tert des $ 48 aufgenommen werben Tonnte, 
ed im Fahre 1880 für zwedmäßiger erachtet wurde, bad qu., häufigen Modififationes 
und Zufägen unterworfene Verzeihniß als eine bejondere Anlage dem Betr. Rezl 
zu annektiren und im Tenor des $ 48 auf diefe Anlage lediglich Bezug zu nehmen. 
- Dies befagen die Worte: „die in Anlage D. bezeichneten Gegeuftände” und zugleich 
ber Zufaß, daß für deren Annahme und Befördernng die dafelbft getroffenen näheren 
Beftimmungen maßgebend find. Diefe Beftimmungen find für Bahnen und 4 
jender bindend derart, daß eine Abweichung im Wege der Vereinbarung ungulälliz 
ift (vgl. unten sub C. ©. 1938 f.). 

Del. noch Epftein ©. 45, 46, Ruddeihel ©. 46-48. 
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Nr. 2. „Gold- und Silberbarren ꝛ⁊c.“ Nah 8 3 des Der -Güter-Regl. 
von 1865 war der Zrandport diefer Gegenftände gänzlich audgefchloffen, nad) den 
Kegl. v. 1870, 1872 und der urjprüngl. Fafſung der Regl. v. 1874 nur noch ber 
Zrandport von Dokumenten, Cbelfteinen, echten Perlen und Pretiofen, während 
Sold- und Silberbarren, Geld und geldwerthe Papiere bedingungsweife zugelaffen 
waren (TI. A. 12). Nach der neueften Yaflung des $ 48 (1880) find alle diefe 
Güter unter die bedingungsweije zugelaffenen aufgenommen, zugleich ift 
ber Ausdrud „Geld“ durch die Worte „gemünztes und Papiergeld“ näher präzifirt 
und der unbeftimmte Ausdrud „Pretiofen” dahin erläutert, daß er ald Die generelle 
Kategorie von Koftbarkeiten (Art. 395 Alin. 2 H.G.B.) aufgefaßt und unter 
„Etelfteinen, echten Perlen u. vergl.” nur beifpielöweife — nicht erfchöpfend — 
einige |pezielle Arten folcher Pretiofen aufgeführt find. Unter welchen Be 
dingungen dieſe &egenftände zur Beförderung angenommen werden, ift nicht, wie 
bei B. 1, durch dad Reglement beftimmt, ſondern den beſonderen Borfchriften jeder 
Eifenbahn überlaffen. (Bgl. über die Haftung: Art. 395 Al. 2, oben Br. I. 
Anm. 45 ©. 263—269 u. Entſch. des Deutfch. Reichs-Ger. Bd. 7 ©. 126.) 

Nr.3. „Gemälde und andere Kunftgegenftände”, weldyen das Oefterr.- 
Unger. Regl. — abweichend vom Deutfhen — noh „Antiquitäten“ anreibt, 
ift die Eifenbahn zum Transport anzunehmen nur dann verpflichtet, wenn in den 
Frachtbriefen Feine Werthangabe enthalten ift (d. h. ohne Werthbellaration). 
Bei der Schwierigkeit der Yeftftellung bed Werthed bezw. der Richtigkeit der Werth. 
angabe wird durch diefe Vorſchrift das Rifiko der Bahnen, für derartige als Koſt⸗ 
barfeiten” zu betracdhtende Güter zu haften, befeitigt. (Vgl. Bd. J. ©. 265 dagegen 
Thöl HR. II. ©. 102 und Hand. Erört. ©. 6—10, A. M. Goldſchmidt, 
Zeitfchr. f. d. gef. H.R. Bd. 26 ©. 610 f., Bd. 28 ©. 443 f.) 

Nr. 4. Segenftände, desen Berladung oder Zrandport nad dem Er- 
mefjen der übernehmenden Verwaltung außergewöhnlidhe Schwierigkeiten 
verurſacht. Es find ſolche Gegenftände gemeint, die nah Umfang, Gewicht, 
Form ꝛc. zwar nit ganz zum Transporte ungeeignet (A. Nr. 1), aber doch, jei es 
binfichtlich der Berladung oder des Trandport3, der annehmenden Berwaltung außer- 
gewöhnliche Schwierigkeiten bereiten, d. b. ſolche, denen die gewöhnlichen Be- 
trieb3einrihtungen (Berladenorrichtungen, Perſonal, Betriebömittel) nicht gewachien 
find bezw. weldye außerorbentlihe Anftrengungen zur Yolge haben. Ob died der 
Fall, ift nad dem Ermefien der übernehmenden Verwaltung ziı beurtheilen, event. 
tritt richterliche Feitftellung ein. Die Beförderungsbedingungen find bei derartigen 
Gütern nicht reglementarifch vorgefchrieben, jondern in jedem einzelnen Falle be- 
ſonders zu vereinbaren (alſo bezüglich der Lieferfrift, Fracht, Verladungsweiſe ıc.). 

An den Schluß des $ 48 ift ald dritter Theil unter: 

C. Die Straf- und Haftbeftimmung, 
für denjenigen gejegt, der Gegenftände ber unter Littr. A. Nr. 3 dieſes Para- 
graphen oder der in der Anlage D. erwähnten Art unter unridhtiger oder unge 
nauer Deklaration zur Beförderung aufgiebt oder die ald Bedingung für deren 
Annahme vorgejchriebenen Sicherheitämaßregeln außer Acht läßt. Die Beftimmung 
iſt alfo für beide Formen der Uebertretung vorgejchrieben. Sie ift eine ſpezielle 
Anwendung des in $ 50 Nr. A generell audgejprochenen Prinzips (ſ. Bd. 1. 
S. 108). Ueber „unrichtige oder ungenaue Dellaratton“ vgl. daher $ 50 Nr. 4 
des Betr.-Regl. Bo. I. ©. 105 f. Die Deflaration allein genügt nicht zur Ber: 
Eger, Deutſches Frachtrecht. IM. 13 
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wirkung der Strafe, es ift die Aufgabe zur Beförderung (die Hin oder 
Nebergabe) unter unrichtiger zc. Deflaration erforberlih. (Anders im alle dei 
$ 50 Rr. 4 Betr.-Regl., 1. Bd. I. S. 109). Dagegen reicht dieſe bloße That- 
ſache aus, gleichwiel ob böfe Abficyt (dolus) vorliegt oder nur Irrthum (verigul- 
deter oder unverjchuldeter), ob ein Schaden wirklich entftanden ober ob der Fracht 
vertrag formell perfeft geworben ift, oder nit. (Ruddeihel ©. 37, D. E23. 
1876 ©. 130, Entih. R.O. H.G. Bd. 18 ©. 245.) Daſſelbe gilt für die Richt. 
beachtung der vorgejchriebenen Sicherheitömaßregeln. 
Thöõl I. ©. 119 f., vgl. Erf. des DE. Ger. Wolfenbüttel vom 11. Rai 1869, Sen’- 
fert's Arch. Br. 23 ©. 397, Boldjgmidt's Zeitihr. Bd. 19 ©. 587 und Erf. des Landze 
zu Meg von 3. Juli 1875, Bucdelt u. Maurer L ©. 40 fi., D. G.3. 1876 ©. 199. 
Liegt diefer Thatbeftand vor, jo treffen den Kontranenienten folgende Nachtheile: 
1. &r bat für jedes Kilogramm ded Bruttogewichtd folcher Berjanpftüd 
eine ſchon dur die Auflieferung verwirfte Konventionalftrafe ver 
12 Mark (sc. Defterr.-Ungarn: 6 Gulden) zu erlegen. 
2. Diefe Konventionalftrafe trifft ihn neben den durch Polizeiverordnungen 
oder durch daB Strafgejegbuch feftgefegten Strafen. 
3. Er haftet außerdem für allen etwa entftehenden Schaden. 

Nr. 1. Die Strafe ift eine civilrechtlihe, Durch den Eifenbahnfracdhtvertu; 
vereinbarte Konventionalftrafe und daher ledigli nach den Iandedgejeplichen Ker: 
men über Konventionalftrafen zu beurtheilen. Sie war in den früheren Reglement: 
auf nur 6 Mark pro Kilogramm normirt, ift aber in den 1874er Reglements au 
12 Mark (Oefterr.-Ingarn: 6 Gulden) erhöht worden. Die Frage, ob hierbei da: 
Geſammtgewicht des betreffenden Kollo oder nur der reglementäwidrige Thei 
befielben zur Berechnung zu ziehen, ift unten bei Art. 15 des Webereinfommei | 
(Anm. 214 ©. 201) erörtert. Die Strafe bat derjenige verwirkt, der das Gut | 
aufgiebt oder die Gicherheitömaßregel außer Acht läßt, gleichviel ob er dies feiht 
oder durch einen Bevollmächtigten thut (alfo nicht derjenige, für deſſen Rechmus; 
dad But befördert wird, fondern derjenige, der den Frachwertrag abichließt, ie 
Spediteur x.) 

Erf, tes Preuß. Ob.Trib. vom 12. April 1870, Strietborft Arch. Br. 77 — M 
Goldſchmidt's Zeitihr. Br. 19 ©. 564. 

Der in den früheren Reglements noch enthaltene Zufag, daß die Konventicsi- 
ftrafe nad) Befinden der Umftände von dem Verſender oder Empfänger eingezoger 
werden Tann, ift bier in Rüdjicht darauf, daß barüber bereit? in $ 50 Rr. 4 
Alin. 3 des Betr.-Regl. generell disponirt tft, neuerdings in Fortfall gebracht (sjl. 
Bd. I. ©. 108 u. 109, Entſch. R.O. H. G. Bd. 21 ©. 185). Die Strafe fil 
wenn mehrere Bahnen am Trandport betheiligt find, nach Art. 17 Nr. 2 (fü 
Art. 14 Nr. 2) des Uebereinkommens der entdeckenden Verwaltung zu, und, wer 
mehrere hierbei thätig, denfelben zu gleichen Theilen (Bd. I. ©. 122). Die Sta 
kann erlafien werden. Nicht alle in $ 48 enthaltenen Borfchriften find polizeilige 
Natur. Soweit die aber der Fall — was ein Bergleih mit den Steafgeiepe 
und Polizeiverordnungen im Einzelfalle ergeben muß (ſ. 3. B. $ 367 Nr. 5 u. ! 
des Deutſch. Strafgeſetzbuchs, 53 60, 62 Bahnpolizeireglement, Ruddeikt 
€. 39) —, ift e8 Pflicht der Eifenbahnbehörden, an zuftändiger Stelle die Keatr: 
ventionen auch zur weiteren ftrafrechtlichen ac. Verfolgung zu bringen. ($ 16 
der deulihen Strafprozeßordnung.) 
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Nr. 2. Hiernach treffen den Kontravenienten außer der an die Eiſenbahn zu 
entrichtenden reglementömäßigen Konventionalftrafe noch die „Durch Polizeiverord- 
nungen oder durch bad Strafgeſetzbuch feitgejeßten Strafen.“ Es liegt hierin feine 
Doppelftrafe, weil die eine cinilrechtlicher, die andere kriminalrechtlicher Natur ift. 
Die polizeiliche oder ftrafrechtliche Strafe darf bei einem mehrere Gebiete durch⸗ 
laufenden Zrandport nur einmal in Anwendung kommen. 

Nr. 3. Endlich haftet unabhängig von der Konventional- und Kriminalftrafe 
der Kontravenient noch „für allen etwa entftehenden Schaden“, dies ift die civil. 
rechtlihe Schadenderſatzvflicht für die reglementäwidrige Handlungsweiſe. Sie 
mußte ausdrüdlich audgejprochen werden, weil nad manchen Landesrechten die 
Konventionalftrafe jeden weiteren Schadendanfpruch anschließt oder doch nur bei 
erweißlichem dolus oder culpa zuläßt. Es ift bier nur Die Haftung der Bahn 
gegenüber gemeint für Schäben an Trandportmitteln, Perſonal oder Gütern Dritter, 
die die Bahn zu tragen hat (3. B. Brand eined Eiſenbahnwagens: Erf. des 
Kammergerichts zu Berlin 1869, Centr.Org. NR. F. Bd. VI. ©.70). Ein Dritter 
fann aus diefer Reglementöbeftimmung gegen den Kontravenienten direkt Aniprüche 
nicht erheben, denn zwiſchen ihnen befteht ein Vertragsverhältniß nicht; der Dritte 
kann ihn alfo nur aus allgemeinen Rechtsſätzen (außerfontraftlid, ex lege Aequilia) 
verantwortlich machen. In der Natur der Sache liegt ed, daß die Bahn dem 
Kontravenienten für den aud der Hebertretung an den eigenen Gütern ent- 
ftandenen Schaden nicht aufzulommen braudt (|. Bd. I. ©. 106); dagegen ift die 
Annahme unrichtig, daß bei einer derartigen Hebertretung überhaupt fein Fracht⸗ 
vertrag vorliege und die Bahn daher jeder Haftpflicht enthoben fei. (A. M. Rud- 
defhel ©. 37.) 


208) $. 56. Eiſenbahn⸗Vetriebs⸗Reglement. 

Alinea 1 des $ 55 iſt identifch mit $ 10 bed Ber.-Güt.-Megl. von 1865 und 
aus diefem in dad Nordd. Regl. von 1870 und in die Regl. von 1874 über- 
gegangen. Dagegen fehlte Alinea 2 ſowohl dem Ber.-Güt.-Regl. von 1865 wie 
auch dem Nordd. Regl. von 1870. Es entftammt dem Defterr.-Ungar. Regl. von 
1867, tft au8 diefem mit einigen Abänderungen in dad Defterr.-Ungar. Regl. von 
1872 (8 10) übertragen worden und bat von dort Aufnahme in die Regl. von 
1874 gefunden. 

Alinea 1 iſt eine faft wörtliche Zufammenfafjung des Alinen 2 ded Art. 422 
9.6.3. in Berbindung mit Ziff. 3 Alinen 1 dieſes Artikels. Zunächft ift der 
Grundſatz des Alin. 2 Art. 422 wörtlich wiederholt, wonad die Eiſenbahn nicht 
verpflichtet ift, die Güter zum Trandport eber anzunehmen, als bis die Beförderung 
derjelben geichehen kann, und hierauf ift der dritte derjenigen Gründe hinzugefügt, 
welche Art. 422 H.G.B. im Alin. 1 für die Trandportverweigerung der Eifen- 
bahnen zufäßt: „namentlih alfo nit, injofern die regelmäßigen Trandportmittel 
der Bahn zur Ausführung des nachgefuchten Transports nicht genügen”. In Betreff: 
beider Saͤtze wird auf die obigen Erläuterungen Anm. 199, 200 S 171 f. Bezug 
genommen und zufäßlid noch Folgendes bemerkt. Wie die Yafjung ded Zufapes: 
„namentlich alfo nit... .* deutlich erkennen läßt, ift der bezügliche Ablehnungs 
grund nur beifpielöweife angeführt und fchließt andere triftige Ablehnungs⸗ 
gründe, welche die Beförderung verhindern, nicht aus; insbeſondere nicht die bereits 
im 8 6 aufgeführten: „außergewöhnliche Hinterniffe oder höhere Gewalt” (f. $ 6 
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Anm. 204 ©. 184). Inſofern ift S 6 vollftändiger, als $ 55 nnd dient zur & 
gänzımg des lepteren. Ein rechtlicher Unterjhieb zwiſchen $ 6 und S 55, wie a 
Ruddeihel S. 94 aud ber verjchiedenen Wortfafiung: Verweigerung der Beier 
derung ($ 6) — und Richtverpflihtung der Annahme zum Transport ($ 55) en: 
nehmen will, erjcheint nicht begründet. In beiden Paragraphen ift dafielbe, nm 
lich Die Nichtverpflichtung zur Eingehung eines Frachtvertrages An 
422 Alin. 1 H.G.⸗B.) aud einem dieſe gefeblich rechtfertigenden Grunde gemeint 
(Thöl IM. $ 75 ©. 154.) 

Alinea 2 ift dazu beftimmt, gegenüber der den Eiſenbahnen durch Alinen! 
bewilligten Ausnahme von der gefeplichen Trandportpflidt auch die Snterefien ve 
Publikums thunlichſt zu wahren. Es ſoll nad Möglichkeit vermieben werden, tık 
die Snterefienten, weldhe da8 Gut im Bertrauen auf die der Bahn obliexente 
Trandportpfliht (Wehrmann ©. 82) zur Bahn bringen, die Schwierigfeiten mt 
Untoften des Wieberfortichaffens haben, wenn bie Bahn die Beförderumg nidt ıl& 
bald bewirken fann. Aus diefem Grunde tft die Bahn nah Alinea 2 gebalten. 
derartige Güter, joweit die disponibeln Räumlichkeiten zureihen, bis zur Möglid- 
feit des Transports zu verwahren. Nah den Motiven „dürfte Diefer Zufak ge 
eignet fein, die indbejondere vom Hanbeldftande als hart empfundene Beflimmun; 
bed Art. 422 Alin. 2 H.G.B. zu milden”. Die Bahn tft hierzu verpflidtet. 
(Im Oefterr.-Ungar. Regl. von 1867 war e3 in die Wahl ber Bahn geftellt: cr. 
Epftein ©. 68, 69.) Aber dieſe Pflicht ift feine unbedingt. Denn: „die Eiſen 
bahnen ausnahmslos zur Einlagerung der zugeführten Güter zu verpflichten, «- 
ſcheint — nad den Motiven — nicht angängig, die Rüdfihtnahme auf den ver 
bandenen Raum vielmehr nothwendig. Sache der Auffichtöbehörden wird es em. 
für die Schaffung ausreichender Lagerräume zu jorgen.“ Die Verpflichtung ift mit- 
hin nur vorhanden, „[oweit die dBisponiblen Räumlichkeiten zureichen‘. 
d. h. fo weit die vorhandenen Räumlichkeiten nicht für den Betrieb in Aufpmb 
genommen werden müflen. Unter „Räumlichleiten” find nicht mır gebedite Räume 
(Magazine, Schuppen), jondern auch die freien Terrains (Ragerpläpe) der Babn 
verftehen, falls fie fich zur Lagerung des betr. Gutes eignen. Diele Berpflichtung 
zur Depofition ift ferner nicht identifh mit der Berpflihtung zur Tranäper 
annahme und ihre Eingehung zieht daher auch nicht die firenge Haftpflicht des 
Frachtführers ex recepto, fondern nur die gewöhnliden Wirkungen des Ber- 
wahrungdvertrages nach Maßgabe der einzelnen Landeörechte nach fih. Die Eijen- 
bahn hat daher zwar die Güter „gegen Empfangsbeſcheinigung“ (f. Preuß. font. 
Dienfſtvorſchr. $ 54) zu Übernehmen und dafür mit ber Sorgfalt eined Depofitars 
zu haften, nicht aber ald Frachtführer. Denn es handelt fi bier nur um einen 
Borvertrag, der erft fpäter, wenn bie Beförderung möglich geworden, durdh einen 
zweiten vom erften ganz unabhängigen Bertrag, den Frachtvertrag, erſetzt wirt. 
(Erf. des D. Neichöger. vom 9. Juli 1880, Entſch. Bd. 2 ©. 58.) Sobald dieier 
Zeitpunkt eintritt, findet daher eim neuer Vertragsabſchluß ftatt, d. h. erft dann 
wird da8 Gut zum Transport angenommen und, um dies aud äußerlich durd 
den dafür im Reglement ($ 49) beftimmten formellen Akt zu marliren, iſt ver 
ordnet, daß die Eifenbahn nur gehalten ift, das Gut unter dem Vorbehalt depo- 
niren zu laflen, daß die Annahme zum Transport und die Aufdbrüdung det 
Erpeditiondftempeld (eingefügt durch Gener.-Berj.-Beichl. Berlin, 3./4. Ne 
vember 1873, Prot. ©. 4, 5: die ungeftempelten Frachtbriefe werben fo lange 
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aufbewahrt) erjt dann erfolgt, wenn die Verladung ded Guts möglich geworden 
if. Damit hierüber zwijchen der Bahn und dem Aufgeber des Guts Fein Zweifel 
befteht, beftimmt der Schlußfag, daß letzterer im Frachtbriefe jein Einverftändnig 
zu erflären babe, daß die Sendung bid zur thunlichen Verladung eingelagert 
bleibe. (Bgl. Bd. I. ©. 213, 214.) 

Ungweifelhaft kann die Bahn, da es fi) um einen dem Frachtvertrage vor- 
angehenden und von diefem ganz getrennten Depofitiondvertrag handelt, für die 
Berwahrung eine von der Fracht getrennte Lagergebühr (Lagerzind) beanjpruchen, 
wiemohl died nach ber Anficht mehrerer (Epftein ©. 68, Wehrmann ©. 83) 
Die ganze zum Bortheile des Publikums getroffene Maßnahme illuſoriſch zu machen 
geeignet ift. 


209) $ 56 Alinea 6 und 7 Eiſenbahn⸗Betriebs⸗Reglement. 

Die Alinea 6 und 7 des $ 56 Betr..Regl., deſſen übrige Bejtimmungen theils 
(Alineı 1—3, 8 und 9) zum Art. 392, theild (Alinea 4 und 5) zum Art. 403 
9.9.83. (ſ. Bd. I. Anm. 90 ©. 192) gehören und dort interpretirt find, fehlen 
jowohl im Ber.-Güter-Regl. von 1865 wie im Nordd. Regl. von 1870, find erft 
dein Defterr.-Ungar. Regl. von 1872 ($ 11 Alinea 6 und 7) neu hinzugefügt und 
aus diefem mit unwefentlichen Aenderungen in die Reglement von 1874 über- 
gegangen. 

Alinea 6 wiederholt faft wörtlich die Alinea 3 u. 4 ded Art. 422 H.G.B., 
auf deren oben (Anm. 201, 202 ©. 173.) gegebene Erläuterungen daher verwiejen 
werden kann. Eingejchoben find hinter den Worten „In Anjehung der Zeit der Be⸗ 
förderung“ nur die in Alinea 3 Art. 422 fehlenden Worte: „bildet die Reihenfolge 
der Auflieferung die Regel”, womit das Prioritätäprinzip, nach welchem zur Ber- 
meidung von Begünftigungen in Anſehung der Zeit der Beförderung eifenbahn- 
jeitig verfahren werden joll, beftimmt ausgeſprochen iſt. Rationell und folgerichtig 
kann nur die Reihenfolge der Auflieferung für die Zeit der Beförderung maßgebend 
fein und dieſes Prinzip gegen Bevorzugungen ſchützen. Indeß ijt diefe Regel nicht 
frifte zu nehmen, da nach den Einrichtungen der Bahnen nicht jedes. Gut mit 
jedem Zuge befördert werden und aus biefem Grunde häufig früher aufgeliefertes 
Gut erft jpäter zur Beförderung gelangen kann (j. hierüber Anm. 201 ©. 174, ferner 
Ruckdeſchel ©. 101, 102, Epftein ©. 70, Wehrmann ©. 83, Thöl I. 
8. 76 ©. 154 f.). 

Dur Alinea 7, welches die Eiſenbahnen verpflichtet, jolde Einrichtungen 
zu treffen, daß die Reihenfolge der Güterabfertigung Tonftatirt werden kann, wird 
ven Abjendern die Möglichkeit gegeben, der Bahn event. den Nachweis der Ber 
legung des Prioritätöprinzips und der Beihäbigung zu führen — was anderenfalld 
mit großen Schwierigkeiten verknüpft fein würde. Es ift nicht vorgefchrieben, daß 
zu diefem Behufe befondere Sournale oder fonftige Aufichreibungen geführt werden 
(Kuckdeſchel S. 102), wie dad Wort „Einrichtungen“ ergiebt. Vielmehr genügt 
jede andere geeignete Form, welche die Reihenfolge der Abfertigung erfichtlich macht 
(3 B. Aufbewahrung von Frachtbrief⸗ oder Frachtlarten-Kopien und Duplikaten in 
chronologiſcher Folge). In der Regel wird aber die Konftatirung durch befondere 
Aufipreibungen (Berfandtregifter, Berladebücher, Abgangsjournale ıc.) bewirkt. 
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210) Artikel 11 des Webereinfemmens zu dem Vereins-Betrichö-Stegiewment. 


Die zwar durch Geſetz (Art. 422 Alinea 1) nicht worgejchriebene, aber durch 
Reglement (8 46) übernommene Verpflichtung der Bahnen, dad Gut ohne Be- 
mittelung3adrefie, d. 5. mit durchgehendem (direftem) Yrachtbriefe nach allen für 
den Güterverfehr eingerichteten Stationen im ganzen Geltungdgebiete bed Regle- 
ments zu befördern und bie damit über die eigene Bahnftrede hinaus erheblich 
erweiterte Haftpflicht (Art. 401, |. oben Anm. 205 ©. 185 ff.) machte, um zum 
Zwede des Regreſſes der Bahnen untereinander die Schuldfrage gegebemen 
Falles feftftellen zu können, die Vereinbarung von Beftimmungen nöthig, welde 
beim Uebergange von Bahn zu Bahn — tbunlichft ohne Störung und Berzige 
rung bed Transports — eine Konftatirung bed jeweiligen Thatbeftandes zum 
Zwede hatten. Dieſe Beftimmungen, welche, wenn auch in unvolllommener Zora 
bereit8 in dem Uebereinfommen von 1862 und 1865 (Art. 2—4) enthalten waren 
und unverändert in das im Sabre 1869 nen rebigirte Uebereinkommen Aufmahın 
gefunden hatten, haben in dem vom 1. Zuni 1876 (Art. 3—6) ab und ferner in 
dem vom 1. Sanuar 1877 ab gültig geweſenen Uebereinkommen (Art. I—12) 
mehrfache Ergänzungen und Veränderungen erfahren, die alsdann durch das jeit 
den 1. Januar 1881 in Kraft getretene Uebereintommen (Art. 11—14) wietenm 
erheblich modifizirt und durch Zuſätze erweitert worden find. 

Art. 11 (vgl. Art. 2, 1865, Art. 9, 1877) ſchreibt zunächſft im Alinea 
da8 Verfahren bei der Nebergabe ſowohl ganzer Wagenladungen wie der Ginze- 
güter im direften Verkehre von einer Bahn an die andere ganz generell in te 
Weife vor, Daß die anbringende (übergebende) Bahn die betreffenden Güter im ber 
allgemein gültigen oder nach der für den einzelnen Fall in Frage kommenden 
fpeziell vereinbarten Art und Beichaffenheit an die dafür vereinbarte Uebergabeſtele 
(died Tann der anfommende Zug, der Güterſchuppen, dad Bahnhofe- oder Ueber 
gangsgeleiſe zc. fein) bringt, voraudgefept, daß die übernehmende Bahn bavca 
Kenntniß bat. Bon der beabfichtigten Uebergabe muß alfo lebtere, fet es fpeziel, 
fei es generell (an ein- für allemal beftimmten Zeiten) in Kenntniß gelegt werden. 
Mit der Anbringung des Guts in biefer Form und ber Annahme Seitens te 
übernehbmenden Bahn ift der Webergabeaft von Bahn zu Bahn perfelt. Be: 
Ichlofjene Wagen, die fi nicht öffnen Iaffen, darf die übernehmende Bahn zwar 
nah Alinea 2 (welches erft neu dem liebereinlommen von 1881 hinzugefügt ik) 
nicht zurüdweiien und Dadurch den Trandport verzögern, wohl aber darf fie — zur 
Konftatirung des Inhalte — den verfchloffenen Wagen auf Riſiko der ver 
Ihließenden Berwaltung (welche nicht immer bie Eigenthümerin zu fein brandt) 
Öffnen lafſen. (Vgl. Gener.-Berj. Baden-Baden, 2./4. Aug. 1881, Brot. ©. 12, 60.) 

Alinea 3 fchreibt für die Uebernahmefähigkeit drei Borausfegungen vor. 
nämlich daß: 

1. die Sendungen betriebd- und transportfählg befchaffen find, 
2. die Abfertigung vereinbarungsgemäß geſchehen ift und 
3. vollftändige Begleit- und Ueberweifungöpapiere offerirt find. 

Nah Alinea 4—6 bat die übernehmende Bahn über die vollendete lieber 
gabe zu quittiren und bie Uebergabeftelle ungefäumt für die Anbringung neuer 
Gßter frei zu machen. Die angrenzenden Berwaltungen haben Vereinbarungen zu 
treffen, daß und wie Mängel, Unterlafjungen und Hinderniffe bei der Uebergabe 
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Tonftatirt werben und> welche Folgen fie haben jollen. Hiernach zurüdzuweiiende 
Güter hat die anbringende Bahn wieder zurüdzunehmen. 

Sind fpezielle Abkommen nicht getroffen, jo follen nad Alinea 7 in erfter 
Reihe neben den reglementariichen und tarifariihen Beitimmungen die in Betracht 
fommenden Berbandöverabrebungen, dad etwa acceptirte Plombirübereinlommen, 
die Bereinbarungen wegen Berfchleppungen, Beihädigungen und Berlufte, und Das 
Wagenregulativ beachtet werden. Nach diefen Borfchriften beftimmt ſich auch, laut 
Alinea 8, inwieweit die übernehmente Bahn fpezielle (d. h. ind Einzelne gehende, 
dur Zählen, Wiegen, Mefien ıc. der Güter genau feftzuftellende) Uebergabe bean- 
ſpruchen darf. Lebtere fol alfo (da fie zumeift mit Umftändlichkeiten, Trandport- 
verzögerungen ꝛc. verknüpft ift) nicht die Regel bilden, fondern nur aus triftigen 
Gründen, bezw. nur dann beanfprucht werden, wenn fie in den bezüglidhen Ver⸗ 
einbarungen ausdrüdlich vorgefehen ift (ſ. hierzu Art. 13). Mängel, welde bie 
Uebernahme verhindern (Alin. 3), find durch Die übergebende Bahn oder doch auf 
deren Koften (von der übernehmenden zc.) zu befeitigen. 


211) Artifel 12 des Tebereinlommens zu Dem Vereins Betriebs - Neglement. 


Artikel 12 beftimmt, dag — um die für die Frage der Verſchuldung bei Ber- 
zögerungen wichtige Zeit des Uebergabeaktes genau zu Tonftatiren — beim Ueber- 
gange des Guts von einer Bahn zur andern beide (d. 5. bie übergebende und 
die übernehmende) Verwaltungen verlangen fönnen, daß zum Zeichen der geichehenen 
Webernahine bezw. Webergabe die Yrachtbriefe mit Datum- und Stundenftempel 
verjehen werden. Sie „können“ e3 verlangen, müſſen es aber nicht, dürfen alſo 
auch auf jedem beliebigen anderen Wege ſich das erforderliche Beweismaterial ver- 
Schaffen. Jede von beiden Verwaltungen ift zu dem Berlangen berechtigt. Die 
Aufdrüdung der Stempel gefchieht mit bezw. nach erfolgter Uebergabe und dient 
als Beweid hierüber ſowie über die Zeit derfelben. Nach Art. 3 des Ueberein- 
fommend von 1865 konnte nur die übergebende Verwaltung daB Verlangen ftellen, 
daß die annehmende ihren Erpeditiondftempel auf den Frachtbrief aufbrüde. Dies 
wurde aber dur Beichluß der Generalverfjammlung zu Bremen (2.—4. Aug. 1875 
Poſf. IV. der Tagedordn.) mit Rüdfiht auf dad ih Defterreidh-Ungarn beftehende 
Mebergabeverfahren in der vorbefchriebenen Weiſe geändert. (Prot. ©. 21.) 


212) Artilel 15 des Tebereinlommens zu Dem MVereind- Betrichs- Reglement. 

Artilel 13 — feinem Inhalte nach eigentlich zu Art. 11 gehörig — verordnet 
fpeziell für den Verbandsverkehr, daß innerhalb einer Verbandöftrede — im Mangel 
einer entgegenftehenden Bereinbarung — jpezielle ebergabe nur bei gleichzeitiger 
fpezieller Zollrevifion oder in dem alle verlangt werben joll, wenn Umftände vor- 
liegen, welde auf einen Berluft oder eine Beſchädigung fchließen lafien. Dieſe 
ftreng genommen fi ſchon aus Art. 11 Alin. 8 ergebende Borfchrift fehlte den 
früheren Entwürfen und ift erft durch die &eneralverfammlung zu Heidelberg 
(22.—25. Sept. 1873, Prot. S. 8) als Zufap zu Art. 15 (jebt Art. 29 Nr. 3) 
angenommen, fpäter aber anf Beichluß der Peſter Generalverfammlung (28. Sept. 
1874, Prot. ©. 12 u. 69) unter die Beftimmungen zur Regelung der Nebergabe 
der Frachtgüter geftellt und zuerft dem Uebereinkommen von 1876 (vgl. General. 
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verfammlung Bremen 2.—4. Aug. 1875 ©. 3 u. 22) als Art. 4 und ſodann ım- 
verändert dem Webereintommen von 1377 (Art. LI) und 1881 (Art. 13) einverleibt 
worden. Liegen die bezeichneten Gründe für eine fpezielle Uebergabe nicht vor, fc 
ift die übergebende Verwaltung berechtigt, eine ſolche zu verweigern und die über- 
nehmende Verwaltung macht fi) durdy eine gegentheilige Forderung regrekpflichtig. 


213) Urtilel 14 des Uebereinkommens zu Dem Vereins: Betrichs » Neglement. 


Alinea 1 des Art. 14 (unverändert aus Art. 4 des Uebereinkommens von 
1865 entnommen) enthält Ausführungöbeftimmungen zu Alin. 1 u. 2 des $ 47 
Betr.Regl. (j. Ann. 206 ©. 187 f.). Es wird dad Regreßverhältnig geregelt für 
ben im $ 47 Alin. 1 vorgefehenen Fall. Jede übernehmende Berwaltung kann 
ber übergebenden gegenüber das Fehlen (Generalverfammlung Baden - Baden 
2.—4. Aug. 1880 ©. 60) oder die Mängel der Verpadung rügen. Thut fie Dies, 
jo entfteht zwilchen ihr und ihrer Vorgängerin dafjelbe Verhältnig, wie nach $ 47 
Alin. 1 zwiſchen der annehmenden Verwaltung und dem Abfender, welche fich von 
legterem den im $ 47 Alin. 2 vorgejehenen Revers außftellen läßt, d. h. fie haftet 
alddann der Vorgängerin gegenüber nicht für die Folgen der gerügten Mängel. 
Dies gilt aber nur für den Yal, daß fie fpezielle Uebergabe verlangen darf. Hat 
eine ſolche nicht ftattgefunden, jo ift fie — aud ohne Rüge — für Mängel der 
Berpadung nicht verantwortlich (da ihr ja Mangels der fpeziellen Webergabe tie 
Möglichkeit, folche feftzuftellen, entzogen ift). Vielmehr bleibt alsdann die an- 
nehmende Verwaltung allen folgenden für die Folgen mangelhafter Berpadung 
allein verantwortlidh. 

Alinea 2 findet fich zuerft in dem Uebereinlommen vom 1. Sanuar 1877 
(f. Generalverfammlung zu Münden vom 31. Zuli u. 1. Aug. 1876, Brot. ©. 31} 
und ift aud diejem unverändert in dad Uebereinkommen von 1881 übergegangen. 
Alin. 2 enthält eine Ausführungdvereinbarung zu $ 47 Alin. 3 Sap 2 Beir.-NRegl., 
indem ed die Sifenbahnen verpflichtet, von dem ihnen dort verliehenen Rechte 
Gebrauch zu machen, d. b. zu verlangen, daß Geitend der Verſender Stüdgüter 
mit der Bezeichnung der Beitimmungsftation in dauerhafter Weile verjehen find. 
jofern deren Beichaffenheit dies ohne beſondere Schwierigfeiten geftatte. Die An 
nahmebahn macht fich daher den folgenden regreßpflichtig, wenn fie ohne Grund 
von diefer Maßregel abfieht. Ausgenommen find nur die in den Seehafenplägen, 
zum Verſand gelangenden Stüdgüter. Um ven Berfendern die Erfüllung Diejer 
ihnen obliegenden Pflicht zu erleichtern, fol, wenn fie die Bezeichnung durch tie 
Eiſenbahnbeamten wünjchen, diefem Wunjche gegen eine im Tarife enthaltene Ge⸗ 
bühr ftattgegeben werden. 

Alinea 3 (neu in dad Vebereinlommen von 1881 aufgenommen) macht auf 
die in einem befonderen Anbange (III.) dem Uebereinkommen beigefügten Beftim- 
mungen über die Berladung von Brettern, Bohlen und ähnlichem Schnittholz, Lanz- 
holz, Schienen, Langeifen u. ſ. w. aufmerkſam. Dieje Beftimmungen find abli⸗ 
gatorifch unter den Vereinsbahnen vereinbart, derartig, daß aljo jede Bahn für 
die Folgen der Nichtbeobachtung derjelben ven anderen betheiligten Bahnen verant- 
wortlich wird. Uebrigens gehört Alinea 3 feinem Inhalte nach nicht hierher, fon- 
dern bildet eine ergänzende Beitimmung zum 8 56 oder $ 50 bed Betriebs⸗ 
reglement3. 
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214) Artikel 15 des Uebereinkommens zu Dem VBereind-Betriebö-Reglement. 


Art. 15 Alinea 1 ift neu in das Webereinfommen von 1881 aufgenommen, 
die Alin. 2 und 3 find erft durch einen vom 1. April 1882 ab gültigen Nachtrag 
binzugefügt. 

Alinea 1 enthält eine die im $ 48 C. des Betr.-Regl. vorgejebene Komventional- 
ftrafe betreffende Vereinbarung. Alinea 1 beftimmt, daß der für falfche Deklaration 
in Gemäßheit des S 50 Nr. 4 Betr. :Regl. durh die Generalverjammlung zu 
Hamburg 1878 Pof. III. der. Tagedorbuung generell angenommene Gap, wo- 
nad) für die Berechnung der Konventionalftrafe das Gewicht des ganzen Verjand- 
ſtũckes, nicht blos des inkriminirten Theiles defielben zur Berechnung zu ziehen ift 
(j- Bb. 1. ©. 108), ganz fpeziell bei Einhebung der Konventionalftrafe für falfche 
und ungenaue Deklaration der vom Transporte gänzlich) audgefchloffenen oder nur 
bedingungsweiſe zugelafienen Gegenftände ($ 48 Betr.-Regl.) in Anwendung zu 
bringen ift, um die Berechnung und Erhebung diefer Strafen einheitlich zu regeln 
(vgl. Motive: Generalverfammlung Baden-Baden 2./4. Auguft 1880 ©. 60). 
Bon mehreren Seiten (vgl. Wehrmann ©. 48) ift jedoch die Heranziehung des 
ganzen Gewichts (alfo auch des nicht inkriminirten Theild) zur Strafe ald unzu- 
läffig bezeichnet worden, weil Strafbeftimmungen ftrifte audgulegen feien. Und 
diefer Auffaffung muß um jo mehr beigepflichtet werden, ald Alin. 2 ter einleiten- 
den Beſtimmung zum Betrieböreglement Zufapbeftimmungen, welche dem Publi⸗ 
fum ungünftigere Bedingungen enthalten, nicht geftattel. (U. M. Erf. ded Kreis- 
gerihtd Wiedbaden vom 17. Mai 1876 und des Appellationdgerichtd Wiedbaden 
vom 16. Mär; 1877.) 

Alinea 2 und Alinea 3 find erft in Folge eines der Generalverfammlung 
zu Köln (24. Juli 1881) unterbreiteten und von dieſer der Güterverkehrskommiſſion 
zur jelbitftändigen Erledigung überwielenen Antrags (f. Prot. ©. 5, 6, 53, 54) 
dem Mebereinfommen von 1881 durch einen am 1. April 1882 in Kraft getretenen 
Nachtrag einverleibt worden. Die Veranlafjung dazu lag nach den Motiven (Prot. 
©. 53, 54) darin, daß die gegenwärtig gültigen Beftimmungen im $ 48 deö Be⸗ 
trieb8reglement3 verſchiedene Meinungen und Anordnungen über die Zuläffigfeit der 
eilgutmäßigen Beförderung einzelner, nur bedingungsweiſe zum Transport zuge 
lafiener Gegenftände hervorriefen und jomit eine Vereinbarung hierüber zum Be- 
Dürfniß wurde. Es wurde daher in Alinea 2 bed Artikels als Prinzip binge 
ftellt, daß in Betreff der Zuläffigkeit der eilgutmäßigen Beförderung der Güter 
einfchliegli der nur bedingungsweile zum Transport zugelafienen das Ermefien 
der Annahmeftelle ausſchließlich entjcheide und daß die Anjchlußbahnen zur Zurück⸗ 
weijung folder von der Annahmebahn angebotener Eilgutfendungen nur dann be- 
fugt jeien, wenn pofitive Vorſchriften über Berpadung ꝛc. unbeachtet geblieben 
‚jeien. Indeß führte eine eingehende Prüfung der Beftimmungen bed 8 48 und 
der Anlage D. ded Betrieböreglementd zu dem weiteren, ald Alinea 3 in den 
Artikel aufgenommenen Grundfag, alle diejenigen Güter von der Eilgutbeförderung 
auszuſchließen, bei deren Zrandport die Beftimmungen des Betrieböreglementd die 
Beobachtung beionderer läftiger oder gefahrbergender Berpadungd-, Berlade- ıc. 
Borfchriften erfordern oder befondere Nachteile entftehben koönnen. Diefe Gegen- 
fände find in Alinen 3 des Näheren bezeichnet. 


202 Art. 423. 


Allgemeines Denifches Handelsgefehbud. 


Artikel 428, 


Die im Artifel 422 bezeichneten Eifenbahnen find wicht being, 
die Anwendung der in den Artileln 395, 396, 397, 400, 401, 408 


enthaltenen Beitimmungen über die Verpflichtung des Frachtführen 
zum Schadenserjabe, jei e8 in Bezug auf den Eintritt, dem Umiam 
oder die Dauer der Berpflichtung oder in Bezug auf die Beweislah, 
zu ihrem Vortheil durch Verträge (mittelſt Reglements oder burd 
beiondere Webereintunft) im Voraus auszuſchließen oder zu be 
ſchränken, außer ſoweit joldhes Durch die nachfolgenden Artikel zus: 
laſſen ift. 

Bertragsbeitimmungen, welche dieſer Borichrift entgegeufichen, 
haben keine rechtliche Wirkung. 
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zu Beſchränk. ihrer Haftpfl. f. Schäden, Buſch Bd. 4 ©. 428--441. Roßhirt, Ueber die Schaden 
eriappflicht der Eiſenbahnverw., Arch. f. civil. Pr. 4 5.247 5. Wolff in Buſch's Arch. Bd. 20 
€. 392 f. und im Centr.Org. Bd. 2 Nr. 46, 51. Wehrmann ©. 14—17. 

Entſcheidungen des Reichs ⸗Oberhandelsgerichts: 4. Mai 1871 ®b. 2 ©. 248. 13. Juni 
1871 ©. 3 ©. 59. 24. Mai 1872 Bd. 6 ©. 2373. 17. September 1873 Bd. 7 S. 103. 12. November 
1872 88.8 ©. 26. 19. September 1873 Bd. 11 ©. 76. 25. September 1874 Bb. 14 ©. 293. 30. Ro« 
vember 1875 Bd. 19 S. 185. 30. Auni 1876 Bd. 20 ©. 404. 11. Oktober 1876 Bd. 21 ©. 58. 
24. September 1877 Bd. 22 ©. 346. Gntjheidungen des Deiterr. Oberft. Gerichtshofes: 
4. April 1872. Epftein ©. 22. Röll S. 193. 


215) Prinzip nnd Entfichung des Art. 423. 


In ber Borbemerkung zu diefem Abſchnitte (S. 139 f.) ift bereit8 auf die Gründe 
näher eingegangen worben, aus welchen der Geſetzgeber die Vertragsfreiheit (Auto- 
nomie) der Eifenbahnen — im Gegenjage zu der des gewöhnlichen Frachtführers 
und aller anderen Transportanftalten — zu beſchränken fi) veranlaßt ſah. Diefe 
Beſchränkungen gipfeln in drei gefeßlichen Verboten: 

1. die Eingehung von Yrachtgefchäften zu verweigern, 

2. einen Abjender vor dem andern in Anfehung ber Zeit der Beförderung 
zu begünftigen, 

3. die gejeglihen Verpflichtungen des Frachtführers zum Schadenserſatz 
durch Verträge zu beichränfen oder aufzuheben. 

Während die beiten erften Beichräntungen ber Bertragäfreiheit den Inhalt 
ded Art. 422 bilden, ift Die dritte Gegenftand der Art. 423 ff. geworden. Wie 
oben in Anm. 193 u. 195 gleichfalls ſchon des Näheren ausgeführt, war dieſes in 
I. Leſung (Prot. ©.827—830, Entw. Art. 339) auf alle Frachtführer ausgedehnte 
Verbot in II. Lefung (Brot. ©. 1230 f., Art. 376) lediglich auf die Eifenbahnen 
beichräntt worden und hatte lepteren wegen der Befürchtung erheblicher Schädi- 
gungen bed Eijenbahnverfehrd und wegen der Unmöglichleit der Durchführung 
Anlaß zu lebhaften Vorftellungen gegeben, welche in III. Leſung injoweit Berüd- 
fichtigung fanden, ald das Berbot zwar an fich aufrecht erhalten (Art. 423), aber 
durch eine Reihe von im Verkehrsintereſſe gebotener Ausnahmebeftimmungen we- 
jentfih modifizirt wurde (Art. 424 ff.). 

In II. Leſung war fogar von mehreren Seiten (Hannover, Kurhefien, Bremen, 
Hamburg, Monit. Nr. 449, Würtemberg: Prot. ©. 4673 und ©. 4698) der Antrag 
geftellt worden, den Art. 376 des Entwurf3 II. Leſung gänzlih zu ſtreichen, 
mithin den Sifenbahnen die volle Bertragdfreiheit, wie jedem anderen Fracht⸗ 
führer, zu belafien. Diefer Antrag wurde aber aßgelehnt, nachdem dagegen geltend 
gemacht worben war, daß ed unthunlich erſcheine, die Beichwerden des Hanbeld- 
ftandes über die Benachteiligung defielben durch Ausbeutung der überwiegenden 
Stellung der Eifenbahnen (ihr faktiſches Monopol) im Handelsgeſetzbuch ganz un- 
beachtet zu laſſen und den Eifenbahnen die von ihnen befiderirte Autonomie ohne 
alle Beichränfung freizugeben. Was von der Unftatthaftigfeit einer Beſchränkung 
der Bertragdfreiheit vorgetragen werde, treffe nicht zu. Die Eifenbahnverwaltungen 
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hätten jogar, wenn fie von Aufrechthaltung ihrer Autonomie ſprächen, weniger die 
Aufrehthaltung einer Bertragsfreiheit in dem Sinne, daß fie fih ald Kontrahenten 
gegenüber dem Tontrahirenden Publikum betrachteten, ald eine Art von Geigy- 
gebungsrecht im Auge. Eine ſolche Autonomie fei in feiner Weiſe gerechtfertigt. 
Aber auch in Beziehung auf die Freiheit, Verträge durch Klaufeln zu modifiziren, 
jeien ſchützende Beftimmungen des Geſetzes da wohl begründet, wo ohne ſolche Lie 
Interefien der einen Partei der andern Partei gänzlich preiögegeben ſeien; d. b. 
aljo: Zwed des Artikels fei nicht der Eingriff in die Vertragsfreiheit der Bahnes 
— fondern im Gegentheil die Wiederherftellung der VBertragdfreiheit Dritter gegen 
die Wirkungen ihres Monopol3 (j. oben Anm. 194 ©. 143). Es ericdyeine daher 
in hohem Grade bedenklich, die leitenden Grundfäge des Art. 376 aufzugeben oder 
an benfelben zu rütteln. Nur das dürfte räthlich fein, zur Bejeitigung von Miß 
verftändniffen über den Sinn und die Tragweite der Beftimmung dieſes Artikel, 
die legtere durch ſolche deklaratoriſche Zuſätze näher zu präzifiren, wie fie bereit 
von mehreren Seiten (Brot. S. 4671—4673, Monit. Nr. 449—454, Brot. S. 4700. 
4786) in Vorſchlag gebracht worden ſeien. Diefe Zufäge feien geeignet, alle billigen 
Anſprüche der Transportanftalten zu befriedigen, indem fie falſche Auslegungen dei 
Geſetzes abhielten. (Prot. S. 4690—4692.) 

Ebenjo wurde. ein Antrag, die im Art. 346 audgefprochene Beſchränkung ver 
Bertragsfreiheit wenigftend bei Bertragdfchlüfieen unter außergewöhnlider 
Verhältniſſen (Brot. S. 4702, Art. 401) aufzuheben, abgelehnt, nachder 
bemerft worden war, daß man dadurch im Grunde den Art. 376 wieder aufbebe 
Denn ed werde leicht gelingen, darzuthun, daß in Diejem oder jenem Falle außer 
ordentliche Berhältnifie obgewaltet hätten. . . . 

(Brot. S. 5029, 5030.) v. Kräwel ©. 600, Wächter, HR. I E. 293 Mzı t 
Scheffer u Groß ©. 452 Anm. 2, v. bahn II. ©. 526, 527 3 3. 

Ein am Schlufie der Berhandlungen geftellter Antrag: „den einzelnen Staat} 
regierungen bleibt e8 unbenommen, die vorftehenden Ausnahmebeftimmungen nat 
Bedürfniß näher zu prägifiren, zu beichränfen oder zu erweitern“, wurde ebenfal! 
abgelehnt. (Brot. S. 5042.) 

So wurde denn nur die Frage in weitere Berathung gezogen, ob und weld« 
bejonderen Beitimmungen behufd der Begrenzung des Art. 376 rudfichtlich te 
Eifenbahnen in den Titel von dem Frachtgeſchäft aufzunehmen jeien und hierbei 
famen einerjeitd die in der Anlage zum 567. Protofolle unter Ziffer U. al 
„Zweiter Abjchnitt” des Titels vom Frachtgeſchäft („Bejondere Beitimmungen über 
dad Eijenbahnfrachtgeihäft”) von Württemberg vorgeichlagenen Beftimmungen 
(Brot. ©. 4700—4702), andererjeitö die von verjchiedenen anderen Staaten unter 
Nr. 450—454 der Zufammenftellung der Crinnerungen, fowie die von Thirringen 
(Prot. ©. 4786—4788) eingebrachten Anträge in Betradt. Nachdem befchlofien 
worden war, die Vorſchläge in der Anlage zum 567. Protokolle (Prot. S. 4700 
bi8 4702) der Berathung zum Grunde zu legen, wurde zunädft der Art. 395 
(sc. jet Art. 423) diefer Vorſchläge, welcher beftimmt war, den Art. 376 dei 
Entwurfs 11. Leſung zu erjegen und dad Prinzip für die Beichräntung der Ber- 
tragäfreiheit der Eifenbahnen zum Ausdrucke zu bringen, in Berathung gezogen. 
(Prot. ©. 4778.) 

Diefer Artikel Iautete in jeiner urjprünglihen Yaflung (Brot. ©. 4700): 
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„Art. 395. 
Beim Frachtgejchäfte der Eifenbahnen haben Berträge, durch welche 
die gejeglihen Verpflichtungen des Yrachtführers zum Schadenserſatze 
(Art. 371—375) aufgehoben, beichränft oder in Betreff der Beweislaft 
zum Bortheil des Yrachtführer® abgeändert worben, feine rechtliche 
Wirkung, außer joweit ſolche Berabredungen durch die nachfolgenden 
Art. 396—401 zugelafſen find”, 
erlitt jedoch im Verlaufe der Berathungen mehrfache Abänderungen (Prot. S. 4778, 
4779 und ©. 5025—5028), auf welche bei der folgenden Erörterung des Artikels 
näher eingegangen werden wird. 

Diefe Abänderungdbejchlüffe machten eine neue Yafjung des Artikels nothwendig, 
welche von der Redaktionskommiſſion in der Anlage B. zum Brot. der 584. Sigung 
(Prot. ©. 584) der Konferenz vorgelegt und von dieſer nad) nochmaligen mehr- 
fahen Aenderungen (Brot. ©. 5108) zum Gefebestert erhoben worden ift. 


216) „Die im Urtilel 422 bezeichneten Eiſenbahnen find nit beiugt . . „ 

Art. 422 erklärt im Alinea 1 die Eijenbahnen für nicht befugt, Berein- 
barıngen des darin bezeichneten Inhalts zu treffen, während Alinea 2 als Folge 
jeder Meberfchreitung des im Alinea 1 gegebenen Verbots die rechtliche Wirkungs- 
loſigkeit aller verbotäwidrig aufgenommenen Bertragsbeftimmungen bezeichnet. 

Alinea 1 bed Art. 422 ſpricht in feinen Eingangdworten nur den Eiſen⸗ 
bahnen die Befugniß der vollen Bertragdfreiheit ab. Gegenüber den früheren, 
weitergehenden Beſchlüfſen wurde hervorgehoben, daß die Abfiht dahin gehe, die 
Beitimmung blo8 auf die Eifenbahnen für anwendbar zu erklären und demnach 
auf andere Frachtführer, namentlich auf die fonftigen größeren Transportanftalten 
als Dampfichifffahrtsunternehmungen u. dgl. nicht auszudehnen, weil dieje nicht 
wie die Eijenbahnen ein faktiſches Monopol zur Ausführung von Frachtgeichäften 
in einer gewifien Richtung hätten, jomit die ratio nicht vorhanden fei, auf welcher 
die Aufnahme des Artikels berube. 

(Prot. S. 4778, 4779 auch ©. 829, 1230.) v. Kräwel 6.59 L, C. F. Roh ©. 495 
Anm. 62, Puchelt II. ©. 419 Anm. 1, Extih. R.O.H.G. Bd. 7 ©. 103, Scheffer md 
Groß ©. 452 Mr. 1, W. Roc, Zeitichr. für H.-R. Bd. 10 ©. 65, 66. 

Aber nicht alle Eiſenbahnen fallen unter das Verbot, jondern mur „die im 
Artikel 422 bezeichneten Eijenbahnen” d. h. diejenigen, welche dem Bubli- 
kum zur Benugung für den Gütertrandport eröffnet find. Welche Bahnen hierher 
gehören, ift in Anm. 196 ©. 163 des Näheren erörtert. Selbitverftändlich find 
damit nicht nur die VBorftände der Eifenbahnverwaltungen (Prot. ©. 5106) fon- 
dern auch alle Bertreter (Bevollmächtigte) gemeint, welchen die Befugnik zum 
Abſchlufſe von Verträgen (Yrachtverträgen) gültig verliehen iſt bezw. nach ihrem 
Amts- und Geichäftstreife zufteht. 

Durch die Worte „find nicht befugt” wird den Eifenbahnen gefeplich ver- 
boten, Vereinbarungen des im Art. 422 bezeichneten Inhalts in ihre Verträge auf- 
zunehmen, widrigenfalld gemäß Alin. 2 dieſe Vereinbarungen feine rechtliche Wir- 
tung baben. Dieſe Yafjung, welche ohne befonderen Beichluß der Konferenz Seitens 
der Redaktionskommiſſion an die Stelle ber urſprünglichen („DVerträge, welche... ., 
haben feine rechtliche Wirkung“ Brot. S. 4700) gejeßt wurde ift mehrfach monirt 
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worden. Man hat eingewendet, daß fie e contrario und weil Berbote ftrifte aus 
zulegen, zu dem Schlufie führe, dab der andere Kontrahent (der Abfender) zu 
derartigen Verträgen befugt, der Bertrag aljo gültig fei, wenn die Smitiative 
vom Abjender audgehe. Nun tft zwar diefer Einwand nicht ftichhaltig. Denn 
wenn dem einen Kontrahenten der Abſchluß bei Meidung der Nichtigkeit werbeten 
ift, jo wird der Bertrag nichtig, gleichviel von welcher Partei die Initiative dam 
audging. Indeß wäre ed zur Bejeitigung folcher Zweifel richtiger geweien, Die ur- 
ſprüngliche Faſſung des Artikels beizubehalten, zumal für die Abänderung ürgen? 
ein zwingender Grund nicht vorlag. „Trotz ber Genehmigung Seitend der Ber- 
waltungsbehörden bleibt e8 übrigens doch ſtets Sache der Gerichte, zu et 
icheiden, ob die reglementömäßige Beftimmung fich innerhalb der gejeglichen Grenzen 
gehalten habe oder nicht.” 
Erfaunt vom Ob.⸗Land.Ger. zu Wien unterın 23. Juni 1870, RöILI ©. 127. 
Bemerkenswerth ift bier noch folgende Entſcheidung des R.O.H.G.: 

l. Dad Prinzip der Einheit ded Frachtvertrages wird dadurch nicht verlegt 
daß die verjchiedenen Reglements der verjchiedenen aufeinander folgenden Bahnen 
in ihrer Geſammtheit zum Inhalte des Yrachtvertraged erklärt werden (Art. 401). 

2. Wenn in einem auf ſolche Weile zum Inhalte des Frachtvertrages er 
Härten Reglement einer dem Geltungdgebiete des D. H.G.B. fremten Eiim- 
bahn Beitimmungen enthalten find, weldhe zufolge ded Art. 423 9.-©.-B. Feine 
rechtlihen Wirkungen haben würden, jo Fönnen ihnen die letzteren Doch nicht ver 
jagt werden, foweit fie nach dem betreffenden fremden Geſetze gültig find, weil ver 
deutſche Gejepgeber, da er feinen Prohibitiovorfchriften eine Cinwirfung auf ein 
fremdes Rechtsgebiet nicht zu verichaffen mag, den inländifchen Frachtführer nidr 
durch Verbote beichränfen kann, welche Diefer im Auslande zur Geltung zu bringen 
außer Stande ift. 

3. Iſt thatſächlich feftgeftellt, daß eine Bahnftrede (in Folge von Krieg ꝛc. 
dem Berfehre für dad Publitum nicht freigegeben ift, fo ift die betreffende Strece 
nicht ald eine der Eiſenbahnen zu betrachten, weldhe Art. 422 bezeichnet umd für 
welche allein die in Art. 423 enthaltenen Berbote ausgeſprochen find. 

Erkannt vom R.-D..9..@. unterm 11. Oktober 1876, Entſch. Bd. 21 ©. 57. 

Auf Vereinbarungen aber eined von einer außerdeutichen Eiſenbahn abae 
Ihlofjenen Frachtvertrages, in welchen eine deutſche Eijenbahn eingetreten iſt, dari 
fi) legtere im Deutichen Reiche und wegen eined im Neichögebiete entſtandenen 
Schaden injoweit nicht berufen, ald der Bertrag eine von ber deutichen Geſeß⸗ 
gebung reprobirte (Art. 423) und für unftatthaft erfärte Stipulation enthält. 


Erkannt vom ID. Sen dei R.O. H.⸗G. unterm 23. September 1877, Cnti. 3b. 32 €. 245 
(vgl. Erk. vom 13. Juni 1871, Entid. Bd. 8 ©. 59). 


217) „Die Anwendung der in Den Artileln 395, 396, 397, 400, 401, 468 
enthaltenen Beltimmungen über Die Verpflichtung Des Srahtführers zum 
Scthadenserſatze.“ 

Die Worte lauteten urſprünglich: „Die geſetzlichen Verpflichtungen des Fracht 
führers zum Schadenserſatz“ (Art. 371—375 sc. jetzt 395, 397, 398, 400 und 
401), (Prot. S. 4700), wurden hierauf umgeindert in: „Verpflichtungen des Fracht 
führer, wie fie durch die Art. 371--375 beftimmt find“ (Prot. ©. 4779), nme 
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erhielten ſchließlich auf Vorſchlag der Redaktionstommilfion die gegenwärtige Faſſung 
(Brot. ©. 5108, 5120). ‘ 

Die Eiſenbahnen dürfen hiernach — foweit nicht die folgenden Artikel (424 
bis 431) Modifikationen geftatten — vertraggmäßig zu ihrem Vortheile im Voraus 
weder außfchließen noch beichränten: Die Anwendung aller Artikel des vorigen 
Abjchnitted, welche von der Schadenderjagpflicht ded Frachtführers handeln, 
mit alleiniger Ausnahme der Artikel 398 u. 399, bezüglich welcher ben Eifenbahnen 
entgegenftehente Berabredungen gradezu geftattet find (ſ. Art. 427 und oben Bd. I. 
©. 352—361, Brir ©. 418). Hierbei ift ed irrelevant, ob der Frachtvertrag 
Bagenladungen oder Stüdgüter betrifft. Die Art. 395, 396, 423 ff. H.G.B. 
und die ihnen entiprechenden Beftinmungen des Betr..Regl. leiden auf Wagen- 
ladtungen wie auf Stüdgüter Anwendung. 

Erlannt vom R.O.H.⸗G. unterm 30. Suni 1876, Entih. Br. 20 ©. 404 (408). 

Es find aljo — abgejehen von jenen Modifikationen — unabänderlich und 
abjolut geltend (Thöl II. $ 77 ©. 156): 

Art. 395: Haftung (ex recepto) für Berluft oder Beihädigung bed Guts 
von der Empfangnahme bis zur Ablieferung — außer bei Nachweis der Ent- 
ftehung ded Schadens durch höhere Gewalt, natürliche Beichaffenheit des Guts, 
äußerlich nicht erfennbare Mängel der Berpadung (j. Bd.I. Anm. 37 f. ©. 192 f.), 
j. jedoch Art. 424-426. 

Art. 396: Erſatz des gemeinen Werths bezw. gemeinen Handelswerths oder 
— bei böslicher Handlungdweije bed Frachtführer? — des vollen Werthes (j. Bd. 1. 
Ann. 47 f. ©. 279 f.), |. jedoch Art. 427 Nr. 1. 

Art. 397: Haftung für Schaden aus Berfäumung ber Lieferzeit mit der 
Sorgfalt eines ordentlihen Frachtführers (Bd. J. Anm. 55f. S. 329 f. und Puchelt 
1. ©. 421 Nr. 6 u. 7), I. jedoch Art. 427 Nr. 2. 

Art. 400: Haftung des Frachtführers für feine Leute (Bd. I. Anm. 66 f. 
©. 369 f.). 

Art. 401: Haftung der am Trandporte betheiligten Yrachtführer (Bd. II. 
Anm. 73. ©. 2f.), I. jedoch Art. 429—481. 

Art. 408: Haftung für äußerlich nicht erkennbare Transportſchäden auch nach 
der Annahme und Berjährung der Schadensklagen und Einreden (Bd. II. Anm. 125 f. 
©. 466 f.), j. jedoch Art. 428. 

Andererjeit3 ijt aber Art. 423 als Prohibitivbeſtimmung nicht ertenfiv, ſondern 
ftrifte aus zulegen (vgl. Keyßner ©. 481 Nr. 1, Zeitichr. für HR. Br. 10 
©. 69, Budelt I. ©. 419 Nr. 2), mithin die Nichtbefugniß der Bahnen Iedig- 
li auf die im Art. 423 ausdrücklich angeführten Artikel beſchränkt. Im Mebrigen 
ift die Bertragfreiheit der Eiſenbahnen ebenjo unbeſchränkt ala Die aller anderen 
Frachtführer, ed folgt aljo e contrario aus Art. 428, daß alle Dort nicht aufge 
führten Artikel des erjten Abfchnittes für die Eijenbahnen Feine abjolute Geltung 
haben, fondern im Bertragswege (durch Reglement oder bejondere Uebereinkunft) 
zu ihrem Bortheile abgeändert werden dürfen (vgl. W. Koh ©. 9, v. Hahn. 
©. 528 $ 5, Anſchütz II. ©. 470, 471, Thöl Il. $ 79 ©. 159, 160). Nicht 
abiolut geltend und abänderbar find daher: 

Art. 391 ($ 49 Betr.-Regl. Bd. I. Anm. 9 ©. 61 f.), 
Art. 392 ($ 50 Betr.Regl. Br. I. Anm. 20 ©. 94 1.), 
Art. 393 SC 51 Betr.Regl. Br. I. Anm. 25 ©. 135 f.), 
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Art. 394 ($ 57 u. 58 Betr.Regl. Bd. I. Ann. 34 u. 35 ©. 168 fi), 

Art. 398 u. 399 (Bd. I. Anm. 59 f. ©. 352 f.), 

"Art. 402 (8 59 Alin. 1-3 Betr.-Begl. Bd. II. Anm. 81 ©. 116 in, 

Art. 403 ($ 59 Alin. 1,4—15, $56 Min. 1, 2,3, 8 u. 9, 860 
Betr.-Regl. Bd. II. Anm. 89—91 ©. 158 f.), Ä 

Art. 404 (ſ. Bd. IT. Anm. 93 f. ©. 220 f.), 

Art. 405 (ſ. Bd. II. Anm. 97 f. ©. 241 f.), | 

Art. 406 ($$ 52—54 Betr.Regl. Bd. II. Anm. 108—110 ©. 335 i, 
v. Hahn II. ©. 528 $ 4), | 

Art. 407 ($ 61 Alin. 1, 4 5 u. 6 Betr.Regl. Bd. U. Am. 18 
©. 437 f. und Entich. ded R.O.H.G. Bd. 8 ©. 320), 

Art. 409—412 (f. Bo. I. Anm. 140-157 ©. 526 f. umd Ente. dee 
R.O.H.G. Bi. 8 ©. 320). Ä 


218) „tel es in Bezug auf den Eintritt, den Umfang oder Die Dauer kr 
Verpfliätung aber in Bezug auf Die Beweislaſi.“ 

Der entiprechende Artikel 376 des Entwurfs II. Leſung enthielt dieſen Pahe! 
noch nicht. Auch der der III. Leſung zu Grunde gelegte Art. 395 (Brot. ©. 470. 
4778) beichränkte ſich auf die Hervorhebung der Worte „in Betreff der Bewei 
laſt.“ Erſt die weiterhin im Berlaufe diefer Lefung von der Minorität der 
Konferenz vertretene Anficht, daß ber vorliegende Artikel den Eifenbahnen nar 
die Beichränfungen ded materiellen Umfangs ber Haftbarkeit des Zrade 
führer8 unterfage, auf Beifügung von Betingungen aber oder auf Keftiepun 
von Friften, innerhalb deren die Erſatzanſprüche geltend gemacht oder angezeig 
werden müßten, ſich nicht beziehe, gab der Majorität Anlaß, Folgendes austrüf: 
li hervorzuheben: Die fragliden (der Autonomie entzogenen) Artikel würte 
allerdings eine Beſchränkung erleiden, wenn die Eifenbahnen fie an kürzere als die 
gejeglichen Verjährungsfriften knüpfen würden; denn wenn das Gefep fage, ha 


‚ber Frachtführer dieſe oder jene Verpflichtung habe, fo könne es nicht zweiich 


jein, daß eine Verpflichtung, die an und für ſich denfelben Umfang habe, als die 
geſetzliche Verpflichtung, aber an eine fürzere Zeit der Geltendmachung des An 
ſpruchs oder an die Bedingung der Anmeldung deffelben binnen einer kurzen Frit 
gebunden jei, nur ein beichräntteres Recht gewähre, gerade jo, wie Died der zul 
jein würde, wenn der Anſpruch von einer fjonftigen Bedingung abhängig ar 
madht ei. 

Um indeß jeden Zweifel hierüber abzujchneiden, wurbe beantragt, den Artikel 
dahin zu ergänzen, daß darin außbrüdlich erklärt werde, es ſei den Eiſenbahne 
geftattet, Verträge zu jchliegen, durch welche der Eintritt oder die Geltendmachum 
der vorftehenden Verpflichtungen bejchränft würden, wobei man durch ben Anl 
drud „Eintritt der Verpflichtung” Die Friften von dem Charakter der Art. 408 
Alin. 2 und Art. 428 9.-©.-B., und mit dem Ausdrude „Geltendmachung“ die 
Berjährungsfriften zu treffen beabfichtigte.e Dieſe Ergänzung wurbe gemehmixt 
(Prot. ©. 5025—5028, vgl. auch Prot. ©. 5012, 5013). Die Redaktionsken 
mijfion brachte jedann in Gemäßheit dieſes Beſchluſſes folgende Faffung u 
Vorſchlag: 

„ſei ed in Bezug auf den Eintritt, den Umfang oder die Dauer dr 
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Berpflichtung oder in Bezug auf die dem Frachtführer obliegende Beweis 
lafl.“ (Brot. ©. 5120.) 

Die Faffung wurde genehmigt, jedod unter Streihung der Worte „dem 
Frachtführer obliegende”, einmal weil dieſelben nicht beichlofien jeien, jodann weil 
fie zu einem unrichtigen NRefultate führen würden, indem fie den Eiſenbahnen das 
Necht gaben, wenigftend in gewiffen Beziehungen die dem Abfjender obliegende 
Beweislaft zu ändern, und zwar in einer Weile, dab berjelbe den Beweis nur 
jelten würbe liefern können. (Prot. ©. 5108.) 

Es ift aus diefen Verhandlungen zur Genüge die Tendenz erfichtlid, dem Ge- 
danken Ausdruck zu verleihen, daß, inſoweit eine vertragdmäßige Beſchränkung oder 
Ausſchließung der Haftbarfeit der Bahnen für unzuläſſig erflärt ift, Dies aus- 
nahmslos und nah allen Richtungen gelten joll und auch nicht auf Ummegen, 
duch Einfügung irgend welcher Bedingungen, Friſten ꝛc. geichehen darf, welche 
dem Abſender ein beichräntteres Recht, ald das gefepliche gewähren würden. (Ma- 
fower Art. 423 Anm. 2b.) Es bürfen aljo weder die thatſächlichen Voraus⸗ 
jegungen, unter welchen in Gemäßheit ber allegirten Artikel der Eintritt ber 
Erjagpfliht erfolgt und der Schabenderfag bemefjen wird, noch der materielle 
Umfang der Haftung und Erſatzpflicht, noch die Dauer derjelben, noch die Be- 
mweislaft irgendwie vertragämäßig audgefchloffen oder beichränkt werben. (Thöl 
1. 8 77 ©. 156.) Es darf alſo indbejondere nicht der Eintritt ber Erjappflicht 
von der Einhaltung von Anmeldefriften abhängig gemacht werben, welche geſetzlich 
nicht vorgejchrieben find (Art. 408 Alin. 2, Art. 428), deögleichen darf der Umfang 
des Schabenderfages nicht unter das geſetzlich (Art. 396, 427) vorgeichriebene Map 
herabgedrückt werben, ebenſowenig ijt es zuläfflg, die gejeglichen Verjährungsfriften 
(Art. 408 Alin. 3) zu beichränten oder in Bezug auf Die Beweidlaft die maß- 
gebenden Beitimmungen abzuändern, und zwar in legterer Hinficht weder injoweit 
ed fidy um eine Abwälzung oder Erleichterung der dem Frachtführer, noch injoweit 
es fih um die Zuwälzung oder Erfchwerung der dem Abjender oder Empfänger 
obliegenden Beweislaft handeln würde. (Brir ©. 418.) | 


219) „zw ihrem Bortheil.” 

Die Materialien ded Art. 423 bieten für die Auslegung der Worte „zu ihrem 
Bortheil” keinen Anhalt. In dem entiprechenden Art. 339 der I. Lefung und in 
Art. 376 der II. Leſung finden fi die Worte noch nicht. Sie erjcheinen zum 
erfien. Male in den Anträgen zur III. Lefung (Prot. ©. 4700 Art. 3895) und find 
von dort unbeanftandet und ohne weitere Motivirung in das Geſetz übergegangen. 
(Brot. S. 4778, 5108, 5120.) Nur vertragdmäßige Aenderungen der bezeichneten 
geſetzlichen Verpflichtungen zu ihrem Vortheile jollen hiernach den Bahnen ver- 
baten jein. Die Worte find unverlennbar deshalb ausdrücklich hinzugefügt, um die 
Folgerung e contrario zu begründen, daß Aenderungen zu ihrem Nactheile . 
den Bahnen geftattet find. Puchelt N. ©. 420.) 

Der Nachtheil muß aber ein unbedingt erfichtlicher, effektiver fein, es genügt 
nicht etwa, um eine Abänderung zu rechtfertigen, der bloße Nachweis, daß nicht Die 
Abficht oder nicht der Erfolg eines Vortheils auf Seiten der Eiſenbahn obgewaltet 
habe. Ebenſowenig darf, wie oben bereitd des Näheren andgeführt, Die Beichrän- 
fung oder Ausfchließung einer gejeglichen Verpflichtung in Rüdficht darauf verein- 

Eger, Teutichet Frachtrecht. II. 14 
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bart werden, daß zum Entgelt bafür von Seiten der Bahn freiwillig andere ge 
jeglich ihr nicht obliegende Verpflichtungen übernommen werden, welche dem Ab 
jender überwiegende Bortheile in Ausfiht fellen (j. Anm. 199 ©. 172 mt 
Anm. 203 ©. 182 f.). Ein derartiges Abwägen der Nachtheile und Bortheile würde 
die Verſuchung zu fpipfindiger Auslegung der Verträge nahe legen und Die Abficdt 
bed Gefepes illuforifch machen. Es ift daher nicht zuläffig, in Rückſicht auf ber 
artige Bortheile irgend welche Vereinbarungen ber im Art. 423 bezeichneten Art zum 
Nachtheil der Abfender zu treffen. Letztere gelten als non scriptum (f. Alin. 2) 


220) „Dur Verträge (mittell Reglemente oder durch beieubere Ticherein- 
Eunft)“. . 

Der Art. 376 ded Entwurfs II. Leſung enthielt nur das Wort „Berträge”; 
deögleichen der der III. Lejung zu Grunde liegende Entwurf (Prot. S. 470. 
Erft durch die Redaktionskommiſſion wurden die Worte „mittelft Reglements oder 
durch beiondere Webereintunft” eingefügt (Prot. S. 5120). In der Schlußberathunz 
wurde die Streihung diefer Worte beantragt, weil fie, abgefehen davon, daß ſe 
"nicht bejchkoffen worben, zu der Meinung Anlaß gäben, als follten alle Beim 
mungen ber Reglementd, jobald den Eifenbahnen ein Transport angetragen m 
von denfelben übernommen worden, unter allen Umftänden ald vertragämäßige 
Stipulationen zwijchen der Eifenbahnwerwaltung und dem Abjender angejehen wer- 
den. Es wurde jedody hierauf erwidert: durch Aufnahme der fraglichen Bene 
habe keineswegs dasjenige audgedrüdt werden jollen, was aud denjelben gefolget 
werde. Die Yrage, ob und wann auf Grund des Umftandes, daß die Eiſenbahnen 
in ihren Reglement? ji nur unter gewiffen Bedingungen zum Transport vu 
Gütern erböten, eine vertragdmäßige Uebereintunft rüdfichtlih der Reglemenit- 
beftimmungen anzunehmen fei, jolle in diefeın Artikel nicht entichieden werden. & 
handle ſich nur darum, anzudeuten, dab ein joldher Vertrag unter den gemwöhr 
lihen Umftänden und regelmäßig fich werde annehmen laflen, woburd Das Gegen 
theil für gewiſſe Fälle nicht ausgefchloffen jei, z. DB. wenn eine Aenderung iz 
Betriebsreglement noch nicht gehörig befanmt gemacht gewejen ſei. Um dieſe U- 
fiht deutlicher auszudrücken, ſeien die Worte „mittelft Reglements“ gebraudyt ım 
werde vorgeichlagen, diejelben in Klammern zu eben. Died wurde bejchlefie 
(Brot. ©. 5108, v. Kräwell ©. 600, 601, Makower Art. 423 Anm. 2c. 
Brir ©. 418). 

Nach Inhalt diefer Verhandlungen und des Geſetzes ift die Ausichliegung ur 
Beſchränkung „Durch Verträge” verboten und in Parentheje find die gewẽbr 
lihften Formen, unter welchen Eijenbahnfrachtverträge abgeichlofien werben, be 
Ipielöweije — aljo ohne Ausſchluß anderer und auch ohne Präjudiz der Frage, 
ob im einzelnen Falle auf die bezeichnete Weile ein Vertrag rechtlih zu Stande 
gefommen ift — angeführt. Es tft nicht zu verfenmen, daß es zur Bermeidun; 
aller Zweifel befjer gewejen wäre, die in Parentheje ftehenden Worte fortzulafen. 
wie dies in der früheren Yaflung gejcheben ift. 

Nur die Ausſchließung zc. durh Verträge tft verboten. Legt z. B. eir 
Frachtvertrag nicht vor — 3. B. bei umnentgeltlicher Rüdbeförderung leerer Em 
ballage — jo haftet die Eijenbahn nicht als Frachtführerin für den Berluft mi 
es findet daher auch Art. 423 nicht Anwendung. 

Erk. des Preuß. Ob.⸗Trib. vom 9. Juni 1863, (Sentr.«Org. II. ©. 189 
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Ferner find jelbitverftändlih nur Verträge mit den Schadens erſatzberechtigten 
gemeint, nicht etwa Berträge, welche die Eijenbahn mit Dritten behufs Aus- 
ſchließung ober Beichränktung ihrer Haftpflicht ſchließt (Berfiherungs-, Bürgichafts- 
20. Berträge). Verträge ber lepteren Art find geftattet, ebenſo jede andere, rechtlich 
etwa mögliche Art der Ausichliegung oder Beſchränkung. „Bertrag” ift aber 
im Uebrigen nad) der Tendenz bed Geſetzes im weiteften Sinne zu nehmen. 
Jede übereinftimmende Willenderflärung des im Art. 423 bezeichneten Inhalts, 
welche fih nah allgemeinen Nechtöregeln als Bertrag darftellt, wird von dem 
Berbotögejege betroffen. Es kommt nicht darauf an, ob die Bertragdform nad 
den pofitiven Landesgefetzen gewahrt ift. Alle Arten von Berträgen, oblige- 
toriihe und liberatorifche, einjeitige und gegenfeitige (läftige und wohlthätige) 
find inbegriffen, gleichviel ob für die Ausſchließung bezw. Beichränktung ein Ent- 
gelt gewährt wird oder nicht, und gleichvuiel, ob in Form eines Vergleiches, einer 
Entfagung, Verzichtleiftung oder Schenkung, eine einfeitigen Reverfeß, eines gegen- 
jeitigen Paktums, jchriftlih oder mündlich, gejondert oder ald Nebenbeftimmung 
anderer Verträge. Es madt keinen Unterjchied, ob die Uebereinkunft ausdrücklich 
oder durch konkludente Handlungen erfolgt ift, ob durch ausdrückliche Erklärung in 
einer Vertragsurkunde oder durch bloße Verweiſung auf ein Reglement (Gold: 
ſchmidt Zeitichr. f. HR. IV. ©. 645). 

Daß der Ausdruck „Verträge“ im weitelten Sinne aufzufafien ift, gebt 
daraus mit Evidenz hervor, daß die Worte „mittelft Reglementö oder durch be- 
fondere Webereinfunft” nur in Parenthefe, aljo nur beijpielöweife beigefügt find, 
wiewohl fie faft erjchöpfend diejenigen Formen bezeichnen, in welchen der Regel 
nach ein Vertragsabſchluß überhaupt denkbar ift. 

Die Worte „mittelft Reglementd” deuten den im Eiſenbahnverkehre üb- 
lien, generellen Weg an, auf welden ein Eijenbahnfrachtvertrag abgefchlofien 
wird. Das Reglement ift, wie oben Anm. 208 ©. 177 (vgl: au Puchelt II. 
©. 420, 421, Scheffer u. Groß ©. 453 N. 8, Hillig ©. 57 f.) bereitö bes 
Näheren erörtert, nicht der Bertrag jelbft, nicht einmal eine Vertragspropoſition, 
fondern nur die allgemeine Erklärung der Bedingungen, unter welchen die Eifen- 
bahnen Trandportverträge jchliegen wollen. Die Vertragsofferte auf Grund diefer 
Bedingungen (Reglements) bat vom Abjender audzugehen und erft durch Annahme 
derjelben von Seiten der Eiſenbahn kommt der Bertrag zu Stande. Gold⸗ 
Ihmidt a. a. O. Bd. 4 ©. 594.) Daher find dem Worte Verträge in Klam- 
mern die Worte „mittelft Reglement”, d. 5. im Wege der Reglement, bei- 
gefügt. Die Worte bedeuten nicht etwa: mittelft der befonderen Art von Ber- 
trägen, weldde man „Reglementö” nennt, jondern: durch Verträge, welche auf 
Grund von (mit Hinweifung, Bezugnahme ıc. auf) Reglements abgeichlofien 
find (w. Hahn II. ©. 525, Thöl I. $ 77 ©. 156). 

Diefer generellen Form fteht gegenüber die „bejondere Uebe reintunft“. 
Unter diefem Auddrude find — wie dad abfichtlich yanz allgemein gewählte Wort 
„Webereinkunft” zur Genüge erkennen läßt, — unbeichränft alle anderen Arten und 
Formen von Verträgen zu verfteben, welche fidh ohne ausdrückliche oder ftillichwei- 
gende Verweiſung auf Reglement ald jpezielle Berabredimgen über die Schadens- 
erfappflicht darftellen, namentlich folche, welche einen von ben Reglements abwei- 
enden Inhalt haben oder in demjelben nicht aufgenommene Beftimmungen ent- 
halten. (v. Hahn II. ©. 595, Thöl II. 577 ©. 156, Hillig ©. 57.) 

14* 
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221) „im Boraus auszujſchließen oder zu beidränten.“ 

Die Worte „im Voraus“ find — und zwar ohne weitere Motivirung — 
erft durch den Entwurf der Redaktionskommiſſion (Brot. S. 5120) in den Artite 
eingefügt worden, während fie allen früheren Entwürfen fehlten. Es wäre auh 
richtiger gemwejen, dieſelben fortfallen zu laffen, da fie leicht zu Zweifeln Anlaß 
geben können. Es Tann die Frage eniftehen, ob „im Voraus“ bebeuten foll: ver 
Uebernahme ded Transports oder vor Erfüllung (Beendigung) des Yrachtvertrages 
oder vor Eintritt der Schadenderfagpfliht? Die Materialien geben hierüber feinen 
Aufſchluß. Der Tendenz ded Artileld dürfte aber am meiften die Annahme m: 
iprechen, daß „im Boraus“ bedeuten joll: „vor Eintritt der Schadenserfap- 
pflit”. Denn nad Eintritt der Schabenserfagpflicht handelt es fidy nicht mehr 
um ein erft zu erwerbended, künftiges Recht, über welches ber Abfender mit der 
Bahn zu paltiren bat und weldhes ihm durch deren Machtſtellung verkümmen 
werden Tann, fjondern um ein bereitd beftehended (erworbenes) Recht. Daß über 
defien Hıinfang oder Ausübung nachträglich im Vergleichöwege ꝛc. paltirt wirb bew. 
eine vertragämäßige Feſtftellung erfolgt, dürfte nach der Abficht des Gefepes nidt 
ausgejchlofien jein. (Vgl. über dieſe Yrage noch bed Näheren Eger, Keichshaft⸗ 
pflichtgefeß, II. Aufl. ©. 462—464.) 

Aus den Worten „auszufchließen oder zu befhränfen” ergiebt fi in 
gleicher Weile, wie aus den Ausdrücken „zu ihrem Vortheil“ (j. Anm. 219) und 
„im Voraus“, daß Art. 428 kein unbedingtes Vertragsverbot gegen die An- 
wendung ber bort bezeichneten Artikel enthält. Rur nad einer beftimmten Rid- 
tung hin, nämlich zur vertragämäßigen Ausſchließung oder Beſchränkung de 
Anwendung diejer Artikel find die Eifenbahnen vom Geſetze für nicht befugt erflint. 
In allen anderen Beziehungen fteht ed ihnen frei, die geſetzliche Schadenserjar- 
pflicht Vereinbarungen zu unterwerfen (Puchelt II. ©. 420), insbejondere bezüg- 
lich einer etwaigen Erweiterung der Erjappfliht oder Erhöhung der Grip 
leiftungen, Berlängerung der Verjährungd- und Anmeldefriften, babnjeitige Er- 
ſchwerung der Beweißdlaft u. |. w. Hierbei kommt in Betracht, daß Berbotgeiepe 
ftrifte auszulegen und ald Audnahmegefeße aufzufaffen find, fo daß im Zweifd 
bezw. foweit die Beſchränkung nicht gehörig zu erfennen gegeben tft, angenommen 
werben muß, daß nur eine Beftimmung dispoſitiver Natur vorliege, 

Bol. Solpfhmidt a. a. D. 2b. IV. ©. 591 Rote 20, Böding, Pandekt. I. $ 93, tt 
des Preuß. Ob.⸗Trib. vom 6. Juli 1868 (bei Koh, Eiſenbahnr. Anlageheft ©. 311, 513 m 
(Erf. vom 8. März 1853 (Rhein. Arch. Dh. 48 Abt. 2 €. 40 ff. 

Sn Uebereinftimmung damit bemerkt au v. Hahn II. ©. 528: „Die Ber- 
iragöfreiheit der Eiſenbahnen ift nad beftimmten Richtungen hin aufgehoben 
bezw. mobifizirt; im Uebrigen ift diefelbe ebenjo unbejchränft, wie die ber 
anderen Frachtführer.” 


222) „anfer, foweit ſolches durch Die nachfolgenden Artikel zugelaffen iR.“ 

Diefer Schlußſatz fehlte den älteren Entwürfen (Art. 339 I. Leſg., Art. 376 
1. Leſg.). Er ift erft, nachdem in Folge der Agitationen der Eifenbahnvermal- 
tungen (Dentichrift v. 12. Dezember 1859, Prot. ©. 4671—4673) zu dem ur 
iprünglid unbetingten Vertragsverbot ded Art. 376 II. Leg. die Aufnahme 
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einer Reihe von Modifikationen in Ausficht genommen und beichloffen worden war 
(jegt Art. 424-431 Brot. ©. 4779-—5043), ald Hinweis auf dieſe dem Art. 423 
zugelegt worden (Prot. S. 4700, 4778, 4779, 5108, 5120). 

Mit diefem Schlußfape wird eine neue (vgl. Anm. 219, 221) und zwar die 
gewichtigite Beichränfung dem Vertragsverbote bed Art. 423 zugefügt. Die ver- 
tragsmäßige Beichränkung oder Audfchliegung der Anwendung der Art. 395, 396, 
397, 400, 401 u. 408 fol zwar den Eiſenbahnen zu ihrem Bortheil und im 
Boraud verboten jein, aber nicht gänzlich, ſondern nur foweit die „nachfolgenden 
Artikel“ ſolche vertragsmäßige Abänderungen nicht zulafien. Die „nachfolgenden 
Artikel“ find nicht fpeziell bezeichnet. Es unterliegt aber Teinem Zweifel, daß 
darunter jämmtliche dem Art. 423 folgenden Artikel des vorliegenden Abfchnittes, 
alfo Art. 424—431 gemeint find. Und zwar wird dem Inhalte nach eine ver- 
traggmäßige Modifikation des 

Art. 395 durch Art. 424— 426, 

Art. 396 durch Art. 427 Wr. 1, 

Art. 397 durch Art. 427 Nr. 2, 

Art. 400 durch Art. 429—431, 

Art. 408 durch Art. 428 
gejeglih zugelafien (j. oben Anm. 217 ©. 206 f.). Der einzige der im Art. 423 
bezeichneten Artikel, welcher nach Maßgabe der folgenden Artikel (424—431) über- 
haupt nicht modifizirt werden darf, ift hiernach Art. 400 (Haftung des Fracht: 
fübrers für feine Leute). 


223) „VBertragsbeflimmungen, melde dieſer Vorſchrift entgegenfichen, Gaben 

feine rechtliche Wirkung.” 

Während die früheren Entwürfe (Art. 339 I. Leig., Art. 376 II. Leſg., 
Art. 395 IH. Leig. Prot. S. 4700) ſämmtlich nur ein Alinea enthielten, welches 
dahin lautete: 

„Derträge, durch welche die gejeglichen Verpflichtungen des Frachtfüh⸗ 

rerd .. . ., haben feine rechtlihe Wirkung“, 
zerfällt die von der Redaktionskommiſſion vorgefchlagene (Prot. S. 5120) und von 
der Konferenz acceptirte (Prot. S. 5108) Faffung in zwei Alinea, von welchen 
das erfte die Cifenbahnen für nicht befugt erflärt, die Anwendung der mehr- 
erwähnten Artikel auszujchließen ober zu beichränfen, während das zweite im An- 
ſchluß an dieſes Verbot verordnet, daß „Bertragäbeftimmungen, welche dieſer Bor- 
ſchrift entgegenftehen, feine rechtlihe Wirkung haben“. 

Alinea 2 des Art. 423 bezeichnet alfo als Yolge jeber Weberfchreitung der 
im Alin. 1 enthaltenen Vorſchrift die rechtliche Wirkungsloſigkeit aller ver- 
botöwidrig abgeichloffenen Verträge, jelbft wenn dieſe formell in Ordnung find, 
und verleiht damit dem tm Alin. 1 audgeiprochenen Verbote bie erforderliche 
civilrechtliche Kraft, ohne welche dafjelbe eine lex imperfecta, bezw. ohne materielle 
Rechtswirkung und Bedeutung fein würde. 

Das Wort „VBertragsbeftimmungen” (nicht, wie in den früheren Ent- 
würfen „Verträge”) ift offenbar in der Annahme gebraucht, daß eine ſolche Ueber- 
einkunft in der Regel feinen befonderen Bertrag, fondern nur den acceſſoriſchen 
Theil eined anderen (Trandport-) Vertrages bildet oder auch ein jeparater Vertrag 
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über die Erjappflicht noch andere Betimmungen enthalten Tann, zu deren Ri 
tigfeit3erflärung Fein Grund vorliegt. Nur diejenigen Beftimmungen eine 
ſolchen Bertrages rejp. derjenige Theil deffelben, welcher ber Boririft tel 
Art. 423 Alin. 1 entgegenfteht, wird durch Alin. 2 für rechtlich wirkumgdles 
erklärt. 

"Der Außdrud „dieſer Vorſchrift“ giebt zu erfennen (vgl. Anm. 221), da} 
nur die Kontravention gegen Alin. 1, alfo nicht jede Bertragsichließung, tie 
gegen die dort angeführten Artikel verftößt, ſondern allein diejenige, welche in iem 
durch Alin. 1 beftinmten und begrenzten Sinn und Umfang deren Anwendum 
entgegenfteht, der rechtlihen Wirkung entbehrt. 

„haben keine rehtlihe Wirkung.“ Unzweifelhaft ift damit die Ric- 
tigfeit, nicht die bloße Anfechtbarkeit im Rechtöfinne gemeint (vgl. Thel IM. 
F 77 ©. 157). Für Vertragdbeftimmungen, welche der Borfchrift des Art. 43 
Alin. 1 entgegenfteben, gelten mithin die Grundſätze über Nichtigkeit. Es kam 
auf derartige Beftimmungen feine Klage geftügt und ebenſowenig daraus eine Ein- 
rede entlehnt werden. Auch bedarf es keines bejonderen Rechtömitteld, um bie 
felben zu befeitigen oder wirkungslos zu machen. Alle darauf gegründeten Reber 
gefhäfte (Bürgichaft, Pfand) müfjen mit demſelben fallen. Die Nichtigkeit kanz 
nicht geheilt, ihre Wirkung nicht befeitigt werden, weber durd irgend eine Han 
lung der Kontrahenten, noch durch Verzicht auf die Einrebe der Richtigkeit, ned 
duch nachträgliche Anerkennung oder Verjährung. 

Es könnte zweifelhaft jein, ob abjolute, d. h. für beibe Theile geltende, eder 
nur relative, d. h. nur der Eifenbahn gegenüber eintretenbe, Nichtigkeit in ber Ab 
fiht des Artikels Tiegt, derartig, daß alfo der andere Kontrahent (Abfender x) 
berechtigt bleibt, aus einer dem Alin. 1 entgegenftehenden Vereinbarung Klage 
und Einreden zu erheben und nur der Eijenbahn biefe Befugniffe verſagt fint. 
Indeß fpricht gegen legtere Annahme, daß Alin. 2 des Art. 423 ganz allgemein 
und abfolut, ohne jede Beziehung auf den einen oder anderen Theil, die dem 
Alin. 1 entgegenftehenden Beftimmungen für rechtlich wirkungslos erflärt, du} 
ferner mit Recht der Begriff einer relativen Nichtigkeit überhaupt beftritten iR. 
weil ed logiſch unmöglich erjcheint, ein Rechtsgeſchäft zugleich ald für den Einen 
porhanden und für den Anderen nicht vorhanden anzujehen, und daß endlich te 
Mitlontrahent bei dem nichtigen Vertrage ſich jedenfalls ald Theilnehmer der un 
befugten Handlung darftellt und daher deren Folgen mit tragen muß. (Bol. Eger 
R.Haftpfl. Geſ. II. Aufl. ©. 465—467.) 
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Allgemeines Denifches Handelsgeſetzbuch. 


Artikel 424. 


&3 Tann bedungen werben: 

1. in Anfehung der Büter, weldhe nad) Bereinbarung mit dem 
Abjender in unbededten Wagen transportirt werben: 

da für den Schaden nicht gehaftet werbe, weldder aus 
der mit diejer Transportart verbundenen Gefahr ent- 
ſtanden ift, 

2. in Anfehung der Güter, welche, ungeachtet ihre Natur eine 
Berpadung zum Schub gegen Berluft oder Beſchädigung 
auf dem Transport erfordert, nad Erklärung des Abjenders 
auf dem Frachtbrief unverpadt oder mit mangelhafter Ber: 
packung aufgegeben find: 

dad für den Schaden nicht gehaftet werde, welcher aus 
der mit dem Mangel der Berpadung oder mit ber 
mangelhaften Beichaffenheit der Berpadung verbundenen 
Gefahr entitanden ift, 

3. in Anfehung der Güter, deren Auf: und Abladen nad 

Bereinbarung mit dem Abjender von dieſem beiorgt wird: 
dab für den Schaden nicht gehaftet werde, der and der 
mit dem Auf und Abladen oder mit mangelhafter Ber- 
ladung verbundenen Gefahr entftanden ift, 

4. in Anfehung der Güter, welche vermöge ihrer eigenthüm: 
lichen natürlichen Beſchaffenheit der beionderen Gefahr aus⸗ 
geſetzt find, gänzlichen oder theilweiſen Verluſt oder Be⸗ 
ſchädigung, namentlich Bruch, Roſt, inneren Verderb, außer⸗ 
gewöhnliche Leckage u. ſ. w. zu erleiden: 

daß für den Schaden nicht gehaftet werde, welcher aus 
dieler Gefahr entſtanden ift, 

5. in Anfehung lebender Thiere: 

dab für den Schaden nicht gehaftet werde, welcher aus 
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der mit dem Transport diefer Thiere für diejelben ver: 
bundenen befonderen Gefahr entftanden ift, 

6. in Anjehung begleiteter Güter: 

" daß für den Schaden nicht gehaftet werde, welder ans 
der Gefahr entftanden ift, deren Abwendung durch die 
Begleitung bezweckt wird. 

Iſt eine der in diefem Artikel zugelafienen Beitimmungen be: 
dungen, jo gilt zugleich als bedungen: dab bis zum Nachweis des 
Begentheild vermuthet werden joll, daf ein eingetretener Schaden, 
wenn er and der nicht übernommenen Gefahr entitehen kounte, aus 
derjelben wirklich entitanden ift. 

Eine nad dieſem Artikel benungene Bejreiung bon der Haft: 
pflicht Tann nicht geltend gemacht werden, wenn nachgewiejen wird, 
dab der Schaden durch Verſchulden der Bahnverwaltung oder ihrer 
Beute entſtanden ift. 


Zuſatz J. 
Eifenhahn-Betriehs-Keglement: 
(Deutich. Regl. vom 11. Mai 1874, Defterr.-Ungar. Regl. vom 10. Juni 1874. 
Bereind-Regl. vom 1. Juni 1876 bezw. 1. Januar 1881 gleichlautend): 


$ 67 
Nr. 1b6i3 7. 


Beſondere Beſchränkung Der Haftpfligt. 


1. Die Eifenbahn haftet in Anfehung der Güter, melde vermöge ihrer 
eigenthämlichen natürlichen Befchaffenheit der befonderen Gefahr ausgeſetzt 
find, gänzlichen oder theilmeifen BVerluft, oder Beihädigung, namentlich) Bruch, 
Roſt, inmeren Verderb, außergewöhnliche Ledage, Selbftentzündung u. f. m. 
zu erleiden, nicht für den Schaden, welcher aus diefer Gefahr entftanden ift, 
insbeſondere alfo nicht: 

a) überhaupt bei gefährlichen Subftanzen, als: Schwefeljäure, Scheide 
waſſer und anderen äenden, ſowie bei leicht entzündlichen Gegen⸗ 
ftänden; 

b) für den Bruch: bei leicht zerbrechlihen Sachen, als leicht zer 
brehlihen Möbeln, leicht zerbrechlihem Eifenguß, Glas, leeren 
oder gefüllten Krügen, Flaſchen und Glasballons, Zuder in Lofen 
Broden u. |. w.; 

c) für das Verderben: bei Ylüffigfeiten und anderen Gegenfländen, 
welche leicht in Gährung oder Fäulnig übergehen oder durch Froft 
oder Hitze leiden; 
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d) für das Einroften: bei Metallwaaren; 

e) für Gewichtsverluſte: bei friſchen und gejalzenen Fiſchen, Auftern 
und Südfrücten. 

2. Die Eifenbahn haftet in Anfehung derjenigen Güter, melde in 
unbededten Wagen transportirt werden, nicht für den Schaden, welcher aus 
der mit dieſer Zransportart verbundenen Gefahr entitanden if. Welche 
Güter die Eifenbahn bei Anmendung einer ermäßigten Tarifflaffe in unbe- 
dedten Wagen zu trandportiren befugt ift, beftimmt der Tarif, und giebt 
der Abjender fein Einverftändnig mit dieſer Beförderungsart zu erkennen, 
falls er nicht bei der Aufgabe durch fchriftlichen Vermerk auf dem Fracht: 
briefe die Beförderung des betreffenden Gutes im gededten oder mit Deden 
verjehenen Wagen ausdrüdlih verlangt. Die Eifenbahn ift jedoh in 
diefem alle berechtigt, einen Zujchlag zu der tarifmäßigen Fracht zu 
erheben, 

Wenn in Folge beionderer Bereinbarung Güter, die fonft in gededten 
Wagen verladen werden, in ungebedten Wagen befördert werden, jo kann 
unter der mit diefer Transportart verbundenen Gefahr auffallender Gewichts⸗ 
abgang oder Abgang von ganzen Kollis nicht verftanden werden. 

3. Die Eifenbahn haftet in Anfehung derjenigen Güter, melde unge- 
achtet ihre Natur eine Verpadung zum Schuge gegen Berluft oder Be- 
fhädigung auf dem Transporte erfordert, nad) Erflärung des Abfenders auf 
dem Frachtbriefe unverpadt oder mit mangelhafter Berpadung aufgegeben 
find, nicht für den Schaden, welcher aus der mit dem Mangel der Ber: 
padung oder mit der mangelhaften Beichaffenheit der Verpadung verbunde- 
nen Gefahr entftanden ift. 

4. Die Eifenbahn haftet in Anfehung derjenigen Güter, - deren Auf- 
und Abladen nad Beitimmung des Tarife oder nach Vereinbarung mit dem 
Abfender von diefem beziehungsweile dem Empfänger bejorgt wird, nicht für 
den Schaden, welcher aus der mit dem Auf» und Abladen oder mit mangel- 
hafter Berladung verbundenen Gefahr entftanden if. Dagegen haften der 
Abfender beziehungsweife der Empfänger für den Schaden, welcher durd) 
das Auf- oder Abladen oder bei Gelegenheit defjelben den Fahrzeugen der 
Eijenbahn zugefügt if. 

5. Die Eifenbahn haftet in Anſehung begleiteter Güter nicht für den 
Schaden, welder aus der Gefahr entitanden ift, deren Abwendung durch die 
Begleitung bezwedt wird. 

6. Sn allen vorftehend unter 1 bis 5 gedachten Fällen wird bis zum 
Nachweiſe des Gegentheild vermuthet, daß ein eingetretener Schaden, wenn 
er aus der feitens der Eifenbahn nicht übernommenen Gefahr entjtehen konnte, 
aus derſelben wirklich entitanden ift. 

7. Die vorftehend unter 1 bis 5 bedungenen Befreiungen treten nicht 
ein, wenn nachgewieſen wird, daß der Schaden durd Schuld der Bahaver- 
waltung eder ihrer Leute entſtanden iſt. 
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$ 44 
Alinea 1 und 2. 

Ä Haftpfigt Der Gifenbahn für Thiere. 

Die Haftpflicht der Eifenbahn für Verluft und Befchädigung zur Be 
förderung übernommener Hunde, Pferde und fonftiger lebender Thiere richtet 
fi nach den für den Güterverkehr im Abfchnitt III. enthaltenen Bertrag% 
bedingungen, foweit ſolche auf den Transport von Thieren anwendbar fire. 

Die Eijenbahn haftet aber nicht für den Schaden, welcher aus der mit 
dem Transporte der Thiere für dieſelben verbundenen befonderen Gefahr 
entitanden ift; fie leiftet daher insbeſondere keinen Erfag, wenn der Verluß 
oder die Befhädigung durch Entipringen, Fallen, Stoßen, Erftiden oder aus 
fonftigen Urfachen bein: Einladen, Ausladen, während des Transportes oder 
beim Aufenthalt auf dem Bahnhofe entftanden ift. Auch haftet fie nicht für 
den Schaden, welcher aus der &efahr entftanden ift, deren Abwendung durd 
die ($. 40) geforderte Begleitung bezwedt wird. Dahin find alle Gefahren 
zu vechnen, weldye nicht aus einer von der Eifenbahn zu vertretenden Be 
ſchädigung des zum Transport benugten Fahrzeuges entftehen, namentld 
auch diejenigen, welche durch gehörige Beauffichtigung, Wartung und Fütterung 
der Thiere während des Transportes abgewendet werden können. 


$ 38 
Alinea 1. 
Saftpfligt der Eilenbahn für Fahrzenge. | 
Die Eifenbahn haftet für die befürderten Eguipagen und Fahrzenge | 
nach den für den Güterverkehr geltenden Bedingungen und Abreden, jowet 
fie auf den Gegenftand anwendbar find. Sie haftet aber nicht fine denjemgm 
Schaden, welcher aus der Gefahr entftanden ift, deren Abwendung durd die 
von ihr vorgejchriebene oder von dem Verſender freiwillig übernommene Be 
gleitung bezwedt wird. 


Zulaß 2. 
Bol. $ 40 Alin. 4 und $ 34 Alin. 3 Eifenbahn-Betriebs-Reglement 
mitgetheilt bei Art. 425 9.6.2. 


Gelehesmateriafien: Preuß. Entw. fehlt. Motive bes Preuß. Entw. fehlen. I. eig. Pr 
©. 827-830. Eutw. I. Leſg. Urt. 339. IL eig. Prot. ©. 1330-1383. Entw. II. Lefg. et 36 
Dentjchrift des Vereins Deuticher Eifenbahnverwaltungen nom 13. Dezember 1859 &.9 ff. Ami 
Rr. 449, 450 (Urt. 396 Alin. 1 Nr. 1-5), 451, 452 (Urt. 396), 453. Zufammenftellung S. 73-€ 
IT. 2eig. Prot. ©. 4671-4673, 4701 (Urt. 399, 4008.), 4787 u. 4788 (II. ad Ic. m. ad 2 Bid ad 5i 
4795 - 5094, 5108-5111, 5191, 5192. Entw. II. Leſg. Art. 434. | 


Jiteratur: Allgemeine Ueberfiht: Goldſchmidt, Handb. des Handelber. 1. Aufl. L, 1.6 3. 
32 4.6.196 f, 1,2875 © 733 f. (8. Hufl. 234). Buſch, Ar. Br. 7 ©. 461 f. vRia. 
Erz. IL ©. 403 f. Boigtel, Literatur-Neberficht (Berlin 1876) Nr. 1-5 ©. 103-109, 113, IL 

Endemann, Deutih. Handeldr. 5 10 ©. 44 fe Behrend, Handb. des HM. $ 14. Thöl, DR 
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IM. ©. Iıu2. Im Ginzeinen: BgL die gefammte Literatur zum Urt. 395: Be. I. ©. 191, 192 
und Art. 422 Bb.IIL ©. 160f. Gemer Dito, Würtemb. Arc. f. Recht ıc. Bd. 4 ©. 83f. Anfhug 
und dv. Bölderndorff II. ©. 471-473. Gndemann 8 161 ©. 760, 761. Goldſchmidt in 
ber Zeitichr. f. d. gel. HR. Bd. 4 ©. 569 f., 642 f., Br. 36 ©. 606613 und im Arc. f. civil. Prat. 
Bd. 41 6.406 f. v. Hahn II. ©. 598-538, Keyßner ©. 482-456. C. F. Koh ©. 439—433. 
Komwalzig S.447—450. Makower Anm. z. Art. 424. Puchelt IL S. 423-431. Wengler ©. 408 
bis 410. v. Rönne U. ©. 515. v. Krämwel ©. 601-606. Adermann in Buſch's Ar. Bd. 13 
©. 437 f. Gareis ©. 369, 370. Thöl, HM. II. $78 S. 157f., $$ 82—92, 94, 95, 98 &. 163, 
Edeffer u Groß ©. 453-455. Brir ©. 419-421. Stubenrauch ©. 548 f. Linde in 
Buſch's Arch. Bd. 4 S. 128 f. Wächter 1. S. 493 f. Kuhn in Buſch's Arch. Br. 6 ©. 401f. 
W. Koch, Zeitſchr. f. d. gef. HR. Bd. 10 ©. 71 f., Cijenb.-Transp.-R. S. 99—109. Eger, Iutermat. 
Ciſenb.⸗Frachtr. ©. 89 f., 95 fe Kühlwetter ©. 42, 43, 53, 54 Kaften, D. &.-3. 1861 Nr. 3. 
Wolff in Buſch's Arch. Br. 19 ©. 486. Hillig ©. 59 f. Ruddeidel ©. 195-215. Wehr- 
mann ©. 99—123. Epftein ©. 97 f. 33 f, 107-111. Schlomka in Buſch's Arch. Be 2 
©. 443. Gentr.-Org. R. F. Bd. 3 ©. 248 f. Gintenis, BL f. Rechtäpfl. im Thüringen Bd. 7 
©. 139 f. Honigmann, Zur Interpret. des Art. 424 D. &.-3. 1864 Nr. 33. Barufhon-Jaro« 
ciewiez ©. 13—15. Levin, Komment. z. Betr.-Regl. Bollaneg, Erl. z. Betr.-Regl. Rophirt, 
Arc. f. civil. PBrar. Bd. 44 ©. 247 f. 

Entſcheidungen des Reichs⸗Oberhandelsgerichts: 13. Suni 1871 Bb. 3 ©. 59. 19. Sep⸗ 
tember 1871 8b. 3 ©. 101. 25. Mat 1872 Br. 6 ©. 175. 15. März 1873 Bd. 9 ©. 337. 4. Ro- 
venber 1873 Bd. 11 ©. 291. 5. Dezember 1873 Br. 12 ©. 23. 24. Dftober 1874 Bb. 12 ©. 116. 
9. Januar 1874 Bd. 12 ©. 196. 18. Februar 1874 Bd. 12 S. 280. 20. März 1874 Bo. 13 ©. 131. 
313. Inni 1874 Bb. 13 ©. 148. 18. Sumt 1874 Bd. 13 ©. 393. 12. Juni 1874 Bd. 13 ©. 430. 
30. September 1874 Bd. 14 ©. 218. 2. Rovember 1874 Br. 15 ©. 82. 24. November 1874 Bd. 15 
€. 376. 25. Mai 1875 Bd. 27 ©. 296. 18. Dezember 1875 Bb. 19 ©. 183. 8. März 1876 Bd. 20 
©. 338. 30. Juni 1876 ®b. 20 ©. 404. 7. Juni 1876 Bd. 21 S. 108. 24. September 1877 Bd. 22 
E. 346. 23. April 1879 Bd. 25 S. 170. 26. November 1878, D. Jur.-Ztg, 1878 ©. 417. Ente 
ſcheidungen bes Deutihen Reichsſsgerichts: 18. Nonember 1879 BL. 1 &. 14. Entſchei⸗ 
dungen bed Defterr.-Oberft, Gerichtshofes: 16. März 1871, Epftein 178, Röll 159. 31. Ja- 
nuar 1874, Epftein 258, RöII 254. 20. Mai 1874, Röll 284. 28. Sanuar 1875, Roll 334. 
20. Zuli 1876, Cpftein 390, Roͤll 452. 28. September 1876, @pftein 403. 16. November 1876, 
Epftein 409, Röll 469. 6. Juni 1877, Epftein 440, Röll 517. 14. November 1877, Epftein 
462, RöLL 550. 


224) Prinzip und Entliehung des Urt. 424. „Es Tann bebungen 
werben ... „u 

Mit dem Artikel 424 beginnt die Reihe derjenigen Beftimmungen, welche Aus⸗ 
nahmen in Betreff deö den Eifenbahnen durch Art. 423 auferlegten Bertrags- 
verbot8 enthalten. (Bol. Anm. 215 ©. 203 f. und Anm. 222 ©.212f.) Die Ar⸗ 
titel 424— 431 ſetzen Die gegenüber dem grundiäplichen Vertragsverbote des Art. 423 
zugelafienen Modifikationen feit, und zwar behandeln die Art. 424 und 425 bie 
Bälle der Ablehnung der nach Art. 395 beftehenden Haftpflicht für Berluft und 
Beihädigung der Güter, wobei zwifchen gewöhnlichen Frachtgütern (Art. 424) und 
Reijegepäd (Art. 425) umterfchieden wird; die Art. 426 und 427 Nr. 1 ftatuiren 
eine von ber Vorſchrift ded Art. 396 abweichende Art ber Berechnung des Schadens 
(Art. 426) und des Werthed der Güter (Art. 427 Nr. 1); der Art. 427 Nr. 2 
teftringirt die Strenge der Art. 397—399; der Art. 428 enthält eine Audnahme 
von dem Prinzipe des Art. 408; und enblid bie Art. 429—431 geftatten Ab- 
Hungen von der Regel des Art. 401. (Bol. Brir ©.420 und oben Anm. 222 

. 213). | 

Nahdem in U. Leſung — wie bereitd oben ©. 186 bargeftellt — durch 
Art. 376 den Eifenbahnen die vertragsmäßige Beichränkung ber gejeplichen Haft- 
pflicht des Frachtführer ohne jede Ausnahme bezw. Modifikation verboten worden 
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war, war man in III. Leſung auf Grund der lebhaften Gegenvorftellungen der 
Deutfhen Eiſenbahnverwaltungen (vgl. die Dentichrift der Vereinigten Deutihen 
Cijenbahnverwaltungen v. 12. Dezember 1859), welche prinzipaltter für Lie volle 


‚Aufrechthaltung ihrer Autonomie und eventualiter wenigftend für die dem Beier: 


und der Natur des Eiſenbahnverkehrs entiprechende Modifilatiou Des Bertrig! 
verbote8 plaidirten (Protofol ©. 46714673), nach Anhörung zahlreicher Inter 
efientengruppen (KRaufmannfchaften, Korporationen 2c.) zu einer wejentlich anteren 
den Eifenbahnen günftigeren Anfchauung gelangt. Zwar ftimmten in Anbetras: 
des den Eifenbahnen faktijch gewährten Transportmonopols die Anfichten nad wi 
vor darin überein, baß den Bahnen bezüglid) der Beichränfung ter geſeßlichen 
Haftpflicht des Frachtführerd nicht die volle Freiheit, wie dem gemühnlic 
Frachtführer gelaffen werden dürfe. (Brot. S. 827—830, 1230—1232, 46% tıs 
4692.) Andererjeitö aber erfannte man an, baß es weder billig, noch zwedmiti; 
fein würde, den Bahnen die Befugniß zur vertraggmäßigen Beihränfung der HS" 
pfliht gänzlich zu entziehen, vielmehr gewichtige Gründe dafür jprächen, tie 
nicht in höherem Grabe zu thun, als ed zur Parafyfirung ihres Monopols beim. 
zur Wiederherftellung der VBertragäfreiheit der Abjender gegenüber den Birkmye 
des Monopold erforderlich jei. (Prot. ©. 4692.) Da fie der äußerſt frauen 
Haftpflicht des receptum unterliegen, d. 5. nicht nur für ihre Leute und Zran! 
portmittel, ſondern auch felbft für den Zufall eintreten müfjen, obwohl der Umian; 
und die eigenthümlichen Einrichtungen des Betriebs die Auffiht aufs Aeußerite er 
ihwert (Denkſchrift S. 9 und 10), da fie ferner in Rüdfiht auf ihr Monopol m 
Gegenjag zum gewöhnlichen Frachtführer zur Uebernahme des feiner Natur nıt 
(in Folge des Betriebs mit Dampfmajchinen 2c.) bejonders gefährlichen Transper 
gejeglich verpflichtet find, fo wurde es für dem Rechte und der Billigfeit em 
iprechend erachtet, ihnen die vertragsmäßige Beſchränkung Der Haftpflicht wen 
ftend infoweit zu geftatten, als der Abjender freiwillig zur Erlangung billigert 
Transportpreiſe ober anderer Vortheile auf die erforderlichen Sicherheitsvorkehrur 
gen (3. B. Berpadung, Begleitung, Bedeckung) oder Funktionen der Bahnorgart 
(3. B. Auf: und Abladen) verzichtet und jich gewiſſermaßen mit einer geringere 
Diligenz der Bahn begnügen will (Prot. ©. 4796), oder Güter zur Beförberun 
aufgiebt, die nad ihrer eigenthümlichen Bejchaffenbeit (zerbrechliche, verderbliche 
Waaren, lebente Thiere ıc.), der bejonderen Gefahr der Beihädigung auf dem 
Bahntrandport audgejegt find. Es wurde anerkannt, daß die Bereinigung die 
Befugniß dur dad Monopol nicht begründet und daß fie überbied auch mit de 
Erhöhung des Rifitos nothwendig zu einer Erhöhung der Trandportpreife führen 
müfje, mithin den auf möglichfte Minderung berfelben gerichteten Berfehräinterenier 
(Brot. ©. 4798) und der Freiheit der Aufgeber, gewifie Gefahren des Transport 

jelbft zu übernehmen, widerjpreche. 
Prot. ©. 4795-5024, Eger, Internat. Eiſenb.⸗Frachtr. ©. 94, 95, Wehrmaun ©. vi 
108, Anſchütz u Völderndorff IL ©. 472, Ruckdeſchel ©. 18 W. Koch ©. mi 

Hillig ©. 59, Wehrmann ©. 109. 
Aus diefen Gründen wurde in III. Leſung ein Mittelweg eingeſchlagen. 
d. 5. prinzipiell zwar im Art. 423 die vertragsmäßige Beichränfung der geſeß 
lihen Haftpflicht der Bahnen verboten, aber zugleich ausnahmsweiſe fin ge 
wife — durch Bedürfniß, Erfahrung und Verkehrsintereſſe feftgeftellte — Fälk 
in den Art. 424 ff. geftattet. 
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Art. 424 zerfällt feiner Gliederung nad) in brei Theile: ber erfte Theil 
(Alin. 1) erlaubt den Eifenbahnen in Anjehung der Güter, welche gewiſſen 
Trandportgefahren bejonderd ausgeſetzt jind (oder wie Thöl IN. S 78 
died ausdrüdt: unter gewiffen, privilegirten, gefährlichen Umftänden) zu bedingen, 
daß für den Schaden nicht gehaftet werde, welcher aus jolcher Gefahr entfteht. — 
Nach dem zweiten Theile (Alin. 2) ſoll ed alddann zugleich als bedungen gelten 
— und hierin liegt der Schwerpunkt der Vorſchrift — dag vermuthet werde, 
ein Schaden, weldyer aus der fraglichen Gefahr habe entftehen Tönnen, ſei wirklich 
aus derjelben entftanden. Im dritten Theile (Alin. 3) ift hinzugefügt, daß die 
Haftpflicht nicht eintrete, wenn der Schaden erweislich Durch ein Berjchulden der 
Bahnverwaltung oder ihrer Leute entftanden jei. 


Vgl. Erf. des I. Sen. des R.O.⸗H.G. vom 5. Dezember 1873, Entid. Bd. 12 ©. 23 
(24), Keyßner &. 483 Nr. 1, Puchelt IL ©. 425 Nr. 3 u. 3a, Brir ©. 420, Thöl I. 
873 8. 157—159, 8 82 ©. 169— 166. 


Sm Alinen 1 des Artikel 424 find hiernach zunächſt unter Ziffer 1—6 ſechs 
ſolcher Ausnahmefälle aufgeführt, in welchen die Eiſenbahnen fi eine Aus, 
ſchließung bezw. Beſchraͤnkung der gejeglichen Haftpflicht in gewiſſem Umfange aus⸗ 
bedingen Tünnen. 

Die Anregung zur Aufnahme gerade dieſer 6 Yälle gaben die mehrerwähnte 
Denkſchrift der Vereinigten Deutichen Etjenbahnverwaltungen (S. 10—23) und die 
unterm 25. Sanuar 1860 aufgeftellten formulirten Abänderungdvorichläge ber 
Vereinskommiſſion zum Entwurf II. Lejung des H.&.B. Im Anſchluß an Diele 
wurden ſodann von verjchiedenen Regierungen (Preußen: Monit. Nr. 450 Art. 396 
Alin. Ar. 1-5, Bayern: Monit. Nr. 451, Baden: Monit. Nr. 452 Art. 396, 
Sadjen: Monit. Nr. 453) bereitd? vor Beginn ber IN. Leſung und fodann noch 
in dieſer jelbft von Württemberg (Prot. ©. 4673, 4701 Art. 399, 4008.) und 
Thüringen (Brot. ©. 4778, 4787, 4788 II. ad lc. und ad 2—5) der Konferenz 
eine Anzahl Anträge unterbreitet, welche ſämmtlich Modifikationen bed im Art. 423 
außgefprochenen Prinzips für beſonders gefährliche Umftände beim ijenbahn- 
transport zum Zwede hatten. Die Konferenz beichloß, ihren Berathungen bie 
Württembergifhen Anträge zu Grunde zu legen (Brot. ©. 4778), welche in Yolge 
dieſes Beichlufjes in Verbindung mit den Thüringifchen Anträgen den Ausgangs» 
punkt jehr weitgehender Berathungen bildeten (Brot. ©. 4795—5024), deren Er- 
gebniß nach Feſtftellung durch die Redaktionskommiſſion (Brot. ©. 5121, 5122) 
und nach nochmaliger Durchberathung im Plenum der Konferenz (Prot. S. 5108 
bis 5111) der Art. 424 des H.G.⸗B. geworden ift. 

Bgl. Anm. 225—130 ©. 222 f. 

Es find aber im Art. 424 nicht nur ſechs Fälle hervorgehoben, in welchen 
die Eifenbahnen fi eine Ausſchließung bezw. Beſchränkung der gefeglidhen Fracht⸗ 
führerhaftpflicht ausbedingen können, fondern es ift zugleich durch Alinea 2 dieſes 
Artiteld zu Gunſten der Eifenbahnen eine Aenderung der Beweislaſt in 
Betreff diefer Fälle vorgefjehen.. Man ging davon aus, daß das bloße Ausbedingen 
ber Nichthaftung in den beregten jechs Fällen für die Eifenbahnen von geringem 
Werthe fein würde, wenn ihnen nad den gewöhnlichen Regeln über die Berthei- 
lung der Beweißlaft der äußerft ſchwer zu erbringende Beweis bliebe, daß ein 
wirklich entftandener Schaden gerade aus dem vom Geſetze ald gefährlich bezeich- 
neten und im Wege der Vereinbarung von der Haftpflicht auögeichlofienen Um⸗ 
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Kante herrkice Um tiber Sr tie Gammtiterm tee dbmen zugeflzmbemen Sc 
zürnen x:Sı re: betertumriirs wur :ıizierii zu machen Brst ©.47%. 
Dentihri E. 14, 15. werte ter neare Geiepeiseridriit eine Yenderung der 
zermaien Bemweiii:u bay Tünregt, Tat. meum eine ter in diejen Nirtilel zeze 
Isfienen Beitimuzuunsen kntzuyn ik. ;aslei& als betungen gilt, bay bi 
zum Radyweiie des Gegeuzheiiä wermuibet werten ic-, es iei eim eingetretener 
ESchaden, iciern er am& ter md üterurermenen Geiabt eutüchen Tsumte, au 
derfelben wirflih entanden (2 it Dımir eime nur durch Gegenbemweis zu ec: 
fräftenbe geieslihe Bermu::anz zu Gumürn ter Babren zeichaifen worhen Jex 
int fie bierturh wicht wen jeder Beweiätubrung beireii Dies richtet ſich vie: 
mebr mac ber Art tes Schadens. Tip Dieter aber berartig, daj er amd ber üben 
nemmenen Geiahr entiichen fonute, ic tritt tie Rechtövermutbung ein, daß er 
daraus entitauben ift, und dem Gegentbeile bleibt es überlafien. ten &egenbera: 
gegen dieie Bebaurtung zu fuhren. 

SL Um 231, Reniner E 483 Sr. 3, Baacit I € 429 Nr 10 Bert 


mıuz E. 160, 101, 108, TEel li. 8 3-6 S 16-172. RB Red E 101, iii: 
E. 39. 


Alinea 3 tes Arı. 424 endlich. deñen Aufnahme erft am Schiufte ber Fe 
rathungen über die Außnahmefälle angeregt wurde (Prot. ©. 5022—5024, 5122, 
beſtinnut im Ginklang mit allgemeinen Recdhtöregein, dab den Bahnen die ihnen 
durch Mlin. 1 u. 2 gewährten Bergünftigungen dann nicht zuftehen follen, war 
nachgewiefen wird, daß der Schaten tur Berjchulden ver Bahnmerwaltun 
oder ihrer Leute entftanuden ifl. 

Bzl. Um. 233 Keyüner 5. 434 Xr. 3, Cr. dei R-D..9..@. vom 23. NReemie 


1674, Gatſch. BB. 15 ©. 83 (35), Budelt 11. S. 480 Rr. 11, EbiI II. $ 87 ©. 172. 11 
WB. Ach ©. 112 — 104 


225) „Es Tann beuungen werben: 
1. in Unfehung der Güter, weile nah Vereinbarung mit Dem I 
fender in unbenedten Vagen transpertirt werben: 
daß für Den Sqchaden niit gehaltet werde, welcher aus Der wit 
Diefer Transportart verbundenen Gefahr entlannen If.“ 


Alinea 1 Ziff. 1 des Art. 424 ift ebenfo wie die folgenden 5 Ziffern ver- 
artig gegliedert, daß im Vorderſatze das bejonders gefährliche Moment, ber ge 
fährliche Umftand bezw. die TZrandportgefahr bezeichnet ift, welche ausnabme 
weiſe die Zulaffung der vertragsmäßige Beſchränkung der Haftpflicht rechtfertigt. 
während im Nachſatze der Umfang der Haftbeſchränkung angegeben if, 
welche die Eiſenbahn fi in Rückſicht auf Die im Vorderſatze bezeichnete Tramäpor: 
gefahr ausbedingen kann. 

Ziff. 1 geſtattet — als erſte Ausnahme von der Regel des Art. 423 — ka 
Eifenbahnen die vertragsmäßige Beichränkung der gejeglichen Haftpflicht: „in Is 
fehung der Güter, weldye nach Vereinbarung mit dem Abfender in unbededten 
Wagen trandportirt werden.” 

Bon diefer Befugniß ift in den Eijenbahn.- Betriebs. Reglemenid 
(8 67 Nr. 2) Gebrauch gemacht, (Vgl. Anm. 233 II.) d. b. der vom Bee 
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gejtattete Befreiungövertrag ift Durch das Reglement zu einem wirklich ver- 
einbarten gemadt (j. Thöl II. ©. 175). 

Der gefährlide Umftand, die Transportgefahr, welche die Zulafjung dieſes 
Befreiungdvertraged begründet, liegt in bem Zrandport in unbededten Wagen bezw. 
in dem Unbededtjein der zum Transporte verwendeten Wagen, weil hierdurch 
die Güter zahlreihen Schäden audgejebt find, denen fie beim Transport in be 
dedten Wagen nicht audgejeßt wären. (Brot. S. 4795 ff.) 

A. Man unterjheidet bededte (geichloffene) und unbededte (offene) Eifen- 
bahn⸗ Güterwagen. Bedeckte (oder geichlofiene) find ſolche, welche nach ihrer Kon- 
ſtruktion und Bauart mit einer eine dauernde Einrichtung, einen integrirenden 
Theil des Wagens bildenden, niet- und nagelfeft mit den übrigen Theilen des 
Wagens verbundenen Bedachung verjehen find. Daß die Bebahung unbeweglich 
ift, it nicht nothwendig. Sie kann auch verfehiebbar fein, in Angeln bewegbar 
bezw. zum Auseinanderflappen Eonftruirt fein, wie 3. B. häufig bei Kalkwagen. 
Unbededte (offene) Wagen find alle nicht in die vorgejchriebene Kategorie gehörigen 
Wagen, gleichviel ob fie ganz offen benupt, oder ohne Aenderung ihrer offenen 
Bauart vorübergehend mit Deden (Theerplanen, Perjennigen, Decktuch, Ded⸗ 
lafen, Xeder-, Leinwanddecken 2c.) verjehen werden. Dad Kriterium liegt alſo darin, 
ob die Einrichtung eine dauernde, integrirende ift, oder nit. Sn den Broto- 
tollen ift eine befondere Definition nicht enthalten. Der Begriff wird als befannt 
voraudgefegt und beide Ausdrüde — „offen“ und „unbededt” — werden als gleich⸗ 
bedeutend gebraucht (Prot. ©. 4795 ff., 5108, Eutih. R-D.H.&. Bd. 12 ©. 120). 
Theorie und Praxis find aber in obiger Definition einig. Webereinftimmend wirb 
angenommen, daß darüber, ob ein Wagen als ein bebedter anzujehen tft, feine 
Bauart enticheidet, d. h. ob er feiner Konftruftion und dauernden Einrichtung 
nad mit einer feften Bededung verjehen ift. 

Bol. THöl, HR. III. $ 38 ©. 173 (geſchloffene, mit feftem Verdeck verjehene, und offene 
d. 5. unbededte), Wehrmann ©. 115, Ruckdeſchel S.199, Puchelt IL S. 426, Keyfuer 
©. 484 Nr. 4, u. Kräwel ©. 608, Wächter I. 293 Anm. 8, Scheffer u Groß ©. 254, 
Entſch. R.-D..9..®. vom 12. Juni 1874 Bd. 13 ©. 430 (432), vom 30. September 1874 Bb. 14 
©. 219, vom 8. März; 1876 Bd. 20 ©. 239, Erf. des Hand.-@er. Hamburg vom 28. Navember 
1867, Buſch Br. 12 ©. 463. (Irrthünlich Epftein ©. 110). 

Ein feiner Bauart nad „unbededter” (offener) Wagen verliert dieſe feine 
Natur dadurdy nicht, daß Die darin verladenen Gegenftände durch vorübergehend 
aufgelegte Deden geichüpt werden, er wird durch dad Bebeden ded Guts mit 
Deden, durch übergededte Perſennige sc. nicht zu einem „bededten” oder „gededten” 
Wagen, bleibt vielmehr ein unbededter Wagen mit Deden. 

BoL Keyßner S. 484 Rr.4, Puchelt II. ©. 426, Thöl II.8 89 ©. 177, Wehr. 
mann ©. 115, Entſch. R.-D.-9..8. vom 10. September 1871 Bd. 3 &. 101 (106, 107), vom 


24. Dftober 1873 Bd. 12 ©. 116 (120), vom 12. Sunt 1874 Rd. 13 ©. 430 (433) und vom 
30. September 1874 Bb. 14 ©. 219. 


B. „nad Bereinbarung mit dem Abjender.” Der Trandport in un- 
bededten Wagen legitimirt jedoch für ſich allein die Eifenbahnen zur Beichränkung 
ihrer Haftpflicht nicht. Es ift hierzu noch die weitere Vorausſetzung erforderlich, 
daß der Transport in unbededten Wagen „nad; Vereinbarung mit dem Abjender“ 
geſchieht. Der Abjender muß dieſe gefährliche Transportart gewollt, ſich damit 
einverſtanden erflärt haben. Jedoch ift ihm damit nicht freigeftellt, nach feinem 
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Belieben unbededte ober bedeckte Wagen zu wählen. Leptere braucht — abgeiehen 
von etwa durch den Tarif beftimmten höheren Zranöportpreifen — die Bahn nur 
zu gewähren, joweit ihre bedeckten Wagen hierzu ausreichen (Art. 422 lin. 2 
H.G.⸗B. und $ 55 lin. 1 Betr.-Regl.). Reichen fie nicht aus, jo muß der Ab: 
fender warten oder fih mit dem Transport in unbededten Wagen begnügen. Im 
den Konferenzberathungen wurde zwar vorgeichlagen, daß bie in Rede flehende Be- 
ihränfung unwirkſam fein jolle, wenn dem Abjender bei Schließung bes Vertrages 
nit unter angemefjenen Bedingungen freigeftellt geweſen fei, die fiherere Trans 
portweife zu wählen (Monit. 450 Art. 396), oder wenn die Eifenbahnvenwaltung 
erflärt habe, die Berjendung in anderer Weiſe nicht vornehmen zu wollen (Thüring. 
Antrag II. ad 4 Alin. 2 Prot. S. 4788). Dieſe Borjhläge wurden aber abgelehnt, 
meil man ed im Verkehrsintereſſe für bedenklich, ja für unausführbar Hielt, in 
diefer Weiſe in bie Wagendidpofitionen der Bahnen einzugreifen (Brot. S. 4799, 
5000, 5001). 

v. Hahn II. ©. 531 8 3, Ruckdeſchel ©. 205 i, Hillig S. 60, Beirmannm ©. 111, 

Scheffer u. Groß ©. 454 Ar. 3, ®. Koh ©. 104 Anm. 3. 

Die Bereinbarung Tann in beliebiger Form erfolgen, fie ift an eine bejondere 
Yorm nicht gebunden. Dafür jpricht die generelle Yaflung der Worte „nach Ber 
einbarung mit dem Abfender“, in welchem irgend eine bejondere Form nicht vor- 
geichrieben ift, ferner auch der Umftand, daß der Vorſchlag (Brot. ©. 473, die 
Vereinbarung jolle „laut Erklärung im Frachtbriefe“ geichehen, abgelehnt 
wurde (Prot. ©. 4796, 4799). Die Bereinbarung kann hiernad) zwar ſpeziell una 
ausdrädlic erfolgen, fie braucht e8 aber nicht, ed genügt, daß fie vorgängig mit 
dem Publikum in gehöriger und ordnungsmäßiger Weije ebenjo, wie alle anderen 
Reglementd- und Tarifbeftimmungen und Bedingungen getroffen worden ſei. Bgl. 
Anm. 220 ©. 210 f. und v.Hahn II. ©. 629 81, Keyßner ©.484 Nr. 5, Rud- 
beihel ©. 208. Es reicht daher auch aus und ift zuläffig, dab im Reglement 
gewifiermaßen ſummariſch beſtimmt ift, daß nah Maßgabe der Tarife gewiffe Güter 
an fih nur in unbededten Wagen trandportirt werden, derartig, daß dieſe Trans, 
portart ohne Weiteres als vereinbart angenommen wird, wenn ber Abjender nicht 
ausdrüdlic die Beförderung in gebedten Wagen verlangt. Und diefe einfache 
Form der Vereinbarung ift in der That in den geltenden Betrieböreglements ($ 67 
Nr. 2 Alin. 1) gewählt worden. 

Bol. Anm. 283 II, Wehrmann ©. 109, 110, Thöl IU. S. 175, 176, Kenp- 
ner a. a. D., Ruddeihel S. 205 ff., 208, Erk. des R.-D.9.®. vom 13. Jumi 1871 We. 3 
©. 59 (63). 

Als ein ſolches ausbrüdliches Verlangen ift ed nicht anzufehen, wenn ber Ab⸗ 
jender nachträglich, jebody ohne nachträgliche Eintragung in den Frachtbrief, einen 
bedeckten Wagen beftellt, 

Erkannt vom II. Civ.Sen. des Reichöger. unterm 18. Rovember 1879, Eutfch. Ex. ı 
S. 15, 16. 
und ebenjowenig die bloße Erklärung des Abjenders, er verzichte auf ſchnelle Ladung 
in offenen Wagen und warte auf gededte Wagen. 
By. das Erf. des Bad. O.H.⸗G. vom 26. April 1869 in Bad. Annal. Bd. 35 S. 194, 
Puchelt IL. S. 436 i f., Buſch Bd. 19 ©. 219. 

Iſt die Vereinbarung ausdrücklich getroffen, jo gilt fie für die ganze Dauer 

bed Trandportd, auch für mehrere aufeinander folgende Bahnen, und zwar nid 
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nur dem Abjender, fondern auch dem Empfänger gegenüber. Hat aber eine aus⸗ 
drückliche Vereinbarung nicht ftattgefunden, jo enticheiden beim Transport über 
mehrere Bahnen, wenn bieje nicht etwa einem einheitlihen Tarif und Reglement 
unterftehen, die Spezialreglements und Tarife der einzelnen Bahnen, und es Kann 
fich daher, wenn die erfte (die Aufgabebahn) in ihrem Reglement eine bezügliche 
Beſchränkung der Haftpflicht nicht vorgejehen hat, eine der folgenden, in Anſpruch 
genommenen Bahnen nicht darauf berufen, daß ihr eigenes. Reglement zc. dieſe 
Haftbeihränfung enthalte, weil nach Art. 401 jede folgende Bahn für die Ber- 
bindlichkeiten der vorangehenden mit auffommen muß, — es müßte denn fein, daß 
fie nachweift, der fraglihe Schaden jei gerade auf ihrer (haftfreien) Strede ent- 
ftanden. 

Bol. Erk. des R-D.-9.®. vom 13. Juni 1871, Entſch. ®b. 3 ©. 60, vom 13. Juni 1874, 


Entfd. Bd. 13 ©. 393, vom 24. September 1877, Entſch. Bd. 22 6.346, Komalzig ©. 44%, 
Ruddeihel ©. 208. 


Das Berlangen des Abjenderd bezw. die Vereinbarung mit ihm, daß das Gut 
in einem mit Deden (Theerplanen, Perjennigen ꝛc.) verjehenen Wagen befördert 
werden jolle, fteht nicht gleich dem Verlangen ded Transports in bededten (ge- 
ichlofjenen) Wagen, da die mit Deden nur vorübergehend verfehenen Wagen zu 
ben an fich offenen, bezw. unbebedten zu rechnen find (f. oben ©. 223). Auch 
auf diefen Fall findet alfo die für unbededte Wagen vereinbarte bezw. reglemen- 
tariſch feftgefeßte Haftbeichräntung ſowie die fi) daran anfchließende gefegliche Ver- 
mutbung (Art. 424 Alin. 2) Anwendung. 


Entſch. R.O.⸗H.⸗G. vom 12. Juni 1874 Bd. 13 ©. 430, vom 30. September 1874 Bd. 14 
©. 219, vom 8. März 1876 Bd. 30 ©. 239, Thöl IIL 8 89 ©. 177, 178. 


Nur wird, wenn die erforderlichen Deden nicht vom Abjender, fondern von 
der Bahn gegen Entgelt gejtellt und befeftigt werben, bie leptere für deren Güte 
und orbnungämäßige Befeftigung verantwortlich und daher dem Bormwurfe eine 
eigenen Berjhuldend, welches die Haftbefreiung audjchließt (Art. 424 Alin. 3) 
leichter ausgeſetzt fein, als bei offenen Wagen ohne Deden. Ruckdeſchel S. 208, 
209, R.O.H.G. Entih. Bd. 20. ©. 239.) Thöl Ill. $ 89 ©. 177 bemerft 
Daher ganz zutreffend, daß, wenn eine bloße Bededung (der offenen Wagen) ver- 
einbart ift, fo fei die Folge, daß nun die maßgebenden Umftände für die Yrage, 
ob höhere Gewalt vorliege, vereinbarterweije andere feien, als im Yalle eined ge- 
fchloffenen Wagen? und im Falle eine offenen Wagens ohne Deden; die Haftung 
ter Bahn jei eine beichränttere, al3 in jenem, und eine weitere, ald in Diejem 
Falle. 

Wenn die Eifenbahn, obwohl fie nad) ausdrücklicher oder reglementarijcher 
(tarifarifcher) Webereinkunft unbededte Wagen verwenden durfte, bededte verwendet 
bat, fo fteigert fie durch diefe freiwillige, au8 befonderem Entgegentommen bewirkte 
Beförderung in bededten Wagen ihre Haftung nicht, d. h. fie kann auch in dieſem 
Falle fih auf die Haftbefreiung und die bezügliche gejegliche Vermuthung des 
Art. 424 berufen. Es kann für die gegentheilige Anfiht Puchelt ©. 426 Nr. 4, 
Erk. des Hand.-Ger. Kübel I. und II. Kammer von 6. März reip. 14. Oftober 
1869, Buſch Bd. 19 ©. 387) nicht wider die unverkennbare Abſicht des Ge- 
feßes auf den bloßen Wortlaut beitelben Bezug genommen werben und ebenfowenig 
Darauf, daß ſich der Abfender, auch wenn ihm freimillig von der Bahn bededte 

Eger, Deutſches Frachtrecht. IIT. 15 
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Wagen geftellt werden, auf die Tüchtigkeit der einmal geftellten Transportmittel 
unbedingt müfje verlaffen Eönnen. 

Bol. Key ßner ©. 484 Nr. 5, Wehrmann ©. 111, Rudbeihel S. W3g., El te 

R.O.⸗H.G. vom 13. Juni 1874, Entſch. Bb. 13 ©. 430, vom 30. September 1874 ®r. 1 

©. 218, vom 8. März 1876 Bd. 20 ©. 238 und vom 22. April 1879, Entid. Bi. 25 ©. ın. 


Erf. des App.Ger. Köln vom 27. Juni 1876, Rhein. Ur. Bb. 67 S. 261 fi. des Db..Im:. 
Ber. Win vom 13. Juni 1876, Röll ©. 439. 


Mit Recht bemerkt demgegenüber Thöl (III. $ 89 ©. 177): „Die Bereir- 
barung, daß dad Gut in unbededten Wagen trandportirt werde, verliert babımt 
nicht an ihrer befreienden Wirkung für die Eifenbahnvermwaltung und erzeugt tı 
durch auch nicht neue Verpflichtungen für diejelbe, daß ihrerjeitd freimillig (am: 
Gefaͤlligkeit) zum Schutze des Gutes eine mehr oder weniger außreichente U: 
dedung vorgenommen wird oder eine mehr oder weniger außreihende Dede bir- 
geliehen oder vermiethet wird.“ 

Und ebenjo dad Reichsgericht: 

„Denn eine Eifenbahn zum Transport von Gütern ber fraglichen Art au: 
Anlaß eined anders, ald durch fchriftliden Vermerk im Frachtbriefe, erfine 
Verlangens einen bededten Wagen verwendet, fo ericheint dieſe Verwendung red! 
li als eine bloße Liberalität. Derjenige aber, welcher einem andern ober: 
Verpflichtung etwas gewährt, faun für die Mangelhaftigfeit diejer Leiftung obx 
Hinzutritt, eined anderweitigen Berpflihtungägrunded nicht verhaftet jein. Date 


fann der Eijenbahn in einem joldhen Yalle eine Haftung dafür, daß ber verwen 


bete bededte Wagen gegen diejenige Gefahr, für welche fie beim Transpert u 
unbededten Wagen nicht zu baften hat, außreichenden Schup gewähre, micht cH 
liegen.” 
CErfannt vom IL Civ.Sen. des Neihö-Wer. unterm 18. Rovember 1879, Eutich ®. I 
©. 15, 16. 

«C. Liegen die beiden im Vorderſatze der Ziff. 1 bezeichneten Boraudjepunge 
vor, jo kann bedungen werden, daß für den Schaden nit gehaftet wer: 
welcher aus der mit diefer Trandportart verbundenen Gefahr entftanden it 

Eine beftimmte Form, in welder bedungen werben fol, ift nicht verze 
ſchrieben. Es Tann daher jede beliebige Yorm gewählt werben, auch Die kurt 
Tarif und Reglement, aber fie muß erkennbar und erweidlih fein. Die Bert: 
barung des Trandport3 in unbebedien Wagen (S. 223) ſchließt nicht implicite de 
Bereinbarung der Nichthaftung in ſich. Jede Vereinbarung hat für fich felbftitän; 
zu erfolgen. 

Nicht Haftbefreiung von jedem überhaupt möglichen Schaten Darf ben 
Transport in unbededten Wagen außbedungen werden, ſondern nur ſpeziell vr 
demjenigen Schaden, weldyer aus der mit die ſer Zrandportart verbunden 
Gefahr entitanden bezw. durch dieſe Zrandportart ermöglicht worden if. Gee: 
fiber weitergehenden Beichränfungsanträgen (Prot. S. 4701) wurde in ben Fr 
rathungen hervorgehoben, daß die Eifenbahnen in dem vorliegenden Falle bilise 
Weiſe nicht mehr anjprehen könnten, ald daß fie die Haftung für Diejenigen Fr 
Iufte und Beſchädigungen vertragsmäßig ablehnen bürften, welche dadurch hererr 
gerufen würden, daß die Güter auf offenem Wagen trandportirt würden. Iet: 

andere Beitimmung gebe über den Grund der beabfichtigten Ausnahme Hinar: 
“ (Prot. ©. 4795, 4796). Daß es aber eine befondere, mit dieſer Trandpernt: 
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verbundene Gefahr fein müfle — wie von der Redaktionskommiſſion Prot. ©. 5121 
vorgefhlagen — wurde nicht anerkannt und die Streichung ded Wortes „befondern“ 
vor „Gefahr“ beſchloſſen (Prot. ©. 5109, 5121). Es ift alfo nicht etwa die Haf⸗ 
tung ex recepto ganz aufgehoben, jondern nur in Betreff derjenigen Gefahren 
audgejchlofien, welche mit der bezeichneten Transportweiſe im Zufammenhange 
ftehen. Der Schaden muß aus der nbededtheit der Wagen entftanden fein, wo- 
Hei der Eifenbahn in Abänderung ber gewöhnlichen Beweislaft noch die geſetz⸗ 
die Bermuthung zu Gute fommt, daß, wenn ber eingetretene Schaden feiner 
Beichaffenheit nach derartig ift, daß er aus jener nicht übernommenen Gefahr ent- 
ſtehen Eonnte, bis zum Beweiſe ded Gegentheils angenommen wird, daß er aus 
derſelben wirklich entftanden tft. (Vgl. über diefe gefegliche Vermuthung Art. 424 
Alin. 2 unten Anm. 231 ©. 248.) Es ift nicht nothwendig und weder im Ge 
fege audgeiprochen, noch aus der Abficht deſſelben zu folgern, daß ber Schaten ſich 
als ein in Folge der vereinbarten Unbebedtheit der Wagen unabwendbarer 
duarftellt, wie v. Hahn II. ©. 530 $ 2 und Thöl III. $ 88 ©. 175 annehmen, 
fondern es genügt, daß der eingetretene Schaden mit der Unbededtheit in erfenn- 
barem Zujammenhange, in Kaufalnerus fteht, wenngleich es vielleicht der 
Eiſenbahn möglich gemejen wäre, ben Schaden durch andermweite Echupmittel, welche 
die Bededung zu erjegen geeignet find, abzuwenden, 

Bol Erk. des R.-D.9.®. vom 25. Mai 1872, Entfh. Bd. 6 ©. 175, vom 25. Mai 1875 

Bd. 17 ©. 296 (304, 305), vom 18. Dezember 1875 Bd. 19 ©. 133 (134), Wehrmann 
S. 114, Ruckdeſchel S. 202. 

wie denn aud in den Berathungen ein Antrag: 

ftatt: „welche ... entitanden find“ zu feßen: „welche bei dieſer Trans⸗ 

portart nicht abzuwenden find“ 
ausdrüdlic abgelehnt wurde. (Prot. S. 4798, 4799.) Richtig aber ift es, daß 
in Rüdfiht auf die oben Bd. I. Anm. 42 dargeftellte Relativität bes Be— 
griffes ber höheren Gewalt bei dem vereinbarten Transport in unbededten Wagen 
zahlreihe Schadensfälle ald unabwendbar in dem bereit erörterten Sinne, mithin 
ald vis major erſcheinen können, während fie als folche nicht aufzufafien fein wür- 
Den, wenn diefer Transport nicht verabredet worden wäre. Die Beweispflicht der 
Eiſenbahn wird jedoch dadurd nicht modifizirt. 

Vgl. v. Haba II. ©. 50, Keydner ©. 485 Ar. 7. 

Es ift aber jeder Schaden gemeint, der voraußfichtlic und nach den Regeln 
ter Erfahrung nicht entjtanden wäre, wenn ber Trandport in bededten Wagen 
erfolgt wäre. Borausjegung tft der Natur der Sache nad, daß ein Verſchulden 
zer Bahnbeamten nicht vorliegt, denn dieſes hebt die Haftbejchränfung auf. 

Bl. Art. 424 lin. 3 (j. Anm. 232), Erf des II. Sen. des R.O.H.G. vom 2. No- 
venber 1874, Entſch. Bd. 15 ©. 53 (85), Nuddejhel ©. 202e, Grünwald J. S. Bı, 
Puchelt U. ©. 426, Keyßner ©. 481 und das von ihn dort angef. Erf. des R.O.H.G. 
vom 7. November 1873, ferner Erf. des App.-&er. Köln vom 29. März 1873, Rhein. Arch. 
Br. 651 ©. 208, Buſch Bb. 31 ©. 306, Wolff eod. Bb. 19 ©. 485. 

Welcher Art nun diefer Schaden ift bezw. fein Tann, läßt fich allgemein nicht 
beftimmen, er umfaßt alle Befhädigungen und Verlufte, welde auf bad 
Unbededtjein der Wagen zurüdzuführen find. Auf Nachtheile and Verſäumniß 
(Hrt. 397) bezieht fih Art. 424 nicht, fondern nur auf Echaden und Berluft des 
&uted (Art. 395). 

Vgl. Erk. des R.O.H.G. vom 5. Dezeuber 1873, Entſch. Bd. 12 ©. 28. 

15* 
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Der Schaden ift jedenfalls nicht eva auf Witterungseinflüffe zu beſchränken. 


wenngleich dieſe Gefahr zunächft ein mejentliched Motiv für die zugelaffene Haft- 


beichränfung der Bahnen bildete (Prot. ©. 4796, v. Hahn I. ©. 551 54 


Keyßner ©. 484 Nr. 6) und vornehmlich in Betracht fommt. Es gehören hier- 
nad) dahin in der Regel Schäden durch Hige, Näffe, Kälte (Wehrmann ©. 11?., 
durch Megen, Schnee, Staub, Wind, Sonnengluth (Thöl III. S88 S. 175 Note 4: 
aljo Vernäffung, Eintroduen, Schmelzen Ruckdeſchel ©. 200b.), aber audy zahl: 
reihe Schäden anderer Art, welche mit dieſer Trandportart in erfennbarem Zu— 
jammenhange ftehen, wie died in den Brot. (S. 4796, 4797) ausdrücklich beten 
ift, aljo 3. B. Zerbrechen ꝛc. durdy Herabfallen anderer Segenftände auf bie offenen 


Wagen oder durdy Herausfallen der Güter aus ſolchen Wagen, ferner Entzimten, 


Berjengen, Berbrennen 2c. duch Funkenſprühen und Dampf der Kofomotive, 


Erf. des R.O.H.G. von 15. März 1873 Bd. 9 ©. 337, vom 2. November 1874 Br. ı5 | 


©. 83 (85), Wehrmann ©. 118, Ruckdeſchel ©. Zu2h, Budelt ©. 425 Ar. 4 


Berluft oder Verminderung durch Diebftahl feitens Dritter, d. 5. nicht une | 
Art. 400 fallender Perſonen, weil diefer leichter auszuführen und ſchwerer zu ver- | 


hüten ift, jedoch nicht abjolut jeder Diebftahl, fondern nur derjenige, welcher im 


konkreten Falle als eine Yolge der in Rede ftehenden Trandportart angejehen wer 


den Fünne. Died wurde in den Berathungen anerlannt, zugleih aber ein Antraz 
Diebftahl befonderd zu erwähnen, als überflüſſig abgelehnt (Prot. S. 4796 —4738, 
5109), In Rüdfiht auf die ihr nah Alin. 2 zur Seite ftehende Vermuthunz 
liegt übrigens der Eifenbahn Die Beweislaſt dafür nicht ob, daß im Eonfreten Fate 
die Ausführung bed Diebftahld durch den Transport in unbededten Wagen r- 
leichtert fei. 
v. Hahn IL ©. 531 $ 4, Thöl I. 8 88 ©. 175 Anm. 4, Ruddeidel E X: 
Grünewald 1. ©. 81, Scheffer u. Groß ©. 454 Nr. 2, W. Koch ©. 104 Munı 2. &r:: 
S. 420, Wächter I. ©. 294, v. Krämel ©. 603, Wehrmann ©. 113, Buch elt E 
Adermann. in Buſch's Urd. Bd. 13 ©. 459, Erf. bed RD... vom 35. Mai 18:8. 
Gntid. Bd. 6 ©. 175 vom 18. Dezember 1875 Bd. 19 ©. 133 und rom 11. DPteber 157: 
Buſch, Ard. Bd. 36 ©. 369. 


Der — auh vom Db.-Land.-Ger. zu Wien getheilten — Annahme Gr: 
ſtein's, daß Diebftahl nicht Hierher gehöre, weil nur bie natürliden Folgen te 
Unbededtjeind gemeint feien und aud auf unbebedten Wagen die Berladumg i: 
gefchehen müfſe, daß die Güter vor Diebftahl gejhügt jeien, Tann aus obiger 
Sründen nicht beigepflichtet werben. (Bol. Epftein ©. 109, Erf. des Ob. Land 
Ger. Wien vom 25. November 1868, Röll ©. 111 und vom 11. Sarınar 1818. 
Röll ©. 419.) 

Wenn daher dad Betrieböreglement im $ 67 Nr. 2 Alin. 2 (I. Anm. 233 I. 
beftimmt, daß unter der mit der Transportart in unbededten Wagen verbundenen 
Gefahr auffallender Gewichtdabgang oder Abgang von ganzen Kolli8 nicht ver 
ftanden werden Tann, fo übernimmt die Eifenbahn damit zu Gunſten Des Puhk- 
kums eine Haftung, die ihr geſetzlich nach Art. 424 Ziff. 1 nicht fo abfolut ed 
liegen würde, insbeſondere injoweit dabei ungewöhnlicher Abgang oder Berluft tur 
Diebſtahl in Betracht kommt (Thöl II. $ 88 ©. 176, Ruckdeſchel S. a8, 
Wehrmann ©. 112, Zeitihr. f. d. gei. HR. Bd. 19 ©. 599, Kepyßne: 
©. 485 Nr. 6). 

Die Vereinbarung des Transports in unbedeckten Wagen involvirt das Gir- 
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verftändniß des Abfenderd damit, daß dad Gut ben hierdurch bedingten Einflüffen 
der Witterung unb anderer Gefahren auögejeßt werben darf. Die Eijenbahn ift 
daher weder verpflichtet, vor intritt des Schadend, wenn dieſe fich geltend 
wachen und den Gütern fchädlich zu werben beginnen, dagegen Sicherungs⸗ 
inaßregeln zu treffen, weil jeder Abjender, der diefe Trandportart wählt, den 
Damit verbundenen Gefahren Rechnung tragen muß und die durch den unbededten 
Transport der Bahn gewährte Erleichterung anderenfall® ganz illuſoriſch werben 
würde; noch iſt jie verbunden, nach Eintritt der Beihädigung Vorkehrungen zur 
Berhütung weiteren Schadens zu treffen (durch Umladen in gebedte Wagen, Be- 
deckung, Unterbringung in einen gebeten Raum zc.), noch im alle des Annahme- 
verzuged ded Empfängers die Güter gegen die bezügl. Gefahren zu fchügen. 
Vgl. Entſch. des R-D..9..®. vom 15. März 1873 Bd. 9 &. 337 (Funkenſprũhen der Loko⸗ 
motive) 4. Rovember 1373 Bb. 11 S. 290 f., 13. Juni 1874 Bd. 13 ©. 393, 12. Iunt 1874 
Bd. 13 ©. 430 und 2. November 1874 Br. 10 ©. 83, 25. Mai 1875 Bb. 17 ©. 296 (300) 


(Regen und Schnee), Eik. des Ob.-Land.-Ger. Wien vom 13. Juni 1876, Roll ©. 439, 
Wehrmann ©. 114, 115, Ruckdeſchel ©. 202. 


Die Eifenbahn ift hierzu nicht einmal verpflichtet, wenn durch ihr Verſchulden 
ter Transport verzögert bezw. die reglementarifche Kieferfrift überjchritten ift, falls 
der Beichädigte nicht nachzuweiien vermag, daß das Gut ohne diefe Trandport- 
verzögerung den bezüglihen Schaden in Yolge des unbebedten Transports nicht 
erlitten haben würde, mithin Durch die Verzögerung zugleich auch die Beihädigung 
herbeigeführt fei, mit anderen Worten: den Kaufalneruß zwiſchen ber Verzögerung 
and der Bejhädigung. 

Erkannt vom II. Sen. ded R.O.H.⸗G. unterm 13. Juni 1874, Entſch. Bd. 13 ©. 393 
(399), Puchelt ©. 426, Wehrmann S. 115, Keyßner S. 495. 

Sit aber der Schaden nachweislih eine direkte, kauſale Yolge der fchuld- 
Haften Handlungdweije der Bahn, nicht der Unbededtheit der Wagen, oder fon- 
kurrirt ein Verſchulden der Bahn damit, aljo Berderb durch ihre Verzögerung, Ber- 
brennen dur außergewöhnlihes Funkenſprühen der Lolomotive in Yolge der 
Anwentung Ichlehten Yeuerungsmateriald, Durchnäſſung in Yolge mangelhafter 
3erladung u. |. w., fo haftet die Bahn gemäß Art. 424 Alin. 3 und Tann fi 
auf Ziff. 1 nicht berufen. 

Bpl. Entſch. des R.-D..H.%Y. vom 5. Dezember 1873 ®b. 12 ©. 23, von 2. Rovember 


1874 Bd. 15 ©. 83, vom 25. Mai 1875 Bb. 17 ©. 296 und vom 22. April 1879 Bd. 25 
©. 170 (172), Erk. des App.Ger. Köln vom 29. März 1873, Rhein. Ar. Bd. 65 I. ©. 208. 


Unerheblich iſt es, ob der da8 Gut bejchädigende Unfall während des Transports, 

vor oder nachher ſich zugetragen bat, injoweit er nur nach der Empfangnahme und 

vor der Ablieferung erfolgt ift und die Bahn Fein ſchuldbarer Verzug trifft. 
Erkannt von R.⸗O.⸗H.⸗G. unterm 12. Juni 1874, Entf. Bd. 13 S. 430 (433). 


226) [E8 Tann bedungen werden]: 
mo in Anſehnng der Güter, welde ungeachtet ihre Natur eine Wer 
yedung zum Schaut gegen Verluſt oder Beihädigung anf dem Trans 
port erfordert, nah Erklärung Des Abſenders anf dem Frachtbrief 
unberpadt oder mit mangelhafter Verpadung aufgegeben find: 
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daß für den Schaden nit gehaftet werde, welcher aus Der mit 
dem Mangel ber -Verpadlung oder mit der mangelhaften Be 
ſchaffenheit der Verpadung verbundenen Gefahr enifianben if.“ 

Ziff. 2 geftattet — ald zweite Ausnahme von der Regel des Art. 423 — 
den Eijenbahnen die vertragsmäßige Beſchränkung der gejeplichen Haftpflicht: „in 
Anfehung der Güter, welche ungeachtet ihre Natur eine Verpadung zum Schupe 
gegen Berluft oder Beihädigung auf dem Transport erfordert, nah Erklärung 
bed Abfjenderd auf dem Frachtbrief unverpadt oder mit mangelhafter 
Berpadung aufgegeben find.” 

Bon diefer Befugniä tft in den Eifenbahn-Betriebdreglements (867 
Nr. 3) Gebrauch gemacht, vgl. Anm. 233 II, d. h. der vom Gelege ge⸗ 
ftattete Befreiungdvertrag ift dur dad Reglement zu einen wirklich verein: 
barten gemadt (f. Thöl II. ©. 179), vgl. no $ 47 Eifenb.-Betr.-Regl. cken 
Anm. 206 ©. 186 f. 

Der gefährliche Umftand, die Transportgefahr, welche tie Zulaſſung dieſes 
Befreiungdvertraged begründen, bejteht in dem Yehlen oder in der Mange:- 
baftigfeit der Berpadung von Gütern, welche einer folden auf tem Trans 
porte bedürfen, weil fie hierdurch zahlreihen Schäden auögelept find, denen fie ke 
gehöriger Berpadung nicht ausgeſetzt wären. 

A. Der gejebgeberiihe Grund für dieſe Ausnahme in Anfehbung unverpatt 
oder mit mangelhafter Berpadung aufgegebener Güter liegt in Folgenden: 
Die Eijenbahn haftet ex’ recepto wie jeder andere Frachtführer nach Art. 395 
H.⸗G.B., wenn jie nicht beweift, daß der Verluſt oder die Beihädigung durd 
äußerlich nicht erkennbare Mängel der Berpadung entftanden if. Daraus felzt 
e contrario, daß fie äußerlich erfennbare Mängel der Berpadung an fi :u 
vertreten hat. Denn mwenngleih dem Abjender die Sorge für die gehörige Ber 
packung obliegt, jo ift Doch amdererfeit3 die Eijenbahn bei der Annahme Des Gut 
zu deren Außerlicher Prüfung verpflichtet und fie macht fich einer Negligenz fchal- 
dig, wenn fie dieſe unterläßt bezw. von der ihr durch Art. 422 Ziff. 1 gegebenen 
Befugniß der Rüdweifung äußerlich mangelhaft verpadten Gutes feinen Gebraud 
madt. Sie muß ſolches Gut zurückweiſen oder, wenn fle ed angenommen bat. 
den Mangel verbefiern. Nun liegt e8 aber haufig im Intereſſe des Abſenders, ti 
e8 der Beichleunigung oder Koftenerjparnig wegen, — da geringwerthige Güter eine 
Toftipielige Verpadung nicht lohnen, — dieſelben auf eigenes Rififo ungeachtet des 
Fehlens oder der Mängel der Verpadung befördert zu jehen. Beobachtet nun tie 
Bahn die nöthige Diligenz, d. h. macht fie den Abjender auf die Mangelhaftigkeit 
der VBerpadung aufmerkffam und diefer verlangt demungeacdhtet den Transport, ie 
muß billigerweije der Bahn geftattet fein, fich die Haftbefreiung von den darars 
entipringenden Schäden audzubedingen, wenn der Abfender die Thatjache der manatl: 
haften Verpadung ſelbſt ausdrüdlich Eonftatirt und damit implicite auf den Erjsr- 
anſpruch für den in Yolge diefer Mängel etwa entitehenden Schaden ven rem: 
herein Verzicht Teiftet, denjelben auf eigenes Riſiko übernimmt. Denn anderenfall3 
würde die Eifenbahn in Rückſicht auf Art. 395, 423 dem bezüglihen Berlangen 
des Abſenders nicht ohne eigene Gefahr entjprechen fünnen. Aus bieien Gründen 
ift die in Rede ftehende Ausnahme in das Geſetz aufgenommen worden. 


Bol. oben Bd. I. Anm. 44 ©. 159, 160, Denkjchrift vom 12. Dezember 1859 ©. 17, Wer. 
Nr. 450 (Art. 396 Nr. 3), Prot. ©. 4701 (Urt. 400a. Rr. 26), © 4787 DO. ad 3, Frrr 
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©. 5008, 5009, Thöl H.-R. II. $ 90 ©. 179, Hillig ©. 60, Rudbeihel ©. 210, Wehr⸗ 
mann ©. 105, Erf. des Ob. Land.⸗Ger. Wien vom 9. Juli 1873, Roll ©. 227. 

B. Die erjte Vorausſetzung dieſes Befreiungdvertrages ift, daß unverpadte 
oder mangelhaft verpadte Güter aufgegeben werben, ungeachtet ihre Natur 
eine Berpadung zum Schuß gegen Verluft oder Beichädigung auf dem Trandport 
erfordert. Welche Güter hierher gehören, was indbefondere unter „mangelhafter 
Berpadung“ zu verftehen iſt und wer hierüber im Zweifel zu enticheiden bat, ift 
bereitö früher eingehend erörtert worden. 

Vgl. (Art. 395) Bd. L Anm. 44 ©. 259, 260 und (Art. 422) Dh. III. Anm. 197 ©. 166f., 
($ 47 Betr.»RegL) Anm. 206 ©. 186 f. Prot. S. 5009, Puchelt I. ©. 427. 

C. Die zweite Vorausſetzung ift, daß über die Aufgabe in unverpadtem 
oder mangelhaften Zuftande eine Erklärung des Abjenderd auf dem Fracht— 
briefe enthalten fein muß. Diefe Form, die jchriftlihe (oder geflempelte, ge- 
drudte x.) Erklärung des Abfenterd auf dem Frachtbriefe ift unbedingte 
Boraußfegung für die Befugniß der Eifenbahn zu dem in Rede ftehenben DBe- 
freiungövertrage. (Kenpner ©. 485 Nr. 9: zwingended Grforderniß.) In den 
Berathungen war die Streihung der Worte: 

„nach Erklärung ded Abjenderd im Yrachtbriefe” 

beantragt worden. Es wurde aber entgegnet, daß ed, um in Rüdjicht auf die 
Haftpflicht aus Art. 395 keine Verwirrung zu veranlaffen, erforderlich erſcheine, 
zu bejtimmen, daß fich der Abfender in leicht erfennbarer Weiſe tarüber aus⸗ 
ſprechen müffe, ob er die Gefahr der ſchlechten oder fehlenden Verpadung über fich 
nehmen wolle, wenn es in feiner Abficht liege, daß die hier in Rede jtehende Aus- 
nrahmebeftimmung zur Anwendung kommen ſolle. (Prot. ©. 5008, 5009.) Da- 
Durch unterjcheidet fich Ziff. 2 weientlih von Ziff. 1. Dort ift die bezügliche 
Vereinbarung formlos gejtattet (S. 224). Hier ift eine Erflärung des Abjenderd 
in beftimmter Form (nämlih auf dem Yrachtbriefe) vorgejchrieben. Ste kann da» 
ber nicht mündlid oder durch eine bezügliche Beftimmung in den Reglementd oder 
Tarifen erſetzt werden, auch nicht durch ein neben dem Frachtbrief berlaufendes 
oder ihm annektirted Schriftftüd. Sie braucht auch nicht, was Thöl (III. 390 
S. 1718) anzunehmen fcheint, die Yorm einer Vereinbarung zu haben, fondern es 
genügt die einfeitige Erklärung des Abjenderd über die nadte Thatſache, daß das 
Gut unverpadt oder mangelhaft verpadt aufgegeben jet, — wie der Unterjchteb der 
Faſſung in Ziff. 1 und Ziff. 3 („Vereinbarung“) und Ziff. 2 („Erklärung“) 
ertennen läßt. 

Jede andere Yorm, ald die gejeglich vorgeichriebene, macht den Befreiungs⸗ 
vertrag ungültig und ift nicht geeignet, ver Eifenbahn die ihr ausnahmsweiſe kon⸗ 
zebirte Befugniß zu verichaffen. Es kann zwar zu diefer Form kumulativ noch 
eine andere aus irgend welchen Gründen hinzutreten, wie 3. B. ber in $. 47 des 
Eiſenb.⸗Betr.Reglem. angeorbnete Revers, welcher den Zwed hat, der Eifenbahn 
nach Abgabe ded Frachtbriefd (und der darauf befindlichen Erklärung) an ben 
Adreflaten noch einen befonderen fchriftlicden Beweis jener Erklärung zu fichern 
(j. oben ©. 188). Indeß ift ein jolcher Reverd für die Gültigkeit des Befreiungs⸗ 
vertrages nicht nothwendig (Keyner ©. 485 Nr. 9), da es ſich hierbei nur um 
eine reglementariihe Ordnungsvorichrift handelt und $ 47 des Betr.-Regl. ledig- 
lich die Annahme zum Transport von der Austellung des Reverjed abhängig 
macht, dagegen über die Haftung eine Beftimmung nicht trifft. Art. 424 Ziff. 2 
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9.6.8. und $ 67 Nr. 3 Betr.-Regl. ſehen aber nur die Erklärung auf tem 
Frachtbriefe vor. Jedenfalls ift der Revers nicht geeignet, die Erflärung auf 
ben Frachtbriefe zu erfegen und die gegentheilige Annahme des Wiener Eijen- 
bahn-Schiebögerichtd v. 29. Zuli 1876 (Epftein ©. 583, weil das Fehlen biejer 
Erklärung ujancemäßig fei) muß ald Verſtoß gegen Art. 424 Ziff. 2 9.6.2. 
und $ 67 Nr. 3 Betr.-Regl. bezeichnet werden, da pofitive Formvorſchriften tes 
H.G.B. nicht durd) Uſancen abolirt werden können (ſ. Anm. 206 ©. 188 H.&-®#. 
Art. 1). Es ift daher au die Annahme Wehrmann's (S. 105) unzurtreifent, 
daß das Borhandenfein des Neverjed eine nothwendige Borausfeßung ter Be 
freiung ſei. Nicht diefer, fondern tie Erklärung auf dem Fradtbriefe tt 
entjcheidend. Ebenjowenig Tann der Annahme Ruckdeſchel's (S. 210) beise 
treten werden, daß ber Revers ohne Erklärung auf dem Frachtbriefe doch immerdin 
Die Bedeutung habe, daß die Eiſenbahn nun beweilen dürfe, der eingetretene 
Schaden fei aus der im Reverje anerfannten Mangelbaftigkeit der Verpadung em⸗ 
ftanden. Der Heverd ohne gleichzeitige Erklärung auf dem Frachtbriefe verſteßt 
gegen Art. 423, 424 Ziff. 2 H.G.B., $ 47 A. 1, 8 50 Nr. 9 und S 67 Ar. 3 
Betr.Regl. und gewährt, weil er überhaupt umftatthaft, der Eiſenbahn gar Feine 
Rechte. 

D. Liegen die beiden im Vorderſatze der Ziff. 2 bezeichneten Borausjeßumgen 
“vor, jo kann bedungen werden, daß für den Schaden nicht gehaftet werbe, welder 
aus der mit dem Mangel der Verpadung oder mit ber mangelhaften Beſchaffen⸗ 
heit der Berpadung verbundenen Gefahr entftanden tft. Es gilt hierbei im Weient- 
lihen das zu Ziff. 1 ©. 226 bemerkte. Die Erklärung auf dem Frachtbriefe um- 
faßt nicht implicite audy die Vereinbarung über die Nichthaftung. Lebtere mus 
befonderd — wenngleich in beliebiger Yorm — erfolgen, und ijt auch im Eiſenb. 
Betr.-Regl. 8 67 Nr. 3 jpeziell audbedungen. Alſo auch bier darf, wie im alle ter 
Ziff. 1, nicht Haftbefreiung von jedem Schaden überhaupt, jondern nur won Lem 
aus dem Yehlen oder der Mangelhaftigkeit der Berpadung entitandenen Schaten 
audbedungen werden. Ein Antrag auf Befreiung von jeder Haftung (Prot. 
©. 4701 Art. 400a. 2b.) wurde ald zu weit gehend ausdrüdlicd abgelehnt (Pret. 
©. 4787 ad 3, ©. 5008). Anbererjeitd wurde aber auch bier anerlannt, daß es 
nicht gerade eine bejondere, mit dieſer Zrandportart verbundene Gefahr jein 
müffe und die Streihung des Worted „beiondere” vor „Gefahr“ beſchloſſen (Pret. 
©. 5121, 5109). Es genügt, daß der Schaden aus dem Mangel ber Berpadıma 
überhaupt entftanden ift, wobei der Eifenbahn unter Modifikation der gewöhnlichen 
Regeln der Beweidlafl vie im Alin. 2 de Art. 424 ausgeſprochene Bermutbunz 
zu Oute kommt. Es iſt nicht erforderlich, daß der Schaden ein unabwenbbarer ſei. 
fondern es reicht auß, daß er mit dem Mangel der Berpadung in erlennbarem 
Kaufalneruß fteht. Bon diefem Geſichtspunkte aus kommen niht nur Witte. 
rungseinflüſſe aller Art ald gefährlihe Momente in Betracht, 

Bol. Erf. des Ob.-Land.-Ger. Wien vom 15. Iuli 1873, RI ©. 227 des Gifenbıtz 
Schiedsger. Wien vom 29. Juli 1876, Epftein ©. 533, App.Ger. Münden 29. Septemter 
1876, D. Jur.-Zeitg. 1875 ©. 185, Bayr. Hand.⸗Ger. Entjd. III. 3 H. 
fondern auch der dadurch jchwerer zu verhütende oder leichter außzuführende Diet- 
ſtahl durch Dritte, 


Vgl. Erk. des R.D.⸗H.G. vom 25. Mai 1873, Entſch. Bd. 6 S. 175 mb vom 11 I: 
tober 1873, Buſch Bd. 36 ©. 369. 
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Gewichtsmanko (Ledage) bei flüſſigen und trodenen Stoffen in Yolge ber durch 
Die rüttelnde Bewegung bervorgerufene Loderung mangelhaft befeftigter Faßreifen. 
Bol. Ob.⸗App.⸗Ger. Dredden vom 5. Suni 1866, Buſch Br. 12 ©. 19. 

Die Eiſenbahn ift auch nicht verpflichtet, vor oder nah Eintritt berartiger 
Schäden Sicherungdmaßregeln dagegen zu treffen (ij. ©. 229). Iſt aber erweis⸗ 
lich nit der Mangel der Berpadung, fondern irgend ein Berfchulben ber 
Eijenbahn oder ihrer Leute (Diebitahl Seitens der leßteren, Heuer, Achſenbruch, 
Xtrandportverzögerung 2c.) die alleinige oder doch konkurrirende Urfache des Scha- 
dens, fo kann fich die Eijenbahn auf jenen Befretungsgrund nicht berufen. 


ByL oben Bd. I. Annm. 44 ©. 260, 261, Brot. &. 5008, 5109, ®. Koch ©. 105, Ruck⸗ 
deſchel ©. 210. 


227) [&8 Tann bedungen werben:] 
ns) in Uniehung der Güter, deren Auf⸗ nnd Abladen nad Vereinbarung 
mit dem Abjender bon dieſem beiergt wird: 
daß für den Schaden nicht gehaftet werde, Der aus Der mit Dem 
Anfs und Abladen oder mit mangelhafter Verlandung verbundenen 

- Gefahr entfianden if.” 

Ziff. 3 geftattet — ald dritte Ausnahme von der Regel des Art. 423 — 
zen Eifenbahnen die vertragsmäßige Beſchränkung der gefeßlichen Haftpflicht: „in 
Anfehung der Güter, deren Auf- und Abladen nach Vereinbarung mit dem Ab⸗ 
Tender von dieſem bejorgt wird”. 

Bon diejer Befugniß ift in den Eifenbahn-Betriebsreglements ($ 67 Nr. 4) 
Gebrauch gemacht. Vgl. Anm. 233 IV. d. h. der vom Gejeße geftattete 
Befreiungdvertrag ift durch dad Reglement zu einem wirktli vereinbarten 
gemadt (j. Thöl II. $ 91 ©. 180). Bol. noch $ 40 und Anl. D sub XXXV. 
aum $ 48, ſowie Nr. 1 und 2 des 8 50 Betr.-Reglement. 

Der gefährliche Umftand, die Trandportgefahr, weldye bie Zulaſſung dieſes Be- 
freiungdvertraged begründen, liegt in dem Auf- und Abladen der Güter auf den 
Eijenbahnwagen Geitend bed Abfenderd (bezw. Empfängers) — aljo ohne die 
Thätigfeit der Eifenbahn bezw. ihrer Organe. 

Der gelepgeberifhe Grund für diefe Ausnahme ift darin zu finden, daß an 
ih das Auf und Abladen ded Guted zum Transport gehört und von der Eijen- 
bahn auszuführen ift, ihr daher auch die Haftung für dabei entitandene Schäden 
es recepto obliegt (v. Hahn II. ©. 532 8 6). Wenn nun der Abjender im 
eigenen Sntereffe (d. 5. 3. DB. gegen entiprechend billigere Fracht 2c.) (Prot. 
S. 5006) bereit ift, dad Auf und Abladen jelbit zu beforgen, mithin der Eijen- 
bahn diefen Theil der Trandportfunttionen abzunehmen, jo liegt e8 in der Billig- 
feit und Konſequenz, der Eifenbahn, welche alsdann die bezüglichen Manipulationen 
weder felbjt noch durch ihre Leute zu verrichten und zu Eontroliren hat, auch nicht 
in der Lage ift, darauf einen Einfluß auszuüben, zu geftatten, daß fie ſich von 
der Haftung für daraus rejultirende Schäden liberiren darf. (Dentichr. ©. 10, 16 
Wehrmann ©. 116, 117.) 

A. Erjte Vorausſetzung diefer Ausnahme ift, daß es fih um Güter handelt, 
deren Auf- und Abladen von dem Abjender bejorgt wird. 

Dad Auf- und Abladen befteht in allen Zunktionen, Vorkehrungen und 
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Mapnahmen, welche auf das Hineinbringen ber Güter in die Eifenbahmwagen am 
Berjandtort und das Wiederherauäbringen aus denjelben am Beftimmungsort ge 
rihtet find. Es wird auch ald Ein- und Ausladen bezeichnet und begreift 
neben der eigentlichen Herein- und Herausſetzung auch noch das Berladen, das 
geeignete Arrangement der Güter im Wagen, Feitlegung, Feftyadung, aud bie 
Bedeckung ꝛc. der Güter bezw. Fäffer, Kiften, Bretter zc., um fie gegen Unfälle, 
Umjtoßen, Hin- und Herrollen bei der rüttelnden und ftoßenden Bewegung tes 
Eiſenbahntransports zu ſchützen, in fih. Daß unter Aufladen auch Die Berlabunz 
ber Güter auf dem Wagen zu verftehen fei, wurde in ben Berathungen ausdrüd: 
lich konſtatirt (Brot. ©. 5006). 

Das Geſetz fpricht nur von dem Auf- und Abladen dur den Abſender, & 
ijt darunter aber nach der Tendenz des Geſetzezs, worauf auch das Wort „Ab 
laden“ bereits bindeutet, au ber Empfänger zu verftehen, derartig, daß bie mit 
dem Abjender getroffene Vereinbarung auch für den Empfänger (der ja zum Mir 
tontrabenten bezw. Ceſſionar des erfteren wird. Bd. II. S. 62f.) implieite gilt. 

Bol. Thöl HR. II. 8 91 ©. 181 f. Nr. 6, Webrmann ©. 117, 118, v. Habe ll 
©. 533, Ruckdeſchel ©. 211d., Entſch. des R.-D..9.@. vom 25. Mat 1872 Bd. 6 S. 155 
(180). 

Das Betr.Regl. $ 67 Nr. 4 hat daher ergänzend ben Befreiungövertrag aud 
ausdrüdlich auf den Empfänger auögetehnt. Der Natur der Sache nach find, wie 
Die Worte „bejorgt wird” andenten, nicht nur der Abfender bezw. Empfänger per 
ſönlich, ſondern auch die von ihnen hiermit Beauftragten (feine Leute, Organe, ja 
audy die Arbeiter der Bahn, wenn fie zu diefem Behufe den Abjender oder Em: 
pfänger mit oder ohne Entgelt überlaffen werden. (Vgl. Ruddeihel S. 211, 212, 
Wehrmann ©. 118 und unten ©. 235 gemeint.) 

Die Selbtverladung braucht ferner nicht gerade am Berjandtorte, an weldem 
die Vereinbarung getroffen wird, erfolgt zu fein. Sie liegt au) dann vor, wenn 
zwar fein Berladen am Abjendungsorte ftattfindet, aber der Abjender bei Aus 
ftellung eines neuen Yrachtbriefed die dort angelangten Güter in den Yahrzeugen, 
in denen fie angekommen, verladen der Bahn zum Weitertrandport übermeift und 
damit die urjprüngliche Berladung zur jeinigen macht. Auch in Yällen alfo, we 
die Waare ohne Umladung weitergejendet wird, Tann Art. 424 Nr. 3 Anwen- 


"dung finden. 


Erfannt vom R.-D..H..®. unterm 20. März 1874, Entſch. Bd. 13 ©. 131, Buf Urt. 
Bd. 30 S. 327, Keyßner ©. 485 Nr. 10, Puchelt IL ©. 427 Nr. 6, Behrmann ©. 113, 
Ruckdeſchel ©. 212 h. 


B. Zweite PBorausjegung tft, daß dad Auf: und Abladen „nah Ber: 
einbarung mit dem Abfender“ von diefem bejorgt wird. Es gilt über 
Form und Wirkung der Vereinbarung alle8 zu dem gleichen Pafſus der Ziff. I 
(S. 223 f.) Bemerkte. Der Abfender muß fich mit der Uebernahme des Auf- und 
Abladens einverftanden erflärt haben. Auch hier jedoch nicht jo,. daß er das Gegen⸗ 
theil nach freier Wahl von der Eifenbahı verlangen könnte. Bielmehr hängt die 
von ben bejtehenden Trandporteinrichtungen, reglementarijchen und tarifariihen De 
ftimmungen, jowie ben thatſächlichen Verhältnifien (ob das Verladungsperſonal der 
Bahnı ausreicht ꝛc.) ab. Wil hiernach der Abjender die Selbftverladung nicht über 
nehmen, jo muß er vom Trandporte abftrahiren oder warten. Ein bei den Be 
rathungen geftellter Antrag, daß die Beſchränkung unwirkfam fein folle, wenn vie 
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Bahn dem Abfender nicht Gelegenheit zur babnfeitigen Be und Entlabung bietet, 
wurde abgelehnt, weil dies mit den Berfehröverhältniffen und der Tendenz dieſer 
Beitimmung nidyt vereinbar jel. 

Val. Pret. ©. 6007, 5008, v. Hahn U. ©. 533 8 7. 

Die Bereinbarung Tann in beliebiger Form erfolgen, entweder durch beſondere 
Uebereintunft (mündlich, fchriftlih, auf dem Frachtbriefe oder in einer bejonderen 
Urkunde) oder durch reglementariiche oder tarifariiche Vorſchriften (vgl. Erf. des 
App.Sen. zu Mannheim v. 16. Oktober 1858, Buſch Bd. 19 ©. 209), in welchem 
Halle diefelben gehörig publizirt fein müffen. (Vgl. Anm. 225 ©. 224.) Das 
Eifenb.-Betr.-Reglem. ſchreibt die bezüglichen Güter zum Theil fpeziel vor ($ 48 
Anlage D. sub XXXV.), zum Theile überläßt ed deren Beftimmung bem Tarife 
oder bejonberer Vereinbarung mit dem Abjender. ($ 67 Nr. 4, vgl. auch $ AO 
Alin. 1 und $ 50 Nr. 1. und 2.) 

867 Nr. 4, 840 Alin. 1, 848 B. 4, 850 Nr. 1 u. 2, fi Anm. 233 IV, v. Hahn 
1. ©. 533 & 7, ThböL IM. $ 9ı ©. 180, Wehrmann ©. 116, Ruckdeſchel S. 210, 211, 
212e., Wolff in Buſch's Arch. Bb. 19 ©, 487. 

Immerhin muß aber eine vorgängige Vereinbarung erfichtlich fein und erweis⸗ 
lich vorliegen. (Erf. des App.-Ger. Ratibor v. 4. März 1868 und D. &.-3. 1868 
©. 477.) Der Annahme Puchelt's (I. S. 427 Rr. 6), daB, fobald auch ohne 
frühere Verabredung ber Abfender ꝛc. das Auf- und Abladen (thatſächlich!) bejorge, 
tie Borfchrift der Ziff. 3 und die Vermuthung aus Alin.2 eintrete, und daß Tarif 
und Verabredung bier nur erwähnt feien, um den Fall zu beftimmen, in welchen: 
die Eifenbahn verlangen darf, daß der Abfender und der Empfänger das Auf- und 
Abladen übernehme, Tann nicht beigetreten werden. 

Als eine ſolche Vereinbarung ift es nicht anzujehen, wenn die Eifenbahn ge 
ftattet, daß ihre Arbeiter und Bedienfteten dem Abiender bezw. Empfänger, ber 
das Selbft-Auf- und Abladen übernommen hat, hierbei mit oder ohne Entgelt be- 
hülflich find bezw. ſich ihm zu diefem Zwede vermiethen. Es Tanrı Died nicht aus 
der dienftlihen Beziehung dieſer Leute zur Eifenbahn gefolgert werden. Selbit 
wenn die Bahn felbft zu diefem Behufe dem Abſender zc. gegen eine Gebühr die 
erforderlichen Leute ftellt, gebt damit die Haftung nicht auf fie über, denn fie über- 
nimmt damit nicht das Aufladen zc. unter eigener Berantwortlichkeit und Kontrole, 
fondern vermiethet nur an den Abjender die erforderlichen Arbeitäfräfte. Sie kann 
hieraus event. nach den Grundjägen des Dienftmiethevertraged verantwortlid; 
werden, nicht aber ex recepto aus dem Yyrachtvertrage. 

BL Ruddefhel ©. 211 u. 212 f, Wehrmann ©. 118, Keyßner ©. 485, Erf. de& 
App.⸗Sen. zu Mannheim vom 28. April 1865, Buſch Bd. 19 ©. 203 und vom 16. Oktober 
1863 cod. ©. 209. 

Ebenfowenig fällt ihre Haftbefreiung aus Ziff. 3 des Art. 424 bezw. $ 67 Nr. 4 
Betr.Regl. fort, wenn fie nach getroffener Vereinbarung aus irgend welchen Grün⸗ 
den freiwillig, aus 2iberalität, &efälligteit dad bein Abjender bezw. Empfänger 
obliegende Ver⸗ und Entladegefchäft übernimmt und von ihren Leuten ausführen 
oder helfen läßt. Denn fie thut dies ohne Berpflihtung und kann daher für 
die etwaige Mangelhaftigfeit der Leiftung nicht verantwortlich werben. 

Not. oben S. 226 insbeſondere Erk. des R-D..H..@. vom 8. März 1876, Entſch. Bb. 20 
©. 438 und Erf. ded Reichs⸗Ger. vom 18. November 1879, Entſch. Bd. 1 ©. 15, 16. 


Dagegen kann fie fih auf die fragliche Haftbefreiung nicht berufen, wenn ihr 


+ 
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Mangeld einer gemäß Ziff. 3 getroffenen Vereinbarung die Ver- und Entladung 
obliegt, der Abjender oder Empfänger aber freiwillig — ohne Verpflichtung — ven 
feinen Leuten bad Auf- und Abladen bejorgen oder ‘den Bahnbebienfteten dabei 
Hülfe leiften Täßt. Die Erfüllung ihrer Pflicht wird der Bahn dadurch zwar tbat- 
jächlih abgenommen oder erleichtert, der Umfang ihrer Verantwortung aber recht⸗ 
lich nicht vermindert. 
Erfaunt vom I. Sen. det R.-D..9.@. unterm 9. Sammar 1874, Entid. Bb. 12 E. 1% 
(200), Erf. des App.⸗Ger. zu Ratibor vom 4. März 1868, Zeitſchr. f. gej. H.K. Bd. 1) ım 
D. &-3. 1863 ©. 477, Behrmann ©. 119,120, Ruckdeſchel S. 212 f., Keyßener &.45 
Nr. 10. 

C. Liegen die beiden vorbezeichneten Vorausjegungen vor, jo kann bedungen 
werden, daß für den Schaden nicht gehaftet, der aus ber mit dem Auf- und Ab 
laden oder mit mangelhafter Verladung verbundenen Gefahr (Thöl II. ©. 180 
plaidirt für präcifere Faſſung) entitanden ift. Es gilt hierbei im Weſentlichen das 
Ziff. 16.226 Bemerkte. Die Vereinbarung mit dem Abfender über dad Auf- unt 
Abladen begreift nicht implieite auch die Verabredung über die Nihthaftung. *ep- 
tere muß — wenngleich in beliebiger Form — bejonderd geſchehen und ijt ud 
im Eijenbahn-Betrieböreglement $ 67 Nr. 4 |peziell außgejprochen. Auch bier darf nidt 
Befreiung von jeder Haftbarkeit überhaupt, fondern nur in dem jpeziell bezeid- 
neten Umfange auöbebungen werden. Weitergehende Anträge wurden ausdrüdlid 
abgelehnt. (Prot. S. 4701, 5005.) 

Man bemühte fi in den Berathungen durch verjchiedene Anträge die Grenze 
zwilchen Auf und Abladen einerſeits — und Empfangnahme und Ablieferung 
Durch die Bahn andererjeitö zu ziehen, weil man es für bedenklich hielt, den Be- 
ginn und das Ende der Haft ex recepto durch diefe Befreiung ind Ungewiſſe zu 
ftellen, erfannte jedoch, daß Die Grenze generell nicht zu ziehen ſei, ed vielmehr auf 
die Prüfung des Eonkreten Falles antomme, ob die Bahn dad Gut erft nad er- 
folgter Aufladung zum Transport enıpfange und es ſchon damit, daß fie ed tem 
Abſender (Empfänger) zum Abladen zuweift, abliefert, oder ob dafjelbe ſchon als 
früher empfangen und jpäter abgeliefert anzufehen ſei. Hiernach beftimmt fi, ob 
Die Bahn den vor erfolgter Vollendung der Verladung und nad) geichehener Zu 
weijung zum Abladen dem Gute zugeftogenen Schaden zu tragen hat oder nicht. 
Auf die Haftung für die aus dem Auf- und Abladen durch den Abjender (Gm: 
pfänger) entjtandene Gefahr ift diejer Umftand jedoch ohne Bedeutung. 

Bol. Prot. S. 5002—5006, v. Hahn II. ©. 533 $ 6 und Anm. 9, Nudvef el ©. Nic 
Wolff in Buſch's Arch. Bd. 19 ©. 486, Koch in d. Zeitſchr. f. IR. X. ©. 78, 

Die Haftung ex recepto ift alſo keineswegs ganz aufgehoben (vgl. Entid. 
R.O.H.G. Bd. 17 ©. 296 ff.), fonden nur in Betreff derjenigen Gefahren 
bezw. Schäden auägefchlofien, melde and dem Auf- und Abladen und der mangel- 
haften Berladung entftehen; wobei gemäß Alin. 2 der Bahn auch hier die gejeh 
fihe Bermutbung zu Gute fommt, daß bis zum Nachweile des Gegentheils an- 
genommen wird, daß ein eingetretener Schaden, wenn er aus der nicht übernomme 
nen Gefahr entftehen konnte, aus derjelben wirklich entftanden ift (vgl. Anm. 231 
©.248). Damit hängt auch eine im $ 50 Nr. 2 des Betr.-Regl. enthaltene Be 
ftimmung zuſammen, wonach bei Gütern, deren Auf- und Abladen nah Beftim- 
nung des Meglementd, des Tarifs oder befonderer Vereinbarung mit dem Ab» 
iender von dieſem oder dem Empfänger bejorgt wird, bie Angabe bed Gewichts 
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oder der Menge ded Guts in dem Yrachtbriefe keinen Beweid gegen die Eiſenbahn 
macht, fofern nicht die Berwiegung der Wagenladung oder der Güter, welche die- 
jelbe bilden, erfolgt und die Stüdzahl oder das Gewicht, letzteres durch den Wäge- 
ftempel von der Abgangsftation auf dem Yrachtbriefe beicheinigt if. Denn ohne 
Berwiegung ıc. kann bei Selbftverladung bie Eiſenbahn das Gewicht oder die 
Menge des Gutes unmöglich feitftellen und muß aljo durch dieſe reglementartfche 
Beſtimmung der Yolgerung vorbeugen, Daß fie durch Annahme des Frachtbriefes 
die darin enthaltene Gewichtsangabe anertenne oder ald Beweis gegen fich gelten 
laffen wolle. 
Bgl. Hierüber Bd. I. Anm. 20 ©. 98 - 100 und bie dort angef. Grlenntniffe; ferner: 
Keyßner ©. 45 Rr. 11, Ruckdeſchel S.210b., Puchelt II. ©. 427, Wehrmann ©. 120, 
Enid. R.O.⸗H.⸗G. vom 25. November 1874 Bd. 15 ©. 376. 

„Der Schaden braucht fi nicht ald ein unabwendbarer barzuftellen, es 
genügt, daß er mit der übernommenen Gefahr erkennbar in kauſalem Zufam- 
menbange fteht (j. oben S. 227). Er umfaßt nicht allein die Beſchädigungen 
und Nachtheile, welche bei und durch die Manipulation des eigentlihen Ein- und 
Audladend der Güter — vor Beginn und nach Beendigung bed Transport? — 
entjtehen, ſondern auch Die weiteren Unregelmäßigteiten, welche während des 
Transports, alfo unterwegs aus der unzweckmäßigen Verladungsweiſe hervorgehen, 
3. B. Umfallen, Abftoßen von zerbrechlichen Gegenftänden, gegenjeitige Beſchädi⸗ 
gung von fchlecht verlabenen Fäſſern in Yolge Hin- und Herrollend, ꝛc. jchlechter 
Stauung der Güter in den Wagen, Ueberlaftung der e Aren, ſchlechten oder t ungenũgenden 
Verſchließens der Thüren, 

Vgl. Erf. des Hand.⸗Ger. Lübeck rom 6. März und 14. Oktober 186%, Buſch Bd. 19 

©. 3857 md Wehrmann ©. 117. 

Schaden durch mangelnden Schug gegen bie Witterung, mangelnde Aufficht 
(Diebftahl durch Dritte Entſch. R⸗O.H.G. Bd. 6 ©. 175), fehlende ober 
unvollftändige Bededung, Berjtreuen, Vergießen, Beichädigung der Verpackung 
u. f. w. (ij. oben ©. 228). Auch ift die Eiſenbahn nicht zu Sicherung» 
maßregeln verpflichtet, wenn ſich joldde Schäden unterwegß ꝛc. zeigen (f. oben ©. 229, 
Dagegen jedoch v. Hahn II. ©. 532). 

Sft aber der Schaden nachweislich durch das Verfhulden der Bahn oder 
ihrer Xeute hervorgerufen oder Tonkurrirt Teptered mit der Mangelhaftigkeit der 
Berladung, fo Tann fi die Eifenbahn auf diefen Befreiungdgrund nicht berufen, 
fondern haftet ganz oder theilmeife für den Schaben, 3. B. bei Weberweilung zu 
ſchwacher Wagen mit ungenügenden Aren und überhaupt in nicht ordnungs⸗ 
mäßigem Zuftande, mangelhafter Ver- und Entladekrahne, Binden ıc. en 
wird bei äußerlich fofort erkennbaren Mängeln der Transportmittel, 3. B. jchlecht 
gereinigten Wagen ꝛc. zum Mindeften konkurrirendes Verſchulden beider Theile 
anzunehmen fein. 

Wehrmann ©. 117, Ruckdeſchel ©. 210a. und das bort angef. Erk. bed App.Ger. 
Sranfiurt und des Ob.⸗Trib. in Buſch's Arch. Bd. 18 ©. 68 ff., Er. des Handelsger. Lübeck 
vom 6. März und 14, Dtober 1869, Buſſch Bd. 19 ©. 387, Wolff in Buſch's Ara. Bd. 19 
©. 486. 

Die Selbftverladung — führt 3. B. dad R.O.H.G. aus — enthebt bie 
Bahn nicht jchlechthin jeder Fürforge für den Schuß des verladenen Gutes. In3- 
befondere haftet auch bei Selbjtverladung die Bahn für Innehaltung des Normal. 
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profils, da die Prüfung, ob diefe innegehalten, lediglich ihre Sache if. Der Haft: 
ausſchluß aus Selbftverladung fchließt die allgemeine Haftung bed Frachtführers 
ex recepto für nachweislich andere Beihädigung nicht aus. 
Crlimt vom R.⸗O.H.G. unterm 25. Mat 1875, Entih. Bd. 17 ©. 296, vgl. and da⸗ 
Er. vom 2. November 1877, D. Iur.»Zeitg. 1873 ©. 185, D. &.-3. 1878 ©. 3. 

Der im Betrieböreglement am entiprechender Stelle ($ 67 Nr. 4) beigerügte 
Zuſatz, daß im Falle der Selbftverladung 2c. der Abfenter bezw. Empfänger für 
den Schaden haftet, welcher durch das Auf- ober Abladen oder bei &elegenkeit 
defſelben den Yahrzeugen ber Eiſenbahn zugefügt ift, entipricht lediglich allgemeinen 
Rechtsregeln und ift daher felbjtverjtändlich (vgl. Anm. 233 IV.). 

Bgl. v. Hahn IL ©. 533 Anm. 11. Ruckdeſchel ©. 212g. Wehrmann ©. 118. 


228) [E86 Tann bedungen werden]: 

A. in Anſehung der Güter, welche vermöge ihrer eigenthümlichen natür: 
lichen Beſchaffenheit der beſouderen Gefahr ausgeicht find, gäxz 
lichen oder theilweiſen Verluſt oder Beſchüdigung, namentlich Brad, 
Kofl, inneren Verderb, uußergetvößuliche Lelkage u. ſ. m. zu en 
leiden: 

daß für den Schaden nicht gehaftet werde, welcher ans bickt 
Gefahr entflauden if.” 


Ziff. 4 geftattet — als vierte Ausnahme von der Hegel ded Art. 423 — 
den Eifenbahnen die vertragsmäßige Beſchränkung der geießlihen Haftpflicht: „in 
Anjehung ber Güter, welche vermöge ihrer eigenthümlichen natürliden Beichaffen- 
beit der befonderen Gefahr ausgeſetzt find, gänzlichen oder theilweiſen Verluft oder 
Beſchädigung, namentlic) Bruch, Roft, inneren Verderb, außergewöhnliche Ledaze 
u. f. w. zu erleiden.“ 

Bon diefer Befugniß ift in den Eifenbahn-Betriebsreglementd ($ 67 Nr. 1) 
Gebrauch gemacht (vgl. Ann. 233 1), d. b. der vom Geſetze geftattete 
Befreiungdvertrag iſt durch das Reglement zu einem wirklich vereinbarten 
gemacht (j. Thöl Ill. $ 92 ©. 183). Ueber die Frage, ob bezw. inwieweit durd 
8 67 Nr. 1 Betr.-Regl. bierbet die den Eilenbahnen durch Art. 424 Ziff. 4 ge 
gebene Befugniß überfchritten jet, j. unten Anm. 2833. 

Der gefährlide Umftand, die Trandportgefahr, welche die Zulaffung dieſes 
Befreiungdvertraged begründen, liegt in der eigenthümlichen, natürlidyen Beichafien 
heit gewiſſer Güter. 

A. Was den gefepgeberiichen Grund für dieſe Ausnahme anlangt, jo ift zwar 
bereits dur Art. 395 die Haftung für Berluft und Beichädigung ausgefchlofien, 
wenn der Frachtführer beweift, daß der Berluft oder die Beichädigung 

„durch die natürliche Beichaffenheit des Guts, namentlich durch inmeren 
Berderb, Schwinden, gewöhnliche Leckage u. dgl.” 
entitanden ift (f. Bd. I. Anm. 43 ©. 253 f.). 

Indeß erſchien dieſer Befreiungdgrund den Eijenbahnen gegenüber in Rüd- 
fiht darauf, daß fie zum Transport gejeglich verpflichtet find und nicht beliebig 
einen Transport zurüdweijen dürfen, in Rüdficht ferner auf die bejondere & 
fährlichkeit des Eijenbahntranspert3 und die Schwierigkeit des dem Frachtführet 
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gemäß Art. 395 ubliegenden Nachweiſes bei ſolchen Gütern nicht meitgehend ge- 
nug, welche | 
„vermöge threr eigenthümlichen natürlichen Beichaffenheit ber be- - 
jonderen Gefahr audgefept find, gänzlihen ober theilwelfen Verluft 
oder Beihädigung, namentlih Bruch, Roſt, inneren Berberb, außer 
gemöhnliche Kedage u. ſ. w. zu erleiden.” 

Süter diejer Art find überhaupt zum Eifenbahntrandport nicht recht geeignet. 
Die Eijenbahnen würden in Betreff ihrer von dem ihnen durch Art. 422 Ziff. 1 
äuftehenden Rückweiſungsrecht Gebrauch machen können oder es würde doch in 
vielen Yällen zweifelhaft fein, ob fie hierzu nicht befugt ſeien. Hiernach liegt es 
im Intereſſe der Abfender und bed Verkehrs, die Eiſenbahnen durch eine Erleidy- 
terung ihrer Haftpflicht von der Ausſchließung bed Transports folcher Gegenftände 
thunlihft abzuhalten. Hinſichtlich derartiger Güter wurde daher vorgeichlagen 
(Brot. ©. 5018) und beichlofien, daß bie Eiſenbahnen wegen der Offenkundigkeit 
ber Gefahr nicht zu beweijen haben, daß die eingetretenen Berlufte und Beichäbi- 
gungen wirflid eine Yolge der bejonderen Natur der betreffenden Güter feien, es 
fol ihnen diefe Bemweislaft abgenommen und die Präjumtion des Alin. 2 zu ihren 
Gunſten aufgeftellt werden. (Prot. ©. 5018—5020.) Dagegen wurde ein An- 
trag, den Eifenbahnen (— gegen einen entiprechenden Frachtzuſchlag —) die volle 
Haftung zu belafien, wenn die gefährliche Eigenſchaft im Frachtbriefe beſonders 
angegeben fei (Brot. S. 4787 II. ad 2), ald ungeeignet abgelehnt (Prot. S. 5020 
bi3 5022). 

B. Die einzige Boraußfegung dieſes Befreiungdgrundes ift der Transport 
von Gütern, weldye vermöge ihrer eigenthümlichen natürlihen Beſchaffen— 
heit der befonderen Gefahr ded Verluftes oder der Beichädigung audgefept 
find. Die Tendenz der Beftimmung ſowie der Bergleih mit ber Yaflung des 
Art. 395, namentlich die Bezeichnung der „natürlichen Beichaffenheit” als eimer 
„eigenthümlichen“ fowie die Beiſpiele: „Bruch, Roft, außergewöhnliche 
Leckage“ lafien erkennen, daß die Haftbefreiung bier eine in gewiffen Beziehungen 
weitergehende fein foll, wie in Art. 395, daß die bier und dort gemeinten Yälle 
nit ganz zufammenfallen, vielmehr die Eifenbahn berechtigt jein fol, ihre Haf- 
tung auch in manchen derartigen Yällen abzulehnen, in welchen fie auf Grund des 
Art. 395 verhaftet fein würde. 

Bol.v Habn II. ©. 538 $ 8, Budelt IL. ©. 427 Nr. 7, Ruddeichel ©. 198, 19. 

Immerhin ift Die Grenze bei der unbeftimmten ähnlichen Ausdrudsweije in 
beiden Artileln und dem geringen Anhalt, den die Protokolle gewähren, jchwer zu 
zieben. Unzutreffend iſt jedenfalls die Annahme Wehrmann's (©. 101), es ſei 
durch Art. 424 Ziff. 4 an und für fih feine ausgedehntere Haftbefreiung ftatuirt, 
als bereit3 durch Art. 3895 dem gewöhnlichen Frachtführer zugejtanden fei, und ber 
Schwerpunkt ruhe allein auf der Aenderung der Beweislaft. Ebenjowenig kann 
der Anfiht Thöl's ($ 92 ©. 182 f.) beigetreten werden, daß lediglich die bejon- 
dere Gefahr duch den Trandport gemeint fei bezw. ſolche „Güter, welche jo 
geeigenichaftet find, ber Art, der Natur find, daß fie den Transport überhaupt 
oder auf einer Eiſenbahn nicht fo recht vertragen können“, da in den Berathungen 
austrüdiih Tonftatirt wurde, ed genüge nicht, diejenigen Güter zu erwähnen, 
welche wegen ihrer eigenthümlihen Natur einer bejonderen Gefahr auf dem 
Transporte unterworfen jeien; die fragliche Beftimmung müfje vielmehr auch 
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auf diefenigen Güter Anwendung leiden, welden an und für fih und obne 
Rückſicht darauf, wo fie ſich eben befänden, eine beiondere Gefahr tes 
- Berluftes drobe, wie 3. B. ftarfe Säuren, durch weldhe nah und nad) dad Glas, 
in welchem fie aufbewahrt würden, aufgelöft und jo deſſen leichtere Zerbreden 
vorbereitet werde u. dgl. (Brot. ©. 5018, 5019). Treffender haralterifirt v. Hahn 
a. a. D. die Differenz: „EB find, bemerkt er, diejenigen Yälle gemeint, in welchen 
Berluft oder Beichädigung nicht lediglich durch die natürliche Beichaffenheit des 
Gnts oder durch biejelbe in Berbindung mit der unabwendbaren Einwirkung 
jedes Transports der verabredeten Art entftanden ift, Jondern foldhe Berlufte un? 
Beſchädigungen, deren nächte Urſache eine an fi vom Frachtführer zu vertretente 
Thatſache (eine Trandporthandlung, ein nad) Lage der Berbältnifie abwendbares äußere 
Ereigniß) war, welche Thatjache aber nur wegen der eigenthümlichen Beichaffenbeit 
des Guts einen bejchädigenden Einfluß auf daſſelbe ausüben konnte.” Nicht tie 
jenigen Güter find darunter zu verftehen, welche in Folge ihrer natürlichen Be 
ſchaffenheit nach der gewöhnlichen Entwidlung der Dinge einen gewöhnlich zu 
gewärtigenden Berlujt (gewöhnliche Ledage, Schwinden ꝛc.) erleiden (ſ. Bd. 1. 
Anm. 43 ©. 253— 257), jondern Güter, welche in Yolge ihrer eigenthümlich gear- 
teten Natur durch Einflüffe, welde anderem Gute überhaupt nicht oder nur un 
erheblichen Schaden zufügen, der ganz bejonderen außergewöhnlidhen Gefahr des 
Berlufted oder der Beichädigung ausgeſetzt find — für welche die gewöhnliche rüttelnde 
ZTrandportbewegung, leichte Stöße, unerhebliche Beihädigungen der Verpackunz 
oder Emballage, Einflüffe der Witterung während des Transports oder der Lage 
rung, die anderem Gute wenig oder gar nicht gefährlid find, die beiondere Gefabr 
bed Berluftes oder der Beichädigung mit fih führen. (Bol. auch v. Hahn IL 
©. 545 8 1, Keyßner ©. 486 Nr. 12.) 

Das Gejep führt beifpielöweife einige derjenigen Schäden an, welche fich alb 
Holge der eigenthümlichen natürlichen Bejchaffenheit gewifjer Güter, iyrer „leichten 
Berlegbarkeit" (v. Hahn a. a. O.) oder „Empfindlichkeit (Thöl a. a. D.) zu 
zeigen pflegen und deren Vertretung daher iu Bertragd- bezw. Reglementöwege von 
ben Eijenbahnen ausgeſchloſſen werben kann. Es find dies „Bruch, Roft, innerer 
Berderb, außergewöhnliche Ledage“. Die Aufführung ift jedoch nur beijpieläweiie 
und nicht erichöpfend erfolgt, wie der Zujaß „u. |. w.“ erfennen läßt. 

Feſtzuhalten ift alfo, daß einerjeitd die Vertretung der bezeichneten Folgen. 
wie Schaden durch Bruch, Roft ze. nicht etwa bei allen Gütern, ſondern mır 
bei jolden Gütern andgejchloffen werben darf, welche ihrer eigenthümlichen natür- 
lichen Beichaffenheit nach der befonderen Gefahr ausgeſetzt find, einen derartigen 
Schaden zu leiden, und daß anbererfeitd die Zahl diefer Schäben im Gefege nicht 
erjchöpfend aufgeführt ift. Weber beide Fragen, jowohl, ob ein But jene eigen- 
thümliche natürliche Beſchaffenheit beſitzt, als auch, ob ber eingetretene Schaten 
eine Yolge dieſer Beichaffenheit ift, Tann (ebenjo wie im Falle der Ziff. 1, ob 
ein Wagen als bebedt oder unbededt anzuſehen ijt) im Streitfalle nur der Richter 
entiheiden. Dedhalb fehlen hier — im Gegenſatze zu den Ziff. 1, 2 und 3 — 
die Zufäge „nach Vereinbarung mit dem Abfender“ bezw. „nad Erklärung bes 
Abfenderd auf dem Yrachtbriefe”. Nicht durch Vereinbarung, fondern durch richter 
lihe8 Ermeſſen wird event. das Vorhandenjein der dem Haftausſchluſſe zu Grunde 
liegenden Vorausſetzung feitgejtellt. Würde man aud Art. 424 Ziff. 4 den Eiſen⸗ 
bahnen tie Befugniß zugejtehen, im Vertrags- bezw. NReglementöwege bie Güter 


Art, 424. „A. Beſondere Gefahr des Verluſts ober der Beichädigumg.” 241 


fpeziell zu vereinbaren, welchen jene Beichaffenheit zukommt und zugleich Die Schäden, 
für deren Eintritt in Yolge derjelben eine Haftung ausgeſchloſſen wird, jo würden 
bie Eijenbahnen Traft ihres faktiſchen Transportmonopols für eine beliebige 
Reihe von Gütern und Schäden ſich der Haftpflicht entziehen Lönnen und dadurch 
ihre Trandportpflicht illuforifch machen — was gegen die Tendenz des Geſetzes 
verftößt. Unzutreffend tft es daher einerjeitö, daß das Gut und die Gefahr im 
Reglement ſpeziell bezeichnet fein müffe, um bie Haftbefreiung zu begründen, 
wie vom Amts und Kreisgericht zu Kafſel ımterm 23. Februar und 8. April 1870 (D. &.-3. 
1870 ©. 366) angenommen, 
aber auch andererjeitd, daß lediglich die Bezeichnung im Reglement bezw. die Ver⸗ 
einbarung unter den Parteien über dad Gut und den Schaden — ohne weitere 
richterliche Prüfung — genüge, um bie Haftung auszufchließen, 
wie vom Stadtger. Berlin untern 15. April 1865 (D. E&.-3. 1865 ©. 465 f.) mb vom Stadi⸗ 
amt und Stabiger. Frankfurt a.M. unterm 23. Dezember 1865 unb 21. März 1866 (Gentr.- 
Org. IM. S. 248), fowie v. Wolff in Buſch's Ar. Bb. 19 ©. 487 angenommen. ©. da⸗ 
gegen: Brot 5019, 5090, &.8. Koch ©. 432 Anm. 71, W. Koch ©. 107 Anm. 10, Ma- 
fower Anm. 7. 

Daher kann den Beitinmungen ded Betrieböreglemente $ 67 Nr. 1 a—e 
fämmtlidh nur eine auf Srfahrungsfägen berubende eremplififatoriiche bezw. in- 
formatorifhe, nicht aber eine vertraglich bindende Bedeutung beigelegt werden 
(j. oben Text ©.216 und unten Anm. 233 I. ©. 261). Es trifft fomit nicht zu, 
wenn Thöl III. $ 92 ©. 183, 184 den Beflimmungen sub b, c und d vertrag- 
liche Gültigkeit, den unter a und e dagegen nicht einräumen will. Sie find 
Täammtlich nicht vertraglich bindend, jondern fünnen nur die Bedeutung infor- 
matoriſcher Erfahrungsfäpe, welche im Streitfalle für den Richter ald Anhalt, nicht 
aber obligatoriſch gelten follen, in Anjpruh nehmen (C. F. Koh ©. 432 
Anm. 71: „fe haben nur den Werth einer Parteibehauptung“), wenngleich aller 
Dingd anerkannt werden muß, daß die höchft ungeeignete Fafſung die Annahme 
begünftigt, ed jeten vertraglid) bindende Beſtimmungen beabfichtigt. Im letzteren 
Falle find fie als ſolche ſämmtlich ungültig. 

C. Liegt die Vorausſetzung ded Vorderfages vor, jo kann .bedungen werden, 
daß für den Schaden nicht gehaftet werde, welcher aus dieſer Gefahr entitanden 
ift (Thöl II. ©. 183: „aus Ddiefen gefährlichen Umftand, der natürlichen 
Empfindlichkeit de8 Gutes“). Ueber Art und Form diefer Vereinbarung j. oben 
©. 226. Nicht Befreiung von jeder Haftbarkeit, fondern nur von Schäden, welche 
fih als Yolge diefer leichten Verletzbarkeit darftellen, nicht aber etwa auch von 
ſolchen, welche nicht durch dieſe Berlepbarkeit bedingt find (Prot. S. 4701 Art. 400 
und ©. 5019). Auch bier greift zu Gunſten der Bahn die Vermuthung des 
Alin. 2 Platz. Der Schaden braucht nicht unabwendbar zu fein, ed reicht auß, 
Daß er mit der eigenthümlich natürlichen Beichaffenheit des Guts erkennbar in 
Taujalem Zufammenhange ſteht. Auch ift e8 irrelevant, ob der Schaden vor oder 
nach dem Trandporte oder während des Transportes, in den Wagen oder auf ben 
Magazinen, während der Lagerung oder Bewegung entitanden if. Die Eijenbahn 
ift weder vor noch nad dem Eintritt des bezüglichen Schadend zu bejonberen 
Sicherheitämaßregeln verpflichtet. 

f. oben Aum. 225 ©. 2239 ferner: Erf. des R.O.⸗H.˖ G. nom 18. März 1874, D. 3. 
1875 Nr. 1067 (Schup einer Sendung Kartoffeln gegen Froſt), Puchelt 11. S. 428, Rud- 
deſchel S. 19. 
&ger, Deutſches Frachtrecht. II. 16 
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Dagegen Tann fie fih auf den in Rebe ftehenden Befreiungdgrund nicht be 
rufen, wenn der eingetretene Schaden nachweißlich durch ihr oder ihrer Leute Bar: 
ſchulden bezw. konkurrirendes Verſchulden entftanden ift (f. oben Anm. 225 ©. 229). 

Als erfahrungsgemäß aus der eigenthümlich natürlichen Bejchaffenheit der 
Güter fi ergebende bejondere Gefahren führt Ziffer 4 Art. 424 9.8.8. 
beiſpielsweiſe fpeziell an: Die Gefahr des Bruches (vornehmlich bei ihrer Ratır 
nach leicht zerbrechlihen Sachen), des Roſtes (bei leicht roftenden Sachen. ı B. 
Metallen), de inneren Verderbes (bei leicht verderblihen Sachen, Yluiig- 
feiten und anderen Stoffen, die leicht in Gährung und Fäulniß übergeben oder 
durch Froſt und Hibe leiden, |. hierüber Bd. I. Anm. 43 ©. 255 f.), der außer: 
gewöhnlichen Ledage (j. Bd. I. Anm. 43 ©. 257). Ihnen fügt das Be- 
trieböreglement ($ 67 Nr. 4) noch zu: die Gefahr der Selbftentzundun; 
(bei leicht entzündlichen, vrplodirbaren ıc. Stoffen) und des Gewichtäverlufte: 
(bei leicht vertrodnenden, verbuftenden, jchwindenden Sachen), wie Die allgemeine 
Gefährlichkeit (überhaupt) bei an fich gefährlichen Subftanzen (wie Schwefelläun 


‚ Scheidewafler und anderen ätzenden Gegenftänden). 


Der Beweis aber, daß das betreffende Gut die eigenthümlich natürlid: 
Beichaffenheit befipt, daß e8 einer befonderen Gefahr irgend einer Art des Ve 
Iufteß 2c. ausgeſetzt ift, wird Durch dieſe Aufführungen des Geſetzes oder Reglement 
wie bereitö bemerkt, im konkreten Yalle nicht etwa erübrigt, liegt vielmehr, wa 
dies im Streitfalle nicht notorifch oder dem Richter erfahrungdmäßig befamnt it 
ber Eifenbahn.ob, und diejer hat — event. unter Zuziehung von Sacdhverjtändiger 
— darüber zu entjcheiden. 

Bol Erf. des App.⸗Ger. Frankfurt a. M. vom 19. Sanuar 1871, Bujch Ard. Ar. 
S. 427 und Erf. des Defterr.-Oberft. Ger. vom 28. Januar 1875, Röll S. 334. 

Erft wenn dieſe Borfrage feititeht, dann ſpricht die Bermutbung aus Alin : 
dafür, daß ein eingetretener Schaden wirklich in Folge der eigenthümlichen nat 
lihen Beichaffenheit des Gutes entftanden jei. 

Die Prarid hat, wenn auch mehrfach ſchwankend, doch im Weſentlichen bier: 
feftgehalten. Bol. Brud bei Eijengußwaaren: 

(rk. des Stadtger. Berlin vom 15. April 1865, D. E.Z3. 1865 S. 165— 467. 
Roft bei einer Blechjendung: 
Erk. des Db.-Land.-Ber. Wien vom 15. Juli 1873, RI S. 227. 
Snnerer Berderb: 
bei Fetten: 
Erf. des Stadtamtes und Stadtger. Frankfurt .M., Buſch Br. 1? SE. 349 um im 
Ger. dafeldft Bb. 15 ©. 96, 97, des Db.-Land.-Ser. Wien vom 4. Januar 187k. #.. 
©. 415. 
bei Hopfen: 
Erf. des Hand.» und Ober⸗Ger. Lübeck vom 1’. Oktober 1866 nnd 21. Ian. :8 
Buſch Br. 16 ©. 274, Zeit. ded Bern. Sur.:Ver. 1877, 
bei Südfrüchten (durch Yroft): 
Ert. des Ob.Land. Ser. Bien vom 24. April 1877, Roll S. Su. 
Außergewöhnliche Kedage: 
bei Sprit: 


Erf. des Berner Avp. und Kaffat.Hofes vom 2. November 1876, D. Inr.Zeitz . 


S. 185. 
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bei Syrup: 
Erf. des App.Ger. Magdeburg vom 31. März 1868, Buſch Bd. 18 ©. 12, Hinſchius, 
Jeitſchr. f. Geſ.Geb. II. S. 681. 
bei Del: 
Erf. des Stadtamt und Stadtger. Frankfurt a. M. vom 23. Dezeniber 1865 und 21. Mär; 
1:66, Gentr.+Drg. II. ©. 248, D. E.3. 1867 ©. 199, 200. 
Selbitentzündung: 
bei Baumwollenabfällen: 
Erk. des Oeſterr.⸗Oberſt. Ger. von 28. Sanıar 1875, RL ©. 334. 


229) 1Es Iaum bebungen werden :] 
‚d) in Unfehung lebender Thiere: 
daß für den Schaden nicht gebaftet werde, welcher aus Der mit 
dem Transport biefer Tiere für Diefelben verbundenen beion- 
deren Gefahr entflanden if.” 

Ziff. 5 geftattet — als fünfte Ausnahme von der Regel des Art. 423 — 
Den Eijenbahnen die vertragdmäßige Beſchränkung der gefeglichen Haftpflicht: „in 
Anſehung lebender Thiere”. 

Bon diejer Befugniß ift in den Eijenbahn-Betrieböreglements ($ 44 Alin. 2 
Sag 1) Gebrauch gemacht (vgl. Anm. 234 ©. 266), d. b. der vom Gejege ge- 
ftattete Befreiungdvertrag ift dur dad Reglement zu einem wirflich verein- 
barten gemadt (j. Thöl II. $ 94 ©. 190). Weber die Frage, ob bezw. in- 
wieweit dur $ 44 Alin. 2 Sat 1 Betr.-Regl. hierbei die den Eifenbahnen durch 
Art. 424 Ziff. 5 gegebene Befugniß überfchritten jei, f. unten ©. 246 und ©. 267. 

Der gefährliche Umftand, die Trandportgefahr, welche die Zulaffung dieſes 
Mefreiungdvertrages begründen, liegt in der eigenthümlichen, natürlichen Beichaffen- 
beit der zu transportirenden Güter als Iebender Thiere und injoweit wird Ziff. 5 
it Recht nur ald eine befondere Anwendung, ein jpezieller Fall der Ziff. 4 be- 
zeichnet. Bal. Thöl a. a. D. ©. 190 Anm. 3, W. Koch ©. 108. 

A. Auf den gefeßgeberifhen Grund für dieſe Ausnahme ift bereit3 in ber 
Denkſchrift vom 12. Dezember 1859 ©. 11 hingewieſen. Es würde die Haft- 
pflicht der Eilenbahnen die Grenzen der Möglichkeit überfchreiten, wenn ihnen die 
Liebernahme derjenigen Gefahr für Thiere zugemuthet würde, weldye mit der Natur 
derjelben verbunden ift. Und ausführlicher motivirt dies v. Hahn II. ©. 548 
S 9: „Der Trandport lebender Thiere hat dadurch eine bejondere Eigenthümlichkeit, 
Daß das trandportirte Objekt dur die eigene Thätigfeit oder die Thätigkeit 
eined mittrandportirten Objekts leicht beihätigt werden kann, daß bie Beichädigung 
durch eigene Thätigkeit entweder überhaupt nicht oder doch nur durch ſolche Maß⸗ 
regeln abgemwendet werden fann, welche dem jonjtigen Wohlbefinden des Thiers 
nachtheilig find und die Maßregeln zur Verhütung der Beſchädigung durch andere 
Thiere jo Eoftjpielig find, daß der Transport mancher Thiere die Dadurch veran- 
laßte Erhöhung der Koften nicht ertragen würde. Es erjcheint daber nicht un- 
billig, wenn die Eijenbahnvermaltungen die Haftungen für denjenigen Schaten, 
welcher durch die eigene Thätigkeit der Thiere entjteht und, ſofern vertragsmäßig 
der Transport mehrerer Thiere in einem Raume erfolgt, auch für den Echaden 
welcher Durch die anderen Thiere hervorgebracht wird, ablehnt.” 

16° 
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Bon diefen Geſichtspunkten aus war in II. Leſung (Brot. S. 4787 UI. ad Ic.) 
die Zuläffigfeit des Haftausſchluſſes für Schäden, welche durch die befonbere Ratur 
der Thiere entftanden jein können, vorgefchlagen. Indeß wurde dieſer Vorſchlag 
für nicht weit genug gehend erachtet und die jebige Yaflung angenommen, um 
anzudeuten, daß die Eijenbahnen nicht blos die Haftung für diejenigen Gefahren 
ablehnen dürfen, welche wegen der befonderen Natur dieſes oder jenes Thier 
mit dem Transport derjelben verbunden fei, jondern, da das Aufladen, Trank 
portiten und Abladen aller lebenden Thiere mehr oder weniger mit Gefahren für 
die lepteren verbunden jei, auch die Haftung für alle Schäden, die aus der been 
deren Gefahr entftehen Lönnten, welde mit dem Transpert von lebenten 
Thieren überhaupt verknüpft au fein pflege (Brot. S. 5015-5017). Ein 
Antrag, dad Wort „bejonderen” vor „Gefahr“ zu ftreichen, wurde — im Gegen 
ja zu Ziff. 1, 2, 4 und 6 — für Ziff. 5 ausdrücklich abgelehnt, weil fonft tie 
betreffende Ziffer keinen anderen Sinn haben würde, als den, daß die Eifenbahne: 
alle und jede Haftung für die zum Transport übergebenen lebenden Thiere 
ablehnen Könnten (Prot. ©. 5109). 

B. Die alleinige Borausfegung für den vorliegenden Befreiungdgrun? it 
biernah der Transport von lebenden Thieren. Während in Ziff. 4 die Güter. 
für deren Transport die Haftung beſchränkt werben darf, nicht jpeziell aufgeführt, 
ſondern nur nad) ihrer Eigenfchaft derartig bejchrieben find, daß ed Güter ſein 
müſſen, die vermöge ihrer eigenthümlichen natürlichen Beichaffenheit der befonderen 
Gefahr des Berlufted oder der Beſchädigung ausgejegt find, mithin im konkreten 
Halle der Richter erft Enticheidung darüber zu treifen hat, ob das bezügliche Gut 
dieje eigenartige Beichaffenheit befißt, ift in Ziff. 5 eine einzelne Kategorie ver 
Gütern durdy dad Geſetz jelbft fpeziell bezeichnet, welcher dieſe Eigenjchaft ohne 
Weitered, ‚ex lege zuftehen fol, nämlich: den lebenden Thieren. Es gemügt die 
begrifflihe Feftitellung, daß das Trandportobjelt ein lebende Thier ift, um die 
Haftbeichränfung darauf in Anwendung zu bringen. Mangels jeder Beichränkun: 
find lebende Thiere aller Art und ausnahmslos darunter zu verftehen, wenngleid 
ed Thiere von jo harter und zäher Konjtitution und jo geringer Empfindlichker 
giebt, daß in Betreff ihrer die Haftbefchränfung der Tendenz des Geſetzes vielleid: 
nicht ganz entiprit. Die Ausnahme beſchränkt fich aljo nit etwa allein au' 
Nup- und Hausthiere bezw. auf foldye, die im Handeld- und Transportverkehre 
gewöhnlich vorkommen ($ 44 Alin. 3 Betr.-Regl.), jondern auf Thiere jeder Ir 
und Gattung (wilde Thiere, Vögel, Fiſche, auch Inſekten, 3. B. Bienen :c.. 
Bol. die Anwendung der Ziff. 5 ded Art. 424 auf ben Transport von 

Hunden: 

Erf. in Buſch's Ach. Dr. 18 5. 433, 
Ochſen: 
Erk. des Defterr.-Oberit. Ger. vom 16. März 1871, Röll S. 159, Epſtein S. 17d m 
16. November 1876, Röll ©. 469, Epftein ©. 409. 
Küben: 
Erf. des Stadtger. Bredlau vom 30. März 1873, D. € »3. 1873 S. 523 und dee Baer. 
Handelsger. Frankenthal rom 18. Bebruar 1867, Buſch Bd. 13 ©. 459. 
Pferden: 
Erf. des Deiterr.-Oberft. Ger. vom 14. November 1877, ROII ©. 550, Epſtein S 4 
Bienen: 
Erk. des Ob.Land.Ger. Wien vom 23. Oftober 1873, Röll ©. 236. 
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C. Liegt diefe Borandfegung — der Transport von lebenden Thieren — vor, 
Yo kann bedungen werden, baß für ben Schaden nicht gebaftet werde, welcher 
aus der mit bem Transport diefer Thiere für biefelben verbundenen befonderen 
Gefahr entftanden if. Ueber Art und Form diefer Vereinbarung, |. oben ©. 226. 
Auch bier ift nicht Befreiung von jeder Haftbarkeit, fondern nur von Schäden 
geftattet, welche mit der eigenthümlichen natürlichen Beichaffenheit dieſes Transport- 
objelt3 zujammenhängen (Prot. S. 5109). Wenn aber, um diefer Einſchränkung 
Ausdrud zu geben, dad Wort „bejonderen” vor „Gefahr“ beibehalten worden ift, 
}o war dies ebenfowenig erforderlih, als in Ziff. 1, 2, 3, 4 und 6. Denn auch 
ohne dieſen Zuſatz ift es Mar, daß nur bie Haftung für die durch bie eigenthüm- 
liche Natur des Thiertrandport3 bedingten Schäden ausgefchlofien werden darf. 
(Bol. Thöl II. ©. 190 Anm. 2, welcher die Beibehaltung als überflüffig be- 
zeichnet.) Iſt ein folder Schaden eingetreten, welcher hierdurch hervorgerufen jein 
kann, fo findet ebenfalld zu Gunften der Eifenbahn die in Alin. 2 des Art. 424 
aufgeitellte Bermuthbung Anwendung. 

Denn Thöl den Saz bahin interpretirt: daß wegen des Unfalls nicht ge- 
haftet werde, welcher eine Gefahr dieſes Thiertransports, d. b. des oder 
dieſes Trandportes dieſes Thiered bezw. aus diefem Thiertrandport 
als ſolchem entftanden ift — fo kann dieje Individualiſirung nicht als zutreffent 
bezeichnet werden. Es fol, wie in den Verhandlungen ausdrüdlich hervorgehoben 
(Brot. S. 5015) und auch durch Annahme des Prot. ©. 5016 vorgeſchlagenen 
Sapes dokumentirt worden ift, nicht blos derjenige Schaden abgelehnt werden 
dürfen, welcher mit der bejonderen Natur gerade dieſes oder jenes Thieres ver- 
bunden zu fein pflegt, jondern alle Schäden, welche mit der befonderen Gefahr 
des Transport8 lebender Thiere überhaupt verknüpft zu fein pflegen. (Bal. 
v. Kräwel ©. 605.) Es kommt aljo nicht darauf an, daß die befondere Natur 
gerade diejed trandportirten Thiered oder dieſer Thiergattung Die Gefahr bezw. 
den Schaden bedingt und nahe gelegt habe (aljo 3. B. bei Springthieren dad 
Entipringen, bei Vögeln das Entfliegen ꝛc.), ſondern daß ein Schaden vorliegt, 
der überhaupt mit dem Thiertrandport, — gleichviel weldher Art — verbimden zu 
jein pflegt. Ein weitered Eingehen auf die bejondere Natur des Individuums 
oder der Gattung ober ded einzelnen Trandport3 ift nicht erforderlih. Die Worte 
„mit dem Transport diefer Thiere” bedeuten nicht etwa ſpeziell Die jer Thiere 
bezw. dieſer Thiergattung oder dieſes konkreten Thiertrandportd, fondern, wie 
ein Bergleich bed von der Konferenz angenommenen Saped (Prot. ©. 5016) und 
der von der Redaktionskommiſſion danach aufgeftellten Faſſung (Brot. ©. 5121) 
lehrt, Iebiglih: „mit dem Transport Tebenter Thiere überhaupt”. Die Worte 
„dieſer Thiere” find unverkennbar nur gewählt, um die Wiederholung ber kurz 
vorher ftehenden Worte „lebender Thiere” zu vermeiden, bedeuten aber daſſelbe. 
Es genügt aljo, daß der eingetretene Schaden mit bem Transporte lebender Thiere 
überhaupt und generell alfo beim Auf-, Ver⸗ und Abladen ꝛc. gewöhnlich ver- 
fnüpft zu jein pflegt, um die Vermuthung des Alin. 2 zu Gunften der Bahn zu 
begründen. 
Bl. Stubenrauh ©. 548, Wächter I ©. 295 Anm. 15, Eceffer und Groß 

©. 455. 

Neber die Frage, ob ein berartiger Schaden vorliegt bezw. ob derfelbe ſich ale 

eine Folge des Transport lebender Thiere tarftellt, hat im konkreten Kalle — 
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event. nach Anhörung Sachverftändiger — der Richter zu entjicheiden. (Kepß 
ner ©. 486 Nr. 13.) Die Parteien dürfen über die einzelnen Kategorien ter 
audzufchließenden Gefahren bezw. Schäden aus den bereitd bei Ziff. 4 S. 240 
angegebenen Gründen nicht vorher Vereinbarung treffen. Daher wurde auch ci 
Antrag, den Eijenbahnen dad Recht einzuräumen, die mit der Obhut der Tbiere 
verbundene Haftung abzulehnen, verworfen, weil er, was Schäden anlangt, die nur 
durch jpezielle. Wartung der Thiere zu vermeiden feien, jelbftverjtändlicy jei, im 
Mebrigen aber zu weit gehen würde, da die Eiſenbahn fich nicht jeder Sorge für 
Thiertrandporte entichlagen dürfe (Brot. ©. 5016, 5017). 

Aus diefem Grunde können die im Betr.-Regl. $ 44 Alin. 2 getroffenen Beitim: 
mungen über Schadenäfälle (Entipringen, Yallen, Stoßen, Erftiden, beim &inlaten. 
Audladen, während des Transports oder beim Aufenthalte auf dem Babnbeie) ie 
Streitfalle höchſtens als Erfahrungsſätze, nicht ald bindende Vertragsbeftimmungen 
gelten und find, wie Thöl ©. 191 mit Recht annimmt, ungültig, wenn fie ler 
teren Charakter beanſpruchen — werauf allerdings die Faſſung hinzudeuten ſcheim 
(f. oben Ziff. 4 S. 241). Ungültig in diejer Unbeftimmtheit und Allgemeinheit fin? 
jedenfalls die Worte: „oder aus Jonftigen Urſachen 2.” Bol. auch v. Habn II. 
©. 535 Anm. 15 und Budelt II. ©. 429 Nr. 8. 

Im konkreten Schadendfalle hat mithin die Bahn zu beweijen, daß ein Zrand- 
port lebender Thiere Gegenſtand ded Vertrages gewejen und daß der eingetretene 
Schaden — wenn die dem Richter nicht bereitd aus Crfahrung befannt ift — 
(dad Entiprungen-, Geftoßen-, &efallen-, Erftidtjein 2c.) mit den bejonderen Ge 
fahren des Transports lebender Thiere überhaupt verbunden zu fein pflegt. Die 


bloße Bezugnahme auf Vereinbarung oder Reglement erübrigt diefen Beweis nidt. 


Hat der Richter diefe Vorausſetzungen ald zutreffend anerkannt, jo tritt nunmehr. 


wenn nicht der Beweis des Gegentheils erbradt wird, die Bermutbung ein, 


daß der eingetretene Schaden wirflih aus jenen Gefahren entitanden if. Te 
Schaden braudt nicht unabwendbar zu fein, ed genügt, daß er mit den bejonderen 
Gefahren des Transports lebender Thiere in Faufalem Zujammenhange fteht. In 
dieſem Falle ift es auch gleichgültig, ob er beim Auf- oder Abladen, beim Warten 
auf den Bahnhofe oder in den Wagen während ded Transports entftanden it. 

Brot. S. 5015, CE. 5. Koh ©. 432 Anm. 73, v. Kramwel S. 605, Scheffer zw @::$ 
©. 455. 

Die Eifenbahn ift zu bejonderen Sicherungdmaßregeln nicht verpflichtet. Dagegen 
fann fie fih auf den fraglichen Befreiungägrund bei eigenen oder fonkurrirenten 
Verſchulden nicht berufen. 

Bl. Wolff in Buſch's Arch. Bd. 19 ©. 487. Entkommen eines Hundes durb Kar 
läfſigkeit des Bahnperjonald: Buſch Bd. 18 ©. 433 f., Beſchädigung eined Thieres Km 
ſchlechten Berjhluß der Wagenthüren: Goldſchmidt's Zeitſchr. Bd. 10 ©. 162, 75. 

Im Uebrigen ift die Haftung der Eijenbahnen für Thiertrandporte nicht nur 
durch Ziff. 5 beſchränkt, jondern, da lebende Thiere nach dem Eifenbahn-Betriet?- 
reglement ($ 40 Alin. 1) von dem Abjender bezw. Empfänger jelbft ein- und 
audzuladen, fowie zumeift ($ 40 Alin. 4) auch zu begleiten find, jo finden au 
die nad Ziff. 3 und 6 ded Art. 424 gejtatteten Haftbeichräntungen $ 67 Nr. 4 
und 5 Betr.-Regl., j. Anm. 233 ©. 264 u. 265 auf diefelben Anwendung. 


Do. Wehrmann ©. 122, Keyßner S. 486 Nr. 18, Puchelt I. S. 428 M. 
v. Hahn U. ©. 535 Anm. 15. 
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Nach der Eigenart lebender Thiere werden die meiſten Schadensfälle erfah⸗ 
rungdgemäß im Fallen, Geftoßenwerben, Erftiden, Entipringen, Entfliegen be» 
ftehen. Indeß kommt alles auf den Eonkreten Fall an. Jedenfalls ift ed unzu⸗ 
treffend, aus den Worten „für diefelben“ zu folgern, daß Entipringen, Ent 
fliegen, Entlommen zc. nicht hierher gehören, weil dies Schäden jeien, bie ben 
Eigenthümer, nit das Thier träfen. (Bol. ©. F. Koh ©. 432 Anm. 72.) 
Wenn auch ein Antrag, die Worte „für diefelben“ zu ftreichen, um jenen Zweifel 
audzufchliegen, abgelehnt wurde (Prot. ©. 5109), jo folgt daraus keineswegs, daß 
Das Gegentheil für richtig erklärt worden, fondern nur, daß der Zweifel für un- 
begründet gehalten worden ift. Die Worte „für diejelben” bedeuten, wie Thöl III. 
©. 189 Anm. 1 zutreffend bemerkt, nur „in Betreff derjelben” und find im Gegen- 
jag zu einer Gefahr gedacht, in weldde das Thier andere Güter bringen kann, 
(nicht auch andere Thiere, denn gerade dad fih gegenfjeitig Beichädigen gehört 
zur Eigenart der Thiere und läßt fich nicht vermeiden, v. Hahn II. ©. 534). 
Das Tier kommt nur als Trandportgut in Betracht. Der Schaden ift alfo bei 
Entipringen, Entlommen ꝛc. ganz befonderd vorhanden, weil dann dad ganze 
Gut in Berluft geräth. 


230) [JEs Tann bebungen iwerben:] 
„Ö. in Unfchung begleiteter Güter: 
Daß für Den Schaden nit gehaftet werde, welder aus Der Ge⸗ 
fahr entſtanden if, Deren Abwendung durch bie Begleitung be- 
ziwedt wird.” 

Ziff. 6 geftattet — als fechfte Ausnahme von der Regel des Art. 423 — 
den Eifenbahnen die vertraggmäßige Beſchränkung der gefeglihen Haftpflicht „in 
Anſehung begleiteter Güter”. 

Bon diefer Befugniß ift in den Eifenbahn-Betrieböreglements ($ 67 Nr. 5 
und jpeziell für Thiere: $ 44 Alin. 2 Sap 2 u. 3, vgl. auch $ 40 Alin. 4, 
S 34 Alin. 3) Gebrauch gemacht (vgl. Ann. 233 Nr. 5 ©. 265 und Anm. 235 
S. 268), d. h. der vom Geſetze gejtattete Befreiungdvertrag ift durch dad Negle- 
ment zu einem wirtlih vereinbarten gemadt (j. Thöl II. $ 95 ©. 193). 
Ueber die Yrage, ob bezw. imwieweit dur $ 44 Alin. 2 Sap 3 hierbei die den 
Eifenbahnen durd Art. 424 Ziff. 6 gegebene Befugniß überjchritten fei, ſ. unten 
S. 250 und ©. 267. 

Das gefährliche Moment, welches die Zulafiung dieſes Befreiungdvertrageß 
begründet, liegt darin, daß in dem Maße, in welden — nad dem rationellen 
Zwecke der Begleitung — der Abfender durch die Begleitung jelbjt die Obhut 
über das Gut übernimmt und damit auf bie Thätigfeit der Eifenbahn zum Schuße 
gegen diejenigen Schäden, deren Verhütung durch die Begleitung bezwedt wird, 
gemwiffermaßen verzichtet, die Eiſenbahn befugt erjcheint, eine entiprechende Ber- 
minderung der eigenen Obbut eintreten zu lafjen. 

Bol. Thõöl a. a. O. S. 192, v. Hahn 11. ©. 335 Brot. S. 5017. 

A. Die alleinige Vorausſetzung für diefen Befreiungdgrund ift der Trand- 
port „begleiteter Güter“. Unter begleiteten Gütern find Mangeld jeder Be- 
ſchränkung alle diejenigen Güter zu veritehen, welche vom Abjender oder einer von 
ihm beauftragten Perſon begleitet werden (Brot. ©. 5110, ©. F. Koh ©. 432 


V 
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Anm. 74, W. Koch ©. 109, Puchelt ©. 429). Es iſt irrelevant, ob die Be 
gleitung mit oder ohne Bereinbarung mit der Eijenbahn erfolgt. Die Thatjade 
der Begleitung genügt. Dies folgt e contrario aus Ziff. 1, 2 u. 3, welche «ine 
Bereinbarung voraudfegen, und himwiederum aus Ziff. 4 u. 5, wo die wi: bei 
Ziff. 6 nicht der Fall ift. Es Liegt Fein Grund für die gegentbeilige, von Thöl 
IN. ©. 192 und v. Hahn II. ©. 585 $ 11 vertretene Annahme vor. Der Bort- 
laut giebt zu diefer Einſchränkung feinen Anlaß. In den Protofollen (S. 5017. 
5110) ift von einer vorgängigen Vereinbarung bezw. Verabredung über die Be 
gleitung nicht die Rede. Der Umftand, daß die Haftbeichränfung über begleitete 
Güter auszubedingen ift, involwirt durchaus nicht, daß auch Die Begleitung jelbit 
vereinbart fein müſſe. Denn die Haftbeichräntung Tann generell (im Reglement) 
ausbedungen werden für alle Güter, welche begleitet jind, die Eigenſchaft begla- 
teter Güter thatjächlich haben, bei welchen die Vorausſetzung der Begkeitung faktüd 
vorliegt. Letztere ift quaestio facti (ebenjo wie bei Ziff. 5 die VBorcusfepung, Luk 
Transportobjekt ein Thier und zwar ein lebendes Thier ft). Die Begleitung kann 
ausdrüdlich vereinbart jein, aber fie muß nicht. Die ratio legis trifft auch da zu. 
wo fie nicht vereinbart ift. Denn auch bei nur thatfächlich erfolgender Begleitunz 
werden die Organe der Eifenbahn ihre eigene Thätigleit mit Recht einjchränfen, 
da füglid) zwiefache Obhut überflüffig und unzwedmäßig erſcheint. Das Eilenb. 
Betr.Regl. ($ 38) ſpricht daher ſowohl von einer eijenbahnjeitig vorgejchriebenen, 
wie auch von einer vom Berfender freiwillig übernommenen Begleitung. Die etwaige 
Berabredung fann in beliebiger Form erfolgen, mündlich, ſchriftlich, Durch beien- 
dere Webereinkunft oder im Wege des Tarifd und Reglementd. 

Eine andere Frage iſt e8, ob die Eifenbahnen beliebig die Begleitung ver: 
langen bezw. ſich durch Vertrag ober Reglement bei beliebig gewählten Gütern 
ausbedingen dürfen. Dieje Frage ift zu verneinen (A. M. Thöl IH. ©. 192 
und anicheinend auch v. Hahn II. ©. 585). Würde die Eijenbahn beliebig eun 
berartiged Verlangen jtellen bezw. den Transport zurüdmweijen können, wenn ter 
Abjender auf die Bedingung der Begleitung nicht eingehen will, jo würde fie 
hierdurch in vielen Yällen ihre gejegliche Transportpflicht illuſoriſch zu machen im 
ber Lage fein. Will aljo der Abjender nicht freiwillig die Begleitung ubernebmen, 
jo kann er dazu nur bei ſolchen Gütern im Regleinentöwege zc. genötbigt werben, 
bei welchen die Begleitung im Intereſſe des zu verjentenden Gutes wie auch an: 
derer Güter nothwendig it. Hierüber hat aber im Gtreitfalle der Richter m 
entjheiden (vgl. Art. 422 Anm. 197 ©. 167 und Budelt Il. S. 429). Unter: 
läßt aber die Eifenbahn in denjenigen Fällen, wo Begleitung erfahrungsmäßig 
nöthig oder im Reglement vorgeſehen ift, Die bezügliche Aufforderung dazu an den 
Abjender (3. B. im Yalle des 8 40 Alin. 4 Betr.-Negl.), fo kann fie ſich auf tie 
Befreiung von der Haftpfliht aus Art. 424 Ziff. 6 H.-&.-B. und 88 44, 67 
Nr. 5 Betr.-Regl. nicht berufen. 

Bol. Erk. des Ob.Land.Ger. Wien vom 21. Iumi 1876, Buriann. Ichaney, ur 
BL. VI. S. 22 f., beitat. vom Üefterr.»Oberft. Ger. unterm 16. Ronember 1876, Erfteiz 


E. 409, Röll ©. 469 und das Erf. ded Stadtger. Breslau vom 30. Mär; 1873, D. E.-3 
1873 ©. 523. 


Daber ift die Beitimmung des $ 40 Alin. 4 Sab 1 des Eifenb.-Betr..Regl., wonach 
bei ber Beförderung lebender Thiere die Eifenbahnverwaltung Begleitung zu fordern 
bere&tigt tft, dann nicht gültig, wenn damit gemeint fein foll, daß fie anderen: 
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fald ten Transport zurückweiſen oder die Haftpflicht ablehnen oder beſchränken 
darf. Denn es lafien fi) Thiergattungen denken, bei welchen die Begleitung nicht 
nothwendig und zwecklos erjcheint. Mithin greift auch hierüber im Streitfalle 
lediglich richterliches Ermeſſen Plug (vgl. auch $ 34 Alin. 3, $ 38 Alin. 1). 

B. Iſt die gedachte Borausjegung — der Trandport begleiteter Güter — ge: 
geben, jo kann bedungen werden, daß für den Schaden nicht gehaftet werde, wel- 
cher aus der Gefahr entftanden ift, deren Abwendung durch die Begleitung bezwedt 
wird. Weber Art und Form biejer Vereinbarung ſ. Ziff. 1 ©. 226. Die Berab- 
redung, daß die Güter zu begleiten find, oder die Thatfache der Begleitung invol- 
virt an ſich nicht implicite die Vereinbarung der Nichthaftung, letztere muß viel- 
mehr — wenngleich in beliebiger Yorm, alfo unter Umftänden auch ftillichweigend 
(v. Habn 11. ©. 535) — bejonderd ftipulirt fein und ift auch un Eiſenb.Betr. 
Regl. 8 67 Nr. 5 ſpeziell ausgeſprochen. 

Bal. Erk. des R-D..H..®. vom 9. Januar 1874, Entſch. Bd. 12 ©. 205. 

Nicht Liberirung von jeglicher Haftung darf vereinbart werben, jondern nur 
von der Haftung desjenigen Schatens, deſſen Eintritt durch die Begleitung ab- 
gewendet werden fol. Auf die Bemerkung eined Konferenzmitgliedeö, daß dieſe 
Beitimmung eine unrichtige Anwendung ermöglichen würde, indem 3. B. die Bahn- 
verwaltungen eine Aufzählung der Gefahren, weldye nach ibrer Intention durch 
Die Begleitung abgewendet werden jfollten, in dad Meglement aufnehmen, 
und dieje willkürlich ausdehnen könnten, wurde entgegnet: „Es verftehe fich 
von felbft und brauche nicht ausdrücklich ausgeſprochen zu werben, dab auf Grund 
diejer Beitimmung nur eine Befreiung von jolhen Gefahren bedungen werden 
dürfe, welche vernünftigerweije durd die Begleitung vermieben werben 
könnten, und daß der Richter bei Enticheidung etwaiger Streitigkeiten davon 
auszugeben habe, eine Gefahr, welche durch die Begleitung nicht hätte abgewendet 
werden können, babe auch nicht dadurch abgewenbet werden follen“ (Prot. ©. 5017, 
v. Hahn II. ©. 536, ©. F. Koch ©. 433 Anm. 74.) Es iſt aljo nicht etwa 
die Haftung ex recepto ganz aufgehoben, jondern nur in Betreff derjenigen 
Schäden ausgeſchlofſen, deren Abwendung durch die Begleitung bezwedt wird. Es 
brauden aber nicht Schäden bezw. Gefahren bejenderer Art zu fein, deshalb 
wurde dad Wort „bejonderen“ vor „Gefahr“ geftrihen (Prot. ©. 5019, 5021). 

An fich ift ed nicht unftatthaft, daß in jener Vereinbarung einzelne Schäden 
bezeichnet find, deren Abwendung durch die Begleitung bewirkt werden fol. Aber 
Diefe Bezeichnung ift nicht bindender Natur, fie hat nur den Charakter einer 
Parteibehauptung und unterliegt im Streitfalle der richterlichen Kognition. Stellt 
fich beraud, daß der bezeichnete Schaden nicht ein derartiger ift, daß bie Begleitung 
denjelben vernünftigerweile zu verhindern vermag (3. B. ed wäre vereinbart, bie 
Begleitung jolle den Schaden au8 dem Zuſammenſtoße zweier Züge verhindern) 
ſo ift die Ausſchließung der Haftung für den bezeichneten Schaden ungültig. Die 
Eijenbahn darf zwar — zu Gunften des Publikums — die Ablehnung der Haft- 
pfliht auf einige wenige (in conereto für zuläffig erachtete) Schadensfälle be» 
fchränten, aber nicht beliebig und willfürlic ausdehnen. Fehlt jede Beichränfung, 
io ift, wie Thöl a. a. O. zutreffend bemerkt, da jede Beſchränkung im Imed 
willkürlich ift, anzunehmen, daß der Zwed ſei, die Begleitung folle jegliche Ur- 
jache des Unfalls abwenden, welche fie irgend abwenden fann. ber ſelbſt wenn 
der Zweck der Begleitung ohne jegliche Einſchränkung vereinbart iſt, fo bleiben . 
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doch zahlreiche Umſtände übrig, welche jelber nicht und deren Wirkung nit kure 
einen oder auch mehrere Begleiter abgewandt werben können und welche daber tie 
Bereinbarung auch nicht mitbegreifen will und Tann. 

Auch bier kommt der Eifenbahn in Abänderung der gewöhnlichen Beweislan 
die gejeglihe Vermuthung zu Gute, daß wenn der eingetretene Schaden feiner 
- Beichaffenheit nach derartig ijt, daß er aus jener nicht übernommenen Gefahr ent: 
ftehen Tonnte, bid zum Beweiſe des &egentheild angenommem wird, er jet ms 
derjelben wirklich entitanden (vgl. über dieſe geſetzliche Vermuthung Art. 44 
Alin. 2 unten Ann. 231 ©. 251). Es ift nicht nothwendig, daß der Schalt 
fih als ein unabwendbarer darftellt, jondern ed genügt, daß der eingetreten: 
Schaden mit den durd die Begleitung abzumwendenden Gefahren in erlennbarem 
Zufammenhange, im Kaufalnerus fteht, wenngleich ed vielleicht der Eijenbahn miy: 
lich gewejen wäre, durch anderweite Schugmittel den Schaden abzuwenden (|. chn 
©. 227). Die Eiſenbahn ift zur Stellung und Anwendung anderer beienktere 
Sicherungdmaßregeln, welche die Begleitung zu erjegen vermögen, nidt va: 
pflitet (ji. ©. 229). Jedoch ift felbftverftändliche Vorausfegung, daß ein Be 
ſchulden ber Bahn oder ihrer Leute nicht vorliegen darf, denn dieſes hebt die Han 
beichränfung wieder auf (j. ©. 229). 

Welcher Art diefe Schäden find, läßt fi nach DObigem (S. 249) allgeme 
nicht beſtimmen. Etwaige fpezielle Angaben und Aufzählungen uber die an» 
zufchließenden Schäden können immer nur den Charakter von PBarteibehauptimge 
oder von Erfahrungsſätzen beanipruchen und bebürfen in concreto richterlide 
Brüfung und Feftftellung (i. Puchelt II. ©. 429). Unter dieſer Boraudiegu; 
ift anzunehmen, daß in der Regel durch die Begleitung Schuß gegen Diebitabl 
ſodann je nach der Art der Güter auch gegen Witterungdeinflüffe bezwedt wirt. 
bergeftalt, daß ed dem Begleiter obliegt, bei Hike, Kälte oder Näffe für die m 
Iprechenden Schugmaßregeln der davon affieirten Güter in geeigneter Weile x 
ſorgen (Anfeuchten, Sprengen, Umſtechen des Getreide — Umfüllen der Yäller — 
Bededen ıc.), ferner bei lebenden Thieren für Obhut, Pflege, Wartung, Yütterını, 
Tränkung ꝛc. (vgl. Brot. ©. 5016, Wehrmann ©. 123, W. Koch ©. WM. 
jodann für das Befeftigen im Wagen gegen Heraudfallen, Entipringen, Entflieger 

Erf. des Defterr.-Oberft. Ger. vom 14. November 1877, Epftein ©. 463, RöllE. *- 
für ausreichenden Verſchluß, jowie für Lüften des Wagens gegen Erftiden. 

Erf. des Defterr.-Oberft. ®er. vom 16. März 1871, Epftein ©. 178, Röltl E19. 
Zu weit aber geht und wird mit Recht von Thöl ($ 95 ©. 193 f.) für ungultu 
erachtet $ 44 Alin. 2 Sat 3 des Eifenbahn-Betrieböreglementd, wonach zu ba 
Gefahren, deren Abwendung bei Thiertrandporten durch die Begleitung bezwei 
wird, ganz apodiktiich: „alle Gefahren zu rechnen find, welde nicht aus eine 
von der Eijenbahn zu vertretenden Beichädigung ded zum Transport bemipte 
Fahrzeuged entftehen, mamentlich auch biejenigen, welche durch gehörige Bes 
fihtigung, Wartung und Yütterung der Thiere während des Transports ab 
gewendet werben fönnen“. Denn mit diefem negativen Sape bejeitigt das Real- 
ment — pofitiv gefaßt — bis auf die eine Audnahme des aus eiſenbahnſeitiz 
zu vertretender Bejhädigung des Fahrzeuges herbeigeführten Schabend gan 
allgemein jede Haftpflicht für begleitete Thiere, gleichviel welche Urſache bed Ur 
falle überhaupt vorliegt und ob berjelbe durch die Begleitung abzuwenden war 
(Thöl ©. 194 und Anm. 4). Diefe Beftimmung verftößt jomit gegen Art. 4 
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Ziff. 6 und kann nicht verhindern, daß bei jedem eingetretenen Schaden der Richter 
in concreto prüft, ob es ein folder .ift, daß deſſen Abwendung dur die Be- 
gleitung bezwedt werben jollte und konnte (vgl. auh v. Hahn I. ©. 536 
Anm. 18). 


231) „Iſt eine Der in Diefem Artikel zugelaffenen Beſtimmungen bebungen, 
fo gilt zugleih als bedungen: Daß bis zum Nachweis des Gegeutheils 
vermuthet werben foll, Daß ein eingetretener Schaden, wenn er aus 
der nicht übernommenen Gefahr entfliehen konnte, aus derſelben wirklich 
entflanden if.” 

Wie bereitd in Anm. 224 ©. 221 angedeutet, find nicht nur dur Alin. 1 
ı3iff- 1—6) des Art. 424 ſechs Fälle hervorgehoben, in welchen die Eifenbahnen 
— ald Ausnahme von ber Regel ded Art. 423 — fich eine Beichränfung der 
gejeglihen Haftpflicht des Frachtführerd (Art. 395) ausbedingen können, fondern 
es iſt zugleich durch Alin. 2 des Art. 424 zu Gunften der Eijenbahnen eine 
Henderung der gewöhnlihen Beweidlaft in Betreff diejer Fälle vor- 
geliehen. Yür die bezüglihen Vorſchläge (Brot. S. 4787, 4788 ad 2—5 Abi. 2) 
wurde in den Berathungen (Brot. ©. 4796) geltend gemacht, daß jene Beftim- 
mungen über die ausnahmsweiſe Befugnik ber Eifenbahnen zur vertragsmäßigen 
Beichräntung ihrer Haftpflicht illuforiich jein würde (vgl. auch die Denkichrift vom 
12. Dezember 1859 ©. 14) wenn mau ihnen auf Grund eines’ foldhen Bertrages 
nur Dann die Freiheit von einen eingetretenen Berlufte 2c. zugeftehen wollte, wenn 
jie ben Beweis erbrädten, daß derjelbe durch die bejondere Trandportart veran- 
laßt jei. Um aber dem abzubelfen, empfehle es fich, die Präjumtion aufzuftellen, 
daß die eingetretenen Verluſte und Beihädigungen, welde in Folge der bejonderen 
Trandportart entftanden fein könnten, aud in Yolge derjelben wirklich entftanden 
jeien, fomit dem Abjender und bezw. Empfänger den Beweiß zu über- 
laſſen, daß der Schaden in einer anderen Urjache jeinen Grund habe. (Vgl. 
iiber die legiälatoriihe Begründung näher: Eger, internat. Eijenbahnfrachtrecht 
5. 120 ff.) - 

Die betreffenten Vorſchläge wurden bierauf für ſämuitliche 6 Fälle einzeln in 
Der Yafjung: 

„Es wird vermutbet, daß ....“ 
angenommen (Prot. ©. 4795—5022), ſpäter aber auf Antrag der Redaktionskom⸗ 
mitjion (Prot. 5121, 5122), wie dies bereitö früher angeregt worden war (Prot. 
S. 47188 N. B.), in einen Satz ald Alin. 2 ded Art. 422 zujammengefaßt und 
überdies noch dahin abgeändert, Daß Die bezüglide Bermutbung ald bedungen 
gilt, wenn eine der im Art. 424 zugelaffenen Beftimmungen bedungen ift. 

Alinea 2 enthält jomit in Betreff einer ſolchen Verabredung zwei verjchiedene 
Bejtimmungen. Erſtens ftellt ed zu Gunften der Eijenbahnen in Modifikation 
ihrer Beweislaft die vorbezeichnete Vermuthung auf und zweitens verleiht ed 
den unter Ziff. 1—6 bed Alin. 1 zugelaffenen Bereinbarungen den Effelt, daß 
Lediglid die Thatſache einer jeden folchen Vereinbarung implicite zugleich die An- 
nahme der Verabredung jener Bermuthung in fich jchließen fol. Thatſächliche 
Boraugjegung der aufgeftellten Vermuthung it dad Borhandenjein einer der den 
Ziff. 1—6 entiprechenden Vereinbarungen. Iſt eine folche bedungen, fo gilt die 
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fraglihe Vermuthung zugleich al8 mitbedungen. Letztere berubt auf den erftere: 
und ift ohne dieſelben nicht denkbar. Sie kann auch ausdrücklich — ald Felge 
jener Vereinbarungen — verabredet werden, denn was dad Geſezt ftillichweigent 
annimmt, kann auch ausdrücklich vertragamäßig feftgejegt werden. Aber netb- 
wendig ift e8 nicht, eben weil es bereitö gefeßlich if. Die Vermuthung „gilt zu- 
glei als bedungen”, d. h. wenn eine der in Alin. 1 ermähnten Berab: 
redungen getroffen ift, wird diefe Vermuthung ald zugleich mit verabredet m 
genommen (v. Hahn II. ©. 537) oder — wie dies Thöl II. $ 84 ©. 16 
treffend ausdrüdt —: „Wenn ein gültiger Befreiungdvertrag von einer Eiſenbahn ab- 
geichloffen ift, jo tritt eine gefegliche Vermuthung ein, nämlih die Bermutbunz 
der Bereinbarung einer Vermuthung.“ Feſtzuhalten ift hierbei, daß es fid 
um eine gejetlihe Vermuthung, nicht um eine Fiktion handelt. Denn wäre ler 
tered der Yall, dann würde ein Gegenbeweis und auch eine anderweite, tie Ber: 
muthung außfchließende Vereinbarung nicht zuläffig fein. 

Das Eifenbahn-Betrieböreglement ($ 67 Nr. 6) bat dieje ald vereinbart iIchen 
nad) dem Geſetze zu vermuthende Präfumtion (und daher überflüſſigerweiſe) aus 
drüdlih noch zu einer vereinbarten gemacht (j. Ann. 233 Nr.6 ©. 265) — 
audgenommen in Betreff der lebenden Thiere ($ 44, |. Anm. 234), bei welden 
alfo, ohne jede Verfchiedenheit in der Rechtöwirfung, die Vermuthung nur gejeplie 
ald vereinbart gilt, nicht noch außerdem wirklich vereinbart ift (Thöl a. a. T. 
Anm. 3). 

Was nun den Anhalt diefer gefeglichen Vermuthung anlangt, fo geht tie 
jelbe nad dem Wortlaute ded Geſetzes dahin: 

da — bid zum Nachweiſe ded Gegentbeild — vermuthet merden jcl. 
daß ein eingetretener Schaden (sc. Unfall: Berluft oder Befchädiguns 
wenn er aud der nicht übernommenen Gefahr (sc. dem gefährlider 
Umftande: Ziff. 1-6 Art. 424) entftehen fonnte, aus derſelben 
wirklich entſtanden ift. 

Es ſoll vermuthet werden, daß der eingetretene Schaden, wenn er aus jener 
Gefahr möglich war, auch wirklich daraus hervorgegangen ift, der Möglid 
feit fol die Wirklichkeit fubftituwirt werden oder — vgl. Thöl S. 168 — e& 
wird vermuthet, daß der gefährliche Umstand, wenn möglich, die Urſache te 
Unfalls ijt, e8 wird der Kaujalzujammenhang zwiſchen dem gefährlichen Umſftande 
und dem eingetretenen Schaden vermuthet. 

Indeß iſt hierbei die wichtige Streitfrage entjtanden, ob ed für die Annahme 
. der Bermuthung genügt, daß die Möglichkeit ded eingetretenen Schadens and te 
nicht übernommenen Gefahr überhaupt und Insgelöft von den Umftänden des te 
fonderen Yalld gleichviel an welchem Orte, zu welcher Zeit und unter welchen Ur: 
Ständen ac. denkbar, oder ob es erforderlich ift, daß die Möglichkeit nah Maßgabe 
der Umftände und Bejonderheiten des konkreten Falles begründet jein muß, mt 
anderen Worten, ob fich die Möglichkeit des entftantenen Schadend in abstract: 
oder in concreto darzuftellen hat (vgl. Wolff in Buſch's Ardiv Bd. 19 ©. 488: 
Nach der einen Anficht reicht überhaupt die Möglichkeit aus, daß ber im Einzel 
falle eingetretene Schaden feiner allgemeinen Natur nad) unter irgend welder 
Umftänden für da8 Gut aus der nicht übernommenen Gefahr entftehen konnte 
nad der anderen Anficht ift e8 nothwendig, daß er nah den Bejonderbeiter 
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des Yalled nach jeiner Fontreten Art und Ausdehnung daraus möglid war. 
Der Anficht, daß die Möglichkeit in concreto erforderlich ift, find: 
Goldſchmidt, Zeitiär. f. HR. Bd. 10 ©. 161, 162, Keyßner ©. 483 Nr. 2, 6. E- 
Koh ©. 433 Anm. 75, Er. 3. f. HR. Bd. 10 ©. 74 u. 75 und D. €.-3. 1864 Nr. 233 
©. 257, 258, Motive z. Entw. eines Reichs ˖Eiſenb.⸗Geſ. ©. 83, Wolff a. a. D. 
und diefe Annahme wird unterſtützt durch einen Bafjus der Protokolle (S. 4799), 
wonach ed auf die Umftände des konkreten Falles und nicht darauf ankomme, was 
zu irgend einer Zeit und an irgend einem Drte möglich jei. 
Der Anfiht, daß die Möglichkeit in abstracto genüge, find: 
W. Koch, Zeitſchr. f. HR. Br. 10 ©. 75 Anm. 1 und Ciſenb.⸗Transp.R. S. 101-108 
u. Anm. 1, Scheffer u. Groß S. 455, Hontgmann, D. E.-3. 1864 ©. 258. 
welcher leßtere geltend macht, daß fich regelmäßig der Prozeß der Schadendent- 
ftehung der Beobachtung entziehe und daher der — von der Eiſenbahn zur Be 
gründung der Bermuthung erforderte — Beweis, daß ein Schaden auß einer der 
qu. Geführen entftanden ift,. faum in ftringenterer Weife geführt: werben könne, 
als durch den Nachweis, daß ein folder Schaden nach den phyſikaliſchen oder 
fonftigen Naturgefegen entftehben fonnte. Anderenfalls würde der Eifenbahn bie 
Prälumtion gar nicht? nügen und fie zur Tragung eines quantitativ nicht abjolut 
feftzuftellenden Schadend aus einer nicht übernommenen Gefahr verbunden fein, 
wiewohl erwiejen wäre, daß ein folder Schaden aus jener Gefahr entjtehen könnte. 
Auch dad R.O.H.G. neigt fich der legteren Auffaflung zu, indem ed darauf 
binmweift, daß es mit dem gefeßgeberiihen Gedanken im Widerſpruche jtehen würde, 
die Eijenbahnen durch die gegentheilige Annahme mit demjenigen Beweije zu be- 
laften, von dem befreit zu fein für fie gerade der wejentlihite Zwed der ge. 
troffenen Beitimmung war, und daß auch die Betrachtung, der Art. 424 fei ald 
Ausnahme von der Regel des Art. 423 nicht ausdehnend zu erklären, nicht berech- 
tigen könne, in denfelben eine Bejchränfung hineinzutragen, die das darin ſanktio⸗ 
nirte Prinzip zerftören würde (Entih. Bd. 6 ©. 179). Es würde daher nicht 
gerechtfertigt fein, in Fällen ber fraglichen Art die Eijenbahn mit dem Beweiſe zu’ 
belaften, daß der Schaden nach den Umftänden des konkreten Yalled aus der nicht 
übernommenen Gefahr entftehen konnte (Entſch. Bd. 19 ©. 134). 
In diefem Sinne wurde ohne jeden konkreten Nachweis gerichtöjeitig der ge» 
jeglichen Bermuthung Raum gegeben: bei Diebftahl aus unbebedten Wagen: 
Erf. vom 25. Mai 1672, Entih. Bd. 6 ©. 175 und vom 18. Dezember 1875 Bb. 19 
©. 133. 
bei innerem Berderb einer Hopfenjendung: 
Erf. vom 5. Dezember 1873, Entid, ®b. 12 ©. 23. 
bei Entzündung von Baumwolle in unbebedten Wagen: 
Erk. vom 2. November 1874, Entſch. Bd. 15 ©. 83. 


dagegen bie Vermuthung abgelehnt bei Zertrümmerung einer das Normal- 
profil überragenden Sendung troß vereinbarter Selbftverladung : 
Erk. vom 25. Mai 1875, Entſch. Bb. 17 ©. 296. 


Einen vermittelnden Standpunkt in dieſer Frage nehmen Thöl und 
v. Hahn ein. Erſterer bemerft a. a. O. ©. 168: „Die VBermuthung überhebt des 
ohne diejelbe der Eijenbahn obliegenden Beweiſes der wirklichen Urſache des Un⸗ 
falls. Daß die Urſache der gefährliche Umftand möglicherweije fein konnte, braucht 
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nicht bewiejen zu werben, damit die Vermuthung eintrete; fie tritt ohne Weitere: 
ein, wenn, was zu beurtheilen Sache ded Richters it, die Möglichkeit über- 
haupt denkbar ift. Died genügt für die Befreiung der Eiſenbahn von ber Ber 
pflichtung, irgend etwas in Betreff der Urjache zu behaupten und zu bemeiien ct« 
auch nur zu behaupten.” v. Hahn (II. ©. 537) weit zwar den Beweis ve 
Möglichkeit, daß der eingetretene Schade aud der nicht übernommenen ®efabr at- 
ſtanden fein fünne, d. b. daß die fragliche bejontere Art des Transport, vie Pr 
ichaffenheit bed Guts 2c. denjelben verurjacht oder Gelegenheit zu deſſen Eintritt 
gegeben haben Tönne, der Eijenbahn zu, bemerkt aber zugleich, daß in vielen Fäller 
ein Beweid nicht erforderlih jein, jondern die Möglichkeit au dem Auge te 
Nichtjachverftändigen offen vorliegen wird, z. B. daß daß in offenen Wagen tran: 
portirte Gut durchnäßt werden kann, und daß biergegen jedenfall alle beicr 
deren Umſtände (welche in concreto dieje Möglichkeit bezw. die darauf gegrüni«: 
Bermuthung ausfchlieken) in den &egenbeweid ded Abjenderd gehören. 

Sn der That liegt, wie jo oft, dad Richtige in der Mitte. Weder genügt ır 
allen Fällen der bloße Nachweis der Möglichkeit in abstracto, nody ift ftetd der 
Nachweis derfelben in concreto erforderlih. Die Bermuthung greift nicht über 
dann ſchon Blag, wenn — lodgelöft von den Umftänden des konkreten Falles — ti 
Möglichkeit, dab der Schaden aus der qu. Gefahr entftanden fein fünne, in abstra: 
denkbar ift, e3 würde alfo unzutreffend fein, jede Durdnäfiung des Gutes ur. 
bedingt und ftetd ald Folge des Transports in unbededten Wagen zu rer 
muthen; ebenfowenig ift aber die Bermutbung überall audgejchloffen, wo nicht ir 
tonkreten Umftande mit apodiktiſcher Gewißheit darauf führen, daB der Schader 


nach feinem Umfange, nad) feiner Eonkreten Art und Ausdehnung aus der u.& 


fahr entitanden fein könne. Denn dann wäre nicht mehr die bloße Möglidtei 
jondern der ftrifte Nachmweid des Taufalen Zufammenhanges zum Erfordernifie ze 
macht. Die Vermuthung der Möglichkeit wird ſich niemald ganz von der Ben 
tbeilung des konkreten Yalled lo8löfen können, fie wird fich aber auch nicht letir 
lich zur Schlußfolgerung aus den konkreten Umftänden in allen ihren Einzelheite 
geftalten dürfen. Die richtige Grenze hier zu ziehen ift, wie Thöl andeutet, di 
Aufgabe des Richters, er muß nad Maßgabe des ihm vorgelegten Falles beur 
theilen, ob der eingetretene Schaden au® der nicht übernommenen Gefahr über 
haupt denkbar ift. Und nah Sinn und Wortlaut der vorliegenden Beftimmun: 


erſcheint der Richter auch durchaus berechtigt, die individuellen Verhälmifſſe ir 


Betraht zu ziehen und die Bahn verpflichtet, fie ihm darzulegen. (Vgl. Eye: 


internat. Eifenbahnfraditreht ©. 121.) Daß alſo Durchnäſſung des Gut! m: | 


dem Transporte in unbededten Wagen entitanden fein kann, ift in abstracto mm 
immer denkbar, wenn aber die Sachdarſtellung des konkreten Yalled dieſe Moͤglit 
feit Schon an fich unbedingt ausſchließt (z.B. weil das zum Transport aufgegeber 
But unftreitig noch gar nicht in die unbededten Wagen gebracht war, ſonder 
noch in den Magazinen der Bahn lagerte oder weil ed hermetiſch und mafferid: 
verpadt war oder meil die Art der Durchnäflung mit zugeladenem Spiritus, F 
troleum x. fi nicht auf die qu. Trandportart zurüdführen läßt 2c.), jo kann ur 
möglich jene Vermuthung Bla greifen. Andererfeit3 kann aber, wenn die Durd 
näflung an fi und in concreto möglich war, von der Bahn zur Erlangung jert: 
Vermuthung nicht noch der ftrifte Nachweis erfordert werden, Daß ber Regen x 
jo ſtark und anhaltend war, daß er die Durchnäflung in dem in conereto eine 
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tretenen Umfange herbeizuführen vermochte, oder daß ein &ut, welches feiner 
natürlichen Beichaffenheit nach überhaupt ſchwinden kann, wirkfi in der in concreto 
eingetretenen Ausdehnung in Folge feiner Beichaffenheit zu ſchwinden vermochte. 
Died würde ald Regel im Widerfpruche mit ber gefepgeberijchen Intention ftehen, 
die Eifenbahn mit der ihr abgenommenen Beweislaft belaften, gehört vielmehr in 
den Gegenbeweid ded Beſchädigten, wenngleich allerdings ein im Bergleiche mit 
der Gefahr ganz unverhältnißmäßtger Umfang des Schaden? für den Richter 
im einzelnen Yalle, den Anlaß bieten kann, die Bermuthung audzufchliegen oder 
doch zu beichränten. 

Bgl. den in der Zeitichr. ĩ. HR. Bd. 10 ©. 73 mitgetheilten Fall und deſſen verjchieden: 

artige Beurtdeilung durch W. Koch, Honigmann, Goldjhmidt und v. Habu u... O. 

Die Vermuthung erjtredt fi auf alle Schäden bezw. Schabenurjadhen (Thöl 

€. 168), welde aus den nad Ziff. 1-6 ded Alin. 1 nicht zu übernehmenden 
Gefahren entftehen können, injomweit ein Zuſammenhang damit im Bereiche der 
Möglichkeit liegt. Die weſentlichen Arten diefer Schäden find bei Erörterung der 
einzelnen Vereinbarungen Ziff. 1—6 bereitd erörtert worden (j. ©. 227 f., 232 f., 
236 f., 241f., 245f.,250f.) daß auch Diebftahl dahin gehört, ift ©. 228 hervorgehoben. 
Bol. noch die Erf. vom 25. Mai 1872, Entſch. Bd. 6 ©. 175, vom 18. Dezember 1875 

Bd. 19 ©. 13%, vom 5. Dezember 1873 Bd. 12 ©. 23, vom 2. November 1874 Bd. 15 ©. 83, 
vom 25. Mat 1875 Bb. 17 S. 296 und Adermann in Buſch's Ard. Bd. 13 ©. 459, 

aM. das Wiener Ob.-Land.«Ger. Erf. vom 25. November 1868, Röll S. 111 uud vom 


11 Sanuar 1876, Röll ©. 418 und auch dad App.⸗Ger. Sranffurt a. M., Erf. von 7. Januar 
1869, Goldſchmidt Bb. 19 ©. 59. 


Nicht nothwendig ift ed, daß die betreffende Gefahr fih ald die alleinige 
Urſache des Schadend darftellen muß, um die Bermutbung zu begründen, auch) 
wenn damit andere Urfachen erfichtlih Fonturriren, greift die Vermuthung Plap. 
Sie wird nur durch den Nachweis befeitigt, daß eine andere Urfade alleinige 
Urfache jei. Mit Recht bemerkt Thöl a. a. O. ©. 168, 169: „Da es für die Be- 
freiung von der Haftpflicht gleichgültig tft, ob der gefährliche Umftand die alleinige 
oder nur mitwirfende Urſache ift, fo gebt die Vermutbung nur dahin, daß der ge 
fährliche Umftand Urſache des Unfalls ift, und es fann, weil nichts darauf an- 
kommt, dahin gejtellt bleiben, ob er in Wirklichkeit die alleinige oder nur mit- 
wirtende Urſache jein möge. Erſt wenn eine andere Urſache ded Unfalls be- 
wiejen worden ift, wird die Vermuthung, DaB der gefährliche Umftand Urfache ift, 
alfo nun, daß er mitwirkende Urjache ift, dahin bedeutend, daß nun die Vermuthung 
vorliegt, daß jene bewiejene andere Urſache nur mitwirfende, nicht die alleinige 
Urfache des Unfalls fjei. Wer zur Befeitigung der Vermuthung eine andere Urjache 
nachweijen will, muß dieſe als die alleinige Urjache nachweifen.” 

Die Vermuthung gilt nur „bid zum Nachweiſe ded Gegentheils.“ 
Das folgt aus der Rechtsnatur der Vermuthung. Wäre Gegenbeweis nicht zu- 
läffig, jo läge nicht eine Vermuthung, jondern eine Fiktion vor. Die Beweidlaft 
geftaltet ſich aljo prozefiualiich fo, daß nad der Sachdarftellung des Klägers bie 
Eifenbahn fich einredeweije auf eine der in Ziff. 1—6 angegebenen Bereinbarun- 
gen beruft und alddann ohne Weitered die Vermuthung als mitbedungen ange 
nommen wird. Ergiebt nun die Sachdarftellung für den Richter an fidh die 
Möglichkeit der Entftehung ded Schadens aus der nicht übernommenen Gefahr 
oder ift dieſe event. von der Eifenbahn erweislich gemacht, 
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Bol. über ſolche Beweisführung: Erk. des R.-D.-H.®. vom 35. Mai 1872, Eutfch Ba. 6 
©. 175 (177) und vom 35. Mai 1875, Entſch. Bb.17 &.296 (304), Erf. des App. Ser. Ragte- 
burg vom 31. März 1868, Buſch Arch. Br. 18 ©. 19, Erf. des Defterr.-Oberfi. Ber. vom 
383. Januar 1875, RI ©. 334, Erf. des App.Ger. Bafel vom 18. Sumi 1875, Zettide. :. 
Schweiz Geſetzgeb. und Rechtspfl. II. ©. 49 ff. 


dann tritt die Präfumtion ein und gegen diefe bat fobann der Kläger den Gegen- 
beweid zu führen. \ 
Keyßner ©. 483 Nr. 2, Ruckdeſchel ©. 214, vgl. noch das Erf. nes Stabtamtes md 


Stabtger. Brauffurt a. M. vom 14. Iımi 1970 und 9. September 1870 und des App.Ger. wa 
19. Januar 1871, Buih Arch. Bd. 233 ©. 497. 


Diefer Gegeubeweis kann ih — wie v. Hahn II. ©. 537 zutreffend be 
merft — in zwiefadher Richtung bewegen. Entweder kann er darauf binaus- 
laufen, daß in concreto der Schaden durch ein beftimmted von der Eifenbabn zu 
vertretended Ereigniß entftanden ſei, oder daß er aus der nicht übernommenen &- 
fahr in eonereto nicht babe entftehen können, und biergegen fteht dann wieder ber 
Eijenbahn der Gegenbeweid offen. Uebereinftimmend damit fagt auh Thöl a. a. O. 
©. 172: „Der Gegenbeweis kann erbracht werden auf eine Doppelte Weije: durk 
den Beweiß entweder, daß die Möglichkeit fehlt oder, daß die Wirklichkeit 
fehlt, nämlich durdy den Beweid von Umftänden, nach welchen der gefährlidye Um- 
ftand die Urfache des Unfalld nicht fein kann, unmöglich fein Tann, oder durch ker 
Beweis, daß ein anderer Umftand, ald der gefährliche, über welchen der Befreiung}. 
vertrag beitimmt, die alleinige Urjache des Unfalls if. Wenn der Beweis des 
„Gegentheils“ erbracht ift, jo iſt der Befreiungdvertrag wirkungslos geworden 
weil die Vorausſetzung für die Befreiung durch denfelben fehlt. Es ift nım di 
gefegliche, auf Grund des Art. 395 eintretende Haftpflicht der Eiſenbahn nidyt be 
jeitigt, von welcher fie nur durch den Beweid, höherer Gewalt befreit werden kann.‘ 

Was endlih die Dauer der Vermuthung anlangt, jo währt diejelbe, da fe 
gejeglich in unmittelbarem Zuſammenhange mit einer Bertragöbedingung ftebt, ie 
lange, wie der Bertrag jelbit bezw. die damit verknüpfte Vertragsbedingung wirkt. 
Der Annahme Thöl's (S. 169—171, vgl. auch Erf. ded App⸗Ger. Köln ven 
29. März 1873, Rhein. Ar. Bd. 65 I. ©.208), daß fie nur für Die vereinbart 
Befdrderungdzeit Pla greife, alſo bei Verſäumung, gleichviel ob diefelbe verjchuldet 
oder unverjchuldet jei, nicht mehr Anwendung finde, kann nicht beigetreten werden. 
Denn die Möglichkeit einer Verſäumung fann beim Bertragsabihluffe nicht außer 
Betracht bleiben und es ift nicht anzunehmen, daß dadurch an fi in der geſeß 
oder vertragsmäßig vertheilten Tragung der &efahr eine Uenderung vom Gejept 
oder von den Parteien beabfichtigt fe. Die Zulaflung der Vermuthung darf nicht 
ftrifter interpretirt werden ald die Zulaffung ded Befreiungsvertrages jelbft und et 
ijt überdies ſehr z veifelhaft, ob die Regel der ftriften Audlegung eines Ausnahme 
gejeged auf Art. 424 Anwendung zu finden hat, da Art. 424 nur Mopifilationen 
der Audnahmevorjchrift des Art. 423 enthält, mithin ſich der allgemeinen Bor 
jchrift des Art. 395 nähert. 

Die Verſäumung wirft nur unter dem Geſichtspunkte des Verſchuldens 
der Eijenbahn auf die VBermuthung ein d. h. leptere fällt nur fort. wenn der Be 
jhädigte im &egenbeweife dertbut, daß durch dieje Verſchuldung zugleih and 
die Beihädigung ded Gutes verurjacht ſei, d. 5. den Kaujalnerus zwiſchen der 
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Verjpätung und dem Schaden. Denn dieſer kann auch ohne jede Verfäumniß 
dur) Die nicht übernommene Gefahr herbeigeführt fein. 
Bgl. Erf. des R.O.H. G. vom 13. Inni 1874, Entſch. Bb. 13 ©. 393, 


232) „@ine nach dieſem Artikel beuungene Befreiung von der Haſtpflicht 
fauu nit geltend gemadt werben, wenn nachgewieſen wird, Daß der 
Schaden Durch Verſchulden der Bahuperiwaltung oder ihrer Leute ent 
fianden if.” 

Alinea 3 ded Art. 424 ſchließt die Geltendmachung der nad) Ziff. I—6 be 
Alin. 1 geftatteten Befreiungäverträge aus, wenn nachgewiefen wird, daß der 
Schaden durch Verſchulden der Bahnvermaltung oder ihrer Leute entftanden  ift. 
Die urfprünglidh vorgefchlagene Yaflıng (Prot. S. 5022, 5023) Iautete: 

„die in Art. 424 erwähnten vertraggmäßigen Beichränkungen der Haft- 
barkeit fallen weg, wenn der Bahnverwaltung oder ihren Leuten ein 
Verſchulden nachgewieſen wird“, 
erhielt aber ſpaͤter durch die Redaktionskommifſſion die im Geſetze enthaltene Fafſung 
(Brot. ©. 5122). 

Das Eijenbahn-Betriebsreglement ($ 67 Nr. 7) hat dieſe gejegliche Beftim- 
mung überdie8 noch zu einer vereinbarten gemadt (ji. Anm. 233 ©. 266). 

Bon mehreren Seiten wird dieſe Beitimmung nicht mit Unrecht als felbft- 
verftändli und daher als überflüfflg bezeichnet, weil beim Beweis eined Ber- 
ſchuldens als Urfache des Schadens fofort Har fei. daß die Bermuthung des Alin. 2 
nicht eintrete, wie auch das Verſchulden in Art. 426 gar nicht erwähnt fei und 
doch feine Wirkung behalte. 

Bol. BPuhelt I. S. 430 Nr. 11, Ruckdeſchel ©. 214, Erk. des R.-D.9.®. vom 

5. Dezember 1873, Entid. Bd. 12 ©. 24. 

Dies ift richtig. Iſt Verſchulden der Eiſenbahn ꝛc. erwiejenermaßen Urſache 
des Schadens, jo kann die bezüglihe Transportgefahr die Urfache nicht jein; 
eined von beiden ift nur möglih. Indeß dient die Beitimmung doc zur Beſeiti⸗ 
gung von Zweifeln, indbefondere für den Yall, wo das nachgewieſene Berjchulden 
der Bahn nicht alleinige, fondern nur konkurrirende (mitwirfende) Urſache des durch 
die Transportgefahr entftandenen Schaden iſt. Es ließe fich dann vielleicht Die 
Annahme rechtfertigen, die Bahn habe wenigftens für ſolche Berfchuldungen ihrer 
Drgane ihre Haftung ausſchließen wollen, welche nur durch oder unter Konkurrenz 
der bezüglichen Transportgefahr dem Gute nachtheilig oder doch beſonders ſchädlich 
werden fönnen (vgl. R.O.H.G. Bd. 15 ©. 85, 86), diefem Zweifel ift durch 
Alin. 3 vorgebeugt, indem Inhalts defielben der Befreiungsvertrag, die bedungene 
Befreiung von ber Haftpflicht, nicht geltend gemacht werden Cann, wenn ald 
Urfache des Schadens Verſchulden der Bahnverwaltung überhaupt, aljo gleich. 
viel, ob als mitwirkende oder alleinige Urfache nachgewieſen wird. (Thöl III. 
8 87 ©. 172.) 

v. Hahn (MI. ©. 538) macht hierbei zutreffend auf die zwiefache Bedeutung 
des Alin. 3 aufmerfjam: Dafjelbe beftimmt zunächſt nur, dag in folcdhen Berab- 
rebungen, wie fie durch Art. 424 der Eiſenbahn erlaubt find, ein Berziht auf 
Geltendmachung bed durch Verſchulden der Bahnverwaltung oder ihrer Leute ent- 
ftandenen Schadens nicht enthalten jei. Im Zufammenhang mit Art. 423 („find 

Eger, Dentſches Frachtrecht. IM. 17 
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nicht befugt — außer“) folgt daraus aber weiter, daß die Eifenbahn das Einfteber 
für Verſchulden der Verwaltung oder ihrer Leute nicht wirkſam außjchließen kam, 
d. b. daß für den Fall erwiefenen Verſchuldens ein Verzicht auf Schabenderit 
nicht vorbebungen werden darf. (Bol. Keyßner ©. 484.) 

„Wenn die Boraudfegungen ded Schlußſatzes ded Art. 424 nachgewieſen mer 
den — führt in einem Spezialfalle das R.-D.9..&. and —, dann ſchützt die verfl. 
Eifenbahn der Verzicht in den Frachtbriefen nicht gegen Die Verpflichtung zun 
Schadensderjage. Diejer Verzicht enthält nur eine ausdrüdliche Anerkennung de: 
jenigen, was nad Art. 424 in Verbindung mit dem Betrieböreglement zu Guntteı 
der Bell. aus der Vereinbarung des Transports in offenen Wagen von jeltt 
folgt, nicht aber eine Entjagung auf Erjag des durch Verſchulden der Beil 
oder ihrer Leute verurfachten Schadens.” 

Erfannt vom II Sen. des R.O.H.G. unterm 3. November 1874, Entich. 8r. ! 
©. 83 (85). 

Al Berfhulden gilt in Rüdficht auf die ganz allgemeine und unbeicrärft 

Faſſung ded Geſetzes jede zuredhenbare culpa, ohne Rückſicht auf den Grat. 
Bol. Hillig ©. 63, Schefferu Groß ©. 455, Puchelt II. S. 40, Rndreic:: 
©. 214, Wolff bei Buſch Bd. 19 ©. 488. 

Mit den Worten: „der Bahnverwaltung oder ihrer Leute“ find a: 
Drgane der Eijenbahn in dem in den Art. 400 u. 401 (j. Bd. I. ©. 369 5. w 
Bd. II. ©. 2 ff.) erörterten Umfange gemeint. Cine bejondere Andeutung, di 
darunter nicht bloß die angeftellten Bebdienfteten zu verftehen jeien, bat mm mei 
für erforderlich gehalten. (Prot. ©. 5023, 5122.) 

Dal. C. 5. Koh ©. 433 Anm. 77, Puchelt IL ©. 430, Hillig S. 63, Sheittr: 
Groß ©. 455. 

Die Beweidlaft des Berjchuldend liegt hier im Gegenſatze zur Normitw: 
der Beweidlaft in Art. 395 H.⸗G.B. bezw. 8 64 Betr.-Regl., wonach ed Sat: 
der Eiſenbahn ift, fih in jedem Schadenäfalle zu erfulpiren und zugleich den Kai 
nerud zwifchen Verſchulden und Schaden zu erweiſen, dem Beſchädigten (KliyE 
ob. (Ruckdeſchel ©. 214, Wolff in Buſch's Ar. Bd. 19 ©. 488.) v.Hal: 
I. ©. 538 folgert den Sag, daß wenn eine der in Alin. 1 behandelten Bar: 
redungen getroffen ift, der Abjender die. Gefahr ded Beweiſes, der Schade jei tut 
Verſchulden der Bahn ꝛc. entitanden, zu tragen bat, mit Recht ſchon aus Al. : 
Denn immerhin bleibt der Beweis ded Verſchuldens, d. h. einer den Schaden de 
wirft babenden jchuldbaren Handlung oder Unterlafiung der Eifenbahn x. m 
eine bejondere Art ded nah Alin. 2 geftatteten Gegenbeweiled. Es muß m 
Alin. 2 zur Entkräftung der gefeplichen DVermuthung der Gegenbeweis gefüt 
werden, daß ein anderer Umftand (ald der nicht übernommene, gefährliche) de 
Schaden verurjacht babe (j. S.255 f.). Iſt diefer andere Umftand nun eine jgul 
bare Handlung der Bahn ꝛc., jo involvirt Dies lediglich eine beſondere Kategen: 
der dem Abjender gemäß Alin. 2 obliegenden Gegenbeweiſe. Und auf Nifd 
kommt ed heraus, wenn Thöl a. a. DO. bemerkt: „Einem foldyen Verſcqulde 
gegenüber ift aljo der Befreiungdvertrag wirkungslos und mithin. die feine ST 
tung begründende Vermuthung und die feine Wirkung ausſchließende Nachweijur; 
des Gegentheild gleichgültig. Diefe Nachweifung oder die des Verſchuldens * 
zu wählen; die eine wie die andere befeitigt die Befreiung. * 

Was nun die Beweisführung des Verjchuldend anlangt, fo genügt mt 
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der bloße Nachweis irgend eined beim Transport vorgefallenen Verſchuldens, gleich- 
viel ob es den Schaden verurſacht bat oder nicht, fondern es ift der Nachweis 
eined Verſchuldens erforderlich, welches -(fei ed für fich allein oder konkurrirend mit 
anderen Urſachen) den Schaden herbeigeführt hat: des kauſalen Zufammenhanges, 
des Kaujalnerud zwifhen Schaden und Berfchulden. „Mit Unrecht — führt 
dad R.O.H.G. aus — faflen Ki. den Schlußfag dahin auf, daß, wenn ein Ber- 
Ichulden der Bahn zc. erwiejen werde, die zu Öunften ber Eifenbahnen gegebene 
Ausnahmebeitimmung ded Art. 424 ganz außer Kraft trete, und der Art. 395 
wieder zur Anwendung komme, die Eijenbahn aljo für jeden während des Trand- 
ports entftantenen Schaden haften müfje, ſofern fie nicht eine vis major be- 
weije. Die Unrichtigfeit diefer Annahme ergiebt fich aus dem Maren Wortlaute 
jened Schlußjages, wonach der Beichädigte nicht nur das Verſchulden der Bahn» 
verwaltung oder ihrer Leute zu erweilen bat, fondern auch, daß durch ein ſolches 
Berfhulden der Schaben entjtanden ft, aljo den Kauſalnexus zwiſchen 
Berjhulden und Schaden.“ 
Erkannt vom R.O. H.⸗G. unterm 2. November 1874, Entſch. Br. 15 ©. 83 (86). 

„Sit aber ein folches Verſchulden erwiejen, fo darf die Eiſenbahn baffelbe nicht 
etwa gegen ein Berjchulden des Abjenderd kompenſiren, welches etwa darin 
Liegen joll, daß derſelbe die gefährliche Transportart gewollt und verlangt hat. 
Denn in der Vereinbarung einer ſolchen gefährlichen Zransportart ift ein Ber- 
Tchulden ded Abjenderd nicht zu finden, und wenn man darin wirklich eine Unvor⸗ 
ſichtigkeit deſſelben finden könnte, ſo würde die geſetzliche Folge nur die ſein, daß 
ein Schadensanſpruch nur unter den Vorausſetzungen des Schlußſatzes des Art. 424 
Stattfände, nicht aber, daß jeder Anſpruch auch im Falle des Verſchuldens der 
Bahn zc. ceffirte.” 

Bl. Entih. R.-D.9.-©. Bb. 15 ©. 85, 86. 

Ebenjowenig darf aber andererjeitd der Abjender das die Haftbeichränfung 
aufbebende Verſchulden aus eben den Umftänden und den mit ihnen nothwendig 
verbundenen Folgen herleiten, mit Bezug auf welche gerade dieſe Befreiung in ge- 
feglich zuläffiger Weife vereinbart worden ift. 

Erfannt vom II. Sen. des R.O.H.G. unterm 8. März 1876, Entih. Br. 20 ©. 235 
(239). 

In Betreff der zahlreichen Kategorien des Berjhuldend der Eijenbahn und 
ihrer Zeute, fowie der Beweisführung hierüber, wird auf die bei den einzelnen Be- 
freiungöverträgen (Ziff. 1—6) bereitö mitgetheilten dahin gehörigen Yälle ver- 
wieſen (j. S. 255) und bier nur folgender Entſcheidungen ald bejonders bemerfend- 
werth noch gedacht: 

Daraus, daß Funkenſprühen aus der Lokomotive feuergefährliche, auf 
offenen Wagen vereinbarterweiſe verladene Güter entzündet, erhellt allein ein Ver⸗ 
fchulden nicht, wohl aber wenn untauglihe Kohlen zur Yeuerung verwandt 
und dadurch ober durch unvorſichtig jchnelled Yeuern ober dergl. ein unge- 
wöhnlich ſtarkes Funkenſprühen veranlaßt wird. 

Erkannt vom L Sen. des R.O.H.G. unterm 15. März 1873, Entſch. Bd. 3 S. 337, 338 
und vom II. Een. unterm 2. November 1874, Entſch. Bd. 15 ©. 83 (89), vgl. Keyßner 
©. 484 Nr. 3 und Budelt U. ©. 430 Nr. 12. 

Sft das veripätete, in offenen Wagen beförberte But durch Näffe verborben, 
io genügt bei der am fich nicht beftehenden Haftung der Bahn für die mit dieſer 
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Trandportart verbundenen Gefahr nicht ſchon ber Nachweis einer fchuldvollen 
Berzögerung des Transporte zur Begründung bed Wertheriakaniprudet. 
Kläger hat vielmehr außerdem barzuthun, daß durch dieſe Verſchuldung zugleich 
auch die Beihädigung des Guts verurfacht fei, d. h. den Kaufalnerus zwiſchen 
der Berjpätung und dem Berderbe des Gutes durch Näfie, da diefer auch ch 
jede Berfäumniß allein durch den Transport in unbebedten Wagen herbeigeführt 
fein Tann. 

Erfannt vom TI. Sen. des R.O.H.G. unterm 13. Juni 1874, Guti. Pb. 13 &. 9; 

(399), vgl. au Thöl III. ©. 173 und Anm. 5. 

Die Selbfiverladung auf unbebedten Wagen enthebt die Bahn nicht ſchlechthin 
jeder Fürforge für den Schup des verlabenen Gutes. Insbeſondere haftet uud 
bei Selbftverlabung die Bahn für Innehaltung des Normalprofild und begeht ki 
verfebentlicher Zulafjung ber Weberfchreitung befjelben ein Berjchulden. 

Erkennt von R.-D..H..8. unterm 35. Mat 1875, Entſch. Bd. 17 ©. 296. 

Diebftahl ftellt nur dann ohne Weitere ein Verjchulden der Bahnnenwil- 
tung ꝛc. dar, wenn er von deren Organen nachweislich begangen tft (vgl. Wolfi 
in Buſch's Ar. Bd. 19 ©. 485). Dagegen iſt unter den Trandportgefahren 
(in unbebedten Wagen, bei fehlender ꝛc. DVerpadung 2c.) an ſich audh der Dieb- 
ſtahl durch Dritte begriffen, infofern zwiichen ber vereinbarten, die Nidytverant- 
wortlichleit der Eiſenbahn bedingenden Trandportart und dem Diebftahl im fer 
treten Falle ein erfennbarer Zufammenbang befteht. In diefem Falle tritt alfo bie 
geſeßliche Vermuthung bed Altn. 2 ein und es iſt nicht gerechtfertigt, die Ein 
bahn mit dem Beweiſe zu belaften, daß nach den Umftänden des konkreten Sal 
die Ausführung eined Diebjtahles durch die vereinbarte Trandportart erleichtert je. | 

@rkaunt vom II. Sen. des R.-D..H.&. unterm 18. Dezember 1875, Entjch. Bd. 1 
©. 138). 

Ein Verſchulden der Eifenbahn liegt bei vereinbarter Selbfiverladung nich 
por, wenn bie Durchnäffung des Gutes durh mangelhafte Bededung deſſelben 
Seitend ber Leute des Abſenders herbeigeführt worden ift, auch wenn die eifenbahr- 
feitig geftellte Dede ihrem Zwede nicht entiprochen haben follte. 

Grlannt vom IL Sen. des R.⸗O.⸗H.G. unterm 8. März 1876, Eutſch. Bd. 20 ©. 388 

Ein die Befreiung von der Haftung und die Vermuthung des Alin. 2 au: | 
ſchließendes Verſchulden der Eifenbahn kann aud darin gefunden werden, daß fe 
bie ihr reglementämäßig ($ 40) zuſtehende Aufforderung an den Abfender, lebende 
Thiere begleiten zu lafjen, unterläßt. 

Erfamnt vom Ob.-Land.-Ber. zu Wien unterm 91. Juni 1876, Röll ©. 469 (473). 





233) 8 67 Rr. 1 bis 7 EitenbahnsBetriebö-Heglement. 

$ 67 Rr. 1 bis 7 des Kifenbahn-Betrieböreglements enthält in Forn 
reglementartjcher Borfchriften die Ausbedingung derjenigen Haftbefchräntumgen. 
welche nach Art. 424 9.©.B. den Eijenbahnen geftattet ift, mit Ausnahme dei 
unter Ziff. 5 Art. 424 bezeichneten Falles („in Anſehung lebender Thiere“), auf 
welchen fih $ 44 Alin. 1 u. 2 des Betr.-Regl. bezieht (f. Anm. 234 ©. 266). 
Die durch Art. 424 H.-G.B. — in Modififation des in Art. 423 audgefprochenen 
Bertragöverbotd — den Eifenbahnen geftatteten Befreiungsverträne find durh 
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8 67 Nr. 1—7 (und $ 44 Alin. 1 u. 2) des Beir.-Regl. zu wirklich verein 
barten gemadt. (Bol. Thöl IL. ©. 175, 177 ff.) 

$ 67 ift alsbald nach Emanation des H.G.B. zuerft in das proviſoriſche 
Ber.-Regl. von 1862, fodann in dad definitive von 1865 im Wejentlichen in ber 
gegenwärtigen Faflung aufgenommen und aus diefem unverändert in dad Nordd. 
Bund.-Regl. von 1870 und in das Defterr..Ungar. Regl. von 1872 übergegangen. 
Erft dur die jept geltenden Neglementd non 1874 bezw. bie Ver.Regl. von 
1876 und 1881 haben die Nr. 1 u. 2 des $ 67 einige, jedoch nur unerbebliche 
Abänderungen erfahren. 


Re. 1. 


Nr. 1 des $ 67 macht den durch Art. 424 Ziff. 4 H.G.B. geftatteten 
Befreiungdvertrag zu einem reglementarifch wirklich vereinbarten, d. 5. durch 
8 67 Nr. 1 des Regl. wird — dem Art. 424 Ziff. 4 H.G.B. genläß — ver- 
tragdmäßig außbedungen: 

daß die Eifenbahn in Anjehung der Güter, welche vermöge ihrer eigen. 
thümlichen natürlichen Bejchaffenheit der befonderen Gefahr ausgeſetzt 
find, gänzlichen oder theilweiſen Verluſt oder Beihädigung, namentlich 
Bruch, Roft, inneren Verderb, außergewöhnliche Leckage, Selbftentzün- 
dung u. ſ. w. zu erleiden, nicht für den Schaden haftet, welcher aus 
diefer Gefahr entftanden ift. 

Für die Auslegung diefer Reglementsbedingung ift lediglich auf Dad zu Art. 424 
Ziff. 4 Anm. 228 ©. 238 Bemerkte Bezug zu nehmen und nur nod) Folgendes 
hinzuzufügen: Wie bereits Anm. 228 ©. 240 f. des Näheren begründet, hat im 
Streitfalle lediglich der Richter darüber zu enticheiden, 

1. ob und welche Güter vermöge ihrer eigenthümlichen natürlidden 
Beichaffenheit der befonderen Gefahr ausgefept find, gänzlichen oder 
theilmeijen Berlujt oder Beichädigung zu erleiden und 

2. ob ein eingetretener Schaden fih ald Folge diejer Beſchaffenheit dar⸗ 
ftellt. 

Die in Art. 424 Ziff. 4 9.-9.-B. beifpieldweife und nicht erſchöpfend auf 
geführten Schadensfälle, wie: Bruch, Roft, innerer Berberb, außergewöhnliche 
Ledage, — welden dad Reglement noch „Selbftentzündung” beifügt, — find nicht 
abjolut, fondern nur relativ zu verfteben, d. b. nicht für jedes Gut, welches auf 
dem Transport Bruch, Roft zc. erleiden Tann, darf die Haft auögefchloffen werden, 
fondern nur, ‚wenn das qu. Gut von einer foldyen eigenthümlichen natürlichen 
Beichaffenheit ift, daß es der befonderen Gefahr irgend einer Beſchädigung aus⸗ 
gejept if. Beides, ob Urſache und Yolge im Sinne des Art. 424 Ziff. 4 vor 
handen ei, zu beurtbeilen, ift ausſchließlich Sache des Richters. Wenn daher das 
Betrieböreglement in $ 67 Nr. 1 den im Geſetze aufgeführten befonderen Schaden®- 
fällen noch „Selbftentzündung” zufügt und ſodann sub a biß e eine Anzahl Güter 
fategorien bezeichnet, für welche die Eifenbahn entweder überhaupt nit (sub a) 
oder doch betreffs beftimmter Schäden (b: Bruch, c: Verderben, d: Einroften, 
e: Gewichtsverluſte) nicht haftet, jo find dies nicht vertraglich bindende Beſtim⸗ 
mungen, fondern nur Parteibehauptungen (vgl. C. F. Koch ©. 432 Anm. 71), 
dienen zwar als ftantlih geprüften und anerkannten Erfahrungsfägen ber Richter 
die Beachtung nicht verfagen wird, die aber weder für ihn, noch für den Ab- 
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ſender ꝛc. obligatorifh find. Wenn — wa3 allerdings nach der Faffung: „haftet 
nicht” wahrſcheinlich ift — letzteres beabfichtigt tft, jo find fie ſämmtlich un- 
gültig und Thöl III. $ 92 ©. 183, 184 geht alsdann noch nicht weit gems, 
wenn er nur die Beitimmungen sub a und e für ungültig erflärt. Denn tei 
risterliche Ermeffen darf nach Feiner Richtung hin vinfulirt werben. (j. oben S. Al.) 
gl. im Nebrigen in Betreff des $ 67 Nr. 1: Brot. ©. 5018—5022, 5109, 5110, 5111, 

Denkſchr. vom 12. Dezember 1859 ©. 11, 18, Wehrmann ©. 99—104, v. Hahn IL E58, 


534 & 8, Puchelt II. ©. 497 Nr. 7, Keybner ©. 486 Nr. 19, Thöl II. $ 92 ©. ım. 
Ruckdeſchel ©. 198, 199, W. Koch ©. 106-108, Hillig ©. 61, 62. 


Nr. 2. 


Nr. 2 des $ 67 macht den dur Art. 424 Ziff. 1 H.G.B. geftatteten 
Befreiungdvertrag zu einem reglementariich wirfli vereinbarten, d. h. turk 
$ 67 Nr. 2 Alin. 1 des Regl. wird — dem Art. 424 Ziff. 1 H.G.B. gemäß — 
vertragsmäßig auöbedungen: 

daß die Eifenbahn in Anfehung derjenigen Güter, welche in unbebedien 
Wagen trandportirt werden, nicht für den Schaden haftet, welcher au: 
der mit diefer Transportart verbundenen Gefahr entftanden ift. 

Für Die Auslegung diefer Reglementsbedingung ift lediglich auf das zu Art. 424 
Ziff. 1 Anm. 225 ©. 222 Ungeführte Bezug zu nehmen. Zufäglich wird jeted 
noch Folgended bemerkt: Die Haftbeichränfung, welche nah Art. 424 Zi. 1 
H.«G. B. geftattet ift, findet nur auf folhe Güter Anwendung, welche nad) Ber: 
einbarung mit bem Abjender in unbebedten Wagen trandportirt werben. 
Diefe Vereinbarung Tann, ba eine befondere Form geſetzlich nicht vorgefchrieben it, 
in jeder beliebigen Yorm gültig erfolgen (f. Anm. 225 ©. 227). In Betreff diejer 
Form find durch das Norbd. Bund.-Regl. von 1870 dem Alinea 1 der Rr. 
des $ 67 — außer ber Haftbefchränfung — noch zwei weitere Säge beigefügt 
worden, Inhalts deren der Tarif beftimmt, weldhe Güter die Eijenbahn bei Ar- 
wendung einer ermäßigten Zarifklaffe in unbededten Wagen zu trandportiren be 
fugt ift, und der Abjender fein Einverjtändnig mit diefer Beförderungdart zu er 
fennen giebt, falls er nicht bei der Aufgabe durch fchriftlichen Vermerk anf em 
Brachtbriefe die Beförderung ded betreffenden Gutes in gededten oder mit Deden 
verfehenen Wagen ausdrüdlich verlangt; und ferner die Eiſenbahn in dieſem Yale 
berechtigt ift, einen Zujchlag zu der tarifmäßigen Yracht zu erheben. 

Was den erften diefer beiden Säge anlangt, fo ift es unzweifelhaft zulaäſſiz 
und gültig, daß im Reglement gewiffermaßen ſummariſch die Vereinbarung dahin 
getroffen ift, daß die Tarife barüber zu beftimmen haben, welde Güter an fd 
nur in unbededten Wagen trandportirt werden, derartig, daß aljo diefe Transpon⸗ 
art ohne weitere beſondere Abrebe ſtillſchweigend ald vereinbart gilt, wen ber Ab 
fender nicht ausdrüdiih und zwar durch ſchriftlichen Bermert auf bem 
Frachtbriefe die Beförderung in gebedten Wagen verlangt. Die Bereinbamn; 
wird nach dem Reglement ein für allemal für alle Güter, welche die Kinzeltarift 
als in unbededten Wagen zu trandportiren bezeichnen, ald getroffen angenommen, 
wenn nicht der Abſender fchriftlich auf dem Frachtbriefe das Gegentheil verlangt. 

Vgl. Hierüber des Näheren: Anm. 225 ©. 224 und Thöl II. ©. 175, 176, Kepfur 


3 Art. 424 Ziff. 1, Ruddeihel ©. 205 ff., 208, Wehrmannu S. 109, 110, Erf. R-D.--8. 
vom 13. Juni 1871 Bd. 3 ©. 59 (62). 
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Dem Abjender kann zwar durch die Tarife nicht vermehrt werden, die Beför- 
derung folcher tarifmäßig für offene Wagen befignirten Güter in bededten Wagen 
zu verlangen, aber er muß dann warten, bis joldde vorhanden find (j. Anm. 225 
©. 224) und überdies ift in diefem Falle nach dem zweiten Sage diejed Alinea 
— weil e3 eine toftipieligere Befoͤrderungsart ift — die Eifenbahn berechtigt, 
einen Zufchlag zu der tarifmäßigen Fracht (sc. welche für den Trandport in un- 
bededten Wagen zu entrichten ift) zu erheben. 

Welche Gefahren ald mit dem Transport in unbebediten Wagen verbunden 
anznjehen find, ift in Anm. 225 ©. 227 des Näheren erörtert. Sie find jeden⸗ 
falls, obwohl dies nahe liegt, nicht allein auf Witterungseinflüffe zu bejchränten 
(S. 228), jondern es kann hierzu an fich auch der Diebftahl dur Dritte gehören, 
wenngleich nicht abjolut jeder Diebftapl, jondern nur derjenige, welcher im fon- 
treten Yalle als eine Yolge der in Rede ftehenden Xransportart angejehen werden 
darf, wofür jedoch in Rüdfiht auf die in Alin. 2 ded Art. 424 H.G.B. bezw. 
$ 67 Nr. 6 Betr.Regl. audgeiprochene Bermuthung der Eijenbahn die Beweiß- 
laft nicht obliegt (j. ©. 228). 

Brot. ©. 4796-4798, 5109, v. Hahn II. ©. 531 84, Thöl IM. $ 88 ©, 175 Anm. 4, 
Puchelt ©. 424, Erf. des R.-D..9.-G. von 25. Mai 1872, Entih, Bd. 6 S. 175 und nom 
18. Dezember 1875 Bd. 19 ©. 133. 

Durh Alinea 2 der Nr. 2 des 8 67 Betr.Regl. ift jedoch eine jo weit- 
gehende Haftbeichränfung der Eifenbahnen ausgeichlofien und beftimmt, daß unter 
ber mit dem vereinbarten Transport in unbededten Wagen verbundenen Gefahr 
auffalender Gewichtsabgang oder Abgang von ganzen Kollis nicht verftanden wer- 
den fann. Damit ift diejer Befreiungdvertrag im Wefentlihen auf Schäden aus 
BWitterungdeinflüffen beichräntt und Seitens der Eifenbahn, ungeachtet der weiter- 
gehenden gejeglichen Erlaubniß, zu Gunſten des Publitumd eine Haftung (indbe- 
jondere für Diebftahl) übernommen, teren Ausichliegung geſetzlich zuläffig wäre. 
Natürlich ift dieſe Beitimmung, da fie eine für dad Publikum günftige ift, gejep- 
lich gültig. 

Vgl. Thöl I. 8 88 ©. 176, Ruckdeſchel S. 209, Wehrmann ©. 112, Zeitichr. für 
das geſ. HR. Bo. 19 5. 599, Keyßner ©. 485 Nr. 6. 

Alines 2 fehlte den älteren Reglementd und auch dem Nordd. Bunbed-Regl. 
von 1870. Auf Grund einer analogen Vorſchrift des Dejterr.-Ungar. Regl. von 
1872 ($ 22 Nr. 2 Alin. 2, |. Epftein ©. 109, 110) ift diefe Vorſchrift zuerſt 
in den Reicdhd- Regl.- Entw. von 1878 aufgenommen und, obwohl der Berein 
Deutſch. Eifenb.-Bermw. fich dagegen ausſprach, weil dadurch die Haftung der Eijen- 
bahnen über das gejeglihe Map erhöht, d. h. eine unbedingte Haftung für Dieb» 
jtahl eingeführt und dem richterlichen Ermefjen vorgegriffen werde, den Reglementd 
von 1874 jowie folgedeffen dem Ver.Regl. von 1876 und 1881 zugefügt. 


Byl. Brot. der Gener.Verſ. Frankfurt a. M. vom 20.23. Januar 1873 ©. 10, 70, 87, 
D. Er. 1373 Rr. 98 ©. 1126. 


Nr. 3. 

Nr. 3 des $ 67 macht den durch Art. 424 Ziff. 2 9.6.8. geftatteten 
Befreiungdvertrag zu einem reglementariih wirklid vereinbarten, d. h. Duck 
8 67 Nr. 3 des Regl. wird — dem Art. 424 Ziff. 2 9.-©.-B. gemäß — ver- 
tragdmäßig audbebungen: 





0... 
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dag die Eifenbahn in Anfehung derjenigen Güter, welche, ungendte 
ihre Natur eine Berpadung zum Schutze gegen Berluft oder Beſchoͤdi 
gung auf dem Transporte erfordert, nah Erklärung des Abſenders uf 
dem Yrachtbriefe unverpadt oder mit mangelhafter Berpadung aufge 
geben find, nicht für den Schaben haftet, welcher aus der mit dem 
Mangel der Berpadung oder mit der mangelhaften Bejchaffenheit de 
Berpadung verbundenen Gefahr entitanden ift. 

Für die Auslegung dieſer Neglementöbeftimmung ift lediglich auf das zu 
Art. 424 Ziff. 2 H.G.B. Anın. 226 ©. 229 f. und zum $ 47 Betr. Reglemeni 
Anın. 206 S. 186 Bemerkte zu verweilen. 

Byl. im Uebrigen in Beireff des $ 67 Rr. 3: Thöl IL 8 90 ©. 1786—180, Behrmanı 
©. 104—106, v. Haha 11. ©. 532 8 5, Puchelt II. ©. 497 Nr. 5, Keyfner &.485 Ru 9 


Ruckdeſchel ©. 209, 210, 8. Koch ©. 114, 1035, Hillig ©. 60, 61, Prot. S. 5008, 5110 
5109, Denkſchr. vom 12. Dezember 1859 ©. 11, 17. 


Nr. 4. 

Nr. 4 des 567 macht den dur Art. 424 Ziff. 3 H. G.⸗B. geftatteten 
Befreiungdvertrag zu einem reglementarifch wirklich vereinbarten, d. h. burt 
$ 67 Nr. 4 ded Regl. wird — dem Art. 424 Ziff. 3 H.G.B. gemäß — vr: 
tragemäßig ausbedungen: 

daß die Eijenbahn in Anfehung derjenigen Güter, Deren Auf und A 
laden nad Beftimmung des ZTarifd oder nach Vereinbarung mit den 
Abfender von diefem beziehungsweiſe dem Empfänger bejorgt mit. 
nicht für den Schaden haftet, welcher aus der mit dem Auf und A: 
laden oder mit mangelhafter Verladung verbundenen Gefahr entftante 
ift. Dagegen haftet der Abfender beziehungsweife der Empfänger für 
den Schaden, weldyer durch das Auf- oder Abladen oder bei Geleger 
beit defielben den Fahrzeugen der Eiſenbahn zugefügt ift. 

Für die Auslegung diejer Reglementöbeftimmung ift Tediglih auf dad ın 
Art. 424 Ziff. 3 H.G.B. Anm. 227 ©. 233 f. Angeführte zu verweiſen, jetet 
aujäglich noch Yolgended zu bemerfen: 

Sm Bergleihe mit Art. 424 Ziff. 3 H.G.B. enthält $ 67 Nr. 4 dei Betr. 
Regl. drei Zufäße: 

1. 3m $ 67 Nr. 4 find vor den Worten „nad Bereinbarung mit dem I 
ſender“ nod die Worte „nad Beftimmung des Tarifd“ eingefügt. Diet 
Worte, welde im Ver.Regl. von 1865 fehlten und erjt in dad Norbd. Bunte: 
Regl. von 1870 und von diefem aus in die Negl. von 1874 20. Aufnahme ge 
funden haben, deuten nur einen bejonderen Modus der Vereinbarung an, turt 
welchen die bezügliche Beftimmung des Tarif3 zum integrirenden Theile des Zradı- 
vertrage3 gemacht wird, und find daher durchaus zuläfftg (©. 235). 

2. Im $ 67 Nr. & find hinter den Worten; „von diefem“ die Worte: „te 
ziehungäweife dem Empfänger” eingefügt und es ift mit diejen bereit# im Be. 
Regl. von 1865 enthaltenen Worten audgedrüdt, daß die Haftbeſchränkung aut 
dann Plag greift, wenn dad GSelbft-Auf- und Abladen vom Empfänger be— 
forgt wird. Wenngleich der Art. 424 Ziff. 3 H..©.-B. nur vom Abjender ſpricht. 
fo wird man, wie allgemein anerfannt, die Ausdehnung auf den Empfänger für 
eine jo naturgemäße und jelbftverftändliche halten müſſen, daß an ihrer Gültigkeit 
nicht gezweifelt werden kann (j. oben ©. 234). 
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3. Dem $ 67 Rr. 4 ift endlich ein gleichfalls fchon im Ber..Regl. von 1865 
befindliher Schlußfag beigefügt, welcher dem Art. 424 Ziff. 3 fehlt. Danach 
ſoll der Abfender bezw. der Empfänger für den Schaden haften, welcher durch dad 
AYuf- oder Abladen oder bei Gelegenheit befjelben den Yahrzeugen der Eijenbahn 
zugefügt ift. Streng genommen gehört biefer Sap nicht hierher, d. h. unter die 
Beitimmungen, weldhe in Ausführung des Art. 424 9.©.-B. von den Beichrän- 
Zungen der Haftpflicht der Sifenbahnen handeln. Denn ed ift hier nicht von 
einer Haftbefhränkung der Eiſenbahn die Rede, ſondern e contr. von einer Erjap- 
pfliht des Abjenders bezw. Empfängerd gegenüber der Eifenbahn. Diejer 
Zufag, der an fi) aus allgemeinen Rechtsregeln gerechtfertigt und gültig ift, bat 
an diefer Stelle unverfennbar nur Pla gefunden, um die Beftimmungen über die 
gegenfeitigen Pflihten und Rechte beim Selbft-Auf- und Abladen vollftändig zu 
vereinigen. 

Bol. im Uebrigen in Betreff ded $ 67 Rr. 4: Brot. S. 5001—5008, Behrmann E. 116 
bis 130, Dentichr. vom 13. Dezember 1859 ©. 10, 16, v. Hahn I. ©. 532 f. 88 6, 7, 


Budelt II. ©. 497 Rr. 6, Keybner S. 485 Rr. 10, 11, Thöl 8 91 &. 180-182, Rud- 
deſchel ©. 210-213, ®. Koh S. 108, 106, Hillig ©. 61, D. E.3. 1876 ©. 200, 319. 


Nr. 5. 


Nr. 5 des $ 67 macht den dur Art. 424 Ziff. 6 H.G. B. geftatteten 
Befreiungdvertrag zu einem reglementarifch wirklich vereinbarten, d. b. durch 
8 67 Nr. 5 des Regl. wird — dem Art. 424 Ziff. 6 gemäß — vertragdmäßig 
audbedungen: 

daß die Eifenbahn in Anſehung begleiteter Güter nicht für den Schaden 
haftet, weldyer aus der Gefahr entftanden ift, deren Abwendung durch 
bie Begleitung bezwedt wird. 

Zür die Auslegung diefer Neglementsbeftimmung wird lediglich auf die Be- 
merkungen zum Art. 424 Ziff. 6 H.G.B. Anm. 230 ©. 247f. Bezug genom- 
men. Ueber die entiprechende Reglementäbeftimmung in Betreff begleiteter Thiere, 
f. Ann. 230 ©. 247f. und Anm. 234 ©. 266, jowie begleiteter Equipagen und 
Fahrzeuge Anm. 235 ©. 268. 


Bgl. im Mebrigen in Betreff des & 67 Rr. 5 Brot. ©. 5017, 5018, 8109, 5110, Wehr⸗ 
munn ©. 120—134, v. Hahn IL ©. 535 f. 58 10, 11, Budelt IL ©. 429 Nr. 9, Keyß⸗ 
ner ©. 486 Nr. 14, Thöl 111.8 35 ©. 191 f, Ruckdeſchel ©. 23.3, W. Koch ©. 108, 109, 
Hillig ©. 62. 


Nr. 6. 


Nr. 6 des 8 67 macht die nah Art. 424 Alin. 2 9.6.8. ald verein- 
bart geltende gefepliche Vermuthung, noch überdies zu einer wirklich und aus— 
drudli vereinbarten Bermutbung d. b. durch $ 67 Nr. 6 des Negl. wird 
— dem Art. 424 Alin. 2 gemäß — vertragdmäßig audbedungen: 

dab in allen unter Nr. 1 bi8 5 des $ 67 Betr.Regl. gebachten Fällen 
bi8 zum Nachweile des Gegentheils vermuthet wird, daß ein einge 
tretener Schaden, wenn er aus der Seitens der Eifenbahn nicht über- 
nommenen Gefahr entftehen konnte, aus derjelben wirklich entitanden ift. 

Es kann bezüglich diefer wörtlich dem Art. 424 Alin. 2 H.G.B. entlehnten 
Reglementöbeftimmung lediglich auf die dort Anm. 231 ©. 251 gegebenen Aud- 
führungen verwiefen werben. 


266 Art. 424. „$ 44 Ulin. 1 u. 2 Eilenbahn-Betriebd-Reglement.“ 


Bgl. im Uebrigen in Betreff des $ 67 Nr. 6: Prot. ©. 4787, 4788, 4796, 4799, 5016 Sie 
5022, Denfihr. vom 12. Dezember 1859 ©. 14, v. Hahn II. ©. 536, 537 88 12, 13, Pudelt 
IL ©. 429 Re. 10, Thöl III. 88 84, 85 ©. 167-171, 886 S. 171, 172, RudrejgelE.m. 
214, Hillig ©. 63. 


Nr. 7. 


Nr. 7 des $ 67 macht den in Art. 424 Alin. 3 9.&.-B. gefeplid 
ausgeſprochenen Grundfag noch überdied zu einem wirklich vereimbarten 
d. h. dur $ 67 Nr. 7 des Regl. wird — dem Art. 424 Alin. 3 gemäß — wer: 
tragsmäßig ausbedungen, 

daß die unter Nr. 1 bis 5 des 8 67 Betr. Regl. bebungenen Be 
freiungen nicht eintreten, wenn nachgewiejen wird, daB der Schaden 
durch Schuld der Bahnverwaltung oder ihrer Leute entflanden ift. 

Auch diefe wörtlid dem Art. 424 Alin. 3 H.G.B. entnommene Reglement: 
beſtimmung findet in den Grörterungen zu der entiprechenden Gefegeäftelle: 
Anm. 232 ©. 257 f. ihre vollftändige Erläuterung. 

Vgl. im Uebrigen in Betreff des 8 67 Nr. 7: Prot. S. 4780, 5022—5024, v. Haball 


©. 538 $ 14, Puchelt IT. ©. 430 Anm. 12, Thöl IM. € 87 ©. 172, 173, Rudteidel 
©. 214, 215, Hillig ©. 63. 


234) 5 44 Win. 1 u. 2 Eiſenbahn⸗Betriebs⸗Reglement. 


$ 44 Nlin. 1 u. 2 Betr.-Regl. ift wörtlich auß dem Ver.Regl. für den Fr: 
jonen- 2c. Verkehr vom 1. März 1865 ($ 44 Alin. I) entnommen. 

Während Alinea 1 des $ 44 den allgemeinen und an fidh eigentlich felbt: 
verftändlihen Sag ausſpricht, daß die Haftpflicht der Eiſenbahn für Verluſt und 
Beihädigung zur Beförderung übernommener Hunde, Pferde und jonftiger It 
bender Thiere fih nah den für den Güterverkehr überhaupt im Abjchnitt Il. 
(85 46 — 70) enthaltenen Vertragsbedingungen richtet, ſoweit ſolche auf de 
Transport von Thieren anwendbar find (da ja lebende Thiere doch nur eine Out 
tung von Gütern find), trifft Alinea 1 im Anſchluſſe an Art. 424 Ziff. 5 u. 6 
H.⸗G.⸗B. bejondere Beftimmungen über die Haftbefchränktung der Eifenbahn bein 
Transport lebender Thiere. Daher gehört 8 44 Altn. 1 u. 2 feinem Inhalte nzd 
zum $ 67 Betr.Regl. (bezw. Art. 424 H.G.B.). 

Was zunächft Alinea 2 Sag 1 anlangt, fo ift durch diefen Satz der durd 
Art. 424 Ziff. 5 H.G.⸗B. geftattete Befreiungdvertrag zu einem reglementarid 
wirtli vereinbarten gemacht, d. b. durch Alin. 2 Sap 1 des $ 44 Neil. 
wirb — dem Art. 424 Ziff. 5 H.G.B. gemäß — vertraggmäßig ausbedungen, 

daß die Eifenbahn nicht für den Schaden haftet, welcher aus der mi 
dem Trandporte von Thieren (sc. lebenden Thieren) für biejelben mr 
bundenen befonderen Gefahr entftanden ift. 

Für die Auslegung dieſer Neglementsbeftimmung ift auf das zum Art. 4 
Ziff. 5 H.G.B. Anm. 229 ©. 243 f. Bemerfte zu verweijen. 

Die vorftehende an fich gültige und bem Art. 424 Ziff. 5 H.G.B. a 
Iprechende NReglementöbeftimmung ift jedoh mit einem nicht gültigen Zu 
verfehen, indem weiter gejagt ift, daß: 

die Eifenbahn daher insbeſondere keinen Erfat Ieiftet, wenn der Verluß 
oder die Beichädigung durch Entipringen, Fallen, Stoßen, Erftiden ode 
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aus jonftigen Urſachen beim Einladen, Ausladen, während ded Trand- 
portes oder beim Aufentbalte’auf dem Bahnhofe entitanden ift. 

Denn über die Fragen, welche befonderen Gefahren mit einem Zrand- 
porte von Thieren im konkreten Falle verbunden find, fowie ob ein Schaden vor- 
Liegt, der aus der mit diefem Trandporte von Thieren für diefelben verbundenen 
Gefahr entftanden ift, hat im Streitfalle, wie oben Anm. 229 ©. 245 f. bereit® ge- 
zeigt, lediglich der Richter zu entfcheiden und ed barf ber richterlichen Entſchei⸗ 
dung hierüber nicht im Wege der Vereinbarung durch generelle Ausſchließung be 
ftimmter Gefahren bezw. Schäden vorgegriffen werden. 

Bl. im Uebrigen in Betreff des & 44 Alin. 2 Sag 1 Belr.-Regl.: Prot. ©. 5015-5017, 
5109, Denkſchr. vom 12. Dezember 1859 ©. 11, Wehrmann ©. 120-124, v. Hahn IL 
©. 534 8 9, Puchelt I. ©. 428 Nr. 8, Keybner ©. 486 Rr. 13, Thöl TIL 8 94 €. 109, 
W. Koh S. 108, 109, Hillig ©. 62. 

Alin. 2 Sag 2 macht den dur Art. 424 Ziff. 6 H.-©.B. gejtatteten 
Befreiungdvertrag in fpezieller Bezugnahme und Anwendung auf den Trandport 
von Thieren zu einem reglementarifch wirkli vereinbarten, d. 6. durch 
Alin. 2 Sap 2 des $ 44 Regl. wird — dem Art. 424 Ziff. 6 H.G.B. gemäß 
— vertragdmäßig audbedungen, 

daß die Eifenbahn nicht für den Schaden haftet, welcher aus der Ge⸗ 
fahr entitanden ift, deren Abwendung durch die im $ 40 Regl. gefor- 
derte Begleitung bezwedt wird. 

Für die Auslegung dieſer Reglementöbeftimmung, welche ftreng genommen in 
Rüdfiht auf die generelle Beftimmung des $ 67 Nr. 5 überflüjfig bezw. eine 
Wiederholung derjelben ift, ift auf die Ausführungen zum Art. 424 Ziff. 6 H. G. B. 
Anm.230 ©. 247 f. zu verweilen und noch hinzuzufügen, daß die Frage, ob DBe- 
gleitung für irgend ein Gut bezw. alfo auch für ein Thier gefordert werden 
fann (vgl. $ 40 Alin. 4 Betr.-Regl.), zwar in erfter Reihe, wie die Modalitäten 
der Berpadung und andere Trandporteinrichtungen 2c., von den Organen der Eijen- 
bahn entjchieden werden, im Streitfalle aber die Angemefienheit und Zuläffigkeit dieſer 
Forderung Sache der richter lichen Enticheidung ift (f. Anın. 230 ©. 248). 

Alin. 2 Sap 3 fügt dem an fich gültigen und dem Art. 424 Ziff. 6 ent- 
ſprechenden Sag 2 einen ungültigen Zufaß bei, in dem beftimmt wird, daß 

zu jenen Gefahren, „alle Gefahren zu rechnen jeien, welche nicht aus 
einer von der Eijenbahn zu vertretenden Beſchädigung ded zum Zrand- 
port benußten Fahrzeugs entjtehen, mamentlich auch Diejenigen, welche 
durch gehörige Beaufſichtigung, Wartung und Fütterung der Thiere 
während des Transportes abgewendet werben können.“ 

Denn über die Frage, welche Gefahren bezw. Schäden hierher zu rechnen 
find, hat — wie ©. 250 des Näheren erörtert — im konkreten GStreitfalle ledig. 
lich der Richter zu entjcheiden, und, wenn auch die eine oder die andere der im 
Reglement generell bezeichnete Art von Schäden auf Erfahrung beruhen mag, jo 
ift e8 Doch unzuläffig, die Haftpflicht von vornherein unbedingt und generell für 
alle Faͤlle vertraggmäßig auszuſchließen, weil bied die Grenzen der im Art. 424 
Ziff. 6 den Eifenbahnen gegebenen Erlaubniß überfchreitet. 


Bol. im Uebrigen in Betreff des 8 44 Alin. 3 Sa 2 u. 3 Betr.-Regl.: Brot. ©. 5017, 
5018, 5109, 5110, Wehrmann ©. 1290—134, v. Hahn IL. ©. 535 f. 88 10, 11, Puchelt 
II. &. 429 Anm. 9, Keybner ©. 486 Nr. 14, Xhöl $ 95 ©. 191 (198, 194), Ruckdeſchel 
©. 213, W. Koh ©. 108, 109, Hillig ©. 62, Kühlwetter ©. 58. 


—— — — —— — — —— — 
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235) 8 38 Alinen 1 Eiſenbahn⸗Betrebb⸗Reglement. 


$. 38 Alin. 1 Betr.-Regl. ift faft wörtlich aus $ 38 Alin. 1 des Ver.Regl. 
für den Perſonen⸗ ꝛc. Verkehr vom 1. März 1865 entnommen. 

Sag 1 Alin. 1 des $ 38 fpricht nur den allgemeinen und an ſich eigentlid 
jelbftverftändlihen Sap aus, daß die Eiſenbahn für die befürderten Equipagen 
und Fahrzeuge nah den für den Güterverkehr geltenden Bedingungen und 
Abreden haftet, ſoweit fie auf den Gegenftand anwendbar find. Gelbfiverftändlit 
tft Diefer Sag, weil Equipagen und Fahrzeuge ald Transportobjelte nichts andere: 
find, als befondere Arten von Gütern. 

Say 2 Alin. 1 de $ 38 macht aber im Anſchluß daran den dur Art.ıı 
Ziff. 6 H.G.B. geftatteten Befreiungdvertrag in fpezieller Bezugnahme m 
Anwendung auf den Transport von Equipagen und Fahrzeugen zu einm 
reglementarifch vereinbarten d. 5. durch Sag 2 Alin. 1 $ 38 Regl. wir — — 
dem Art. 424 Ziff. 6 H.G.B. gemäß — vertragsmäßig außbedungen, | 

daß die Eifenbahn nicht für den Schaden haftet, welcher aus dere 
fahr entftanden ift, deren Abwendung durch die von ihr vorgejchrieben 
oder von dem Verſender freiwillig übernommene Begleitung bezweit 
wird. 

Für die Auslegung diefer Reglementäbeftimmung, welche eigentlich ebenjo, wie 
die im $ 44 Alin. 2 Sag 2 enthaltene, in Rüdficht auf die generelle Beftimmun; 
bes 8 67 Nr. 5 überflüſſig bezw. eine Wiederholung derjelben tft, wird auf tie 
Erläuterung des Art. 424 Ziff. 6 H.O.B. Anm. 230 ©. 247 f. Bezug genommen. 
Die Worte „die von ihr vorgejchriebene ... . Begleitung“ können ebenfo, wie Die 
im $ 44 Alin. 2 Sag 2 enthaltenen Worte: „geforderte Begleitung“ nur in dem 
in Anm. 234 ©. 267 erläuterten Sinne verftanden. werden. 
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Allgemeines Deutfches Handelsgeſetzbuch. 


Artilel 425. 


In Anſehnug des Reiſegepäcks Tann bebungen werben: 
1. daß für Berluft oder Beihädigung von NReifegepäd, welches 
| nicht zum Transport anfgegeben ift, nur gehaftet werde, 
wenn ein Verſchulden der Bahnverwaltung oder ihrer Leute 
nachgewieſen wird. Daſſelbe Tann in Anfehung bon Gegen: 
ftänden bedungen werden, welde ſich in Reifeequipagen be: 
finden; 

2. dab für Berluft von Reifegepäd, weldes zum Transport 
aufgegeben ift, nur gehaftet werde, wenn das Gepäd binnen 
einer beftimmten Yrift nad der Ablieferungszeit abgefordert 
wird. 

Die Frift darf nicht Türzer als drei Tage jein. 


Zuſatz l. 
@ifenbahn-Beiriehs-Keglement: 
(deutih. Regl. vom 11. Mai 1874, Defterr.-Ungar.-Regl. vom 10. Zuni 1874, 
Bereind-Regl. vom 1. Juni 1876 bez. 1. Januar 1881 gleichlautend): 


IL, Belörberung von Perſonen, Reilegepäd, Leichen, Fahrzeugen 
und lebenden Tieren. 


a. Beförderung von Perfonen. 


8. 7. 
Fahrplaͤne. Extrafahrten. Abfahrtözeit. 

Die Perſonenbeförderung findet nach Maßgabe der öffentlich bekannt ge⸗ 
machten und auf allen Stationen ausgehängten Fahrpläne ſtatt, aus denen 
auch zu erfehen ift, welche Wagenklaffen die einzelnen Züge führen. 

Ertrofahrten werden nur nad) dem Ermeflen der Verwaltung gewährt. 

Für den Abgang der Züge find die auf den Bahnhöfen befindlichen 
Stationsuhren maßgebend. 


8. 8. 
Fahrpreiſe. 
Die Fahrpreiſe beſtimmt der auf allen Stationen ausgehängte Tarif. 
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8. 9. 
Billetverfauf. Zurüdnahme gelöfter Billets. 


Der Verkauf der Yahrbillets (Fahrkarten) kann auf Stationen von ge 
ringer Frequenz nur innerhalb der legten halben Stunde, auf Stationen m 
größerer Frequenz aber innerhalb einer Stunde vor Abgang desjenigen Zuges, 
mit welchem der Reijende befördert fein will, wen jedoch zwifchen zwei nad 
derfelben Richtung abgehenden Zügen eine noch kürzere Zwiſchenzeit liegt, 
nur innerhalb diefer Frift verlangt werden. Diejenigen, welche bis 5 Mi—⸗ 
nuten vor Abgang des Zuges noch fein Billet gelöft, haben auf Verab— 
folgung eines folden feinen Anſpruch. 

Das zu entrichtende Yahrgeld ift abgezählt bereit zu Halten, dam 
Aufenthalt durch Geldwechfeln vermieden werde. 

Die Fahrbillet3 geben Anfpruch auf die entſprechende Wagenklafie, ſo⸗ 
weit in biefer Pläge vorhanden find, reſp. beim Wechſeln der Wagen vor: 
handen bleiben. Wenn einem Reiſenden der feinem Billet entipredent: 
Platz nicht angewiefen und ihm auch zeitweilig ein Pla in einer höher 
Klaſſe nicht eingeräumt werden Tann, fo fteht e8 ihm frei, das Billet gegen 
ein ſolches der niedrigeren Klaſſe, in welcher noch Pläge vorhanden int, 
und gegen Erftattung der Differenz umzumechjeln oder die Fahrt zu unter: 
laſſen und das gezahlte Fahrgeld zuridzuverlangen. 

Jedenfalls haben die mit durchgehenden BilletS ankommenden Reiſender 
.den Borzug vor den neu Hinzutretenden. 

Auf der Abgangsſtation ift bis fpäteftend 20 Minuten vor Abgang des 
betreffenden Zuges die Beftellung ganzer Coupes oder Wagenabtheilungen vr | 
eriten zwei Wagenklafien gegen Bezahlung höchſtens fo vieler Fahrbillets de 
betreffenden Klaſſe, als das Coupe Pläge enthält, zuläffig. Auf Zwifchenftationen 
können ganze Coupés nur dann beanjprucht werden, wenn ſolche unbefett :: 
dem anlommenden Zuge vorhanden find. 

Für den Fall, daß ein Neifender ein bejonderes Coupe bezahlt, mir 
bemfelben darüber ein Schein außgeftelt. Dem Reiſenden fteht fein Ar 
ſpruch darauf zu, mehr Berjonen in das Coupe aufzunehmen, als Fahrbilet 
bezahlt find. 


8. 10. 
Fahrbillets und Gültigkeit derjelben. Yahrpreidermäßigung für Kinder. 


Das Wahrbillet bezeichnet die Stationen, von und bis zu melden di 
Fahrt verlangt worden, ferner das Fahrgeld für die Wagenklaſſe, melde de 
Neifende benugen will, infofern der Fahrpreis Valutaſchwankungen ud 
unterliegt; endlich die Zeit oder den Zug, wofür das Billet gilt. Die Zer 
oder der Zug, wofür jedes Fahrbillet gültig, ift durch Abftempelung darar’ 
ausgedrüdt, fo dag jeder Käufer fofort zu prüfen im Stande ift, ob &4 
Billet auf die von ihm beabfichtigte Fahrt lautet. 
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Den Reifenden tft geftattet, während der Fahrt auf einer Zwifchenftation 
auszuſteigen. um mit einem am nämlichen oder am nächftfolgenden Tage 
nad) der Beltimmungsftation abgehenden, zu feinem höheren Tariffage 
fahrenden Zuge dahin weiter zu reifen. Solche Reiſende haben jedoch auf 
der betreffenden Zmifchenftation jofort nach dem Berlafien des Zuge dem 
Stationsporfteher ihr Billet vorzulegen und dafjelbe mit dem Vermerke der 
verlängerten Gültigkeit verfehen zu laſſen. 

Eine Verlängerung der für die Retour» und Rundreiſebillets feftgefeßten 
Frift wird hierdurch nicht herbeigeführt. 

Kinder unter 10 Jahren werden zu ermäßigten Yahrpreifen befördert. 

Finden Zweifel über das Alter der Kinder ftatt, jo entfcheidet der 
Ausſpruch des bei der Reviſion anweſenden oberiten Beamten. 

Für Kinder, die noch getragen werden müſſen und ihre Stelle auf ihrer 
Angehörigen Plägen mitfinden, erfolgt feine Zahlung. 


8. 11. 
»  Umtaufch gelöfter Fahrbillets. 

Ein Umtauſch gelöfter Fahrbillets gegen Billets höherer Klaffen ift den 
Heifenden bi8 10 Minuten vor Abgang des Zuges gegen Nachzahlung der 
Preisdifferenz unvermehrt, fomweit noch Pläge in den höheren Klaſſen vor- 
handen find. Unterwegs auf Zwilcdhenftationen kann ein Uebergehen auf 
BPläge einer höheren Klaſſe nur gegen Zulauf eines Billet® auf die Be— 
ftimmungsftelle, durch deſſen Preis, einfchließlich desjenigen für daS bereits 
gelöfte Yillet, der Fahrpreis für die höhere Klaffe mindeſtens gededt wird, 
beanjprucht werden. 

Der Umtaufh eines jchon gelöften Billets höherer Klaſſe gegen ein 
foldde8 niedrigerer Klaſſe ift nur in dem im $. 9 gedachten Falle zuläfftg. 


8. 12. 
Anweifung der Pläße. 

Einzelne beftimmte Pläge werden nicht verkauft und können im voraus 
nicht belegt werden. 

Das Dienftperfonal ijt berechtigt und auf Verlangen der Reifenden ver- 
pflichtet, denfelben ihre Pläge anzumweifen. Allein reifende Damen follen 
möglihft nur mit Damen in ein Coupe zufammengefegt werden. In jedem 
Zuge muß fi) mindeitens je ein Damencoupe für die Reifenden der zweiten 
und dritten Wagenklaffe befinden. Bei den nach amerifanifchen Syſtem ge- 
bauten Wagen findet die lettere Beitimmung nur mit den durch Diefes 
Syſtem gebotenen Mopdifitationen Anwendung. | 


$. 13. 
Ausſchluß beläftigender Perſonen von der Fahrt. 
Perfonen, welche wegen einer fichtbaren Kraukheit oder aus anderen 
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Grimden durch ihre Nachbarſchaſt den Mitreifenden augenſcheinlich läſtig 
werden würden, können von der Mit» und Weiterreife außgefchlofien werden, 
wenn fich nicht ein befondere® Coupe bezahlen. Etwa bezahlte Fahrgel 
wird ihnen zurüdgegeben, wenn ihnen die Mitreife nicht geftattet wird. 
Wird erft unterwegs wahrgenommen, daß ein Neifender zu den vorſtehend 
bezeichneten Berjonen gehört, jo muß er an der nächften Station, fofern fein 
befondere® Coupe bezahlt und für ihn bereitgeftellt werden Tann, von ker 
Weiterbeförderung außgefchloflen werden. Das Fahrgeld, fowie die Gepäd: 
fracht werden ihm für die nicht durchfahrene Strede erfegt. 


$. 14. 
Warteſäle. Billet- und Gepäderpeditionen. Billetfontrole. 

Die Wartefäle find fpäteftens eine Stunde, die Billet- und Gepid: 
erpeditionen auf Stationen mit größerer Frequenz gleichfalls ſpäteſtens cine 
Stunde, auf Stationen mit geringerer Frequenz mindeſtens eine halbe Stunde 
vor Abgang eines jeden Zuges zu öffnen. 

Das vom Reifenden gelöfte Billet ift auf Verlangen bei dem Eintritt 
in den Wartefaal, fowie beim Einfteigen in den Wagen vorzuzeigen. Weh⸗ 
rend der Fahrt muß der Neifende das Billet bis zur Abnahme deſſelben 
bei fich behalten. 

Der Reiſende, welcher ohne gültiges Fahrbillet betroffen wird, hat für 
die ganze von ihm zurüdgelegte Strede und, wenn die Zugangsftation nicht 
jofort unzweifelhaft nachgewiejen wird, für die ganze vom Zuge zurückgelegte 
Strede da8 Doppelte des gewöhnlichen Fahrpreiſes, mindeſtens aber der 
Betrag von 6 Mark (Defterreih-Ungarn: 3 Gulden) zu entrichten. Der 
jenige Reiſende jedoch, welcher in einen Perſonenwagen einfteigt und gleich 
beim Einfteigen unaufgefordert dem Schaffner oder Zugführer meldet, daß 
er wegen Berjpätung kein Billet mehr habe löfen Tönnen, hat, wenn er 
überhaupt nod zur Mitfahrt zugelaffen wird, worauf er feinen Anſpruch 
bat, einen um 1 Mark (50 Kreuzer) erhöhten Yahrpreis zu zahlen. 

Wer die fofortige Zahlung verweigert, kann außgefegt werben. 


$. 15. 
Einfteigen in die Wagen. 
Das Zeichen zum Einfteigen in die Wagen wird durch zwei unter⸗ 
fchiedene Schläge auf die Glocke gegeben. 


8. 16. 
Berfäumung der Abfahrtäzeit. 

Nachdem das Abfahrtszeichen durch die Dampfpfeife der Rolomotive ge: 
geben, fann Niemand mehr zur Mitreiſe zugelaffen werben. Jeder Berfuh 
zum Einfteigen und jede Hülfeleiftung dazu, nachdem die Wagen in Be 
wegung gefegt find, ift verboten und ftrafbar. 


\ 
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Dem Reifenden, welcher die Abfahrtszeit verfäumt, fteht ein Anſpruch 
weder auf Nüderftattung des Fahrgeldes, noch auf irgend eine andere Ent- 
ſchädigung zu. 

Demfelben ift jedoch geftattet, auf Grund des gelöften Fahrbillets mit 
einem am nämlichen oder nächftfolgenden Tage nach der Beftimmungsftation 
abgehenden, zu feinem höheren Tariffage fahrenden Zuge zu reifen, fofern 
er fein Billet ohne Verzug dem Stationsvorfteher vorlegt und mit einem 
Bermerf über die verlängerte Gültigkeit verfehen läßt. 

Eine Berlängerung der für Retourbillets, fowie für Billets zu Rund⸗ 
reifen und Dergnügungszügen feftgefegten Friſt wird hierdurch nicht berbei- 
geführt. 


$. 17. 
Berhalten auf den Zwilchenftationen. Deffnen und Schließen der 
Wagenthüren. 


Bei Ankunft auf einer Station. wird der Name derjelben, die Dauer 
des für fie beftimmten Aufenthalts, fowie der etwa ftattfindende Wagen- 
mechjel ausgerufen. Sobald der Wagenzug ftillfteht, werden nach der zum 
Ausfteigen beftimmten Seite die Thüren derjenigen Wagen geöffnet, melche 
für die bi8 zu diefer Station Reiſenden beftimmt find. Die Thüren der 
itbrigen Wagen werden nur auf Verlangen geöffnet. 

Mer auf den Zmwilchenftationen feinen Pla verläßt, ohne denfelben zu 
belegen, muß fich, wenn derfelbe inzwiſchen anderweitig befegt ift, mit einem 
anderen Plage begnügen. 


Ss. 18. 
Außergewöhnliched Anhalten auf freier Bahn. 

Sollte wegen eingetretener Hinderniffe außerhalb einer Station längere 
Zeit angehalten werden müſſen, fo ift ein Ausfteigen der Reiſenden nur 
Dann geftattet, wenn der Zugführer die ausdridliche Bewilligung dazu er- 
theilt. Die Reifenden müſſen fi dann fofort von dem Bahngeleife ent- 
fernen, auch auf daß erfte Zeichen mit der Dampfpfeife ihre Pläge wieder 
einnehnten. 

Das Zeichen zur Weiterfahrt wird durch ein dreimaliges Ertünen der 
Dampfpfeife gegeben. Wer beim dritten Ertönen der Dampfpfeife noch 
nicht wieder eingeftiegen tt, geht des Anſpruchs auf die Mitreiſe verluftig. 


$. 19. 
Berhalten während der Yahrt und beim Ein- und Außfteigen. 
Während der Fahrt darf fih Niemand ſeitwärts aus dem Wagen 
biegen, gegen die Thür anlehnen oder auf die Sige treten. 
Auf Verlangen auch nur Eines Reifenden müſſen die Fenſter auf der 
Windſeite geichloffen werden. 


(ger, Deutſches Frachtrecht. III. 18 


274 Art. 425. 


Die Reifenden dürfen zum Ein» und Ausfteigen die Wagenthüren midt 
felbft öffnen; fie müffen vielmehr das Deffnen dem Dienftperjomal über 
Laffen und dürfen nicht ein- und außfteigen, bevor der Zug völlig ſtillſteht 

Jeder Reifende muß fich entfernt von den Sahrgeleifen und Maſchinen 
halten, und Niemand darf den Bahnhof in einer anderen als der angemielenen 
Richtung verlaffen. 


$. 20. 
Beihädigung der Wagen. 


Für BZerträmmern von Fenſtern befteht eine Entſchädigungstare und 
werden die darin feitgefettten Beträge durch das Dienftperfonal von deu 
Schuldigen fofort eingezogen. Dieſer darf jedoch Borzeigung der Tare wer: 
langen. Auch ift die Eifenbahnverwaltung befugt, für Beſchmutzen de 
Innern der Wagen, Zerreißen der Gardinen u. |. w. eine Entjchädigung y 
fordern und von dem Schuldigen fofort einziehen zu laffen. 


8. 21. 
Verſpätung der Züge. Unterbreddung der Yabrt. 

Berjpätete Abfahrt oder Ankunft der Züge begründen feinen Aniprud 
gegen die Eifenbahnverwaltung. 

Eine ausgefallene oder unterbrochene Fahrt berechtigt nur zur Nil: 
forderung des für die nicht durchfahrene Strede gezahlten Fahrgeldes. 

Wird jedoch in Folge einer nicht durch höhere Gewalt herbeigeführte 
Berfpätung der Ankunft eine Zuges der Anſchluß an einen anderen Zu 
verfäumt, fo ift dem mit durchgehenden Billets verjehenen Neijenden not 
erbrachtem Nachweiſe, daß er mit dem nächften zurüdjahrenden Zuge uw 
unterbrochen zur Abgangsftation zurückgekehrt ift, der bezahlte Preis für die 
Hinreife jowie der Preis der Rückreiſe in der auf der erfteren benugte: 
Wagenklajie zu erftatten. 

Der Reifende ift jedoh zur Wahrung des desfallfigen Anſpruchs ver 
pflichtet, denfelben unter Vorlegung feines Fahrbillets fogleih nach Ant: 
des verfpäteten Zuges dem Stationsvorfteher anzumelden. Xetterer hat bier: 
über, der Stationsvorfteher der Abgangsftation über die Zeit der Rückum 
eine Befcheinigung zu ertheilen. 

Wenn Elementarereignijfe oder andere Hindernifje die Fahrt auf ame 
Strede der Bahn unzuläffig maden, jo muß für die Weiterbeförderung bo 
zur fahrbaren Strede mittelft anderer Fahrgelegenheit nach Thunlichkeit 1: 
lange geforgt werden, bis für jeden einzelnen Fall eine befondere Anordım; 
getroffen fein wird. Die Reifenden fünnen jedoch nicht verlangen, dak di 
MWeiterbeförderung mittelft anderer Fahrgelegenheiten um die für die Habt 
auf der Eijenbahn erlegten Gebühren von letterer bejorgt werde. 

Betrieböftörungen und Zugverfpätungen find auf den Stationen dur 
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Anſchlag an einer dem Publitum leicht zugänglichen Stelle in deutlich er- 
fennbarer Weife fofort befannt zu machen. 


8 22. 
Mitnahme von Hunden ꝛc. Tabakrauchen. Mitnahme feuergefährlicher 
Gegenftände. 

Hunde und andere Thiere dürfen in den Perfonenwagen nicht mit⸗ 
geführt werden. Ausgenommen biervon find jedoch Feine Hunde, welde 
auf dem Schoße getragen werden, fofern gegen deren Mitnahme von den 
Mitreifenden defjelben Coupes Einſpruch nicht erhoben wird. 

Das Tabakrauchen ift in allen Wagenklaffen geftattet; in der I. Wagen- 
Flaffe jedoch nur unter Zuftimmung aller in demfelben Koupe Mitreifenden, 
injofern nicht befondere Rauchcoupés diefer Klaſſe im Zuge vorhanden find. 
In jedem Perfonenzuge müſſen Coupés zweiter und wo thunlich auch dritter 
Klaffe für Nichtraucher vorhanden fein. Die Tabalspfeifen müfjen mit 
Dedeln verjehen jein. 

Teuergefährliche Gegenftände, fowie alle Gepäd, welches Flüffigkeiten 
und andere Gegenftände enthält, die auf irgend eine Weile Schaden ver» 
urjahen können, insbefondere geladene Gewehre, Schiegpulver, leicht ent- 
zündbare Präparate und andere Sachen gleicher Eigenfchaft, dürfen in den 
Perjonenwagen nicht mitgenommen werden. Das Eifenbahndientperfonal 
ift berechtigt, fich in Ddiefer Beziehung die nöthige Weberzeugung zu ver- 
Schaffen. Der Zumiderhandelnde haftet für allen aus der Uebertretung des 
obigen Verbots an dem fremden Gepäd oder fonft entftehenden Schaden 
und verfällt außerdem in die durch das Bahnpolizeireglement beftimmte 
Strafe. 

Fägern und im öffentlichen Dienfte ftehenden Perfonen ift jedoch die 
Mitführung von Handmunition geftattet. 

Der Lauf eines mitgeführten Gewehres muß nach oben gehalten werden. 


8 23. 
Ausſchluß trunkener oder renitenter Perfonen von der Fahrt. 


Wer Die vorgefchriebene Ordnung nicht beobachtet, fi) den Anordnungen 
des Dienftperfonald nicht fügt, oder fi) unanftändig benimmt, wird ohne 
Anfpruh auf den Erſatz des bezahlten Wahrgelde8 von der Mit- und 
Weiterreife ausgefchloffen. Namentlich dürfen trunkene PBerfonen zum Mit- 
fahren und zum Aufenthalte in den Wartefälen nicht zugelaffen und müſſen 
ausgewieſen werden, wenn fie unbemerkt dazu gelangten. 

Erfolgt die Answeiſung unterwegs, oder werden die betreffenden Per- 
ſonen zurüdgemwiejen, nachdem fie ihr Gepäd bereit der Expedition fiber- 
geben haben, fo haben fie feinen Anſpruch darauf, daß ihnen dajjelbe anderswo, 
al3 auf der Station, wohin es erpedirt worden, wieder verabfolgt wird. 

18* 
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b. Beförderung des Reifegepäds. 


8 24. 
Begriff des Reiſegepäcks. 

Als Reiſegepäck wird in der Regel nur, was der Reiſende zu ſeinem 
und feiner Angehörigen Reiſebedürfniſſe mit ſich führt, namentlich Koffer, 
Mantel-e und Reijefäde, Hutichachteln, Meine Kiften und dergleichen, be 
fördert; größere, kaufmänniſch verpadte Kiften, Tonnen, jowie andere nicht 
zu den Neijebedürfniffen zu rechnende Gegenftände fünnen ausnahmsweiſe 
zugelaflen werden. Gegenftände, welche von der Beförderung ala Fradtgut, 
fowie nach $. 22, Alinea 3 von der Mitnahme in die Perfonenmagen ans- 
gefchloffen find, dürfen auch als Reifegepäd nicht aufgegeben werden, bei 
Bermeidung der im 8 48 feftgefegten Folgen. 


8 25. 
Art der Berpadung. Entfernung älterer Poſt- und Eifenbahnzeichen. 
Reifegepäd, welches nicht ficher und dauerhaft verpadt ift, kann zurüd- 
gewiefen werden. Die Gepädftüide müfjen von älteren Boft- und Eifenbahn- 
zeichen befreit fein. Iſt Died nicht der Fall und findet in Folge deſſen eine 
‚ Berfchleppung des Gepädes ftatt, fo fommt die Eifenbahn für den daraus 
erwachjenen Schaden nicht auf. 


8 26. 
Einlieferung des Gepäde. 

Die Mitnahme des Gepäds, welches nicht ſpäteſtens 15 Minuten vor 
Abgang des Zuges unter VBorzeigung ded Fahrbillets in die Gepäderpedition 
eingeliefert ift, fann nicht beanfprucht werden. 

Wird ausnahmsweiſe unter Vorbehalt |päterer Erpedirung in dringenden 
Fällen Gepäd auch unerpedirt mitgenommen, jo wird ſolches bis zum Zeit- 
punft der Erpedirung als zum Transport aufgegeben, nicht angefehen. 

Dafjelbe gilt für die Annahme von Reifegepäd auf Halteftellen. 

Die Gepädfraht muß fofort bei Vermeidung des Nachtheild, daß die 
Beförderung unterbleibt, berichtigt werden. 


Ss 27. 
Mitnahme von Handgepäd. 

Kleine, leicht tragbare Gegenftände fünnen, wenn die Mitreijenden da— 
durch nicht beläftigt werden, von deu Reifenden. in den Wagen mitgeführ: 
werden, fofern Zolls und Steuervorichriften ſolches geftatten. Für ſolche in 
den Wagen mitgenommene Gegenftände werden &epädicheine nicht ans 
gegeben; fte find von den Reifenden ſelbſt zu beauffichtigen. 

Unter denfelben Vorausfegungen ift Reifenden IV. Klaffe auch die Mit: 
führung von Handwerkszeug, Torniftern, Zragelaften in Körben, Säden, 








Art. 425. 277 


Kiepen ꝛc. und anderen Gegenftänden, welche Fußgänger bei fich führen, nad) 
Entiheidung des Stationsvorftandes geftattet. 


8 28. 
Gepädicheine und Auslieferung des Gepäcks. 

Gegen Einlieferung des Gepäds, wobei die VBorzeigung des Fahrbillets 
verlangt werden fann, erhält der Reifende einen Gepädichein. Dem In⸗ 
haber dieſes Scheins, defjen Legitimation die Verwaltung zu prüfen nicht 
verpflichtet ift, wird daS Gepäd nur gegen Rüdgabe des Scheins, melde 
die Bahnverwaltung von jedem weiteren Anfpruche befreit, ausgeliefert. 

Der Inhaber des Gepäckſcheins iſt berechtigt, nach Ankunft des Zuges, 
zu welchem das Gepäd zum Transport aufgegeben ift, am Beitimmungsorte 
die fofortige Auslieferung des Gepäds nad Ablauf der zur ordnungsmäßigen 
Ausladung und Ausgabe, fowie zur etwaigen fteueramtlichen Abfertigung 
erforderlichen Zeit im Lokal der Gepäderpedition zu verlangen. Will derfelbe die 
fofortige Auslieferung des Gepäcks nicht erwarten, jo kann er daſſelbe inner- 
Halb 24 Stunden nah deilen Ankunft in beftimmten Expeditionsftunden 
gegen Rüdgabe des Schein in der Gepäderpedition abfordern oder abfordern 
laſſen. Wird das Gepäd innerhalb 24 Stunden nicht abgeholt, fo ift für 
daſſelbe das vorgejchriebene Yagergeld zu entrichten. 

In Ermangelung des Gepädicheing ift die Verwaltung zur Aushändi⸗ 
gung des Gepäcks nur nad vollftändigen Nachweiſe der Empfangsberechti- 
gung gegen Ausftellung eined Reverſes und nach Umftänden gegen Sicer- 
heit verpflichtet. 

An der Regel ſoll das Gepäd nur auf der Station verabfolgt werben, 
wohin es aufgenommen ift. Inſofern Zeit und Umftände, jowie Zoll- und 
Stenervorjchriften dies gejtatten, Tann jedoch auf Verlangen des Reifenden 
das Gepäd auch auf einer vorliegenden Station zurüdgegeben werden. In 
einem ſolchen Falle hat der Reiſende bei der Auslieferung des Gepäds den 
Gepädfchein zurüdzuftellen und das Fahrbillet vorzuzeigen. 


"829. 
Haftpflicht der Eifenbahn für Reifegepäd. 

Die Eifenbahn haftet von dem Zeitpunkte der Aushändigung des 
Gepäckſcheins ab für die richtige und unbejchädigte Ablieferung der Gepäd- 
ftüde, und zwar im Allgemeinen nad den in Abjchnitt III. (Beförderung 
von Gütern) enthaltenen Bedingungen und Abreden, foweit ſolche auf die 
Beförderung von Neifegepäd anwendbar find, insbefondere aber nad folgen- 
den Grundfägen: 

a) ift von dem Neifenden ein höherer Werth nicht deflarirt, jo wird 
im Falle des VBerluftes oder der Beichädigung der wirklich er- 
littene Schaden vergütet, diefer kann jedoch in einem höheren Bes 
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trage ala mit 12 Mark (Oeſterreich⸗ Ungarn: 6 GEld. Silber) für 
jebes Kilogramm nach Abzug des Gewichts des unverſehrten In⸗ 
halts des blos beſchädigten Gepäckſtücs nicht beanfprucht werden; 

b) ift von dem Neifenden ein höherer Werth deflarirt, jo wird mit 
der Gepäckfracht ein Frachtzuſchlag erhoben, welcher Tür jede, wenn 
auch nur angefangenen 150 Kilometer, die das Gepäd von ber 
Abſende- bis zur Beitimmungsftation zu durchlaufen bat, ım 
Minimum 0,20 Marl (10 Krz.) beträgt und 2 pro Mille der 
ganzen dellarirten Summe nicht überfteigen darf. 

Die Werthdeflaration hat nur dann eine rechtsverbindliche 
Wirkung, wenn fie von der Erpedition der Abgangsftation im 
Gepädichein eingefchrieben ift; 

c) die Verwaltung ift von jeder Verantwortlichkeit für den Berlut 
von Neifegepäd frei, wenn es nicht innerhalb acht Tagen nad, An 
funft des Zuges ($ 28) auf der Beitimmungsftation abgeforter 
wird. 

Der Reifende, welchen das Gepäd nicht überliefert werden würde, kam 
verlangen, daß ihm auf dem Gepäckſchein Tag und Stunde der gefchehene: 
Abforderung des Gepäds von der Gepäderpedition befcheinigt werde. 

Für den Berluft und die Beihädigung von Neijegepäd, welches ven 


dem Reiſenden nicht zum Transport aufgegeben worden ift, inSbejonder 


für den Berluft und die Beihädigung der in den Wagen mitgenommena 
Gegenftände (88 26 u. 27), wird nur Gewähr geleiltet, wenn ein Ber: 
fhulden der Bahnverwaltung oder ihrer Leute nachgewiefen wird. 


$ 30. 
In Verluſt gerathene Gepädftüde. 

Fehlende Gepädftüde werden erſt nach Ablauf von drei Tagen nad 
der Antunft des Zuges, zu welchem diefelben aufgegeben find, auf der Be 
ftimmungsftation des Reiſenden als in Berluft gerathen betrachtet, und ik 
der Reiſende erft dann befugt, mit Ausſchluß aller weiteren Entſchädigungs 
anfprüche deflelben, die Zahlung der im 8 29 beftimmten Garantiefumm 
zu fordern. 

Falls das verloren gegangene Gepäditüd fpäter gefunden wird, iſt hier: 


von der Neifende, fofern jein Aufenthalt zu ermitteln if, ungeachtet de 


Empfangnahme der Entſchädigung zu benachrichtigen, und kann derſelbe 


innerhalb vier Wochen nad) erhaltener Nachricht verlangen, daß ihm das 
Gepäditüd gegen Aüderftattung des für den Berluft erhaltenen Schaden; 
erfaged, und zwar nah feiner Wahl entweder am Beſtimmungsorte oder 
frachtfrei am Aufgabeorte verabfolgt werde. 
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8 31. 
Haftpflicht der Eiſenbahn für verfaumte Lieferungdzeit. 


Die Haftpflicht der Eifenbahn für Verſäumung der Tieferungszeit ($ 28) 
richtet fi) nach folgenden Beftimmungen: 


1. 


Der für Berjäumung der Vieferungszeit zu leiftende Erſatz des 
nachzumweifenden Schadens, fobald folder überhaupt eintritt, Tann 
nur im Betrage von 0,20 Mark (Defterreih-Ungarn: 10 Krz.) 
für jedes Kilogramm des außgebliebenen Gepäds und jeden ange- 
fangenen Tag der Verſäumniß bis dahin, daß da8 Gepäd als in 
Berluft gerathen anzufehen ift (8 30), beanfprucht werden. Will 
der Reifende die Höhe des megen verfpäteter Lieferung zu leiften- 
den Schadenerjages als die Höhe des Intereſſes an der rechtzeitigen 
Lieferung fich fihern, fo hat er die desfallfige Erklärung mindeftens 
eine halbe Stunde vor Abgang de Zuges, mit welchem die Be- 
förderung gefchehen joll und nad) den Betriebsvorfchriften gefchehen 
fann, in der Gepäderpedition abzugeben. Sie hat nur dann rechts⸗ 
verbindliche Wirkung, wenn fie von diejer im Gepäckſchein vermerkt 
ift. Die hierfür zu entrichtende Bergütung darf 2 pro Mille der 
angegebenen Interefie- Summe für jede angefangenen 150 Kilo» 


. meter, welche da8 Gepäd von der Abfende- biß zur Beitimmungs- 


ftation zu durchlaufen hat, mit einem Mininalbetrage von 1 Mark 
(50 Krz.) und unter Abrundung der zu entrichtenden Beträge auf 
0,10 Mark (ganze Kreuzer) nicht überfteigen. Dagegen wird dei 
Reifenden als Schadenerfag für die verjpätete Lieferung derjenige 
Betrag deifelben von der Eijenbahn geleijtet, welcher innerhalb des 
beflarirten Betrages nachgewiefen werden fann. 


. Die Eifenbahn ift von der Haftung für den Schaden, welcher durch 


Berfäumung der Lieferungszeit entftanden ift, befreit, fofern fie be⸗ 
weit, daß fie die Verfpätung durch Anwendung der Sorgfalt eines 
ordentlichen Frachtführers nicht habe abwenden fünnen. 


$ 32. 
©epädträger. 


Auf denjenigen Stationen, wo fich Gepädträger befinden, können die 
Reiſenden fid) derjelben, jedoch ohne VBerantwortlichkeit der Verwaltung, für 
den von der Eifenbahn nicht übernommenen Transport des Gepäds nad) und 
von den Lokalen der Gepäderpeditionen bedienen. Die Gepädträger find 
durch die Dienftabzeichen erkennbar und mit einer gedrudten Dienftanweijung 
verfehen, welche fie, fowie die gedrudte Gebührentare, im Dienfte bei fi 
führen und auf Verlangen vorzeigen müſſen. Sie haben eine mit der 
Nunmmer des Gepädträgers verjehene Marke bei Empfangnahme des Gepäd- 
ſcheines zu verabfolgen. 
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Auf größeren Stationen müſſen Einrichtungen beftehen, welche es dem 
Reifenden ermöglichen, fein Gepäd ohne Berantwortlichfeit der Verwaltung 
einem Bahnbedienfteten (Bortier) gegen eine feftgefegte Gebühr zur vorüber: 
gehenden Aufbewahrung zu übergeben. 


8 33. 
Zurüdgelafiene Gegenſtände. 

Alle im örtlichen Bezirk der Bahnverwaltung oder in den Wagen zurüd: 
gelaffenen, an die Eifenbahn abgelieferten Gegenftände werden mindeſtenẽ 
3 Monate lang aufbewahrt. Erft nach Ablauf diefer Frift wird mit den 
jelben nach Maßgabe der bei den einzelnen Bahnen darüber beftehenden Be 
flimmungen verfahren. 

Gegenftände, welche dem Verderben ausgejegt find, fünnen beftmögiidit 
verkauft werden, fobald deren Berderben zu befürchten fteht, und wird um 
diefem alle der Erlös bis zum Ablauf der feftgefegten Frift zur Dispoſition 
bes Berechtigten gehalten. 

Im Uebrigen unterliegen dergleichen gefundene Gegenflände der im de 
gejeglichen Borfchriften worgezeichneten Behandlung. 


c. Beförderung von Teiden. 


Ss 34. 
Beförderungdbedingungen. 


Der Transport einer Leiche muß, wenn er von der Ausgangsftatien 
des Zuges erfolgen fol, mwenigftend 6 Stunden, auf einer Zwifchenftation 
mindeftend 12 Stunden vorher angemeldet werden. 

Die Leihe muß in einem Sarge luftdicht eingefchloffen und diefer von 
einer hölzernen Sifte umgeben fein. Der Transport kann au im Leichen- 
wagen ftattfinden. 

Der Leiche muß ein Begleiter beigegeben werden, welcher ein Fahrbillet 
zu löjen hat. 

Bei der Aufgabe muß der vorfchriftsmäßige Leichenpaß beigebracht wer- 
den, welchen die Eifenbahn übernimmt umd bei Ablieferung der Leiche zuräd- 
ſtellt. Die tarifmäßigen Transportgebühren müſſen bei der Aufgabe ent: 
richtet werden. 

Wer unter faliher Deklaration Leichen zur Beförderung bringt, hat 
außer der Nachzahlung der verfürzten Fracht vom Abgangd- bis zum Be 
flimmungsorte das Bierfache diefer Frachtgebühr als Konventionalftrafe zu 
entrichten. . 

Innerhalb 6 Stunden nad) Ankunft des Zuges auf der Beitimmungs- 
ftation muß die Leiche abgeholt werden, widrigenfalls fie nach der Berfügung 
der Ortsobrigfeit beigefett wird. 
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d. Beförderung von Equipagen und anderen Fahrzeugen. 


S 35. 
Annahme und Beförderung. inlieferungdzeit. 

Equipagen und andere Fahrzeuge werben nur auf und nad den zu 
deren Annahme beftimmten Stationen zur Beförderung angenommen. Gie 
‚ müflen zwei Stunden vor Abgang des Zuges angemeldet und fpäteftens 
eine Stunde vorher zur Expedition aufgeliefert werden. Auf Zwiſchen⸗ 
ftationen kann auf eine fichere Beförderung derfelben mit dem vom Berfender 
gewünjchten Zuge nur dann gerechnet werden, wenn fie 24 Stunden vorher 
angemeldet worden. 

Equipagen und andere Fahrzeuge mit den Eil- und Schnellzügen zu 
befördern, ift die Eifenbahn nicht gehalten. 

Die Neifenden dürfen mährend der Fahrt nicht in ihren Equipagen 
bleiben. 

$ 36. 
Auslieferung. 


Nah Ankunft auf der Beitimmungsftation wird gegen Rüdgabe der 
etwa ertbeilten Quittung die Equipage oder dad Fahrzeug ausgeliefert und 
muß jpäteftens innerhalb 2 Stunden abgeholt werden, wenn bie Ankunft 
bis Abends 6 Uhr erfolgt. Zrifft dagegen der Zug auf der Beftimmungs- 
ftation erſt fpäter ein, fo läuft diefe Zrift erft von Morgen 6 Uhr des 
folgenden Tages an. Für jede Stunde längeren Berweilens ift die Ver⸗ 
waltung ein Standgeld zu fordern berechtigt. 


S 37. 
Belafiung von Neifegepäd ac. in den Equipagen. 

Den Begleitern der Equipagen und Yahrzeuge fteht es frei, Reilegepäd 
($ 24) in denjelben zu belaſſen, jofern nicht Zoll- und Steuervorjchriften 
entgegenftehen (ſ. $ 38). 

8 38. 
Haftpflicht der Eiſenbahn für Yahrzeuge. 

Die Eifenbahn haftet für die beförderten Equipagen und Yahrzeuge 
nad) den für den Güterverkehr geltenden Bedingungen und Abreden, foweit 
fie auf den Gegenftand anwendbar find. Sie haftet aber nicht für denjenigen 
Schaden, melcher aus der Gefahr entflanden ift, deren Abwendung durch bie 
von ihr vorgejchriebene oder von dem Berjender freimillig übernommene Bes 
gleitung bezwedt wird. 

Dabei gilt e8 als bedungen, daß bei Verfolgung von Entſchädigungs⸗ 
anfprichen, für Berluft oder Beihädigung der der Schadensberechnung nad) 
den geltenden gefeglichen Beftimmungen zu Grunde zu legende Werth den 
oom Aufgeber deflarirten Werth nicht überfteigen foll. 
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Eine ſolche Werthangabe ift nur für die Equipage oder für das Fahr⸗ 
zeug felbft, nicht flir die darin befindlichen Gegenftände (8 37) zuläffig. 

In Bezug auf lettere haftet die Eifenbahn nicht für den Schaden, 
welcher aus der Gefahr entitanden ift, deren Abwendung durch die Begleitung 
bezwedt wird, für Schäden anderer Art aber nur, wenn ein Verſchulden der 
Bahnverwaltung oder ihrer Leute nachgewiejen ift, 

HM Werthangabe gewählt, jo wird der im Tarif angegebene Transport 
preiß der Equipage oder des Fahrzeuges um einen beftimmten Sag erhößt, 
Diefer Sa darf 1 pro Mille der für jedes Fahrzeug deflarirten ganzen Summe 
für jede angefangenen 150 Silometer der ganzen Transportſtrecke mit einem 
Diinimalbetrage von 0,10 Mark (Oefterreih- Ungarn: 5 Krz.) und Abrumdung 
des zu entrichtenden Betrages anf 0,10 Mark (ganze Kreuzer) nicht über: 
fteigen. Iſt Wertbangabe nicht erfolgt, fo gilt al® bedungen, Daß der nah 
den gejeglichen Beitimmungen zu ermittelnde und zu eriegende Werth jede 
Fahrzeuges, einfchlieglich der darin befindlichen Gegenflände, weder in Be 
luſt- noch in Beichädigungsfällen den Betrag von 900 Markt (450 El. 
Silber) überfteigen fol. 

Die Angabe eines höheren Werth als 900 Mark (450 Gl.) für em 
unter Begleitung verjendete Equipage hat nur danır eine rechtsverbindlich 
Wirkung, wenn fie von der Expedition der Abgangsftation im Transport 
fcheine vermerkt ift; die Angabe eines höheren Werths der ohne WBegleitung 
verjendeten Equipagen erfolgt nach den für Frachtgüter gegebenenen Ber: 
nſchrifte ($ 68). 

8 39. 
Lieferungszeit. 

Der Transport begleiteter Equipagen und anderer Fahrzeuge, welche 
mit den Perjonenzligen befördert werden, geſchieht mit dem Zuge bis zu 
Beftimmungsftation, zu welchem fie aufgegeben find, fofern fie aber unter: 
wegs aus einem Zuge in einen anderen übergehen müſſen, brauchen fie er 
mit dem nächjftfolgenden Perfonenzuge einzutreffen. 

Die Lieferungszeit für alle anderen Equipagen und Fahrzeuge ift de 
für gewöhnliche Gut vorgefehene. 

Die Haftpflicht für den durch Verſäumung diefer Tieferfriit entflandene 
Schaden erftredt fich der Regel nach nicht weiter, als auf Zahlung var 
höchſtens 30 Mark (Defterreih-Ungarn: 15 Gld.) für jede ausgeblieben 
Equipage und jeden angefangenen Tag der Berfäumniß. Die Deklaration 
eines höheren Intereſſes der vechtzeitigen Lieferung begleiteter Equipagen und 
anderer Fahrzeuge hat nur dann eine rechtsverbindliche Wirkung, wenn fie 
von der Expedition der Abgangsftation im Transporticheine vermerkt ift; für 
Equipagen ohne Begleitung erfolgt die Dellaration nach den für Frachtgüter 
gegebenen Borichriften. 

In beiden Fällen wird ein Frachtzuſchlag erhoben, welcher für jede 
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7,5 Kilometer und für jede angefangenen 60 Mark (30 Gld.) der ganzen 
beflarirten Summe 0,5 Pf. (1/4 Krz.) unter Abrundung auf 0,10 Marl 
(ganze Kreuzer) mit einem Minimaljage von 0,30 Marf (15 Krz.) nicht 
überfteigen darf. 


e. Beförderung von lebenden Thieren. 
S 40. 
Annahme. Ein- und Audladen. Ausichließung kranker und wilder Thiere. 


Lebende Thiere werden nur auf und nad den zu deren Annahme be- 
ftimmten Stationen zur Beförderung angenommen. Der Abjender bezw. 
Empfänger muß das Ein» und Ausladen in die Wagen und aus denjelben, 
ſowie die zur Befeftigung der Thiere erforderlihen Mittel und das Anbinden 
Telbit bejorgen oder bejorgen laffen, fich auch von der ficheren Anlegung der 
Thiere jelbft überzeugen. 

Kranke Thiere werden zur Beförderung nicht angenommen. Inwiefern der 
Transport von Thieren wegen der Gefahr einer Berfchleppung von Seuchen 
ausgefchlofjen ift, richtet fich nach den beftehenden Sanitätsvorfchriften. 

Zum Transport wilder Thiere ift die Eijenbahn nicht verpflichtet. 

Bei der Beförderung anderer lebender Thiere ift die Eifenbahnvermal- 
tung Begleitung zu fordern berechtigt. Die Begleiter haben — fofern der 
Stationsvorftand nicht Ausnahmen zuläßt — ihren Play in den betreffenden 
Biehmagen zu nehmen und die Beauffihtigung des Viehs während des 
Transports zu bewirken. Bei Meinem Vieh, insbeſondere Geflügel, wenn e8 
in tragbaren, gehörig verjchloffenen Käfigen (Iuftigen und Hinlänglich ges 
räumigen Behältern) aufgegeben wird, bedarf es der Begleitung nicht. 


8 41. 
Beförderung von Hunden. 

Die Beförderung der Hunde gejchieht in abgefonderten Behältniffen. 

Der Transportpreis muß bei der Aufgabe des Hundes gegen Löſung 
eine Scheins bezahlt werden, gegen deilen Zuritdlieferung nach beendigter 
Fahrt der Hund verabfolgt wird. Hunde, welche nah Ankunft auf der Be- 
ftimmungsftation nicht fofort abgeholt werden, zu verwahren, ift die Ver⸗ 
waltung nicht verpflichtet. Dieje Beftimmungen finden jedoch nur auf ſolche 
Hunde Anwendung, welche al8 Begleiter von Baffagieren mit Perfonenzügen 
befördert werden, andernfalls gelten für die Beförderung von Hunden eben- 
falls die allgemeinen Borfchriften der 88 40 und 43. 


g 42. 


Beförderung von Pferden. 


Mit welchen Zügen und in welcher Zahl die Beförderung von Pferden 
ftattfindet, hängt von dem Ermeſſen der Eifenbahn ab. 
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Die Pferde müſſen wenigftens eine Stunde vor Abgang der Zuge 
zur Einbringung in die Wagen bereit ftehen. Wenn der Zug in ber Nadt 
oder des Morgens früh vor 7 Uhr abgeht, müflen die Pferde bis 8 Uhr 
Abends angemeldet werden. 

Auf die Verſendung von Zmifchenftationen ab kann mit Sicherheit mr 
im alle vorheriger Berftändigung mit dem Stationsvorftande gerechnet 
werden. 

Bei der Ankunft am Beitimmungsorte werden die Pferde gegen Nüd- 
gabe der etwa ausgeſtellten Beförderungsicheine ausgeliefert, dag Abführen 
derfelben muß fpäteftens eine Stunde nach der Ankunft auf dem Bahnhofe 
geſchehen. 

Mit Ablauf dieſer Friſt iſt, ſelbſt wenn die Pferde im Freien auf dem 
Bahnhofe ſtehen bleiben, die Eiſenbahnverwaltung ein Standgeld zu erheben 
berechtigt. 

Der Fahrpreis der Pferde iſt am Abgangsorte zu entrichten. 


$ 43. 
Beförderung von anderen Thieren. 

Die Quantität der gleichzeitig zu befördernden fonftigen Thiere, ſowie 

die Züge, mit welchen fie zu befördern, beftimmt die Eiſenbahn. Nament- 
ih hängt die Mitnahme einzelner Stüde davon ab, ob paßlidher Raum vor- 
handen ift und kann daher im Voraus nicht zugefichert werden. 
Drer Fahrpreis ift am Abjendungsorte zu erlegen. (Defterreich- Ungarn: 
Im internen öfterreihifchungarifchen Verkehre kann der Fahrpreis bei Auf 
gabe gegen rachtbrief nach Wahl des Aufgeber3 auh an den Empfänger 
zur Zahlung überiwiefen werden.) 

Die Thiere müffen zwei Stunden vor Abgang des Zuges auf den 
Bahnhof gebracht, und, wenn der Zug in der Nachtzeit oder des Morgen? 
vor 7 Uhr abgeht, bis 8 Uhr Abends vorher angemeldet werden. Bei der 
Ankunft an dem Beitimmungsorte werden die Thiere gegen Rüdgabe ber 
Beförderungsicheine auögeliefert; das Ausladen und Abtreiben muß fpäteftend 
zwei Stunden nah Ankunft auf dem Bahnhofe gefchehen. Nach Ablari 
diefer Frift ift die Eifenbahnverwaltung berechtigt, die Thiere auf Gefaht 
und Koften des Verſenders in Verpflegung zu geben oder ein Standgeld zu 
erheben, falls fie dem Vieh einen ferneren Aufenthalt auf dem Bahnhofe 
geitattet. 

8 44. 
Haftpflicht der Eiſenbahn für Thiere. 

Die Haftpflicht der Eifenbahn fir Verluſt und Beihädigung zur Pe 
förderung übernommener Hunde, Pferde nnd fonftiger lebender Thiere richtet 
fih nad den für den Güterverkehr im Abfchnitt III. enthaltenen Bertrag% 
bedingungen, foweit folche auf den Transport von Thieren anwendbar jind. 
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Die Eifenbahn haftet aber nicht für den Schaden, welcher aus der mit 
dem Transporte der Thiere für diefelben verbundenen bejonderen Befahr 
entftanden ift; fie leitet daher insbejondere feinen Erſatz, wenn der Berluft 
oder die Beichädigung durch Entjpringen, Fallen, Stoßen, Erftiden oder aus 
fonftigen Urſachen beim Einladen, Ausladen, während des Transportes oder 
beim Aufenthalt auf dem Bahnhofe entitanden if. Auch haftet fie nicht für 
den Schaden, welcher aus der Gefahr entitanden ift, deren Abwendung durch 
die ($ 40) geforderte Begleitung bezweckt wird. Dahin find alle Gefahren 
zu rechnen, welche nicht aus einer von der Eifenbahn zu vertretenden Be⸗ 
fhädigung des zum Transport benugten Fahrzeuges entftehen, namentlich 
auch diejenigen, welche durch gehörige Beauffihtigung, Wartung und YFüttes 
rung der Thiere während des Transportes abgewendet werden können. 

Tritt Erfagpflichtigkeit ein, fo bilden ſowohl im Berluft- wie in Be- 
Ihädigungsfällen der vom Aufgeber deflarirte Werth, fall aber eine folche 
Wertbangabe nicht erfolgt ift, die folgenden Beträge die Martmalentjchädi- 
gungsſätze: 

600 Mark (Oeſterreich⸗ Ungarn: 300 fl. — fr.) für ein Pferd, 
200 = ⸗ —100- — » = ein Füllen bis zu 
einem ‘Sabre, 


300 ⸗ s . 150 -: — » = eimen Maftochjen, 

200) = : - 100 = — = = ein Haupt Rind« 
vie, 

25 ⸗ ⸗ ⸗ 12 = 50 = = ein Kalb bis zu 
einem Sabre, 

90 = ⸗ > 45» — =: ein Maftjchwein, 

35 ⸗ ⸗ ⸗ 17 = 50 = = ein mageres 
Schwein, 

10 = « s 5 = — = = ein Berkel bis zu 
3 Monaten, 

20 ⸗ ⸗ ⸗ 10 = — = = em Schaf oder 

eine Ziege, 
10 ⸗ ⸗ ⸗ 5 = — ⸗ einen Hund, 
100 ⸗ ⸗ ⸗ 50 = — = = 100 Kilogramm 


Jonftiger Thiere. 
Iſt Werthbangabe gewählt, jo iſt neben dem tarifmäßigen Transport⸗ 
preife ein Zujchlag zu bezahlen, welcher 1 pro Mille der ganzen deklarirten 
Summe für jede angefangenen 150 Kilometer der ganzen Transportitrede 
mit einem Minimalbetrage von 0,10 Mark (5 Krz.) und Abrundung des 
zu entrichtenden Betrages auf 0,10 Mark (ganze Kreuzer) nicht über- 
fteigen darf. 
Die Angabe eines höheren Werthes hat nur dann eine vechtöverbindliche 
Wirkung, wenn fie entweder (nämlich in. Fällen, wo die Beförderung mittelit 
Frachtbriefes erfolgt) auf der Adreßſeite des Frachtbriefes an der dazu bes 
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fiimmten Stelle dur den Berfender mit Buchftaben eingetragen, oder auf | 
dem Transportſcheine durch die Expedition der Abgangsftation vermerkt it. 


8 45. 
Lieferungszeit. 

Die Lieferungszeit ift, je nachdem die Beförderung mit Perjonen- oder 
mit Güterzligen gefchieht, die für Eilgut oder fiir gemwöhnliches Gut, mw 
berechnet fich nad den im Abfchnitte 111. enthaltenen Beftimmungen, weile 
auch für die Folgen verfäumter Lieferungszeit maßgebend find. | 

Die Auslieferung von Pferden und Hunden, welche mit Berfonenzägn 
befördert werden, fann jedoch in der, $ 28 Alinea 2 für Gepäck beftimmten 
Friſt verlangt werden. Die Deflaration eines höheren Intereſſes an de 
rechtzeitigen Lieferung bat nur dann eine rechtsverbindlihe Wirkung, wen 
fie entweder (nämlih in Fällen, wo die Beförderung mittelft Frachtbriefes 
erfolgt) auf der Adreßſeite des Frachtbriefes an der dazu beitimmten Stelk 
durch den Verſender mit Buchitaben eingetragen, oder auf dent Transport 
Scheine durch die Expedition der Abgangsftation vermerkt ift. 

In beiden Fällen wird ein Frachtzuſchlag erhoben, welcher für jek 
7,5 Kilometer und für jede angefangenen 60 Mark (Defterreich- Unger: 
30 Gld.) der ganzen deflarirten Summe 0,25 Bf. (1/ıo Krz.), unter Ab 
rundung auf 0,10 Mark (ganze Krz.), mit einem Minimaljage von 0,30 Mari 
(15 Krz.) nicht Überfteigen darf. 


Zujaß 2: 
Vebereintommen zum Vereins-Sefriehs- Reglement: 
Art. 2. 
Zu 8 7 des Betrieböreglementd. 

Ueber die Beförderung von Ertrafahrten, von Salons, Perſonen, 
Kranken» und befonderen Gepädwagen find befondere, in dem Anbange IL) 
enthaltene Beftimmungen vereinbart. 

Art. 3. 
Zu 8 8 des Betriebsreglements. 

Die Tarife für den Lokalverkehr werden auf Verlangen gegenſeitig unte 
den Verwaltungen ausgetauſcht. 

Art. 4. 
Zu $ 10 des Betriebsreglements. 

Im Geltungsbereiche des Vereins-Betriebsreglements finden bezüglich 
der Beförderung von Kindern folgende Beitimmungen Anwendung: 


*) Der Anhang II. ift wegen der häufigen Abänberungen, welchen er unterliegt. 
bier nicht zum Abdrude gebracht. 
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1. Kinder unter 3 Jahren, welche ihren Sig auf dem Pla ihrer Be- 
gleiter finden, werden frei befördert. Wenn mehrere Kinder unter 
drei Jahren von einer erwachſenen Perſon begleitet werden, fo find 
nur zwei Kinder tarfrei. 

2. Kinder im Alter von 10 Jahren und darüber genießen feine Tar- 
ermäßigung. 

3. Ein Kind im Alter von 3—10 Jahren wird in allen Wagen» 
Haffen und bei allen Zuggattungen zur Hälfte des Fahrpreiſes für 
Erwachſene befördert. Die Yahrpreife für Kinderbillets werden 
auf volle Zehnpfennig aufgerumdet. 

4. Zwei Kinder von 3—10 Jahren werden in allen Wagenflaflen 
und Zuggattungen auf ein einfaches Billet der betreffenden Klaſſe 
befördert. | 

5. Soweit überhaupt Freigepäck gewährt wird, werden auf ein ganzes 
Billet 25 Kilogramım, auf ein Billet zum halben Fahrpreife 12 Kilo- 
gramm Yreigepäd zugeftanden. 

6. Für einzelne Kinder im Alter von 3—10 Jahren werden entweder 
Blankobillets unter Eintragung des Fahrpreiſes und der Strede, 
für welche fie gelten, oder halbe gewöhnliche Billets in der Weile 
ausgegeben, daß entweder die Billets für Erwachſene rechtwinklig 
oder in der Diagonale von unten rechts nach oben links durd- 
Ihnitten werden und diefe gebildeten Billethälften als Kinderbillets 
Bermendung finden. Bon dem: in der Diagonale durchfchnittenen 
DBillet dient der obere Theil als Kinderbillet, während der die 
Kontrolnummer tragende Theil zum Ausweis bei der Rechnungs- 
legung in den Händen der Billeterpedition verbleibt. 

Auf Billet3 in Form von Kouponbüchern finden die vorftehen- 
den Bellimmungen in Betreff der Beförderung von Kindern im 
Alter von 3—10 Jahren feine Anmendung. Webrigen® können 
zwei Sinder in diefem Alter auf ein Billet in Kouponbuchform in 
der betreffenden Wagenklaffe befördert werden. 

7. Soweit fih nicht einzelne Verbände über die ausfchliegliche Ans 
wendung eines beitimmten Syſtems verftändigen, ift die aus— 
gebende Berwaltung zur Anwendung einer diefer Formen be 
rechtigt. | 

Art. 5. 
Zu $ 21 ded Betrieböreglements. 

Die Regulirung in den Fällen der in Abſatz 3 und 4 behandelten An- 
Ichlußverfäumungen ift von derjenigen Verwaltung vorzunehmen, welcher die 
urfprängliche Abgangsftation angehört. Diefer Verwaltung fol allein die 
Entſcheidung darüber zuftehen, ob die Vorausfegungen der Abfäge 3 und 4 
vorliegen. Die von ihr zurüderftatteten Fahrgelder werden ihr von fämmt- 
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lichen betheiligten Berwaltungen pro rata der bezogenen Autheile vergütet, 
ohne Rüdfiht darauf, ob die Berfpätung durd die eine oder andere Bahn 
verfchuldet ift oder nicht. 


Art. 6. 
Zu $ 24 bed Betrieböreglements. 

Der Berechnung der Gepäckfracht in den Tarifen wird eine Einheits 
tare pro 10 Kilogramm und 1 Kilometer zu Grunde gelegt. Die Tarif: 
fäge werden auf 2 Dezimaljtellen, die zu erhebenden Beträge auf 1 Dezimal- 
ſtelle aufwärts abgerundet. 


Art. 7. 
Zu den 88 29—31 des Betriebsreglements. 
Siehe Art. 29. 


Art. 8. 
Zu F 34 des Betriebsreglements. 


Die Frachtberechnung für Leichen erfolgt pro Wagen und Kilomeier. 
Die Fracht wird berechnet und erhoben nad) einem Frachtſatze mit 1 Dezimale 


Art. 9. 
Zu den 88 35—37 des Betrieböreglements. 
Der Berechnung der Fracht für Equipagen und andere Fahrzeuge wird 
der verwendete Eifenbahnwagen zu Grunde gelegt, ohne Unterfchied, ob em 
oder mehrere Fahrzeuge auf demfelben untergebracht find. 


Art. 10. 
Zu den 88 40—43 bed Betrieböreglemente. 


I. Für die Annahme und Beförderung lebender Thiere fommen im 
Beltungsbereiche des Bereind-Betriebsreglements (cfr. Eingang diefes Regle 
ments) folgende Beſtimmungen zur Anwendung: 

1. Die Annahme und Beförderung Iebender Thiere (ausgenommen 
Hunde in Begleitung von Neijenden), ganz gleich, ob direkte oder 
gebrochene Expedition, Frachtgut⸗ oder Eilgutbeförderung in Frage 
fommt, kann nad) dem Ermeſſen der Berfandverwaltung in allen 
Fallen auf Frachtbrief (ftatt auf Beförderungsfchein) zugelaien 
werden, fofern der Berjender mit dieſer Abfertigungsweiſe einver⸗ 
ftanden ift. 

2. Im Falle die Annahme und Beförderung lebender Thiere (dt. 
Nr. 1) auf Frachtbrief erfolgt und direkte Abfertigung (Zarifirung 
bezw. Kartirung) nicht eintreten kann, bat die Verlandvermaltung 
die Franfirung der Fracht- und Fahrgelder durch das YFranlatır 
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notenverfahren (fiehe Art. 22 sub 4 dieſes Uebereinfommens) zu 
bewirken. Nachnahmen der Verſender find ausgefchlofien. 

Ausnahmsweiſe ſoll die Verjandbahn berechtigt fein, auch von 
der Vorausbezahlung der Zahr- und Frachtgelder abzufehen; für 
diefen Fall treten dann die im Art. 22 zu Nr. 3 diejes Ueberein- 
kommens vereinbarten Beftimmungen im ganzen Umfange zu Gunften 
der im Transport nachfolgenden Bereinsbahnen in Geltung. 


3. Direkte Frachtbriefe zu Viehtransporten find von der Berfaud- 
verwaltung nur dann anzunehmen, wenn ihr die Borjchriften wegen 
der Begleitung der Biehtransporte auf den nachfolgenden Bahnen 
befannt find und die Befolgung derjelben möglich ift. 


II. Im Webrigen gelten folgende Beitimmungen: 


1. Bei Beförderung von Thieren nach der Stüdzahl wird der Fracht⸗ 
jag für 2 Dezimalen berechnet und mit 1 Dezimale erhoben. 

2. Die Frachtſätze für die Beförderung von Thieren in Stallwagen 
werden pro Stüd (1, 2, 3 :c.) und Kilometer mit 2 Dezimalen 
normirt und mit 1 Dezimale erhoben. 

3. Die Frachtläge für Thiere in Käfigen werden pro 10 Kilogramm 
und 1 Kilometer feſtgeſtellt. 

Die Abrundung des zu erhebenden Sage erfolgt wie bei der 
Erhebung der Gepäckfracht. (S. oben Art. 6.) 

4. Der Frachtſatz Für Thiere in Ladungen (gewöhnlichen Wagen) wird 
nad Quadratmetern der Yadefläche mit 2 Dezimalen feitgejegt und 
mit 1 Dezimale erhoben. 
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236) Prinzip und Entilehung Des Art. 425. „In Anſehnug des Beile 

gepäds kann bedungen werden... .” 

Durch Art. 425 wird die Reihe der Ausnahmen in Betreff des den Eijan- 
bahnen im Art. 423 auferlegten Vertragsverbotes fortgejegt. Während Art. 424 
die Fülle der Ablehnung der gejeglich bejtehenden Haftpflicht für Berluft unt Be 
ihädigung ter Frachtgüter behandelt, bezieht fih Art. 425 im Anjchluffe daran 
auf die Fälle der Ablehnung der Haftpflidt für Verluft und Beihädigung tes 
Reiſegepäcks (j. Anm. 224 ©. 219). 

Art. 425 gejtattet den Eiſenbahnen in diefer Hinficht drei Haftbefhränktungen, 
nämlich: 

1. für Verluſt und Beſchädigung von Reijegepäd, weldyed nicht zum Trans 
port aufgegeben ift (Ziff. 1 Sap 1), 
2. für Berluft und Beichädigung von Gegenjtänden, welde fich in Neile 
equipagen befinden (Ziff. 1 Sap 2), 
3. für Berluft von Neijegepäd, welches zum Transport aufgegeben ift (Ziff. 21. 
Was nun die Entftehung diejed Artifeld anlangt, jo war bereit3 in ten ur 
III. Lejung angebradyten Moniten Nr. 450—453 in Borjchlag gebracht worten, zu 
beftimmen, daß Abweichungen von der gejeglichen Haftpflicht bedungen werten 
fönnen: wenn die Güter als Reijegepäd oder Reijeequipagen aufgegeben fin. 

Während der Berathungen III. Leſung wurde aber gerade im Gegenfage hierzu 
von Würtemberg (Brot. S. 4701 Art. 4008. Nr. 1) eine Beitimmung dahin ke 
antragt, daß Aufhebung jeder Haftbarkeit — den Fall des Verſchuldens ausge 
nommen — für Berluft und Beichädigung bei Reifegepäd bedungen werden fünme, 
welches der Neijende nicht bejonderd der Verwaltung zum Transport über: 
geben hat. 

Endlich vereinigte Thüringen jene beiden Anträge dur den Borjchlag (Bret. 
©. 4786): 

ad 1: a) Reifegepäd betreffend. 

„Es kann wirkſam feftgeftellt werden, daß für Güter, welhe als Reiie- 
gepäd aufgegeben find nur dann gehaftet werde, wenn der Anſpruch wegen 
Verluſts oder Beihädigung innerhalb einer beftimmten Frift geltend gemacht wird.‘ 

„Diefe Yrift darf nicht früher ablaufen, ald acht Tage nad) dem legten Tage. 
an weldem der Empfänger dad Reifegepäd reglementSmäßig in Empfang nehme 
ſollte.“ 

b) Equipagen. Die der Beſtimmung unter a. zu Grunde liegende ratio trift 
für Equipagen nicht zu. Diefe find daher nicht zu erwähnen. Wohl aber dürft 
in Betreff ded in Equipagen enthaltenen Gepäcks eine Modifikation der 
allgemeinen Grundjäge geboten jein, und ebenjo in Betreff der von Den Raflıs 
gieren bei fih behaltenen Effekten. Es wird der Würtemb. Antrag Urt. 400. 
Nr. 1 Sag 1 mit dem Zujage beantragt: 

„Dies gilt namentlich von den in Equipagen befindlihen Gütern.“ 

Zur Begründung diejed Vorſchlages wurde angeführt: „Was das nicht ke 
jonderd zum Transport übergebene Reijegepäd angehe, jo verſtehe ed ſich ver 
jelbft, daß die Eilenbahnen für den Berluft und die Beſchädigung deſſelben a: 
Frachtführer aud dem Gefichtöpunfte des receptum nicht haften. Dies jei bezür 
lih ded Dandgepäds der. Neijenden, welded bdiejelben bei ſich bebielten, is 
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zweifellos, daß hierüber gar feine bejondere Beftimmung aufgenommen zu werden 
brauche. Zweifelhaft könne die fragliche Enticheidung nur wegen des Gepäcks jein, 
welches in den zum Weitertrandporte auf die Bahn gebrachten Equipagen zurüd- 
bleibe und nicht beſonders zum Transport übergeben werde. Yür leptereö ſei eine 
austrüdliche Aufnahme diejer Entſcheidung auch von größerem praftifchen Inter⸗ 
efie, weshalb unter 1b. ein entiprechender Zujag in Vorſchlag gebracht ſei. Was 
aber das bejonders übergebene Gepäd betreffe, von weldem in der Anlage 
zum 567. Brotofolle (sc. ©. 4701) gar nicht die Rede ſei, jo führe es zu weit, 
wenn man die Feitjegung der Haftbarkeit der Eijenbahnen denjelben ganz anheim⸗ 
gebe und ihnen jomit gejtatte, jede Haftbarfeit hierfür abzulehnen, wie Dies 
in Art. 396 Ziff. 1 des Antraged unter Nr. 450 der Zujammenftellung gefchehe, 
es fehle hierfür an bejonderen, in der Natur der Sache oder ded Geſchäftsbetriebs 
der Eijenbahnen liegenden Gründen, indem der Transport des Reiſegepäcks jeiner 
rechtlichen Natur nad) nichts andered ald ein gewöhnliches Yrachtgejchäft jet, wenn 
ed auch mit anderen ald bei dem gewöhnlichen Frachtgute gebräuchlichen Mani⸗ 
pulationen betrieben werde. 

Bon anderer Geite wurde aber beigefügt: Die Eifenbahnen hätten jelbft nie- 
mals beanſprucht, ganz frei von der Haltung für dad ihnen zum Transporte über- 
gebene Gepäck der Reijenden zu jein, jondern nur das Berlangen geftellt, daß die 
Anſprüche wegen Berluft oder Beihätigung bed Reiſegepäcks innerhalb ge- 
wijjer kurzer Friſten geltend gemacht werden müßten. Und diejed leßtere Ver⸗ 
langen jei aud in der Natur der Berhältniffe begründet. Das Reiſegepäck müſſe 
meiftens jo jchnell erpedirt und auf die Wagen gebracht werden, daß eine genaue 
Unterſuchung defjelben rüdfichtlich der Berpadung und eine überall genügende Kar- 
tirung deſſelben nicht möglich jei. Unter diejen Umjtänden könnten die Eifenbahn- 
verwaltungen wegen deroutirter oder bejchädigter Sepädftüde nicht auf lange Zeit 
hinaus Rede und Antwort ftehen, fondern müßten dad Recht haben, die fraglichen 
Anſprüche an die Bedingung zu nüpfen, daß fie in einer verhältnigmäßig kurzen 
Frift angemeldet werden müßten. Man möge nicht einwenden, daß in diefer Be- 
ziehung der allgemeine Sap über die Verjährung (jept Art. 408) genügen werde, 
denn diefer |preche nur von ber Frift, innerhalb welcher ein einmal begründeter 
Anſpruch verjähren jolle, während es ſich bier darum handle, zu beftimmen, daß 
der betreffende Anſpruch nicht anders entftehen folle, ald wenn er innerhalb 
einer gewifjen Friſt angemeldet werde. 

Nachdem im Berlaufe der Diskujfion noch der Bewertung eined Mitgliedes 
gegenüber, ed würbe offenbar zu weit führen, wenn man geftatten wollte, daß nach 
Ablauf der Frift jeder Anipruch des Eigenthümers auf das Reifegepäd für er- 
loſchen erflärt werde, indem dadurch die Rüdforderung ded Reiſegepäcks, jelbit wenn 
ed vorhanden jei, ausgeſchloſſen werden würde, hervorgehoben worden war, daß 
durch den in Rede ftehenden Antrag nur der Anſpruch auf Schadenderfaß wegen 
Berluft und Beihädigung des Frachtguts und nicht audy der Anſpruch auf Herauß- 
gabe ded noch vorhandenen Frachtguts vom Ablaufe der Frift an ausgeſchloſſen 
fei (Brot. ©. 5012), und nachdem ferner die Meinung widerlegt worden war, eine 
Derartige gejegliche Ausnahmebeſtimmung jei deshalb überflüſſig, weil fi das 
Bertragdverbot ded Art. 376 (jept Art. 423) nur auf den materiellen Umfang, 
nicht die zeitliche Begrenzung der Schadenderjaganiprüche gegen Eijenbahnen be- 
ziehe (Brot. S. 5013), wurde bei ber Abſtimmung zunächſt bezüglich des verloren 
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gegangenen Reiſegepäcks beichloffen, auszujprechen, ed ftehe den Eiſenbahnverwal⸗ 
tungen frei, zu vereinbaren, daß fie für das nicht bejonderd zum Transport über: 
gebene Reifegepäd nicht zu haften hätten, und daſſelbe auch für dad in den Equi— 
pagen befindlihe Gepäd. Der Antrag, den Eijenbabnen wegen des beſonders 
übergebenen Gepädd im Sinne des Monitumd Nr. 450 die Bertragdfreiheit zn be 
laffen, wurde abgelehnt, dagegen der Antrag in Nr. II. la. Abi. 1 der Anlage 
zum 574. Protofolle (S. 4786) — Ausſchluß der Haftung für aufgegebenes Gerät 
bei Nichtgeltendmadhung des Anſpruchs innerhalb einer beftimmten Frift 
— angenommen. Zugleich wurde entichieden, daß dieje Beihlüffe auch auf den 
Fall der Beihädigung ded Netjegepids audzudehnen jeien (Prot. ©. 5014). 

Durch die Nedaktionstommiffion erhielt hierauf der Art. 425 jeine gegen: 
wärtige ®eitalt, nur wurde noch nadhträglich ein Zuſatz, Daß die vorgedachte Frift 
nicht fürzer als drei Tage jein dürfe, angenommen, Dagegen der weitere Boridylag 
zu Ziff. 2 auch für nicht angemeldete Bejhäbigungen ein Gleiches zu be 
ftimmen, nicht weiter verfolgt, nachdem dagegen geltend gemacht worden war, daß 
die ratio der bier in Rede ftehenden Beitimmung auf den Yall einer bloßen Be 
ſchädigung des Neijegepädd nicht paſſe (Prot. ©. 5111, 5122). 

Aus der Faſſung und Stellung des Art. 425 fowie aud den vorſtehenden 
legislatoriſchen Erörterungen ergiebt fih, daß ed nicht in der Abjiht lag, durch 
die Beſtimmungen des Art. 425 eine vollftändige Regelung der Haftpflidyt der 
&ifenbahnen für dad Neijegepäd herbeizuführen, ſondern lediglih unter Beräüch 
fihtigung der eigenthümlichen und verfchiedenartigen Yormen, in weldyen ſich Bie 
Beförderung bed Reijegepäds im Cifenbahnverfehre vollzieht, Die mehrfach ſtreitiz 
gewordenen Grenzen zu bejtimmen, innerhalb deren fich die Eifenbahnen ber Haft 
pfliht für Reifegepäd vertragd- bezw. reglementömäßig entichlagen Dürfen. Hierbe 
fam nun einerjeitd3 dad nicht zum Transport aufgegebene Reifegepäd, wesı 
auch das in Reijeequipagen befindliche gehört (Ziff. 1) — andererjeit3 das zum 
Zrandport aufgegebene (Ziff. 2) in Frage. Yür eritered hielt man es für 
angezeigt, der Eijenbahn die vertragämäßige Befreiung von jeglider Haftbarkei: 
zu geftatten, Verſchulden der Eiſenbahn oder ihrer Xeute ausgenommen, währen! 
für legtere8 nur ein Befreiungsvertrag des Inhalts zugelafien ward, daß für 
ſolches Reijegepäd nur gehaftet werde, wenn dad Gepäd binnen einer be- 
ftimmten, nicht unter 3 Tagen betragenden Friſt nach der Ablieferungsfrift ab 
gefordert wird. 

Indem im Yolgenden Die Tragweite dieſer Beitimmungen erörtert wird, jel 
bier nur im Allgemeinen darauf hingewiejen werden, daß nad ber Stellung be 
Art. 425 in dem vorliegenden Abjchnitte, jowie nach) dem Zufammenhange mit ber 
vorhergehenden Artikeln und der Faſſung der einzelnen Vorſchriften der Geſetzgeber 
von der Annahme auögegangen zu jein jcheint, daß jowohl in Betreff des zum 
Transporte bejonderd aufgegebenen, mie auch des nicht aufgegebenen Reifegepäd« 
ftet3 ein Frachtvertrag vorliege, aus welchem den Eifenbahnen die gefegliche Haft: 
pflicht gemäß Art. 395 f. H.G.⸗B. obliege und daß fi jomit Art. 425 fürr beide 
Kategorien ded Neijegepädd ald eine Ausnahme gegenüber dem Vertragsverbote 
des Art. 423 darſtelle. (Bal. Thöl 8 97 ©. 198—200, v. Kräwel ©. 607. 
Dieſe Annahme wird jedoch von anderer Seite ald unzutreffend bezeichnet und be 
bauptet, daß hinfichtlich des zum Transport nicht beſonders aufgegebenen Reije 
gepädd ein Frachtvertrag und mithin auch eine Haftpflicht aus Art. 395 9.-.©.-R. 
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nicht begründet jei, vielmehr jei bier (aljo ohne materiellen Zuſammenhang mit 
den übrigen Beſtimmungen dieſes Abjchnittes) die Gelegenheit nur benugt, um 
auch über die Beichränfung der Haftpflicht für nicht aufgegebened Reifegepäd Be- 
ftimmung zu treffen. v. Hahn IL ©. 538—540, Pudelt II. ©. 431. Auf 
Dieje prinzipielle GStreitfrage ift in der folgenden Anmerkung näher eingegangen 
(j. unten). 


237) [Sm Unfehung des Reilegepäds kann bedungen werben :] 

„I daß für Verluf oder Beſchüdigung bon Reifegepäd, welches nicht 
zum Transport aufgegeben ift, nur gehaftet werde, wenn ein Ver⸗ 
ſchulden Der Bahnvertwaltung oder ihrer Leute nachgewieſen wird.” 

Ziff. 1 Satz 1 ded Art. 425 geftattet — ald jiebente (j. Art. 424) Aus- 
nahme von der Regel des Art. 423 — den Eiſenbahnen eine vertragsmäßige Be- 
ſchränkung der gejeglichen Haftpflicht dahin: „daß für Verluſt oder Beſchädigung 
von Neifegepäd, welches nicht zum Transport aufgegeben ift, nur gehaftet 
werde, wenn ein Berjchulden der Bahnverwaltung oder ihrer Leute nachgewieſen 
wird“. 

Bon diejer Befugniß ift in dem Gijenbahn-Betrieböreglement ($ 29 Alin. 3) 
Gebrauch gemacht (vgl. Anm. 262), d. h. der vom Gejepe gejtattete Be— 
freiungsvertrag ijt durch dad Neglement zu einem wirklich vereinbarten 
gemadt (j. Thöl III. $ 97 ©. 199). 

Der gejepgeberijhe Grund für die Zulaffung diejes Befreiungdvertraged liegt 
Darin, dab das zum Transport nicht aufgegebene Reifegepäd unter eigener Auf 
ſicht und Obhut des Reiſenden nad jeinem damit ſtillſchweigend ausgeſprochenen 
Willen verbleibt, und folgeweije die Eifenbahn — ähnlich, wie bei begleiteten 
Frachtgütern (j. ©. 247) — befugt erjcheint, ihre Aufficht und Obhut über derar- 
tiges Reijegepäd entiprechend zu verringern. Es ift, wie ſchon in der vorigen 
Anmerkung S. 292 angedeutet, aud dem Umſtande, daß ſolches Reijegepäd zum 
Zrandport nicht aufgegeben wird, die Frage entitanden: 

ob in Betreff diefer Gattung Reiſegepäck ein Frachtvertrag überhaupt 

vorliege und mithin die unter Ziff. 1 ded Art. 425 aufgeführte Aus- 

nahme als eine auf Art. 395, 423 H.G.B. bezüglihe angejehen wer- 
den könne? 

Bon v. Hahn (I. ©. 538 f.) ſowie von Puchelt II. ©. 431 wird Diele 
Frage verneint und zur Begründung darauf hingewieſen, daß nach tem in 
Deutſchland überall angenommenen Prinzip, wonad die Eifenbahn Gepäditüde 
Des Reijenden gegen Ausjtellung einer bejonderen Urkunde (Gepädjchein) zu Be- 
förderung übernehme, ein feited Kriterium der Uebernahme gegeben, d. h. nur das⸗ 
jenige Gepäck ald übernommen anzufehen jei, welches ordnungsmäßig aufgegeben 
fei. In Betreff vesjenigen Gepäcks dagegen, welches ber Neijende in den Waggon 
mitnimmt, jei ein Frachtvertrag nicht abgeſchlofſen. Auch in den SProtofollen 
(S. 5010) ſei daher bemerkt: „es verftehe fich, was das nicht bejonders zum Trand- 
port übergebene Neijegepäd angebe, von jelbft, daß die Eifenbahnen für den Verluft 
und die Beihädigung deſſelben ald Frachtführer aus dem receptum nicht zu haften 
bätten..... “Das Gepäd des Neifenden, welches er nicht aufgebe, bilde begriff. 
lich keinen Gegenftand des Frachtvertrages, ſondern jei Zubehör der Perſon, alſo 
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ein Theil des Perjonentrandportvertraged. Dad Recht des Paflagierd erhalte da- 
durch eine Erweiterung, daß er den ihm vertragsmäßig zufommenden Raum in 
den Trandportmitteln (Wagen) auch noch zur Unterbringung von Sachen geringeren 
Umfangs (Handgepäd) zu benugen undgdadurd die Beförderung derfelben herbei⸗ 
zuführen befugt fei. Daß die Unterbringung und Beförderung dieſer Sachen al2 
ein Theil ded Pafjagiervertraged erjcheine, ergebe fi aud den in den Reglements 
darüber enthaltenen Erklärungen und den in den Trandportmitteln (Waggons) ge 
troffenen Einrichtungen. Daraus folge, daß die Eifenbahnverwaltung nur, wen 
buch ihr Verſchulden dieſe Sahen in Berluft gerathen oder beichätigt werden, 
fhadenderjagpflichtig fe. Auch die pofitive Beitimmung ded H.G.⸗B. über dab 
nicht aufgegebene Reilegepäd wolle hieran nicht8 ändern. Denn, wenn fih ad 
Art. 425 Ziff. 1 Sap 1 der Form nach ald eine Audnahmebeftimmung zu Art. 423 
barftelle, jo zwinge dieje Faſſung doch nicht zu der Annahme, daß Dad Geſeß das 
Mitnehmen von Handgepäd für den Abſchluß eined Yracdhtvertraged erklärt habe. 
Der vorliegende Sap fei vielmehr vereinbar ebenjomohl mit der vorbezeichneten 
Konftruftion (Erweiterung des Perfonentrandportvertraged), ald mit der Auffafiun 
bed Rechtsverhältniſſes ald Frachtvertrag. Er führe aljo nicht mit Notwendigkeit 
auf die legtere Konftruftion. Mögen daher auch die Worte ded Geſetzes auf viele 
Auffaffung deuten, fo jet Doch aus der Beitimmung nicht zu entnehmen, der Geier 
geber habe ftilljchweigend den Sap ausſprechen wollen, daß ohne beiondere Berat- 
redung bie Eifenbahn für nicht aufgegebened Gepäck wie ein Frachtführer hafte. 
Diefe Argumentation ericheine aber um jo geredhtfertigter, ald der äußere Grund, 
aus welchem die Geſetzesverfaſſer fih zur Wahl der vorliegenden Faffung veran 
laßt gefunden haben, nicht verborgen fei. Er liege darin, daß die Eiſenbahnen 
in ihren Reglement Erklärungen aufgenommen hätten, daß fie für nicht aufge 
gebened Gepäck überhanpt Feine Garantie leiften (alſo auch nicht für Berfchulten!. 
Es ei daher bier gewiffermaßen nur die Gelegenheit benupt, um einem Mißbrauche 
entgegenzutreten und dabei diejelbe Form und Methode, wie in den porangegan- 
genen Artikeln gewählt. 

Diefer Annahme v. Hahn's md Puchelt's kann jedoh — und zwar in 
Modifikation der früher im Bd. I. Anm. 3 ©. 25 entwidelten Auffaffung — 
nicht beigetreten werden. Vielmehr ijt mit Thöl (II. $ 97 ©. 198— 200), Briz 
(S. 607), v. Kräwel (©. 607), Hillig (©. 63), Sad, 9.-R. $ 141 m 
Keyßner (Buſch Bd. 10 ©. 60 f.), Erf. des Kammerger. zu Berlin, ®. &3. 
1868 ©. 274, Erf. des Defterr.-Oberft. Ger. vom 18. Februar 1874. Epftein 
©. 264, Röll ©. 261, D. E.-3. 1874 ©. 382 anzunehmen, daß aud in Betreff 
bed zum Transport nicht befonder8 anfgegebenen Gepäds ein Frachtvertrag de 
ftehe und fich daher Art. 425 Ziff. 1 Sag 1 als eine wirflide Ausnahmebeflim- 
mung zum Art. 423 bezw. 395 daritelle. Die Konftruftion, es liege die Enmelte 
rung eined Perfonenfradptvertraged vor, erjcheint in jeder Hinficht gemwunden und 
erflärt-aucdy die Beitimmung nicht. Denn es kann fih dann, wie Thöl E. W 
zutreffend bemerkt, die Erweiterung immer nur als ein zweiter Vertrag über den 
Transport von Sachen darjtellen — etwa in gleicher Weile, wie der bei begleiteten 
Gütern hinzutretende Pafjagiervertrag mit dem Begleiter ein zweiter Vertrag if 
und nicht blos eine Ermeiterung des Gütertrandportvertraged. Sonft ift mid 
recht verftändlih, wie auders die Beförderung von Sachen ald „Theil eine 
Paſſagiervertrages“ aufgefaßt werden foll. Denn eine wirkliche vertragämätige 
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(event. durch Klage zu erzmwingende) Pflicht zur Beförderung des Handgepäds wird 
nicht in Abrede geftellt, Dieje muß aber folgerichtig auf einem Sachen beförderungs⸗ 
vertrage beruhen, gleichviel ob dieſer mit einem Perjonenbeförderungsvertrage ver- 
einigt ift oder nit. Schwierigkeiten könnte aljo nur ter Umſtand bieten, daß 
eine |pezielle Aufgabe zum Transport, eine Erpedirung des Frachtguts 
(S 49f. oder Gepäcks 83 26, 28 |. Betr.-Regl.), wie im Eifenbabnverfehre technijch 
die unter beftimmt vorgejchriebenen Modalitäten und Formen (Gepäckſchein ıc.) 
erfolgende Abjchließung des Vertrages und Uebergabe ded Gutes genannt wird, 
zu fehlen ſcheint. Indeß find hier umverfennbar die Begriffe „Aufgabe” und 
„Uebernahme” verwechjelt. Eine Aufgabe zum Xrandport, wie bei dem mittelft 
Sepädicheind reglementsmäßig eingelieferten und beförderten Gute, findet aller- 
dings beim Handgepäd nicht fat. Wohl aber erfolgt auch bei Handgepäd 
eine Uebernahme zum Xrandport, wenngleich dieſe nicht jpeziell, ſondern 
implicite zugleih mit der Perſon ded Reiſenden und unter feiner weiteren 
Auffiht und Begleitung währen? des Transports gewiffermaßen in Pauſch und 
Bogen geſchieht. Es wird aljo ein Frachtvertrag auch binfichtlid, des Handgepäcks 
geichloffen. Denn dad Fehlen einer beftimmten Yorın und Erpeditiondweije ſchließt 
das Borbandenjein ded Bertraged, wie beim Frachtgut- jo auch beim Gepäd- 
Transportvertrage an fih nicht aus. (Bgl. Bd. I. Anm. 6 ©. 40 ff., Anm. 9 
©. 64 ff., Entid. des Deutich. Reichsger. Bd. II. ©. 56.) ' „Eine Empfangnahme 
— bemerkt daher Thöl ©. 200 ganz richtig — bat immer fpäteftend dann jtattge- 
funden, wenn die zu trandportirenten Saden in die Wagen gekommen find, ver- 
fteht ſich mit Willen der Eiſenbahnverwaltung. Es leidet alfo Art. 395 allerdings 
auch auf dad nicht aufgegebene Reilegepäd Anwendung, aber mit den bedeutenden 
Modifikationen, welche der limftant bewirkt, daß dieſe Sachen entweder begleitete 
Güter find oder ſolchen rechtlich gleichitehen, und zwar begleitete mit dem (nadh 
Art. 424 Ziff. 6 ftattbaften) ausdrücklich oder ſtillſchweigend abgeichlofjenen Be- 
freiungdvertrag der Nichthaftung wegen jolcher Unfälle (Berluft, Beichädigung), 
welche die Begleitung abwenden konnte.“ Die Stelle der Protololle (S. 5010), 
es verftehe fi von jelbft, daß die Eilenbahnen für den Berluft und die Bejchäbdi- 
gung des nicht bejonderd zum Transport übergebenen Reijegepäds als Yrachtführer 
aus dem receptum nicht zu haften hätten, darf für die gegentheilige Annahme 
nicht herangezogen werden. Denn dieje Bemerfung ift nur de lege ferenda ge- 
madt und aus dem Beichluffe der Ausnahmebeſtimmung (Prot. ©. 5014) die An- 
nahme erſichtlich, daß die Haftpflicht der Eijenbahn aus dem Yrachtvertrage auch 
für Handgepäd als beſtehend angeſehen wurde, wenn eine foldye Vereinbarung nicht 
getroffen ift. 
Bl. Brir ©. 607 Anm. 2, v. Kräwel (5. 607), Erf. des IV. Sen. des Preuß. Ober- 
Zribunals vom 12. September 1865, Striethorft Bd. 61 ©. 2ı ff. Hillig ©. 63, Gad 


©. 319, Keyßner in Buſch's Arch. Bd. 10 ©. 60 f. — gegen lepteren jedoch Ackermann 
in Buſch's Ar. Bd. 13 ©. 463 f. 


(Bgl. über den Beginn der Haftpflicht in diefem Halle: W. Koh ©. 110 Anm. la., 
Hillig ©. 63.) 

Für die Eijenbahnen ift übrigens dieſe Kontroverje thatjächlich dadurch erledigt, 
ba, wie bereit oben ©. 293 bemerkt, im Eijenb.-Betr.NRegl. $ 29 Alin. 3 die 
nad) Art. 423, 425 if. 1 H.G.B. zuläffige Haftbeichränfung gegen Art. 395 
ausdrücklich feſtgeſetzt bezw. vereinbart tft. 

Bgl. Keybner ©. 487 Rr. 3, Puchelt ©. 431 Rr. 2, Wehrmann ©. 124. 
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Die alleinige Vorausſetzung für diefen Befreiungagrund ift die Beförderung 
von „Reijegepäd, welches nicht zum Transport aufgegebenift“. Unte 
„Reifegepäd“ — von welden — in ber Regel wenigftend — nur im Zulam: 
menbange mit der Beförderung eines Reifenden die Rebe fein fann — werten fe 
griffli im Allgemeinen alle diejenigen Sachen verftanden, welche getrennt vom 
Körper des Reifenden ald von demfelben mit fich geführt befördert werden. Zu 
nächſt und in der Regel find es folche Gegenſtände, welche der Reitende zu feinem 
und jeiner Angehörigen Reijebetürfnifie mit fich führt, namentlich Koffer, Mantd- 
und Reiſeſäcke, Hutſchachteln, Kleine Kiften u. dergl. Dieje Gegenftände dürjen 
auch, falls nicht mangelhafte VBerpadung vorliegt (Art. 424 Ziff. 1 H. G.B., $3 
Betr..Regl.), von ber Beförderung nicht zurüdgewiefen werden’ (arg. Art. 422 
Ziff. 19.6.8.) Ausnahmsweiſe können (müffen aber nicht) auch größere, kau⸗ 
männiſch verpadte Kiften, Tonnen, ſowie andere nicht zu den Neijebeburfnifien zu 
rechnende Gegenjtände zugelafien werten. Gegenftänte, welche von der Beförde— 
rung ald Frachtgut oder aus Rüdfichten der Ordnung und ter Sicherheit ($ 2 
Betr. Regl.) von der Mitnahme in den Terjonenwagen audgeichloffen find, babe 
nit den Charakter des Neifegepädd. Die Entjcheidung der Frage, mas im fen 
freten alle ala ſolches anzujehen, liegt in erjter Reihe den kompetenten Eijenbabr- 
beamten (Gepäd:Erpeditiondvorjtänden 2.) ob, im Streitfalle aber tem Richter 
(vgl. oben ©. 167). 

Bezüglich der Haftung für Reiſegepäck unterjcheidet das Geſetz zwei Haurt 
fategorien, nämlich: 

I. Reijegepäd, welced nit zum Transport aufgegeben ift (Zif. 1 

Art. 425), 

I. Reijegepäd, welted zum Transport aufgegeben ift (Ziff. 2 Art. 425). 
oder Fürzer: nicht aufgegebenes und aufgegebened Reijegepäd. Unter legterem mir 
ſolches verftanden, welches in die Eijenbahn-Gepäderpedition gegen Empfangsjcein 
(Sepädjchein; bejonders eingeliefert wird ($ 26 lin. 1, & 28 Betrieböreglement‘. 
Unter „nicht aufgegebenem” Reijegepäd dagegen ſolches, welches von ten Reiſenden 
in ben Wagen — ohne Gepädichein — mitgeführt und felbft beaufjichtigt wirt, 
fogen. Handgepäck ($ 27 Betriebsreglement, C. F. Koh ©. 433 Anm. 78, Pret. 
©. 5010), aber auch da3 in dringenden Fällen ausnahmsweiſe zunächft unexpedirt 
unter Vorbehalt ipäterer Erpedirung in den Radwagen 2. mitgenonmene oder af 
Halteftellen unerpedirt aufgenommene Gepäck ($ 26 Alin. 2 und 3 Betrieb‘ 
reglement), jowie dad in Equipagen und anderen Fahrzeugen belaflene Reijegerid 
($ 37 Betrieböreglement, |. Ann. 238). Abgeſehen von jenen Spezialfällen Fünnen 
der Natur der Sache nad) zum eigentlihen Handgepäd nur Heine, leicht tragbare 
Gegenstände gerechnet werben, welche nah den Einrichtungen der Perjonenwagen 
in tenjelben ohne Beläftigung der Mitreijenden unterzubringen find und jeweit 
jolches Zoll- und Steuervorichriften geftatten. Inter diefen Vorausſetzungen iſt nad 
dem Betrieböreglement Reiſenden der IV. Klaſſe aud die Mitführung von Han 
werfözeug, Torniftern, Tragelaften in Körben, Säcken, Krügen ıc. und anderes 
Gegenftänden, welche Fußgänger bei fid) führen, nad) Entſcheidung ded Station! 
vorftanded, gejtattet ($ 27 Reglement). 

Dal. Thöl 8 97 ©. 199, Keyßner ©. 487 Ar. 2, Wehrmanu E. 124, v. Haball 

©. 54284, Endemann 8 61 ©. 767, Budelt 11. ©. 4831 Anm. 1, 2. 


It Die gedachte Voraudfegung — der Trandport nicht aufgegebenen Reile 
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gepäcks — vorhanden, jo kann bedungen werden, daß für Berluft oder Beichädigung 
defielben nur gehaftet werde, wenn ein Berjchulden der Bahnverwaltung oder ihrer 
Leute nachgewiejen wird. Weber Art und Yorm diefer Vereinbarung vgl. Anın. 225 
©. 226. Die Faſſung der nad Art. 425 geftatteten Vereinbarungen weicht von 
der nad Art. 424 zuläfligen infofern ab, als in legterer direkt ausgedrückt iſt, wo» 
für nit gebaftet wird, mährend in erjterer indirekt gejagt tft, wofür nur ge 
baftet wird, jo daß daraus alddann erft e contrario gejchloffen werden muß. daß 
für alle übrigen Schabendfälle eine Haftbarfeit nicht beiteht. Die Eijenbahn darf 
fich aljo Durch einen derartigen Vertrag nicht bloß — wie in den Fällen Ziff. 1-6 
Des Art. 424 — von beitimmten Kategorien von Schäden befreien, ſondern über: 
baupt von jeglidyer Haftbarkeit für Verluſt und Beſchädigung des Reijegepäds, 
— audgenommen allein den Yall, daß ihr eigened Verſchulden oder ſolches ihrer 
Leute nachgewieſen wird. Es iſt demnach im Uebrigen indifferent, welche Urjache 
der Schaden hatte, ob er durch höhere Gewalt, gewöhnlichen Zufall, jchlechte Ver⸗ 
padung, Verſchulden der Mitreijenden, natürliche Beſchaffenheit des Inhalts zc. 
herbeigeführt wurde. Die Cifenbahn kann jeden Schadensanſpruch ablehnen, der 
nicht nachweislich auf ihr Verſchulden oder das ihrer Leute gegründet wird. 

Aber au im legteren Falle ift ihr geftattet, jich vertragsmäßig von jeder 
Beweidlaft zu befreien. Mit einem Schadensanſpruche vermag der Reijende nur 
durchzudringen, wenn er der Cijenbahn nachweilt, Daß ihr oder ihrer Leute Ver- 
ſchulden den Berluft oder die Beihädigung herbeigeführt habe. Diejer Nachweis 
beruht alfo auf zwei Momenten: 

1. auf dem Nachweiſe einer fchultbaren Handlung oder Unterlaffung der 
Bahnverwaltung oder ihrer Leute, 

2. auf dem Nachweiſe des kanſalen Zuſammenhanges zwiichen dem ge 
dachten Verjhulden und dem Berlufte oder der Beihädigung bed Reife 
gepäcks. 

In beiden Hinſichten ſowie in Betreff des Umfangs des zu leiſtenden Schadens⸗ 
erſatzes wird auf die Erläuterungen zum Alin. 3 des Art. 424 H.G.B. Anm. 232 
E.257f. Bezug genommen. Häufig wird dad alleinige Verſchulden der Bahn oder 
ibrer Leute Mar zu Tage liegen, 3. B. wenn der Schaden durdy eine auf Schuld 
der Bahnorgane berubende Entgleifung, durch Mängel der Trandpertmittel zc. ber- 
beigeführt iſt. Häufig aber wird, indbejondere bei konkurrirendem Verſchulden bed 
Paflagierd und der Bahn die Frage eine zweifelbafte jein und vom Richter aus 
Der gejammten Sachlage heraus entjchieden werden müflen, weflen Verſchulden ganz 
oder antheilig den Schaden verurjadht hat, 3. B. bei Abhandenkommen des Gepäds 
aus dem Coupe, Heraudfallen ungenügend beauflichtigter Sachen aus ſchlecht ver- 
fchlofienen Wagen ꝛc. 


Vgl. v. Hahn IL ©. 540 8 2, Thöl 8 98 ©. 201, Keyßner in Buſch's Ar. Bd. 10 
©. 60 f, Adermann in Buſch's Ar. Bd. 13 ©. 463 f., Hillig ©. 63, Erf. des Hand. 
App.⸗Ger. Münden vom 1. Juli 1873, Buſch, Ar. Br. 36 ©. 341. Ueber konfurrirendes 
Verſchulden: Eger, Haftpflichtgei. TI. Aufl. S. 159 ff. Entſch. R.O.⸗H.G. Bd. 16 ©. 111 
und D. &.-3. 1877 ©. 305. 


238) „Dafielbe kann in Unichung von Gegenfländen bebungen werden, welde 
fig in Reifeeguipagen befinden.” 
Ziff. 1 Sag 2 des Art. 425 geftattet — ald achte Ausnahme von der Regel 
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des Art. 423 — den Gijenbahnen eine gleidhe vertraggmäßige Beihränktung te 
gefeglihen Haftpfliht, wie für nicht aufgegebened Reiſegepäck (Anm. 237), aut 
„in Anjehung von Gegenftänden, welche fich in Reijeequipagen befinten“, d. b. us 
hinſichtlich ſolcher Gegenſtände kann bedungen werden, daß für teren Berluit eder 
Beſchädigung nur gehaftet werde, wenn ein Verſchulden der Bahnverwaltung etz 
ihrer Leute nachgewiejen wirt. 

Bon diefer Befugniß ift in den Eijenbabn-Betrieböreglements ($. 38 Aln } 
Gebrauch gemacht (vgl. Anm. 271), d. 5. der vom Gelege geftattete Befreiung: 
vertrag ift durch dad Reglement zu einem wirklich vereinbarten gemat: 
(f. Thöl 11. $ 98 ©. 201). 

Der gejepgeberiihe Grund für die Zulaflung dieſes Befreiungdvertrages liex 
(wie bei nicht aufgegebenem Reiſegepäck) darin, dag Gegenftände, melde fih ır 
Reifeequipagen befinden, der Bahnverwaltung nicht befonderd zum Transport übe: 
geben, fondern der Obhut und Aufficht ihrer Begleiter (der Reifenten 20.) überlate 
find, je daß erftere befugt erjcheint, ihre Obhut und Kontrole darüber entipreden 
zu verringern. Es liegt bier aljo eine ähnliche ratio vor, wie bei nicht aufgegebenen 
Reiſegepäck (Prot. ©. 4786, 4787), nur mit dem Unterſchiede, daß hinſichtlich te 
legteren der Eifenbahn überhaupt nichts fpeziell zum Trandport aufgegeben worte: 
ift, während in Betreff der in Equipagen befindlidyen Gegenſtände doch wenigiters 


die Equipagen jelbft, aljo gewifjermaßen die Emballage, das Gefäß, in meiden | 


jene Gegenftände aufbewahrt find, bejonberd und gegen Quittung (8 36) ce 
Zrandportichein ($ 38 Alin. 6, $ 39 Alin. 3 Betrieböreglement) übergeben jmt. 
Indeß biejer Unterfchieb joll nady der Intention der Gejeßgeber einen Unteridie 
in dem zuläfligen Umfange des Befreiungövertraged nicht begründen, vielmehr it 
jeder darüber beitehende Zweifel durch den vorliegenden, mit den Worten: „Dat: 
jelbe kann...” beginnenden Zufaß befeitigt (Brot. S. 5010). 


Die alleinige Borausfegung für diejen Befreiungsgrund ift die Beförderw: | 


von „Gegenftänden, welche fi) in Reiſeequipagen befinden”. Es ift bierke 
eine zweifache Möglichkeit gegeben. Entweder bleiben die Pafjagiere mit ihren 
Gepäd in ben Equipagen fipen, fo daß fi) diefed ganz analog dem Handgepee 
darftellt (diefe Yorm der Mitnahme von Gegenftänden in Equipagen geftatten ae 
die geltenden Eijenbahn-Betrieböreglements nicht: vgl. $ 85 Alin. 3) oder die 
Reiſenden bezw. Begleiter, welche jeparat in den Eiſenbahnwaggons reifen, belañe 
Reilegepäd und jonftige Gegenftände in den zum Trandport aufgegebenen Equi 
pagen, was nach dem Betrieböreglement $ 37 zuläffig ift, fofern nit Zoll. mt 
Steuervorichriften entgegenftehen. Dad Geſetz macht zwiſchen beiden Kategorie 
feinen Unterſchied, fondern geftattet in allen Fällen, in welchen Gegenftände ie 
in Reijeequipagen befinden, den Befreiungsvertrag. 

Dal. v. Hahn II. ©. 542 8 5, Thöl 8 98 ©. 301, Budelt U. S. 433, Keyier: 

©. 487 Rr. 3. 

Liegt Die vorbezeichnete Vorausſetzung — der Trandport von Gegenitinte. 
welche fich in Reifeequipagen befinden — vor, jo fann bedungen werden, daß fit 
Berluft oder Beihädigung ſolcher Gegenftände nur gehaftet werde, wenn ein Ber 
jhulden der Bahnverwaltung oder ihrer Leute nachgemwiejen wird. Ueber Art mi 
Form dieſer Bereinbarung, jowie über den Nachweis des Verſchuldens der Aabr- 


verwaltung oder ihrer Leute gilt lediglich da8 in voriger Anmerfung ©. 2°. 
Geſagte. 
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239) [Ju Anſehung des Reifegepäds lann bedungen werben:] 

„2) daß für Verluf son Neifegepäd, welches zum Transport aufge 
geben if, nur gehaftel werde, wenn das Gepäd biunen einer bes 
kimmten Friß nad der Ablieferungszeit abgeforbert wird. Die 
Friſt Darf nit kürzer als Drei Tage jein.” 

Ziff. 2 des Art. 425 geftattet — ald neunte Ausnahme von der Regel ded 
Art. 423 — den Bifenbahnen eine vertraggmäßige Beſchränkung der geſetzlichen 
Haftpflicht dahin: „daß für Verluſt von Reijegepäd, weldhe8 zum Transport auf- 
gegeben ift, nur gehaftet werde, wenn dad Gepäd binnen einer beitimmten Frift 
nad) der Ablieferungdzeit abgefordert wird, und beftimmt zugleih, daß dieje Yrift 
nicht Fürzer, als drei Tage fein darf.“ 

Bon diefer Befugniß ift in den Eiſenbahn · Betriebsreglements ($ 29 Alin. 1c.) 
Gebrauch gemacht (vgl. Anm. 262), d. b. der vom Geſetze geftattete Be- 
freiungdvertrag ift durch das Reglement zu einem wirklich vereinbarten ge: 
macht (j. Thöl Il. $ 96 ©. 195). Ueber die Frage, ob bezw. inwieweit aber 
durh $ 29 Alin. Ic. Betr.-Regl. hierbei die den Eiſenbahnen dur Art. 425 
Ziff. 2 gegebene Befugniß überjchritten jei, |. unten ©. 301. 

Der gejebgeberifhe Grund, welcher zur Aufnahme dieſes Befreiungdvertrages 
führte, ift bereit3 oben Anm. 236 ©. 291 bei Darftellung der Entftehung des 
vorliegenden Artifeld berührt worden. Während es bei dem zum Transport nicht 
befonder8 aufgegebenen Reijegepäd zweifelhaft jein fonnte, ob in Betreff defjelben 
überhaupt ein Frachtvertrag und mithin die gefegliche Haftpflicht des Yrachtführerd 
(Art. 395) und das Vertragsverbot ded Art. 423 H.G.⸗B. vorliege (vgl. Prot. 
©. 5010), war es hinfichtlich des zum Transport aufgegebenen (sc. reglementd- 
und ordnungdmäßig gegen Gepädichein 2c. eingelieferten, $26 Alin. 1, 4, $$ 28, 
29 Alin. 1, 2, 88 30, 31 Betr.-Regl.) von vornherein unftreitig, daß ein wirklicher 
Frachtvertrag abgejchlofien und die Eifenbahn an ſich ald Frachtführer für das 
aufgegebene Reijegepäd baftpflichtig, mithin Art. 395 ff. u. 423 auf daſſelbe an- 
wendbar jei. 

Bol. Endemann $ 161 ©. 766, :67, Goldſchmidt $ 75 Note 12. 

Dennoch ſprachen gewichtige, in ter eigenthümlichen Erpeditiond- und Beför- 
derungsweiſe des Heifegepädd liegende Gründe dafür, den Eijenbahnen, wenn aud) 
nicht — wie mehrfach vorgeſchlagen (ſ. 5.291) — Befreiung von jeglicher Haftbar- 
feit, jo Doch eine weſentliche Beſchränkung der gejeplihen Haftpflicht im Vertrags⸗ 
bezw. Reglementöwege zu geſtatten. Dieſe Gründe liegen, wie in den Berathun- 
gen (Brot. ©. 5011) hervorgehoben wurde, vornehmlich darin, daß das Reijegepäd 
meiftend jo jchnell erpedirt und auf die Wagen gebracht werden müfle, daß eine 
genaue Unterfuchung defielben rüdfichtlich der Berpadung und eine überall genü- 
gende Kartirung deffelben nicht möglich fei. Unter diefen Umftänden könnten bie 
Eitenbahnverwaltungen wegen beroutirter oder beichädigter Gepädftüde nicht auf 
lange Zeit hinaus Rede und Antwort ftehen, jondern müßten das Recht haben, Die 
fraglichen Anſprüche an die Bedingung zu knüpfen, daß fie in einer verhältniß- 
mäßig kurzen Frift angemeldet werden müßten. 

Uebereinftimmend damit bemerkt auch v. Hahn (dad Handelsgeſetzbuch und 
die Eiſenbahnen ©. 31 f., vgl. au Romment. II. S. 543 $ 6): „Dad Interefie 
des Publitumd erfordert ed, dag die Eiſenbahnverwaltung in Betreff des Trans. 
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port3 von Gütern ald Reijegepäd Modifikationen des fjonft bei ver Aufgate 
und dem Trandport ſelbſt befolgten Verfahrens eintreten läßt. Dem Publikm 
wird die Möglichkeit geboten, die betreffenden Güter bis kurz vor dem Akyanı 
bed fie befördernden Zugs aufzugeben; die Erpedition muß daher mit arehe 
Schnelligkeit erfolgen. Auch unterwegs, namentlich bei der Ueberladung von einen 
Zug in einen andern und ebenfo bei ber Ablieferung ift eine große Schneligker 
im Intereſſe ded Publitumd geboten. Die Echnelligkeit erichwert aber die In 
wendung der ſonſt üblihen VBorfichtämaßregeln, namentlid des Kartirend der cw 
zelnen Gepäditüde, und dadurch wird ed ten Bahnverwaltungen jchwierig, jebut 
längere Zeit vorübergegangen ijt, deroutirte Gepädftüde zu verfolgen. Cine & 
ſchränkung der Haftpflicht injofern, als der Gepädinterelfent verpflichtet wirt, bien 
furzer Zeit feine Reklamation geltend zu machen, ift daher nicht unbillig.” ei 
diefen und ähnlichen Erwägungen ift den Gifenbahnen der unter Ziff. 2 te 
Art. 425 bezeichnete Befreiungävertrag geftattet, Die bezüglihe Yrift aber uf 
mindeftend 3 Tage nornirt worden. (DBgl. oben Anm. 236 ©. 292.) 

Die Vorausſetzung für diefen Befreiungdgrund ift der Transport von Reiie: 
gepäd, weldhed zum Transport aufgegeben if. &8 ijt bereits ok 
Anın. 237 ©. 296 der Begriff „Reilegepäd” im Allgemeinen erörtert und zualas 
darauf hingewiejen werten, daß das Neijegepäd nad) feiner Erpeditiond- und Be— 
förberungsweije bezw. nach der Form der babnieitigen Uebernabme in zum Iram: 
port nicht (sc. bejonderd) aufgegebened Reiſegepäck (ohne Gepädicein rar 
Reijenden in dad Koupe mitgenommenes und dort unter eigener Aufficht gerıl' 
tened 2c., $ 27 Betr.Regl., vol. auch $ 26 Alin. 2 u. 3) und in zum Zrandrfet 
(sc. befonders) aufgegebenes Reijegepäd (gegen Empfangsſchein bei der Gerid: 
erpedition eingelieferted, der Bahnverwaltung mithin jpeziell übergebenes Reit 
gepid, $ 26 Alin. 1, 88 28—31 Betr.-Regl.) zerfällt. Nur dieje legtere Gattum; 
von Neifegepäd (über defien Begriff, Berpadungdart, Annahme, Beförderung 
weife, Ein- und Auslieferung jowie Haftpflicht die 88 24—26, 27—29 unt 8 
Betr.-Regl. näbere Beftimmungen enthalten) ijt in Ziff. 2 ded Art. 425 gemeint 

Sit die vorjtehend bezeichnete Vorausſetzung — der Transport von aufgegebenen 
Reiſegepäck — vorhanden, jo kann bedungen werden, daß für Verluft bdefielben nır 
gehaftet werde, wenn dad Gepäd binnen einer beftimmten Yrift nach der Ablieferung: 
‚zeit abgefordert wird, wobei aber dieje Frift nicht kürzer als drei Tage jein tarf. 

Ueber Art und Form diefer Vereinbarung vgl. Anm. 225 ©. 226. 

Die Faſſung der Ziff. 2 führt e contrario zu dem Schluſſe, daß ka 
einer dieöbezüglichen Vereinbarung für Berluft ded zum Transport aufgegeben 
Reifegepäds nicht gehaftet wird, wenn dad Gepäd binnen jener beftimmten fr 
nach der Ablieferungdzeit nicht abgefordert wird. Hierbei find jedoch mehrfadt 
Zweifel und Bedenken entitanden. 

Zunächſt fragt es fich, ob der vorliegende Befreiungsvertrag ſich nur auf des 
Berluft oder auch auf die Beſchädigung von Reijegepäd beziehen darf. Ti 
Protokolle bieten dafür feinen genügenden Anhalt. Bei der erſten Berathung Liekt 
Beftimmung (©. 5010-5014) ift wiederholt davon bie Rebe, daß fie ſich auf der: 
luft und Beichädigung beziehen folle, wie man fi auch fchließlih (S. 5014) u* 
drücklich dafür entichied, daß die (jämmtlichen) über die Beichränfung ber Haft 
für Reilegepäd gefaßten Bejchlüffe auch auf den Fall der Beichädigung audzudehne 
ſeien. Die Redaktionskommiſſion nahm jedoch fpäter in ihren Entwurf zu Zi. : 
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im Gegenſatz zu Ziff. 1 nur die Worte: „für Verluft von Reiſegepäck“ auf (Prot, 
©. 5122) und ein bei Berathung dieſes Enwurfes geftellter Antrag, zu Ziff. 2 
auch für nicht angemeldete Beichädigungen ein Gleiches zu bejtimmen, wurde nicht 
weiter verfolgt, nachdem dagegen geltend gemadt worden war, daß die ratio ber 
bier in Rede ftehenden Beitimmung auf den Yall einer bloßen Beihädigung bes 
Reijegepäds nicht pafle (Prot. S. 5111). Demgemäß wird aud) faft übereinstimmend 
angenommen, daß ſich Ziff. 2 auf die Haftung für Beichädigungen nicht beziehe. 
Bol v. Hahn II. ©. 544, Thöl III. S 96 S. 195, 196, Keyßener ©. 197 Nr. 6, C. F. 
Koh ©. 433 Anm. 79, Puchelt ©. 432 Ar. 3. Wehrmann ©. 126, Brir ©. 421, An⸗ 
ihüg und v. Bölderndorff II. 5.474. Makower Anm. 12 3. Art, 425, (A. M. W. Koch 
S. 111 Ann. 2.) 

Diejer Annahme ift beizutreten. Allerdings könnte die ratio legis in gleicher 
Weiſe für Beihädigung, wie für Verluft gelten. Denn dur die Schnelligfeit der 
Crpeditiond- und Beförderungsweiſe wird ebenjo die Beihädigung, wie der Ber- 
Luft des Gepäcks leichter ermöglicht und die Recherche nach der Unfalldurfache ac. 
bei verzögerter Anmeldung für die Bahn erſchwert. Auch dürfte fich jchließen laffen, 
Daß in dem Plus (Berluft) das Minus (die Beichädigung) mitenthalten ſei und 
zwar umjomehr, als anderenfalld für die Bahnbeamten die Berjuchung nabe liegt, 
das beichädigte Gepäck vorzuenthalten und als verloren auszugeben, weil nur für 
Berluft, nidyt für Beichädigung die Haftpflicht aufgehoben ift. Indeß die aus- 
drüdlihe Hervorhebung bei der Schlußberathung, daß die ratio legis auf den Yall 
bloßer Beihädigung nicht paffe, ferner die ausdrüdliche Yortlaffung der Worte: 
„oder Beihädigung” in Ziff. 2 — im Gegenjage zu Ziff. 1 — ſowie die Regel 
ftrifter Auslegung der vorliegenden Ausnahmebeſtimmung führen zu dem Schluffe, 
daß Art. 425 Ziff. 2 fih nit auf Beihädigung von Reiſegepäck beziehe. Mithin 
muß die Eiſenbahn trog einer der Ziff. 2 entfprechenden Vereinbarung — für Be 
ſchädigung auch dann Erjag leiften, wenn die für Berluft bedungene Anmeldefrijt 
verftrihen ift. Der Befreiungdvertrag gemäß Ziff. 2 ift aljo ohne Einfluß auf die 
Berpflihtung zum Schadenderfaß, wenn dad Reifegepäd nur beſchädigt ift, ſowie 
auf die Beweislaft binfichtlic der Urfache der Beichädigung. Im Yalle der Be- 
Ihädigung find viehnehr für Die Geltendmachung von Erjapanjprüdhen die all- 
gemeinen Beitimmungen über den Gütertrandport bezw. die nad) Art. 408, 428 
9.8.2. ($ 64 Alin. 4, 5 Betrieböreglement) zuläffigen und feftgejegten Friſten 
maßgebend. 

Brot. S. 5014, Buchelt 1.5. 432, Wehrmann S. 126, v. Hahn ©. 544 Anm. 14, 

Anihüg und v. Völderndorff II. ©. 474. 

Demgemäß bejtimmt auch $ 29 Alin. Ic. des Betrieböreglementd nur, daß die Ver⸗ 
waltung von jeder Berantwortlichkeit für den Verluſt von Neijegepäd frei iſt, 
wenn es nicht innerhalb acht Tagen nach Ankunft ded Zuges ($ 28) auf der Be- 
ftimmungsftation abgefordert wird. Der Annahme Thöls (II. S. 195 umd 
Anm. 3), daß diefe Beitimmung ungültig jei, weil fie auch Beihädigung mitumfaſſe, 
kann nicht beigepflichtet werden, da ausdrüdlich nur die Verantwortung für Ber- 
luft, nit auch für Beihädigung ausgeſchloſſen ift. 

Weiter ift die Frage entftanden, ob unter „Verluft” jegliche Art von Ber- 
Inft zu verftehen fei oder nur folder Verluſt, welder mit der Zeit der Ab- 
forderung im Zuſammenhange fteht d. h. Darauf zurüdzuführen ift, daß Das Gepäck 
nicht innerhalb ber beftimmten Friſt nach der Ablieferungdzeit abgefordert worden 
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ift. Für legtere Auffaffung entjcheiden ſich Thöl und v. Hahn. „Der Betr; 
— bemerft Thöl II. $ 96 ©. 196 — befreit nur von der Haftung wegen Be: 
Iuftes, aber nicht jeglichen Verluftes. Nah dem Wortlaut ded Art. 425 wat 
allerdingd ohne rechtzeitige Abforderung wegen feiner Art von Berluft gebifte. 
Der Vertrag ſei aber vernünftig audzulegen, nämlich mit Berudfichtigung der Frage, 
warum auf die aldbaldige Abforderung ein ſolches Gewicht gelegt werde. Die 
Antwort jei nach den Motiven, weil bei aldbaldiger Abforderung ſich das Febles 
des Gepäcks aldbald entdedt und nur Ausſicht vorhanden jet, daffelbe durch ſchleunize 
Maßregeln berbeizufchaffen. Hieraus folge, daß das Wort Berluft nicht in hen 
weitern Sinne, wie in der Zufammenftellung „Haften wegen Berluftes unt ®e 
ſchädigung“ genommen jei, fondern daß damit nun auf abhanden gekommenes Ge 
päd, nicht auch auf untergegangened gedeutet jei. Es jei ſolches verlorene: Beni 
zu verftehen, welche bei rechtzeitiger Abforderung möglicherweije hätte abgeliefen 
werben fünnen, dad treffe aber nicht dad untergegangene. Der Befreiungdvertz 
gemäß Ziff. 2 befreie jomit nicht von der Haftung wegen jolchen Berluftes, t.} 
wegen ſolcher Unmöglichkeit der, Ablieferung, melde gänzlih außer Zujanme 
bang ftehe mit der Zeit der Abforberung, für welche dieje aljo gleichgültig je, r 
dem auch bei rechtzeitiger Abforderung dad Gepäd nicht wäre herbeizuichaffen ar 
weſen. Demnach bafte die Eifenbahn wegen Berluftes, wenn dad Gut binnen ie 
maßgebenden Zeit (der acht Tage, $ 29 Alin. Ic. Betrieböreglement) untergegange 
fei. Der Bertrag befreie von der Haftung wegen Berluftes, d. h. wegen Nich 
ablieferung dann, wenn ed nur irgend denkbar fei, daß bei rechtzeitiger Abfordenm; 
dad Gepäd wäre herbeizufchaffen geweſen. Dieß jei immer denkbar, wen mı 
nichts weiter wiſſe oder angebe, ald daß das Gepäd fehle. Hieraus folge, daß FM 
Eifenbahn wegen Berluftes nicht bafte, wenn das Gut unterwegs oder währe: 
der drei Zage abhanden gekommen ſei und weiter nichts feftftehe.” 

Wenn auch nicht ganz, fo doch im Wejentlichen übereinftimmend Damit bemat 
v. Hahn II. ©. 543 $ 7: „Die Abforderung des Gepäcks binnen einer beftimntr 
Srift bilde die Vorausfepung der Geltendmachung des Anipruh aus Art. 3% 
infofern dad Gut nicht ausgeantwortet jei und für verloren erflärt werde, mi 
aber könne die Abforderung ald Bedingung der Entftehung dieſes Anſpruches & 
dacht werden. Werbe die Eiſenbahn jpäter in Anipruch genommen, fo fünme ® 
fich jeder Rechenſchaftsablegung entichlagen, nicht aber könne fie fi auf die rer 
liegende Beftimmung berufen, wenn ihr bewiejen werde, daß der Berluft durch ei 
Ereigniß erfolgt fei, welches von ihr zu vertreten fei, und deflen Wirkungen, ar 
wenn die Abforderung rechtzeitig geichehen fein würde, doch nicht mehr hätten = 
gewendet werden können.“ 

Diefer Auffaffung Thöl's und v. Hahn's über die Beichränktung des ve 
griffes „Berluft" im vorliegenden Yalle kann jedoch nicht beigetreten were: 
Vielmehr ift unter Berluft — Mangeld jeder Einſchränkung ded Begriffs im Ber 
laute des Geſetzes oder nach den Materialien — jegliche Art von Beruf = 
verftehen, gleichviel ob fie mit ber verjpäten Abforderung in Zuſammenhang fe 
oder nicht. Richtig ift, daß die rechtzeitige (friftgemäße) Abforderung des Gaicd 
als die Vorausſetzung der Geltendmachung des Anſpruchs aus Art. 395 H.8.8 
gedacht werben muß (v. Hahn ©. 543, Endemann ©. 767 Anm. 89) und nk 
als Bedingung der Entftehung dieſes Aniprudhes, wie C. F. Koch €. N 
Anm. 80 geftüpt auf eine Bemerkung in den Berathungen (Prot. ©. 5011) meir 








Art. 425. „Haftung für zum Transport aufgegebened Gepäd.“ 303 


Soviel ijt aber aus dem Haren und uneingefchränkten Wortlaute des Gejeped jo- 
wie aus den Materialien erfichtlih, daß der Befreiungdvertrag nach Ziff. 2 aus- 
nahmslos auf jegliche Art des Verluſtes ausgedehnt werden darf, wenn die Ab- 
forderung nicht friftgemäß erfolgt ift. Der Anſpruch auf Auslieferung ded auf: 
gegebenen Reiſegepäcks und event. Verluſterſatz ift zwar durch den Frachtvertrag 
gemäß Art. 395 f. H.G.⸗B. an fich begründet, aber er kann nicht geltend gemacht 
werden, wenn die Abforderung des Gepäcks nicht rechtzeitig ftattgefunden hat. Es 
liegt auch bei jtrifter Interpretation fein Grund zu der von Thöl und v. Hahn 
angenommenen Beichränfung des Begriffes „Verluſt“ vor. Zunächſt jpricht gegen 
eine foldye der Wortlaut, jodann aber auch der Gang der Beraibungen, in weldyen 
nirgends einer derartigen Einſchränkung Erwähnung geidyehen, vielmehr im &egen- 
theil anfänglich ſogar auch die Haftung für Beichädigung inbegriffen und ferner 
jogar ausdrücklich betont wurde, daß ed ſich bier nicht um eine Friſt handle, inner- 
halb welcher ein einmal begründeter Anſpruch verjähren jolle, jondern darum, zu 
beitimmen, daß der betreffende Anſpruch nicht anders entftehen jolle, ald wenn er 
innerhalb einer gewiſſen Yrift angemeldet werde (Prot. ©. 5011). Ebenjowenig 
wird durch die ratio legis die gegentheilige Auffaflung unterftüßt. Denn der vor. 
liegende Befreiungdvertrag iſt den Eiſenbahnen nicht allein deshalb geitattet, um 
durh baldige Anmeldung des Berlufted den Eijenbahnen die Möglichkeit erfolg- 
reicher Recherchen zu geben, jondern überhaupt — in Rüdfiht darauf, daB durch 
die Schnelligkeit der Erpedition und Beförderung des Reijegepädd Berlufte leichter, 
ald bei anderem Frachtgute entftehen fünnen, — den Eiſenbahnen durd die thun- 
lichte Begrenzung und zeitliche Abkürzung ihrer Haftpflicht eine Erleichterung der- 
jelben zu gewähren (vgl. Wehrmann ©. 126). Bon dieſem Geſichtspunkte aus 
muß aber unter Berluft in Ziff. 2 jegliche Art von Berluft begriffen werden, 
gleichviel ob fie mit der verfpäteten Abforderung in Zufammenhang fteht oder nicht. 
Es ift auch irrelevant, ob der Verluft dur ein Verichulden der Bahnvermaltung 
oder ihrer Leute eingetreten ift, außgenommen den Fall des eigenen dolus, für . 
welchen nach, allgemeinen Rechtöregeln die Haftung nicht audgefchloffen werden darf. 
Aus dem Vergleiche mit Ziff. 1 ergiebi ſich aber e contrario, daß im Falle der 
Ziff. 2 auch die Haftung für Verluft durch Verfchulden der Bahnverwaltung oder 
ihrer Leute audgefchloffen werden darf. 

Bel. Puchelt 11. ©. 432, Hillig ©. 63, W. Koh S. 111. — UM. v. Hahn 11 

S. 542, Thöl IM. ©. 195 f., Keybner ©. 487 Rr. 5. 

Der Annahıne Thöl's (II. ©. 195 Anm. 3), daß $ 29 Alin. Ic. des Betr.- 
Regl. ungültig jei, weil damit jede Verantwortlichleit der Eijenbahn für Verluft 
— alfo aud wegen des Unterganged des Gepäcks — ausgeſchloſſen jei, fann nad) 
Borjtehendem nicht beigetreten werden. 

Weſentlich aber ift ed, daß ein Berluft thatfächlih vorhanden ift. Das 
Gepäck muß wirflih in Verluſt gerathen, auf irgend welche Weile untergegangen 
oder verloren jein, ed muß zur Zeit der Abforderung fehlen und bi dahin die 
beftimmte Friſt verftrichen jein. Darauf, ob das Gepäd unterwegs (während des 
Zrandporid) oder nach Eingang am Beitimmungsort (in den Gepädräumen) ver- 
loren gegangen ift, kommt nichts an. Entſcheidend ift lediglih, daß zur Zeit der 
Abforderung der Verluſt eingetreten und die Abforderunggfrift verjtrichen ift. 

Sit dad Gut zu dieſer Zeit noch vorhanden, jo kann die Eijenbahn die Aus- 
lieferung nicht unter dem Einwande verweigern, daß die Abforderung veripätet er- 
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folgt jei. Denn Vorausſetzung ihrer Nichthaftung ift der wirflide Berluft te 
Gutes. Iſt diefer nicht vorhanden, fo tft der vertragdmäßige und geſetzliche Aut 
haͤndigungsanſpruch (Art. 408 9.&.-B.) begründet. In diefem Sinne wurd: ir 
ben Berathungen bemerkt: „Es würde offenbar zu weit führen, wenn man geftatten 
wollte, daß nach Ablauf der Friſt jeder Anſpruch des Eigenthümers auf das Reile 
gepäd für erlofchen erklärt werde, indem dadurch die Zurüdforderung des Reije 
gepäds, jelbjt wenn ed vorhanden fei, audgeichloffen werben würde, obiher 
dies weder für gerecht erachtet werben könnte, noch von den Eiſenbahnverwaltunge 
intendirt jei, die Abſicht der Legteren vielmehr nur dahin gebe, daß jie für ter 
Fall, wenn dad Gut gar nicht vorhanden (oder beichädigt) fei, nad Ablauf 
ber betreffenden Friſt die Verpflichtung, Rede und Antwort darüber geben z 
müfjen, ablehnen und die Unterfudhung darüber ausſchließen dürften, eb ie 
Berluft des Guts jchon während der Reife oder erjt nachher entftanden jei, url 
welchen Einfluß namentlih im alle des Berlufte die mora accipiendi des Eigen: 
thümers auf die Verpflichtung zum Erſatze des Gepäds habe, wenn derjelb: dee 
Gepäck nicht rechtzeitig abverlangt habe und ter Verluft vielleicht erft darnach eie 
getreten ſei. Es -wurde jedoch hierauf entgegnet: Durch die in Rede ftehente Fr 
ftimmung werde ganz im Sinne der eben erwähnten Ausführung nur der Ir 
ſpruch auf Schatenderfag wegen Verluſt 2c. ded Frachtguts und nicht auch der 
Anſpruch auf Heraudgabe ded noch vorhandenen Frachtguts vom Ablaufe de 
Frift an audgeichloffen.” (Prot. ©. 5012.) 

Hebereinftimmend damit bemerkt v. Hahn U. ©. 544 $ 7: „Die Eiſenbabr 
kann fich auf die vorliegende Beitimmung nicht berufen, wenn das Gut als nit: 
verloren nachgewiefen und mit der Kontraktsklage oder mit der Vindikation tie 
Heraudgabe verlangt wird.” Und C. %. Koh (©. 434 Anm. 81): „Die Ar 
forderung des vorhandenen oder jpäter wiedererlangten Gutes ift nt 
Ablauf der Frift nicht ausgeſchlofſſen.“ 

Vgl. Thöl 8 96 ©. 195 (der Befreiungsvertrag tft ohne Einfluß auf die Berpflieme 
zur Ablieferung des vorhandenen Gute); Keyßner ©. 487 Anm. 5, Budelt I. S. 42. 


433, Wehrmaun ©. 136, 127, v. Kräwel ©. 607, Brir ©. 421, Wächter 1.2. 
Anm. 19, Anſchütz und v. Völderndorff IL. ©. 474,38. Koh S. 111 Anm. 2 


Es kann nad) Ziff. 2 die Haftung für Verluſt vertraggmäßig nur für de 
einen Fall nicht ausgeichloffen werden, daß dad Gepäd binnen einer beftimmea 
Friſt nach der Ablieferungdzeit nicht abgefordert wird. Die Friſt darf gejeglis 
nicht kürzer, ald drei Tage jein. Die Yrift ift fo kurz bejtimmt, weil außetder 
die Borfchrift vereitelt werden würde, indem es den Eijenbahnen, wie mehrer 
Mitglieder meinten, oft ſchon nach 24 Stunden nicht mehr möglich ei, derontine 
Gepäditüde mit Ausfiht auf Wiedererlangung zu verfolgen. 

Brot. ©. 5011, 5117, C. 5. Koh ©. 434 Anm. 81, Budelt U. ©. 433 Nr. 3, Eetv 
mann ©. 126. 

Sit diefe Frift eingehalten bezw. die Abforderung innerhalb derjelben bewirkt, 
jo tft die Eifenbahn für den Berluft des Reiſegepäcks haftpflichtig. Die Zrif te 
ginnt mit der Ablieferungszeit, d. b. mit dem Momente, von weldem ab das Er 
päd von ber Eifenbahn abnahmebereit geftellt ift. Sie kann bezüglicd ihrer Due 
beliebig unter den Parteien vereinbart bezw. reglementarijch feftgejegt fein, mr 
muß fie mindejtend 3 Tage von der Ablieferungszeit ab gerechnet betragen. Rad 
bem Eijenbahn-Betrieböregleinent wird das Reifegepäd nach Ankunft des Zuges, za 
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welchem ed zum Transport aufgegeben ift, am Beſtimmungsorte und nad Ablauf 
der zur orbnungdmäßigen Ausladung und Ausgabe, fowie zur etwaigen fteuer- 
amtlichen Abfertigung erforberlihen Zeit im Lokal der Gepäderpedition fofort bereit 
geitellt ($ 28 Alin. 2 Betrieböreglement). 


Diefer Moment der Bereitftellung ift alfo bie eigentliche Ablieferungszeit. Da 
derjelbe aber fi ganz genau nicht beftimmen läßt und in der Regel nur um 
meniged mit der Anlunftzeit des betreffenden Zuges auseinanderfällt, jo ift im Be- 
trieböreglement ald Ablieferungdzeit unmittelbar bie Ankunft des Zuges hingeftellt 
(Keyßner ©. 487 Nr. 4) und in $ 29 Alin. Ic. beitimmt, daß die Verwaltung 
von jeder Berantwortlichkeit für ben Berluft von Reifegepäd frei ift, wenn es nicht 
innerhalb acht Tagen nach Ankunft ded Zuges ($ 28) auf ber Beftimmungäftation 
abgefordert wird. Damit ift zugleih bie Vorſchrift in Ziff. 2 des Art. 425 H. 
G.B., daß bie Frift nicht kürzer als drei Tage fein darf, genügend gewahrt. 

Was ſchließlich die Beweislaft im Falle ber Ziff. 2 des Art. 425 anlangt, 
jo ift daran feſtzuhalten, daß der Eifenbahn an ſich und urſprünglich die gefegliche Pflicht 
obliegt, das Reifegepäd nach Ankunft am Ort der Ablieferung dem legitimirten Em- 
pfänger auszuhändigen (Art.403) und für Berluft oder Beſchädigung feit der Empfang. 
nahme bi8 zur Ablieferung zu haften (Art. 395). Beſteht aljo an fich gejeplich 
Diefe Pflicht zur Aushändigung und Haftung für Die Eiſenbahn als Regel aus 
dem Frachtvertrage, jo ftellt fih demgegenüber ein auf Grund des Art. 425 Ziff. 2 
vereinbarter Befreiungdvertrag ald eine Ausnahme bar, deren thatſächliche 
Boraudjepungen derjenige, welcher fie zu feinem Bortheile behauptet oder gel- 
tend machen will, beweiten muß. Yordert mithin nach Ankunft am Beftimmungs- 
orte der Paflagier die Aushändigung des aufgegebenen Reifegepäds (Art. 408, 
395 H.G.B.) und wendet bie Eijenbahn gegen biefen Aushändigungsanfpruch 
ein, daß tad Gepäd verloren gegangen und fie für den Berluft auf Grund des 
gemäß Art. 425 Ziff. 2 gefchloffenen Befreiungövertraged (sc. $ 29 Alin. Ic. Be- 
trieböreglement) nicht baftpflichtig fei, jo bat fie bie thatjächlichen Borausfegungen 
dieſes Einwandes zu beweijen, nämlich: 

1. daß dad Gepäd in Berluft gerathen und 

2. daß es nicht innerhalb acht Tagen nach Ankunft des Zuges abgefordert 
worden jei. 
Bgl. Thõl IU. 8 96 ©. 197, 198, v. Krämel ©. 607 Anm. 3, Brir ©. 431. 


Der gegentbeiligen Annahme v. Hahn's (I. ©. 543 $ 7 und Anm. 13), daß 
ber Berluft vom Reifenden zu beweijen fei, weil jonft der Vortheil der Klaufel 
raft ganz tlluforlich fein würde, Tann nicht beigepflichtet werden. Zunächft ift e® 
zerade für die Eijenbahn ein Leichtes, ſowohl den Berluft (in dem oben ©. 303 er- 
Srterten Umfange von „Fehlen“ zc.) ald auch die Berfäumnig rechtzeitiger Ab⸗ 
torderung zu beweijen, während für den Reifenden, dem ein Einblid. in die In⸗ 
erna der Eifenbabnverwaltung nicht möglich ift, der Nachweis bed Gegentheils 
Dd. b. des Borhandenjeind des Gepäcks) jehr jchwierig, ja zumeift unmöglidy fein 
würde. Wäre aber auch die Beweislaft für die Eijenbahn eine ſchwierige, fo 
würde fie body aus biefem Grunde allein nicht wider die beftehenden gejeplichen 
Beftimmungen auf den Reifenden abgemälzt werben bürfen. 

Den Gegenbeweis für die Rechtzeitigkeit der Abforberung Tann ſich übrigens 
ver Reiſende dadurch fihern, daß er fih gemäß $ 29 Alin. 2 Betrieböreglanent 
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auf dem Gepädichein Tag und Stunde ber gejchehenen Abforderung von der Gepad— 
erpedition beicheinigen läßt. 


240) 8 7 VFiſenbahn⸗BVetriebſ⸗Keglement. 

Mit $ 7 beginnt der Abjchnitt II. des Eilenbahn-Betriebö-Reglemente, be 
treffend die 

„Beförderung von Berjonen, NReifegepäd, Leichen, Fahr: 
zeugen und lebenden Thieren“. 

Diefer Abfchnitt findet zwedmäßig im Anſchluſſe an Art. 425 9.:8.-8. 
feine Erläuterung, weil Artikel 425 ber einzige Artilel des Titeld vom Fracht 
geſchäft ift, welcher, wenngleih nur in fehr beſchränktem Umfange, gejepliche Be 
ftimmungen über die Beförderung von Reijegepäd enthält und damit wenigitent 
mittelbar in Beziehung zu dem — im Uebrigen von den Beftimmungen ie 
H.G.B. über das Frachtgeſchäft ausgejchloffenen (f. Bd. I. Anm. 3 ©. 25, 26) — 
Berfonentrandporte fteht. Zwar beſchränkt ſich der Abichn. II. des Eifenb.-Berr- 
Regl. keineswegs auf Beftimmungen über Reifegepäd, jondern umfaßt in 5 Unter: 
abtheilungen Transportvorſchriften der Eijenbahnen für: 

a) Beförderung von Perjonen ($$ 7—23), 

b) Beförderung des Reijegepäds ($$ 24—33), 

c) Beförderung von Leichen ($ 34), 

d) Beförderung von Equipagen unb anderen Fahrzeugen ($$ 35—39), 
e) Beförderung von lebenden Thieren ($$ 40 —45). 

Auch haben einzelne diefer Beitimmungen ($ 29 Alin. 1, $ 31, $ 38 An]. 
2, 3,5 und 6, $ 39 Alin. 3 und 4, 8 44 und 45 Alin. 2 ©. 2 und Alin. 3) 
bereit3 in Verbindung mit Abjchnitt III. („Beförderung von Gütern”) bei Art. 44 
und 427 H.G.⸗B. Crörterung gefunden. Indeß empfiehlt ed fi, aus obigen 
Grunde dieje zum Theile nicht in den Rahmen bed Titeld 5 Buch 4 H.G.B. 
gehörigen Beitimmungen bier im Zufammenhange von juriftiihen Gefichtepmiken 
aus zur Darftellung zu bringen. 

Bgl. die Kritif Kühlwetter's über die wenig ſyſtematiſche Anordnung der Beitimme- 
gen bed Betrieb8-Reglemente S. 23 — 25. 

Ueber die Entjtehungsgeichichte dieſes Abſchnittes f. oben Vorbemerkung zum 
Art. 422 ©. 141, 145 ff. 

Die 88 7—23, welche die erfte Unterabtheilung des Abſchnittes II. unte 
dem Zitel: 

a) Beförderung von Perjonen 

bilden, enthalten, wie dieſe Ueberjchrift bejagt, die Beſtimmungen des Betr.Rel 
über die PVerjonenbeförderung. Sie beichränten fich jedoch keineswegs auf Angabe 
der eifenbahnfeitigen Transportbedingungen, Rechte und Pflichten in Betreff de⸗ 
Perjonentrandportvertrags, fondern umfaffen zugleich ohne weitere ſyſtematiſche Ir: 
ordnung und Reihenfolge eine Anzahl Sicherheitd- und Ordnungsvorſchriften, weldt 
theild au8 dem Bahn-Polizeireglement entnommen, thetld daffelbe zu ergänzen be 
ftimmt find und deren Aufnahme in das Betr.-Regl. lediglich Zweckmãßigkeit· 
rückſichten entſprungen iſt. 

Zur juriſtiſchen Charakteriſirung des Perſonenbeförderungsvertraget 
ſei Folgendes porausgeſchickt: Der Perſonenbeförderungsvertrag iſt kein Fracht 
geſchäft im Sinne des H.G.B. denn er iſt durch Art. 390 H.G.B. ven x 
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Anwendung des Tit. 5 Buch 4 1. c. audgeichloffen, wenngleid er im Großbetriebe 
fi gemäß Art. 272 Ziff. 3 H.G.B. als Handeldgejhäft charakterifirt (vgl. 
Bd. I. Anm. 3 ©. 25, 26). Indeß find Perjonen- und Güterbeförderungdvertrag 
ungeachtet diejes im H.G.⸗B. gemachten Unterfchiebe8 ihrem Verkehrszwecke und 
Rehtöcharafter nach eng verwandt. Denn Zwed beider Verträge ift Die Ueber- 
nahme der Beförderung von Ort zu Ort. Bei beiden fommt e8 rechtlich nicht fo- 
wohl auf die VBollziehung der einzelnen Transporthandlungen, als vielmehr auf 
teren Refultat, die Anbringung an den Beitimmungsdort an, der eine wie der an» 
dere ftellt fich alfo feinem Rechtsbegriffe nad) nicht als locatio conductio operarum, 
ſondern als loc. cond. operis: Werkfverdingungdvertrag dar. (Vgl. Bd. J. Anm. 3 
©. 15.) 

Für den Güterbeförderungdvertrag find jedoch bei Geftaltung des H.G.B.. 
wie oben Bd. I. Anm. 3 ©. 16 und Anın. 37 ©. 192 erörtert, Die Regeln der 
loc. cond. operis nicht allein beitimmend gewejen, es ijt namentlich in Beziehung 
auf die Haftpflicht des Frachtführers für Verluft und Beſchädigung des Guts das 
ftrengere Brinzip des receptum nautarum 2c. (des Aufnahmevertraged) adoptirt 
und darnad der Güterbeförderungsvertrag ded H.G.B. dur die Verbindung 
der Grundſätze der loc. cond. operis und des receptum zu einem eigenthümlichen 
und felbftftändigen Handelsgeſchäfte geihaffen worden. Der Yradhtführer haftet 
bier nicht blos nady den Regeln der loc. cond. operis für den Schaden, welcher 
dur die Vernadhläffigung der Sorgfalt eined ordentlichen Frachtführers entfteht, 
iondern darüber hinaus aud dem receptum für allen Schaden, es ſei denn, daß er 
deffen Entftehung durch höhere Gewalt, natürliche Beichaffenheit ded Gutes oder 
äußerlich nicht erfennbare Mängel der Berpadung darzuthun vermag. 

Der Perfonenbeförderungdvertrag dagegen hat im H.G.B. eine derartige 
eigenthümliche Gejtaltung nicht erfahren. Mangeld bejonderer Beitimmungen iſt 
er daher lediglih nach den bezüglichen landeögejeglichen Regeln der loc cond. 
operis, des Werfverdingungdvertraged zu beurtheilen und demgemäß prinzipiell 
vom Frachtführer in Beziehung auf die Haftpflicht für Verluſt, Beihädigung und 
Berjpätung nur die Sorgfalt eines ordentlihen Frachtführers zu präftiren. In⸗ 
dep hat dieſe Haftpflicht zunähft für das Gebiet des Preußiſchen Rechts 
injofern eine Erhöhung erfahren, ald $ 25 des Preuß. Gel. vom 3. November 
1838 (G.S. ©. 505) in Verbindung mit dem Preuß. Gef. vom 3. Mai 1869 
die Eijenbahnen — gleichviel ob ein Frachtvertrag vorliegt oder nicht — für allen 
Schaden erjappflihtig macht, welcher bei der Beförderung auf der Bahn an ben 
auf derfelben beförderten Perjonen und Gütern oder auch an anderen Perjonen 
und deren Sachen, abgejehen von dem Nachweiſe eigenen Verſchuldens des 
Beichädigten oder eined äußeren unanwendbaren Zufall, entiteht, und den Eijen- 
bahnen die Außfchliegung oder Beichränfung diefer Beftimmungen im Voraus zu 
ihrem Vortheile durch Verträge verbietet und fodann für dad Gebiet Deutichlands 
bezw. Defterreich& durch das Deutſche Haftpflichtgejeg vom 7. Zuni 1871 (R.G.Bl. 
S. 207) bezw. dad Defterr. Haftpflichtgefeg vom 5. März 1869 für den Yall ber 
Tödtung oder Körperverlegung eined Menjchen beim Eijenbahnbetriebe analoge 
Beftimmungen getreffen find. 

Jedoch beſchränkt fih die durch dieſe Auſsnahmegeſetze den Eiſenbahnen auf« 
erlegte außervertragsmäßige Haftpfliht auf damnum corpore corpori datum und 
läßt im Webrigen tie Regelung aller derjenigen Rechte und Pflichten unberührt, 
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welche fi für den Frachtführer bezw. die Eifenbahn einerfeit3 und den Paſſagier 
anbererjeitd aus dem Tirandportvertrage ergeben, namentlich die Erjagpfliht ber 
erfteren für Ausfall oder Unterbrechung der Fahrt, Verſpätung, Yebldirigirung x. 
In diefer Hinfiht müfjen mithin die ſehr verjchiedenartigen Beftimmungen ter 
einzelnen Landedredhte herangezogen werden und e8 kann daher den Verfaſſern des 
D. H.G.B.'s der Borwurf nicht erjpart werden, daß jie nicht in derjelben Beil, 
wie die Rechtöverhältnifie des Gütertrandportd, auch die des Perſonen transpens 
zum Gegenftande einer einheitlichen gefeglichen Regelung gemacht haben. 

Demgemäß fehlen für den Perjonentrandport der Eijenbahnen — obwohl die 
ratio: das faktiſche Monopol der Eifenbahnen f. S. 140 die gleiche iſt — hie 
wichtigen für den Gütertransport im H.GO.B. aufgejtellten Prinzipien, daß tie 
Eifenbahn die Eingehung eines Transportgeſchäfts bei Erfüllung der gejeglicen 
Borausjegungen nicht verweigern (Art. 422 Alin. 1), daß fie hinſichtlich der Zeit 
der Beförderung nicht einen Snterefjenten vor dem Anderen begünftigen (Art. 42 
Alin. 3), daß fie nur in beftimmten Umfange und unter beftimmten Borausjegun 
gen die gejeglih normirte Erjappfliht zu ihrem Vortheile im Voraus durd Ba: 
trag ausſchließen oder beichränfen darf (Art. 423 ff.). Zwar bietet das geltende 
Deutihe und Defterreich-Ungarifche bezw. Vereinsreglement dafür injofern einiger: 
maßen Erſatz, als wenigften® im reglementariihen Wege den Eijenbahnen die 
Eingehung von Perjonenbeförderungdverträgen ($ 6 Alin. 1), ſowie bie gleid- 
mäßige Behandlung der Baflagiere ($ 7 ff.) und der Erſatz für Schaden aus der 
Nichterfüllung des Bertraged in gewiſſem Umfange zur Pflicht gemacht find. Immer: 
bin vermögen aber dieſe reglementarijhen, im Berordnungdwege abänderbaren 
Feſtſetzungen die gejeßliche Regelung des Perſonentransportgeſchäfts der Eiſen 
bahnen nicht zu erjeßen und bringen überdied obige für den Gütertrandpert an- 
genommenen Prinzipien keineswegs vollftändig zum Ausdrud (vgl. z. B. 96 
Alin. 1, $ 7 Alin. 2, $ 21), fo daß de lege ferenda die Normirung dei Per: 
fonentransportgeihäftd der Eijenbahnen durch Geſetz mit dem wachjenten Be 
fehr ein immer dringender hervortretended Bedürfniß geworden ift. 

$ T des Eijenb.-Betr.-Regl. ift wörtlich aus $ 7 des Bereind-Berjonen- x. 
Reglementd vom 1. März 1865 entnommen. Nur der Echlußjag des Alin. 1: 
„aus denen auch zu erjehen ift ꝛc. ...“ fehlte dieſem Reglement und ift zuerſt in 
dad Nordd. Bund.-Regl. von 1870 aufgenommen worden, aud welchem er im die 
neueren Reglementd überging. (Epftein ©. 6). 

Alin. 1 Sa 1 beftimmt, baß die Perfonenbeförberung nah Maßgabe te 
öffentlich befannt gemadten und anfallen Stationen außgehängten 
Fahrpläne ftattfindet. (Art. 44 Reichd-Berfaffung.) Die Beftimmung ift einer 
jeit8 dem Staate gegenüber obligatorisch, indem die Eijenbahnen von den Auffichts 
bebörden zu biejer Publikation angehalten werden fünnen, und andererſeits dem 
Pafjagier gegenüber, indem ihm, falld die Beförderung nit nach Maßgabe bei 
3. 3. ber Billetnahme publizirten Fahrplanes erfolgt, ein civilrechtlicher Schadend 
erfaganfpruch zufteht. 

Dgl. $ 21 Betr.-Regl. unten Anm. 254 Endemann ©. 765 und Erl. des Breuf. Risit 

d. öffentl. Arb. vom 15. Mut 1882. E.⸗V.⸗Bl. ©. 174. 
Die Form der öffentliden Belanntmadung ift nicht näher vorgejcrieben 
(. $ 56 Alin. 3 und 9, 8 59 Alin. 9 Nr. 2 Betr.-Regl. und oben Anmertunz 
203 ©. 197). Sie wird in der Regel durd geeignete Zeitungen des br 
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treffenden Eiſenbahnbezirks erfolgen und muß jedenfall außdreichend fein 
(ſ. ©. 179). Ueber Yorm, Inhalt und Art des Aushangs der Plakatfahrpläne 
vgl. Reſtr. des Preuß. Hand.-Min. vom 20. Februar 1878, Pr. E.V.⸗Bl. 1878 
©. 41), ferner über die zwedmäßige Publikation von Yahrplanänderungen ꝛc. Erl. 
des R.E.⸗B.A. vom 13. November 1874, Centr.Bl. de D. R. ©. 426. Die 
Fahrpläne find überdied auf allen Stationen audzubängen — und zwar an einem 
Allen zugänglichen Orte. Unter „Stationen“ find auch die Halteftellen mit 
Perſonenbeförderung zu verſtehen. 
Erl. des R.E.B.⸗A. vom 4. Dezember 1878, Pr. C.⸗V.⸗Bl. 1879 ©. 2. — Ueber bie 
Genehmigung ber Kahrpläne vgl. für Breußen: Girk.-Erl. bes Hand.-Min. vom 14. Juni 
1875, M-BL db. i 8. ©. 164 und vom 4. Dftober 1878, E.⸗V.⸗Bl. ©. 259, Staatsbahn- 
organiſation vom 24. November 1879 $ 5a. umd $ 14, 1, ferner über tie Aufftellung und 
rechtzeitige Bekanntmachnug Minifi-Erl. vom 4. Dftober 1878, C.V.⸗Bl. ©. :59, 
17. September 1879, E.⸗VB.⸗Bl. ©. 154, 37. Februar und 29. Dftober 18%, E.V.Bl. ©. 114, 
512, 3. Januar unb 12. Juli 1881, E.V.⸗Bl. &. 20, 225, 5. Dftober 1882, E.⸗VB.⸗Bl. ©. 342. 

Alin. 1 Sap 2 beftimmt, daß aus den Yahrplänen zu erſehen fein fol, 
welche Wagenklafien die einzelnen Züge (vgl. über die Kategorien der Züge: Kühl- 
wetter ©. 7 Anm. 4) führen. Die Beitimmung erſchien erforderlich, weil nicht 
ſämmtliche Kategorien von Perjonenzügen alle 4 Klaffen mit fi führen. Kühl⸗ 
wetter ©. 7 Anm. 5.) Eine fahrplanwitrige Abweichung kann auch bier Erfap- 
anſprüche gegen die Eijenbahn begründen. (Vgl. jedoch $ 9 Alin. 3 Betr.-Regl.) 

Alinea 2 überläßt die Gewährung von Ertrafahrten (d. 5. die in ben publi- 
zirten Fahrplan nicht aufgenommenen Yahrten) dem Ermejjen der Verwaltung. 
Das Prinzip der Nichtbegünftigung, welches Art. 422 Alin. 3 H.G.⸗B. für den 
Sütertrandport aufftellt, ift aljo für den Perfonentransport nicht in gleichem Maße 
aboptirt, jofern ed nicht im Auffichtöwege feitgehalten wird (j. ©. 308). Fur 
darf in Rückſicht auf Alin. 2 durch die Gewährung von Ertrafahrten die fahrplan- 
mäßige Beförderung bei Vermeidung von Erfapaniprücdhen nicht geftört werben. 

Bol. über die Beförberung von Ertrafahrten, Salon-, Berfonen-«, Kranken⸗ und bejonberen 
Gepädwigen: Art. 2 bed Uebereinfonmend zum Ber.-Betr.-Regl. (S. 286), Erf. bes Preuß. 
Hand.⸗Min. vom 20. Februar 1879, &.-B.-Bl. S. 27. 

Alinea 3 erflärt für dem Abgang ber Züge die auf den Bahnhöfen befind- 
lichen Stationduhren für maßgebend (vgl. 88 2D und 25 des Bahn-Pol.-Regl.). 
Indeß ift hierbei wohl voraudgejept, daß fie den beftehenden Beftimmungen gemäß 
regulirt und in Gang gehalten find. Denn wenn died nicht der Fall, die Uhr 
alfo 3.3. ftill fteht oder notorijch und erweislich unrichtig gebt, jo kann fie füglich 
für den Abgang der Züge nicht maßgebend fein. Nur für den Abgang, nicht 
auch für die Ankunft der Züge. Der Grund für die Unterfcheidung ift nicht er- 
fichtlich, da der Zeitpunkt ber Ankunft ebenjo wie der des Abgangd rechtlich von 
Bedeutung ift und ftreitig werden Tann. Für die Ankunft ift alfo in dubio der 
Stationduhr ein maßgebendes Gewicht gegenüber anderen Uhren nicht beigelegt. 


241) 8 8 Eifenbahn-Betriebs-Reglement. 

8 8 des Eijenbahn-Betrieböreglement entipricht wörtlich dein $ 8 bed Vereind- 
Perjonen- ꝛc. Reglementd vom 1. März 1865. 8 8 enthält lediglich die Vorjchrift, 
daß der auf allen Stationen ausgehängte Tarif die Fahrpreiſe bejtimmt. Cs ift 
Damit einerjeit3 ein Publikationsmodus allgemein und obligatoriſch vorgejchrieben 
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(unbejchadet anderer, nebenher gewählter Formen), andererjeit3 der ſolchergeſtalt 
publizirte Tarif ald der allein für die Berechnung der Yahrpreife maßgebende hin 
geftellt. Weitere Beftimmungen über die Publikation und Bedeutung des Tarif 
find im Eijenbahn-Betrieböreglement nicht enthalten, mithin den Eiſenbahnen beim. 
den Aufſichtsbehörden nach Maßgabe der Landeögefege überlaffen (j. hierüber die 
Erläuterungen zum $ 52 Betrieböreglement Bd. II. S. 335 ff.). Nah Art. 3 
bed Uebereinfommend zum Betrieböreglement S. 286 werden die Tarife für ten 
Lokalverkehr auf Verlangen gegenjeitig unter den Verwaltungen ausgetaujcht 


Bgl. noch Art. 45. der Reichs⸗Verfaffung, Erl. des Preuß. Minift. der off. Arb. vem 11. Te 
zember 1879, E.⸗V.⸗Bl. S. 197. 


242) $ 9 Eifenbabn-Betriebtcteglement. 

Die 88 9, 10 und 11 ded Eifenbahn-Betriebsreglements handeln von te 
Fahrbillets, und zwar zunächſt $ 9 vom Billetverfauf und ber Zurücknahne 
gelöfter Billets. 

Das Fahrbillet ift nach der herrfhenden Meinung die Quittung über tie 
Zahlung ded Yahrpreifed® und damit zugleich die Legitimation zur Fahrt. Te 
Billet ift aljo nicht Träger der Obligation, nicht Bertragdurkfunde oder Beweis 
urkunde über den Abjchluß des Trandportvertraged — wie der Frachtbrief — und 
gehört hiernach auch nicht zu den Inhaberpapieren, ſondern dient Iebiglih al 
Quittung über den Yahrpreid nach Abſchluß bes Tirandportvertrages als „Dr 
fheinigung, daß eine Leiftung geſchehen, für melde die Gegenleiftung roch zu er 
warten iſt“. 

©. Sörfter Th. w Br. J. F CA S. 346, Bekker in f. u. Muther's Jahrb. Bo. 1 S. 211. 
307 f., Renaub, Krit. Ueberfhau Br. 5 S. 406, Dagegen Unger, bie rechtl. Nater der Ir 
haberpapiere 1, 6, 89, 95, 106, Kunpe, Lehre v. d. Inhaberpapieren. 
Aus diefem Grunde erjcheint die Nebertragung des Billetö Seitens bed erften Biller- 
nehmers an dritte, wenngleich üblich und unter Konnivenz der Eiſenbahnen hanfız 
zugelafien, rechtlich an fih nicht ftatthaft, zumal die Eijenbahn beim Vertrag: 
abichluffe die Perjönlichkeit und die Individualität des Billetnehmerd in Betradt 
zieht (vgl. $ 13 Betriebereglement), deögleichen nicht die Uebertragung bes mit dem 
Billet verknüpften Rechtes auf freie Gepäckbeförderung (A. M. Kühlwetter 
©. 28 Ann. 2). Aus gleihem Grunde ift die Annahme nicht zutreffend, daß te 
Berfonen-Beförderungdvertrag durch Löſung und Aushändigung ded Fahrbillets ar- 
gejchlofien werde. Denn das Billet hat nicht den Charakter einer Skripturobligaticn 
und bei Berabfolgung defielben ift der Vertrag bereitö perfekt. Und aus eben 
diefem Grunde kann der Auffafjung nicht beigetreten werden, daß der Paflagier 
durch Annahme des Billets ſich den reglementariichen ꝛc. Transportbedingungen 
der Eiſenbahn unterwerfe. Vielmehr iſt der Paſſagier den Beſtimmungen des Br 
triebsreglements und den ſonſt gehörig publicirten Transportbedingungen und Zr 
rifen ftilljchweigend durch den Vertrag unterworfen, gleichviel ob das Billet, welches 
ja erft na Vertragsſchluß ihm verabfolgt wird, darauf Bezug nimmt oder nidt 
(ſ. Ruddeihel S. 8, Goldſchmidt Zeitſchr. f. d. gei. HR. Br. 5 ©. 591, 
Meuſchig $ 99, dagegen Kühlwetter ©. 10). 

Denn biernah Alin. 1 des $9 vom „Verlauf“ der Fahrbillets (Fahrkarten 

ſpricht, jo ift dies zwar ein landläufiger und populärer Ausdruck. Im NRechtöfinne 
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iſt aber darunter die Verabfolgung ber Quittungen über den Fahrpreis zu ver- 
fteben, der auf rund der abzufchließenden Transportverträge zu entrichten ift. 
Der Verlauf der Billetö kann nad Alin. 1 Seitens der Eifenbahnen auf einen be- 
ftimmten Zeitraum vor Abgang des betreffenden Zuges bejchränft werden. Damit 
ift die durch $ 6 des Deirieböreglements auch für ben Perjonentranspert feſt⸗ 
gefepte Beförderungspflicht der Eifenbahnen in einer den Erfordernifien des Be- 
trieb8 entiprechenden Weiſe beichräntt.e. Das Ber.-Berf.-Regl. von 1865 beftimmte, 
Daß der Verlauf auf allen Stationen nur innerhalb der legten halben Stunde 
vor Abgang ded betreffenden Zuges verlangt werden und daß der Reifende 10 Mi- 
nuten vor Abgang des Zuges ein Billet nicht mehr begehren Tann. Dagegen 
unterſcheiden die geltenden Eifenbahn-Betriebsreglementd zwiichen Stationen von ge- 
ringer und größerer Frequenz. Bei erfteren Tann ber Verkauf nur innerhalb 
der legten halben, bei legteren innerhalb einer ganzen Stunde bis 5 Minuten vor 
Abgang des betreffenden Zuges verlangt werben. Befteht jedoch zwiſchen deu Ab⸗ 
gange zweier in derjelben Richtung abgehender Züge ein kürzerer Zwijchenraum 
als 1 reip. Y/s; Stunde, fo kann für den lebten ein Billet nicht eher gefordert 
werden, bis nicht der erfte erpedirt if. Zu den „Stattonen“ gehören audy bie 
Halteftellen. Ungenau ift die Unterfeheidung: Stationen von „geringer“ und „grö- 
Berer“ Frequenz (Epjtein ©. 6). Im GStreitfalle wird die Auffichtäbehörde hier- 
über Beftimmung zu treffen haben. Die in Alin. 1 bezeichnete Berkaufsfrift bildet 
die Minimalgrenze, unter welche nicht herabgegangen werben darf. Wohl aber ift 
ed, wie dad Wort „Tann“ ergiebt, dem Ermefien einer jeden Eifenbahn vorbehalten, 
die Berkaufdfriften über dieſe Yrift hinaus zu verlängern, da dies für dad Publi⸗ 
tum günftiger ift (vgl. $ 15 der Preuß. konform. Dienſtvorſch.). 

Alinea 2 enthält lediglich eine den Zahlungsmodus betreffende Ordnungs⸗ 
vorichrift (vgl. $ 6 Alin. 2 Betrieböreglement). 

Alinea 3 beftimmt im erften Sabe, daß die Fahrbillets auf die entjprechende 
Wagenklafie Anſpruch geben (oder befler: die Legitimation gewähren), joweit in 
dieſer Pläge vorhanden find rejp. beim Wechſeln der Wagen vorhanden bleiben. 
Der PBaflagier hat weder auf eine höhere, noch auf eine niedrigere Klafie Anſpruch 
(vgl. $ 11 Alin. 1 und 2). Es ift damit einem der aus dem Trandportvertrage 
folgenden Rechte der Pafjagiere Ausdruck gegeben. Es gehört dazu nicht nur der 
Anſpruch auf fihhere Fahrt, jondern auch auf die Gewähr fiheren Einfteigend am 
Abfahrtd- und ficheren Außfteigend am Ankunftsorte. 

Bol. Ert. des D. Reichöger. vom 23. April 1881, Entſch. Bb. 4 ©. 19%, Grf. des App. 

Ger. zu Köln vom 17. Dezember 1869, Rhein. Ar. Br. 62 S. 200, Kühlmwetter ©. 10. 

und auf Beförderung von Freigepäd (vgl. $ 26 Alin. 1 Betrieböreglement 
Anm. 259). Der Anſpruch auf Benugung der dem Billet (bezw. dem gezahlten Fahr⸗ 
preiſe) entfprechenden Wagenklaffe ift hiernach fein unbeichräntter, vielmehr von dem Vor⸗ 
bandenfein entiprechender Plaͤtze abbängiger. Damit aber der Baffagier durch dieje aus 
Betriebsrüdfichten nothwendige Beichränkung nicht gefchädigt werde, ift ihm für den Fall 
des Mangels entiprechender Bläge durch Sap 2 des Alinea die Wahl gelafien, entweder 
das Billet gegen ein ſolches der niedrigeren Klafie, in welcher noch Pläge vorhanden 
find, und gegen Erftattung der Differenz umzuwechjeln oder die Yahrt unter Rüd- 
empfang des bezahlten Fahrgeldes zu unterlafien. Es folgt daraus, Daß ein un- 
bedingted Recht zur Mitfahrt durch die Löſung eines Fahrbillets überhaupt nicht 
erworben wird. Denn, falls auch in der niedrigeren Klafje Pläbe nicht mehr vor⸗ 
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handen find, bleibt dem Paflagier nur noch das Recht, die Fahrt unter Rid- 
‚forberung bed Fahrgeldes zu ımterlafien. Nach Alin. 4 haben hierbei überbiet 
bie mit durchgehenden (d. h. von einer der Wagenwechſelſtation vorangehenten 
Station gelöften und nad) einer über dieſelbe binausfiegenden gültigen) Pills 
anfommenden Reiſenden den Vorzug vor den neu binzutretenden. Alin. 5 und 6 
treffen Beftimmung über bie Beftelung ganzer Coupos umd geben zu rechlliche 
Bemerkungen keinen Anlaß. 


243) 8 10 Eiſenbahn⸗Vetriebs⸗Neglement. 

$ 10 des Eiſenb.⸗Betr.Regl. (Alin. 1, 4, 5 und 6 aus dem Ver.Perj.Regl. 
von 1865, Alin. 2 1870, Alin. 3 1874 Hinzugefügt) fpricht in den Alin. 1-3 
von dem Inhalte und der Gültigkeit der Fahrbillets, in den Alin. 4—6 (richtiger 
zum $ 8 gehörig) von ber Fahrpreisermäßigung für Kinder. Rah Alin. 1 fel 
dad Fahrbillet bezeichnen: 

1. bie Stationen, von und bis zu welchen die Fahrt verlangt werten 
(befier: bezahlt worben), \ 

2. das Fahrgeld für die Wagenklafle, welche der Reiſende beugen mil 
— fofern dies nicht Valutaſchwankungen unterliegt —, 

3. die Zeit oder den Zug, wofür das Billet gilt — und zwar durd 
Abjtemplung darauf ausgedrückt, fo daß der Pafiagier die Richtigkeit ze 
prüfen im Stande ift. 

Diefer Inhalt ift obligatorifch. Der Reiſende kann denfelben im Nechts⸗ und 
Auffichtäwege verlangen. Weitere Zufäge find nur infofern zuläfflg, als fie dem 
Publikum günftiger find. Ob und inwieweit ein bei der Löſung und Berabfolgunz 
von Billet8 Seitens der Eiſenbahn oder des Reiſenden vorgefallener Irrthunm 
dem einen oder anderen Theile zum Nachtheile gereicht, entſcheidet ſich Mangelt 
bejonderer Vorſchriften nach Landesrecht. 

Alin. 2 gewährt dem Reifenden das Recht, unter den dort beftimmten Motali- 
täten während der Fahrt auf einer Zwilchenftation auszufteigen und fpäteflens am 
nächftfolgenden Zage weiterzureifen. Das Recht fintet auf alle Arten von Bil: 
(einfache, Retour-, Rundreiſebillets 2c.) Anwendung, da Alin. 2 irgend welche Be 
ſchraͤnkung nicht enthält, vielmehr ganz allgemein vom „Reijenden“ ſpricht. Die 
gegentheilige Auffaflung (j. Kommifl.-Ber. zu Nr. 11 der Tag.-Drd. der Gene. 
Ber. zu Bubapeft vom 28.—80. September u. 1. Oktober 1874 und Kübl- 
wetter ©. 13 Anm. 3) fteht mit Alin. 2 der Einleitung zum Betr.-Regl. (j. oben 
©. 182) im Widerfpruch. Aus den Worten „auf einer Zwifdenftation” ergieht 
fi, daß die Eifenbahnen die wiederholte Unterbrechung nicht zu geftatten brauchen. 
Der Reiſende geht dieſes Nechtes verluftig, wenn er die Vorfchrift, jofort da 
Billet dem Stationsvorfteher vorzulegen und daſſelbe mit bem Vermerke der ver 
längerten Gültigkeit verjehen zu laſſen nicht beobachtet, — ed müßte denn jein, daß 
der Etationsvorfteher bezw. fein Bertreter nicht aufzufinden ift oder ohne Grund 
ben Vermerk verweigert ober fonft ein triftiger Grund für die Zögerung tem 
Reifenden zur Seite fteht. j 

Alinea 3 verwahrt die Eifenbahn gegen die Annahme, daß bie durch Alm. ? 
augelafiene Unterbrechung eine Verlängerung ber für Retour⸗ und Runbreifebiilett 
feftgefegten Friſt herbeiführe. Die Annahme Kühlwetter's (S. 18), es fei bier 
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binzuzudenten: „jofern Yabrtunterbregungen bei Retour: oder Rundreiſebillets 
überhaupt zuläffig find”, ericheint nach dem zu Alin. 2 Bemerkten nicht zutreffend. 

Alinea 4 fchreibt zwar obligatoriich vor, daß Kinder unter 10 Jahren zu 
ermäßigten Yabrpreifen zu befördern find, überläßt aber die Höhe ber Ermäßigung 
den Ermeſſen der Eiſenbahnen (joweit diefe nicht landesgeſetzlich 2. an die Auf- 
fihtöbehörden gebunden find.) 

Für dad Alter der Kinder fol nah Alin. 5 im Zweifel ver Ausſpruch bes 
bei der Revifion anweſenden oberften Beamten entſcheidend fein, wodurch jedoch 
(arg. „im Zweifel”) eine weitere nachträgliche Beweisführung im Wege der 
Reklamation nicht andgeichlofien fein dürfte. 

Alinen 6 fließt obligatorifch die Zahlung für Kinder aus, welche noch 
getragen werden müflen und ihre Stelle auf ihrer Angehörigen Plätze mitfinden. 
Beide Erforderniffe müffen kopulativ erfüllt fein. 

Bol. das Preuß. Minifl.-Refkr. vom 6. Mai 1879, E.⸗S.⸗Bl. 1879 ©. 90. 


Dur Art.4 des Uebereinlommend zum Ber.-Betr..Regl. ©. 286, 287, find im 
Geltungäbereiche des Ber.-Betr..Regl. bezüglich der Beförderung von Kindern be: 
jondere Beftimmungen in Ausführung der Alin. 4—6 bed $ 10 Betr.-Regl. ver- 
einbart. 


Bol. ferner Hieruber: den Erl. des Preuß. Minift. der öffentl. Urb. vom 6. Mat 1879 
E.⸗V.Bl. S. 90 und vom 23. Dftober 1880, E. N.⸗Bl. ©. 510. 


244) $ 11 Eifenbahn-Betricbs-Rteglement. 

S 11 des Gijenbahn-Betrieböreglementd (Alin. 1 und 2 aus d. Ber.-Beri.- 
Regl. v. 1865, abgeändert 1870) betrifft dad Recht zum Umtaufch gelöfter Billets. 
Alin. 1 unterjcheidet hierbei zwiſchen Abgangd- und Zwiſchenſtationen. Auf 
erfteren ift der Umtaufch gegen Billetd höherer Klafien unter drei Boraus- 
jegungen geftattet: 

1. daß derfelbe bid 10 Minuten vor Abgang bed Zuges gefchieht, 

2. daß die Preisdifferenz nachgezahlt wird, 

3. daß noch Pläge in den höheren Klaffen vorhanden find. (Xeptered müßte 
— fireng genommen — ftet3 vorher von der Billeterpedition feftgeftellt 
werben.) 

Auf legteren Tann ein Uebergehben auf Plätze einer höheren Klafie nur be- 
aniprucht werden, wenn ber Reiſende auf ber betr. Station ein Billet zufauft, 
welches von diejer bid zur Beitimmungdftation ded urſprünglich gelöften Billets 
lautet und befjen Preis unter Hinzurechnung der auf die noch nicht Durchfahrene 
Strede fallenden Quote des Preifed des urjprünglich gelöften Billets den Yahr- 
preis für die höhere Klafie von der Uebergangs⸗ biß zur Beftimmungsftation min- 
beften® det (vgl. Kühlwetter ©. 14, 15, Epitein ©. 8). Zweifelhaft ift, 
06 bei Umtauſch auf Zwilchenftationen auch die Vorausſetzungen ad 1 und 8 zu 
treffen müſſen. Diefe Yrage dürfte mit der Maßgabe zu bejahen fein, daß bie 
Borausfekung ad 1 der Natur der Sache nach nur, wenn der Aufenthalt ded Zuges 
über 10 Minuten beträgt, erfüllt zu werden braucht. 


Alinea 2 läßt den Umtanfch gegen ein Billet niebrigerer Klafie nur in 
dem im $ 9 Alin. 3 Betriebsreglement (j. oben S. 311) bezeichneten Falle zu. 
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Ein Billet höherer Klafje legitimirt nicht ohne Weitere zur Benupung einer | 
niedrigeren Klafje (vgl. oben ©. 811). 


245) 8 12 EifenbapusBetriebs-Regiement. | 
$ 12 Eifenbahn-Betriebsreglement (Alin. 1 und Alin. 2 S. 1 und 2m 
dem Ber.-Berf.-Regl. v. 1865, Alin. 2 ©. 3 1870, Alin. 2 ©. 4 1874 zugefügt: 
handelt von der Anwelfung der Pläpe in den Coupes. | 
Alinea 1 ſpricht den Grundſatz aus, daß ber Beförberungdvertrag nicht wi 
die Benupung eined einzelnen beftimmten Platzes, fondern nur auf die Mitfaht 
bezw. einen Plag in der entiprechenden Klafje überhaupt gerichtet werben tar. 
Demgemäß werden einzelne beftimmte Pläge bezw. die Billets für ſolche nihtven 
kauft und können im Voraus nicht belegt werben (vgl. jedoch $ 17 Ulin. 2 Be 
triebsreglement). Die Nichtbeobadhtung tft von dem Benachtheiligten zinilrehtic 

und im Auffichtäwege verfolgbar. 
Bel Erl. des Preuß. Min. der öff. Arb. vom 21. Dezember 1880, &.-8..BL E. ti, be 

Placirung der Reifenden in den Koupes. 

Alinea 2 überträgt auf das Dienftperjonal das Recht und die Pflidt p 
Anweifung ber Pläße. Hierbei ift die Direktive ausgeſprochen, daß allein reiſede 
Damen auf Berlangen möglichft nur mit Damen in ein Coupe zufjammenzes 
werben follen, und ſodann obligatoriſch die Vorfchrift, daß in jedem Zuge ur 
beftend je ein Damencoups für II. und II. Klaſſe fi befinden muß, — jech 
mit den durch dad Amerikaniſche Syſtem gebotenen Modifikationen. Mehr ald ar 
Coupe kann nicht verlangt werden. Die IV. Klafie hat auf ein ſolches überheur 
feinen Anſpruch. 


Vgl. d. Erlaß des Preuß. Hand.-Min. vom 16. Mai 1878, E-B.-Bl. 1878 ©. 160, N 
die Zulänglichkeit der Damenkoupss, und Erl. d. Preuß. Minift. d. öff. Arb. vom 1. Aner 
1880, betr. deren Einrichtung in ber IV. Klafſe durchgehender Züge, &.-8.-BL 1880 €. 5 


246) $ 18 Eiſenbahn⸗Vetriebsſ⸗Reglement. 

$ 13 (wörtlih aus $ 13 Ber.-Berf.-Regl. von 1865) macht von dem Prinix 
gleihmäßiger Anwendung ber Beitimmungen bed Betr..Regl. auf alle Perſere 
eine Ausnahme in Betreff ſolcher, welche wegen einer fichtlichen Krankheit ober ar 
anderen Gründen durch ihre Nachbarfchaft ben Mitreifenden augenſcheinlich Lk 
werben würden. Es wird unterfchieden, ob bie Wahrnehmung hiervon bereits a’ 
der Anfangsftation (Sab 1 u. 2) oder erft unterwegß (Sab 3) erfolat 

Im erfteren Falle kann ſolchen Perjonen zwar (vgl. $ 6) die Fahrt mie! 
gänzlich verweigert, wohl aber von der Bedingung abhängig gemacht werden, de 
fie ein befonderes Coupe bezahlen. Bon den Gründen bed Außichlufie ir 
nur einer: „erfichtliche Krankheit“, bejonderd hervorgehoben, im Uebrigen abe 
mit den Worten „oder aus anderen Gründen“ den Eifenbahnorganen ber weitet 
Spielraum gelaffen. 

Vgl. d. Erlaß des Defter. Hand.-Minifl. vom 35. April 1879, Defter. Geartr..Bi. 1&* 
©. 418. | 

Ber zur Entjcheidung befugt ſei, ift nicht ausgeſprochen. Im Streitfalle hir: 
biejelbe dem höchſten Zug- ober Stationdbeamten obliegen, vorbehaltlich jedoch te 
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Schadendanſpruches, wenn fi der maßgebende Grund als unzureichend erweift. 
Bei Ausſchluß wird das etwa bereit3 bezahlte Yahrgeld und — arg. letzter Sag 
diefe8 Paragraphen — die Gepäckfracht zurüdgegeben. 

Im letzteren Falle (Wahrnehmung unterwegs) erfolgt der Ausſchluß auf 
der nädhften Station, jofern nicht zwei Bedingungen fich erfüllen, nämlich: 1. ein 
beiondered Coupe bezahlt wird und 2. bereit geftellt werden kann. 
Das Fahrgeld und die Gepädfracdht für die nicht durdhfahrene Strede werben im 
Falle des Ausichuffes erjept, im Halle der Weiterfahrt erfolgt entiprechende Zu- 
zahlung. 

& 13 gehört feiner Tendenz nah zum $ 23 — Ausichluß trunkener oder reni- 
tenter Perſonen — wenngleich legtere den Anſpruch auf Rüdzahlung des Yahr- 
geldes ꝛc. zur Strafe gänzlich verlieren (Epftein ©. 9). 


247) 8 14 EifenbahnsBetriebs-Reglement. 


$ 14 ftammt aus $ 14 Alin. 1—3 des Ver.Perſ.⸗Regl. von 1865 (modifizirt 
1870 nad Maßgabe ded Preuß. Staatdb.-Regl.). 

Alinea 1 trifft Beftiinmung über die Zeiten, während welcher vor Abgang 
eined jeden Zuges die Wartejäle, die Billet- und Gepäderpeditionen geöffnet jein 
müflen. Auch bier ift in wenig beftimmter Weije zwifchen Stationen mit größerer 
und geringerer Frequenz unterihieden (S. 311). Nachtheile aus der Nichtbeob- 
achtung dieſer Vorſchrift find im Nechtd- und Auffichtöwege verfolgbar. Aus dem 
Bertragdverhältniffe entipringt für die Eifenbahn auch die Pflicht, Die dem Billet- 
abnehmer angewiejenen Räume in einem den Aufenthalt bezw. das Durchgehen 
ohne Gefahr geftattenden Zuftande zu erhalten und für etwaigen Schaben auß der 
Verlegung dieſer Pflicht aufzukommen. 

Erkannt vom II. Civ.⸗Sen. bes Deutſch. Reichöger. unterm 22. Upril 1881, Entſch. Bd. 4 
S. 192. . 

Alinea 2 verpflichtet den Reiſenden, das gelöjte Billet jowohl beim Eintritt 
in den Wartejaal wie in den Wagen vorzuzeigen, jedoch nicht unbedingt, fondern 
nur auf Verlangen (sc. ded hierzu legitimirten Bahnorgans). Die Weigerung be- 
gründet bie Rückweiſung. Dieſe Vorſchrift entbindet den Reijenden übrigens nicht 
von der Pflicht, dad Billet auch fpäterhin vorzuzeigen, worauf fchon die weitere 
Vorſchrift deutet, daß er daſſelbe bis zur Abnahme bei fih behalten muß. Die 
durch Verſchulden des Kajfirerd überhaupt nicht oder nicht rechtzeitig vor Abgang 
eines Zuges erfolgte Eröffnung der Perſonenkafſſe verpflichtet die Eiſenbahn zum 
Schadenderfage an diejenigen Perjonen, welche mitfahren wollten, aber ohne Karte 
nicht zugelafjen wurden. 

Ertannt vom Oberſt. Oefterr. &er. unterm 3. Auyuft 1876, Epftein ©. 392, Rölt 
©. 455. 

Alinea 3 enthält die Strafbeſtimmungen für Reifende, welche ohne gültiges 
Fahrbillet betroffen werben. Es ift unterfchieden zwifchen ſolchen, die dies nicht 
melden (Sag 1) und folchen, die dies fofort beim KEinfteigen unaufgefordert melden 
(Sag 2). 

Erftere haben für die ganze von ihnen zurüdgelegte Strede, und wenn bie 
Zugangdftation (sc. diejenige, auf welder fie den Zug beftiegen) nicht ſofort un- 
zweifelhaft nachgewiefen wird — was den Reijenden obliegt —, für die ganze vom 
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Zuge zurüdgelegte Strede als Konventionalftrafe das Doppelte des gewöhnlichen 
Fahrpreiſes, mindeftend aber den Betrag von 6 Mark zu zahlen. Das Yahrgelt 
ift alsdann nicht noch befonderd zu entrichten. Lediglich die Thatſache bes Be 
troffenwerdend ohne Billet begründet die Strafe. Auch der Nachweis, daß das 
Billet gelöft, aber verloren gegangen fei (3. B. durch Vorlegung des entipredgen- 
den Gepädicheind), Tann jomit davon nicht befreien, da es auf dolus oder culpa 
bier nicht ankommt (A. M. Epftein S.10, Waruſchon⸗Jarociewicz S.7, 8). 
Daher begründet firenggenommen aud dad fpätere Wiebderfinden bes 3. 3. ber 
Revifion verlorenen Billets nicht eine Rüdforderung des Strafbetrages: 
Erk. des Stadt. und App. @er. Leipzig, D. E.-3. 1864 ©. 55, 
wiewohl berjelben aus Billigkeitärudfichten wohl allfeitig flattgegeben werden wirt 
(Kühlwetter S. 17 Anm. 3). Nebenbei kann noch ber Thatbeftand bes Be 
truges begründet fein und ftrafrechtliche Verfolgung eintreten. 
©. hierüber Dppenhoff, Komm. z. R.Str.⸗G.B. $ 263 Anm. 69 u 71, Hahn ieiz. 
©. 359, Kühlwetter ©. 16 Anm. 3, Waruſchon⸗Jarociew icz S. 7, 8 
Leptere (sc. die fi unaufgefordert Meldenden) haben, falld fie anzeigen, 
daß fie wegen Beripätung kein Billet mehr haben löfen können, wenn fie über 
haupt noch zur Mitfahrt zugelaffen werben, worauf fein Auſpruch zufteht, eine 
um 1 Mark erhöhten Fahrpreis zu zahlen. Borausfegungen find bier aljo, daß: 
1. die Meldung jofort beim Einfteigen den Schaffner oder Zugführe 
gemacht wird, 
2. fie unaufgefordert geichieht, 
3. die Nichtlöfung wegen Berjpätung erfolgte, 
4. ein um 1 Mark erhöhter Yahrpreid gezahlt wird. 
Fehlt eine dieſer Vorausſetzungen, fo tritt die Beitrafung nah Sap 1 dieſes 
Alinea ein. 
Alinea 4 enblich verordnet, daB — in beiden im Alin. 3 bezeichneten Fällen 
— ber Retjende bei Weigerung fofortiger Zahlung (sc. bed Yahrgeldes nebit 
Strafe) audgejept werden kann — jelbftredend auf irgend einer Station oder Halte 
ftelle. Die Audfegung entbindet den Reijenden von der Zahlung des Fahrgeldes 
bezw. der verwirkten Strafbeträge nicht. 


Bol. noh den Erl. des Defterr. Hand.»-Min. vom 9. Juni 1881 über Hahrfartemreriicz 
Defterr. Gentr.-Bl. 1881 ©. 985. 


248) 8 15 @iienbahn-Betriebö-Reglement. 

8 15 — unverändert aus 8 15 des Ber.-Berj..-Regl. von 1865 entnommen — 
jchreibt vor, daß das Zeichen zum Einfteigen in die Wagen durch zwei unter- 
ſchiedene Schläge auf die Glocke zu geben ift. Zwiſchen beiden Schlägen mai 
eine Baufe beftehen (Epftein ©. 10). Nachtheile auß der Nichtbeobacdhtung ter 
Vorſchrift können im Rechts⸗ und im Auffichtöwege verfolgt werben. Andererjeits 
verliert der Reiſende, welcher dem Zeichen nicht Folge leiftet und nicht in ber Fritt 
bis zum Abfahrtözeihen (ſ. $ 16 Alin. 1) einfteigt, den Anipruch auf bie Fabn 
(auch mit einem fpäteren Zuge) und jede Entſchädigung ($ 16 Alin. 2) — aukt 
im alle des $ 16 Alin. 3. 


Art. 425. „S 16 u. $ 17 Eiſenbahn⸗Betriebs⸗Reglement.“ 317 


249) 8 16 Eiſenbahn⸗VBetriebs⸗Neglement. 

$ 16 Alin. 1 u.2 rührt aus $ 16 de3 Ber.-Berj.-Regl. von 1865 ber, 
An. 3 u. 4 find 1874 neu hinzugefügt. 

Alinea 1 Sap I verbietet die Zulafjung zur Mitreife, nachdem das Abfahrts- 
zeichen durch die Dampfpfeife der Lokomotive gegeben (vgl. $ 61 Bahn-Pol.-Regl.) 
Das Wort „Tann“ deutet jedoch an, daß die Zulafiung aud dann noch in das 
Ermefien des Bahnperjonald bis zu dem Momente geftellt ift, wo die Wagen in 
Bewegung geſetzt find. Mit diefem Momente wird aber das Verbot ein un» 
bedingted, indem durch Satz 2 jeder Berfuh zum Einfteigen und jede Hülfe- 
leiftung dazu alsdann für verboten und ftrafbar erflärt find. Die Strafe er- 
giebt fih aus $$ 61,62 Bahn⸗Pol.Regl. und, wenn zugleich die Gefährdung eines 
Eiſenbahntransports oder die Verlegung 2c. anderer Berjonen vorliegt, aus den be- 
züglihen Beitimmungen des Str.Geſ.⸗B. ($ 316). 

Alinea 2 erklärt den Reiſenden, weldyer die Abfahrtszeit verſäumt, bed An- 
ſpruches ſowohl auf Rüderftattung des Fahrgeldes als auch auf jede andere 
Entihädigung verluftig. Er ift alſo nicht zur Benupung eines fpäteren Zuges 
berechtigt, muß fein bereitd im Zuge befindliches Gepäck event. auf feine Koften 
zurüderpediren laffen zc. 

Alinea 3, welches ben früheren Reglements fehlte, ift erit durch den Entw. 
bed Deutichen Reichs⸗Eiſenbahnamtes von 1873 zugefügt worben, um bie Härte 
eined oft unverfchuldeten Verluftes zu mildern. (Mot.) Alin. 3 geftattet — als 
Ausnahme zu dem Prinzipe des Alin. 2 — dem Reijenden die Benupung eines 
am nämlichen oder folgenden Tage nach der Beitimmungsftation abgebenden, zu 
feinem höheren Tarifjage fahrenden Zuge unter zwei Vorausſetzungen: 

1. daß er fein Billet ohne Verzug dem Stationsvorſteher vorlegt, 
2. bafielbe mit einem Vermerk über die verlängerte Gültigkeit ver- 
jehen läßt. 
Es ift anzunehmen, daß auch ein höher tarifirter Zug bei entjprechender Zuzahlung 
benugt werden barf. 

Alinea 4 beftimmt, daß dieſe Vergünftigung bed Alin. 3 eine Verlängerung 
ver für Retourbillets, Billet3 zu Runbreifen und Bergnügungszügen feitgejepten 
grift nicht zur Folge hat (vgl. $ 10 Alin. 3). War der verfäumte Zug aljo ber 
este vor Ablauf der Frift benußbare, jo kann die Bergünftigung aus Alin. 3 au 
vei Erfüllung der dort bezeichneten Vorausſetzungen nicht beanſprucht werben. 


250) 8 17 Gifenbahn-Wetriebssteglement. 

8 17 iſt aus $ 17 des Ber.-Perj.-Regl. von 1865 entnommen. Nur ber erfte 
Sag hat 1874 eine Aenberung erfahren (j. Mot. 3. Entw. des D. R.E.⸗Geſ. v. 
1873). 

Alinea 1 beftimmt die Pflichten, welche dem Bahnperfonal bei Ankunft auf 
iner Station obliegen: Der Name berfelben, die Aufenthaltsdauer fowie ber 
twaige Wagenwechjel find audzurufen (vgl. Erl. d. Min. d. öff. Arb. v. 2. Aug. 
879 E.V.Bl. ©. 142); ferner bei Stillftehen des Zuges nad der Ausſteige⸗ 
site die Thüren derjenigen Wagen, welche für bie bis zu biefer Station Reiſenden 
eftimmt find, zu öffnen, die übrigen nur auf Berlangen. Schäden, welche Pafſa⸗ 
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giere durch Nichtbeobachtung diejer Vorfchriften erleiden, können im Rechts- un? 
im Auffihtswege geltend gemacht werden. Insbeſondere erjcheint, wenn der Rei⸗ 
ſende dadurch genöthigt wurde, über die Beftimmungsftation ohne eigenes Ber- 
ſchulden hinauszufahren, der Anſpruch auf unentgeltlihe Rückbeförderung nad 
biefer jowie auf Erſatz fonftiger Schäden gerechtfertigt (vgl. Epſtein S. 11, Ba- 
tufhon-Sarociewicz ©. 9, 10). 

Alinea 2 beftimmt, daß, wer auf ben Zwiſchenſtationen feinen Plag rer- 
laͤßt, ohne denfelben zu belegen, fich, wenn berjelbe inzwiſchen anderweitig beiegt 
ift, mit einem anderen Plage begnügen muß. Daraus folgt, daß es dem Reiſender 
auf Zwifchenftationen bei zeitweiligem Verlaſſen feined Platzes geſtattet ift, ten 
felben zu belegen und er hierdurch den Anſpruch auf dieſen belegten Platz behält. 
während nad $ 12 Alin. 1 Betrieböreglement ein Boraudbelegen auf der Zugang! 
ftation nicht ftatthaft ift und daher einen Anſpruch auf ben betr. Pla midht ar 
währt (Anm. 245 ©. 314). 


251) 8 18 Eiſenbahn⸗Vetriebß⸗Reglement. 

$ 18 (unverändert aus $ 18 des Ver.Perſ.Regl. v. 1865) enthält Ber: 
haltungsvorſchriften für die Reiſenden im Falle außergewöhnlihen Anhaltend ar’ 
freier Bahn. 

Nah Alinea 1 ift ihnen ein Ausfteigen nur mit außdrüdliher Bewilligung 
des Zugführers geftattet, 

Bol. über die dabei zu treffenden Borlihtsmaßregeln: Erl. des Preuß. Min. d. 2#. St. 
vom 17. Oktober 1881, &.-B.BL. ©. 313. 
fie müflen fi dann fofert vom Bahngeleife entfernen und auf dad erfte Zeicher 
mit der Dampfpfeife ihre Pläße wieder einnehmen. 

Alinea 2 erflärt denjenigen, der beim dritten Crtönen der Dampfpfeife nee 
nicht eingeftiegen ift, des Anſpruches auf die Mitreife verluftig. Indeß ift trer 
der apodiktiſchen Faſſung wohl anzunehmen, daß ed dem Ermeften der fompetenter 
Bahnorgane anheimgeftellt tft, den Reiſenden aud nachträglich no zur Mitfabrt: 
zuzulaſſen. Anderenfall3 liegt der Bahn jedenfalld die Obhut für das Reije- um: 
Handgepäd des zurüdbleibenden Neifenden, für welches im Uebrigen Alin. 2 de 
$ 23 analog zur Anwendung zu bringen fein wird, weiter ob. 


252) $ 19 Eiſenbahn⸗Vetriebs⸗Reglement. 


$ 19 (aus 8 19 bed Der.-Berj.-Regl. von 1865, neu binzugetreten 1874: 
Alin. 2) enthält in Ausführung der 88 53 u. 61 ded Bahnpolizeireglemente ein: 
Anzahl Sicherheitöbeftimmungen über das Berhalten ber Reifenden währen? tie 
Fahrt, beim Cin- und Audfteigen, beim Aufenthalt auf dem Bahnhofe und Ber 
lafien deſſelben. An die Nichtbeachtung diefer Vorſchriften knüpft zwar $ 19 fer 
beſonderes Präjudiz, e8 kann aber bei etwaiger Renitenz der Ausſchluß ven der 
Fahrt gemäß $ 23 Betr.Regl. und überdies ald Verſtoß gegen $ 53 Bahn-Be:- 
Regl. die Strafe des 8 62 ibid. eintreten. Auch kann eine derartige Kontrapentirz 
den Einwand des eigenen Berfchuldend im Sinne bed $ 1 des Reichshaftpflickt 
gejeged vom 7. Zuni 1871 begründen (j. Eger, Kom. z. Reichshaftpflichtgeſer 
2. Aufl. ©. 138 f.). 
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253) 8 20 Gifenbapn-Betriebs-Neglement. 

8 20 (aus $ 20 bed Ver.Perſ.Regl. von 1865, nur Sa 2 ift 1870 hinzu- 
gefügt) behandelt die Eriagpflicht der Reifenden für Beichädigungen der Wagen. 
Zunächft ift für Zertrüämmern der Yenfter eine Entichädigungstare aufzuftellen und 
der darnach entfallende Betrag durch dad Dienftperjonal von dem Schuldigen, 
welher Vorlegung der Tare verlangen darf, fofort einzuziehen. Es ift nicht vor- 
geichrieben, daß die Taxe von der Aufſichtsbehörde genehmigt fein muß (ſ. Epftein 
©. 12). Der Baflagier ift der Tare unterworfen, weil im Betr.-Regl. auf Diefelbe 
Bezug genommen und er jederzeit in ber Lage ift, ſich vorher mit ihrem Inhalte 
befannt zu machen. Dad Dienjtperfonal (Schaffner, Zugführer :c.) hat zwar zu- 
nächſt den Schuldigen ſowie den bezüglichen Tarbetrag felbftftändig feftzuftellen 
und legteren jofort einzuziehen. &8 bleibt aber dem KHerangezogenen über vie 
Seftftellung der Schuldfrage und des Erſatzbetrages durh das Bahnperjonal die 
Beihwerde bei der vorgejepten Behörde und event. der Rechtsweg. 

Für andere Beihädigungen der Wagen, von denen nur beijpieldweije, ein- 
zelne: das Beihmupen im Innern, Zerreißen der Gardinen angeführt find, ijt die 
Eiſenbahnverwaltung gleichsfalls durch $ 20 für befugt erflärt, eine Entichädigung 
zu fordern und von dem Schuldigen fofort einziehen zu laſſen. Dieſe Beftimmung 
ift jeboch in ihrer allgemeinen Fafſung zur praftifchen Anwendung wenig geeignet. 
Zunächft iſt unklar, wer zur Feitftellung und Einziehung der Schadendforberung 
legitimirt iſt. Es fjcheint, da hier im Gegenfate zum Borangehenden, von der 
Eifenbahnverwaltung, nicht von Dienftperfonal die Rede ift, eine höhere Inftanz 
gemeint zu fein. Diefe ift aber in ber Regel nit zur Stelle, um die fofortige 
Feitftelung und Einziehung bewirken zu lönnen. Sodann ift die Ausübung ber 
Befugniß, wenn ed an einer vorher publizirten Entichädigungdtare fehlt, was bei 
ter Verſchiedenheit der Beihädigungen in der Regel der Fall jein wird, infofern 
nicht wohl durchführbar, ald der Eifenbahnverwaltung darnach das Recht einjeitiger 
Seftftellung der Höhe Schadend und des Schuldigen ſowie fofortiger Einziehung 
bed Betrages .zuftehen müßte, die Ausbedingung eines jo weitgehenben Rechtes 
aber mit allgemeinen Rechtsregeln nicht vereinbar erfcheint (F 71. I. 5. Pr. Allg. 
L.R.). Es iſt daher anzunehmen, daß der Eifenbahn nur ein gewifies Pfändungs- 
bezw. Retentionsrecht, Die Befugniß vorläufiger Feftftellung und Einziehung des 
Schadens und vorbehaltlich definitiver Feſtſtellung im Rechtswege zuftehen joll. 


254) 8 21 Eifenbabn-Beiricbs.Reglement. 

$ 21 regelt die Verpflichtungen ber Bahn bei Veripätung ber Züge, Unter- 
brechung der Fahrt durch Elementarereigniffe und andere Hinderniffe und Betriebs: 
förungen. lin. 1 und 2 rühren aus dem Ber.-Perj.-Regl. v. 1865 ber, Alin. 3, 
4 und 6 find 1874, Alin. 5 zuerft in dad Defter.-Ung. Regl. v. 1872, fodann aus 
diefem in die Regl. v. 1874 aufgenommen. 

Alinea 1 ftellt da8 Prinzip auf, daß verjpätete Abfahrt oder Ankunft der 
Züge (und zwar ausnahmslos aller Züge) feinen Anfpruch gegen die Eifenbahn- 
verwaltung begründen — abgefehen von ber in Alin. 3 und 4 bed $ 21 bezeich- 
neten Ausnahme. Dieje durch dad Reglement vereinbarte Befreiung von ber Haft 
für Verjpätung ift zwar ftatthaft, auch im Gebiete bed Preuß. Rechts, ba fich 
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& 25 bed Gef. v. 3. Novbr. 1838 bezw. d. Gef. v. 3. Mai 1869 nur auf dam- 
num corpore corpori datum, nicht auf Berfpätung bezieht (f. S. 307). Indeß 
darf fi die Eiſenbahn auf Alin. 1 nicht berufen, wenn die Berjpätung durch ihren 
oder ihrer Leute dolus herbeigeführt ift, weil nach allgem. Rechtöregeln ein paetum, 
ne dolus praestetur ohne rechtliche Wirkung ift. Auch legen die Eiſenbahnauffichts 
behörden den Eifenbahnen zumeift die Pflicht nahe, wenn irgend thunlich, für bie 
Audgleichung ber Folgen des verfehlten Anſchluſſes dur Ablafjung eines bejon- 
deren Zuged oder durch Zulafiung der Reiſe auf einer anderen Route ober mi 
Güterzügen Sorge zu tragen (Pr. Min.⸗Reſkr. von 10. Mai 1878 E. B.Sl. ©. 160, 
17. San. 1880 &.3B.Bl. ©. 44, 19. Aug. 1881 E.V.Bl. ©. 271, 9. Jan. und 
18. San. 1882 E.V.⸗Bl. ©. 10 und 13). 

Alinea 2 fchließt auch für Ausfall oder Unterbredhung einer Fahrt prinzipiell 
jeden Erſatzanſpruch aus (abgejehen von dolus ſ. das zu Alin. 1 Bemerkte). An | 
zur Rüdforberung des für die nicht burchfahrene Strede gezahlten Fahrgeldes 
d. h. bei Ausfall des ganzen, bei Unterbrechung bes antheiligen — iſt der Reifen 
berechtigt. Died ift aber fein Schabenderfaganfprud, ſondern die Rüdjordernm; 
der Borleiftung wegen nicht gefchehener Nadhleiftung (f. Art. 894 Alin. 2 9.6.8. 
oben Bd. I. Ann. 32 ©. 160). „Die polizeiliche Verhinderung einer Fahrt be 
rechtigt nicht zur Rüdforderung des Yahrgelded, wenn die Maßregel ber Bolize: 
behörde lediglich durch die Handlungen bed Pafſagiers herbeigeführt worden if.“ 

Erkannt vom Hand.-Ger. Köln unterm 27. April 1866, D. &.-3. 1866 S. 630. 

Alinea 3 u. 4 Lonftituiren eine Ausnahme zu den in Alin. 1 u. 2 audge 
ſprochenen Brundjägen. Es wird unterſchieden zwilchen Beripätung durch höhere 
Gewalt und ohne höhere Gewalt. Bei erfterer bleibt jeder Schabensaniprad 
außgeichlofjeu. Bei legterer ift ein auf ein beſtimmtes Maß beichränfter Schabent: 
anjpruch zugelaffen, wenn folgende 4 Vorausſetzungen erfüllt find: 

1. durch die Berjpätung der Ankunft eines Zuge muß der Anſchluß an 
einen anderen Zug verjäumt fein; 

2. berechtigt ift nur der mit durch gehendem DBillet verjehene Re: 
jende; " . 

3. berjelbe hat den Nachweis zu erbringen, daß er mit dem nächflten 
zurüdfahrenden Zuge ununterbrochen zur Abgangsftation zurückgekebn 
ift; . 

4. ex bat feinen Anſpruch unter Borlegung bed Fahrbillets ſogleich nat 
Ankunft des verjpäteten Zuges dem Stationdvorjteher anzumelden. 

Sind diefe 4 Vorausjegungen ſämmtlich erfüllt, jo wird der bezahlte Prei 
für die Hinreife, fowie der Preis für die Rüdreife in der auf der erſteren bemupten 
Wagenklaſſe erftattet. Ein weitergehender Erſatz wird auch in dieſem Halle nid 
geleiftet. lim ben Reijenden in ben Stand zu fegen, die Nachweiſe ad 3 u. 4 ze 
erbringen, beitimmt Alin. 4, daß die Stationdvorfteher der Ankunfts- und Abgang 
ftation die entiprechenden Beicheinigungen zu ertheilen haben. Weber die Regal 
rung und Schadendvertheilung ber Verwaltungen unter einander in den Fällen be 
in Alin. 3 u. 4 des 8 21 behandelten Anjchlußverjäumungen ift im Art. 5 be Heber 
eintommend zum Ber.-Betr..Regl. beiondere Vereinbarung getroffen (j. ©. 387). 

Alinea 5 legt für den Fall, daß Clementarereigniffe oder andere Hinbernift 
die Fahrt auf einer Strede der Bahn unterbrechen, der Bahnverwaltung bie Pflich 
auf, für anbere Fahrgelegenheit bis zur fahrbaren Gtrede zu forgen. Sebed ii 





Art. 425. „$ 22 Eijenbahn-Betriebd-Reglement.” 321 


fie berechtigt, Die Mehrkoſten dafür — im Vergleiche mit dem entiprechenben Theile 
bed Fahrgeldes — von dem Reiſenden erſetzt zu verlangen. 

Alinea 6 verpflichtet die Bahnen, Betrieböftörungen und Zugverſpätungen 
auf den Stationen durch Anſchlag zu publiziren, eine Vorfchrift, Die mit der Ber: 
pflidtung aus S 7 Alin. 1 in engem Zuſammenhange fteht. 


255) 8 22 Eiſenbahn ⸗Betriebsſ⸗Reglement. 


Im $ 22 find eine Reihe von Vorſchriften über das Recht der Reiſenden zur 
Mitnahme gewiffer Gegenftände (Thiere, feuergefährlihde Sachen) im Perjonen- 
foups und über ihr Berhalten während der Fahrt (Tabakrauchen) zufammengejtellt, 
welhe ihrem Inhalte nach theild zum $ 19, theild zum $ 27 gehören. Alin. 1 
©. 1, Alin. 2, 3 u. 5 ftammen aus dein Ber.-Berf.-Regl. von 1865, Alin. 2 u. 3 
haben 1870 Modifikationen erfahren, Alin. 1 ©. 2 ift 1870, Alin. 4 1874 binzu- 
gefügt worden. 

Alinea 1 Sa 1 verbietet prinzipiell die Mitführung von Hunden und am 
deren Thieren in den Perjonenwagen. Ausnahmsweiſe ift dieſe jedoch nad Satz 2 
bei Heinen, auf dem Schoße zu tragenden Hunden Mangeld Einſpruchs der Mit- 
reijenden defjelben Koupes geftattet. Zuwiderhandeln kann die im 8 23 Betr.-Regl. 
und SS 583, 62 Bahn-Pol.-Regl. angedrobten Strafen zur Folge haben. 

Alinea 2 gewährt den Reijenden in allen Wagenklaffen die Befugniß des 
Tabafsrauchens, jedoch mit zwei Einſchränkungen: 

1. Sn der I. Klaffe darf nur unter Zuftimmung aller Mitreifenden 
defielben Koupss geraucht werben, injofern nicht bejondere Rauchtoupes 
I. Klaſſe im Zuge vorhanden find. 

2. Aus Tabalöpfeifen darf nur geraucht werden, wenn fie mit Dedeln ver- 
fehen find. 

Zuwiderhandeln hat die bei Alin. 1 bezeichneten Yolgen. Zugleich ift aber 
den Eifenbahnen die Pflicht auferlegt, in jedem Perfonenzuge Kouped Il. und wo 
thunlich auch III. Klaffe für Nichtraucher zu halten. Nachtheile aus der Ber- 
letzung dieſer Pflicht Tönnen im Rechts- und im Auffichtäwege verfolgt werden. 

Ueber die Zahl und Kenntlihmahung der Nicytraucherfoupes: 

ſ. Erl. des R.E.⸗B.⸗A.'s vom 7. September 19878 und Erl. des Preuß. Hand.-Min. vom 
2. Dftober 1873, E.⸗V.Bl. S. 257, ferner Erl. des Preuß. Min. der öff. Arb. vom 10. Auguft 


1880, E.⸗V.⸗Bl. S. 434, 7. Suli 1881, E.V.⸗Bl. ©. 224 und 14. Oktober 1882, E.⸗V. ⸗Bl. 
©. 346 und ber Defterr. Gener.Inſp. vom 7. Juli 1881, Dejterr. Centr.⸗Bl. 1881 S. 1013. 


Koupes für Nichtraucher find foldde, in welchen unbedingt, alfo ohne Rüdficht auf 
die Willendmeinung der Mitreifenden nicht geraucht werden und das Zugperjonal 
das Rauchen nicht geftatten darf. (Rundichr. ded R.-&.B.-A. 1880, Kühlwetter 
©. 21.) 

Alinea 3 verbietet die Mitnahme feuergefährlicher Gegenftände, ſowie &e- 
päcks, welches Flüſſigkeiten und andere Gegenftände enthält, Die auf irgend eine 
Meile Schaden verurjachen können, in ben Perjonenwagen, unter beiſpielsweiſer 
Aufzählung einer Anzahl derartiger Segenftände. Immerhin tft das Kriterium ein 
ſehr unbeftimmtes, da ed wohl kaum einen Gegenftand giebt, der nicht „auf irgend 
eine Weiſe“ Schaden verurfachen könnte. Das Dienftperjonal ift berechtigt, ſich in 
diefer Beziehung die nöthige Ueberzeugung zu verjchaffen, ein Recht, welches unter 

Eger, Deutfches Frachtrecht. III. 21 
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Umftänden zu fehr Täftigen Vifitationen führen kann. Der Zuwiderhandelnte ik 
ſowohl civil« wie ftrafrechtlich verantwortlid: | 
1. civilregtlid für allen Schaden an dem Gepäck Dritter und für 
jonftigen Schaden, d. 5. an den DBetriebömitteln, an Perſonen unt 
Sachen, 
2. ſtrafrechtlich durch Verfall in die im Bahnpolizeireglement ($ 62) be 
ftimmte Strafe. 

Alinea 4 macht von dem Verbote des Alin. 3 eine Ausnahme zu Gunter 
von Jaͤgern und im öffentlichen Dienfte ſtehenden Perfonen, welchen die Mittur- 
rung det Handmunition geftattet ift. Unter Sägern find nicht bloß berufsmäßige 
Jäger und Yorftleute, jondern auch Sagdherren und Sagdliebhaber zu verſtehen 
Als im öffentlichen Dienſte ftehend gelten Militairperjonen, Polizei-, Zoll- und ar 
bere Beamte ded Staats und der Gemeinden. Der Begriff „Handmunition” richtet 
fih nach den einzelnen Landesverordnungen bezw. Uſancen. 

BL Erl. des Deſterr. Hand.-Min. vom 15. Sebruar 1°80, Deiterr. Geutr-Bl 158. 
©. 129. 

Alinea 5 fügt ſchließlich noch die Sicherheitsvorſchrift hinzu, dag Der kur 

eined mitgeführten Gewehres nach oben gehalten werden muß. 


256) 8 23 EifenbahnsBetricehs-Reglement. 

$ 23 enthält Beitimmungen über den Ausſchluß trunkener oder renitente 
Perſonen von der Fahrt. (Alin. 1 au8 dem Ber.-Perf.-Regl. von 1865, Alin. : 
aus dem Bund.-Regl. von 1870.) 

Alinea 1 beitimmt als eine weitere Ausnahme (vgl. 8 13) von der im $: 
allgemein ausgeſprochenen Beförderungspflicht der Eifenbahnen, daß dieſelben ki: 
Eingehung eined Beförderungdvertraged zu verweigern und von einem bereits ei— 
gegangenen zurüdzutreten, d. bh. eine Perſon von der Mit- und Weiterreife au» 
zuichließen befugt find, wenn diefelbe: 

1. die vorgejchriebene Ordnung nicht beobachtet, oder 

2. fih den Anordnungen ded Dienſtperſonals nicht fügt, oder 

3. ſich unanftändig benimmt. 
Bei trunfenen Perſonen ift e8 (auch wenn feiner ber 3 vorſtehenden Fälle rer 
liegt) den Cijenbahnen fogar zur Pflicht gemacht, ihren Ausſchluß von der Fabr 
und ihre Ausweiſung aud den Wartefälen zu bewirfen — aljo lediglich auf Grun! 
der Thatjache der Trunfenheit. Der Ausſchluß (NRüdtritt) erfolgt ohne Anjprut 
auf den Erſatz des bereitd gezahlten Fahrgeldes (f. Dagegen $ 13). (Nebenbei bz 
der Kontravenient etwa jonft verwirfte polizeilihe z2c. Strafen zu tragen). Du 
Beftimmung ift infofern wenig Kar, ald die Kontraventiondfälle ungenau bezeichze 
find und ferner nicht gejagt ift, wen im Gtreitfalle die Entſcheidung darüber ch 
liegt (wohl zunächſt dem höchſten Zug- bezw. Stationdbeamten, |. $ 13 ©. 3lt. 
Sedenfalld bleibt dem Reiſenden dad Recht, auf richterlihe Enticheiwung zu preve 
ziren und event. Schadendanfprüdye wegen ungerechtfertigten Außjchlufjes gelten! 
zu machen. Abgeſehen von den reglementarischen Strafen koͤnnen die bezüglichen 
Uebertretungen auch ftrafrechtliche Folgen nach fich ziehen. 


Bgl. Erf. des Preuß. Ob.⸗Trib. von 27. April 1876 (Ift das Bindringen in einen Ber- 
fonenwagen Hausfriedensbrudh?). 
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Alinea 2 verordnet, daß der Audgefchloffene, fei ed auf der Abgangd- oder 
einer Unterwegdftation, nicht berechtigt iſt, die Rückgabe ded bereits aufgegebenen 
Gepäcks anderdwo, als auf der Beftimmungdftation zu verlangen. Die Eifenbahn 
braucht alfo nicht gleichzeitig auch vom Gepädtrandportvertrage zurüdzutreten, 
jondern kann Diefen (um nicht in der regelmäßigen Erpedition eine Störung ein- 
treten zu laffen: Epftein ©. 14) erfüllen. 


257) $ 24 Eiſenbahn⸗Betriebs⸗Reglement. 


Die F8 24—33, welche die zweite Unterabtheilung ded Abfchnittes II. des 

Gijenb.-Betr.-Regl. unter dem Titel: 

b) Beförderung des Reifegepäds 

bilden, enthalten, wie dieſe Weberichrift belagt, die Beitimmungen ded Betr.-Regl. 
über die Reijegepädbeförderung. Sie umfaffen zum Theil die eifenbahnfeitigen Trand- 
portbedingungen für Reiſegepäck im Anſchluß an Art. 390—431 H.G.B., ind- 
bejondere Art. 425 ]. c. und in Croänzung bezw. Mopdififation der für die Haft- 
pfliht bei Bejchädigung von Gütern im Allgemeinen geltenden Bedingungen und 
Abreden des Abichn. III. (j. $ 29 Alin. 1), zum Theil aber auch eine Reihe von 
Eicerheitd- und Ordnungdvorjchriften, welche mit dem Gepädtrandporte im Zu« 
ſammenhange ftehen. 

Der Gepädbeförderungdvertrag ift — gleichviel ob ed fih um zur Be- 
förderung aufgegebene8 Reiſegepäck ($ 26) oder nicht aufgegebened (fog. 
Handgepäd 8 27) handelt — lediglid eine bejondere Kategorie des Güter— 
frachtvertrages (j. ©. 293 und Bd. I. ©. 25), welcher in der Regel mit einem Per⸗ 
jonenfrachtvertrage verknüpft und daher im Eiſenb.Betr.Regl. vom gewöhnlichen 
Süterfrachtvertrage zum Theil (j. jedoch in Betr. der Haftpfliht 8 29 Alin. 1 
Betr..Regl.) abweichend normirt tft, Demungeachtet aber, wie legterer, ben Beſtim⸗ 
mungen ber Art. 390—431 9.:&.-B. unterliegt. Hinſichtlich der jurijtiichen Natur 
tes Öepädtrandportvertraged wird ded Näheren auf die Erörterungen zum Art. 425 
H.G.B. (Ann. 236 ff. ©. 2.0 ff.) verwieien. 

DL Adermann in Bufſch's Arh. Bd. 13 ©. 463 f., Kenyfßner ibid. Bd. 10 S. 60 
w 66, W. Koch, Eiſenb.⸗Transp.R. ©. 110, Endemann ©. 766, Wehrmann ©. 124. 

$ 24 Satz 1 definirt den Begriff bed zur Aufgabe gelangenden Reijegepäde 
— im Gegenjage zum nicht aufgegebenen Handgepäd, welded in den Perjonen- 
wagen mitgenommen wird ($ 27 ©. 326). Die Definition ded Reijegepädd ge- 
mäß $ 24 Sap 1 Betr.-Regl. iſt bereitd? oben Anm. 237 ©. 296 des Näheren 
beiprochen. 

Sap 2 beitimmt, daß Gegenftände, welche 

1. von der. Beförderung ald Frachtgut ausgeſchloſſen find (©. 191), 
2. nah $ 22 Alin. 3 von der Mitnahme in die Perjonenwagen audge- 
ihlofien find (S. 321), 
auch als Reifegepäd nicht aufgegeben werben dürfen. Die Zumwiderhandlung zieht 
bie im $ 48 Betr..Regl. feftgejegten Folgen — ſowohl civil- wie jtrafrechtliche — 
nah fi (vgl. Anm. 207 ©. 193 195). 

Art. 6 des Uebereinlommend zum Ber.-Betr.-Regl. enthält in: Anſchluß an 
8 24 Bereinbarungen über den der Gepädiradt in den Zarifen zu Örunde zu 
legenden Einheitdfag und die Abrundung der berechneten Beträge (|. 268). 

21” 
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258) 8 25 EifenbahnBetriebsKeglement. 

$ 25 (au8 dem Ber.-Perf.-Regl. von 1865) Sap I enthält die auf Art. 42 
Alin. 1 Nr. 1 H.G.⸗B. geftüpte und mit $ 47 Alin. 1 Satz 1 Betr.Regl. bım:: 
nirende Beitimmung, daß Reiſegepäck, welches nicht fidher und Dauerhaft nemıt 
ift, zurüdgewiejen werden fann (vgl. Ann. 44 ©. 159 und Anm. 236 ©. #8. 

Satz 2 ſchreibt im Anſchluſſe daran vor, daß die Gepädjtüde von ältere 
Poft- und Eijenbahnzeichen befreit fein müflen, und Gag 3, Daß, wenn dies nie: 
der Fall und in Folge defſen eine Berjchleppung des Gepädes ſtattffindet, ti 
Eiſenbahn für den daraus erwachſenen Schaden nicht auflommt. Dieje legte 
Beftimmung wird von Thöl, H.R. (III. $ 54 ©. 111) nah Art. 395, 1% 
H.G.⸗B. ald ungültig bezeichnet, weil die Eiſenbahn bei Annabme ſolcher Ser: 
ſtücke fih im alle des DVerluftes nicht darauf berufen könne, daß die Zeichn 
höhere Gewalt oder daß fie Außerlih nicht erkennbare Mängel ter Verpadure 
feien, und im Falle der Verjpätung nicht darauf, daß fie diefe durch Anmwentun: 
ber Sorgfalt eined ordentlihen Frachtführerd nicht habe abwenden können {r5. 
auh Thöl Handelöreht, Erört. 1882 ©. 11—15), während Goldſchnit: 
(Zeitihr. Bd. 26 ©. 611, 612, Bd. 28 ©. 454) diejer Annahme entgegentri 
weil dem Abfender einige Sorgfalt zugemuthet werden müſſe und der durd eier 
Schuld des Abfenderd oder feiner Leute entftandene Schaden nicht vom rat: 
führer zu tragen fei. Mindeftens fei aber ein Verzicht des Abſenders auf die Ir 
antwortlichkeit des Yrachtführers bier nicht außgefchloffen und einen folden il 
ſchweigenden Verzicht ftatuire ftatthaft das Reglement (arg. H..©.-B. Art. 1: 
Abf. 1 Ziff. 2 verb. mit Art. 422 Ziff. 1 und v. Hahn II. ©. 432, 441, 33°. 

Die Annahme Goldſchmidt's erjcheint aus folgenden Gründen zutrefet 
Zunäaͤchſt ift im $ 25 nur die Haftpflicht für Schaden aus Verſchleppung, ?.: 
Beförderung an einen anderen, ald den Beitimmungdort bezw. aus der damit 30 
fammenbängenden Berfpätung (Art. 397), nicht auch für Berluft (Art, 395) a 
geſchloſſen. Wollte man aber auch leptered annehmen, jo würde die durd älter 
Zeichen herbeigeführte Verjchleppung jehr wohl als höhere Gewalt infofem ug 
ſehen werben können, ald im Hinblid auf die gebotene Schnelligkeit der Ge! 
erpedition im Eifenbabnverlehre die Feſtſtellung und Entfernung älterer Jade 
bei jeden Gepäditüde mit rationellen Mitteln und Kräften nicht durchführt 
mithin der daraus erwachſende Schaden ein nicht abwendbarer ift (ſ. Bd.I. Anm. 
©. 240). Damit hängt zufammen, daß ſich bei Vorhandenfein älterer Zeichen ur! 
die dadurch verurfachte Verſchleppung die Verfpätung erfahrungsgemäß durd ti: 
Sorgfalt eined ordentlihen Frachtführers nicht abwenden läßt und ein Beweil : 
concreto fih in Rückſicht auf dieſen generellen Erfahrungsfag erübrigt. Es hr 
ferner zwar zweifelhaft fein, ob jene älteren Zeichen fih ald Mängel dr ie 
packung qualifiziren oder nit. Im erfteren Falle (Goldfhmidt ©. 612) ik 
zum Mindeften fehr fraglih, ob fie nicht als äußerlih nicht erfennbare Min 
zu gelten haben. Denn wenn fi) auch die Zeichen außen befinden, jo ift es di! 
ohne gleichzeitige Vergleihung mit dem Billet und Gepäckſchein ſchwer mäglie. 
bie älteren und dad neue Zeichen zu unterjcheiden bezw. feftzuftellen, welches de⸗ 
ältere oder neuere ift. Nimmt man.aber an, die qu. Zeichen gehören überbaur: 
nit zur Verpadung (Thöl, Handelsrechtl. Erört. ©. 12), fo wird man fie! 
die Kategorie der Transportpapiere nach Art des Frachtbriefs, der Zoll ꝛc. E 
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piere ftellen müfjen, und alsdann hat der Abjender die Folgen von Unrichtigkeiten, 
wie fie fich in der Vermiſchung alter und neuer Zeichen darjtellen, ebenſo zu tragen, 
wie beim Fradtbriefe ($ 50 Nr. 4 Betr.-Regl. Thöl, HR. II. $ 60 ©. 125) 
und den Begleitpapieren (Art. 393 H.G.B. $ 51 Betr..Regl. Thöl 8 12, $ 63). 
Denn hierauf gründet fidh die Einrede des eigenen Verſchuldens bes Abſenders, 
welde den Yrachtführer neben den ihm durch Art. 395 belaffenen Einreden nad 
allgemeinen Rechtöregeln und der Tendenz ded Art. 395 frei und uneingejchräntt 
zufteht (f. Bd. I. Ann. 44 ©. 258) — wie ja auch Thöl die Beftimmung im 
$ 50 Nr. 4 Betr.-Regl. über die Folgen unrichtiger Angaben im Frachtbriefe 
keineswegs für ungültig erklärt. 


259) 8 26 EifenbahnsBetriebs-Keglement. 


$ 26 (defien Alin. 1 und 4 aus dem Ber.-Perj.-Regl. von 1865, Alin. 2 und 3, 
aus dem Bund..Regl. von 1870 fich herleiten) handelt von den Pflichten und 
Rechten der Eifenbahn bei Einlieferung des Gepäcks (vgl. $ 33 der Preuß. konf. 
Dienſtvorſchr.). 

Alinea 1 erklärt im Einklang mit den Erforderniſſen des Betriebs die Eifen- 
bahnen nicht für verpflichtet, Gepäd mitzunehmen, welched nicht jpäteftend 15 Mi: 
nuten vor Abgang des Zuged unter Borzeigung des Yahrbillets in Die Gepäd- 
erpebition eingeliefert ij. Daraus folgt, daß der Baflagier bei rechtzeitiger 
Ginlieferung ein Recht auf Beförderung feines Reijegepäds hat. Ob jedoch mit 
oder ohne Vergütung, richtet fich nach den tarifarifchen Beftimmungen über Frei- 
gepid (Endemann ©. 766). 

gi. bei Retourbillets: Erl. des Preuß. Min. d. öffentl. Arb. vom 20. September 1881, 
&.8.-Bl. ©. 296. 

Uebrigens ift bei vielen Eijenbahnen die Einrichtung der Beförderung von 
Sepädftüden auch ohne Löfung von Billets getroffen. 

Val. Erl. des Preuß. Hand.-Min. vom 20. Februar 1878, E.⸗V.Bl. ©. 41. 

Dieje Beitimmung fteht im Zufammenhange mit $ 9 Alin. 1. Die Eifen- 
bahn kann jpätere Erpedirung noch zulaffen, braucht ed aber nicht. Da jedoch $ 26 
die Borzeigung des Fahrbillets vorjchreibt, jo wird der Natur der Sache nach eine 
ipätere Erpedirung in denjenigen Fällen zugelafjen werden müſſen, in welchen nad 
$ 9 Alin. 1 die Billetaudgabe in einer fürzeren Friſt, als 15 Minuten vor Ab- 
gang des Zuges ftattfindet. Kühlwetter ©. 26 (vgl. auch Sarufhon- 
Jarociewicz ©. 10, 11) fieht zwiſchen $ 26 Alin. 1 und $ 28 Alin. 1 injofern 
einen Widerſpruch, als erjterer Die Vorzeigung des Billets obligatoriſch, legterer 
nur fafultativ hinftelle, überfieht aber, daß hier von dem Rechte der Eifenbahn, 
dort von der Pflicht ded Reifenden die Rede ift. „Eingeliefert“ joll wohl befier 
beißen: „zur Einlieferung offerirt”, denn der Akt der Einlieferung hängt von dem 
Willen des Gepäderpedienten ab und das Recht des Paſſagiers kann nicht ge» 
ſchmälert werden, wenn er dad Gepäck rechtzeitig zur Einlieferung offerirt, der 
Beamte aber aud irgend weldhen Gründen — wegen anderweiter Beichäftigung 2c. — 
die Einlieferung nicht aldbald veranlaßt hat (j. $ 14 Betr.-Regl.). 

Alinea 2 bejtimmt, daß, wenn ausnahmsweiſe und unter Vorbehalt fpäterer 
Expedirung in dringenden Fällen Gepäd auch unerpedirt ınitgenommen wird, ſolches 
bi8 zum Zeitpunfte der Erpedirung ald zum Trandport aufgegeben nicht angejehen 


An. 





326 Art. 425. „F 27 Eifenbahn-Betriebs-Reglement.” 


wird, d. h. es ift zwar auch in Betreff ſolchen Gepäds ein Frachtvertrag ab⸗ 
geichloffen, aber nicht durch die vorgeichriebene formelle Erpedition oder Aufzakı, 
bad Gepäd ift daher unerpedirt oder — nad ben eijenbahntehnifhen Aus 
drud — nicht aufgegeben (ſ. Anm. 237 ©. 293). Dies hat zur Folge, Tas 
darauf der in Gemäßheit der Art. 425 Nr. 1 (j. Anm. 237 ©. 293) im Regle— 
ment $ 29 Alin. 3 (f. Anm. 262 ©. 330) enthaltene Befreiungsvertrag Amen: 
dung findet, mithin ebenjo wie für den Berluft und die Befchädigung der in der 
Wagen mitgenommenen Gegenftände ($ 27) nur gehaftet wird, wenn ein Ver. 
jchulden der Bahnverwaltung oder ihrer Leute nachgewiejen wird, alsdam at 
auch in dem im $ 68 Nr. 4 Alin. 2 bezeichneten Umfange (j. Anm. zum Art. 427. 
Dagegen ift der Befreiungdvertrag aus Art. 425 Nr. 2 ($. 29 Alin. Ic.) = 
ſolches Gepäck nicht anwendbar, weil ed nicht zum „Zrandport aufgegeben“ it 
(ſ. Anm. 239 ©. 299). 

Alinea 3 dehnt die Beitimmung des Alin. 2 auf die Annahme von Rei: 
gepäd auf Halteitellen anfcheinend generell aus. Indeß iſt vorausgeſetzt, daß La! 
Gepäck auf der Halteftelle (Mangeld dazu erforderliher Einridtungen x.) vn 
erpedirt mitgenommen worden ift. Hat Erpedirung ftattgefunden, jo gilt dañelte 
als aufgegeben im Sinne der $ 26 Alin. 1, $$ 28, 29 Betr. Regl. (vgl. Kür. 
wetter ©. 26 Anm. 4). 

Alinea 4 verpflichtet die Neifenden zur fofortigen Zahlung der Gepädirac: 
widrigenfalld die Beförderung (des Gepäcks) unterbleiben kann (nit muß). % 
Diejelbe find tın Uebrigen die Regeln über Zahlung der Güterfracht analog in I: 
wendung zu bringen (f. Bd. II. Anm. 106 ©. 301). 


Vgl, über die Berjendung von Gepädjtüden ohne Löfung von Fahrbiſlets: Kuhlmette. 
©. 26 und Preuß. Min. Erl. vom 20 Februar 1878, EB. Bl. S. 41. 


260) 8 27 Eilenbabn-Betriebs-Reglement. 

8 27 trifft Beftimmung über die Mitnahme von Handgepäd (Alin. 1 aus 18% 
Alin. 2 au 1870). 

Alinea 1 Sa 1 definirt den Begriff des Handgepäds als des im den Far 
jonenwagen mitgeführten (nicht aufgegebenen) Gepäcks — im Gegenſatze zu demt.: 
Gepäderpedition gegen Gepädichein eingelieferten, Dem aufgegebenen (88 24. ?° 
ſ. Anm. 257 ©. 323). Als Handgepäd gelten Heine, leicht tragbare Gegenftin: 
(j. Anm. 237 ©. 296). Die Reiſenden find befugt, folhe in den Wagen mit 
führen unter der Vorausſetzung: 

1. daß die Mitreifenden dadurch nicht beläftigt werden (— werüber ı€ 
Streitfalle dad Bahnperfonal entſcheidet —), 
2. daß Zoll- und Steuervorfchriften (sc. der zu palfirenden Strede) die 
Mitnahme geftatten, 
und — was hier nicht fpeziell ausgefprochen, aber aus 88 22 und 24 Rei 
reglement erfichtlih, — 
3. daß bie betreffenden Gegenftände nicht zu denjenigen gehören, meld: 
nad $ 24 auch ald Reiſegepäck nicht aufgegeben werten Dürfen. 

Nah Sag 2 werden Gepädicheine ($ 28) für foldhe in den Wagen mitgener: 
mene Gegenftänbe nicht ausgegeben. Eie find von den Reifenden jelbft zu be” 
ſichtigen. Es folgt daraus jedoch, wie oben Anm. 237 ©. 294 des Näheren cr 
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örtert, Feinedwegd, daß in Betreff ded Handgepädd ein Frachtvertrag überhaupt 
nicht vorliege. Vielmehr ift ein folder aud für das Handgepäck abgeichloffen, 
wenngleih formlos und ohne fpeziellen Uebergabeatt. Dad Handgepäd ift nicht 
aufgegebened Gepäd und fteht dem unerpedirten Gepäd ($ 26 Alin. 2) gleich, es 
findet daher auf daffelbe Art. 425 Nr. 1 H.G.B. bezw. 8 29 Alin. 3 Betriebd- 
reglement Anwendung, nicht aber Art. 425 Nr. 2 bezw. $ 29 Alin. lc. Kon- 
furrirt alſo bei mangelnder Aufjicht des Paſſagiers ein Verſchulden der Bahn oder 
ihrer Leute, jo kann dieje haftpflichtig werden. 
Byl. Erf. des Kamm.⸗Gei. Berlin 1868 S. 274, 275. 

Durch Alinea 2 ift unter denfelben Vorausſetzungen Reijenden der IV. Klaffe, 
um den unteren Bevölkerungsklaſſen die Benupung der Bahn zu erleichtern, auch 
die Mitführung umfıngreicherer Sachen: wie Handwerkszeug, Torniſter, Tragelaſten 
in Körben, Säden, Kiepen 2c. und anderer Gegenſtände geitattet, welche Fußgänger 
bei fich führen. Hierüber bat der Stationdvorftand zu enticheiden Kühlwetter 
©. 27 Anm. 3). 


261) 8 28 Eifenbahn-Betriebi-Reglement. 


$ 28 (Alin. 1, 2 und 3 aus 1865, Alin. 4 neu 1874 aud dem Oeſter. Regl. 
von 1872 hinzugefügt) fpricht von &epädicheinen und Auslieferung des Gepäds 
(vgl. 85 38, 39 Preuß. konf. Dienftvorjär.). 

Alinea 1 Sat 1 gewährt ven Neifenden das Recht, gegen Einlieferung bed 
Gepäcks (sc. des zur Beförderung aufgegebenen, zu erpedirenden) einen Gepäck— 
ſchein zu fordern. Hierbei kann die Eilenbahn die Vorzeigung des Yahrbillets 
verlangen (val. $ 26 Alin. 1 ©. 525). Der Gepädichein gehört, wie der Yracht- 
brief und der Ladeſchein, zur Kategorie der Transportpapiere. Bon erfterem unter: 
icheidet er fich dadurch, daß er nicht von Abjender der Eiſenbahn als Begleitbrief 
des Guts auögeftellt (Art. 391 H.⸗G.B.), fondern, gerade umgefehrt, von der Eifen- 
bahn dem Abjender ſowohl ald Beicheinigung über den Empfang des Gepäcks, zu- 
gleich aber auch als Legitimationdpapier für deſſen Rüdgabe verabfolgt wird. Er 
ähnelt hiernach mehr dem Labeicheirie (Art. 414, 417, 418 H. G.B.), wenngleich 
er fich auch von dieſem ſehr weſentlich durch den ganz anderen Verkehrszweck und 
in den Rechtswirkungen unterjcheidet (j. Art. 415 H.G.B.). 

Sat 2 legt dem Gepädicheine eine den Inhaberpapieren eigene Wirkung in» 
jofern bei, als beftimmt ift, daß den Inhaber des Scheined, ohne daß die Ber- 
waltung defien Legitimation zu prüfen verpflichtet ift, dad Gepäd, und zwar nur 
gegen Rückgabe des Scheins (bezw. diefe erfegende Kauteln: Alin. 3), ausgeliefert 
wird. Geräth aljo der Gepädichein in fremde Hände und wird Dad Gepäd an 
einen unreblichen 2c. Inhaber des Scheind auögeliefert, To iſt die Bahn dafür nicht 
verantwortlih (Epftein ©. 17). Ob aber aus dieſer fingulären, dem Bedürfniſſe 
des Eifenbahnverfehrs entiprechenden Beitimmung, — wie Thöl III. $ 54 ©. 113 
will (vgl. au Wehrmann ©. 125) — zu folgern ift, daß auf den auf Inhaber 
lautenden Gepädichein die Rechtsjäge über Inhaberpapiere überhaupt anzumenben 
ſeien, und derſelbe nicht vielmehr im Uebrigen nur ald eine Beweidurfunde über 
den Enıpfang (Empfangsfchein) und die Vertragsabreden anzuſehen fei, erjcheint 
um fo zweifelhafter, ald der Zwed des Gepädicheind keineswegs daranf gerichtet 
üt, als negoziables Verfehröpapier zu dienen. Sap 2 enthält am Schluffe die Be- 
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fimmung, daß die Bahn durch Auslieferung bed Gepädd gegen Rüdgabe de 
Scheind von jedem weiteren Anfpruche befreit ift. 
Bol. Erf. des Stadt- und App.⸗Ger. Frankfurt a. M. (1865), Build Bd. 8 ©. 1, 
D. E.«Z3. 1866 ©. 512, 513. 
Diefe Vereinbarung erjcheint jedoch nur mit der durch Art. 408 Alin. 2, Art. 428 
H.⸗G.⸗B. gebotenen Modifilation gültig (Epftein ©. 17, 18, Kühlwetter 
©. 28 Anm. 1, Thöl ©. 113). Dagegen liegt fein Grund vor, die Vereinbarunz 
in $ 64 Alin. 4 Betriebsreglement nicht aud auf Reijegepäd anzuwenden (arg. 
$ 29 Alin. 1 Betrieböreglement. A. M. Thöla. a. O). Der Befig dei Gerät: 
iheind jeitend der Eijenbahn begründet nur eine durch Gegenbeweis wiberlegbar: 
Präfumtion, daß dad Gepäck audgeliefert worden ift. 
Erf. von ber Juftizkanzlei zu Güſtrow. unterm 16. September 1867, D. E.3. 136 
©. 577, Gold ſchmidt's Zetifchr. Bb. 19 ©. 620. 
Mebergiebt der Pafjagier den Gepädichein einem Beamten ohne Empfangnabm 
des Gepäds, damit dieſer im Interefje des nicht ſofort auffindbaren Gepäds meite 
thätig fei, fo ertheilt er dem Beamten einen privaten Auftrag und kann die Babı 
nicht verantwortlich machen, wenn dieſer fpäter das Gepäck an eine nicht legitimirte 
Perſon außliefert. 
Erfannt vom Ob.⸗App.⸗Ger. Roſtock unterm 2. Februar 1868, D. &.-3. 1863 ©. 571. 

Alinea 2 giebt dem Inhaber ded Gepädicheind dad Recht, am Beftimmunz: 
orte (f. jedoch Alin. 4) im Genäderpeditionslofale die Außlieferung des Gerid: 
nach Ablauf der für Die Erpedition, etwaige Steuerabfertigung 2c. erforderlichen 
Zeit zu verlangen, und zwar: 

1. entweder jofort nach Ankunft des Zuges, zu dem die Aufgabe des Br. 
päcks erfolgt iſt, 
2. oder innerhalb 24 Stunden nach Ankunft deſſelben in beſtimmten 
Expeditionsſtunden. 
Alddann iſt das vorgeſchriebene Lagergeld zu entrichten. Ad 2 ift jedoch voraus 
zujegen, daß dad Gepäck mit dem Nufgabezuge zugleih anlangt. Denn komm 
ed verjpätet (mit einem jpäteren Zuge), fo kann es nicht Sache des Reiſenden jein. 
den Moment der Ankunft abzuwarten und von da ab die 24ftündige Frijt inne 
zubalten. 

Alinea 3 verpflichtet die Bahn in Ergänzung bed Alin. 1, wenn ber © 
pädichein fehlt, Da8 Gepäd nur unter folgenden Borausfegungen auszuhändigen: 

1. nad) vollſtändigem Nachweije ber Empfangöberedhtigung, 
2. gegen Außftellung eines Reverſes, 
3. nad) Umftänden gegen Sicherheit. 

Es müßte eigentlich heißen „verpflichtet und berechtigt”, denn die Bahn it 
nicht nur zur Aushändigung nach Erfüllung diejer Vorausſetzungen verpflichtet, Tca- 
dern fie ift auch nur unter diefen Kautelen hierzu berechtigt, wenn fie fi tem 
ſich nachträglich meldenden legalen Inhaber des Gepädicheind nicht erfappflitti 
machen will. Ueber die Form des Reverſes ſowie über die Art der Sicherheit f 
im Reglement nichts beitimmt (j. Epftein ©. 18). Iſt dies auch in den Speicl 
beftiinmungen der Bahn zc. nicht der Fall, fo wird im Gtreitfalle richterlihe Em— 
iheidung eintreten müſſen. (Vgl. über die Ausgabe des Reiſegepäcks nod den Er 
laß des Preuß. Min. ver öffentl. Arb. vom 21. August 1881, E.“V. Bl. S. 238 

Alinea 4 ftellt zwar al8 Regel bin, daß das Gepäd nur auf ber Beſtin 
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mungsſtation verabfolgt werden foll, geftattet aber zur Verfehrserleichterung auch 
ausnahmsweiſe auf Verlangen des Reijenden die Ausfolgung des Gepäcks (wohl 
auch theilmeife) unterwegs, d. b. auf einer vorliegenden Station (natürlih ohne 
Rüdvergütung der Transportloften, Sarufhon-Saroeiewicz ©. 11), jedoch 
unter den Borausfeßungen: 
1. daß Zeit und Umftände, fowie Zoll- und Steuervorſchriften Died ge 
ftatten, 
2. der Neifende bei der Außlieferung den Gepädichein zurüditellt und das 
Fahrbillet vorzeigt. 

Das Defter.-Ingar. Regl. von 1872 $ 28, aus weldem Alin. 4 entnommen 
ijt, enthielt bier noch den Zufag, daß fich der Reiſende außerdem als Aufgeber 
unzweifelhaftlegitimiren müffe (Epftein ©. 17, 18). Dieje Boraudjeßung 
iit aber in dem Reglement von 1874 in Yortfall gebracht, nachdem hervorgehoben 
worden war, daß fie zu jchwer erfüllbar fei, daß ed leicht zu unliebjamen Er- 
örterungen zwiſchen Reijenden und Bahnbeamten führen und die gewährte Er: 
leihterung für dad Publikum illuforiid machen könne (Motive ded R.Es⸗. B.⸗A. 
Entwurfs von 1873). 


262) 8 29 Eiſenbahn⸗Betriebs⸗Reglement. 

Die 88 29—31 des Betr.-Regl. normiren die Haftpflicht der Eijenbahn für 
Beihädigung, Berluft und Berjpätung beim Gepädtrandport gegenüber den 
Aufgebern. In Betreff ted Berhältnifjed der Verwaltungen untereinander 
für ten Yall der Schadenderjaßpflicht verweift Art. 7 des Uebereinkommens zum 
Ver.Betr.Regl. auf den Art. 29 eod., beffen Beitimmungen (ſ. unten Artifel 
427) alfo auch beim Gepädtrandport Plap greifen. 

$ 29 regelt die Haftpflicht für Berluft und Beſchädigung des Reifegepäds, 
und zwar Alin. 1 (a.—c.) für aufgegebened ($ 26, 27) Gepäck. ($ 29 ſtammt aus 
dem Ber.-Berf.-Regl. von 1865). 

Alinea 1 jtelt für aufgegebenesd Gepäd ($ 28) den Sak an die Spitze, 
daß die Eifenbahn vom Zeitpunfte der Aushändigung des Gepäckſcheins ab für die 
richtige und unbejchädigte Ablieferung der Gepädjtüde haftet und zwar im AU. 
gemeinen nach den im Abjchnitt II. (Beförderung von Gütern) enthaltenen Be- 
dingungen und Abreden, joweit ſolche auf die Beförderung von Reiſegepäck an« 
wendbar find. 

Unter a. und b. des Alin. 1 find jedoch auf Grund des Art. 427 Nr. 1 
H.⸗G.⸗B. für den Umfang des Schadenserſatzes bejondere, vom $ 68 Betr.-Regl. 
abweichende Normaljäge und Beitimmungen über die Werthdeflaration vereinbart, 
welche im Zufammenhang mit Art. 427 weiter unten ihre Crläuterung gefunden 
haben. 

Unter ce. des Alin. 1 ift für Berluft von Reifegepäd die Ausbedingung derjenigen 
Beichräntung der gejeglihen Haftpflicht enthalten, welche nad) Art. 425 Nr. 2 
H.G. B. den Eijenbahnen geftattet ift. $ 29 Alin. Ic. macht ſomit für Berluft 
von Reljegepäd den durch Art. 425 Nr. 2 H.G.B. gejtatteten Befreiungävertrag 
zu einem reglementarijch wirklid, vereinbarten, d. 5. dur $ 29 Alin. Ic. wird — 
dem Art. 425 Nr. 2 H. G.B. gemäß — vertraggmäpig ausbedungen, daß bie 
Eiſenbahn von jeder Verantwortlichkeit für den Berluft von Neijegepäd frei ift, 
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wenn es nicht innerhalb 8 Tagen nach Anfunft des Zuges ($ 28) auf der Br 
ftimmungsftation abgefordert wird (f. hierzu die Erläuterungen in Anm. 239. 

Zugleich ift dur Alinea 2 — um dem Reilenden ein außreichended Beweismittel 
für die erfolgte Abforderung zu fichern, den Gepäckexpeditionen die Pflicht auferlegt, 
dem Reiſenden auf fein Verlangen auf dem Gepädjceine Tag und Stunte ber 
geichehenen Abforderung des Gepäcks zu bejcheinigen. Kann dad Gepäd nur zum 
Theil audgeliefert werden, jo wird hierüber gleichfalld eine entiprechende Beide: 
gung zu ertheilen jein. Die Eijenbahn ift dem Paſſagier welder fi wen 
Nichtausfolgung ſeines Gepädd an der Weiterreife gehindert fiebt, nur dam 
erfagpflichtig, wenn die Audfolgung des Gepäcks innerhalb der reglementariide: 
Expeditionsſtunden begehrt worden iſt. 

Erfannt von Oeſterr. Oberft. Ger. unterm 3. Auguſt 1876, RI S. 455, Epkeır 
©. 392. 

Alinea 3 enthält in Betreff des Berlufte und der Beichädigung von nic! 
aufgegebenem Reiſegepäck ($ 26, 27) die Ausbedingung derjenigen Beichräntim: 
der gefeglichen Haftpflicht, welhe nah Art. 425 Nr. 1 H.⸗G.⸗B. den Eike 
bahnen geitattet iſt. F 29 Alin. 2 Betr.Regl. macht den durd Art. 425 Ar. | 
H.G.«B. geftatteten Befreiungdvertrag zu einem reglementariſch wirklich vereint 
ten, d. h. durdh $ 29 Alin. 2 wird — dem Art. 425 Nr. 1 9.6.B. gemäß — 
vertragdmäßig ausbedungen, daß für den Berluft und die Beihätigung von Reie 
gepäd, welches von dem Reijenden nicht zum Transporte aufgegeben worden it, 
in8bejondere nur in den Wagen mitgenommenen Gegenftände ($$ 26 und 27) m: 
Gewähr geleitet wird, wenn ein Verſchulden der Bahnverwaltung oder ihrer Yerı 
nachgemwiefen ift (j. hierzu Die Erläuter. in Anın. 237 ©. 293). 


263) $ 30 EifenbahnsBetriebss Reglement. 

Wie $ 64 Alin. 4 Sa 1 für Berluft von Frachtgut, fo ftelt $ 30 Alinea! 
für Verluft von Reifegepäd eine Präjumtion auf, indem beftimmt ift, Daß fehler: 
Gepäckſtücke erjt nah Ablauf von 3 Tagen nad der Anfunft ded Zuges, zu melden 
diejelben aufgegeben find, auf der Beftimmungsftation des Reifenden ald in Berun 
gerathen betrachtet werden und der Reiſende erft dann befugt ift, mit Ausiclet 
aller weiteren Entihädigungsanjprücde, die Zahlung der im $ 29 beftimmte: 
Garantiefumme zu fordern. (Vgl. $ 40 Preuß. konform. Dienftvorſch.) The: 
(HR. II. $ 101 ©. 205, 240, 252, 253 und Handelsrechtl. Erört. ©. !8, 13 
hält diefe Beftinmung für ungültig, weil der Berluft vorhanden ſei, wenn ar 
Ablieferungdzeit der Forderung auf Ablieferung nicht fofort entiprochen werde 
fönne und nad) Art. 423 die Eifenbahn den Eintritt ihrer Erſatzpflicht nicht ; 
ihrem Vortheil durch Vertrag anderd beftimmen könne. Diefer Grund ift nicht anır 
erkennen. Auch Goldſchmidt (Zeitichr. Bd. 26 ©. 612) theilt dieſe Anſicht nik! 
weil dem Schuldner modicum tempus nad) richterlihem Ermeſſen laufe, daher nur ie 
Trage ſtehen könne, ob unter den bejonderen Berhältniffen des Bahnbetriebs cu 
Zeitraum von 3 Tagen (bezw. bei $ 64 Alin. 4 von 4 Wochen) die naturgemät: 
Zeitgrenze überfchreite. Indeß dieſer Grund für die Gültigkeit dürfte allein mie: 
audreichen, weil dann — im Cinzelfalle — ftet8 erft der immerhin fchwierige Bere! 
zu erbringen wäre, daß diefe Frift ein modicum tempus nad) den Verhältniner 
des Bahnbetriebs ſei. Es tritt aber hinzu (vgl. Bd. I. Anm. 46 S. 275—27: 
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daß die Beftinnmung des 8 30 Alin. 1 (und $ 64 Alin. 4) nicht nur zu Gunſten 
der Eiſenbahn gegeben iſt, jondern auch zugleich einen Bortheil für den Beichädig- 
ten involvirt, indem nach Ablauf jener Friſt das Gepäck — ohne Zulaffung eined 
Gegenbeweiſes feitend der Bahn, daß bloße Verſpätung 2c. vorliege, — defi- 
nitiv al3 verloren gilt, und nur der Reijende (j. Alin. 2) dad Recht behält, das 
Gepäck, wenn ed ſich fpäter findet, gegen Rüdzahlung des Schadenserſatzes zurück⸗ 
zufordern. Dad Fehlen des Gepäds zur Ablieferungdzeit iſt nicht, wie Thol 
meint, unbedingt Berluft, Nichteinhaltung der reglementarifchen Ablieferungdgeit, auch 
nicht identisch und zufammenfallend mit Berluft (GGoldſchmidt a. a. D. Bd. 98 
©. 454 Anmerk.) und bewirft daher auch nicht ohne Weiteres den Eintritt der 
Erjagpflicht für Verluft, fondern begründet nur eine durch Gegenbeweiß wider: 
legbare Bermuthung des Berluftes (ſ. Bd. I. ©.210 f., Entſch. R.O.“H. G. 
Br. 7 ©. 55), da ja auch möglichermeife bloße Berfpätung und mithin nur Er— 
jaspflicht für diefe vorliegen kann. Indem die Eiſenbahn mit dem Aufgeber ver- 
einbart, daß fie nach Ablauf einer Frift von 3 Tagen — unter Berzicht auf jeden 
Gegenbeweid — den Berluft (und zwar felbjt bei ſpäterem Wiederfinden, Alin. 2) 
dem Aufgeber gegenüber als erfolgt anerkennen will, verändert fie hiernach nicht 
den Eintritt der Erfaspflicht, jondern lediglich die Art der Bemeidführung für ben 
Berluft, auf welchen fich jener Eintritt gründet, dadurch daß fie gegen Gewährung 
diefer Friſt eine noch zweifelhafte Thatjache ald unzweifelhaft gegen fich gelten 
läßt. Einer ſolchen Abrede fteht aber Art. 423 H.G.⸗B. nicht entgegen. 
Alinea 2 verpflichtet die Eifenbahn, wenn ſich das verloren gegangene Ge— 
päckſtück jpäter findet, den Reiſenden — fofern fein Aufenthalt zu erinitteln — da⸗ 
von zu benachrichtigen, und diefer hat das Recht, fich binnen 4 Wochen nad) er: 
haltener Nachricht daffelbe gegen Nüderjtattung des Schadenderfaged nad feiner 
Wahl am Beitimmungd- oder Aufgabeorte verabfolgen zu laffen. Nach den älteren 
Reglements hatte ter Reiſende diefed Recht nur, wenn er es fich bei Empfang des 
Schatenderjaged ausdrücklich vorbehielt, und auch dann allein am Beitimmungßorte. 
Turch die Neglementd von 1874 fteht das Recht ohne Vorbehalt dem Reiſenden zu 
und kann ſowohl am Beftimmungd- wie am Aufgabeorte ausgeübt werden. Die 
Unterlafjung der Benachrichtigung macht die Bahn jchadenderjagpflichtig. 

Vgl. Hierzu noch die Uebereink. der Künigl. Preuß. Cijenb.-Tireft. über die Behandinnz 
der Reflamationen aus den PBerfonengepid- und Güterverkehr ſowie über die Regelung von 
Verfchleppungsfällen aus dem Gepäck und Güterverkehr vom 15. Februar 1881, E.V.⸗Bl. 
©. 40 ff, Breuß. Min. Rejkr. vom 11. Sebruar 1881, E.V.⸗Bl. S. 40 und das Uebereink. bes 
Ber. D. Eijenb.-Berw. vom 1. Januar 1831, betr. die Berichleppung von Gütern und Reije- 


gepäd nebſt Deklar. 3. $ 7 def. vom 1. Dezember 1881. — Erl. des Preuß. Hand.-Min. ren 
8. Juli 1878, E.V.Bl. S. 218. 


264) 8 31 Eiſenbahn⸗Betriebb⸗Reglement. 
$ 31, betreffend die Haftpflicht der Eifenbahn bei Reiſegepäck für verfäunte 
Lieferungdgeit, ift im Anſchluß an Art. 427 Nr. 2 erörtert. 


265) 8 32 Eifenbahn-Betrichs-fteglement. 
$ 32 enthält Beſtimmungen über die Gepäckträger, deren fich die Reiſenden 
für den von der Eifenbahn nicht übernommenen Transport bed Gepäcks nach und 
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von ten Expeditionslokalen, und biejenign Bahnbetienjteten (Pertier:'. 
teren ſich Die Reijenten zur vorübergebenden Aufbewahrung des Gepäcks betima 
(vgl. $ 50 der Preuß. Eonf. Dienjtvorichr.). 

Nah Alinea 1 find zwar die Reiſenden befugt, fi) ter Gepädträger zu be 
dienen, lebtere aber in Liefer vor bahnjeitiger Uebernahme oder nach hahnjeitiger 
Beendigung bed Transports bewirkten Funktion nidt Organe oder „Leute“ ter 
Gifenbahn (Art. 400 9..©.:-B. 8 63 Betr.Regl.). Sie ſchließen vielmehr jelbtt: 
ftändig Transportverträge mit dem Publikum. Die Eijenbabn ijt aber aud nitt 
für die Ausübung dieſer Funktion bezw. die Ausführung dieſer Verträge ter 
Gepädträger den Reijenden verantwortlich, d. h. jete Haftpflicht vor der Einlice 
rung an die &epäderpetition und nad der Auslieferung durch Diejelbe ijt aud- 
geſchloſſen. Demungeachtet enthält Alin. 1 mehrere Drdnungsporjchriften betrefs 
bed DBerhältnifjes der Reiſenden zu den Gepädträgern, (Pflicht zur Tragung rcı 
Dienftabzeihen, Borlegung einer gedrudten Gebührentare, Berabfelgung eiaz 
Marke bei Empfangnahme des Gepädjcheines), deren Durdführung die Eiſenbabner 
zu überwachen haben, wozu fie im Aufjichtöwege angehalten werden können. 

Bol. Erf. des Preuß. Hand.Min. vom 2u. Februar 1878, E-B-Bl. ©. 41. 

Ebenſowenig wie für die Gepädträger ift die Eijenbahn nah Alin. 2 für 
diejenigen Bahnbedienfteten (PBortierd) verantwortlich, deren fi die Reiſenden zur 
vorübergehenden Aufbewahrung des Gepäds bedienen. Dieſe Leute jchlieken jeltf: 
fändig Verwahrungsverträge mit den Reijenden. Zwar haben die Eijenbabnen 
auf größeren Stationen — der Begriff iſt unbejtimmt — für entſprechende Eir: 
richtungen zu forgen, und eine Gebühr feltzujegen. Sie übernehmen aber turt 
ſolche Maßregeln für die bezüglihen Funktionen und Pflichten diefer Bedienjten 
den Reiſenden gegenüber Feine Haftpflicht. 


266) 8 33 Eiſenbahn⸗Betriebs Reglement. 


$ 33 (Alin. 1 aus 1865, Alin. 2 aus 1870, Alin. 3 aus dem Oeſterr. Real 
von 1872 in dad Regl. von 1874 aufgenommen) regelt dad Berfahren in Beni? 
der im örtlichen Bezirke der Bahnverwaltung (d. i. in den ihr eigenthümlich ge 
hörigen oder unter ihrer Auflicht und Vermaltung ftehenden Räumlichkeiten, Bart: 
jülen, Reftaurationdräumen, Korridoren, Perrond, Treppen, Aborten, Gelciier 
unter Umftänden auch auf den VBorplägen, Zufuhrftraßen zc., vgl. Bd. I. S. 43. 
vder in den Wagen zurüdgelaffenen, an die Eiſenbahn abgelieferten Gegenftän., 
deren Eigenthümer ꝛc. — wie wohl hinzugedadht werden muß — ſich nicht melde: 
oder nicht zu eruiren iſt. $ 33 umfaßt feinem ganz allgemein gehaltenen Wen: 
laute nach ausnahmslos alle an den angegebenen Orten zurüdgelaffenen Gegen: 
ftände, gleichviel, ob in Betreff derjelben mit der Eifenbahn ein Transportvertraz 
abgeihloffen worden ift oder nicht. Indeß ift zwiſchen beiden Kategorien zu unter 
ſcheiden. Die Beſtimmungen des $ 35 müſſen lediglich auf die erjteren bejchränf: 
werden. Denn binlichtlid der legteren — d. h. der ohne Vorhandenſein eine 
Zrandportvertraged aufgefundenen — ericheinen die Eijenbabnen in feiner Weir 
befugt, reglementariih irgend weldhe Beltimmungen zu treffen, weldye von te 
landes- und reichsgeſetzlichen Borjchriften über die Behandlung von Fund 
lachen abweichen. Der Finder ebenjo wie der Eigenthümer, welder nicht zugleid 
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Taffagier ift, braucht fih den Beitimmungen des Betriebs-Reglements nicht zu 
unterwerfen. 
Bl. Erk. des Obger. u. Ob.⸗App.⸗Ger. Gaffel, D. E.-3. 1866 ©. 657 f. und Erf. bed Ob.⸗ 

Zrib. zu Stuttgart vom 17. März 1878, D. Jur.»Zeitg. 1878 ©. 171 und Ruckdeſchel 

©. 160 f. 
Nur über die Behandlung der aus Anlaß von Trandportverträgen im Bahn- 
bezirfe zurüdgelaffenen bezw. in den Befig der Eifenbahnen gelangten &egen- 
ftäande — deren Abgabe nicht thunlich geworden, deren Cigenthümer nicht zu 
ermitteln ift 2c. — ftebt ihnen die Befugniß zu, reglementarifche Beitimmungen 
zu vereinbaren, welche von den geſetzlichen Vorfchriften über Fundſachen abweichen. 
Dergleihen Gegenftände haben aber ftreng genommen überhaupt nicht den Charafter 
von Fundſachen, da fie ſich vertragsmäßig im Gewahrſam der Eiſenbahn befinden, 
gleichviel ob fie jpeziell zum Transport aufgegeben ($$ 28, 385, 40—43), oder ohne 
bejondere Aufgabe in den Wagen, Fahrzeugen 2c. zurüdgelafien find ($S 26, 27 
37), mithin dem legten Beſitzer nicht eigentlich) „verloren“ gehen. 
Daher gilt auch der Beamte oder Dritte, welcher derartige Gegenftände in ben 
Koupés bemerkt und an die Eifenbahn abliefert, nicht als Finder und kann Finder- 
lohn nicht beanfpruchen. 

Erfannt vom Oeſterr. Oberjt. Ger. untern: 18. Sebruar 1874, Epftein S. 264, Röll 

©. 261. 
In Betreff aller dieſer Sachen greift die Pflicht der Eijenbahn zur Berwahrung 
nad Landesrecht Plag, wenn fie nicht rechtzeitig abgeholt werden (vgl. Bd. 1. 
Ann. 40 ©. 228 ff., Bd. II. Anm. 123 ©. 441 ff.) und zwar gegen Critattung 
der Berwahrungdkoften, Lager, Stand» ıc. Gelder (vgl. Art. 407 H. G.⸗B., 
8 28 Alin. 2, 88 36, 42 Alin. 5, $ 43). Iſt die Abgabe aus irgend "welchen 
Gründen unthunlich geworden, fo Tann die Eijenbahn hierbei nad Maßgabe der 
Bejtimmungen ded Art. 407 H.G.⸗B. verfahren, aber auch ein davon abweichen- 
des Verfahren im Wege ded Neglementd ꝛc. vereinbaren. 

Solche Abänderungen find im $ 33 Betr.-Negl. enthalten, indem Alin. 1 
beftimmt, daß dergleichen Gegenftände mindejtend drei Monate lang aufzubewahren 
find und erft nach Ablauf dieſer Friſt mit bdenjelben nah Maßgabe der bei den 
einzelnen Bahnen darüber beftehenden Beftimmungen verfahren werden darf. DBe- 
ftehen derartige Beitimmungen nicht, jo greifen lediglich die Regeln ded Ber: 
wahrungdvertraged nad) Maßgabe des betreffenden Landesrechts Pla. So ver: 
urtheilte dad Kammergeriht zu Berlin die N.⸗M. Eifenbahn zum Erfaße einer im 
Koups zurüdgelaffenen Spieluhr, welche von einem Arbeiter dafelbjt gefunden, an 
den dienſthabenden Stationdbeamten abgeliefert und von dieſem an einen Betrüger, 
der fid) ald Eigenthümer ohne genügende Legitimation ausgab, verabfolgt worden 
war ($$ 277, 2791.54. &-R.). 

Erf. des Kımm.-Ger. Berlin, D. E.3. 1868 S. 274, 275. 

Alinea 2 involvirt eine Ausnahme von ber im Alinea 1 feitgejeßten drei- 
monatlichen Aufbewahrungsfrif. Sind Gegenftände dem Verderben ausgeſetzt 
(Bd. II. Anm. 109 ©. 361), jo können fte beftmöglichit verkauft werben, jobald 
ihr Verderben zu befürchten ſteht. In diefem alle wird der Erlös bis zum Ab» 
lauf der fejtgejepten Friſt zur Dispofition ded Berechtigten gehalten, d.h. pretium 
stat in loco rei. DBgl. bie analoge Vorjchrift für Frachtgut ($ 61 Alin. 4 Bd. II. 
S. 448—452). 
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Die Borkhriit im Alinea 3, daß im Uebrigen „bergleichen gefuntene Gegen: 
jlände” ter in ten geſetzlichen Boridriiten vorgezeichneten Bebantlung unrer- 
liegen, hätte nach Voritehendem befjer wegbleiben jelen. Denn für wirklich ar 
fundene Gegenftänte im Einne ter oben bezeichneten 1. Kategorie ift fie ſelbit 
verftäntli, mithin überflüjfig. Auf Die Gegenjtante ter II. Kategorie Dagegen 
vaßt Alin. 3 nicht, da fie nicht „geiunten“ find, jemit nicht den gejeglichen Ber 
fcyriften über Zund, jondern denen über Berwabrung unterliegen. 

Bl. nch ben Erlas te} Preuß. Hand.-Rin. vem 8. Suli 1878, E.-S.BL 1873 € 21: 
und Leiterr. Gente.-BL 1381 €. 405. 


267) 8 34 Eilenbahu-Betricbs-Seglement. 
Der 8 34, weldyer die dritte Unterabtheilung des Abſchnittes IL des Eiſenb 
Betr.-Regl. unter dem Titel: 
c) Beförderung von Reihen 
bildet, enthält, wie dieſe Neberichrift befagt, die Beitimmungen des Betr. Regl. uber 
bie Leichenbeförderung, und umfaßt zum Theil eifenbahnjeitige TZrantportbedingun 
gen für Leichen im Anflug an Art. 390—431 9.&.B., zum Theil aber aud 
in Rüdfiht auf die eigenthümliche, funitäre 2c. Sicherheitsmaßregeln erheiſchende 
Natur dieſes Trandportgegenftandes — Eicherheitd- und Ordnungsvorfchriften, weiche 
der Leichentrandport erfordert. Die Leiche ift zwar an fi fein Transportgut ie 
Einne de H.G.⸗B., ba fie einen Vermoͤgenswerth nicht hat (arg. Art. 5% 
9..B. AM. Thöl III. $3 ©. 3 und Anın. 1), wie denn aud) dem Betr.-Resl 
Beitinmungen über die Haftpflicht bei Beſchädigung, Verluft und Verſpätung ves 
Leichentransporten fehlen, die Leiche wird aber durch die im Betr.-Regl. 5 54 
Alin. 2 geforderte Umhüllung (Sarg 2c.) zu einem Trandportgute (ſ. Br. IL. S. 24 
und der über ihre Beförderung abgefchloffene Vertrag zum Frachtvertrage (Kert 
ner ©. 437, Kühlwetter ©. 24, dagegen Thöl II. 8 55 ©. 114 u. Ann. I' 
jo daß, Mangeld befonderer reglementarifcher Beitimmungen, hinfichtlich Der Haft 
ppflicht für Verluft, Beihätigung und Verſpätung die Vorſchriften des H.G. B. 
(Art. 395 f., 397 f.) zur Anwendung zu bringen fein werben. Die Gründe, mei 
halb die Beftimmungen über den Leichentrandport mit den über den Perjene- 
trandport gegebenen in demjelben Abjchnitt zufanımengeftellt find, liegen nabe, ;7 
mal für Leichentransporte Perjonenbegleitung obligatoriſch ift ($ 34 Alin. 3). Es 
tritt hinzu, daß der Zrandport von Leichen nur mit Perfonenzügen und ver U- 
ſchluß des Trandportvertraged in ber Regel nicht, wie bei gewöhnlichen Frachtgun 
auf Frachtbrief, ſondern auf Transportſchein erfolgt. 

Vgl im Uebrigen die Spezialbeſtimmung über Leichentransporte nad ben Vorjchlages !r 
ſtändigen deutſchen Zariftommifflon vom 8. bis 10. Anguſt 1878, D. &.-3. ©. 57 fi. zjaim 
mengeftellt bei Kühlwetter S. 37-39, und die Preuß. konfoım. Dienſtvorſcht. SS sı * 
ferner zu Zwecken des Univerfitätsunterrichtd Erl. des Preuß. Hand.-Min. vom 11. Rorenbe: 
1877, &+B.-Bl. 1878 ©. 20, und über Leihenpäfle: Erl. vom 28. Auguft 1877, &-9.-RL. 1:75 
©. 22 und 174, Erl. von 30. Januar umb 28. Noveniber 1879, E.VB.⸗Bl. 1879 © Sn 183 

Alinea 1 verpflichtet den Abfender einer Leiche, deren Transport vorher ın- 
zumelden, und zwar 
1. wenigjtend 6 Stunden vorher, wenn ber Transport von der Ausgang‘ 
ftation des Zuges, 
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2. wenigftend 12 Stunden vorber, wenn er von einer Zwilchenftation aus 
erfolgen fol. Später angemeldete Leihenrandporte kann die Eijenbahn zwar an- 
nehmen, ift aber dazu nicht verpflichtet. 

Alinea 2 macht ferner dem Abjender eine beſtimmte Umhüllung (Verpackung) 
der Leiche (Iuftdicht und von einer hölzernen Kifte umgeben) zur Pflicht. Hierin 
liegt eine fanitätöpolizeiliche Borjchrift, von deren Erfüllung die Eifenbahn bei 
eigener Verantwortung Abweichungen nicht zulaffen darf. Außerdem geftattet 
Alin. 2 den Trandport in einem Leichenwagen. 

Alinea 3 jchreibt vor, daß der Reiche ein Begleiter beizugeben ift, welcher 
ein Yahrbillet zu löſen bat. Auch dieſe Borjchrift bat polizeilihen und daher 
obligatoriihen Charakter. Sie ftellt zwar die Leichen unter die Kategorie der be« 
gleiteten Güter, ohne aber damit einen Befreiungdvertrag im Sinne ded Art. 424 
Nr. 6 H.G.B. 8 67 Ziff. 5 Betr.-Regl. zu verknüpfen. 

Alinea 4 enthält eine Strafbeftimmung: Wer Leichen unter falicher Dekla⸗ 
ration zur Beförderung bringt, d. 5. nicht ald Reichen deflarirt, hat die wirkliche 
Fracht und außerdem dad Vierfache derſelben al8 Konventionalftrafe zu entrichten 
(Thöl IM. ©. 115). Strafverpflichtet ift jowohl der Abjender, wie der Empfänger 
(j- Bd. 1. ©. 108, 109). Auch bier if wegen des mit der richtigen Deklaration 
verfnüpften öffentlichen Snterefje8 anzunehmen, dab die Vorschrift polizeilichen und 
daher obligatorifhen Charakter hat. 

Dafjelbe gilt von ber in Alinea 5 enthaltenen Vorſchrift, wonach die Leiche 
innerhalb 6 Stunden nad) Ankunft ded Zuged auf der Beitimmungöftation ab- 
geholt werden muß, wibrigenfalld fie nah der Verfügung der Ortöobrigfeit bei- 
gejegt wird. Die Eiſenbahn hat biernach die Beilegung bei der Ortdobrigfeit zu 
beantragen und deren Verfügung abzuwarten. Die Beiſetzungskoſten werden, ſo—⸗ 
weit fie vom Begleiter oder event. aus den wittrandportirten Effekten der Leiche 
nicht gedeckt werden, zunächſt von der betreffenden Ortdobrigfeit zu tragen fein, Da 
die Maßregel im öffentlihen Intereſſe liegt. 

Art. 8 des Uebereinkommens zum Ber -Betr.-Regl. enthält Vereinbarungen 
über die Frachtberechnung und Abrundung bei Reichentrandporten (j. ©. 288). 


268) 8 35 EifenbahnsBetriebs:Reglement. 
Die 88 35—39, weldye die vierte Unterabtheilung des Abjchnitted II. des 
Eifenb.-Betr..Regl. unter dem Titel: 

d) Beförderung von Equipagen und anderen Fahrzeugen, 
bilden, enthalten, diefer Weberficht entipredhend, die Beitimmungen des Betr..Regl. 
über die Equipagen- und Fahrzeugebeförderung. Sie umfafjen zum Theil die eifen- 
bahnſeitigen Trandportbedingungen für Yahrzeuge im Anſchluß an Art. 390 bis 
431 H.G.⸗B. und in Ergänzung bezw. Modififation der für die Haftpflicht bei 
Gütern im Allgemeinen geltenden Bedingungen und Abreden der Abſchn. II. 
(ſ. $ 38 Alin. 1), zum Theil aber auch Sicherheit3: und Ordnungsverjchriften, Die 
mit der Grpedirung und dem Transporte von Fahrzeugen im Zuſammen⸗ 
bange ſtehen. 

Der Yahrzeugebeförderungdvertrag ift, wie der Gepäd- und Leichenbeförderungs- 
vertrag, feiner Natur nach lediglich eine befondere Kategorie ded Güterfrachtvertrages 
und daher wie diejer den Beitimmungen der Art 390—431 H.G.B. unterworfen 


(. Br. 1. ©. 24). Nur gewiffe Eigenthümlichkeiten diejer Trandportgegenitänt: 
und die dadurch bedingte bejondere Erpeditiondweije ꝛc. haben zu Vorſchriften im 
Betr..Regl. geführt, welche in mehreren Beziehungen von den allgemeinen Be— 
ftimmungen bed Abſchn. III. des Betr.-Regl. über Güterbeförberung abweicer. 
Dahin gehören die Yormalien bei der Ein- und Außlieferung, die Form des Ab⸗ 
ſchluſſes des Vertrages, der in ber Regel nicht mittelft Yrachtbriefes erfolgt, die 
Normirung der Haftpflicht für Verluſt, Beichädigung und Berfpätung. Dies, icwir 
der Umftand, daß der Transport von Equipagen und Yahrzeugen in ter Kegel 
mit dem Perjonentransport im Zufammenhange ftebt, hat wohl auch zur Aufnabrre 
ber betreffenden Beftimmungen in den Abjchnitt IL. ded Reglements Anlıs 
gegeben. 

Im Anſchluß an Die 88 35—39 ded Betr.⸗Regl. enthält Art. 9 das Aeber⸗ 
einfommen zum Ber.-Betr.:Regl. Vereinbarungen der Bereindverwaltumngen über 
die Srachtberechnung für Equipagen und andere Yahrzeuge (ſ. S. 288). 

Bol. auch bie SS 41 ff. Preuß. konform. Dienftvorfchr. 

8 35 trifft Beftimmungen über Yorm und Zeit der Einlieferung, jowie übe 
die Beförderungsweiſe (Alin. 1 und 2 aus 1865, Alin. 3 aud dem Defterr. Real 
von 1872 in die Regl. von 1374 aufgenommen). 

Alinea 1 Sag 1 jchreibt vor, dab Equipagen und andere Fahrzeuge nu: 
auf und nad) den zu deren Annahme beftimmten Stationen zur Beförderung ar 
genommen werden. Es find bier nur ſolche Yahrzeuge gemeint, welche nicht auf 
eigenen Rädern laufen (Landfuhrwerfe, Schlitten, Heine Schiffe zc., ſ. Epftein 
©. 26) und zur Beförderung mit einem beftimmten PBerjenenzuge angenemmer 
werden follen. Yahrzeuge, welche auf eigenen Rädern laufen (Eiſenbahnfahrzenge | 
oder welche zwar nicht auf eigenen Rädern laufen, aber ald gemwöhnliches Fracht 
oder Eilgut befördert werden jollen, unterliegen den Beftimmungen bes Abſchn. II:. | 
(vgl. Kühlwetter ©. 40—42). Die Vorſchrift des Satzes 1 iſt dadurch bedingt. 
dat die Erpedition foldher Yahrzeuge gewifle Einrichtungen erfordert, weldye nicı 
auf allen Stationen bezw. Haltejtellen vorhanden find. Sodann ift in Alin | | 
Sup 2 eine Anmeldungdzeit von 2 Stunden und eine Auflieferungszeit von eine 
Stunde vor Abgang des Zuges vorgefchrieben. In dieſem Yale ift auf der Aus. 
gangsitation ded Zuges die Mitnahme mit dem bezüglichen Zuge zu gemärtigen. | 
Dagegen kann auf einer Zwifchenftation auf eine fichere (joll heißen: beftimmte 
Beförderung mit dem vom Berjender gewünfchten Zuge nur dann gerechnet werten. 
wenn die Anmeldung 24 Stunden vorher erfolgt. 

Nah Alinea 2 ift die Eifenbahn nicht gehalten, Equipagen zc. mit ben Eil- 
und Schnellzügen zu befördern. Site fann aber diefe Beförberungdweije eintreier 
laffen (Epftein ©. 26). 

Nah Alinea 3 dürfen die Reifenden während der Fahrt nicht in ihren Ey 
pagen bleiben. Dieje Beftimmung ift eine polizeiliche Sicherheitsvorſchrift und de 
ber für die Eiſenbahn wie für die Reijenden obligatoriſch. 
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269) 8 36 Eiſenbahn⸗Betriebb⸗Reglement. 

$ 36 (unverändert aus 1865) teifft Beitimmung über die Zeit der Aus 
lieferung. Die Auslieferung erfolgt nach Ankunft (sc. bed Zuges) auf ber Be 
ftimmungöftation gegen Rüdgabe der etwa ertheilten Quittung. „Duittung” i? 
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bier für ben Abfender über die Einlieferung ertheilter Empfangd- oder Beför- 
berungd« (Trandport-) Schein gebraucht. Dur das Wort „etwa“ ift aundgebrüdt, 
daß die Ertheilung eines ſolchen nicht obligatorifch ift, jondern von den bezüglichen 
Grpeditiondvorjchriften und der Art der Beförderung (ob auf Frachtbrief oder Trans 
portihein) abhängt. Die Abholung des Fahrzeugs muß fpäteftend innerhalb 2 Stun- 
den nach Ankunft des Zuges gejchehen, wenn dieſe bid 6 Uhr erfolgt. Erfolgt fie 
ipäter, d. h. zwifchen 6 Uhr Abends und 6 Uhr Morgend, fo läuft die Yrift erft 
von 6 Uhr Morgend ded folgenden Tages (aljo bis 8 Uhr Morgen). Für jede 
Stunde verjpäteter Abholung ift Die Eiſenbahn ein Standgelb zu forbern berechtigt, 
aber nicht verpflichtet. Die Höhe deſſelben richtet ſich nad den Spezialbeftim- 
mungen ber betr. Eijenbahn (vgl. hierzu $ 59 Alin. 9 Nr. 2 und $ 60 Nr. 4 bi 
6 Betr.Regl. oben Bd. II. ©. 182 f., ©. 212 f.). 


270) $ 37 Eiſenbahn⸗Betriebb⸗Reglement. 

$ 37 (unverändert aud 1865) gewährt den Begleitern ber Equipagen und 
Fahrzeuge das Recht, Reiſegepäck (F 24) in benjelben zu belafien, jofern nicht Zoll- 
und Stenervorfchriften entgegenftehen ($ 38). Kühlwetter macht mit Recht auf 
die Ungenauigfeit der Ueberſchrift des $ 37 aufmerkſam, weldhe richtiger heißen muß: 

„Belaflung von Reifegepäd in den Equipagen und Fahrzeugen.“ 

In Equipagen ohne Begleitung darf e contrario — wenigftend dem Wortlaute 
nad — Reifegepäd nicht belaflen werden (Waruſchon-Jarociewicz ©. 13). 
Die Allegirung des 8 24 verweilt auf ben im $ 24 gegebenen Begriff des Reije- 
gepäds (j. Ann. 257 ©. 323), während das am Schluſſe befindlidye Citat bed $ 38 
jih auf die dort in Alin. 3 und 4 enthaltenen Haftpflicätbeftimmungen über die 
in den Equipagen x. belaffenen Gegenftände bezieht (vgl. Art. 425 Nr. 1 Anm. 271 
S. 337). Kühlwetter nimmt hiernach wohl nicht mit Recht an, daß das Alle 
gat „fiehe $ 88“ unrichtig und der $ 27 gemeint jei. 


271) 8 38 Eiſenbahn⸗Betriebb⸗Reglement. 

Bon den Beftimmungen des $ 38 über die Haftpfliht der Eijenbahn für 
Fahrzeuge find Alinea 1 bei Art. 424 (Anm. 235 ©. 268), Alinea 2, 3, 5 
und 6 bei Art. 427 als dahin gehörig erörtert. (Alin. 1—5 ftammen aus bem 
Ber.-Berj..NRegl. von 1865, Alin. 6 ift aud dem Preuß. Staats-Eifenb.-Regl. in 
die Regl. von 1870 und 1874 übergegangen). 

Alinea 4, deſſen Erläuterung mithin bier noch allein übrig bleibt, enthält 
für Berluft oder Beihädigung ber in den Equipagen oder anderen Fahrzeugen be- 
laffenen &egenftände (Reifegepäd, $ 37) die Ausbedingung derjenigen Beſchrän⸗ 
fungen ber gefeglihen Haftpflicht, welche nad) Art. 424 Nr. 6 und nad) Art. 425 
Nr. 1 H.G.B. den Eijenbahnen geftattet find. lin. 4 des $ 38 macht 
ſomit für Befchädigung und Verluſt von Reilegepäd die durch Art. 424 Nr. 6 und 
Art. 425 Nr. 1 H.G.⸗B. geftatteten Befreiungäverträge zu reglementariſch wirklich 
vereinbarten, d. b. durch $ 38 Alin. 4 wird — dem Art. 424 Nr. 6 und dem 
Art. 425 Nr. 1 gemäß — vertragsmäßig auöbedungen, daß in Bezug auf die in ben 
Equipagen und anderen Fahrzeugen befindlichen Gegenftände die Etjenbahn nicht 
tür den Schaden haftet, welcher aus der Gefahr entftanden ift, deren Abwendung 

Eger, Deutiches Frachtrecht. III. 22 
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durch die Begleitung bezweckt wird, für Schäden anderer Art aber nur, wenn ein 
Verſchulden der Bahnverwaltung oder ihrer Leute nachgewiefen iſt. In erfterer 
Hinfiht wird auf Anm. 230 ©. 247, zu Art. 424 Nr. 6, in legterer auf Anm. 253 
©. 297 verwielen. 


272) 8 39 EilenbabnsBetriehöciteglement. 


8 39 enthält in Alin. 1 und 2 Beftimmungen über die Lieferungdzeit von 
Equipagen ꝛc. in Alin. 3 und 4 über die Haftpflicht der Eiſenbahn für Ber: 
ſäumung der Lieferungszeit. (Alin. 1—4 find aus Alin. 1 und 2 des Ber.-Beri. 
Regl. von 1865, modifizirt 1870, in die Neglementd von 1874 aufgenommen 
worden.) 

Sn Alin. 1 und 2 wird bezüglich der Yieferungszeit ein Unterfchied gemadt 
zwifchen begleiteten Eqyipagen ꝛc., welche mit den Perſonenzügen befördert werten, 
und allen anderen Equipagen 2. — eine Unterfcheidung, welche Kühlwetter 
©. 45 zwar nicht für Zorreft hält, weil für die Lieferzeit nicht der Umſtand ter 
Begleitung, jondern die Art der Expeditionsweiſe (ob mittelft Beförderungsicein: 
oder Frachtbriefs) maßgebend jein müfje, die aber in Rüdficht auf den unzweife- 
haften Wortlaut doch feftgehalten werden muß. 

Nah Alinea 1 ift die Eifenbahn verpflichtet, den Transport der begleiteten 
Equipagen und anderer Fahrzeuge, weldhe mit den Perjonenzügen befördert werden, 
mit dem Zuge, zu welchem fie aufgegeben find, bis zur Beftimmungdftation zu be 
wirfen. &8 gelten aljo die Liejerfriften für ben Perjonenverfeßr, jedoch mit ter 
Ausnahme, daß, im alle unterwegs ein Uebergang in einen anderen Zug fatt- 
findet, e8 der Eifenbahn freiſteht fie erſt mit dem nächftfolgenden Perſonenzuge zu 
befördern. 

Nah Alinea 2 ift dagegen die Lieferungäzeit für alle anderen Equipagen 
und Fahrzeuge bie für gewöhnliche Gut vorgefehene, d. h. die Lieferzeit des $ 5: 
(j. Bd. I. Anm. 34 ©. 168). 

Alinen 3 und 4, welde Beitimmungen über die Haftpflicht für Verſäumung 
der Lieferfrijt enthalten, find im Anfchluß an Art. 427 erörtert. 


273) 8 40 Eifenbahn-Betriehbs-Reglement. 


Die 88 40—45, welde die fünfte Unterabtheilung des Abjchnitts II. dei 
Eiſenbahn⸗Betr.⸗Regl. unter bem Titel: | 
e) Beförderung von lebenden Thieren 


bilden, enthalten in Gemaͤßheit diefer Ueberjchrift die Beitimmungen des Betr.-Resl 
über die Beförderung lebender Thiere. Sie umfaffen zum Theil die eifenbabn- 
jeltigen Transportbedingungen für lebende Thiere im Anſchluß an Art. 390—451 
9.&.B. und in. Ergänzung und Modifikation der für Die Haftpflicht bei Gütern 
im Allgemeinen geltenden reglementarijchen Bertragäbedingungen (f. $ 44 Alin I). 
zum . Theil aber auch Sicherheitd- und Ordnungsvorſchriften, die mit ber Erpehiticn 
und Beförderung lebender Thiere in Verbindung ftehen. 

Der Thierbeförderungdvertrag ift feiner juriftiichen Natur nach lediglich eine 
bejonbere Kategorie bed Güterfrachtvertrages und daher wie diefer den Beftimmun- 
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gen der Art. 390-431 H.G.⸗B. unterworfen (i. Bd. I. S. 24). Nur gewiſſe 
Eigenthümlichkeiten diefer Trandportobjelte und Die dadurd bedingte beiondere 
Srpeditiond- und Beförderungsweiſe haben zu mehrfachen Abweichungen von ben 
allgemeinen Beftimmungen bed Abſchn. III. Betr.-Regl. über Güterbeförderung ge- 
führt. Dahin gehören wefentlich bejondere Beitimmungen über die Quantität und 
Qualität der Thiere, über Ein- und Ausladuna. Begleitung-, Annahıne und Aus» 
führungdzeit, Form ded Vertragsabſchlufſſes, Haftpflicht für Verluft, Beſchädigung 
und Verſäumniß. Diefe Abweichung, fowie der Umftand, daß der Transport von 
lebenden Thieren (namentli Pferden, Hunden) zumeift mit dem Perfonentrandport 
in Berbindung fteht, hat erfihtlich die Aufnahme der bezüglichen Borjchriften in 
den Abjchnitt II. des Reglements zur Yolge gehabt. 

Die Abtheilung e. ded Abjchn. II. ift derartig gegliedert, daß die 88 40—43 
die Beftimmungen über Erpedition und Beförderung, dagegen die 88 44 und 45 
die Normen über Haftpflicht für Berluft, Beichädigung und Verſäumniß enthalten. 
Die 88 40—43 entbehren einer ausreichenden jyitematiichen Ordnung, indem der 
8 40 und ter 8 43 die allgemeinen Beitimmungen über Erpedition und Beförde- 
zung lebender Thiere umfaflen, während zwiſchen dieje beiden Paragraphen bie 
85 41 und 42, welche die bejonderen Beitimmungen über die Erpedition ꝛc. von 
Hunden und Pferden behandeln, ınitten bineingejchoben find. Richtiger wäre ed 
gewejen, die SS AO und 43 voranzuichiden und die SS 41 und 42 folgen zu lafien. 
Im Anſchlufſe an die 8$ 40—45 enthält Art. 10 des Uebereinlommens zum Ber.- 
Betr.Regl. eine Reihe Vereinbarungen des Bereind Deutſch. Eifenbahnverwaltun- 
gen über die Annahme und Beförderung lebender Thiere, indbejondere über die 
Form der Erpedition (ob mit Frachtbrief oder Beförderungsichein), über Yrankatur, 
Frachtberechnung und Abrundung der Beträge, (j. ©. 288 f.) 

Bol. noch die $$ 41 ff. ber Preuß. konform. Dienftvorfchriften, 


$ 40 enthält vornehmlich für lebende Thiere aller Art geltende Beitimmungen 
über die zur Annahme erforderlihe Qualität, jodann aber auch über den Annahme: 
ort, dad Ein- und Audladen ſowie die Begleitung. 

Alinea 1 beſchränkt die Annahmepflicht der Eiſenbahnen auf beftinmte für 
die Thierbeförderung eingerichtete Stationen (f. analog $ 35 Alin. 1). Es iſt bier, 
wie in den $$ 40—45 überhaupt, nur von lebenden Thieren die Rede. Der 
Transport todter Thiere richtet fich lediglich nach den für den Gütertrandport gel- 
tenden Bedingungen (Epjtein S. 29). Dem Abjender (bezw. Empfänger) ift 
ferner die Pflicht auferlegt, das Ein- und Ausladen in die Wagen und aus bden- 
felben, jowie die fichere Befejtigung und Anlegung der Thiere zu beforgen. Es 
gilt aljo hier der in Gemäßheit des Art. 424 Nr. 3 im 8 67 Nr. 4 Betr.-Regl. 
ftipulirte Befreiungdvertrag (Anm. 227 ©. 233 und Anm. 233 ©. 264). 


Bol. über die Berlabung und Beförderung von lebenden Thieren auf Eijenbahnen 
die Bekanntmachung des Deutich. Reichskanzlers vom 33. Juli 1879 (R.-Kentr. BI. S. 479 ff.) 
abgebrudt nebft ber Ansführungsverorbnung bes Preuß. Min. der Öff. Arb. vom 9. Auguſt 1879, 
E.V.Bl. S. 142 ff., Bayr. Gef. und Berord.-Bl. 1879 Nr. 53; ferner Erf. des Preuß. Hand.* 
Min. vem 23. und 30. Juli 1878, E.⸗V.Bl. ©. 226, 227. 


Alinea 2 Sag 1 beftimmt, daß kranke Thiere zur Beförderung nicht ange- 
nommen werden. Es liegt darin jedoch nicht eine für bie Eiſenbahn obligatorijche 
Vorſchrift. Sie ift zur Annahme nicht verpflichtet, kann aber die Beförderung 
übernehmen. Außer in dem im Satze 2 bezeichneten Yalle. Hier wird darauf 

22° 


4 


340 Art. 425. „$ 41 Eiſenbahn⸗Betriebs⸗-Reglement.“ 


hingewieſen, daß der Transport von Thieren wegen der Gefahr ter Verſchleppunz 
von Seuchen audgeichloffen d. h. verboten iſt, infofern ſanitätspolizeiliche Ber: 
ſchriften dies beſtimmen. Die zumiderhandelnde Eijenbahn madt fi ebenſo wie 
der Berjender civil- und kriminalrechtlich verantwortlich. 
Bat. über Desinfektion der Eiſenbahnwagen und über Maßregeln gegen die Eimjchlerr:n] 
von Seuchen: 
a) in Deutjhland: Reichsgeſ. vom 25. Sebruar 1876 (M.⸗G.⸗Bl. S. 163), Belauznt- 
machung des Reichskanzlers vom 6. Mai 1876 und Ausführ.-Berorb. bed Bunkekrarns 
(R.Centr.⸗Bl. ©. 251), Preuß. Aus’ühr.-Verord. und Eirf.-Reifr. bed Preuß. Hazt.- 
Min. von: 16. Juni 1876 und erzänzende Berord. vom 24. Februar 1877 2c., (Min- BL 
d. i. V. ©. 76, 77, E.⸗V.⸗Bl. 1878 S. 151—158 f.); 
b) in Defterreih- Ungarn: Reichögei. vom 19. Suli 1879, R.G.Bſ. Wr. 106 zu 
Bollzugs-Berord. vom 7. Augujt 1879, R.G.⸗Bl. Nr. 109. 


Alinea 3 erflärt die Eifenbahn für nicht verpflichtet zum Transport wilter 
Thiere. Sie kann aber denjelben unter Vereinbarung entiprehender Bedingungen 
übernehmen. 

Alinea 4 fchreibt vor, daß die Eilenbahn bei der Beförderung anderer 
lebender Thiere Begleitung zu fordern berechtigt ift — abgejehben von kleinem 
Bieh, insbefondere Geflügel in tragbaren, gehörig verjchlofjenen Käfigen — und 
zugleich den Ort, wo die Begleiter ihren Plag zu nehmen haben. 

Bgl. Hierüber: Erl. des Preuß. Min. d. Hand. von: 25. Januar 1879, E.8.-BL ©. 3 m 

vom 11. Juli 1881, &-B.-Bt. ©. 225. 

Das Wort „anderer“ könnte e contr. zu dem Schluffe führen, daß bei Eranfen 
oder wilden Thieren, falls deren Transport übernommen wird, Begleitung nidt 
gefordert werden darf. Died wäre jedoch irrig. Gerade bei dieſen wird vor allm 
Begleitung im Wege befonderer Bedingung gefordert werden fünnen. Weber tie 
Frage, ob und inwieweit die Eifenbahn überhaupt gejeblich befugt erfcheint, Be⸗ 
gleitung von Trandporten zu fordern bezw. über die Gültigkeit der vorliegenden 
reglementarifchen Beftimmung, ferner über die Folgen, wenn die Eijenbahn vie ihr 
zuſtehende Befugniß, Begleitung zu fordern, nicht ausübt: 

©. Anm. 230 ©. 248, Erk. des Stadtger. Breslau vom 30. März 1873, D. E.3. 18:3 


S. 823 und des Ob.⸗Land.⸗Ger. Wim vom 21. Juni 1876, D.E.-3. 1877 ©. 312, Burian m> 
Johanuy, Sur. BL IV. ©. 22 f. 


Tür den Begleiter können bejendere Trandportloften gefordert werten. (Kühl⸗ 
wetter ©. 49 Anm. 8.) 


274) 8 41 Eiſenbahn⸗Betriebs⸗Reglement. 

$ 41 (Alin. 1 und Alin. 2 ©. 1 aud 1865, Alin. 2 ©. 2 aus dem Bunt. 
Regl. von 1870) trifft einige bejondere Beftimmungen für folye Hunde, melde 
als Begleiter von PBafjagieren mit Perjonenzügen beförbert werden. Für tie 
mit Güterzügen beförderten Hunte gelten die allgemeinen Borjchriften der 8$ 4U 
und 43. Vgl. über einen Yall der Inanſpruchnahme der Bahn für das Ent 
jpringen eines im Hundekoupéͤ trandportirten Hundes: Buſch Arch. Br. IS 
©. 433 f. 

Die befonderen Beftimmungen für die erftere Kategorie jind folgende: 

Nach Alinea 1 hat die Beförderung in abgefonterten Behältniffen zu er 
folgen. „Abgejondert” d. i. von ben Perſonenkoupé's getrennt (vgl. $ 22 Alin. 1 
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Cap 1). Die Borfchrift ift für die Eiſenbahnen im Sicherheitd- uud Ganitäts- 
interefje obligatorifh und daher der Abänderung im Wege der Vereinbarung 
nit fähig. Ausgenommen find nur Heine Schoßhunde (vgl. $ 22 Alin. 1 
Sa 2). 

Nah Alinea 2 ift die Eijenbahn nicht verpflichtet, Hunde, welche nad) der 
Ankunft auf der Beitimmungsftation nicht fofort abgeholt werden, zu verwahren. 
Thöl (HR. III. $ 57 ©. 118) erklärt diefe Vereinbarung ohne nähere Begrün- 
kung für ungültig. Jedoch erjcheint Died nicht zutreffend. Denn bie auf bie 
Beendigung ded Transports bei mora bed Empfängerd eintretende Berwahrungs- 
pflicht des Frachtführerd (Bd. I. Anm. 40 ©. 229) entipringt nicht aus dem 
Zrachtvertrage, ſondern aud der allgemeinen Pflicht des Frachtführers als Kauf- 
mann, Sorgfalt zu präftiren. Einer vertraglichen Abänderung biejer Pflicht fteht 
Daher dad Verbot ded Art, 422 H.G.B. nicht entgegen. — Die weiter im Alin. 2 
enthaltene Bejtimmung über die Zahlungdmodalitäten beim Hundetrandport weichen 
an ſich nicht von den bezüglichen allgemeinen Borjchriften des $ 43 ab. 


275) 8 42 Eifenbahn-Betricbs-Rteglement, 


$ 42 (Alin. 1-4 aud 1865, begleichen Alin. 5 jedoch motifizirt 1870, Alin. 6 
neu 1874 binzugetreten) enthält Beftimmungen über die Beförderung von Pfer- 
den. Sieht man jedoch von einigen unwefentlichen redaktionellen Abweichungen ab 
(vgl. Thöl a. a. O. ©. 119 Anm. 18), jo find dieſe Beftimmungen identiſch mit 
den Borfchriften des folgenden 8 43 über die Beförderung von anderen Thieren. 
Nur in folgenden Punkten beſteht ein Unterſchied: 

1. während nad $ 43 andere Thiere 2 Stunden vor Abgang des Zuges 
auf den Bahnhof gebracht werden müffen, genügt nad $ 42 Alin. 2 
in Betreff der Pferde die DBereitjtelung 1 Stunde vor Abgang des 
Zuges; 

2. während andere Thiere nur auf und nad) ben zu beren Annahme be- 
ſtimmten Stationen zur Beförderung angenommen werden ($ 40 Alin. 1), 
kann die Berjendung von Pferden auf allen Zwilchenftationen erfolgen 
— init Sicherheit allerdingd nur nad vorheriger Berftändigung des 
Stationdvorftandes, für die eine Frift nicht beftimmt tft — ($ 42 
Alin. 3); 

‚3. bei anderen Thieren bat die Eiſenbahn im Falle verzögerter Abholung 
die Wahl, fie entweder auf Gefahr und Koften ded DVerjenderd in Ver⸗ 
pflegung zu geben oder ein Standgeld zu erheben ($ 43 Alin. 3). 
Bezüglich der Pferde ift nur Die legtere Befugniß im Reglement aus- 
geſprochen ($ 42 Alin. 5), jedoch unterliegt e8 wohl feinem Zweifel, dag 
auch die erjtere Befugniß den Bahnen zuſteht (Thöl II. ©. 119). 


276) 5 43 Eifenbahn-BetriebsReglement. 

F 43 (bid auf Alin. 3 ©. 3 unverändert aus 1865) enthält im Anfchlufie an 
$ 41 weitere Bedingungen über die Beförderung von Thieren im Allgemeinen und 
hätte, wie bereit bemerkt (j. ©. 339) befjer mit $ 41 vereinigt werden follen. 

Alinea 1 tept feft, Daß ſowohl die Quantität der gleichzeitig zu beförbernden 
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Thiere fowie die Züge, mit welchen fie zu befördern, Durch die Eijenbabn beftimmt 

werden, und daß namentlich die Mitnahme einzelner Stüde davon abhängt, eb 

paßlicher Raum vorhanden ift, mithin im Voraus nicht zugefichert werden fann. 
Bol. Erl. bed Preuß. Min. d. öff. Arb. vom 28. Juni 1880, E.⸗V.⸗Bl. ©. 289. 

Alſo nicht die Mitnahme überhaupt, jondern nur die Wahl ded- Zuges tft in das 

Ermefien der Bahn geftellt, aber auch bier unter Wahrung des Privritätäprinzipes 

(f. Anm. 201 ©. 173) und ohne jede durch die Umftände gebotene Zögerung. 

Alinea 2 verordnet, daß der Yahrpreid am Abjendungdorte zu erlegen ift, 
d. h. es tft, abweichend von dem in $ 53 Alin. 1 ©. 1 angenommenen Prinzip, 
für lebende Thiere der Yrankaturzwang generell eingeführt ($ 53 Alin. 1 ©. 2). 
Hiervon ift jedoch im Defter.-Ung. Regl. durdy eine zwiſchen Alin. 2 und 3 ein⸗ 
geichobene Beſtimmung infofern eine Ausnahme gemacht, ald im internen öfter 
reih-ungarifhen Verkehre — d. 5. in dem die Grenzen Defterreich-Ungam? 
nicht überjchreitenden — der Yahrpreid bei Aufgabe gegen Frachtbrief nady Wahl 
ded Aufgeberd auch an den Empfänger zur Zahlung überwiefen werden am. 
Diefe Wahl, ob Frankofracht oder nicht, ift dem Abfender aljo nur bei Aufgabe 
gegen Frachtbrief, nicht auch gegen Beförderungsichein, gegeben. 

Alinea 3 trifft Beftimmung über die Zeit der Einlieferung und die Zeit und 
Form der Außlieferung. Weber die Zeit der Einlieferung tft beftimmt, daß tie 
Thiere 2 Stunden vor Abgang ded Zuges auf den Bahnhof gebradht werten; 
außerdem muß, wenn der Zug Nachts oder vor 7 Uhr Morgens abgeht, die An: 
meldung bi 8 Uhr Abendd vorher bewirkt werben. Ueber die Zeit der Aus 
lieferung ift beftimmt, daß dieſelbe aldbald bei der Ankunft am Beltimmungäerte 
— und zwar gegen Rüdgabe der Beförderungsfcheine — gefchieht und das Aut 
laden und Abtreiben jpäteftend 2 Stunden "nad, Ankunft auf dem Bahnhofe ge 
heben, db. b. beendet jein muß. Denn, bedeutete „gejchehen“ nur „beginnen“, jo 
würde eine Frift für die Beendigung fehlen und die Vorſchrift zwecklos fein. Died 
ergiebt aud der Schlußfag, nad welchem die Bahn bei Ablauf diefer Friſt dad 
zweifache Recht bat, entweher die Thiere auf Gefahr und Koften bes Verſenders 
in Verwahrung zur geben oder ein Standgeld zu erheben, falld fie dem Vieh einer 
ferneren Aufenthalt auf dem Bahnhofe geitattet, (wozu fie nicht verpflichtet ift). 


277) 5 44 Eifenbahn⸗Betriebsſ⸗Reglement. 

S 44 enthält die Beftimmungen über die Haftpflicht der Eifenbahn für Bar- 
luft und Beichädigung der zur Beförderung übernommenen Thiere. 

Alin. 1 und 2 find im Anſchluß an Art. 424 9.©.-B. (f. Anm. 234 ©. 266), 
Alin. 3, 4 und 5 im Anſchluß an Art. 427 H.G.⸗B. erörtert. 


278) 8 45 EilenbahnBeirich&-Reglement. 


$ 45 handelt von der Lieferungdzeit bei Thiertrandporten jowie von der Haft- 
pflicht der Eifenbahn für Verfäumung der Lieferungszeit. 

- Alinea 1 ftelt für die Lieferungszeit bei Thiertransporten prinzipiell den 
Sag auf, daß fie, je nachdem die Beförderung mit Perjonen- oder mit Güterzügen 
geichieht, Die für Eilgut oder für gewöhnliche Gut ift und fi nach den im Ab⸗ 
ſchnitt III. enthaltenen Beftiimmungen berechnet, und ferner betreffö ter Haftpflicht 
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bei Berfäumnig, daß dieſe Beitimmungen auch für die Folgen verjäumter Liefe- 
rungszeit maßgebend fein follen. Es gelten fomit für die Lieferzeit die 88 57 bis 
60 und für die Haftpflicht die 8$ 69 und 70, Eifenb.-Betr.-Regl. (ſ. Anm. 34 f. 
©. 168 f.), foweit nicht in den 88 40—45 ausdrücklich Abweichungen vorge- 
fchrieben find. 

Sn Betreff der Lieferzeit enthält Alinea 2 Sa 1 nur injofern hiervon eine 
Ausnahme, ald die Auslieferung von Pferden und Hunden, welche mit Perſonen⸗ 
zugen befördert werden, in der im $ 28 Alin. 2 für Gepäd beitimmten Yrift 
(j. Anm. 261 ©. 328) verlangt werden Tann. 

Die weiteren im Alinea 2 und Alinea 3 bed $ 45 gegebenen Beftimmungen 
über die Deflaration eines höheren Intereſſes an ber rechtzeitigen Lieferung find 
im Anſchluß an Art. 427 H.G.B. erläutert. 





344 Art. 426. 


Allgemeines Deutfches Handelsgefehbudh. 


Artilel 426. 


In Anfehung der Güter, welche nad ihrer natürlichen Be 
ichaffenheit bei dem Transporte regelmähig einen Verluſt an Gewicht 
oder Maaß erleiden, Tann bedungen werden, dab bis zu einem im 
Boraus beftimmten Rormalfage für Berluft an Gewicht oder Diasf 
nicht gehaftet werde. Der Normaljak muß, im Falle mehrere Stüde 
zuſammen transportirt worden find, für jedes einzelne Stüd beſen 
ders bereihnet werden, wenn das Gewicht oder Maaß der einzelnen 
Stüde im Frachtbriefe verzeichnet oder fonft erweislich if. 

Die bier bezeichnete Beitimmung kann nicht geltend gemadt 
werden, wenn nachgewieſen wird, dab der Berluft nah den Im: 
ftänden des Falles nicht in Folge der natürlichen Beſchaffenheit des 
Guts entftanden ift, oder daß der beftimmte Normaliah dieſer Be 
ſchaffenheit oder den fjonftigen Umſtänden des Falles nicht entſpricht. 


Zufag 1. 
Eifenbahn-Betriehs-Reglement: 
(Deutſch. Regl. vom 11. Mai 1874, Defterr.-Ungar. Regl. vom 10. Juni 1874, 
Bereind-Regl. vom 1. Juni 1876 bezw. 1. Sanuar 1881 gleichlautend): 


$ 67 Ar. 8. 
Belonbere Beiäräntung der Beitpfliät. 

Gewichtsmängel werben nicht vergütet, ſoweit für die ganze durchlaufene 
Strede das Fehlende bei trodenen Gütern nicht mehr als ein Prozent, bei 
nafien Gütern, denen gerafpelte und gemahlene Farbehölzer, Rinden, Wurzeln, 
Süußholz, geichnittener Tabak, Fettwaaren, Seifen und harte Dele, friſche 
Früchte, friſche Tabalahlätter, Schafwolle, Häute, Felle, Leber, getrodnetes 
und gebadenes Obft, Thierflechſen, Hömer und Klauen, Kuchen (ganz und 
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gemahlen), getrodnete Fiſche, Hopfen und friſche Sitte gleich behandelt werden 
jollen, nicht mehr als zwei Prozent des im Frachtbriefe angegebenen, be= 
ziehungsweiſe durch die Abfendeftation fetgeftellten Gewichts beträgt. Diejer 
Prozentfag wird, im alle mehrere Stüde zuſammen auf einen Fradt- 
brief transportirt worden find, für jebes Stüd bejonders berechnet, wenn 
das Gewicht oder da8 Maß der einzelnen Stitde im Frachtbriefe verzeichnet 
oder ſonſt erweislich iſt. 

Die vorſtehend gedachte Befreiung von der Haftpflicht tritt nicht ein, 
wenn und fomweit nachgewiejen wird, daß der Berluft nach den Umftänden 
des Falles nicht in Folge der natürlichen Bejchaffenheit des Gutes entftanden 
it, oder dag der angenommene Prozentjag diefer Beichaffenheit oder den 
jonftigen Unftänden des Falles nicht entſpricht. Es bleibt jedoch den ein- 
zelnen Bermaltungen vorbehalten, bei ſolchen Gütern, welche vom Berfender 
jelbft verladen oder vom Empfänger abgeladen werden, mit Genehmigung 
der AuffichtSbehörde höhere Prozentfäge als zwei Prozent nad) Maßgabe 
der Bejchaffenheit der einzelnen Artikel feſtzuſetzen, bis zu welchen eine Ver⸗ 
gütigung für Gewichtsmängel nicht ftattfinden foll. 

Bei gänzlihem Berluft des Gutes iſt ein Abzug für Gewichtsverluſt 
überhaupt unftatthaft. 


Gefehesmatsrialien: Preuß. Entw. fehlt. Motive des Preuß. Entw. fehlen. I. Leg. Prot. 
©. 827-830, Gntw. I. Lejg. Art. 339. 11. Lejg. Brot. S. 1230 -1232. Entw. II. Leg. Art. 376. 
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279) Prinzip und Entftiehung des Art. 426. 


Art. 426 H.G.⸗B. enthält eine weitere Ausnahme zu dem Vertragsverbote 
des Art. 423 H.G.B., welche fich infofern an die im Art. 424 bezeichneten Aus: 
nahmen anjchließt, als fie mit Art. 424 Ziff. 4 in einem gewiflen inneren Zu- 
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fammenhange fteht. Sowohl in Art. 424 Ziff. 4 (sc. Alin. 2) wie in Art. 4% 
wird den Eifenbahnen ein Befreiungdvertrag geftattet, durch welden fie fih = 
Betreff der Haftung für Schäden, welche aus der natürlichen Beichaftenbeit 
ber beförderten Güter entitehen, eine Vermuthung zu ihren Gunften bezw. ein: 
Beſchränkung ihrer Haftpflicht außbedingen dürfen. Der Unterſchied zwiſchen beit: 
Gefegesftellen bejteht aber barin, daß Art. 424 Ziff. 4 die befonderen außer 
ordentlichen Gefahren betrifft, welchen -gewiffe Güter wegen ihrer eigentbin- 
lien, natürlichen Beichaffenheit ausgeſetzt find, 

Bol. oben Bd. I. Anm. 43 ©. 257 und Bd. III. Anm. 328 ©. 238, v. Sabn ILE. 

88, ©. 545 8 1, Keyßner ©. 486 Ar. 12, Ruckdeſchel ©. 215. 

während fih Art. 426 auf die bei Trandporten gewifler Güter vermöge ihrer natir- 
lihen Beichaffenheit regelmäßig vorkommenden Berlufte (an Gewicht oter Mais‘ 
bezieht. Nun haftet bereit3 nach der für die geſetzliche Haftpfliht Des Fradt. 
führerd grundlegenden Beftimmung ded Art. 395 H. G.B. derjelbe nicht für ter 
Schaden, welcher durch Verluſt oder Beichädigung des Guts entitanden ift, jefez 
er nicht beweift, daß der Berluft oder die Beihädigung dur die natürlide 
Beihaffenheit des Guts, namentlich Durch inneren Verberb, Schwinben, gewöhnlide 
Leckage und dergleichen entitanden ift. Für derartige Schäden hat alfo der Fızk: 
führer gefeglich nicht zu haften und es bedarf daher auch für bie Eijenbahn far 
bejonderen vertraggmäßigen Ausjchliegung dieſer Haftung. Wohl aber liegt ter 
Frachtführer und jomit auch der Eijenbahn zur Ausſchließung der Haftpflicht ar 
fih die Beweislaft ob, daß der Berluft oder die Beihädigung burdy Die nat 
liche Beſchaffenheit des Guts wirklich entitanden jei. Weil diefer Beweis =r 
einerjeit3 häufig ein jehr läftiger fein Tann und in&befondere im Eifenbahnverlerr 
in Rüdfiht auf die große Zahl der Transporte ꝛc. mit befonderen Schwierigkeiter 
verfnüpft tft, ambererjeitd die Beſchädigung in Yolge der natürliden Beſchaffenter 
ded Gutes in vielen Yällen jo eflatant und gleichmäßig ericheint, daß es eines be 
ſonderen Beweiſes gar nicht erft bedarf, fo z. B. bei deu erfahrungsmäßig währe! 
des Trandport3 ftattfindenden Eintrodnen und Streuen (bei Setreide und Früchten. 
Schwinden, Berdunften oder Auslaufen (bei Flüſſigkeiten) gewiſſer Waaren, jo ia 
es in der Billigfeit, den Eifenbahnen ald Ausnahme zu dem Berbote Des Art. 3% 
im Bertragd- (bezw. Reglementd-) Wege eine Erleichterung der ihnen nach Art. 3% 
obliegenden Beweislaft, d. b. eine Vereinbarung zu geftatten, wonad bei einzr 
treteneın Berlufte (an Gewicht oder Maaß) ein gewiſſer Prozentiag als umtt- 
maßlicher Betrag derartigen Berlufted präfumtiv und ohne Weitered angenomme 
werden joll. Demnach ift durch Art. 426 Alin. 1 Sag 1 den Eijenbahnen nicht etwa 
eine vertragsmäßige Beſchränkung der Haftpflicht für Schäden zugelaffen, für mei: 
anderenfallö gejeglich zu haften wäre (wie in den Yällen des Art. 424 Ziff. 1—$\ 
fondern es ist ihnen nur für einen bereitö gejeglich vorgejehenen Yal ter Nik: 
baftung (Art. 395: Verluſt durch natürliche Beichaffenheit des Gut) eine Er 
leihterung der Beweislast im Vertragswege dahin geitattet, Daß in Unjehuz; 
der Güter, welche nad) ihrer natürlichen Beichaffenheit bei dem Transporte reatl- 
mäßig einen Berluft an Gewicht oder Maaß erleiden, bis zu einem im Berı 
beitimmten Normalfape für Verluft an Gewicht oder Maaß nicht gehaftet werte, — 
wobei aber (was eigentlich jelbftwerftändlih und nur zur Verhütung vorgefalee 
Mißbräuche beftimmt ift) dieſer Normaljag nah Sap 2 bes Alin. 1 für jee 
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einzelne Stüd beſonders berechnet werden muß, wenn Dad Gewicht oder Maaß der 
einzelnen Stüde im rachtbriefe verzeichnet oder erweislich it. 


Der dur) Art. 426 geftattete Befreiungdvertrag enthält nah Vorſtehendem 
nur eine „Erleichterung der den Eijenbahnen obliegenden Beweidlaft, nicht aber 
etwa eine Ausſchließung der Haftpflicht für Verlufte in beftinnmter Höhe bei ge 
wiffen Gütern. Es ift nur die Vereinbarung einer Vermuthung zu Gunften ber 
den Eijenbahnen obliegenden Beweidlaft derartig zugelaffen, daß nicht fie — wie 
jonft — den Beweis führen, fondern ihnen der Gegenbeweis geführt werden muß. 
Sft der Verluſt innerhalb des bedungenen Normaljapes geblieben, jo wirb bis 
zum Nachweiſe des Gegentheild vermuthet, er ſei durch die natürliche Beſchaffen⸗ 
heit des Gutes entftanden, die Eifenbahn hat aljo einen Beweis dafür nit mehr 
zu führen, diefe Vermuthung kann aber in zweifacher Hinficht, d. 5. von beiden 
Barteien, dur Gegenbeweid widerlegt werden. | 

Einerfeit3 fteht — diefer Vermutbung gegenüber — bem Abiender der Be- 
weis zu, daß der Berluft aus einer anderen Urjache entſtanden jei bezw. daß er 
nicht oder doch nicht in dem bebungenen ober behaupteten Umfange aus der natür- 
lichen Beichaffenheit habe entftehen können. Andererfeits ift aber auch ber 
Eiſenbahn — diefer Vermuthung gegenüber — der Nachweis gejtattet, daß der 
aus der natürlichen Beichaffenheit der Güter entftandene Berluft ein höherer jei, 
als der nach dem bedungenen Normalfag präfumtiv angenoinmene. Dementſprechend 
verordnet Alin. 2 bed Art. 426, daß die in Alin. 1 bezeichnete Beitimmung nicht 
geltend gemacht werden kann, wenn machgewiefen wird, daß ber Verluſt nad) ben 
Umftänden des Yalld nicht in Folge der natürlichen Beichaffenheit des Guts ent- 
ftanden ift, oder daß der beftimmte Normaljap dieſer Befchaffenheit oder den jon- 
ftigen Umftänden ded Falles nicht entipricht. 


Was die Entftehung ded Art. 426 anlangt, fo war zur III. Leſung von 
Preußen (Monit. 450 Art. 396 Alin. 2 sub 2) eine Beftimmung in Vorſchlag 
gebracht worden, wonad in allen Yällen von den Eifenbahnen mit rechtlicher Wir- 
fung bedungen werden kann, 

daß für bejtimmte Prozentſätze ded Guts eine Entichädigung wegen 
Berluft nicht geleitet werden fol. Dieſe legtere Bedingung ſoll jedoch 
ihre Wirkung verlieren, wenn bargetban wird, daß der Verluſt nad 
den Umftänden des Falls weder durch die Natur ded Gutes jelbit, 
noch durch eine mangelhafte Berpadung entitanden ift, oder daß der be- 
treffende Prozentſatz mit der Beichaffenheit des Guts oder den fonftigen 
Umftänden bed Yalld nicht im Einklang ftebt. 

Aehnliche Anträge wurden von Bayern (Monit. 451) und von Sachſen 
(Monit. 453 Nr. 7) geftellt. 


Sn 1. Leſung wurde ſodann diefe Beitimmung von Würtemberg (Prot. 
S. 4673, 4700 Art. 398 in folgender Fafſung in Antrag gebracht: 

„Bei Gütern, welche nach ihrer natürlichen Beichaffenheit und ber 

Art ihrer Berpadung regelmäßig einem Gewichtöverluft anf dem Trand- 

port unterworfen find, fann von den Eijenbabnverwaltungen mit recht- 

licher Wirkung bedungen werben, daß fie bis zu beftimmten Prozent» 

fügen des Gewichtöverluftes zu Feiner Crijagleiftung verbunden ſein 

follen. Die Prozentfätze find bei Partiefendungen, jobald das Gewicht 
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der einzelnen Frachtſtücke im Yrachtbriefe bejonderd bezeichnet eder jent 
ermweislich ift, von jedem einzelnen Stüd für fich zu berechnen. 

Die vorftehende Verabredung verliert jedoch ihre Wirkung, menn t:: 
But in einem unbededten Wagen befördert worden ift, ferner wenn tır. 
gethan wird, daß ein Verfchulden der Bahnverwaltung oder Eutwendur 
die Urjache des Gewichtsverluſtes jei, oder daß der betreffente Freien: 
jag mit der befonderen Beichaffenheit des Frachtguts, der Art jene: 
Verpackung, der Dauer des Transports, der Zahredzeit und Wittenm: 
bei welder der Transport ftattgefunden bat, oder mit ben Tcnilize 
Umftänden des Falls nicht im Einklange ftehe.“ 

Indem der Berathung dritter Zefung diejer legtere Antrag zu Grunde gelest 
wurde, wurde zu Alin. 1 zunächſt erwogen, daß, wenn auch die Gefahr ſich meh 
in Gewichtöverluft äußere, doch auch häufig ohne foldhen ein Theilverluft ir 
Holge MaaBverringerung eintrete und daher beichloffen, neben dem Gewichts 
verlufte auch ded Maaßverluſtes Erwähnung zu thun. Ferner wurden die Bat 
„nah der Art ihrer Verpackung“ für entbehrlich erachtet, indem unter dem „Gu' 
nicht blos die Waare an und für fi) ,: fondern in trandportabelm Zuftande, ar 
Waare und Berpadung zufammen zu verftehen fei, mithin d.“ Ausdruck „Pe 
jchaffenheit der Güter“ genüge. — Mit diefen Modifikationen wurde der erfteCy 
des Alin. 1 des vorjtehenden Antrages angenommen. (Prot. S. 4785, 4786.) 

Zum zweiten Satze dieſes Alinea wurde jodann bemerkt: Es werde bamit be 
zwedt, einer der"erheblichften Beichwerden des Handelsſtandes abzubelfen. Nicht 
jelten fei e3 vorgelommen, daß bei einzelnen Stüden (Säden x.) einer Ge 
fammtladung ganz erhebliche Verlufte eingetreten feien und die Eiſenbahn dennot 
jeden Erjag mit dem Bemerfen abgelehnt habe, daß der Berluft noch bei Weite 
nicht die Prozentfäße überfteige, von beren Erjaß fie frei fei, inden fie die e 
treffenden Prozente von dem ganzen verladenen Quantum der fraglichen Baar 
berechnet habe. Durch Anwendung befielben Verfahrens würden die Sijenbabwer 
es jogar rechtfertigen Tönnen, wenn von 100 Säden einer ſolchen Waare einer 
ganz abhanden gelommen fei und gar nicht abgeliefert werde, obſchon offenbar 
ein folcher Verluſt Feine Yolge der natürlichen Befchaffenheit der fraglicden Baır 
jein könne. Solden Ausfchreitungen folle der zweite Sa entgegentreten. Hierde 
jeien die Worte „im Yrachtbriefe bejonderd bezeichnet oder fonft erweislich ift“ nict 
entbehrlih, weil von einer Berechnung der Progentfäpe nad dem Gewichte ede 
Maaße der einzelnen Yrachtitüde feine Rede fein könne, wenn man deren Gewicht 
oder Maaß nicht kenne. Hierauf wurde auch der zweite Sap mit der Metihls 
tion, daß er auf den Berluft am Maaße audzudehnen fei, angenommen (Pre 
©. 4789, 4790). 

Zum Alinea 2 wurde angeführt: Es jeien in diefem Alinea eine Anzahl ver 
Spezialitäten angeführt. Abgejehen nun von ‚ver Frage, ob fie alle richtig um: 
grenzt feien, könne ihre Aufzählung jedenfalls nicht für vollftändig und erichöpfen 
erachtet werden. Es ſcheine Daher angemefjener, nur dad Prinzip aufzuftelen 
daß der qu. Prozentfag dann nicht in Betracht komme, wenn ber Beweis geliefer 
werde, daß der Gewichtsverluſt in Wirklichkeit feine Yolge der natürlichen Be 
ſchaffenheit des betr. Frachtgutes geweſen ſei. Demgemäß wurde in Anknüpfunz 
an den Vorſchlag Preußen! (Monit. 450, ſ. oben ©. 347) beantragt, unter ®er- 
lafjung aller Spezialitäten, in Nlinea 2 lediglich auszuſprechen, daß die Beilimmus: 
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tes Alinea 1 ihre Wirkung verliere, wenn dargethan werde, daß der Berluft nad; 
dem Umftänden des Falles nicht durch die Natur des Gutes ſelbſt ent⸗ 
ſtanden jei. 

Bon anderer Seite wurde zwar dagegen hervorgehoben: Es würde aldtanır 
die Feſtſetzung gewiſſer Prozente ded Gewich!d- oder Maßverluftes nichts weiter, 
als die Aufftellung einer Präfumtion dafür jein, daß ein Dieje Prozente 
nicht überfteigender Berluft die Folge der natürlichen Beichaffenheit bed betreffenden 
Gutes ſei. Es habe fomit nicht allein ber Abfender das Recht, zu beweijen, 
daß der Verluft nicht blos bie Folge der natürlichen Beichaffenheit de8 Guts, viel- 
mehr auch anderer eifenbahnfeitig zu vertretender Urſachen jet, fondern ed würde 
auch der Eifenbahnverwaltung dad Recht ded Beweiſes zuftehen, dab auch 
noch der ben feftgeftellten Prozentfag überſteigende Berluft Folge der natür- 
lichen Beichaffenbeit bes Guts fei. Dies fei aber nicht beabfichtigt, jondern die 
Feſtſetzung ber betr. Prozente folle bie Bebeutung der Bereinbarung einer für 
alle Fälle maßgebenden Regel haben, gegen weldhe feine Gegenbeweis— 
führung aud den Umftänben des einzelnen Yalled geführt werden dürfe. 

Hierauf wurde jedoch entgegnet: Es müffe wiberjprochen werden, daß die vor- 
liegende Beftimmung ben eben bargelegten Sinn babe. Im Gegentheile jolle es 
ſich dabei um nichts mehr als um eine Präfumtion handeln, gegen welche ſowohl 
sen Abfjenderalsder Eifenbahnverwaltung der Gegenbeweis zuftehe. Die 
richtige Auffaffung fei folgende: An und für ſich hatten die Eifenbahnen ſchon nad 
Art. 371 (jegt Art. 395) nicht zu haften, würden aber bei jedem Berlufte den Be- 
weiß liefern müflen, daß er fich in der natürlichen Beichaffenheit des Guts gründe. 
Durch Alinen 1 werde ihnen nun das Recht eingeräumt, zu bedingen, daß fie bi 
mu einem gewiffen Prozentſatze von dem erwähnten Beweiſe befreit fein jollten. 
Dadurch werde jelbftverftändlich das urſprünglich ihnen ſchon zuftehende Recht nicht 
jenommen, zu beweiſen, daß der natürlihe Gewichtsverluſt im konkreten Yalle Die 
Brozente überftiegen habe, und um wie viel dies ber Yall jei, fowie andererſeits 
ent Abjender dad Recht bleibe, nachzuweiſen, daß diejer Verluſt weniger als der 
Prozentjaß betragen babe. 

Im Mebrigen erftredte fich die Diskuffion noch darauf, ob in Alin. 2 den 
Parteien eine Gegenbeweisführung und demnach dem Richter eine Kougnition nur 
'arüber eingeräumt werben folle, ob der feſtgeſetzte Prozentſatz, deſſen Angemefien- 
yeit im Allgemeinen für Güter der fraglichen Art nicht zu unterjuchen, und des⸗ 
alb auch ohne Weiteres bei Enticheitung der Sache für angemefien zu erachten 
ein würde, in dem Eonfreten Yalle nach den befonderen Umständen’ des Yalld für 
nangemeflen anzufehen und deshalb für diefen Fall im Snterefie des Abſenders 
der ber Eiſenbahn herabzufegen bezw. zu erhöhen fei, oder ob die Gegenbeweis— 
übrung des Abjenderd und die Kognition ded Richters fi) auch Darauf ſolle er- 
treden dürfen, daß ein jo hoher Prozentſatz für Güter ber fraglichen Art über- 
aupt nicht hätte feitgeftellt werben dürfen und fchon im Durchfchnitte zu hoch fei, 
fo auch ohne dad Borhandenjein befonderer Ausnahmeverhältnifie für nicht maß- 
ebend zu erachten, ſondern die Eifenbahn wenigftend für einen Theil des noch 
icht über den Prozentfat hinausfteigenden Schadens verantwortlid) fei. Für den 
all, Daß aud die zweite Art der Gegenbeweisführung und bezw. richterlichen 
dognition für zuläffig erachtet werden follte, hielt man es mehrjeitig für noth- 
endig, daß der im württenbergiihen Vorſchlage (f. oben ©. 348) fi findende 
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Auddrud „mit der Beichaffenheit des Frachtguts“ auch in den in Ausficht geitellten 
prinzipiellen Sas aufzunehmen und nicht blos der bejonderen Umftände des Yalz 
Erwähnung zu thun jei. 

Die Mehrheit ſprach ſich Hierauf dafür aus, daß beide Gegenbeweis— 
führungen zuläffig fein müßten und e8 wurde fodann entidhieden, daR an Stel 
des Alin. 2 des württembergiichen Antrages (S. 34x) ein prinzipieller Cap in 
Sinne des preußifchen Vorſchlages, Monit. 450 (f. ©. 347), aufzunehmen fei. T 
bei war man alljeitig einverftauden, daß die Prozentjäge, ſelbft bei einem in de 
Natur des Guts begründeten Verlufte, nicht maßgebend jeien, injoweit die Eile 
bahn Schuld daran trage, daß ber fragliche Verluft eingetreten fe. Sodam 
wurde noch entichieden, daß in dem aufzunehmenden Sage noch ber Beweis che 
zu halten fei, daß die Prozentfäge mit der Beſchaffenheit des Guts überbarr: 
nicht zufammenftimmen, ſowie, daß daffelbe rüdfichtlich der befonderen Umftänte 
des Falls ftatthaben folle (Brot. S. 4790-4795). 

Nah dieſen Beichlüffen erhielt Art. 426 jeine gegenwärtige Fafſung (Frei 
©. 5122, Art, 399). 


280) „In Anſehung der Güter, welde nad ihrer natürligen Beſchaffenhei 
bei dem Transport regelmäßig einen Verluſt an Gewicht oder au Ma 
erleiden, kanun bedungen werben, dab Bis zu einem im Vorans beilimm 
ten Normallsk für Verluſt an Gewicht oder an Maaß nit geheite 
werde.” 

Alinea 1 Sag 1 ded Art. 426 geitattet — ald zehnte (j. Art. 424 und 425 
Ausnahme von der Regel ded Art. 423 — den Eijenbahnen eine vertragämästz 
Beſchränkung der gejeglichen Haftpflicht dahin, daß: „in Anjehung der Sue, 
weldye nach ihrer natürlichen Beichaffenheit bei dem Zrandport regelmäßig eine 
Berlujt an Gewicht oder an Maaß erleiden, bedungen werden Tann, daß bi = 
einem im Voraus beitimmten Normalfag für Berluft an Gewidt oder an Ra: 
nicht gehaftet werde”. 

Bon diefer Befugniß ift iu dem Eifenbahn-Betrieböreglement ($ G7 Rr. 8 
Gebrauch gemacht (vgl. Anm. 283 ©. 359), d. b. der vom Gefeg geitattete Br 
freiungsvertrag ift durch das Reglement zu einem wirklich vereinbarten ge 
macht (|. Thöl II. $ 983 ©. 186 ff.). 

Der gejeßgeberiihe Grund für die Zulafiung dieſes Befreiungsvertrages liest 
darin, daß ed billig erichien, den Eijenbahnen die ihnen im alle eine Berlute 
in Folge der natürliden Beichaffenbeit ded Guts nah Art. 395 obliegende Fe 
weislaſt in denjenigen Fällen zu erleichtern, in welchen nach der Art des Gun 
der Berluft auf dem Transporte erfahrungsgemäß ein regelmäßig in ammihern 
bejtimmbarer Höhe eintretender ift. Es würde bei der großen Zahl joldyer Exir 
und Transporte, fowie bei der im Einzelnen — was den Berluft überhaupt cd: 
doch in jeinem ganz genauen Umfange anlangt — immerhin umftändliden Bewer! 
führung den Eiſenbahnen eine zumeift überflüjfige und unverhältnigmäßig jdeex 
rige Bemweidlaft auferlegt und badurd ihre Haftpflicht erjchwert werden. Az 
dieſem Grunde hielten ed die Gejegeöverfafler für angezeigt, den Eifenbahnen er: 
Vereinbarung zu geftatten, nach welcher bei derartigen Gütern bid zu einem iz 
Voraus beftimmten Normaljag für Berluft am Gewicht oder am Maaß nidt se 
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haftet werde. Durch eine derartige Vereinbarung wird bei eingetretenem Verluſte 
zu Gunſten der Eijenbahnen die die Beweislaſt erleichternde Vermuthung ge: 
ichaffen, daß derfelbe — und zwar in der verabredeten Höhe — durch die natür- 
lihe Beſchaffenheit des Gutes entitanden ſei. Es bedarf hierüber keines weiteren 
Beweijed. Andererjeitd ift aber dadurch für beide Theile der Gegenbeweis gegen 
dieſe Vermuthung nicht audgefchlofien: für die Eijenbahn nicht Der Beweis, daß 
auch der den vereinbarten Progentjag überfteigende Verluſt in der natürlichen Be⸗ 
fchaffenheit des Guts feinen Grund babe, für den Abjender nidht der Beweis, 
daß der Verluſt (sc. ganz oder theilmeije) nach den Umſtänden bed altes nicht in 
Folge der natürlichen Beichaffenheit des Guts entjtanden fei (fondern aus anderen 
Urjachen), oder daß der beftimnte Normaljag dieſer Beichaffenheit (gemerell) oder 
den jonftigen Umständen des Falles (jpeziell) nicht entipreche (vgl. Art. 426 Alin. 2) 
j. oben ©. 347, 349. 
Vgal. Keyßner ©. 488 Nr. 2, Puchelt II. ©. 434 Ann. 1, Ruckdeſchel ©. 215. 

Die alleinige VBorausfegung für den vorliegenden Befreiungdgrund ift der 
Zrandport von „Gütern, welche nach ihrer natürlichen Beichaffenheit bei dem 
Zrandport regelmäßig einen Berluft am Gewicht oder am Maaß erleiden”. 

Welche Güter zu diefer Kategorie gehören, läßt fi im Einzelnen nicht an: 
geben. Sedenfall3 find nur ſolche dahin zu rechnen, weldye den angeführten Merk⸗ 
malen entiprehen. Einigermaßen wird ber Begriff durch die Art. 395 und 424 
Nr. 4 H.G.⸗B. erläutert. Es find bier die im Art. 395 bezeichneten Güter im 
Gegenjage zu den Art. 424 Nr. 4 gedachten gemeint. Beiden Beſtimmungen ift 
zwar gemeinfam, baß fie die Haftung für Verlufte aus der natürliden Be— 
jchaffenbeit der Güter den Eifenbahnen erleichtern jollen. Der Gegenjaß beitehe 
aber darin, daß der Befreiungdvertrag aus Art. 424 Nr. 4 nur in Betreff ſolcher 
Güter zuläffig ift, welche vermöge ihrer eigenthbümlichen natürlichen Beichaffen- 
beit der bejonderen (sc. außerordentlichen) Gefahr ded Verluftes ausgeſetzt find, 
während der Befreiungsdvertrag aus Art. 426 fi auf ſolche Güter bezieht, welche 
nad) ihrer natürlichen Beichaffenheit bei dem Transport regelmäßig einen Berluft 
erleiden. Dort ift die Befürchtung nicht regelmäßig eintretender außerordentlicher 
Berlufte aus der Natur der Güter das Entſcheidende, hier die Gewißheit regel- 
mäßig und gemöhnlid) entftehender Schäden. Dort bildet der zu befürchtente Berluft 
inımerhin nur die Ausnahme, bier bie Regel, wenngleich fich bei beiden Arten von 
‚Gütern die Befürdtung auf Die natürliche Beichaffenheit gründet. Art. 426 ift 
daher auch nicht, wie W. Koch ©. 114 annimmt, eine Ergänzung ded Art. 424, 
jondern ded Art. 395. Art. 424 Nr. 4 enthält die Zulaffung einer Beſchränkung 
der Haftpflicht in Anjehung foldder Güter, die durch Art. 395 nicht betroffen find, 
Art. 426 dagegen Eonftituirt nur eine Modifikation der Beweislaſt bei Verluſten 
an Gütern, für welche im Art. 395 die Haftpflicht ausgeſchloſſen iſt. 

Bol. v. Hahn II. ©. 545 5 1 (©. 533 8 8), Keyhner S. 486 Nr. 12 ©. 488 Rr. 1. 

Die entfcheidenden Merkmale find folgende: Zunähft muß der Verluft aus 
der natürlihen Beſchaffenheit der Güter folgen, er darf alfo nicht Reſultat 
eined jpontanen, von Außen wirkenden Eingriff, eined Unfalld oder äußeren Er⸗ 
eignifte fein, fondern foll in der im Innern wirkenden Natur, in den natürlichen 
‚Kräften und Eigenſchaften ded Guts begründet fein. Ferner ſoll der Verluft ein 
regelmäßiger, faft immer bei dem Transport eintretender fein. Die natürliche 
Beichaffenheit joll nicht (wie z. B. bei Erplofivftoifen) in Verbindung mit irgend 
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welchen jpontanen Ereigniſſen oder Einwirkungen zu einem außerordentlichen Ye: 
Iufte Anlaß geben, fondern im Zujammenhange mit den gemöhnlichen, ftefigen Eir- 
flüffen der Witterung und der Transportmanipulationen einen gewöhnlichen, ead- 
mäßigen Abgang an der Waare zur Folge haben. Endlich muß es fi um einer 
Berluft am Gewicht oder Maaß handeln. Nur nad) diefen beiten Richtungen 
hin tft der Befreiungdvertrag geftattet, er darf ſich alfo nicht auf andere Eike: 
ber Waare, indbefondere an Qualität (Durdhnäfiung, Fäulniß, Dumpfigwerder 
Berderb) oder Beränderung ber Form (Zerbrechen 2c.) beziehen, jondern nur ı! | 
die Duantität, meßbar nach Gewicht oder Maaß. Urfprünglid war nur Belt 
am Gewicht vorgeichlagen, fpäter aber auch Berluft an Maaß hinzugefügt, nachder 
dafür geltend gemacht worden war, es komme auch bei einigen Gütern ver, bi: 
allein durch den Trandport ohne Verringerung bed Gewichtd ein Theilverint 
namentli in Folge Maafverringerung eintrete. (Prot. ©. 4785.) 

Art. 895 führt — neben anderen — auch die weientlichften Arten Liet 
Duantitätöverlufte, welche aus der natürlichen Beſchaffenheit der Güter rejultire 
wenn auch nur beifpieläweife und nicht erichöpfend, auf. Namentlich ift a 
geführt: 

1. Die Beihädigung durch Schwinden: | 
d. i. die natürliche Verminderung, der natürliche Abgang der Waare ſowohl tard 
BWitterungdverhältnifje (Eintrodnen, VBerdunften, Berbuften, Einroſten — bei früde: 
Früchten, Fiſchen, Fleiſch, Getreide, Flüffigkeiten, Metallmaaren), wie durch die 
nothwendigen Trandportmanipulationen (Ausftreuen, Verfchütten, Auslaufen — kein 
Ber- und Entladen, Fahren, Stoßen, Wägen ꝛc.). 

2. Die Beihädigung durch gewöhnliche Leckage: 
d. i. daB regelmäßige, aus der natürlihen Beichaffenheit folgende und daher aut 
mit rationellen Mitteln nicht vermetdliche Dringen (Laufen, Durchfickern x.) ge 
wiſſer Flüſſigkeiten dur die Yugen der Gebinde ohne Äußere Beſchädigmz 
(v. Hahn II. ©. 441, W. Koch ©. 35, Keyßner ©. 445 Nr. 6) — alle in 
Gegenjage zu einem durch äußere, gewaltfame Beichäbigung der Faſtage herke: 
geführten außergewöhnlichen Auslaufen, welches man als außergewöhnliche Ledast 
(j. Art. 424 Nr. 4 oben Anm. 228 ©. 239) bezeichnet. 

Bol. Br. I. Anm. 43 ©. 258—257. 

„Man kann — bemertt Thöl a. a. DO. ©. 185 zutreffend — jene Gitter 
ihwindende Güter nermen (fie ſchwinden ein, trodnen ein, verbuften, werbunftes 
u. f. w.) und den Berluft in Folge der Natur des Guts natürlichen Deielt. 
Der natürliche Defekt ift unabmwenbbar, abfolut oder doch unter den maßgebenden 
Umftänden, fonft ift er fein natürlicher Defelt; mithin wird wegen deffelder 
nicht gebaftet.“ 

Treffen mın bei einer Waare erfahrungsgemäß dieſe ebengetachten Neraık 
zu, dann gehört fie zu denjenigen, in Anfehung deren ein Befreiungövertrag gemit 
Art. 426 geftattet if. Ob aber eine Waare in concreto zu ben im Art. 426 ge 
meinten gehört, hat im Streitfalle der Richter nad, ſachverſtändigem Ermeffen = 
entjcheiden. Den Beweis dafür, daß die fraglichen Merkmale vorliegen, bat hierbe. 
wenn ed nicht offenſichtlich konſtatirt oder dem Richter befannt ift, die Gijenbatr 
zu führen. Denn fie behauptet einredeweiſe den Befreiungdvertrag, {hr liegt alk 
aud) folgerichtig der Nachweis der thatjählihen Vorausſetzung cb, a 
Grund deren der Befreiungsvertrag allein ftatthaft ift. Sie kann ſich nicht leir 
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lich Darauf ftügen, daß fie mit dem Abfender übereingelomnen fei, daß die ftreitige 
Waare eine ſolche fein jolle, wie fie im Art. 426 bezeichnet jei. Denn zu einem 
derartigen Uebereinkommen würde die Eiſenbahn den Abfender kraft ihrer Macht- 
jtellung leicht zwingen Tönnen. Dies würde aber der ratio legis zuwider jein. 
Vielmehr muß die Eijenbahn gegebenenfalld den Beweis führen, dab bie verein- 
barte Waare wirklich die im Art. 426 bezeichneten Merkmale an fi trage. Bon 
diefem Geſichtspunkte aud kann die Beftimmung in $ 68 Nr. 8 Sag 1 Eifenbahn- 
Betrieböreglement, 

wonach Gewichtsmängel nicht vergütet werden, ſoweit dad Fehlende bei 

trodenen Gütern nicht mehr ald ein Prozent, bei najfen Gütern 

nicht mehr ald zwei Prozent ded im Frachtbriefe angegebenen bezw. 

durch die Abjendejtation feitgeftellten Gewichts beträgt, 
in dieſer Allgemeinheit als gültig nicht angefehen werden. Denn ed unterliegt 
feinem Zweifel, daß nicht bei allen trodenen bezw. naſſen Gütern die im Art. 426 
bezeichneten Merkmale vorliegen und nachzuweiſen find. Jedenfalls wird fih Grund 
diejer Beitimmung die Eijenbahn im Einzelfalle nicht des ſpeziellen Nachweiſes ent- 
ichlagen können, daß das betreffende Gut überhaupt zu den im Art. 426 gedachten 
begrifflich gehöre und, wenn biejer Nachweis nicht erbracht werden kann, troß $ 68 
Kr. 8 Betr.-Regl. haftpflichtig fein. 

Bol. Brot. ©. 4799, 4793, W. Roh ©. 116 und Anm. 5, Puchelt ©. 434 Anm. 2, 

Rucdeſchel S. 215, Hillig ©. 6. 

Liegt die vorgedachte thatjächliche Boraugjegung — der Trandport von Gü—⸗ 
tern, welche nad ihrer natürlihen Beichaffenheit bei dem Transport regehnäßig 
einen Berluft an Gewicht oter an Maaß erleiden, vor, fo kann bedungen werben, 
daß bis zu einem im Voraus beftimmten Normaljag für Berluft am Gewicht nicht 
gehaftet werbe. 

Ueber Art und Form diefer Vereinbarung j. Anm. 225 ©. 226. 

Die Zafjung diefer Beitimmung erwedt den Anjchein, als fei damit den Eijen- 
bahnen die Befreiung von jegliher Haftung innerhalb des verabredeten Normal. 
ſatzes gejtattet. Indeß der in Alin. 2 Art. 426 zugelafjene Gegenbeweid bed Ab- 
jender8 ſowohl gegen die in Alin. 1 präfumirte Urjache der Entitehung des Scha- 
dens, wie auch gegen die Angemefjenheit ded vereinbarten Normaljapes im All: 
gemeinen und im konkreten Yalle laſſen Ear erkennen, daß bier nicht Die Zulaffung 
einer abjoluten Ausfchließung der Haftpflicht beabfichtigt ift, jondern nur der Ber- 
einbarung einer Vermuthung, welche den Zwed hat, den Eilenbahnen die ihnen 
nad) Art. 395 obliegende Beweislaſt und dadurch mittelbar ihre Haftpflicht zu er- 
leichtern, aber durch Gegenbeweis bejeitigt werden fann. Der Befreiungsvertrag 
— bemerft Thöl ©. 185 — bewirkt nur, daß die Eifenbahn nicht, wie jonft, die 
fie von der Haftung befreienden Thatſachen nachzumeifen hat, um ihre Haftpflicht 
abzumenden, jonbern daß ihr die ihre Haftpflicht begründenden Umftände nachzuweiſen 
find, er geht dahin, daß bis zu einem beftimmten Normalfage für die befreienden 
Umftände, in Folge deren nicht gehaftet wird, die Bermuthung ftreiten jolle, ba 
aljo nur dies vereinbart werden dürfe. Die Vereinbarung der Nichthaftung foll 
alio fo verftanden werden: ed ift vereinbart die Bermuthung, daß ein De- 
feft innerhalb einer beftimmten Größe ein natürlicher ſei.“ Deögleichen 
C. F. Koch S. 434 Ann. 83: „Im erften Abſatze handelt ed nicht fich um eine Regel, 
ſondern um nichts weiter, ald um Feſtſetzung einer Bräjumtion, welche ſich die 
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Eifenbahnen follen ausbedingen dürfen, um der ihnen nach Art. 395 obliegenter 
Beweislaft überhoben zu fein. 
Bol. Keyßner ©. 488 Rr. 2, Puchelt IL S. 434 Anm. 1, Hillig S. 6. B. K:: 
€. 116 (praesumtio Juris), Brir ©. 422 (gejeßliche Bermuthung). 

Die Vereinbarung muß auf einen „im Voraus beftimmten Rormalfay' 
gerichtet, d. h. ed muß in geeigneter Weile generell der Umfang bezw. die Hik 
des BVerluftes an Gewicht oder Maaß beftimmt jein, bis zu welcher — mangel⸗ 
bed erwähnten Gegenbeweiſes — nicht gehaftet werben fol. Am zwedmäßigftea 
wird diefer Normaljag in einem Bruchtheile (Prozentjabe) des zum Transport au 
gegebenen Gejammtgewichtd Ausdrud finden (fo im Betr.-Regl. H 68 Nr. 8). 3 
deß ift jebe andere beliebige Form geftattet, Die dieſem Zwed entſpricht. Weſentlis 
ift nur, daß die Feſtſetzung des Normalfapes im Voraus, d. h. bereits in der. 
dem Trandporte voraußgehenden Yrachivertrage bezw. bei Abfchluß (gewöhnlich im 
Reglement, Tarif 2c., auf welche der Yrachtbrief Bezug nimmt), nicht erft währen 
der Ausführung des Vertrages geicheben fein muß; fowie ferner, Daß der Nommil: 
jap ein in fih zahlenmäßig beftimmter, aljo nicht etwa in gewiſſen Grenze 
vartirender (3. B. 2—4 Prozent 2c.) oder von anderen unbeitimmten Momente 
und Faktoren abhängiger fein darf. Daraus folgt aud, daß der Normaljap mu 
einmal und zwar für die ganze Trandportftrede vereinbart werden darf, nicht etws 
für einzelne Theile derfelben beſonders oder in verſchiedener Höhe. 

Das Geſetz fchreibt ein Maximum ded Normalfaged nicht vor. Es fteht jomu 
im Belteben der Parteien, die Höhe zu vereinbaren und ift daher an fi er 
der Willkür der Eifenbahnen Teine Grenze gezogen. Auch ift fie im Streitjfale 
nicht zum Nachweife der Angemefjenheit bed vereinbarten Satzes verpflichtet. Intei 
liegt das Gegengewicht in dem nad Alin. 2 dem Abfender zuftehenden &eger- 
beweife gegen bie Angemefienheit ded Normaljapes im Allgemeinen und im Pr 
ſonderen (ſ. hierüber Ann: 282 ©. 357). Yerner tft im Eijenb.-Betr.-Regl. $& 
Nr. 8 die Höhe ded Normaljaped auf Grund von Erfahrungsfägen feftgeftellt un 
damit der willlürlihden Beftimmung der Bahnen eine Grenze geſetzt. Denn mu: 
bei ſolchen Gütern, welche vom Abfenter felbft verladen ober vom Empfänger ab 
geladen werden, ift es den einzelnen Verwaltungen vorbehalten, mit Genehmigun; 
der Auffichtäbehörte höhere Prozentſätze ald 2 Prozent nah Maßgabe ter I 
ihaffenheit der einzelnen Artikel feitzufeben ($ 67 Nr. 8 Alin. 2 Sag 2). 


Bol. Wehrmann S. 103, 104, TH5L S. 186, Scheffer nd Groß ©. 457, B. 8:3 
E. 115, 116. 


281) „Der Rormalſatz muß, im Falle mehrere Stüde zuſammen transpertit 
worden find, für jedes einzelne Stüd beſonders berechnet werden, wen 
das Gewidt oder Manh der einzelnen Stüde im Frachtbrief verzeithret 
oder ſonſt erweisli if.” 

Alinea 1 Sag 2 des Art. 426 fchreibt — im engen Zufanmenhbange mi 
der Beitimmung ded Saped I — für den Fall, daß mehrere Stüde zufammer 
transportirt worden find, db. 5. eine Gejammttransportladung aus einer Anzad 
einzelner Kolli (Säde, Padete, Tonnen, Kiften ꝛc.) befteht — einen beflimmte 
Berechnungsmodus des vorgedachten Normalſatzes obligatoriih war. Es fell al- 
dann bei eingetretenem Verluſte der Normalſatz für jedes einzelne Stück bejente: 
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berechnet werden. Vorausgeſetzt ift aber hierbei, daß dad Gewicht oder Maaß.der 
einzelnen Stüde im Frachtbriefe verzeichnet oder fonft erweislich ift. 

Diefer Sag ift im Kijenbahn-Betrieböreglement $ 67 Nr. 8 Alin. 1 Sab 2 
Taft wörtlid wiederholt und damit die gefeglihe Beftimmung (eigentlidy über- 
flũſſigerweiſe) zugleich zu einer vereinbarten gemadt (j. Anm. 283 ©. 361). 

Der gefepgeberiiche Grund für die vorliegende Borfchrift beiteht, wie aus dem 
oben ©. 348 mitgetheilten Berhandlungen erfichtlih ift, darin, einen Mißbrauch 
des durch Satz 1 geftatteten Befreiungdvertrages zu verhüten, indem bie Eiſenbahn 
einen nicht aud der natürlichen Bejchaffenheit des Gutes originirenden erheblicheren 
Abgang an dem Gewicht oder Maaß eined Stüdes mit dem vollgewichtigen zc. 
Inhalte anderer Stüde gewiffernaßen zu Tompenfiren fucht, d. h. aljo, der Normal⸗ 
Tag darf nicht den Charakter eined Paufchalfapes annehmen. „&8 jei” — wurde 
bervorgehboben — „nicht jelten vorgekommen, daß bei einzelnen Stüden ganz er- 
hebliche Berlufte eingetreten jeien, und die Eifenbahn dennoch jeden Erfag hierfür 
init dem Bemerken abgelehnt babe, daß der Verluft noch bei weiten nicht die 
Prozentfäpe überfteige, von deren Erjag fie frei fei, indem ſie die betreffenden 
Prozente von dem ganzen verladenen Duantum der fraglichen Waare berechnet 
babe. Dies ftehe aber mit der Abficht des Geſetzes im Widerſpruch.“ „Ließe man 
Dies zu” — bemerft Ruckdeſchel S. 215 zutreffend —, „jo würde gegen die Ab- 
fit des H⸗G.B. bei einzelnen Stüden ein Kalo in Berechnung fommen, welches 
möglicherweiſe gar nicht eingetreten ift und 3.8. ein Berluft über den Normalfag 
bei einem Stüd nicht erjegt werden, weil bei einem anderen Stüd ber Berluft 
ınter dem Normaljak geblieben bezw. daffelbe dad volle Gewicht hat. Mit einem 
unter dem Normaljag verbleibenden Gewichtsabgang bei anderen Stüden kann bie 
Bahn aljo nicht fompenfiren.” Und ebenfo Keyßner ©. 488 Nr. 3: „Die Be 
rechnung des Normaljaped für jede einzelne Stüd ſoll die Außgleichung eines 
vertretbaren Mehrverluſtes mit einem Minderverluft an einem anderen Stück ver: 
hindern.“ 

Val. nah Thöl Il. 8 93 ©. 188, Wehrmann ©. 103, W. Koch ©. 114, C. F. Koch 
©. 434 Anm. 82, Brir ©. 422, Puchelt II. ©. 434 Anm. 3. 


v. Hahn II. ©.545 $ 3 erklärt dieſe Borichrift für felbftverftändlid. Indeß, 
wenn fie auch Ear und rationell erjcheint, da der natürliche Defekt bei jedem Stud 
beionders vorlommt und nur bdiefer getroffen werden jol, jo kann fie doch nicht 
als „jelbftverftändlich” bezeichnet werden, ſchon um deshalb nicht, weil fie praftiich 
und bis in die Außerfte Konfequenz überhaupt nicht ganz durchführbar it. Denn 
ver Begriff „jedes einzelne Stüd” ift ein ganz willlürlicher und ed wird fich, wie 
flein auch immer die Stüde genommen und wie genau deren Gewicht und Maaß 
verzeichnet wirb, niemal8 ganz die Kompenfation der einzelnen Theile innerhalb 
Des betreffenden Stüdes vermeiden lafſen, d. 5. ftet3 nicht natürlicher Defekt 
innerhalb diejed Volumens auf natürlichen Defelt in Wirklichkeit mit verrechnet 
werden. 

Die in Rede ſtehende Vorſchrift haͤngt von zwei Vorausſetzungen ab: 

Zunaͤchſt kann fie der Natur der Sache nach nur zur Anwendung kommen, 
„wenn mehrere Stücke zuſammen transportirt worden ſind“. Es iſt 
mit dieſer etwas unklaren Faſſung gemeint, daß eine von einem Abſender in einer 
Geſammtladung mittelſt ein und deſſelben Frachtvertrages aufgegebene Anzahl 
von Stücken (Kollis, Faäͤſſer, Tonnen, Säcke, Kiften ꝛc.) transportirt wird. Ob der 
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Transport der einzelnen Stüde in demfelben oder in mehreren Wagen, zur ſelben 
oder zu verſchiedener Zeit auf herfelben Strede oder auf verjchiedenen geſchiebt. 
ift gleichgültig. Enticheidend ift nur, daß eine auf Grund eines Frachtvertrage⸗ 
aufgegebene, aus mehreren Stüden beftehende Gefammtladung Trandportobjeft it 
Da nad dem Eifenb.-Betr.-Regl. jeder Yrachtvertrag durch einen bejonderen Fra“ 
brief dofumentirt werben muß (j. 8 50 Alin. 1), fo tft im $ 67 Nr. 8 ausdrüclid 
außgeiprochen, daß »darunter nur mehrere zujammen auf einen Yradtbrier 
trandportirte Stüde zu verftehen find (ſ. ©. 361). 

Sodann ift weitere Voraußfepung, daß „dad Gewicht oder Maaß ter 
einzelnen Stüde im Frachtbriefe verzeihnet oder fonft erweislid 
ift”. Denn die Vorjchrift ded Sapes 1 ift der Natur der Sache nach überhaupt 
nur anwendbar, wenn dad Gewicht oder Maaß der einzelnen Stüde feftzuftelln 
ift. In den Berathungen wurde auddrüdlich hervorgehoben, daß von einer Be 
rechnung der Prozentjäße nach dem Gewichte oder Maaße der einzelnen Frachtftüde 
feine Rebe fein könne, wenn man deren Gewicht oder Maaß nicht Terme. Zu 
Betreff mehrerer zuſammen transportirter Stüde — bemerkt Thöl a. a. O. — 
bei welchen nur das Geſammtgewicht oder Geſammtmaaß, welches fie hatten, 
feſtſteht, kann der Normalſatz gar nicht anders, als für dad Geſammtgewicht cher 
Geſammtmaß berechnet werden.” Zuläſſig ift- hierbei jede Art des Beweiſes fir 
das Gewicht oder Man der einzelnen Stüde, fei e8 durch Berufung auf bie Ir 
gaben des. Frachtbriefes, fei ed auf fonftige Beweismittel. Dem Einmande, ta} 
Ne Worte „im Frachtbriefe verzeichnet“ überflüjfig feien, wenn ein anderweitige 
Beweid zuläffig bleibe, wurde entgegnet: die Eintragung in ben Fradhtbrief mad 
dem Abſender einerfeitd Feine erheblihe Mühe, andererſeits fet die betreffente Br 
ftimmung eine große Begünftigung für ihn, weil hiernady die einfache Angabe im 
Frachtbriefe ohne weitere vorherige Beweisführung der Berechnung der Present 
zum Grunde gelegt werden müffe. Indeß diefen Effekt hat die Angabe im Fratı- 
briefe auch ohne jene Worte und ed muß daher deren bejondere Hervorhebung in 
ber That ald ein superfluum im Bergleiche mit den umfaflenderen Worten „cda 
ſonſt erweiölich” angeſehen werben. 

Sind nun biefe beiden thatfächlichen Vorausſetzungen vorhanden, jo muß der 
Normaljag für jedes einzelne Stück beſonders berechnet werben. Es verſtebt 
jih hierbei von felbft, daß Die Berechnung niemald das Manko eines ganzen rer 
mehreren Stüden ald Refultat ergeben kann, vielmehr — wenn auch möglicer 
weije verringert — doch immer dieſelbe Anzahl von Stüden, welche zum Trans 
port übernommen worden, auch abzuliefern iſt. „Denn der natürliche Defekt“ 
— bemerkt Thöl III. S. 188 Anm. 7 ganz ridtig — „kommt nie fo vor, NE 
3. B. von 100 Säden der ganze Snbalt eines Sades oder gar auch ber Zu: 
jelbft wegtrodnet, jo daß bei der Ablieferung die Leere oder das Yeblen eines 
Sackes als natürlicher Defekt (von einem Prozent) entſchuldigt wäre.“ (Brot. S. 4789.) 
Sowohl in Rüdfiht auf diefen Umftand, ald auch von ber Erwägung au, 
daß bei gänzlichen Berlufte des Guts (bezw. eines einzelnen Stüds) eine Het 
jtelung, ob bafjelbe in Yolge der natürlichen Bejchaffenheit einen dem Rormalkır 
entiprechenden Berluft an Maaß oder Gewicht bei richtiger Ablieferung wirflid 
erlitten haben würde und erleiden konnte, überhaupt unmöglich ſei, erflärt da} 
Eifenb.-Betr.-Regl. 8 67 Nr. 8 Alin. 3 bei gänzlichem Berluft des Guts (merunte 
auch ein einzelnes Stüd der Ladung zu verftehen) einen Abzug für Gewicht! 
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verluft für unftatthaft, die Eijenbahnen verzichten aljo reglementämäßig in ſolchem 
Falle auf die Geltentmahung des Befreiungsvertrages, mithin ift für Die Schadens⸗ 
berehnung alsdann das volle Gewicht oder Mach ohne jeden Abzug ent- 
ſcheidend. 


Bol. Thõl II. 8 93 ©. 169, Ruckdeſchel S. 216 Prot. S. 47609, Behrmann ©. 103, 
v. Hahn II. S. 546, Keyßner ©. 488 Nr. 6. 


282) „Die hier bezeichnete Beflimmung Tan nidgt geltend gemadt werben, 
wenn nachgewieſen wird, daß der Verluſt nad Den Umſtänden Des Kalls 
nit in Folge der natürligen Beſchaffenheit Des Gnts entilanden if, 
oder Daß der beflinnite Normalſatz dieſer Beſchafſenheit oder den fon- 
fligen Umfländen Des Falls nit entjpricht.“ 

Alinea 2 des Art. 426 geftattet ben Gegenbeweis gegen die nach Altın. 1 
vereinbarte VBermuthung. Wie aus den oben Anm. 279 ©. 345 f. mitgetheilten 
Materialien fid) ergiebt, war von Anfang an in Ausficht genemmen worden, gegen 
tie im Alin. 1 bezeichnete Vereinbarung beiden Theilen, d. h. jowohl der Eijen- 
bahn, wie auch dem Abfender den Gegenbeweis zuzulafien und damit nicht eine 
Ausihliegung der Haftpflicht, jondern nur eine Aenderung ber Beweislaſt zu 
Gunften der Eijenbahnen zu ftatuiren. Wenngleih die Yafjung des Alin. 1 an- 
icheinend eine direfte Beſchränkung der Haftpflicht involoirt, jo läßt doch das fol- 
gende Alin. 2 erfennen, dab es fih nur um eine die Beweislaft der Eijenbahn 
erleihternde Bermuthung handelt, welche Durch Gegenbeweis gebrochen werden kann. 
Ueber den der Eijenbahn zuftehenden Gegenbeweis enthält das Geſetz eine DBe- 
ſtimmung nit. Dieje Befugnig muß jedoch aus den Materialien und der ratio 
legis gefolgert werden (©. 347). 

Brot. ©. 4791, 4793, v. Hahn U. ©. 545 8 2, Kenner S. 488 Rr. 2 u. 4. 
Was den dem Abjender zuftehende Gegenbeweiß anlangt, jo war während der Be- 
rathungen nur ftreitig, ob über den Umfang dieſes Gegenbeweiſes dad Geſetz ganz 
ipeziele Beitimmungen enthalten oder nur dad Prinzip ausſprechen fol (S. 348). 
Man entichied fih indeg — zumal Spezialitäten doch nicht erfchöpfend hätten fein 
können — ſchließlich dafür, Tediglih das Prinzip zum Ausdrucke zu bringen, daß 
eine gemäß Alin. 1 getroffene Bereinbarung ihre Wirkung verliert, wenn vom 
Gegentheil dargethan wird, daß der Gewichts⸗ oder Maaßverluſt (ganz oder zum 
Theil) feine Folge der natürlichen Beichaffenheit des Gutes ift, uud hierbei nur 
die beiden Hauptrichtungen anzudeuten, in welchen fich Diefer Gegenbeweis über- 
haupt bewegen kann, nämlid: 

1. daß der Berluft (ganz oder zum Theil) durch eine andere von der 
Eijenbahn zu vertretende Urfache entitanden fei, oder 
2. daß der vereinbarte Normaljag der Beichaffenheit ded Gutes über- 

haupt oder im einzelnen Falle nicht entjpreche. 
Demgemäß verorbnet Alin. 2, daß die hier (sc. im Alin. 1) bezeichnete Beitim- 
mung nicht geltend gemacht werben kann, wenn nachgewiejen wird, daß der Verluſt 
nach den Umständen des Yalld nicht in Folge der natürlichen Beichaffenheit des 
Guts entitanden ift ober daß der beftimmte Normalſatz dieſer Beichaffenheit oder 
ben fonftigen Umftänden des Falls nicht entipricht. 

Ungenau ift übrigens die Faſſung: „die hier bezeichnete Beftimmung kann 
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nicht geltend gemacht werden”, welche richtiger dahin lauten follte: Die Befreiur; 
(bezw. die Einrede aus der Bereinbarung) auf Grund ber im Alin. 1 bezeichneter 
Beitimmung kann nicht geltend gemacht werden u. |. w. Die Beweislaft vertbei:: 
fi) hiernach derartig, daß gegenüber einem Schabensanfprudhe aus dem Frack: 
vertrage die Eifenbahn für die aus Art. 426 Alin. 1 bergeleitete Einrede folgente 
thatſächliche Vvrausſetzungen darzuthbun hat, nämli 1. daß eine Bereinbaruuz te: 
im Alin. 1 bezeichneten Art getroffen ift, und 2. daß Güter von ber tert « 
ichriebenen Art zum Trandpori aufgegeben worden find. Alddann ift die Be- 
mutbung, daß der Schaden bi8 zur Höhe des Normaljage® aud der natürlike: 
Beichaffenheit der Güter herrühre, begründet, und es liegt dem Abſender zur Er: 
fräftung dieſer Vermuthung der im Alin. 2 bezeichnete Gegenbeweiß ob. 

Ueber den Umfang diefed nad Alin. 2 geftatteten Gegenbeweiſes bemert: 
v. Hahn IL ©. 546 $ 4: „Dur Abfap 2 wird jeder zur Zerflörung der Rır 
fung ber verabredeten Präjumtion geeignete Beweis offen gehalten. Diejer Fr 
weis kann fih darauf richten, daß der Verluſt aus einer beftimmten vom rad 
führer zu vertretenden Urſache entitanden fei, ferner darauf, daß derjelbe nicht bezr. 
nicht im verabredeten Umfang aus der natürlichen Beichaffenheit des Guts er 
ftanden fein könne. Dieſer Beweis aber kann entweder gerichtet fein auf tie Ur 
möglichfeit ded Eintrittd eines Verlufte der fraglichen Art überhaupt, 3. B. ie 
Sewichtöverlufted bei Eifen, oder darauf, daß ein folder Berluft nur unter gan: 
befonderen Boraudfegungen, 3. B. größte Hitze oder Kälte eintreten Tönne, tie: 
aber in concreto nicht vorhanden geweſen feien, oder darauf, daß durch die frr: 
treten Umftände die Möglichkeit des fraglichen Berluſtes ausgeſchloſſen geweſen ie. 
3. B. dad Wetter jei während des Transports fortdauernd jo feucht gemeien, dek 
feine Gewichtöverminderung dur Eintrocknen möglich geweien oder durch ferz- 
fältige Berpadung ſei die Einwirkung der Hitze audgejchlofien geweſen, oder ti: 
Trandportftrede jet jo kurz, daß auf derjelben auch unter ungünftigften Umftänter 
der Berluft nicht in Folge der natürlichen Beichaffenheit ded Guts habe eintreten 
fönnen.” Und im Weſentlichen übereinftimmend damit Thöl II. S 93 ©. 18: 
„Segen die Vermuthung kann nur bewieſen werben, daß die Möglichkeit atır 
bie Wirklichkeit des behaupteten natürlichen Defekts fehlt; nämlich 1. Daß jelke 
But überhaupt nicht natürlichen Defekt erleidet; 2. daß ſolches Gut nie fo greirr 
natürlichen Defelt erleidet; 3. daß ſolches Gut unter jo bewandten Umftänte: 
nicht natürlichen Defeft erleidet; 4. Daß ſolches Gut unter jo bewandten Um- 
ftänden nie jo großen natürlichen Defekt erleidet; 5. daß andere Umftände, ala bie 
Natur des Gutes, die Urjache des Defekt? waren: a) des ganzen ober b) eine 
Theiles deſſelben.“ 

Indeß Tann der Anficht Thöls injofern nicht ganz beigetreten werben, al 
sub 1 auch der Umſtand, daß ſolches But überhaupt nicht natürlichen Defekt c- 
leidet, unter die Momente des vom Abfender zu führenden Gegenbemweijes ze 
rechnet find. Wie aber oben ©. 351 bereitd ded Nüheren erörtert, darf die Be 
einbarung aus Alin. 1 fih nur auf foldde Güter beziehen, das Vorhandenſein 
dieſer Beichaffenheit der Güter bildet aljo die thatfächlihe Borandfegung dein 
Rede ftehenden Bereinbarung und muß fomit von demjenigen Theile bargetbe: 
werden, ber bie Einrebe geltend macht, d. h. von der Eiſenbahn. (Thoͤl für 
auch S. 187 Ann. 5 für die gegentheilige Annahme Gründe nicht an.) 

Dyl. ne: Prot. S. 4790—4795, v. Hahn IL ©. 545 & N Kkeyßner ©. 488 Mr. irn 
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C. 8. Koch ©. 434 Anm. 883, Puchelt II. ©. 434 Ann. 4, Wehrmann S. 104, Ruck⸗ 
deſchel ©. 215, 216, W. Koch ©. 115 Anm. 4, Scheffer und Groß ©. 457, v. Kräwel 
©. 609, Brir ©. 422, D. E.3. 1876 ©. 1046. 

Der Segenbeweis, daß der Berlujt Durch eine andere — von der Eifenbahn zu 
vertretende Urfache herbeigeführt worden fei, wird in der Regel darin beftehen, daß 
ein Verſchulden der Eiſenbahn oder ihrer Leute an dem Schaden ſei ed ganz 
oder zum Theil — dargethan wird, 

Bol. v. Krümel ©. 609 Anm. 1, Behrmann ©. 104, Bad ©. 315, Scheffer und 

Groß ©. 457 N. 1, W. Koh S. 114, Ruckdeſchel S. 216, Puchelt II. ©. 434. 

oder irgend eine Schadendurjache, welche nicht zu ben gemäß Art. 395 die Haftpflicht der 
Eiſenbahn ausjchliegenden Momenten (höhere Gewalt, äußerlich erfennbare Mängel 
der DBerpadung 2c.) gehört. Würde aljo 3. B. der Abfjender nachweilen, der Ber: 
Iuft fei nicht durch Die natürliche Beichaffenheit des Gute, fondern durch höhere 
Gewalt herbeigeführt, jo würde zwar damit die Bermuthung aus Art. 426 Alin. 1 
widerlegt, die Eiſenbahn aber demungeadhtet nicht haftbar fein, weil ihr die Haf- 
tung für einen durch höhere Gewalt berbeigeführten Unfall gleichfalls nicht obliegt. 
Wohl aber iſt die Eiſenbahn baftpflichtig, wenn gegen fie der Nachweis gelingt, 
dag der: Berluft Yolge eined von ihr zu vertretenden Zufalld, äußerlich erfennbarer 
Mängel der Berpadung ıc. fei. 

Der Gegenbeweid gegen die Höhe des Normalſatzes, jei ed, daß er ſich gene: 
rell gegen die Höhe defjelben bei Gütern folcher Art überhaupt oder unter den be- 
jonderen Umftänden des Falls richtet, kann in den meiften Fällen nur dur Be 
rufung auf dad Gutachten Sachverftändiger geführt werden und bietet häufig große 
Schwierigkeiten. Die vereinbarten Normaljäge find, wie bereitd oben ©. 352f. an- 
geführt, niemald an fi maßgebend, auch nicht die in das Eijenbahn-Betriebö- 
reglement ($ 67 Nr. 8 Alin. 1) aufgenommenen, fondern unterliegen ftet3 dem 
Gegenbeweiſe und ber richterlihen Kognition. 

Bol. über einen Fall ber Herabjegumg des im Reglement vorgejehenen Normaljages für 
Kaffee: Erf. des Leipziger Hand.Ger. D. E.3. 1863 Nr. 17 ©. 247, W. Koch ©. 117 
Anm. 6, Hillig ©. 65, — für Kohlen: Ruckdeſchel S. 215. 

Sft nun der Gegenbeweis nach der einen ober anderen Richtung bin geführt, 
fo ift die zu Sunften der Eifenbahn vereinbarte Vermuthung bejeitigt und die 
Eifenbahn trifft alddann, wenn fie fih von ihrer Haftpflicht liberiren will, die volle 
Beweidlaft für einen der ihr zuftehenden Befreiungdgründe (Art. 395) jo, wie wenn 
die fragliche Vereinbarung überhaupt nicht getroffen worden wäre (Thöl a. a. O. 
©. 188). 


283) 8 67 Nr. 8 Eifenbahn-Betriebösfteglement. 


8 67 Nr. 8 des Eijenbahn-Betriebd-Reglementd enthält in Yorın einer regle- 
mentariſchen Vorſchrift die Ausbedingung berjenigen Haftbeichränkung (bezw. Er- 
leichterung der Beweislaſt gegen Haftpflichtaniprüche), welde nah Art. 426 H. G.⸗B. 
den Eifenbahnen geftattet ift. In den Eifenbahn-Betriebd-Reglementd ſchließt ſich 
diefe Beitimmung der Reihenfolge nad) eng an die auf Grund des Art. 424 auf- 
genommenen Beitimmungen $ 67 Nr. 1—7 (f. Anm. 233 ©. 260) an, wie auch 
Art. 426 feiner Tendenz nah mit Art. 424 (Nr. 4) im Zufammenhange jteht 
(j. Ann. 279 ©. 345 f.). 
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Nr. 8 de3 8 67 malt den durh Art. 426 9.&.B. geftatteten Be 
freiungdvertrag zu einem reglementarijch wirklih vereinbarten, d. 5. durch $ 67 
Nr. 8 des Reglementd wird — dem Art. 426 H.G.B. gemäß — vertragdmäßis 
ausbedungen, 
daß Gewichtsmängel nicht vergütet werden, foweit für die ganze durch 
laufene Strede da8 Yehlende bei trodenen Gütern nicht mehr ala eir 
Prozent, bei naffen Gütern, denen gerajpelte und gemahlene Farbehölzer 
Rinden, Wurzeln, Süßholz, geichnittener Tabak, Yettwaaren, Seifen nat 
harte Dele, friſche Früchte, friſche Tabaksblätter, Schaföwolle, Hauke. 
Telle, Leder, getrockenes und gebadened Obſt, Thierflechien, Hörner un! 
Klauen, Knochen (ganz und gemahlen), getrodnete Fiſche, Hopfen mt 
friſche Kitte gleich behandelt werden jollen, nicht mehr als zwei Prozen: 
bes im Frachtbriefe angegebenen, beziehungdweije durch die Abfendeftatica 
feftgeftellten Gewichts beträgt (Alin. 1 Saß 1), 

und im Uebrigen im Alin. 1 Sag 2 und Alin. 2 Sag 1 ber Inhalt des Art. 42€ 

mit zwei in Alin. 2 Sag 2 und Alin. 3 enthaltenen Zufägen wiederholt. 

Für die Auslegung diefer Reglementsbeſtimmung ift zunädft auf dad = 
Art. 426 Anm. 280 ©. 250 Bemerkte zu verweifen, jedoch zufäglich noch Folgente: 
anzuführen. 

Alinea 1 Sap 1 der Nr. 8 bejtimmt, daß Gewichtsmängel bei trodene: 
bezw. naffen Gütern bid zu einem gewiflen Prozentjage nicht vergütet werden. 
während nah Alin. 1 Satz 1 des Art. 426 bedungen werden kann, daß bis zu 
einem im Voraus beftimmten Normalfag für Verluft an Gewicht oder Mai 
nicht gehaftet werde. Im Reglement ift alfo von der dur Art. 426 gemätr- 
ten Erlaubniß infofern nicht voller Gebrauh gemacht, als nur von Gewidt?- 
mängeln, nicht von Maaßverluften die Rede ift. Für legtere fehlt mithin die 
durch Art. 426 geftattete Vereinbarung der Vermuthung und trifft die Eifenbabn 
Die volle Beweidtraft aud Art. 395. Sodann tft ftatt der im Art. 426 gebrauchten 
Worte: „nicht gebaftet” im Reglement gefagt: „nicht vergütet“, obwohl beide Yu: 
drüde rechtlich keineswegs baffelbe bedeuten. Es wäre richtiger geweien, im Regle- 
ment den gejeplichen Ausdruck beizubehalten. 

Ferner ift bereitd oben (©. 353) audgeführt worden, daß der Eiſenbabn. 
menngleich in der Vereinbarung bezw. im Reglement gewiſſe Güter als ſolche be 
zeichnet jind, welche regelmäßig einen Verluſt an Gewicht oder an Maaß erleiter, 
demnad im Streitfalle noch ber Beweid dafür obliegt, Daß es ſich in concrem 
um ein Gut von der fraglichen Beichaffenheit Handelt, da eine foldye Beichaffenbeit 
zu ben thatſächlichen Vorausſetzungen gehört, unter welchen bie Vereinbarung über 
haupt nur getroffen werden darf und dieſe PVoraudfegung nad) der ratio lemis 
wirklich vorhanden fein muß und blos im Wege der Abrede unter den Barteien 
als beftehend angenoınmen werden darf. Bon dieſem Gefichtöpunfte aus iſt Die 
Beitimmung des Reglementd, daß alle trodenen und naſſen Güter zu denjenigen 
gehören follen, welche regelmäßig einen Berluft an ®ewicht erleiden, und bie Hie- 
zufügung einer Anzabl namentlich bezeichneter Arten von Gütern, zu weit gebent, 
bezw. es wird trog dieſer Beftimmung der Eiſenbahn im Streitfalle der Bere: 
nicht eripart, daß dad betreffende trodene oder naſſe Gut zu den im Art. 426 be 
zeichneten gehört, worüber erforberlichenfall3 der Richter nach ſachverſtändigem Gr- 
mefjen zu entiheiden bat. Und es kann daher auch nicht als zutreffend bezeichnet 
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werden, wenn dies ald Sache des nad Alin. 2 ftatthaften Gegenbeweiſes hinge- 
ftellt wird (f. oben Anm. 282 ©. 358). 

Wohl aber ift es zuläffig, Durch Bereinbarung bezw. im Reglement die Höhe 
des Rormalfapes gültig feftzufegen, innerhalb defien ein entftandener Berluft als 
durch Die natürliche Beſchaffenheit des Gutes eingetreten gelten fol. Daher ift 
(unter der Boraudfegung, daß dad Gut erwielenermaßen zu den im Art. 426 be 
zeichneten gehört) die Feſtſezung des Normalfaped von 1 Prozent bei trodenen, 
und von 2 Prozent bei naflen Gütern, welchen eine Anzahl von Gütern namentlich 
beigefügt ift, gültig und ed kann Die Höhe dieſes Satzes gegebenenfall3 nur durch 
Gegenbeweis (generell oder jpeziell) angefochten werden (f. ©. 354). Die Mög- 
lichkeit, daß die Eifenbahnverwaltungen hierbei unverhältnigmäßig hohe NRormaljäge 
reglemtariich vorfchreiben und Den Abjendern eventuell Tediglih den immerhin 
ſchwierigen Gegenbeweis überlaffen, ift dadurch vorgebeugt, daß dieſe Sätze im 
Reglement auf 1 bezw. 2 Prozent feft normirt find und gemäß Alin. 2 ter Ein 
leitung des Reglement zu Ungunften des Publikums nicht erhöht werden bürfen. 
Eine Audnahme gejtattet nur die — eigentlih zum Alin. 1 gehörige — Beftim- 
nung Gab 2 Alin. 2 der vorliegenden Nr. 8, wonach den einzelnen Verwaltungen 
vorbehalten bleibt, bei ſolchen Gütern, welche vom Verſender felbft verladben ober 
vom Empfänger abgeladen werden, mit Genehmigung der Auffichtöbehörbe höhere 
Prozentfäge ald zwei Prozent nad) Maßgabe der Beichaffenheit der einzelnen Artikel 
feftzufegen, bi zu weldyem eine Vergütung für Gewichtämängel nicht ftattfinden 
fol. Dieſe ausnahmsweiſe Zulafjung höherer Prozentſäße hat ihren Grund in ber 
größeren Gefahr, welcher ſolche Güter durch Selbft-, Auf- oder Abladen (Art. 424 
Nr. 3 f. Anın. 227 ©. 233) audgefegt find, fo daß hierbei neben der Bermuthung 
aus Art. 424 Nr. 3 noch die Bermuthung aus Art. 426 bis zur Höhe bed feft- 
gejeped Normaljaged zu Gunften der Eifenbahn Plab greift. Der Normaljag tft 
als ein prozentualer Bruchtheil (1 Prozent bezw. 2 Prozent) des „im Yyrachtbriefe 
angegebenen bezw. durch die Abfendejtation feitgeftellten Gewichts“ beftimmt. Nicht 
aljo dad erweißlich aufgegebene Gewicht ded Guted überhaupt, fondern nur auf 
die im Reglement bezeichnete Weiſe feitgeftellte Gewicht ijt maßgebend. Diefe Be- 
ftimmung tft gültig, da in Art. 426 den Parteien die Art und Weiſe, nad) 
welcher der Normalſatz im Voraus zu beftimmen tft, freigejtellt ift. 

Alinea 1 Sag 2 der Nr. 8 enthält Die Frift wörtliche Wiederholuna des 
Alin. 1 Sab 2 Art. 426 H.G.B. (vgl. Anm. 281 ©. 357) und macht damit 
jene gefeplihe Beftimmung zugleih zu einer reglementariih vereinbarten. Es er- 
ſcheint dies infofern überflüfjig, ald Alin. 1 Sa 2 des Art. 426 eine obligatorijche 
Vorſchrift enthält, welche auch ohne jede Vereinbarung Anwendung finden muß, 
fobald das nah Alin. 1 Sag 1 geftattete Abkommen getroffen worden if. Das 
Reglement weicht nur infofern von der entjprechenden Beitimmung des Art. 426° 
ab, als zwiihen die Worte „im Fall mehrere Stüde zuſammen trandportirt worden 
find“ vor „transportirt" die Worte „auf einen Frachtbrief“ eingejchoben 
worden find. Es ift bereitd oben (Anm. 281 ©. 355 f.) bemerkt, daß unter „zu- 
ſammen transportirt” nach der ratio legis nicht der faktijche, ſondern das rechtliche 
Berbältniß, der Gefammttransport auf Grund eines Frachtvertrages gemeint ift. 
Da nun gemäß $ 50 Alin. 1 Betrieböreglementd jeder Frachtvertrag durch einen 
bejonderen Srachtbrief bofumentirt fein muß, fo ift mit der Cinfügung „auf einen 
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Frachtbrief“ in giltiger Weije nur dadjenige außgeiprodhen, war aus Art. 42 
9.8.3. in Berbindung mit $ 50 Alin. 1 Betrieböreglement von felbft folgt. 

Alinea 2 Sag 1 ber Nr. 8 involvirt die faft wörtlide Wiedergabe te: 
Alinea 2 Art. 426 9.-©.-3. (f. Anın. 282 ©. 857) und macht jene geieglidhe Be: 
ftimmung zugleich zu einer reglementarisc, vereinbarten. Nothwendig iſt bie 
nicht, da Alin. 2 des Art. 426 H.G.B. eine obligatoriiche Vorfchrift emthäl: 
welche auch ohne weitere Abrebe gegebenenfalld Anwendung finden muß. Es it 
oben (S. 357 f.) auf die ungenaue Faffung der Worte im Eingange des Mix. ? 
Art. 426: „die bier bezeichnete Beſtimmung“ bingewiefen worden. Im Reglemer: 
ift zutreffender „die vorftehend gedachte Befreiung“ geſagt. Unweſentlich ift dr 
Abänderung ber gefeglihen Worte: „der beftimmte Normaljag" in „der angenem: 
mene Prozentfag”. 

Alinen 2 Sat 2 gehört, wie oben ©. 361 bemerkt, richtiger zum Alin. ! 
und bat dort bereit feine Erörterung gefunden. 

Alinea 3 enthält die dem Art. 426 fehlende, aber geſetzlich zuläffige Be 
flimmung, daß bei gänzlihem Berluft des Guts ein Abzug für Gewidhtörerlet 
überhaupt unftatthaft ift. Diefe Beſtimmung ift gültig, da fie zu Gunſten te 
Publikums die den Eiſenbahnen durch Art. 426 geftattete Vereinbarung beicdänft 
Allerdings liegt e8 auf der Hand, daß ber regelmäßige Gewichtäverluft niemals j: 
eintreten Tann, daß er ſich in gänzlichem Verluſte des Gutes bezw. eines Stückes x 
einer Selammtladung zu äußern vermödte (ſ. S. 356). Immerhin aber wär 
ohne die Beitimmung des Alin. 3 es den Eiſenbahnen geftattet, auch in Diejen 
Falle fi innerhalb des vereinbarten Normalſatzes auf die ihnen danach zuftehente 
Bermuthung zu berufen. Indeß kommt in Betracht, daß bei gänzlichem Berufe 
bed Gutes bezw. eined Stückes befjelben eine Feftftellung, ob das But x. in Felx 


jeiner natürlichen Befchaffenheit einen dem Normalfag entſprechenden Abgang n 


Gewicht bei richtiger Ablieferung wirklich erlitten haben würde und erleiden Eonnte 
überhaupt unmöglich ift und daß es daher in diefem Yalle in der Billigkeit Liest 


von einem Abzuge für Gewichtöverluft überhaupt Abſtand zu nehmen. Bon dien 


Erwägung ift bei Aufnahme ded Alin. 3 ausgegangen. 


Bol. oben Anm. 281 ©. 356, Thol IL 893 ©. 189, Ruckdeſchel ©. 216 Fer. 
S. 4789, Wehrmann E. 203, v. Hahn II. ©. 546, Kepfner ©. 488 Rr. 6. 
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Allgemeines Dentfches Handelsgefehbud. 


Artilel 427. 


Es kann bedungen werben: 

1. daß der nad Artifel 396 der Schadensberechnung zu Grunde 
zu legende Werth den im Frachtbrief, im Ladeihein oder 
im Gepädichein al? Werth des Guts angegebenen Betrag 
und in Ermanglung einer ſolchen Angabe einen im Voraus 
beitimmten Normalſatz nicht überfteigen fol; 

2. daß die Höhe des nach Artikel 397 wegen veripäteter Liefe- 

rung zw leiftenden Schadenerſatzes den im Frachtbrief, im 
Ladeſchein oder im Gepäckſchein als die Höhe des Intereſſes 
an der rechtzeitigen Lieferung angegebenen Betrag und in 
Ermanglung einer ſolchen Angabe einen im Voraus be: 
ſtimmten Normalſatz, welher auch in dem Berlufte der 
Tracht oder eines Theiles derjelben beftehen Tann, nicht über- 
eigen ſoll. 

Im Falle einer böslichen Handlungsweiſe der Eiſenbahnverwal⸗ 
tung oder ihrer Leute Tann die Beſchränkung der Haftpfliht auf 
den Normalfah oder den angegebenen Werth des Gut nicht gel- 
tend gemacht werden. 


Zufag 1. 
Zum Artikel 427 Alinea 1 Ziff. 1: 
Eifenbahn-Betriebs-Reglement: 
(deutſch. Regl. vom 11. Mai 1874, Defterr.-Ungar.-Regl. vom 10. Juni 1874 
Bereind-Regl. vom 1. Zuni 1876 bez. 1. Sanuar 1881 gleichlautend): 


S 68. 
Geldwerth der Haftung für Verluſt oder Veſchädigung von Frachtgut. 
Eine der Eiſenbahn nach den Beſtimmungen der vorſtehenden Paragraphen 
zur Laſt fallende Entſchädigung iſt in ihrem Geldwerthe nach folgenden 
Grundſätzen zu bemeſſen: 
1. Im Falle des gänzlichen oder theilweiſen Verluſtes wird bei der 
Schadenberechnung der von dem Beſchädigten nachzuweiſende ge- 
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meine Handelswertb und in Ermangelung eines jolden der ce 
meine Werth, welden Güter gleicher Beichaffenheit zur Zeit und 
am Orte der bedungenen Ablieferung gehabt haben würden, nah 
Abzug der in Folge des DVerluftes etwa erfparten Zölle und Un- 
foften zum Grunde gelegt. 


. Zum Zwecke der Entſchädigungsberechnung wird jedoch der ge: 


meine Handelswerth, beziehungsmweife der gemeine Werth nid: 
höher als 60 Mark (für Defterreich-Iingarn: 30 Gulden Silber 
pro 50 Kilogramm brutto angenommen, infofern eim höhere 
Werth nicht ausdrücklich auf der Adreßſeite des Frachtbriefes ar 
der dazu beſtimmten Stelle mit Buchſtaben deklarirt iſt. 


Im Falle einer höheren Werthdeklaration bildet die deklarirte 


Summe den Marimalfag der zu gewährenden Entſchädigung. Ya 
diefenn Falle hat der Verſender neben der tarifmäßigen Fracht 
einen Zujchlag zu entrichten, welcher 1/,o pro Mille der ganzen 
deffarirten Summe fiir jede angefangenen 150 Kilometer, welde 
das Gut innerhalb der einzelnen Bahnen reſp. des einzelnen Ber: 
bande3 zu durchlaufen hat, mit einem Minimalbetrage von 0,10 Mert 
(für Oefterreih-Ungarn: 5 Kreuzer) und unter Abrundung de 
zu erhebenden Betrages auf 0,10 Mark (ganze Kreuzer) nid: 
überfteigen darf. 


. Bei Beihädigung von Gütern wird die dur die Beichädigung 


entitandene Werthverminderung nach Berhältnig des gemäß der 
Beitimmung ad 1 zu ermittelnden Werth au dem ad 2 md 3 
erwähnten Marimalfag vergiitet. 


Im Falle einer böslichen Handlungsweife der Eifenbahnverwaltung oder 


ihrer Leute kann die Beſchränkung der Haftpfliht auf den Normalſatz oder 
den angegebenen Werth des Gutes nicht geltend gemacht werden. 


$ 29 Alinea ll. 
Haftpfligt Der Eiſenbahn für Reifegepäd. 


Die Eifenbahn haftet von dem Zeitpunfte der Aushändigung des Ge- 


päckſcheins ab für die richtige und unbefchädigte Ablieferung der Gepäckſtüde 
und zwar im Allgemeinen nach den in Abſchnitt III. (Beförderung vor 
Gütern) enthaltenen Bedingungen und Abreden, ſoweit ſolche auf die Be 
förderung von Neifegepäd anwendbar find, insbefondere nach folgenden 
Grundfägen: 


a) ift von dem Keifenden ein höherer Werth nicht deflarirt, jo wirt 


im Falle des Verluftes oder der Beihädigung der wirklich erlitten 
Schaden vergütet, diefer Tann jedoch in einem höheren Betrag: 
als mit 12 Mark (für Oefterreih-Ungarn: 6 Gulden Sieber) 
fir jedes Kilogramm nad Abzug des Gewichts des unverfehrten 
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Inhalts des blos beichädigten Gepächſtücks nicht beanfprucdht 
werden; 

b) ift von dem Reiſenden ein höherer Werth deflarirt, fo wird mit 
der Gepäckfracht ein Frachtzufchlag erhoben, welcher für jede, wenn 
auch nur angefangene 150 Kilometer, die das Gepäck von der 
Übjende- bis zur Beitimmungsftation zu durchlaufen hat, im 
Minimum 0,20 Markt (10 Kreuzer) beträgt und 2 pro Mille der 
ganzen deflarirten Summe nicht überfteigen darf. 

Die Werthdeflaration hat nur dann eine recht8verbindliche 
Wirkung, wenn fie von der Expedition der Abgangsftation im Ge⸗ 
pädichein eingefchrieben ift. 


$ 38 Alinea 2, 3, 5, 6. 
Haftpflicht der Eilenbahn für Fahrzeuge. 

Dabei gilt als bedungen, daß bei Verfolgung von Entſchädigungs⸗ 
anſprüchen für Verluſt oder Beſchädigung, der der Schadensberechnung nach 
den geltenden geſetzlichen Beſtimmungen zu Grunde zu legende Werth den 
vom Aufgeber deklarirten Werth nicht überſteigen ſoll. 

Eine ſolche Werthangabe iſt nur für die Equipage oder für das Fahr⸗ 
zeug ſelbſt, nicht für die darin befindlichen Gegenſtände (3 57) zuläſſig. 

Iſt Werthangabe gewählt, fo wird der im Tarif angegebene Transport- 
prei3 der Equipage oder des Fahrzeuges um einen beftimmten Sag erhöht. 
Diefer Sat darf 1 pro Mille der für jedes Fahrzeug beflarirten ganzen 
Summe für jede angefangenen 150 Silometer der ganzen Transportftrede 
mit einem Minimalbetrage von 0,10 Mark (Defterreih-Ungarn: 5 Kreuzer) 
und Abrundung des zu entrichtenden Betrages auf 0,10 Mark (ganze 
Kreuzer) nicht überfteigen. Iſt Werthbangabe nicht erfolgt, fo gilt als be- 
dungen, daß der nach den gefeglichen Beftimmungen zu ermittelnde und zu 
erfegende Werth jedes Fahrzeuges, einfchlieglich der darin befindlichen Gegen 
ftände, weder in Berluft: noch in Beihädigungsfällen den Betrag von 
900 Mark (450 Gulden Silber) überfteigen fol. 

Die Angabe eines höheren Werthes als 900 Mark (450 Gulden Silber) 
für eine unter Begleitung verjfendete Equipage bat nur dann eine recdhtö- 
verbindlide Wirkung, wenn fie von der Expedition der Abgangsftation im 
Transportfcheine vermerkt ift; die Angabe eine höheren Werthes der ohne 
Begleitung verjendeten Equipagen erfolgt nady den für Frachtgüter gegebenen 
Vorſchriften ($ 68). 


$ 44 Alinea 3, 4 u. 5. 
Haftpflicht der Eifenbabn für Thiere. 
Tritt Erfagpflichtigkeit ein, fo bilden, ſowohl in Berlufte wie in Bes 
Ihädigungsfällen, der vom Aufgeber deflarirte Werth, falls aber eine folche 
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Wertbangabe nicht erfolgt ift, die folgenden Beträge die DMarimalenr 
ſchädigungsſätze: 
600 Mark (Deiterreih-Ungarn: 300 fl. — kr.) für ein Pferd, 


200 = ⸗ ⸗ 100 = — ⸗ s ein Füllen bis zu 
einem fahr, 

300 = s ⸗ 160- — = s einen Maſtochſen, 

200 - . = 10» — » ein Haupt Rus 
vieh, 

25 = ⸗ ⸗ 12 = 560 » + em Kalb bis zu 
einem Jahr, 

90 = s ⸗ 45 = — = = ein Maſtſchwein, 

35 ⸗ ⸗ ⸗ 17 = 50 = = ein mageres 
Schwein, 

10 = ⸗ ⸗ 5⸗ — ⸗ » ein Ferkel bis zu 
drei Monaten, 

20 ⸗ ⸗ 10 = — =» = en Schaf oder em: 
Ziege, 

10 = ⸗ ⸗ 5= — = = emen Hund, 

100 - W 50 = — = = 100 Kilogramm 
fonftiger Thiere 


HM Werthangabe gewählt, fo ift neben dem tarifmäßigen Transport 
preife ein Zufchlag zu bezahlen, welcher 1 pro Mille der ganzen deflarirter 
Summe für jede angefangenen 150 Kilometer der ganzen Transportitrede 
mit einen Minimalbetrage von 0,10 Mark (für DefterreihsUngarn: 5 Kreuzer 
und Abrundung ded zu entrichtenden Betrages auf 0,10 Mark (ganze Kreuzer 
nicht überfteigen darf. 

Die Angabe eine höheren Werthes bat nur dann eine rechtsverbindliche 
Wirkung, wenn fie entweder (nämlih in Fällen, wo die Beförderung mittelt 
Frachtbriefes erfolgt) auf der Adreßfeite de Frachtbriefes an der dazu be 
ftimmten Stelle durch den Berfender mit Buchftaben eingetragen oder uni 
dem Transportfcheine durch die Erpedition der Abgangsftation vermerkt if. 


Zujaß 2. 
Zum Artikel 427 Alinea 1 Ziff. 2: 


@ifenbafn-Hetriehs-Reglement: 


8 70. 
Geldwerth der Haftung für Verfänmung der Lieferungszeit non Frathtgut. 
Für Berfäumung der Fieferfrift vergütet die Eifenbahn, ohne den Br 
weiß zu verlangen, daß durch die verfpätete Ablieferung ein Schaden ent- 
ſtanden ift: 
a) bei Frahtgütern: wenn die Verfpätung mehr als 1 Tag be⸗ 
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trägt, bi8 zu 3 Tagen 1/,, biß zu 8 Tagen 1/s, und, wenn die 
Verſpätung mehr als 8 Tage beträgt, die Hälfte der Fracht; 

b) bei Eilgütern: wenn die Verfpätung mehr als 12 Stunden be- 
trägt, bi8 zu 24 Stunden 1/4, bis zu 3 Tagen 1/5, und, wenn 
die Berjpätung mehr als 3 Tage beträgt, die Hälfte der Fracht. 

Wird von den Entſchädigungsberechtigten die Vergütung einer höheren 
Summe beanfprucht, fo liegt denjelben ob, den durch die verfpätete Ab⸗ 
Lieferung wirklich entftandenen Schaden auf Berlangen der Eifenbahnver- 
waltung nachzumeifen. 

Die Höhe des von der Eifenbahn alsdann zu leiftenden Erfages beftimmt 
fi durch die Höhe des nachgemwiefenen Schadens mit der Maßgabe, daß 

1. im Falle einer Deklaration des Intereſſes an der rechtzeitigen 
Lieferung die deflarirte Summe; 

2. in Ermangelung einer folden Deflaration: 

a) falls die Verfäumniß nicht mehr als 24 Stunden beträgt, 
der Betrag der halben Fradt, 
b) falls die Berjäumnig mehr ald 24 Stunden beträgt, 
der Betrag der ganzen Fradt, 
die Marimalfäge der zu gewährenden Entfhädigung bilden, infofern nicht 
die Berfäumniß der Lieferfrift durch eine bösliche Handlungsmeife der Eifen- 
bahn oder ihrer Leute herbeigeführt worden: ift. 

Die Dellaration des Intereſſes an der rechtzeitigen Lieferung muß behufs 
ihrer Gültigkeit auf der Adreßſeite des Frachtbriefes an der dafür vor» 
geſehenen Stelle erfolgen und der desfalfige Betrag von dem Berfender mit 
Buchſtaben eingetragen werden. 

Die Eifenbahn ift in dieſem alle berechtigt, neben der tarifmäßigen 
Fracht einen Frachtzufchlag zu erheben, welcher für je 10 Mark (Defterreich- 
Ungarn: 5 fl.) der deflarirten Summe — angefangene 10 Mark (5 fl.) für 
voll gerechnet — für die erften 150 Kilometer, welche das Gut innerhalb 
der einzelnen Bahn refp. des einzelnen Verbandes zu durchlaufen hat, 1 Pf. 
(Us ke), für die folgenden 225 Kilometer 1/2 Pf. (1/4 fr.), für jede weiteren 
folgenden 375 Kilometer 1 Pf. (Ya kr.) nicht überfteigen darf. An- 
gefangene 150 reſp. 225 und 375 Kilometer werden für voll gerechnet. 

Ueberſchießende Pfennige (Defterreih- Ungarn: Bruchtheile) find auf 
0,10 Mark (ganze Kreuzer) abzyrunden. Der geringfte Frachtzuſchlag be⸗ 
trägt 0,10 Mark (5 Sreuzer). 


$ 31. 
Haftpflicht Der Eifenbahn für Verfäumung der Lieferungszeit von Reilegepäd. 
Die Haftpflicht der Eifenbahn für Verfäumung der Lieferungszeit ($ 28) 
richtet fich nach folgenden Beitinnmungen: 
1. Der für Verſäumniß der Lieferungszeit zu leiftende Erfah des 
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nachzuweifenden Schadens, fobald ſolcher überhaupt eimtritt, kan 
nur im Betrage von 0,20 Mark (eſterreich⸗ Ungarn: 10 kr.) für 
jedes Kilogramm des außgebliebenen Gepäds und jeden angefangene: 
Zag der Verſäumniß biß dahin, daß daß Gepäd ala in Berluit 
gerathen anzujehen ift (8 30), beanjprucht werben. Bill der 
Neifende die Höhe des wegen verfpäteter Lieferung zu leiftenden 
Schadenerfages als die Höhe des Intereſſes am der rechtzeitiger 
Lieferung fich fichern, fo hat er die desfalfige Erklärung minbeiten: 
1/3 Stunde vor Abgang ded Zuges, mit welchem die Befördermz 
geſchehen fol und nad den Betriebsvorſchriften gejchehen faun, m 
ber Gepäderpedition abzugeben. Sie hat nur dann rechtsverbind⸗ 
(she Wirkung, wenn fie von diefer im Gepädjchein vermerft it 
Die hierfür zu entrichteude Vergütung darf 2 pro Mille der ar- 
gegebenen Intereſſeſumme für jede angefangenen 150 Kilomeier, 
welche da8 Gepäd von der Abjendes bis zur Beſtimmungsſtatior 
zu durchlaufen bat, mit einem Minimalbetrage von 1 Mark (50 fr. 
und unter Abrundung der zu entrichtenden Beträge auf 0,10 Mut 
(ganze Kreuzer) nicht überfteigen. Dagegen wird den Reiſenden 
als Schadenerfag für die verjpätete Lieferung derjenige Betrag 
beffelben von der Eiſenbahn geleiftet, welcher innerhalb des defla 
rirten Betrages nachgewiefen werden kann. 

2. Die Eiſenbahn ift von der Haftung für den Schaden, welcher durd. 
Berjäumung der Lieferungszeit entftanden ift, befreit, ſofern jı 
beweilt, daß fie die Verfpätung durch Anwendung der Sorgfalt 
eine ordentlichen Yrachtführers nicht habe abwenden Fönnen. 


S 39 Alinea 3 u. 4. 
Hattpfliht der Ciſenbahn für Berfäumung Der Lieferungszeit non Fahrzeugen. 

Die Haftpflicht für den durch Berfäumung diejer Lieferfrift entftandener 
Schaden erftredt fi der Regel nad nicht weiter, als auf Zahlung ccı 
höchſtens 30 Mark (Defterreih:Ungarn: 15 fl.) für jede ausgebliebene Eau: 
page und jeden angefangenen Tag der Berfäumung. Die Deklaration eine 
böheren Intereſſes der rechtzeitigen Lieferung begleiteter Equipagen un! 
anderen Fahrzeuge hat nur dann eine rechtöperbindliche Wirkung, wenn fi 
von der Expedition der Abgangsftation im Transportſcheine vermerkt ik: 
für Gquipagen ohne Begleitung erfolgt die Deflaration nach den für Fradıt: 
güter gegebenen Vorjihriften. 

In beiden Fällen wird ein Frachtzuſchlag erhoben, welcher für jede 
7,5 Kilometer und für jede angefangenen 60 Mark (30 fl.) der ganze 
deftarirten Summe 0,5 Pf. (1/4 fr.) unter Abrundung auf 0,10 Mi: 
(ganze Kreuzer) mit einem Minimaljage von 0,0 Mark (15 kr.) nicht über 
Reigen darf. 
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„8 45 Alinea 2 Sag 2 u. Alinea 3. 
Haftpflicht Der Eiſenbahn für Verfäumung Der Lieferungszeit son Thieren. 


Die Deklaration eines höheren Intereſſes an der rechtzeitigen Lieferung 
bat nur dann eine rechtöverbindliche Wirkung, wenn fie entweder (nämlich 
in Fällen, wo die Beförderung mittelft Frachtbriefes erfolgt) auf der Adreß- 
feite des Frachtbriefes an der dazu beftimmten Stelle durch den Berfender 
mit Yuchftaben eingetragen oder auf dem Transporticheine durch die Erpe⸗ 
dition der Abgangsftation vermerft ift. 

In beiden Fällen wird ein Frachtzuſchlag erhoben, welcher für jede 
7,5 Kilometer und für jede angefangenen 60 Mark (Defterreich-Ungarn: 
30 fl.) der ganzen deflarirten Summe 0,25 Pf. (Y/ıo fr.) unter Abrundung 
auf 0,10 Mark (ganze Kreuzer) mit einem Minimalfage von 0,30 Mart 
(15 fr.) nicht überfteigen darf. 


1 


Zujag 3. 
Bol. Art. 29 u. 30 des Mebereinlommend zum Bereind-Betrieb3-Reglement: 
bei Art. 429. 


Gefehesmaterielien: Preuß. Entw. fehlt. Motive des Preuß. Entw. fehlen. I. Leſg. Brot. 
©. 8277—830. GEntw. 1. Lefg. Art. 339. IL Leſg. Prot. ©. 1230-1232. Entw. IL Leſg. Art. 376. 
Dentichrift des Vereins Deutſcher Gifenbahnverwaltungen vom 12. Dezember 1859 ©. 9 f., 12, 19. 
Monitı: Nr. 450 (Art. 396 Alte. 3 Nr. 1), 451, 452 (Art. 397), 453 (Rr. 6). II. Lefg. Prot. ©. 4700 
(Art. 396), 4779-4781, 5112-5115, 5122 f. Entw. III. Leig. Urt. 426. 


Fiteratur: Allgemeine Meberfiht: Goldſchmidt, Handb. bed Handelör. 1. Aufl. L, 1 88 31, 
32 f. S. 19 f,1,2875 S. 733 f. (2. Aufl. $ 230). Buſch, Arch. Bd. 7 ©. 461 f. v. Rönne 
Er. I. ©. 403 f. Boigtel, Literatur-Meberfiht (Berlin 1876) Rr. 1-5 ©. 102—109, 113, 114. 
Endemann, H.N. $ 10 ©. 44 f. Behrend, 9-R. 8 14. Thol, 9-R. INH. S. 1u2. Im Ein- 
zelnen: Vgl. die gelammte Literatur zu Urt. 396, 397 Bd. I. ©. 278, 328 und zu Art. 432 —424 
Bd. IT. ©. 160 f.; ferner Anſchütz und v. Völderndorff 1. ©. 476-478. Endemann $ 161 
©. 763, 764. Goldichmidt, Handb. L, 2 1. Aufl. $ 64 ©. 874-606, 8 75 ©. 752 f., Zeitiär. f. 
d. geſ. Hanbelsr. Bd. 10 ©. 155, Br. 8 ©. 446, Br. 20 ©. 229, Bd. 21 ©. 288, Bh. 26 ©. 606 f. 
v. Hahn I. ©. 547-549. Reyßner ©. 489-491. C. F. Koh ©. 435. Kowalzig ©. 451, 
152. Malomwer Anm. 3. Art. 4m. Puchelt 11. S. 434-440. BWengler ©. 411-417. v. Rönne 
IL. ©. 518, 516. v. Kräwel ©. 610, 611. Ackermann in Buſch's Arch. S. 460 f. Gab 
©. 307f. Gareis S. 371. Thöl, H.R. II. 8$ 105-112 ©. 209-229, Handelsr. Erört. 1882 S. 20, 
1. Scheffer md Groß 457—459. Brir ©. 422, 423. Blodig ©. 4u6. Stubenraud ©. 552. 
Badter 1. ©. 2399 f. Kuhn in Buſch's Arch. Bd. 6 ©. 97 f, 388 f. W. Koch, Zeitſchr. f. d. 
je. HR. Bd. 10 ©. 89 f., Eijend.-Transp.-R. ©. 117 fF. Weinhagen in Buſch's Ard. Bd. 6 
5.95 f£ Eger, internat. Eijend.-Zransp.R. ©. 91 f., 102 5, 114 f£ Hillig S.65f. Rud- 
»eſchel S. 218-211. Epftein ©. 112—119, S. 18—21, 22—24, 27—29, 33—36. Kühlmetter 
5. 29-31, 38, 34, 43—45, 58—55. Wolff in Buſch's Arch. Bb. 19 ©. 473. Wehrmann ©. 136 
id 148, 153-160. Linde in Buſch's Arh. Bd. 4 ©. 436. Waruſchon⸗Jarociewicz ©. 13 
ie 15. Bollanep, D. E.-3. 1868 ©. 59, 60. 


Eutfgeldungen des Reih8-Dberhandeldgerihts: 15. Dezember 1570 Bd. 1 ©. 157. 
3. April 1871 Bd. 2 ©. 194. 6. Sumt 1871 Bd. 2 ©. 355. 6. September 1871 Bd. 3 ©. 95. 12. Sep⸗ 
ember 1871 Dt. 3 ©. 103. 26. März 1872 Bd. 5 ©. 326. 21. Juni 1872 Bd. 6 ©. 428. 24. Sep 
ember 1872 Bd. 7 ©. 174. 18. Dezember 1872 Bd. 8 ©. 271. 10. Dezember 1372 Bd. 8 S. 192. 
. Sanuar 1873 ®d. 8 ©. 317. 92. Ianuar 1873 Bd. 8 ©. 428. 8. März 1873 Bd. 9 ©. 119. 
3. April 1873 Bd. 9 ©. 278. 30. April 1873 Bd. 9 ©. 301. 30. Mat 1873 Br. 10 ©.218. 19. Sep⸗ 
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tember 1873 8b. 11 ©. 76. 29. Oktober 1873 Bd. 11 ©. 229. 4. November 1873 Ar. 11 5. 28. 
99. November 1873 Bd. 11 ©. 423. 5. Dezember 1873 Bd. 12 ©. 23. 29. Jamar 1974 Mu. 2 
©. 254. 18. Februar 1874 ®b. 12 ©. 280. 18. Gebruar 1874 Br. 12 6. 439. 17. Rärz 1874 8.1 
©. 317. 13. Juni 1874 Bb. 18 ©. 39. 22. Mat 1874 Bb. 13 6. 414. 37. Im I LIE: 
33. September 1874 BR. 14 ©. 200. 21. November 1874 Bd. 15 ©. 373. 25. Gebrmar 1974 PR. Ir 
S. 42. 235. November 1874 Bb. 17 ©. 120. 20. Januar 1875 Bd. 17 ©. 128. 25. Mai 1875 Er. 1 
©. 296. 27. Mai 1875 Bd. 17 ©. 306. 1. Oftober 1875 Bd. 18 ©. 235. 15. März 1876 Pr 
S. 347. 30. Juni 1876 Bd. 20 ©. 404. 10. Juni 1876 Br. 21 ©. 20. 27. Marz 1878 Bb. 33 E. Kr 
21. April 1877, D. Jur.-Zeitg. 1877 ©. 385. 14. Suni 1878, D. Jur.Zeitg. 1878 ©. 352 2 Se 
v:mber 1878, D. Iur.-Zeitg. 1878 ©. 417. Entſcheidungen des Deutiden Reihsgerid:t 
5. Dezember 1879 Bb. 1 ©. 22. 16. Januar 1880 Bb. 18. 36. 9. Sult 1880 Bd. 2 S 56. 3% 
vember 1879, D. Jur.⸗Zeitg. 1800 ©. 237. 28. Oktober 1881, Braun und Blum, Immal IT 
S. 489 f. Entſcheidungen des Oeſter. Oberſten Gerichtshofet: 8. Juli 1863, Eyins 
©. 64, Röll S. 30. 8. Oktober 1863, Epftein ©. 69, Röll ©. 55. 30. Auguft 1868, Deſter Pr 
Zeitg. 1868 ©. 413. 11. Gebruar 1868, Epftein &. 122, Röll ©. 99. 28. Olteber 1870, Dein 
Gerichtshalle 1870 ©. 389. 25. Januar 1871, Epitein ©. 168, Röll ©. 135. 5. Juli 1871, Er 
fein ©. 189, Rötl S. 173. 16. April 1872. Röll S. 201. 13. Eeptember 1872, Defter. Ber. ri. 
1872 ©. 331. 10. Dtober 1872, Eyftein ©. 919. 10. September 1873, Nil ©. 339. 31. Iomm 
1874, Epftein ©. 258, Röll S. 254. 20. Mai 1874, Roll S. 281. 17. Juni 1874, Eyreı 
©. 286. 28. Auguft 1874, Epftein ©. 991, NL ©. 293. 10. September 1874, Cefler. @erier 
halle 1874 ©. 422. 8. gebruar 1875, NEIL ©. 336 28. September 1876, Epitein S. 403. ?.*: 
1877, Epitein ©. 432, Rill ©. 509. 21. März 1876, Eritein S. 476, RÄT S. 388. 


284) Prinzip und Entfiehung bes Art. 427. „ES kann bebungen inerben ...“ 

Den in den Artikeln 424—426 enthaltenen Ausnahmen zu dem Bertra;: 
verbote de3 Art. 423 reihen fih im Art. 427 zwei weitere Ausnahmen an, weik 
fi) von den vorangehenden dadurch unterjcheiden, daß fie nicht jowohl eine Fe 
ſchränkung des Eintrittd (bezw. Grades) der Haftpflicht, als vielmehr des materiehr 
Umfanges derjelben zum Gegenitande haben. ® 

Der materielle Umfang der Haftpflicht des Frachtführers, d. bh. Das Maaß ie 
Scyadenderfages, ift für Verluft und Befhädigung im Art. 396 9.6.8 | 
dahin normirt, daß nur der wirkliche Schaden, nicht das indivituelle Intereſſe de 
Beichädigten, nah Maßgabe ded gemeinen Handelswerths, eventuell des gemase | 
Werths ded Gutes zu erfepen ift, während nah Art. 397 H.G.˖B. für Ber 
jpätung der Erjag des vollen Schadens eintritt. In den Erläuterungen zu te 
Artikeln 396 u. 397 H.G.B. find die Gründe des Näberen berührt, wel: = 
diefem wejentlichen Unterjchiede in der Bemefjung des Schabenserjages für Beist 
und Beichädigung einerjeitd ımd für Berfpätung andererfeitd geführt Haben. Br 
Bd. I. Ann. 47 ©. 279 f. und Anm. 55 ©. 329.) 

Durch Art. 423 iſt nun zwar den Gifenbahnen die vertragsmäßige Ant: 
ihließung oder Beſchränkung der in den Art. 396 u. 397 enthaltenen Beflisms: 
gen über den Umfang ber Schadenderjagpflicht verboten. Art. 427 ſchränkt ar 
dieſes Verbot hinwiederum injofern ein, ald den Eijenbahnen ſowohl in Ber“ 
des nach Art. 396 wegen Berluft und Beihädigung, ald auch in Betreff des m: 
Art. 397 wegen Berfäumung ber Lieferungszeit zu leiftenden Schadenserjages & 
freiungdverträge geftattet find. Und zwar kann bedungen werben: 

1. daß der nad Art. 396 der Schadendberehnung zu runde zu lege 
Werth den im Frachtbrief, im Ladeſchein oder im Gepädidein ala Ber 
des Guts angegebenen Betrag und in Ermanglung einer ſolchen 3- 
gabe einen im Voraus beftinmten Normalſatz nicht überfteigen i:-, 
und | | 
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2. daß Die Höhe des nach Art. 397 wegen verjpäteter Lieferung zu leiften« 

. ben Schadenderfaßed den im Frachtbrief, im Ladefchein oder Im Gepäd- 
ihein ald die Höhe bes Interefied an ber rechtzeitigen Lieferung ange» 
gebenen Betrag und in Ermanglung einer ſolchen Angabe einen im 
Voraus beftimmten Normaljap, welcher auch in dem Berlufte der Fracht 
oder eined Theiles derfelben beftehen Tann, nicht überfteigen fol. 

Nur im Yalle einer böslihen Handlungsweiſe der Eifenbahnvermaltung oder 
ihrer Leute kann die Beichränkung der Haftpflicht auf den Normaljag oder den 
angegebenen Werth des Guts nicht geltend gemacht werden. Bemerkenswerth ift 
hierbei, daß, während dad Gejeg den Umfang des Schadenserſatzes für Berluft 
und Beihädigung (Art. 396) enger bemißt, als für Verfpätung (Art. 397), der 
Maßſtab ih alſo gejeplih verſchieden geftaltet, die durch Art. 427 geftattete 
Zulafjung vertragsmäßiger Beſchränkungen jeitend ber Eiſenbahnen für beide 
Kategorien eine gleihmäßige ift. 

Was nun die legißlatoriihen Gründe für die Zulafiung diefer befonderen Be⸗ 
freiungsverträge anlangt, jo Inüpfen dieſelben im Wefentlihen an diejenigen Er- 
wögungen an, welche bereitö zu den allgemeinen gefeglichen Beſchränkungen des 
Maßes des Schabenderfaged in Art. 396 für den Frachtführer überhaupt Anlaß 
gegeben haben. Wenn an ſich dad D. H.G. im Allgemeinen das Prinzip des ge 
meinen Recht3 adoptirt und im Art. 283 zum Ausdrud gebracht hat: daß 

wer Schadenserſatz zu fordern bat, die Erftattung des wirklichen 

Schadens und de entgangenen Gewinns verlangen kann, 
jo wurde doch — abweichend von diejem im Art. 283 allgemein aufgeftellten Grund- 
Tage — im Urt. 396 der Umfang der vom Frachtführer zu leiftenden Entſchädigung 
uf den Erjaß de wirklichen Schadens (damnum emergens), aljo unter Aus- 
ſchluß des entgangenen Gewinns (lucrum cessans) bejhränft und mır allein bei 
bößlicher Handlungsaweiſe die Forderung auf vollen Schadenderjag zugelafien. Für 
Diele Einihränkung war die Erwägung maßgebend, daß jeder Frachtführer fchon 
an ſich der ftrengften Haftpflicht unter äußerfter Beſchränkung bed &egenbeweijes 
unterliegt, daß er felbft den Zufall biß zur Grenze der vis major vertreten muß, 
ferner, daß der gemeine Handelöwerth am Ablieferungsort leicht zu ermitteln ift und 
in ber Regel den Umfang des Schadens volllommen dedt, während bie Zulafjung 
höherer Anſprüche erfahrungsgemäß zu den weitläufigften Prozebführungen anreizt. 

Prot. ©. 4708, 4711, vgl. Bd. I. Anm. 47 S. 280, Rehrmann ©. 127-135, (iger, 

internat. Eiſenb.⸗Frachtr. S. 92. 

Für die Eifenbahnen indbejondere waren in Rüdjicht auf den großen Um⸗ 
fang ihres Berlehrd diefe Gründe no in verftärkftem Maße enticheidend. Bei 
ihnen trat aber noch hinzu, daß die gefährliche Natur des Betriebd die Gefahr 
einer Beihädigung jehr erhöht, daß fie diejen risfanten Transport gefeglich nicht 
ablehnen dürfen und endlich jede Vermehrung ded Umfangs der Haftpflicht und des 
Riſikos nothwendig eine den Verfehräinterefien nachtheilige Erhöhung der Zrand- 
portpreife nah fi zieht. Aus dieſen Gründen ging das Geſez bezüglich der 
Eifenbahnen noch einen Schritt weiter und zwar durd Einführung der Werth- und 
nterefjendetlaration und des fog. Normaljaged. Dur Art. 427 9.6.2. ift 
den Eifenbahnen — von bößlidher Handlungsweiſe abgejehen — eine Vereinbarung 
geftattet, wonach der Schadenderfag einen im Frachtbrief 2c. angegebenen Betrag 
(Deklaration) und in Ermangelung befien einen im Voraus beftimmten Rormaljap 

24” 
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nicht überfteigen fol. Cine Beſchränkung des Umfangs der Haftpfliht umter ber 
gemeinen Handelöwerth liegt barin deshalb nicht, weil jeder Abjender unter Entrig 
tung einer geringen, reglementarijch feftgefepten Prämie die Höhe des Maximalwerthe 
felbft normiren kann und nur in Ermangelung diefer Deflaration der allgemeine, gleit- 
falls reglementariſch beftimmte Normaljag Anwendung findet. Der wejentlide 
Bormwurf gegen dieſe Beftimmung alfo, daß es den Eijenbahnen danach freiftehe, 
für die Deklaration eine jo hohe Prämie zu verlangen, daß der Abſender gezwungen 
fei, darauf zu verzichten und ſich mit einem geringfügigen Normalſatz zu begnügen. 
ift im Geltungsgebiete des Deutfchen und Defterreich-Ungarifchen bezw. des Vereine: 
Betr.Regl. unbegründet. Dagegen gewährt die Deklaration und der NRormaliaz 
dem Verkehre unverfennbar fehr große Bortheile: einerfeitd für die Bahnen, indem 
ihnen von vornberein dad Marimum ihres Riſikos befannt ift, andererjeitß fir Nie 
Sntereffenten, weil in Rüdjicht hierauf die Xrandportpreife niedriger, als es fonft 
möglich, bemefjen werden können, endlich für beide Theile gleihmäßig durch ten 
Wegfall einer großen Anzahl unnüper Prozefje über zu hoch gegriffene Anſprüche 
Im Webrigen berührt Art. 427 nicht die Haftpflicht felbft, fondern nur das Maaß 
der Entihädigung, fofern die Pflicht dazu am fich feftfteht. fchließt alſo Teinesmegs 
den Erkulpationdbeweis der Art. 395, 397, 424—426 aus. (Puchelt II. S. 433 
Nr. 1.) „Diefe Vorfchrift (sc. Art. 427) — bemerkt dad R.-D.:9.G. — erlautt 
keineswegs die Ausdfchließung der Haftung für diefen oder jenen Fall, fept vie. 
mehr umgefehrt die Haftung voraud und gejtattet nur, ihren Umfang zu be 
Ihränten.“ 
Erf. des 1. Sen. de R. O.HG. vom 5. Dezember 1873, Entſch. Bi. 12 ©. 35 zu 
vom 7. Dftober 1874, D. &.-3. 1875 ©. 1012, Rhein. Arch. Br. 66 IL. 38, vgl. auch Erf re+ 


App.⸗Ger. Leipzig vom 25. November 1865 und des Ob.⸗App.⸗Ger. Dreöden rom 22. Min 
1866, Buſch Bd. 9 ©. 431 f. 


Art. 427 giebt aljo den Eiſenbahnen nicht die Befugniß, ihre Haftpflicht aus 
zufchließen. Im Gegentheil Art. 427 fegt die gejegliche Haftpflicht nothwendia 
voraus und geftattet nur eine Bejchränkung des Umfangs berfelben. 

Diefe Beichräntung befteht darin, daß von vornherein eine Mayimalgrenze 
für den Erſatz ded event. eintretenden Schadend verabredet werben Darf, welde 
nicht überftiegen werden jo, gleichviel auf wie hoch fich der volle Schaden wirflid 
beläuft; und zwar Tann der Abjender, wenn er ſich zu einem Yrachtzufchlage ner 
fteht, dieſe Marimalgrenze jelbjt beliebig hoch beftimmen, während andernfalä 
die allgemein reglementarijch feftgeftellten Normaljüge den Maßſtab des Wert 
erfapes bilden. Nach Abfiht und Fafſung ded Art. 427 iſt hierbei Die Wert 
angabe und in Grmangelung derjelben der Normalfap bei eintretiendem GSchaben 
nicht etwa fchlehthin und unanfechtbar enticheidend. Weder darf ohne Weiteres 
der deklarirte Betrag oder der Betrag des Normalfaped unter Ausſchluß tes Be 
weijed über die Schadenshöhe und auch des Gegenbeweijed gefordert werben, ned 
ift eine ſolche Forderung unter Zulafjung des Gegenbeweijed begründet. Vielmeht 
hat der Erſatzberechtigte zur Subftantiirung feines Schadendaniprudes ten Be 
weiß des gejeglichen Schadensbetrages zu erbringen und kann dieſen bis zur Höhe 
der Werthdeflaration, eventuell des Normaljaped erjegt verlangen. Die Wertb 
deflaration und in deren &rmangelung der Rormaljag gilt ald Marimum dei 
wirklichen Werthes und bildet die Marimalgrenze, innerhalb weldyer vom Ent- 
IHädigungsberechtigten die Höhe des Schadens nachzuweiſen if. (Webrmann. 
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S. 137.) „Sie geben nur die Marimalgrenze für die Höhe des Schadensbetrages 
an, find aber nicht als firirted Quantum des Schabenderfated zu betradyten und 
der Abſender, welcher den Erjaganfpruch erhebt, wirb durch fie nicht von der Ber 
weidlaft befreit.“ 
Unfhüs und v. Völderndorff II. ©. 477, vgl. Eudemann, HR. $ 161 ©. 764, 
Thal II. 8 9056 ©. 910-913, Puchelt II. ©. 436, 437, Zeitſchr. f. d. gel. HR. Bb, 19 
©. 605, 607, Erk. bed R. O.⸗H.⸗G. vom 22. Dftober 1873, Enoſch. Br. 11 ©. 229 und vom 
22. November 1873, Entf. Br. 11 ©. 423. 


Dieſes Syftem der Werthdellaration und des Normalfapes ift bereits bei Be- 
rathung und Emanation des H.&.-B. feitend des Handelftandes, aber vielfach 
aud) |päter (vgl. ben Entwurf eined D. R.E.G. $. 55 Motive S. 84 f.) an⸗ 
gefochten worden, insbeſondere mit Hinweis darauf, daß die reine Rechtsfrage über 
den Schabenderjag zu Bunften einer nicht hierher gehörigen Tariffrage verfchoben 
worden jei. Indeß ift dem entgegenzubalten, daß gerade im Eifenbahnrechte theore 
tiſche Rechtöjäge (mie 3. B. unbedingter Erſatz bed vollen Schabend) ſich nicht 
obne gleichzeitige Berückſichtigung der praktiichen Verkehrsintereſſen verwirklichen 
Iafien. Der Wegfall des Normalfaged und das alsdann unbegrenzte Rifito ber 
Bahnen muß aber zu erheblich höheren Transportpreiſen führen. Werden die 
Intereſſenten vor diefe Alternative geftellt, fo werden fie fich unzweifelhaft jelbft 
für den Normalfag und bie Werthdellaration erklären. Denn die Beichädigung 
bezw. der etwa unzureihende Erſatz ift doch immerhin nur ein ausnahmsweiſer 
Berluft, die billigere Beförderung aller Güter aber ein regelmäßiger und ftetiger 
Bortheil. Es Liegt alfo im Verkehrsintereſſe — welchem im Handelsrechte vor- 
nehmlich der Gefepgeber Rechnung tragen muß —, die Haftpflicht der Bahnen 
Durch Zulafiung auf ein Marimum zu befchränten, dem Verſender aber durch die 
Werthdeklaration die Möglichkeit eined höheren Erjapes offen zu laffen. 

Vgl. über die Gründe für und gegen den Normaljah und die Wertädeflaration: Eger, 
internat. Eifenb.Frachtr. ©. 91, 93, 102-105, Ruckdeſchel ©. 219-229, v. Hahn das 
D. H.G.⸗B. und die Eifenbaßnen 58 5-11 u. 22, Bremer Handelsbl. Rr, 440, 1860, 17. März. 

Sn diefem Sinne plaidirt auch die Denkichrift vom 12. Dezember 1859 (S. 18 
bis 20) für den Normaljag, zunächſt bei Berluft und Beihädigung: „Der 
Normalſatz ift genau genommen nichts, als eine in den Befugniffen der Verwal⸗ 
tungen liegende Tarifbeftimmung, weldye Befugniß zu befeitigen nicht in der Ab- 
ficht des Handelögefegbuchs liegen kann. Diejelben wollen, zumal im durchgehenden 
Verkehre, theure Segenftände, bei denen fie mehr Gefahr laufen und welche eine 
höhere Fracht tragen können, nicht für denfelben Sag befördern, als wohlfelle. 
Der deshalb zu erhebende Frachtzuſchlag ift allgemein auf einen beftinmten Progent- 
fag vereinbart und ganz mäßig. Wer die Verwaltungen von der bejorgten Gefahr 
befreit, indem er auf höhere Entſchädigung verzichtet, dem wird die theuerfte Waare 
fo billig befördert als die wohlfeilfte; aus der Nichtdeflaration des Werth, aus 
ter darin liegenden Entziehung der höheren Fracht folgt Verzichtleifung auf den 
höheren Schadenserſatz. Dad muß fi) als Zarifbeftimmung in irgend einer Weife 
aufredht erhalten laſſen, oder vom durchgehenden Verkehr ift Feine Mede mehr. Das 
Raifonnement, daß die Verwaltungen dasjenige, was fie gegen Zahlung leifteten, 
auch obne folche zu präftiren im Stande wären, ift nicht ftichhaltig. Denn auf 
hoch deklarirte Sachen läßt fich eine befondere Aufmerkſamkeit verwenden, welche auf 
alle Güter ohne Ausnahme unmöglid verwendet werden kann. Eine zu hohe 
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falſche Deklaration giebt man nicht vorher ab, wenn eine Frachterhöhung deren 
Folge ift, während die Erfahrung lehrt, daß felbft im beften Rufe ſtehende Leute 
einen Berluft, nachdem er eingetreten ift, benugen, um ſich ungebübrliche Vortheile 
zu verſchaffen ... 

Sodann bei Verſäumung der Lieferungszeit: „Die Eiſenbahnverral 
tungen Tönnen fich niemald herbeilaffen, außer dem Verzicht auf die Fracht nod 
beionderen Schadenderfag für Verſäumung der bedungenen oder üblichen Lieferungt 
zeit zuzuſichern. Mögen ed elementare Creignifje oder andere Zufälligfeiten fiir 
wohin auch Berjehen der. Tauſende von Bedienjteten und Arbeitern zu zählen fiat 
denen die Verwaltungen unabweislich Die Manipulation des Geſchäfts übertrager 
müſſen, fo wifjen die Yrachtgeber vor Uebertragung der Fracht ebenfo genan, al 
die Verwaltungen, daß diefe anderen Zufälligkeiten ebenjowenig als die elemen 
taren Ereigniffe von den Verwaltungen zu überwinden find. Berlangt man dennes, 
daß fie überwunden werden, verlangt man ſogar Schadenderfag, wenn fie niki 
verhütet werden, jo verlangt man etwas wider befjered Willen, alio mit jedes 
Nechtöbegriffe Unverträglihed. Daß eine jolche Legislation von Unredlidyen, dere 
ed doch auch giebt, genugt werden kann, aus den den Eijenbahnvermaltungen dert 
dad Geſetz imponirten Pflichten Wege für unrechtlichen Gewinn fidy zu eröffner, 
dürfte nicht unklar fein,” 

Sn Berüdfihtigung diefer Gründe wurde zur III. Leſung ſowohl von Preuter 
(Mon. Nr. 450) ald aud von Bayern (Mon. 451), Baden (Mon. 452) aa 
Sachſen (Mon. 453) im Wejentlichen übereinftimmend die Aufnahme einer Be 
ftimmung vorgefchlagen, wonach bedungen werden fann: 

daß die Höhe ded Schadenderfaped den von dem Abiender im Yradt- 
briefe ald den Werth des Outs oder ald dad Intereſſe der rechtzeitige 
Ablieferung ausdrüdlih angegebenen Betrag — in Ermanglung im 
Angabe diefed Betrages aber einen bejtimmten, im Voraus nemmirter 
Sag nicht überfteigen fol, 
von Sachſen zugleich mit dem Zufage (Monit. Nr. 453): 

daß die Eilenbahnen zum vollen Schadenderjage verpflichtet bleibe 
wenn nachgewiejen wird, daß der Schaden durch ein Berfchulden ec 
ihrer Seite verurfacht worden ift. 

In II. Leſung wurde jodann im Anſchluß an diefe Borjchläge von Württer- 
berg (Brot. S. 4700 Art. 396) in Antrag gebract: 

„Es kann von den Eijenbahnverwaltungen mit rechtlicher Wirkat; 
bedungen werden, daß der Schadenderfap für Berluft, Beſchädigung ede 
verfpätete Lieferung ded Guts denjenigen Betrag, welcher vom Abjente 
im Frachtbrief ald der Werth des Guts oder ald das Snterefle ve 
unverjehrten und recdhtzeitigen Lieferung angegeben tft, nicht überfteise 
und daß in Ermanglung diejer Angabe bie Entihädigung ar’ 
einen voraudbeftimmten Normaljag oder auch bei Lieferungdrerjpätsr: 
auf den Berluft der Fracht oder eined Theiled derfelben beſchränkt ten 
ſolle.“ 

Bei Berathung dieſes Antrages wurde zunächſt geltend gemacht, daß che 
eine Beſtimmung im Sinne deſſelben die Eiſenbahnen zu ſehr benachtheiligt wer 
ben Fönnten. Sodann wurde auf Anregung eined Mitgliedes erläuternd bins» 
gefügt, die Schlußworte: „oder auch bei Lieferungsverſpätung auf ten Berluft ter 
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Fracht oder eines Theiled derfelben beichräntt fein jolle“ hätten nicht ben Sinn, 
Daß ohne Rüdficht auf das Vorhandenſein einer Deffaration bedungen werben 
dürfe, es ſei im Falle einer Lleferungdverfpätung der Verluft der Tracht ald ge 
nügende und einzige Schabloshaltung anzujehen, fonbern ed ſolle auch eine ſolche 
Bereinbarung nur für den Fall als ftatthaft erklärt werden, daß der Abjender bie 
Höhe feines Interefſe an rechtzeitiger Lieferung nicht deflarirt habe, während, wenn 
diefe Deklaration ftattgehabt habe, nur die deffarirte Summe die Grenze für die 
Schabenserjappflicht der Eifenbahn zu bilden habe. (Prot. 4779, 4780.) 

Ferner wurde monirt, daß dem Antrage eine bejondere Beitimmung — im 
Sinne des Monit. 453 — des Inhalts fehle, daB die Eifenbabnen zum vollen 
Schadenserſatze verpflichtet blieben, wenn nachgewiejen werte, daß der Schaden 
durch ein Berihulden von ihrer Seite veranlaft worden (Prot. ©. 4780, 4781) 
und deshalb von der Rebaktionstommiffion, zugleich mit der Theilung bed Alin. 1 
in Ziff. 1 u. 2, als beionderes Alin. 2 ein entiprechender Zufap in Borichlag ge- 
bradt und angenommen. (Prot. S. 5112—5115, 5122, 5123.) 

Hierbei wählte Die Redaktionskommiſfion an Stelle ded Ausdrudd Verſchulden“ 
konform mit Alin. 5 des Art. 396 den Audbrud „böslihde Handlungsweiſe“ 
und erläuterte denfelben dahin, daß er nicht nur die Yälle des eigentlichen dohus, 
jondern auch die fchwerften Fälle von Nadläffigkeit umfafje. Zwar meinten mehrere 
Mitglieder, man könne unter „böslicher Handlungsweiſe“ nur den dolus verftehen, 
und ſchlugen vor, zu fegen: „im alle der Arglift und bes groben Verſchuldens“. 
— Dagegen wurde jedoch von Einigen eingewendet: der Ausdrud „grobe Yahr- 
läſſigkeit“ müfje vermieden werden, weil derjelbe einigen Bartitulargefeßgebungen 
fremb jei, in anderen aber in fehr weiter Ausdehnung gebraucht werde. Der Auß- 
drud „bößlihe Handlungsweife” umfaffe aber auch ben höchſten Grad der Nady- 
täffigkeit. — Andere konnten auch einen Unterjchied in dem Borjchlag der Re- 
daktiondfommiffion und dem Antrag nicht anerkennen und nahmen nur anf ben 
Umftand Rüdficht, daß der Ausdrud „grobes Verſchulden“ in den verichiedenen 
Nechtögebieten Deutſchlands verjchieden aufgefaßt werden könne. Died Bebenten 
falle weg, wenn man fi) ber Bezeichnung „bösliche Handlungsweife” bediene. 
Diefer Ausdrud treffe auch bie Fälle der luxuria... Hier handle ed fih um 
Erfüllung kontraktlich übernommener Verpflichtungen, in einem folhen alle liege 
nicht blos dann eine bösliche Handlungdweife vor, wenn der Schaden der beftimmten 
Abficht des Thäters entipreche (dolus im eminenten Sinn), ſondern aud dann, 
wenn der Schuldner durch fein pflichtwidriges Handeln zwar die Beichädigung nicht 
zunächſt bezwedte, er fich aber bei feinem Berfahren der damit verbundenen Gefahr 
bewußt war: eine folche freventliche Handlung werde gewiß nach allen Rechten ald 
eine bößliche gelten müffen, denn böslich fei immer die Pflichtwidrigkeit im Bewußt- 
jein der damit verbundenen, dringenden Gefahr (fraude non caret), ohne Rüdjicht 
darauf, ob aud der Eintritt des Schadens beabfidhtigt war, wie es denn auch in 
l. 226 D. de verb. sign. heiße: „Magna negligentia culpa est, magna culpa dolus 
est.“ (Prot. ©. 5112-5115.) 


Du 2b I. Anm. 74. ©. 307-319: Eger, internat. Gijenk.-zracdhtı. €. 109-111, 
v. Kräwel ©. 610, 611. 
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285) [CS Tann bedungen imerben:] 
ni. daß der na Urt. 396 Der Schadenſsberechnung zu Grunde zu legende 
BWerth Den im Frachtbrief, im Ladeſchein oder im Gepũcſſchein eis 
Werib des Guts angegebenen Betrag und in Ermengelung einer 
folgen Angabe einen im Vorans befimmten Rermalleh nit über 
Heigen fol.“ 

Alinea 1 Ziff. 1 ded Art. 427 geftattet — als elfte (ſ. Art. 424 — 426) 
Ausnahme von der Regel bed Art. 423 — den Eifenbahnen eine vertraggmäßize 
Beſchränkung des Umfangs der gefeßlichen Haftpflicht dahin: dag der nach Art. 3% 
der Schadensberehnung zu Grunde zu legende Werth den im Yrachtbrief, im 
Ladeichein oder im Gepädichein ald Werth ded Guts angegebenen Betrag und in 
Ermangelung einer ſolchen Angabe einen im Voraus beftimmten Normaljag wicht 
überfteigen ſoll. 

Bon bdiefer legteren Befugniß ift in den Eifenb.-Betr-Regl. (Reifegepäd: 8 29, 
Equipagen und andere Yahrzeuge: $ 38, lebende Thiere: $ 44 Alin. 3 und 4 
bie übrigen Frachtgüter: $ 68) Gebrauch (vgl. Anm. 283 f.), d. b. der vom Geſeye 
geftattete Befreiungävertrag durch das Reglement zu einem wirklich verein: 
barten gemadt (j. Thöl III. $ 105—109 ©. 209 ff, Puchelt II. S. 437e., 
Keyßner ©. 490 Nr. 6). 

Der legislatoriſche Grund für die Zulaffung dieſes Befreiungdvertrages Hi 
bereitö in der vorangehenden Anm. 284 ©. 371 f. erörtert. Es muß eine Schadent- 
berehnung nach Art. 396 vorzunehmen jein. 

Thatſächliche Borausfegung für benfelben ift dad Vorhandenſein ber 
Haftpflicht der Eifenbahn nad) Maßgabe ded vorliegenden Titeld. Iſt die Eiſen 
bahn nach Art. 395 ff. 422 ff. für den Verluft oder die Beſchädigung eines Gutes 
baftpflichtig, jo bat fie, wie jeder andere Yracdhtführer, in dem für den Fracht 
vertrag überhaupt in Art. 396 ff. beftimmten Umfange dem Beichätigten Gries 
zu leiſten. Dieſe Erſatzpflicht nad Art. 396 ift an fidy gefeplich injofern eine be 
\hränfte, als nicht der volle Schaden (damnum emergens und lucrum cessans) 
zu erjegen, jondern unter Ausſchluß de3 etwa entgangenen Gewinns (individuellen 
Interefjed) nur der wirklihe Schaden in Geftalt des gemeinen Handelswerths 
event. des gemeinen Werths des Guts zu vertreten ij. Vgl. Bd. I. Ann #i 
©. 279. Für den Fall nun des Eintrittd dieſer thatjächlihen Vorausſetzung kan 
ein Befreiungävertrag nach Art. 427 Ziff. 1 bedungen werben. Der gemwöhnlid« 
Frachtführer kann beliebig im Kinzelfalle einen noch niedrigeren oder aud 
einen höheren Erſatzmodus, ald den im Art. 396 geſetzlich vorgeichriebenen, ver- 
einbaren, da ihm jede vertragsmäßige Abänderung des Gejeged geſtattet if. 

Bol. Bb. L Ann. 49 ©. 291, 292. 

Aber auch den Eifenbahnen — welchen prinzipiell durch Art. 423 eine ver 
tragdmäßige Abänderung des gejeplich vorgezeichneten Umfangs ihrer Haftpflicht 
verboten ift —, ift aud gewiflen durch das Verkehrsintereſſe bedingten, cber 
©. 371 f. dargejtellten Gründen, ausnahmsweiſe eine Abänderung des Umfangd der 
Erjagpflicht geftattet, indem von ihnen bedungen werben Tann, daß der unter Zu- 
grundelegung des gemeinen Handelswerths bezw. gemeinen Werths zu leiftente 
Erſatz einen gewifjen höchſten Betrag nicht überjchreiten, d. h. ber gemeine Handels 
werth :c., falls er fih höber beläuft, als der im Voraus als Marimalgrenge bei 
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Erſatzes bedungene Betrag, auf biejen herabgejeßt werben fol, anderenfalld aber 
für die Erfapleiftung maßgebend bleibt. 

Diefe Ansbedingung eined Marimalerfapbetrages kann nun in zweifacher Form 
geſchehen: 

1. durch ſpezielle Angabe eines Werths im Frachtbrief, im Ladeſchein oder 
im Gepäaͤckſchein, oder 

2. durch generelle Angabe eined Normalſatzes für alle Güter oder einzelne 
Kategorieen von Gütern in Reglements zc., auf welche im Yradhtbrief, 
Lade» oder Gepädichein Bezug genommen tft. 

Die erfte Yorm findet in denjenigen Fällen Anwendung, in welden ein 
genereller Normaljap nicht beftehbt oder der beftehende Normalſatz dem böberen 
Werthe des Gutes nicht entipriht. Die Eiſenbahn läßt fih für die Zulaffung 
diefer höheren, den gewöhnlichen Rormaljag überfteigenden Werthangabe, welche 
für fie ein entſprechend höheres Rifito involvirt, neben ber tarifmäßigen Fracht 
einen Frachtzuſchlag entrichten, welcher reglementarifch beftimmt ift und die Natur 
einer Berfiherungsprämie bat. 

Bgl. Behrmann ©. 141, Thöl IIL ©. 211, Rudvefhel S. 226e., W. Koch ©. 130, 
Hillig ©. 66, Kuhn in Bufch’s Arch. Br. 6 ©. 389, D. &.-3. 1873 ©. 245. 

Die zweite Yorm kommt bei allen denjenigen Gütern zur Anwendung, beren 
Werth mit dem reglementarijch beftimmten Normalſatz im Einklange fteht bezw. 
welche der Abjender mit einem höheren Werthe nicht verfihern will. „Sn Folge 
des in Rebe ſtehenden Befreiungdvertraged ift, wie Thöl a. a. D. zutreffend be- 
merkt, ber Abjender, wenn er fich nicht mit dem Normalſatz begnügen will, ge 
nöthigt zur Deklaration, und in Yolge der Deklaration die Eifenbahnverwaltung 
in der Rage, nun einen Frachtzuſchlag nad Maßgabe ded deflarirten Betrages zu 
machen. Ueberdies weiß fie num ftetd vormeg den höchſten Betrag des etwaigen 
Schadenserſatzes. Denn der Yorderung von einem Mebrbetrag ald dem Betrag 
des Normalſatzes oder des deflarirten Betraged ſteht in Yolge des gültigen Be- 
freiungdvertraged der Verzicht entgegen, weldyer darin liegt, daß gar nicht ober 
fein größerer Betrag beflarirt worden if. Der Normalfag fol nad dem Willen 
des Geſetzes nicht ſchlechthin gefordert werben dürfen, fondern bat nur den 
Zwed, zur Dellaration zu veranlaffen, Damit eine entfprechende Berficherungs- 
prämie vermittelft des Yrachtzufchlages berechnet werden kann. Der Frachtzuſchlag 
hat die Natur einer Verficherungsprämie.“ (Bgl. au Keyßner ©. 489 
Nr. 2 und 3). ' 

Für beide Formen — die Werthdellaration und den Normalfag — gilt ber 
gemeinjame Grundſatz, daß fie nach der Abficht und dem Wortlaute ded &e- 
feed die Marimalgrenze bilden follen, bi8 zu welcher dem Entſchädigungs⸗ 
berechtigten der von ihm nachzuweiſende Schaden zu vergüten iſt. „Weder Normal- 
fag, noch Deklaration — bemerlt Keyßner ©. 490 — find eine vertragämäßige 
Seftfegung ber von ber Eifenbahn eintretenden Falls zu machenden Leiſtung, jon- 
dern nur eine Begrenzung, bis zu welchen höchſten Betrage Erſatz geleiftet wirb. 
Der Abjender wird daher nicht von der Pflicht entbunden, den Schaden, für wel- 
chen Erſatz geleiftet wird, nachzumweijen.” „Das Maximum — bemerkt ferner Wehr⸗ 
mann ©. 142 — beitebt ohne Werthdeflaration in dem Normalfape, während es 
fih, im Falle der Werth deklarirt ift, auf die angegebene Summe erhöht ober 
vermindert. So wenig ber Entihäbigungäberechtigte einen unbedingten Anfpruch 
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auf den Normalſatz bat, ebenſowenig kann er ohne Weiterez den verfidherten WBertt 
fordern; in beiden Yällen liegt ed ihm ob, den Handelswerth bezw. gemein 
Werth. ded zu Verluſt gegangenen Guted oder den dur die Beihädigung em: 
ftandenen Minderwerth nachzumweilen und bat er immer nur Aniprud auf Guys 
des auf dieſe Weiſe nachgemiejenen Schadens bid zur Marimalgrenze des Normal: 
ſatzes rejp. der deflarirten Werthsſumme. Die Entjchädigung, welche bei vorhandene 
Werthsdeklaration zu leiften it, gebt demnach in feinem Falle über den m 
gegebenen Betrag hinaus, auch dann nicht, wenn der wirfliche Werth des Gute: 
niedriger iſt, als die deffarirte Summe, auf den Betrag des nachgewielene 
Schadens.“ ⸗ 
Vgl. Puchelt HI. S. 4374, Anſchüß und ». Bölderndorff IU. ©. 477, Ttei 
ml. 8 105 ©. 210 f., Wehrmann ©. 137, Endemann 8 161, Ruckdeſchel S. 2 
226. 
Ebenſo das Reichs · Oberhandelsgericht: 

Die deklarirte Summe bildet nur die Maximalgrenze, innerhalb deren ter 3 
ſchädigte jeinen Schaden nachzuweiſen hat und der nachgewieſene Schaden auch über ten 
gemeinen Handelöwerth hinaus Beachtung. finden muß, firirt aber keineswegs im 
Voraus vertragsmäßig dad Quantum des zu leiftenden Erſatzes. 

‚ . &rfanyt vom R.O.H.G. untern 22. Dftober 1873, Cautſch. Bd. i1.<. 239 unb wer 

22. November 1873, Entſch. Bd. 11 ©. 423, vgl. nud Erf. vom 20. Januar 1875, ar 

Br. 1715. 128, Erf. des App.Ger. Köln vom 14. Bebruar 1867, Rhein. Arch. Bd. 60 £.:r 

Tentr.⸗Org. N. 5. Bd. 3 ©. 537 und bed Stadtamtes zu Frankfurt a.M. vom 3. Gebraar 1588, 

Goldſchmidt, Zeitſchr. Bd. 12 ©. 607. 

Allerdings ſteht Art. 427 auch anderweiten Bereinbarungen nicht entgegen, ir- 
foweit nur durch foldye die durch Art. 396 f., 427 normirte gejepliche Verpflichtenz 
zum Schadenerfage nicht zum Bortheile der Eijenbahnen verändert wird. Thel 
hält daher mit Recht in Betreff bed Inhalte bes Befreiungdvertrages überbauzt 
folgende Möglichkeiten für zuläffig: 

1. der deflarirte Betrag wie der Betrag. des Normaljaged darf jchledr- 
hin und unanfedhtbar, nämlich ohne einen zu führenden Beweis mt 
auh mit Ausjchluß des Gegenbeweiſes, Daß der geſetzliche Betrag ge 

ringer jei, gefordert werden; 

2. der eine wie andere Betrag darf | hlehthin gefordert werben, er ik 
aber anfechtbar durch den Gegenbeweis, daß der gejeßliche ae 
ringer ſei; 

3. der eine wie andere Betrag darf nicht jchlechtbin gefordert werben, ſes 
dern nur, wenn zuvor der Beweis bes gejetlichen Betrages er 
bracht ift; 

4. es kann auch verichieden über den Normalfa und über den deklarirten 
Betrag vereinbart jein; 

5. auch kann vereinbart jein, daß im Yall von Berluft und Beichädigurs 
ber volle Schaden erſetzt werbe bis zur Höhe bed bdeflarirten Betraget 
oder des Betrages des Normaljated, daB alfo diefe Beträge Mayimst: 
beträge nicht ded Werthed ded Gute, jondern bed vollen Interefie: 
fein jollen. 

Die Faltung ded Art. 427 läßt jedoch erkennen, daß der Geſetzgeber nur einen 
nah Nr. 3 der vorgebachten Fälle. geftatteten Befreiungdvertrag im Auge gehabt 
babe und dementiprechend find auch die bezüglichen Beftimmungen: des Eijenbahn- 
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Betrieböreglementd — bi8 auf die in $ 70 Nr. 7 enthaltene Abweichung, betreffend 

den Rormaljag bei Verfäumung ber Lieferfrift — getroffen, wie weiter unten des 

Näheren gezeigt iſt (j. Anm. 288 ff.). J 
Vgl. Thol III. ©. 212, 213, Wehrmann ©. 141, 142, Keyßner S. 490 Nr. 6. 

Was ſchließlich die Beweislaft anlangt, jo hat der aus dem Frachtvertrage 
Hagende Beichäbigte nicht allein den Werth des Guts zu beweilen, fondern aud), 
daß berfelbe den ald Marimum feitgejepten Werth: oder Normaljag nicht über: 
iteigt. Das R.O.H.«G. führt in Bezug hierauf aus: „Der Appellrichter faßt Die 
Behauptung der Verklagten (Eifenbahn), daß die Yorderung des Klägerd den Nor- 
malfag überjteige, ald Einrede auf und erachtet demgemäß bie Verklagte für ver- 
bunden, zur Subftantitrung diejer Einrede das Gewicht ded abhanden gefommenen 
Guts anzugeben und beim Leugnen des Klägerd zu erweifen. Die Nichtigfeits- 
beichwerde hiergegen ericheint begründet. Der Grund, aus welchen der Appell« 
rihter die Verklagte für bemeispflichtig erklärt, befteht darin, daß die Geftattung 
de Art. 427 9.©.-B., zu bedingen, daß der nad) Art. 396 zu beredhnende Werth 
einen im Voraus beftimmten Normalfag nicht überfteigen joll, eine Auönabme 
von ber Regel ftatuire, daher die Berufung auf Diefe Ausnahmebeftimmung eine 
Einrede enthalte. Aus einem ähnlichen Grunde, nämlich weil dur Art. 427 Rr. 1 
dem gemeinen Handelswerth der durch reglementämäßigen Normaljap begrenzte 
Werth pojitivrechtlich gleichgeftellt fei, ift auch anderwärtd erfannt worden, daß 
der Verletzte die Bahnverwaltung auf Erſatz ded gemeinen Handelswerths ohne 
Weiteres in Anſpruch zu nehmen, leptere aber befugt fei, die Herabjegung des ge⸗ 
forberten Betraged auf den in Art. 427 Nr. 1 gedachten Betrag excipiendo ber: 
beizuführen. 

Vgl. Erf. des O.⸗A.“G. zu Dresden (vom 7. Mai 1866) in der Zeitſchr. f. d. gef. H.-R. 
Bd. 12 ©. 606. 

Wenn ed nun auch richtig tft, dab Thatlachen, welche die Vorausſetzung von 
Ausnahmebeftimmungen find, als rechtöhindernde gegenüber Anſprüchen, die auf 
Grund der Regel bed Hechtö erhoben werden, von demjenigen zu erweijen find, 
welcher die Ausnahme für fich geltend macht (vgl. Maren, über Beweislajt 1861 
©. 113), fo Tann doch von einer Anwendung diefed Grundfages im vorliegenden 
Tale aus einem doppelten Grunde nicht die Rede jein; erjtend, weil Art. 427 
nicht den Charakter einer Ausnahmebeftimmung hat, jondern im Gegentheil gegen- 
über. ber in Art. 423 für den Eifenbabntrandport getroffenen Ausnahmebejtimmung 
die beim Frachtgeſchäft ald Hegel geltende Bertragdfreiheit in gewiſſen Grenzen 
aufrecht erhält; zweitens, weil Erſatzanſprüche, welche auf Grund der dem Art. 427 
Rr. 1 entiprehenden Beftimmung ded Betr..Regl. erhoben werden, weder auß der 
Regel, noch aus einer Ausnahmebeſtimmung des Gejeged, ſondern aus. dem Fracht⸗ 
vertrage entipringen, deſſen Inhalt durch das Reglement ergänzt wird. Es ge 
bört daher zur Begründung der Klage nicht allein die Darlegung, welchen Werth 
das verlorene Frachtgut hatte, jondern auch die Darlegung, daß diefer Werth, den 
als Maximum feitgejepten Normalſatz nicht überfteigt. In beiden Beziehungen 
liegt demnach beim Leugnen der Verklagten die Beweidlajt dem Kläger vb.“ 


Erkannt vom I. Sen. des R.O.⸗H.⸗G. untern 30. Suni 1876, Entid. Bd. 20 5. 404 f., 
rgl. auch Erf. vom 3. Januar 1872 Bd. 8 ©. 317 und vom 22. November 1873 Bd. 11 
©. 424, Erf. d. App.Ger. Köln vom 24. Juni 1873, Rhein. Arch. Bd. 58 ©. 39. 


Hat übrigens der Entichädigungdberechtigte nicht auf Erſatz nach dem Normal⸗ 
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fage, fondern auf vollen Schaden geklagt, weil er von einer unzutreffenben Un- 
nahme über den Umfang feined Recht audging, jo darf die Klage nicht obme 
Weiteres abgewiejen werden, fondern ed muß Berurtheilung nad dem Rormaljage 
erfolgen und nöthigenfalld dem Kläger zur Aufftellung der erforderlichen Berechnung 
Gelegenheit gegeben werben. 
Erkannt vom IL Civ.⸗Sen. bed D. Reichsger. nnterın 9. Jull 1880 Bb. 3 6.536, wel auf 
däãs Erk. des R.-D..9.®. vom 3. Sanuhr 1873, Entſch. Bd. 8 ©. 317 f. (327); dagegen 
Erf. des R.-D.-9.@. vom 21. Juni 1879, Entf. Bd. 6 ©. 497. 
Sm Einzelnen ift Yolgended zu bemerken: 
l. 
Die jpezielle Angabe eines Werths (Werthdellaration). 

Nach Art. 427 Alin. 1 Ziff. 1 kann in erfter Reihe bedungen werben, daß 
der nach Art. 396 der Schadenöberehnung zu Grunde zu legende Werib „ben 
im Frachtbrief, im Ladeſchein oder im Gepäckſchein ala Werth Des 
Guts angegebenen Betrag” nicht überfteigen ſoll. 

Was die Form der Werthangabe betrifft, jo muß leptere hiernach, um Sul. 
tigkeit zu haben, je nad dem Trandportmodus, im Yrachtbrief, im Ladeſchein oder 
im Gepädjchein enthalten jein. Der Annahme Keyßners (S. 490 Nr. 4), daß 
die Angabe vom Geſetze an Feine Form geknüpft und deshalb die Aufnahme im 
Frachtbrief u. ſ. w. keineswegs zwingend jei, kann nad) dem klaren Wortlaute des 
Geſetzes nicht beigepflichtet werden. Zweifelhafter ift die weitere Frage, ob es ber 
Eiſenbahn nad Art. 427 geſtattet iſt, auf dem Frachtbriefe 2c. die Form der An— 
gabe (3. B. ob mit Ziffern oder mit Zahlen, auf einer beftimmten Stelle ober 
Seite des Frachtbriefs ꝛc.) ich audzubedingen und davon die Rechtsgültigkeit ber 
Werthangabe abhängig zu machen? Diefe Yrage wird von Goldſchmidt (Zeit- 
ichrift f. d. gei. HR. Bd. 26 ©. 612 und Bd. 28 ©. 454) aud dem Grant 
bejaht, weil dergleichen technifche, in keiner Weiſe beichwerende Modalitäten den 
Sifenbahnverwaltungen freigeftellt fein müfien ; deögleichen von Puchelt (I1.S.437e), 
weil die Form ber Werthäbellaration feftzufepen durch Art. 423, 427 den Eiten- 
bahnen nicht verwehrt fei (vgl. auh Ruckdeſchel S. 225). Dagegen verneinen 
Thöl (H.R. II. $ 106 ©. 214 und Crörter. 1882 ©. 20) und Epftein 
Komment. 3. Defterr. Betr..Regl. ©. 20, 23, 28, 35, 114. dieſe Frage, weil 
— wenn auch vielleiht nur in geringfügiger Weife — durch Ausbebingung be 
fonderer Yormalitäten die Eiſenbahnen über dad Geſetz hinaus den Abſender be 
nachtbeiligen würden (vgl. auch das Erf. bed App.Ger. zu Kolmar in Budelt's 
Zeitſchr. f. franz. Civ.Recht IV. ©. 596 ff.). 

Es dürfte jebodh der Goldſchmidt'ſchen Anficht der Vorzug zu geben fein, 
da Art. 427 Ziff. 1 ganz allgemein den Eilenbahnen geftattet, fi auszubedingen. 
daß der Werth den im Frachtbriefe 2c. angegebenen Betrag nicht überfteigen jolle, 
ohne Beitimmung darüber, wie die Werthangabe erfolgen ſolle. Es tft nur ge 
jagt, daß eine Wertbangabe und wo fie erfolgen müffe, die Frage, wie, d. h. in 
welcher Form, ift offen gelafien. Nun könnte mar, wenn man die Borjchrift ale 
Ausdnahmebeftimmung ftreng rejtriktiv interpretirt, zur Thöl’fchen Auffaflung wohl 
gelangen. Wenn ed aber — wie mit dem R.O.H.⸗G. (Entid. Bd. 20 ©. 106) 
angenommen werden muß — richtig ift, daß Art. 427 nicht ſowohl den Charafter 
einer Ausnahmebeftinnmung bat, als vielmehr im &egentheil gegenüber der in 
Art. 423 für den Eifenbahntransport geichaffenen Ausnahmebeftimmung die beim 
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Frachtgeſchäft ald Regel ‚geltende Bertragsfreiheit in gewiflen Grenzen wieder 
berftellen fol, jo gelangt man zu einer freieren Auffaffung der vorliegenden 
Vorſchrift, d. i. zu einer ertenfiveren Interpretation berjelben, und muß von diejem 
Geſichtspunkte aud der Annahme Raum geben, daß ba, wo bad Geſetz in Betreff 
ber Formfrage eine Rüde läßt, diefelbe nad) dem Prinzipe der Bertragsfreiheit zu 
ergänzen ift. Iſt alſo den Eifenbahnen durch Art. 427 überhaupt geftattet, fich 
auf dem Yrachtbriefe ꝛc. eine Werthangabe auszubedingen, jo involvirt Died auch 
zugleich die Erlaubniß, über die Form der qu. Angabe auf dem Frachtbriefe eine 
Bereinbarung zu treffen. Dabei ift audy ferner die eigenthümliche Natur bes 
Eijenbahntransports in Betracht zu ziehen, welche ja überhaupt zu den abweichenden 
Beftimmungen des vorliegenden Abfchnittö geführt hat. Der Eijenbahnfrachtbrief 
geht in der Regel durch zahlreiche Hände und iſt vielfachen Manipulationen und 
ſchriftlichen Zufägen aller Art (Wäge, Zoll- Steuemerfahren x.) unterwegs 
ausgeſetzt. Aus diefem Grunde und weil Zahlen an ſich unbeutliher und leichter 
zu verändern find, als Buchftaben, erfcheint eine Ordnungsvorſchrift zwedmäßig, 
nach welder für die wichtige Stipulation der Werthdellaration die Buchftaben- 
ſchrift zu wählen ift. Diefe leicht erfüllbare Vorſchrift ift nicht zum Vortheil 
der Bahnen angeordnet (Art. 423 H.G.B.), fondern liegt vornehmlich im Snter- 
eſſe der Abſender zc., verftößt jomit nicht gegen Art. 423. Leptered würde ber Yall 
fein, wenn das Reglement eine beſonders ſchwierige Zorm, 3. D. die notarielle 
oder gerichtliche vorjchriebe, aus welcher die chilanöje Abficht der Bahnen erhellte 
(Goldſchmidt a. a D. Bd. 28 ©. 454), nicht aber, wenn von zwei Yormen, 
welche jeden Abſender gleich geläufig und gleich geringe Schwierigkeiten bieten, die 
eine im Interefje der Ordnung, der Sicherheit und Deutlichkeit ftipulirt wird. Hier: 
nach fönnen die fünf bezüglichen Formvorſchriften des Eijenbahn-Betriebsreglements 
(HS 38, 44, 45, 68, 70) nicht für ungültig erachtet werden (j. Anm. 288 ©. 405). 

Hierzu fommt, dab in den Berathungen die Aufnahme eined interpretativen 
Saped dahin, daß ein höheres Intereſſe ſchon dann, wenn in dem Frachtbriefe eine 
MWertböangabe der Güter überhaupt enthalten fei, bis zu dieſem Betrage geltend 
gemadt werben könne, abgelehnt wurde, weil die Deflaration des Werths der 
Güter au zu anderen Zweden erfolgt fein könne, und zudem ber vorgeichlagene 
Sat tem Abfender das Recht geben würde, dem Frachtführer die weitergehende 
Haftung durch einfeitige Einzeichnung einer Werthangabe in ben Frachtbrief auf- 
zudrängen (Prot. S. 4716). Daraus erhellt, daß nicht bei jeder Werthangabe im 
Frachtbriefe ꝛc. überhaupt, fondern nur bei einer in beftimmten Yormen gehal- 
tenen und zu dem beftimmten Zwede — ber Berfiherung für den Berluft- und 
Beihädigungsfall — erfichtlicy abgegebenen Art. 427 Anwendung findet. 

Bol. C. 5. Koch ©. 402 Anm. 17, Ruckdejchel ©. 2262, Wehrmann S. 141. - 

Zum mindeften muß bei einer veglementöwidrigen Werthangabe erwielen jein, 
dag die Eiſenbahn ſich mit der abweichenden Form ꝛc. ausdrüdlicd einver- 
ftanden erflärt habe. Diefe Anficht theilt au v. Hahn II. ©. 548 $ 2, indem 
er bemerkt: „Zft, wie das regelmäßig der Fall, in dem Frachtbriefformular ein be- 
ſtimmter Ort für die betreffende Deklaration angegeben, fo iſt die Berzeihnung 
des Werth an einer anderen Stelle nur dann wirkſam, wenn nachgewieſen wird, 
baß die Eijenbahnverwaltung fie ald eine ihr gegenüber abgegebene Dekla- 
ration aufgefaßt hat oder auffaflen mußte. Died kann namentlich dadurch evibent 
fein, daß der betreffende Frachtzuſchlag berechnet oder deſſen Zahlung angenommen 
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wurde. „Bon diefem Gefichtöpunfte aus bemängelt v. Hahn a. a. O. ein bezuy- 
liches Erkenntniß des App.-Ger. Köln vom 8. Juni 1865 (Zeitihr.. für gef. H-R 
Bd. 10 ©. 94, Buſch Bd. 6 ©. 96); in dem dort zu Grunde liegenden Rechts 
fall enthielt der .Yrachtbrief zwei Kolonnen, deren eine mit „valeur‘ überjchriebene 
nach der Behauptung der beklagten Eijenbahn die Beſtimmung hatte, die von ker 
Bollbehörde verlangte Werthdellaration au enthalten, während die andere „valeur 
assurse‘‘ überfchriebene für die Deklaration der Eifenbahn gegenüber dienen 
follte. Erftere war audgefüllt, Ieptere nicht. Dad App.-Ger. Köln wies dad An 
erbieten der Beklagten, Die behauptete Beftimmung der Kolonne zu erweiten, ala 
unerheblich zurüd, „weil das Geſetz Feine jpeziellen Borfchriften über die Art une 
Weile der Wertbangabe ertheilt habe und den Abjender zur Verſicherung bed ıan- 
gegebenen Werths nicht verpflichte". Diefe Enticheidung hält v. Hahm mit Recht 
nicht für begründet, denn, wenn ſich aus dent Beweife ergab, daß der Abſender 
die Beftimmung fannte und kennen mußte, fo konnte er nur dann auf Die höhere 
Erfagfumme Anſpruch machen, wenn er am gehörigen Drt den Werth deklarirt 
hatte. Der Beweis ericheine daher nicht ald unerheblich. 
BI. W. Koch ©. 132, 133, Scheffer u. Groß ©. 457, 458. _ 

Das App.Ger. Köln bat daher auch in einem jpäteren Erfenntnig feine An- 
ficht geändert und angenommen, Daß die Wertbangabe in einem Frachtbriefe unter 
der Rubrif „valeur declaree & la douane“‘ ald der Eiſenbahngeſellſchaft, welche 
mit diejem Hrachtbriefe die Waare aus dem Auslande übernommen bat, gegenüber 
abgegeben nicht anzujehen ift, weil dieje Deklaration ihrem angegebenen Zwede 
nad einer bejonderen Verwaltungdftelle dient und das Yrachiverhältnig an fid 
nicht berührt. 

Erkanut vom App.Ger. Köln unterm 22. Sanuar 1867. Rhein. Arch. Br. SL, LE. 5 

Abweichend hiervon lauten folgende Erfenntnifie: „Die Bahn haftet nach ten 
Umftänden bed Yalld bis zur Höhe der Werthödeflaration, auch wenn fie an einer 
unrichtigen Stelle des Frachtbriefs notirt ift. Die Giltigkeit derjelben ift nicht ven 
der nur thatſächlich durch Berechnung des Frachtzuſchlags befundeten Annahme der 
Bahn, fondern dadurch bedingt, taß der Verjender zu der Vorausſetzung berechtigt 
war, bie der Bahn gegenüber gemachte Wertbangabe werde von derjelben als ibı 
geſchehen betrachtet. 

Erkannt vom App.Ger. zu Kolmar unterm 8. Dezember 1874, RPuchelts Zeitker. x 
franz. Civ⸗R. Br. 4 ©. 396 f. 

Die Eijenbahnverwaltung, welche das Frachtgut mit einem, die Wertbrefla- 
ration in Ziffern enthaltenden Frachtbrief übernommen hat, darf fidh auf bie 
Reglementsbeſtimmung, wonah die Deklaration in Buchſtaben erfolgen folk. 
nicht berufen und ebenjowenig darauf, daß fie nachträglich dieſe Deklaratier 
auf dem Frachtbriefe als ungültig bezeichnet babe, weil es ihre Sache war, ten 
Frachtbrief zurückzuweiſen und fie fich dur Annahme mit Diefer Form der Te 
Haration ſtillſchweigend einverjtanden erklärt hat. 

Erfannt vom Ob.⸗Land.Ger. Wien unterm 23. Juni 1870, Roll ©. 197. 

Indeß gegen diefe Auffaffung maht Ruckdeſchel S. 225 mit Recht geltent, 
daß ber Abfender dad publizirte Reglement jelbit kennen und willen müſſe. im 
welcher Form die Werthangabe als rechtögültig von der Eiſenbahn betrachtet werde 
und, da eine regleimentwidrige Abmachung eined Beamten doch nicht einer ftil 
ihweigenden Zuftimmungserflärung der Bahnverwaltung gleichgeachtet werben 
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tönne, deren Wille das publizirte Reglement fei, ſo jet einer anderen Werthangabe 
als in ber dort vertragämäßig vereinbarten Yorm eine rechtliche Wirkung nicht 
beizumefjen. — Hierzu tritt noch, daß nah $ 50 Nr. 4 Alin. 1 des Betr.Regl. 
der Berjender für die Richtigkeit der Angaben des Frachtbriefed bürgt und alle 
Folgen trägt, welche aus unridhtigen, undeutlichen oder ungenauen Angaben im 
Frachtbriefe entipringen (ſ. Bd. I. ©. 106). 

Sndem die Werthangabe in der von den Parteien vereinbarten Yorm in ben 
Frachtbrief 2c. aufgenommen wird, bildet fie einen integrirenden Theil des Fracht⸗ 
vertrages, tft daher nicht als einfeitige Erklärung des Abſenders, ſondern als ver⸗ 
einbarte Vertragsbedingung anzuſehen. 

Bol. Prot. ©. 4716 Bd. I. Anm. 4? ©. 292, Ruckdeſchel S. 2264; dagegen Scheffer 
u. Groß ©. 457. 

Sie ſoll „im Frachtbrief, im Ladeſchein oder im Gepäckchein“ 
enthalten fein. Diefe Worte find jedoch unzweifelhaft nur exemplifikatoriſch ge- 
braudt. Der vereinbarten Aufnahme der Werthangabe in andere, die Fracht⸗ 
vertragdbedingungen beurfundenden Transportpapiere, 3. B. in den Trandport- 
ichein (88 29, 38 Betr.-Regl.), kommt die gleiche Rechtöwirkung zu. Ueber bie 
Werthangabe im Ladeihein und im Gepädichein |. Puchelt II. ©. 437 f. un. g. 

Die zeitlihe Dauer der vorliegenden Beichränfung der Haftpflicht währt 
jo lange, wie dieſe leßtere jelbft, d. 5. von der Empfangnahme bis zur Wbliefe 
rung (vgl. Bd. 1. Anm. 40 ©. 212 ff). „Die den Eifenbahnen durch Art. 4237 
geſetzlich geftattete quantitative Beſchränkung ihrer Haftpflicht det fich mit diefer, 
d. h. fie fällt in ihrem Anfangs: und Endpunfte mit dem Beginne und dem Auf- 
hören der Haftpflicht zufammen und dauert mithin von der Empfangnahme bis 
zur Ablieferung des Gutes (H.G.B. Art. 395) ununterbrochen fort, da die Eifen- 
bahn während dieſes ganzen Zeitraumes gejeplich in ihrer Eigenſchaft als Fracht⸗ 
fübrerin haftet und fein Grund vorliegt, die gejeplich geftattete quantitative Be⸗ 
fhräntung ihrer Haftung je nach den verjchiedenen Stadien der Ausführung des 
Trachtgefchäftd ald audgejchlofien und unwirkſam oder aber als beſtehend zu be- 
trachten, e8 für diefe vertragämäßige Beſchränkung in Ermangelung anderweitiger, 
bejonderer Abreden aljo auch unerheblich ift, wenn der Verluft des Gutes zu 
einer Zeit eintrat, wo der Transport auf der Eiſenbahn jelbft momentan 
unterbrochen war und das But fi) behufs ded Hebergangd von einer Bahn auf 
Die andere zeitweilig auf einem anderweitigen XTrandportmittel oder in einem 
Magazin befand.“ 

Erfamt vom II. Sen. des N. O.H.G. unterm 18. Februar 1874, Entſch. Bd. 12 ©. 280, 
vgl. au) Erk. vom 30. April 1873, Entſch. Br. 9 S. 301, Keyfßner ©. 490 Ne. 6, Ruck⸗ 
deihel ©. 2368, Wehrmann ©. 138, vgl. auch Erf, des D. Meichäger. vom 9. Juli 1880 
Bd. 2 €. 56 f. 

Aus gleihem Grunde haftet auch ein Rollfuhrunternehmer, durch welchen eine 
Gifenbahn mır den ihr felbjt obliegenden Trandport vollendet, wenn er direkt be 
langt wird, nad Maßgabe des Eijenbahnfrachtvertraged, aljo auch der darin ent- 
baltenen Werthbangaben oder reglementariichen Normalläge. 

Erfannt vom J. Sen. des N. O. H.G. unterm 17. &eptember 1873, Entf. Bd. 7 S. 99 
(vgl. die Grunde; oben Bd. I. ©. 53). 

Eine Ausnahme hiervon tft nur dann begründet, wenn ber Empfänger be 
bauptet, -er babe bei Beorderung bed Trandportd dem bahnamtlichen Rollfuhr- 
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unternebmer ausbrüdlich erflärt oder erklären lafien, derſelbe jolle den Trans 
port als für ihn, den Empfänger, bandelnd, nicht als Tiransportunternehmer ber 
Eifenbahn, ausführen. 
Erkannt vom 1. Een. des N.O.⸗H.⸗G. untern 20. Febernar 1877, Entih. Er. 32 ©. 291 
222. 

Hat aber die Eijenbahn im Frachtvertrage (Frachtbrief, Reglement) den Trans 
port bis zur Behaufung bed Aorefjaten nicht übernommen bezw. ausdrücklich at- 
gelehnt, auch beſondere Rolfuhrunternehmer hierzu nicht beftellt, jo kann fich der 
Rolifuhrunternehmer auf die im Eilenbahnfradhtvertrage enthaltenen Werthdella 
rationen oder Normaljäge nicht berufen (vgl. Bd. J. ©. 54 ff), Nach Anslöfung 
aber des Frachtbriefes Seitens des Adreffaten haftet die Eiſenbahn demielben für 
dad bei ihr gegen Lagerzind in Aufbewahrung gelafjene But nicht als Fracht 
führerin, fondern als Verwahrerin nach den Beftimmungen ded Allgemeinen bürger- 
lihen Geſetzesbuches und jomit ohne Beichränftung auf den nur für Die Haftıma 
der Eijenbahnen aus dem Frachtgeſchäfte anwendbaren Normalſatz. 

Erkannt vom Defterr. DOberft. Ger.H. unterm 20. Mai 1874, RöIIL S. 38. 
Die Deklaration tft, da dad Geſetz eine Einſchränkung nicht enthält, prinzipiell 
bei allen Gütern im Sinne der Art. 390 ff. geftattet (vgl. Bd. I. Anm. 3 
©. 15 ff.), auch iſt Fein Unterfchied, ob ed gewöhnliche oder Eilgüter, Stüd- oder 
Wagenladungsgüter ꝛc. find. Im Eiſenb.Betr.⸗Regl. ift den Eiſenbahnen im Al. 
gemeinen die Zulaffung der Werthsdeklaration vorgefchrieben (58 29, 38, 44, 68), 
mit Ausnahme der in einer Equipage oder in einem Yahrzeuge befindlichen Gegen 
ftände ($ 38 Alin. 3), für welche eine Werthangabe nicht zuläffig ift. 

Bat. Erk. des R.O. H.⸗G. von 30. Juni 1876, Entid. Bd. 20 ©. 604. 
Serner tft nad) $ 48 B. 3 Alin. 2 die Eijenbahnverwaltung zur Uebernahme ter 
Beförderung von Gemälden und anderen Kunftgegenftänden nur Dann verpflichtet, 
wenn in den Frachtbriefen keine Werthangabe enthalten ift. In Betreff der Werth 
angabe bei Koftbarkeiten, Geldern und Werthpapieren vgl. Bb. I. Anm. 45€. 263 F. 
Ueber Güter, die ohne Sarantie oder nur gegen Reverd befördert werben, ſowie 
joldye, die dem fchnellen Verderben audgejept find, |. Wehbrmann ©. 14 
R. ©. 2270. 

Art. 427 findet nicht nur bei gänzlichem Berlufte oder Untergange des Gutes 
Anwendung, fjondern auch bei theilweifem Verluſte, d. i. bei Beihädigungen und 
Werthöverminderungen. 

Bl. Budelt ©. 436 Nr. 3c. Keyßner S. 4W Nr. 6. 
Dedgleihen dad R.D.H.®.: „Die in Art. 395 H.G.B. definirte Verantwer 
lichkeit ded Frachtführers umfaßt ſowohl den durch Beihädigung, wie den durch 
Verluſt des Frachtgutes entftandenen Schaden und nad) Art. 396 ſoll bei Be 
rechnung dieſes Schadens, ohne Unterjchied, ob es ſich um die Beſchädigung eder 
ben Berluft des Frachtgutes handelt, der gemeine Handelswerth defjelben zu Grunde 
gelegt werden; wenn nun Art. 427, im Anſchluß an dieſe letztere Vorſchrift und 
unter Hinweiſung auf diefelbe, geftattet, bei der Schadendberechnung an Die Stelle 
bes Handelöverfehrd einen im Voraus beftimmten Normaljap treten zu lafien, ie 
lafien Sinn und Wortlaut der gefeglichen Beitimmungen darüber feinen Zweifel, 
daß dieſer Normaljag jowohl bei Bejhädigung, wie bei dem völligen Ber. 
Iufte den Maßſtab für den zu leiftenden Erjag bilden fol.” 

Srlannt vom I. Gen. des R.-D..9.-©. unterm 23. April 1873, Entfd. Bd. I © 278 


Art. 427 Nr. 1. „Die Werthdellaration für Verluſt oder Beihädigung.” 385 


„Verluſt“ im Sinne ded Art. 427 Alin. 1 Ziff. 1 umfaßt übrigens auch die Ab- 
lieferung an einen anderen, ald den im Yrachtbriefe bezeichneten Empfänger, ber- 
artig, daß die Ablieferung an legteren nicht mehr erfolgen fann. Der NRormaljag 
findet aljo auh auf den in diefem alle eintretenden Schadenderjag An- 
wendung. 

Erkannt vom I. Gen. des R.O.H.⸗G. unterm 26. November 1878, D. Sur.-Zeitg. 1878 

©. 417, vgl. oben Bb. I. Anm. 39 ©. 211. 

Ueber die Yrage, ob und inwieweit bei zuſammengeſeßten Sachen ein Verluſt oder 
nur eine Beſchädigung vorliegt, vgl. Bd. I. Anm. 52 ©. 304. 

Wenn eine Beichädigung oder ein Abgang und eine dadurch hervorgerufene 
MWerthverminderung eined Gutes in Frage fteht, deffen Werth dellarirt iſt, fo 
bildet hiernah die Werthdellaration die Grundlage der Schadendberechnung der⸗ 
artig, daß, wie fih der Handels- bezw. gemeine Werth des unbejchädigten Gut 
zu dem Marimaljage verhält, jo jich der nach Art. 396 zu berechnende Werth bes 
beihädigten Gute zu dem zu leiftenden Schadenderjagbetrage verhalten muß. 

Bol. Keyßner S. 490 Nr. 6, Entih. R-D.H9.G. Bd. 9 ©. 278, Erk. bed Ob.» Land.⸗ 
Ger. Wien vom 14. Juni 1874, Rõll S. 287. 
Der Auffafſung Wehrmann's (©. 143, vgl. auch App.Ger. Köln, Zeitſchr. f. 
HR. Bd. 19 ©. 616), daß alddann die Werthverminderung nach prozentualem 
Berhältnig unter Zugrundelegung der beflarirten Summe ald Marimaljap zu ver- 
güten ift, kann jomit nicht beigetreten werden. 

Es entjteht hierbei die Frage, ob die Berehnung nad Verhältniß des 
Bruttogewichts (inkl. Emballage) ohne Rüdficht auf den verjchiedenen Werth 
ber einzelnen Theile der Sendung zu geichehen hat, oder ob der wirklihe Werth 
der beichädigten rejp. abgängigen Stüde zu vergüten ift (Brutto- oder Netto- 
verfiherung?) Die Anfichten find getheilt. Wehrmann ©. 143 bemerkt darüber: 
„Die erite Anficht zähle bis in die neuefte Zeit viele Anhänger (Koch, Deutich- 
lands Eiſenbahnen Bd. II. 270), da die Annahme der Bruttoverficherung den 
Vortheil biete, daß die Eiſenbahn bei Berechnung der Entihädigung nicht auf die 
vielleicht unreblicher Weiſe vom Entihädigungsberechtigten zu hoch angegebenen 
Werthe der abgängigen oder havarirten Gegenftände angewiejen ſei. Dagegen trete 
dad Mißliche diefer Berechnungsweiſe fofort deutlich hervor, wenn ed jih um ein 
Rollo handie, deijen Emballage gegenüber dem Inhalt ein unverhältnigmäßig hohes 
Bewicht habe, und nun daß leptere bei der Yeitjegung des Erſatzbetrages gleich 
vertbig in Anfag gebracht werde. Niemand werde im Zweifel fein, daß ein Ab- 
ender, wenn er den Werth des von ihm aufgegebenen Gute deklarire, nicht auch 
Yie fait werthloſe Emballage zu gleich hohem Betrage zu verfichern im Sinne habe. 
58 dürften deshalb innere Gründe dafür ſprechen, daß die Werthödellaration ſich 
wr auf dad Nettogewicht der Sendung, auf den eigentlihen Inhalt zu erftreden 
yabe, jomit bei der Schadensberechnung von dem Bruttogewicht abzujehen und der 
virkliye vom Beichädigten nachzuweiſende Werth der abgängigen Theile der Sen- 
ung natürlich mit der Modifilation, daß die deflarirte Summe die Marimal- 
zrenze bildet, zu vergüten ſei.“ 

Demgegenüber ift aber Ruckdeſchel (6. 225e) mit Recht der Anficht, daß 
mr das Bruttogewicht, nicht dad Nettogewicht ald Grundlage der Entichädigungs- 
erechnung zu betrachten jei, denn reglementämäßig werde nur bad Bruttogewicht 
on der Eiſenbahn feftgeftelt. Würde ein Nettogewicdht in Betracht kommen, fo 
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müßte Daffelbe vor der liebergabe an die Bahn deflarirt und Zontrolirt were 
können, da in Fällen gänzlichen Verluſtes ſolches nicht mehr zu ermitteln if mm 
ein nicht zu ermittelnde& Gewicht prinzipiell nicht als Bafid der Entihädigmmz 
berehnung angenommen werden kann. Der Fall theilweijen Berluftes weh: 
aber nicht unterjchiedlich bebandelt werden. Es komme daher in allen Fällen tz 
Bruttegewidht in Betracht, wenn audy im einzelnen Falle ein Der Billigfeit uf: 
ganz entiprechendes Refultat fich ergebe (j. auch Levin, Kom. z. Betr. Regl. S. 
Alin. 3). 

Aus gleihem Grunde muß auch bei Deklaration einer Gejammtinnm = 
mehrere Frachtſtücke der Erſatz lediglich nad) Verhältniß des Gewichts gerege: 
werden. Der Annahme, daß eine joldhe Regelung nur bei feititebender Get. 
artigfeit der einzelnen Frachtſtücke zu erfolgen babe, fonft aber die Differenz zwüse 
dem Werthe ter abgelieferten Stüde und dem bdeflarirten Gejammtwertbe mit 
gebend jei, 

Bol. Erf. des App.Ger. Köln von 23. April 1873, Zeitſchr. F. d. gei. HR. Br. HE. 
Bd. 20 ©. 271, Keyßner €. 490 Wr. 6, Rhein. Arch. Bd. 64 ©. 917, Bu ſch Bd. 29 
kann nicht beigetreten werden. 

Auch von dem auf Grund der Wertbieflaration berechneten Schabenäbet::: 
kann an ſich, wie bei der gewöhnlichen Schadendberehnung, dasjenige im Ab: 
gebracht werten, was an Zöllen und Unkoſten (Fracht, Spejen x.) eripart i: 
(ſ. Art. 396 Alin.2 und 3 oben Bd. I. Anın. 51, 52 S. 298 f.); und es ift bir 
gleichgültig, ob ed fi) un gewöhnliche oder Cilgut handelt, da im Berluft: te 
Beihädigungsfalle ebenjomoh! die bedungene Eilfraht wie Die gewöhnliche Art 
eripart ift. | 

j. Erk. des R⸗O.H.G. vom 3. Januar 1873, Entf. Bd. 8 ©. 331. 

Die Werthdellaration wird dem mit ihrer Einführung verbundenen Zirete !: 
Geſetzes gemäß (j. oben ©. 375 ff.) in der Regel höher, al& der Normalſaß ie 
Indeß ift durch Die Fafjung des Geſetzes nicht ausgeſchlofſen, dag Die Ber: 
deflaration niedriger jei, ald der Normalfag, und auch in dieſem Falle Te 
alddann die niedrigere Werthtellaration Anwendung, da nad) Art. 427 der Rem 
jag erft in Crmanglung einer bejonderen Wertbangabe Platz greift. Wehrz:. 
©. 142 f. bejabt gleichfalld dieje Zrage mit dem Bemerten, daB auch das NR. O. 
diefer Anficht zu jein fcheine, wenigftens dürfte die aud den Entiheitungsgrurn:: 
ded Erf. v. 22. November 1873 Entſch. Br. 11 ©. 423, 424 bervorgebm : 
welchen es heißt: „Dieſes Maximum beiteht ohne Werthödeflaration in dem X: 
malfage und erhöht oder vermindert fih im Kalle der Werthdeflaratien = 
den in Diejer angegebenen Betrag.” Audererſeits fpreche allerdings der Ber. 
des $ 68 Betr.Regl. „Im alle einer höheren Werthödellaration . . . Dax: 
Aus Tegterem Grunde und weil überdies die niedrigere Werthdeflaratien te”: 
Bortbeil, jondern nur den Nachtheil bietet, daß der Frachtzufchlag zu zahlen in 
daß eine ſolche Deklaration nur auf Unkenntnig und Irrthum beruhen künme, ri 
Ruckdeſchel ©. 227g. die qu. Frage verneinen. (Bol. au Erf. Des R.-D.5.r 
Br. 13 ©. 393.) Anden gewährt hierfür, wie erwähnt, ber Wortlaut des Gen: 
jelbft feinen Anhalt. 

Die im Art. 427 Ziff. 1 behandelte Werthdeklaration ift zwar endlich an fi r: 
der in Ziff. 2 (j. Anm. 286 ©. 392) normirten Deklaration des Interefſſes au :' 
rechtzeitigen Lieferung der Natur der Sache nach durchaus verfchieren. Der: 
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bat aber dad R.O.H.⸗G. mit Recht angenommen, daß der Abjender, welcher den 
Werth ded Gutes für den Fall des Berlufted oder der Beſchädigung beflarirt, 
durch dieje Deklaration zugleich angiebt, daß jein Interefie, wenn dad Gut durch 
Beripätung zu runde geht, mindeſtens jo viel, als der deflarirte Werth bed Guts 
beträgt. Die Deklaration ded Berzugsinterefied Liegt alddann nothwendig in der 
Werthdellaration. 

Erkannt vom II. Sen. des R.O. H.⸗G. unterm 5. Dezember 1873, Entf. Br. 12 ©. 23. 


Andererſeits muß jedoch, wie bereit Bd. I. Anm. 48 ©. 283, Anm. 49 ©. 298 
bemerkt, zwiſchen ber Erfagpflicht des Frachtführers für VBerluft und für Berfäumniß 
der Lieferzeit ftreng unterjchieden werden. Daher iſt auch durch die Deklaration des 
Snterefjed an rechtzeitiger Lieferung nur ein Anſpruch auf Erfap des durch bie 
Berjpätung entftandenen und nachzuweiſenden Interefied erworben. Bür ben 
Berluft ded Frachtgutes wird dagegen nur nad Maßgabe der in dem Frachtbriefe 
enthaltenen bejonderen Werthsangabe Erfah geleiftet. 

Erkannt vom 11. Sen. dei R.O.“H.⸗G. unterm 20. Jannar 1875, Entſch. Bd. 17 5. 128, 
2. @..3. 1875 ©. 1011. 
II. 
Die generelle Angabe eines Normalſatzes. 


Nach Art. 427 Alin. 1 Ziff. 1 kann ferner bedungen werden, daß — in Er— 
manglung einer fpezielen Werthangabe (f. Nr. 1.) — der nad Art. 396 der 
Schabendberehnung zu runde zu legende Werth einen im Voraus beftimm- 
ten Normalfag nit überfteigen foll. 


Ueber den Begriff de „im Boraus beftimmten Normalſatzes“ ſ. Art.426 
Anm. 280 ©. 354. Der Normalfag fteht zur Werthdeklaration in einem fubfidiären 
Verhältnifſe. In die Reglementd, Tarife 20. aufgenommen gilt der Normalfag 
generell, derartig daß er, wie der Inhalt bed Reglements überhaupt, ohne bejondere 
Vereinbarung als eine reglementarijche Bedingung d. h. als mitwereinbart anzujehen 
ift — jedoch immer nur unter der Vorausſetzung, daß eine jpezielle Werthangabe 
für das fragliche Gut im Frachtbriefe, im Ladefchein oder im Gepädichein nicht 
erfolgt ift. Died bedeuten die Worte: „in Ermangelung einer ſolchen An- 
gabe”. Hat eine ſpezielle Werthangabe ftattgefunden, jo bildet dieje (j. S. 380) 
den Marimaljag der zu leiftenden Entihädigung. Fehlt aber eine ſolche Angabe, 
jo gilt der Normalſatz ald Marimum des wirklichen Wertbs (j. oben ©. 377). 
Und weil der Normaljat gegenüber einer Werthangabe unter allen Umftänden nur 
jubfidiäre Natur hat, fo findet die Werthdellaration, wie bereitd oben ©. 386 er- 
wähnt, jelbjt dann Anwendung, wenn fie niedriger, ald der Normalfap. ift. 

Abgeſehen aber von jeiner jubfidiären Natur ift der Normalfap im Weſent⸗ 
lihen denjelben Grundſätzen unterworfen, wie die Werthdeklaration. 

Nur in Betreff der Form befteht infofern ein Unterfchied, ald die Werth- 
delaration ausdrücklich und fpeziell in ein den Frachtvertrag beurkundendes Trans» 
portpapier (Frachtbrief, Ladejchein, Bepädichein zc.) aufgenommen fein muß 
(j. ©. 383), während über die Beftimmung des Normaljaped eine derartige Yorm- 
vorſchrift vom Geſetze nicht gegeben ift, derfelbe aljo in Reglements (wie in den 
geltenden Eijenb.-Betr.-Regl. 88 29, 38, 44 und 68), in Tarifen ꝛc. enthalten jein 
darf und bie allgemeine Bezugnahme auf diefe im Yrachtbriefe ıc. genügt. Aus 
diefem Grunde fällt auch die bei der Werthdeklaration entjtehende Frage, ob und 
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inwieweit die Eifenbahn beſondere Formalitäten vorfchreiben dürfe (j. ©. 380). m 
Betreff des Normalfapes fort. 

Dagegen ift bie zeitliche Dauer der Geltung ded Normalſatzes diefelbe wie die 
der Werthdeflaration, d. 5. auch der Normalfag gilt vom Beginn bi zum Ente 
der geſetzlichen Haftpflicht (j. S. 383). 

Erf. des RO.H.⸗G. vom 30. April 1873, Entih. Bt. 9 &. 301 und rem IR. webrz. 
1874 cod, Bb. 12 ©. 281. 

Nun ift zwar im $ 49 Betr.-Regl. für den Abichluß des Eijenbahnfradhtre- 
traged und damit aud für den Beginn der Haftpfliht der Eifenbahn eine mar- 
Tante Form bezeichnet. Es ift aber, wie bereit3 Bd. I. ©. 65 ff. hervorgehoben 
dadurch nicht auögefchloffen, daß der Frachtvertrag zwiſchen Eiſenbahn und Abtente 
in anderer Form abgeſchloſſen werde. Und ift Died durch den Richter thatiäclid 
feftgeftellt, jo beginnt auch die Haftpflicht und folgeweile die Wirkung des Rer- 
malfages mit den Momente biefed in anderer Form erfolgten Bertragsabichluhe:. 

Grfamt vom IL Giv.-Sen. des D. Reichſger. untern 9. Suli 1880, Entſch. Br.3 € it. 
Daber findet gleich der Deklaration auch der Normaljag unter den oben ©. 38 
angegebenen Boraudfegungen auf den Rollfuhrunternehmer, der den Xrandrer. 
vom Bahnhofe bis zum Wohnort 2c. ded Adreflaten vollendet, Anwendung. 

Erf. des N.O.H.⸗G. nom 17. September 1872, Entid. Bd. 7 ©. 99. 
Seinem Umfange nad erftredt fich der Normalfag auf Frachtgüter aller Art und 
wie bei der Werthdeklaration, wirb auch beim Normalfage zwiſchen gewöhnliches 
und Gilgütern, Stüd- und Wagenladungsgütern ein Unterfchied nicht gemat: 
(S. 384). 

In Uebereinitimmung mit der Werthdellaration gilt ferner auch der Rormal- 
ſatz ſowohl bei gänzlichem Berlufte ald auch bei bloßer Beihäbigung ober Bartt- 
verminderung, 

Erk. des R.O.⸗H.G. vom 23. April 1873, Entf. 9 ©. 278. 
und in legterem Yalle bildet wie bei der Deklaration der Normalfap ebenfalls Nie 
Grundlage für die Berechnung des zu leiftenden Schadenserſatzes. Die Ent- 
ſchädigung berechnet fi alsdann berartig, 
daß der zu leiftende Schadenderjagbetrag fich zum Normalſatze vwerkält. 
wie der nad) Art. 396 Alin. 3 zu berechnende Werth des Beichädigten x. 
Buted zu dem Handelöwerthe refp. gemeinen Werthe des unbejchähigten 
Gutes. 

Auch wird die Eifenbahn von der Verpflichtung zur Zahlung bes ſich hiernad 
ergebenden Geldwerthes Dadurch nicht befreit, daß aus dem beſchädigten &nte thet 
ſächlich mehr als der Betrag ded Normalſatzes gelöft worden, weil das 9.6.8. 
dieſer Thatfache eine ſolche Rechtswirkung nicht zujchreibt. 

Erfannt vom H.-4.-&. zu München unterm 14. Dezember 1873, Sammlung BR? S. 1 

Endlich ift analog der Werthdeflaration aud für die Berechnung nad tem 
Normalſatze das Bruttogewicht, nicht das Nettogewicht enticheidend (f. S. 3851. 

Dbichon ferner den Eijenbahnen jowohl bei ber Werthbeflaration wie beim 
Normalſatze das Recht zufteht, von dem Schadensbetrage dasjenige in Abzug zu 
bringen, was an Zöllen und jonjtigen Unkoften erjpart ift (f. Art. 396 Alin.? 
und 3 oben Bd. I. Anm. 51 ©. 299 f. und Bd. III. ©. 386), mithin auch bie 
dadurch eriparte Fracht, jo Hat der Zarifverband doch aus Billigkeitsrückfichten m 
Gunſten der Beihädigten befchlofien, in ſolchen Fällen auf die Erhebung der Frach 
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zu verzichten. (Beihluß d. d. Mainz, den 5. Oktober 1871.) Dieſer Beſchluß ift 
Durch Reſkript vom 17. November 1871 II. 22099 auch für die Preuß. Staats⸗ 
Dahnen genehmigt. 


286) [Es Tann bedungen werben:] 

no. daß Die Höhe des nad Art. 397 wegen veripäteter Rieferung zu 
leitenden Schadenserfages den im Frachtbrief, im Ladeſchein oder 
im Gepädidein als vie Höhe des Intereſſes au der redtzeitigen 
Lieferung angegebenen Betrag nud in Ermangelung einer ſolchen 
Ungabe einen im Voraus beflimmten Rormalſatz, welcher auch in 
Dem Beriuft der Kracht under eines Theils derſelben beſtehen kaun, 
nicht überfleigen fell.” 

Alinea 1 Ziff. 2 des Art. 427 geftattet — ald zwölfte Ausnahme von 
Der Regel ded Art. 423 — den Eijenbahnen eine vertragdmäßige Beichränfung des 
Umfangs der gejeglihen Haftpflicht dahin: daß die Höhe bed nah Art. 397 
wegen verjpäteter 2ieferung zu leiftenden Schadenserſatzes den im Yrachtbrief, im 
Ladeſchein oder im Gepäckſchein ald die Höhe des Intereſſes an der redhtzeitigen 
Lieferung angegebenen Betrag und in Ermangelung einer ſolchen Angabe einen 
im Boraud beftimmten Normalfag, welcher auch in dem Verluft der Yradıt oder 
eined Theils derjelben beftehen kann, nicht überfteigen fol. 

Bon diejer legteren Befugniß ijt in den Eifenbahn-Betrieböreglements (für 
Reiſegepäck: $ 31, Equipagen und andere Fahrzeuge: $ 39, lebende Thiere: $ 45, 
Die übrigen Frachtgüter: 8 70) Gebrauch gemacht (vgl. Aum. 292—295), d. h. 
der vom Bejege geftattete Befreiungdvertrag ift durch das Reglement zu einem 
wirklich vereinbarten gemadt (ſ. Thöl III. $S$ 105, 110—112;5 Pudelt Il. 
©. 438 ff.; Keyßner ©. 491; Wehrmann ©. 154). 

Ueber die Motive, welche zur Zulafjung dieſes Befreiungdvertraged geführt 
haben ſ. Anm. 284 ©. 370. Wie bereit3 Bd. I. Anm. 55 ©. 329 erörtert, find 
weder der Grad noch der Umfang der Haftpflicht des Frachtführer für Berluft 
und Beihädigung ded Yrachtgutes einerjeitd, und für Verſpätung anderer 
jeitö in den Art. 395 ff. H.G.B. nach gleichen Prinzipien geregelt worden. 

Für den Fall des Verluſtes oder der Bejhädigung des Yrachtguted haben 
nämlich binfihtlih de8 Grades der Haftpflicht die ftrengeren Grundſätze bes 
receptum vor den milderen Regeln der loc. cond. operis den Vorzug erhalten, ſo 
daß der Frachtführer für Verluſt und Beichädigung nad Art. 395 H.G.⸗B. nit 
bloß aus der loc. cond. für den Schaden haftet, der dur die Vernachläſſigung 
der Sorgfalt eined ordentlihen Frachtführers entfteht, jondern darüber hinaus aus 
dem receptum für allen Schaden, ed jei denn, daß er defien Entftehung durd) 
böbere Gewalt, natürliche Befchaffenheit bes Guts oder äußerlich nicht erfeunbare 
. Mängel der Berpadung darzuthun vermag. (Bol. Art. 395 Bd. I. Anm. 37.) 

Dagegen ift der Umfang der Schabenderjatleiftung für. diefen Yal im 
Gegenjage zu dem allgemeinen Prinzipe des Art. 283 H.G.B., wonad der Be- 
fchäbigte die Erftattung des wirklichen Schabend und des entgangenen Gewinnes 
verlangen Tann, in Rüdficht auf die befonders ftrenge Haftpflicht durch Art, 396 
— abgejeben von bößlicher Handlungsweife — lediglich auf den wirklichen 
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Schaden, d. i. den Handelswerth bezw. den gemeinen Werth beſchränkt werten. 
(Art. 396 Bd. I. Ann. 47). 

Für den Fall der Berjpätung haben im Gegenfage Hierzu ſowohl Hinfidt- 
ih de8 Grades ber Haftpflicht bed Frachtführer an fi, als aud in Betreß 
des Umfangs bed ihm obliegenden Schadenderfage8 andere, von den Normen 
der Art. 395, 396 abweichende Prinzipien in den Art. 397—399 Austnd 
gefunden. 

Einerſeits ift der Grad ber Haftpflicht nicht nach den firengeren Grumbiägen 
des receptum, jondern nady den milberen der loc. cond. geregelt: der Frachtführer 
haftet alfo nur, infofern er nicht bemeift, daß er die Beripätung durch Anwentuz: 
der Sorgfalt eines orbentlihen Frachtführers nicht habe abwenden können. 

Anbererjeitö ift der Umfang des Schabenderfaged nicht, wie in Art. 3%. 
auf den wirflihen Schaden befchränkt, jondern umfaßt nach der allgemeinen Rom 
des Art. 243 auch den entgangenen Gewinn. 

Die Haftpflicht für Verſpätung tft aljo in ber einen Beziehung weiter. in ber 
anderen Beziehung enger, ald für Berluft oder Beichädigung; enger injofern, als 
der Frachtführer fich durch den bloßen Beweis der Anwendung der Sorgfalt eines 
ordentlichen Frachtführer von jeder Erjagpflicht wegen Berfäumung der Rieferung:- 
frift befreien fann; weiter aber infofern, als im alle begrünteter Erſatzpflicht 
jeder aus der Verſäumniß nachweisbare Schaden zu erſetzen if. (Bgl. über de 
Gründe diejer Verſchiedenheit Bd. I. ©. 330 ff.), |. Ruckdeſchel S. 233; Eger. 
Snternat. Eifenb.-Fradtr. ©. 99; v. Hahn II. ©. 449. 

Obgleich nun ſowohl binfichtlich des Grades wie ded Umfangs der Haftpflicht 
für Verluſt und Beichädigung einerjeit3 und für Verſpätung andererjeitd tur& 
Art. 895—399 H.⸗G. B. eine jo erhebliche Berichiedenheit eingeführt worden if, 
jo find doch eigenthümlicherweije die Befreiungdverträge, welche Art. 427 3. ! 
und 2 zur Beichränkung des Umfangs der Haftpfliht für Berluft und Beſchädi 
gung, fowie für Berjpätung den Eifenbahnen gejtattet, im Weſentlichen gleichartiz 
normirt und jtimmen in Form und Inhalt bis auf wenig erhebliche Modififationen 
überein. Der Unterfchied, welcher in der Normirung ded Schadenderjapei in 
Art. 396 und 397 H.G.⸗B. jo augenfällig bervortritt, ift jomit in Ziff. 1 md 2 
des Art. 427 binfichtlih der dort den Eiſenbahnen geftatteten Befreiungsverträge 
faft gänzlich verjchwunden. Es wurde aus den oben Anm. 284 ©. 371 mit 
getheilten Gründen für gut befunden, troß jener Berjchiedenheit der Art. 396, 397 
den Eijenbahnen zu geftatten, gleich weitgehende Beſchränkungen des Umfange 
ihrer Erſatzpflicht für beite Schavendfälle fih audzubetingen. „&leidywie bei 
Berluft oder Beihädigung von Transportgütern” — bemerkt WehrmannS. 153 — 
die Eijenbahnen kraft geſetzlicher Beitimmung die Befugniß haben, ihre Haftımz 
bezw. deren Geldwerth auf einen beftimmten Normalſatz zu bejchränfen, ebenie 
Tonnen fie für die Fälle der nicht rechtzeitigen Ausführung der Transporte an’ 
Grund von Art. 427 Ziff. 2 9.&.-B. bedingen, daß die Höhe des wegen ver 
Ipäteter Lieferung zu leiftenden Schadenserſatzes den im Frachtbriefe, im Ladeſcheir 
oder im &epädichein ald die Höhe des Intereffed an der rechizeitigen Liefenma 
angegebenen Betrag und in Ermangelung einer ſolchen Angabe einen im Borant 
beftimmten Normaljag, welcher in dem Berluft der Fracht oder eined Theil ber 
jelben beftehen kann, nicht überfteigen foll.“ 
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Nur in zwei Punkten befteht ein Unterfchied. Erjtens lautet der Eingang 
der Ziff. 1: 
„.. daß der nach Art. 396 der Schadendberechnung zu Grunde zu 
legende Werth...” 

Dagegen der Eingang der Ziff. 2: 
„Daß die Höhe des nad Art. 397 wegen verjpäteter Lieferung zu 
leiftenden Schadenderjaßes ...“ 

Dort darf nicht für den zu leiftenden Erfag direkt, jondern nur mittelbar für 
den ber Schadendberechnung zu Grunde zu legenden Werth, hier Dagegen unmittel- 
bar für die Höhe des zu leiltenden Schadenserſatzes eine Maximalgrenze beftimmt 
werden. Dieje Differenz ift durch den verfchiedenartigen Inhalt der Art. 396 und 
397 bedingt. Wie in Art. 396 nur der Schadendmaßftab (d. i. der Handelswerth zc.), 
in Art. 397 aber der volle Schadendbetrag ald Umfang der Haftpflicht gejeplich 
bezeichnet ift, jo konnte auch in Art. 427 im Anſchluß an Art. 396 in Ziff. 1 
lediglich eine Beſchränkung dieſes Mapftabes (sc. ded der Schadensberechnung aus 
Art. 396 zu runde zu legenden Werthes) zugelafjen werden, während im An- 
ſchluß an Art. 397 in Ziff. 2 eine Beſchränkung der Höhe des darnach zu leiftenden 
Erſatzes geftattet werden mußte. 

Zweitens ift in Ziff. 1 ganz allgemein in Ermangelung einer Werthangabe ein 
im Boraud beftimmter Normalfag zugelafien, ohne daß dad Geſetz über deifen Höhe 
und Art der Normirung irgend eine Andeutung enthält. Dagegen ift hierüber in 
Ziff. 2 ein bezüglicher Hinweis enthalten, indem der Normalfap als ein ſolcher 
bezeichnet ift, 

„welcher auch in dem Berlufte der Fracht oder eined Theiles derjelben 
beitehen kann“. 

Diefer Hinweiß verdankt feine Entftehung den für Zulaffung eines Normal- 
jaged bei Berjpätung in der Denkichrift vom 12. Dezember 1859 von den Eiſen⸗ 
bahnen geltend gemachten Gründen, in welchen ausdrüdlich für die Beichränfung 
defielben auf Theile der Fracht bis in max. auf die ganze Fracht plaidirt 
wurde. Indeß ift damit in Wirklichkeit ein Unterſchied zwilchen Ziff. 1 und 2 
nicht geichaffen, da der qu. Zujaß in Ziff. 2 nicht obligatorifchen Charakter hat 
(„beitehen kann“), mithin in Ziff. 2 ebenfo wie in Ziff. 1 die Höhe und Yorm 
des Normalfaped dem Ermeſſen der Eifenbahnen bezw. ihren Neglementö frei. 
gejtellt ift. 

Abgeſehen von diefen beiden vorermähnten Berichiedenheiten im Inhalt bezw. 
in der Yafjung der Ziff. 1 und 2 ift der Natur der Sache nach auch die that- 
ſächliche Vorausſetzung, Durch welche der Befreiungsvertrag aus Ziff. 2 bedingt it, 
eine andere, ald die aus Ziff. 1. Boraudfegung für Ziff. 1 ift das Entſtehen 
einer Haftpflicht der Eifenbahn wegen Verluſt oder Beihädigung (Art. 396), Bor- 
ausjegung für Ziff. 2 dagegen iſt dad Entftehen einer Haftpflicht wegen veripäteter 
Lieferung (Art. 397), Es muß der Fall eined nah Art. 397 wegen verjpäteter 
Lieferung zu leiftenden Schadenderfaged zu gewärtigen jein. Iſt die Eiſenbahn 
wegen Berfäumung der bedungenen ober üblichen Lieferungdzeit haftpflichtig, jo hat 
fie an fi), wie jeder andere Frachtführer, nad Maßgabe ded Art. 397 den vollen 
Schaden (damnum emergens und lucrum cessans) zu erjegen. Der gewöhnliche 
Frachtführer kann im Vertragswege fi beliebig einen höheren oder niedrigeren 
Erſatzmodus ausbedingen. Den Eijenbahnen ift dies zwar durch Art. 423 prin- 
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zipiell verboten. Indeß ijt ihnen für den Yal des Eintrittö obiger thatfächlider 
Vorausſetzung die Vereinbarung eined Dlarimalerfapbetrages in dem im Art. 4% 
Ziff. 2 vorgezeichneten Umfange geftattet. 

Diefe Audbedingung eined Marimalerjagbetrages kann nun für Berjpitun; 
ebenjo, wie für Berluft und Beihädigung in zwiefacher Art geicheben, nämlich: 

1. durch fpezielle Angabe eines die Höhe des Interefſes an der rechtzeitiger. 
Lieferung ausdrüdenden Betrages im Frachtbrief, im Ladejchein eder in 
Gepäckſchein; 

2. durch generelle Angabe eines im Voraus beſtimmten Normalſapes 
welcher auch in dem Verluſte der Fracht oder eines Theiles berjelfen 
beitehen Tann. 

Für beide Modalitäten gelten zunächſt im Allgemeinen die oben für Zif. I 
ald der ſpeziellen Werthangabe und dem Normaljape gemeinfam bezeichneten Priv: 
zipien, d. h. 

1. bier wie dort bildet die deklarirte Summe (der als Höhe des Verzuge 
interefjed angegebene Betrag) bezw. der Normalfag nur die Marimal- 
grenze, bis zu welder überhaupt die Eiſenbahn Schadenderjag leiſter 
nicht aber etwa ohne Weitered dad im Boraud vertragsmäßig Arie 
Duantum der im Berfpätungsfalle zu leiftenden Entſchädigung; 

Bol Erf. des R.OD.H.G. vom 22. Oktober 1873, Enid. Br. 11 E. =: 
D. E..3. 1874 ©, 844, Erf. des Wiener Schiebögerihtd vom 16. Dezember 18T: 
Gpftein ©. 550, Erf. des App.Ger. Raumburg vom 27. Anguſt 1873, D. €. 
1875 ©. 1055. 

2. bier wie dort liegt dem Beſchädigten nicht allein die Pflicht ob, der 
Schaden, für welden Erſatz gefordert wird, nachzuweiſen, jendemn 
auch, daß diefer Schadensanſpruch ſich innerhalb der gezogenen Grenzer 
bält, den ald Marimum feftgefepten Betrag nicht überfteigt. Der Br 
Ihädigte hat nicht unbedingten Anſpruch auf dad Marimum, jendern 
nur auf Erſatz des wirklich erwieſenen Schadens innerhalb der Marimul- 
grenze. 

Nur inſoweit befteht bezüglich Der Höhe ded geltend zu machenden und nad 
zuweiienden Schadensanſpruches zwiichen Ziff. 1 und 2 ein weientlicher Unterjchied, 
als int Falle der Ziff. 2 (Verſäumung der Lieferungszeit) die Haftung nicht — mit 
im Falle der Ziff. 1 (Verluft oder Beihädigung) — auf den Handelöwerth bar. 
gemeinen Werth befchränkt tit, fondern fich darüber hinaus auf den vollen Schade 
eritredten, mithin — innerhalb des Marimumd — aud der Nachweid nicht de 
bloßen Handelöwerth :c., fondern den vollen Schaden (damnum emergens un! 
lucrum cessans) umfafjen darf. 

Abgeſehen aber von diejer mejentlichen, in der verſchiedenen Tragweite ta 
Art. 396 und 397 (f. ©. 389, 390) begründeten Differenz gilt über die Marimal- 
grenze und Beweislaft alle8 oben S. 376—380 bereitd Bemerfte. 


I. 
Die jpezielle Angabe der Höhe des Berzugsdinterefjeß. 
(Deklaration des Intereſſes an der rechizeitigen Lieferung). 
Nach Art. 427 Alin. 1 Ziff. 2 Tann in erfter Reihe bedungen werden, ba 
die Höhe ded nach Art. 397 wegen verfpäteter Xieferung zu leiftenden Schaten* 
erjaged ten im Yradhtbrief, im Ladeichein oder im Gepädichen als die Höhe dei 
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Intereſſes an der rechtzeitigen Lieferung angegebenen Betrag nicht 
überfteigen fol. 

- Somohl in Betreff der Form der Deklaration, wie der Stelle im Fradt- 
briefe 2c., wo dieſelbe zu verzeichnen, ferner binfichtlih der Dauer der Berein- 
barıng, ihrer Tragweite und ihres Umfangs gelten mut. mut. die oben Annı. 285 
&.380 f. zu dem analogen Paſſus der Ziff. 1 gegebenen Ausführungen. Die De- 
Haration findet au dann Anwendung, wenn nur ein Theil der Ladung Ber: 
ipätung erfahren bat. Ferner ift hier ebenjowenig wie bei Ziff. 1 audgefchlofien, 
daß die Deklaration niedriger ift, als der Normaljap. 

Einer befonderen Grörterung bedarf hier nur dad Verhältniß der Werth- 
deflaration und der Deklaration des Intereſſes an der recdhtzeitigen Lieferung. Wie 
Art. 427 ergiebt, ift nämlich eine zwiefache Deklaration ſtatthaft. Es Tann einer- 
jeit8 der Werth eined Gutes, andererjeitd die Höhe bed Intereſſes an der redht- 
zeitigen Lieferung deſſelben beflarirt werden. Jede dieſer beiden Deklarationen 
ann getrennt, fie können aber auch in ein und demfelben Yrachtvertrage vereint 
ftattfinden. Se nachdem nun dad Eine oder dad Andere der Fall ift, find bie 
Rechtswirkungen verfchieden. 

I. Das Intereffe an der rechtzeitigen Lieferung ift deflarirt, dagegen nicht der 
Werth des Guted. Sit jene Deklaration auch für den Werth ded Gutes maß—⸗ 
gebend? 

Diefe Frage ift zu verneinen. Denn es ift an fich rüdjidhtli der Defla- 
ration zwilchen der Haftpflicht für VBerluft bezw. Beihädigung und für Ver— 
ſäumniß der Lieferzeit jtreng zu unterjcheiden. Die Deklaration des Intereſſes 
an ber rechtzeitigen Lieferung eines Frachtgutes ift nicht maßgebend für bie 
Höhe des Entihädigungsanipruches wegen Verluſtes diefes Guts und fchließt die 
Werthangabe für den Berluftfall nicht in ih, jo da etwa auf Grund der erfteren 
auch für den eingetretenen Verluft auf den Werthöerjag erkannt werden könne. 
Durch die Deklaration des Interefjed an rechtzeitiger Lieferung ift vielmehr nür 
ein Anſpruch auf Erlap des durch die Verſpätung entftandenen und nachzu— 
weijenden Schadens erworben. Yür den Verluſt des Frachtguts wird, dagegen 
nur nad Maßgabe der in dem Frachtbriefe enthaltenen bejonderen Werthangabe 
Erſatz geleiſtet. 

Erkannt von II. Sen. des R.O.⸗H.⸗G. unterm 20. Sanuar 1875, Entſch. Bd. 17 ©. 128, 
vgl. auch das Erf. vom 13. März 1875 in Puchelt's Zeitſchr. f. franz. Civ.R. IV. © 237 ff., 
D. E.3. 1375 ©. 1012. 

Il. Der Werth des Gutes ift deflarirt, dagegen nicht dad Intereſſe am der 
rechtzeitigen Lieferung. Ift alsdann jene Deklaration auch für das Intereſſe an 
der rechtzeitigen Lieferung maßgebend? 

Auch dieſe Frage it prinzipiell zu verneinen. Indeß enthält die Werth- 
deflaration für einen Fall zugleich die Angabe des Berzugsinterefjed, nämlich wenn 
Zrandportverzögerung Berluft oder Beihädigung ded Guts durch inneren Verderb 
und bergleihen unmittelbar zur Yolge hat. Denn der Abfender, welder bei der 
Aufgabe des Guts, deffen Werth deflarirt, giebt durch dieſe Bezeichnung jelbjtver- 
ftändli audy an, daß fein Sntereffe, wenn durch Trandportverzögerung dad Gut 
jelbft zu Grunde geht, mindeftens foviel, ald der deflarirte Werth des Guts, be- 
trägt. Dieje Intereffendeklaration ift injoweit in der Werthdellaration nothwendig 
und begriffmäßig enthalten. 
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Erfannt vom I. Sen. des R.O.⸗H.⸗G. unterm 5. Dezember 1873, Extih. BR. 13 2.2 
(26, 27). 

IN. Das Snterefie an der rechtzeitigen Lieferung und der Werth des Gutes 
find zugleich deklarirt. Welcher Schadenderjag iſt alddann zu leiften? 

In diefem Falle muß die Urſache ded Schadens, d. b. ob derſelbe ans im 
Berlufte oder aus der Beripätung allein oder aus beiden Urſachen zufanımen 
berrührt, genau erwielen und feftgeftellt werden, es darf daher — abgejehen ven 
böslicher Handlungsweife — nicht ohne Weitered nebeneinander Schadenderlag anf 
Grund der Werthdellaration (Art. 396, 427 Ziff. 1) und Schabenderfag auf Grm 
der Deklaration des Berzugdinterefjed (Art. 397, 427 Ziff. 2) gefordert bezw. der 
Anipruh für Verluft und Berjpätung kumulirt werden, es fei denn, daß Th 
thatſächlich genau ein bejonderer Schaden nach beiden Richtungen hin nak- 
weijen ließe, weil fonft die Beſchränkung der Höhe des Schabenderfapes für Ber- 
luft und Beichädigung ded Gutes auf dem Trandporte, welche dur Alin. 1—t 
des Art. 396 gegeben ift, illuforiih werben würde. Das R-D.H-&. bat dieſen 
Orundjag zutreffend mit der Erwägung gerechtfertigt, daß dab H.&.B. m 
Art. 395 den Frachtführer bezüglich des Verluftes und der Beihädigung des Gute 
einer außergewöhnlich ftrengen Haftung unterwirft, jedoch andererjeitd im Art. 3% 
zu feinen Gunſten beftinmt, es folle bei ber Berechnung des Schadenderjaped mır 
der gemeine Handelöwerth des Guts zu Grunde gelegt werden und eine Haftım 
für fonftigen Schaden, d. h. den Schaden, der dem Deftinatär erwädft, dab das Gut 
entweder gar nicht, oder nur in unbraudhbarem Zuftande in jeine Hände kommt, wur 
eintreten im Yale bösliher Handlungsweife (vgl. Brot. ©. 4711, 4712, 4714, 
5095), daß es aber im Sinne des Art. 397 cit. nicht fein Tann, dieſe Beichräntunz 
der Haftung (d. i. des Umfangd des Schadenderjages) wieder aufzuheben, wis 
offenbar die Folge fein würde, wenn in Fällen, wo das Frachtgut während ber 
Lieferzeit zu Berluft geht und deshalb nicht abgeliefert werden Tann, Die Huf 
tung für den vollen Schaden nad) Maßgabe dieſes Artikel! Plag greifen würde. 


Erfannt von 1. Sen. ded R.-D.9..&. unterm 1. Dftober 1875, Entih. Bi. 18 S. 3% 
vgl. au das Erf. des II. Sen. vom 11. Ronember 1876, D. E.3. 1577 S. 63 und ma 
29. Januar 1874, Entſch. Bd. 12 ©. 254, 255. 


Hiernad find folgende Fälle zu unterjcheiden: 

a) Liegt bloße Verfpätung — ohne Berluft ober Beihädigung — rer, je 
it lediglich die Deklaration des Verzugsintereſſes maßgebend. 

b) Liegt bloßer Berluft oder Beihädigung — ohne Beripätung — ver. 
d. h. geichieht der Verluft oder die Beichädigung während der Liele 
rungszeit, jo ift lediglich die Werthdeflaration maßgebend. 

c) Liegen Berluft bezw. Beichädigung und zugleich Berjpätung vor, d. b. 
ereignen fich erftere nach Weberjchreitung der Lieferzeit, jo dürfen die 
beiderfeitigen Schadensanſprüche nicht ohne Weitered kumulirt, ſondern 
ed muß die Urjache des Schadend genau erwiejen werden und es dar 
nur dann neben dem Schaden für Berluft oder Beihädigung ein tele 
für Veripätung gemacht, d. h. von beiden Deklarationen Gebraud ge 
macht werden, wenn erweißlich außer dem Schaden aus Berluft ode 
Beihädigung dem Beichädigten noch ein bejonderer, Darüber binaz:- 
gehender Schaden aus der Verſpätung erwachſen ift. 
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Byl. Wehrmann ©. 159, 160, Erf. des Defterr. Oberft. Ser. vom 21. Jannar 1874, 
Epſtein S. 25%, Röll S. 254. 
II. 
Die generelle Angabe eined Normaljages. 


Nah Art. 427 Alin. 1 Ziff. 2 kann ferner bedungen werden, daß — in Er 
mangelung einer jpeziellen Angabe des Verzugsintereſſes die Höhe des nad) Art. 397 
wegen verjpäteter Lieferung zu leiftenden Schadenserfatzes einen im Voraus be» 
ftimmten Normalfag, welcher aud in dem Berluft der Fracht oder eined Theile 
derjelben beftehen Kann, nicht überfteigen fol. 


Für die Erläuterung dieſer Beſtimmung gilt alles zu dem analogen Paſſus 
der Ziff. 1 oben ©. 387 Bemerkte. Nur infofern enthält erftere, wie bereits 
©. 391 erwähnt, eine Abweichung, ald, wenn auch nur fatultativ, auf einen Maß- 
ftab für den Normalfag im Geſetze durd) die Worte: 

„welcher auch in dem Berluft der Fracht oder eines Theild berjelben 

beſtehen kann“, 
hingewiejen ift. Diejer Hinweis verbankt feine Aufnahme der Denkichrift des Ber. 
Deutih. Eifenb. Verw. vom 12. Dezember 1859, in welcher die Beſchränkung des 
Schadenserſatzes für Verſpätung auf einen Theil der Fracht im Eijenbahnverfehre 
als das Uebliche und fogar Nothwendige hingeftellt wurde (j. S. 374). Indeß tft 
im Gejege dur dad Wort „Tann“ angedeutet, tab auch die Ausberingung eines 
nad einem anderen Maßftabe aufgeftellten Normalſatzes nicht ausgeſchloſſen bezw. 
den Eifenbahnen freigeftellt fein joll. 

Im Eiſenb.Betr.Regl. $ 70 ift jedoch — dem Hinweiſe des Geſetzes ent- 
iprehend — in Crmangelung einer Deklaration des Intereſſes an ber redhtzeitigen 
Lieferung — ald Normaljag der Verluſt von Theilen der Fracht bis in max. der 
ganzen Fracht beftimmt (vgl. Anın. 292 ©. All). Hierbei ift — nach der Erläu- 
terung ded R-D.9.&. — unter der „Tracht“, deren die Eifenbahn beim Liefe- 
rungöverzug theilweije oder ganz verluftig jein fol, im Yale das Frachtgut mit 
einem Frachtbriefe zum Transport übernommen ijt, in welchen als Drt der Ab- 
lieferung ein nicht an einer anſchließenden Eifenbahn liegender Ort bezeichnet ift, 
nur die Eiſenbahnfracht, nicht auch dad Frachtlohn für weiteren Land- und 
Seetransport zu verftehen. 

Erfannt vom R.O.H.⸗G. unterm 23. Septentber 1874, Entih. Bd. 14 5. 199. 


Sodann ift bier, abweichend von dem Prinzipe des Geſetzes, nad) welchem der 
Normalfag (ebenfo, wie die Deklaration) nicht dad von vornherein firirte Duantum 
ded Erſatzes, fondern nur die Marimalgrenze darftellt, innerhalb deren der Be 
ichädigte die Höhe feines Schadens nachweiſen muß, durch dad Reglement zur Ber- 
einfachung des Erjaßverfahrend und zu Bunften des Publikums ausnahmsweiſe 
die Beſtimmung getroffen, daß bei Lieferfriftüberichreitung (fofern dieſelbe 24 bezw. 
12 Stunden überjchreitet) von dem Schadensnachweiſe abgejehen und ohne ben- 
jelben die Bergütigung eined Theile, in max. der halben Fracht gefordert 
werden Tann. 


Vgl. Wehrmann ©. 166, Ruddeihel S. 234 Rr. 18. 
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287) „Im Falle einer böslichen Handlungsweile Der Gifenbabnnerisaltung 
oder ihrer LXente kaun die Beſchrünkung der Haftpfligt auf den Rermel' 
fat oder den angegebenen Werth des Gnts nit geltend gemadt 
werden.” 

Die die in Alin. 1 bis 4 bed Art. 396 normirte Beichränfung des Umfanzs 
der Erſatzpflicht des Frachtführer auf den Erſatz des gemeinen Handelswertbe 
bezw. den gemeinen Werth des Guts nach Alin. 5 1. c. fortfällt, d. b. der Fracht 
führer den vollen Schaden zu erjegen hat, wenn ihm eine „bößlide Hunt: 
lungsweiſe“ nachgewiefen wird, jo verliert auch in dieſem Falle analeg nı 
Art. 427 Alin. 2 der den Eifenbahnen durch Alin. 1 geftattete Befreiungönertra; 
feine Wirkung. Die Beichränkung der Haftpflicht auf den Normaljag ober ven 
angegebenen Werth des Guts darf im Falle einer böslihen Handlungsweiſe ver 
Eiſenbahnverwaltung oder ihrer Leute nicht geltend gemacht werden. 

Urjprünglich fehlte diefe Beitimmung den auf den Art. 427 bezugliden Em: 
würfen, wurde aber fpäter, nachdem anerfannt worden war, daß im Falle ve 
Vorhandenſeins eined Verſchuldens irgend eine Beichränfung ded Umfangs ver 
Eriappflicht nicht gerechtfertigt fein würde, dem Art. 427 — ebenfo wie dem Art. 3% 
und Art. 612 — hinzugefügt. 

Brot. S. 4780, 4781, 5112—5115. 5122, 5123, f. oben Bb. 1. ©. 307 f. 


Dad zweite Alin. des Art. 427 bezieht fih Mangels jeder Einjchräntung 
— wie auch feine Stellung und Faffung ergiebt — ſowohl auf Ziff. 1 wie uf 
Ziff. 2 ded erjten Alin., d. b. nicht nur bei Verluſt oder Beihädigung Giff. 1”. 
fondern auch bei Berjpätung darf im Falle böslicher Handlungsweife der and 
bedungene Normaljag bezw. die Werthdeflaration nicht geltend gemacht werden. 
Gerner wäre die Annahme unbegründet, daß bei bösliher Handlungsweiſe 
nur der gemäß Ziff. 1 für Verluſt oder Beſchädigung beftimmte Normalfag over 
Werthbetrag in Fortfall fomme und nunmehr die Entihädigungdberechnung nad 
dem gemeinen Handelöwerthe oder gemeinen Werthbe gemäß Art. 396 Alin. 1 
zu erfolgen babe, fondern es ift alsdann nah Mlin. 5 des Art. 396 (1. Br. 1. 
Anm. 54 ©. 327) der „volle Schaden“ zu erjeßen. 
Erkannt vom I. Civ.Sen. des D. Reichdger. unterm 30. Septeniber 1882, D. Sur. Zeit: 
83. 7 ©. 577 ff. 
Im Falle der Ziff. 2 des Art. 427 (Beripätung) ift died ſelbftverſtändlich, Da bei 
Wegfall des Normalfapes und der Deklaration des Berzugdinterefied Die gejeglice 
Regel ded Ari. 397 Plag greift, diefe aber nur einen Modus ded Erjaged, nim- 
lid den ded vollen Schadens (vgl. Bd. I. Anm. 56 S. 335) in ſich fchliekt. 
Sodann dürfen die Abweichungen in der Yorm des Alin. 2 Art. 427 vom 
Alin. 5 Art. 396, insbeſondere einerjeitd die Worte: 
„wenn dem Frachtführer eine bößliche Handlungsweije nachgewieſen wirt“ 
(Art. 396) 
und andererjeitö: 
„im Kalle einer bösſlichen Handlungsweiſe“ (Art. 427 Alin. 2) 
nicht zu der Folgerung führen, daß materiell zwijchen beiden Beftimmungen ein 
Unterjchied vorliege oder beabfichtigt fei. Beide Beftimmungen geben vielmehr 
trog diefer Verfchiedenheit in der Yafjung übereinftimmend dem Gedanken Ausdrud 
daß, wenn vom Griagberechtigten dem Frachtführer (der Eijenbahn) bösliche Hand 
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lungsweiſe nachgewiejen wird, jede Beſchränkung des Umfangd der Erſatzpflicht 
— gejeßlidhe, wie vertragsmäßige — fortfällt und der volle Schaden erjeßt werben 
muß. Puchelt I. S. 439 Anm. 5 macht allerdings darauf aufmerkſam, daß daB 
Wort „Normaljag“ ſich auf beide Fälle in Ziff. 1 und Ziff. 2, dagegen „Werth 
des Guts“ nur auf Ziff. 1 erfirede, mithin die Interefjendeflaration von Ziff. 2 
im Alin. 2 des Art. 427 nicht erwähnt jei und daraus gefolgert werben müffe, 
daß auch für die auf böslicher Handlungsweife beruhende Transportverzögerung 
die Interefjendelaration den Marimalfag der Entichäbigung bilde. Diefer Folge⸗ 
rung Tann jedoch nah Inhalt der Berathungen (Prot. ©. 5112—5115), nad 
melden ein derartiger Unterjchied nicht beabfichtigt war, nicht beigetreten werden, 
vielmehr tft anzunehmen, daß hier eine ungenaue Yaflung des Geſetzes vorliegt 
und „Werth des Guts“ auch den angegebenen Betrag des Verzugsintereſſes in ſich 
begreifen fol. 

Der in Rede ftehende Grundſatz, indbejondere die Beweidlaft, ſowie die Be- 
griffe „voller Schaden“ und „bößlihe Handlungsweiſe“ find bereitö oben 
bei Art. 396 Bd. I. Anm. 54 ©. 307— 327 eingehend erörtert worden, fo daß 
lediglich auf jene Srläuterungen und die dort mitgetheilten Erkenntniffe zu ver- 
weiſen ift. 

Nur zu dem Begriffe der „bößlihen Handlungsweiſe“ der Eifenbahn, 
verwaltung oder ihrer Leute fei aus ber neuejten Literatur und Rechtiprechung hier 
noch Yolgended ergänzend bemerft: 

Thöl (HR. I. $ 29 S. 47—49) definirt in Mebereinftimmung mit der 
bereit3 oben (Bd. I. ©. 307 ff.) gegebenen Begrifföbeftinnnung den Begriff der 
„böslihen Handlungsweiſe“ wie folgt: „Unter bösliher Handlungsmeife verfteht 
eine Meinung nur dolus, eine andere dolus und culpa lata (grobes Berfchulden). 
Beides ift unrichtig. Das Wort bösliche Handlungäweile begreift auch den dolus, 
beſchränkt fi aber nicht darauf und fchließt andererfeitd Die culpa lata aus; denn 
wer nur nadläjjig handelt, wenn auch noch jo grob nachläſſig, handelt nicht bös⸗ 
lih. (Grimm, Wörterbuch Bd. II. ©. 260.) Das Wort böslich bezeichnet eine 
Willensrihtung. Böslich ift die den Unfall (Berluft, Beihädigung) bewirkende 
Handlungsweiſe nicht nur dann, wenn direkt diefe ihre Wirkung gewollt ift, jon- 
dern auch wenn eine andere Wirkung derjelben zunächft gewollt ift, jene Wirkung 
aber ald unvermeidliche weitere Wirkung der gewollten Handlungsweije gewußt ift 
und dieje dennoch geichieht. Auch in diefem Fall ift jene Wirkung gewollt. In 
beiden Fällen liegt dolus vor. Böslich kann die Handlungsweije aber aud) dann. 
fein, wenn jene weitere Wirkung gewußt ilt als mögliche Wirkung der Hand- 
lungsweiſe und dieſe dennoch geſchieht. Wenn ein foldhes Wiffen vorliegt, To 
bandelt der Frachtführer alfo im Bewußtſein der Möglichkeit ded Unfalld (der Ge⸗ 
fahr, der Gefährlichkeit feiner Handlungsweiſe), er ergtebt fi) dem etwaigen Erfolg, 
er giebt dad Gut der Gefahr preis. Die Handlungdweile in diejem Bewußtjein 
fann eine bößliche fein. Es kommt auf die weiteren Umjtände an. Durch diefe 
fann fie geredhtfertigt fein, weil fie im Intereſſe des Abjenderd oder Deftinatärd 
ift oder gar gemünfcht oder gar vereinbart ift, oder kann fie eine bösliche 
(frevelbafte, ruchlofe, muthwillige, gewiffenlofe) fein. Gerechtfertigt kann fie 3. B. 
Durch die Umftände eined Krieges fein, unter welchen dennoch der Transport ge- 
wollt tft (vgl. Entich. des R⸗O.H.G. Bd. 6 ©. 433 — |. oben Bd. I. ©.322). 
Ungerechtfertigt ift fle offenbar, wenn die Handlung (Unterlafien oder Thun) troß 


— 
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ihrer gewußten Gefährlichkeit dennoch zum Beiſpiel aus Bequemlichleit oder Sleic 
gültigkeit oder um lieber zu ſchmauſen, zu trinken, zu ſpielen geſchieht. Es ıE 
Sache ded Frachtführers, die bejonderen, die Handlungsweiſe rechtfertigenden Um: 
ſtände zu behaupten und zu bemeifen. Die Möglichkeit ded Unfall GVeriuſtes 
Beihädigung) muß aber, wie bemerkt, gemußt fein, der Handelnde muß fi 
diejer Möglichkeit bewußt, mehr oder weniger Ear, aber immer doch bewußt ge 
wejen fein (died auszufprehen muß der Richter fich entjchließen können); es genägt 
nicht, daß er fie hätte wiſſen müflen, dies ergiebt nicht böslich (denn böslich be 
zeichnet eine Willendrichtung), jondern ergiebt nur nachläſſig, wenn aud ned 
jo grob nadläffig, die gröbfte Nadhläffigfeit ift aber immer ein anderer Yal al 
der der bößlichen Handlungsweiſe, und dad Geſetz bat nur diefen einen Fall, & 
fagt nicht: bösliche oder gleichzuachtende Handlungdweife.” 
Val. noch Eger internat. Eiſenb.⸗Frachtr. S. 109-111. 


Im Anschluß an die Rechtſprechung des R.O.H.G. (vgl. Bd. I. S.310$. 
hat auch dad Deutfche Reichsgericht angenommen, dab der Austrud „böslid« 
Handlungdweije” neben dem dolus nicht allgemein die grobe Fahrläſfigkeit, fondern 
nur denjenigen Frevelmuth, welcher ſich der rechtöwidrigen Folgen feines Ber: 
halten? bewußt ift, in fich begreife; 

Erfannt vom 11, Civ.⸗Sen. unterm 25. Nopember 1879, D. Sur.»Zeitg. 1880 E&. 337 mat 

5. Dezember 1879, Entſch. Bd. 1 ©. 22. 
und eine Handlungsweije ſich ald eine bößliche darftelle, wenn fie zwar nidht zum 
Zwede der Beihädigung des Gutes vorgenommen, die Beichädigung aber Die net} 
wendige und dem Frachtführer erfennbare Folge der von ihm gewollten Harl- 


lung fei. 


Erkannt vom I. Civ.-Sen. unterm 10. Januar 1880. Entſch. Bd. 1 ©. 36 (38). 
Was die einzelnen Kategorien der Beſchädigungsurſachen anlangt, jo find im Ar 
ihluß und in Ergänzung der Bd. I. ©. 312 ff. mitgetheilten Entfheidungen net 
folgende Erfenntniffe bemerkenswerth: 


A. Berladung. 


Das Durhjchneiden von zum Trandport aufgegebenen Hölzern dyarafterifitt 
ih als'bößliche Handlungdweije, wenn ed auch nicht zum Zwede der Beichädigum: 
deö Empfängers, fondern einer befjeren Verladung vorgenommen ift; denn böksliche 
Handlungsweife im Sinne der Art. 396, 427 und 610 H.G.⸗B. liegt auch ımter 
dieſer Vorausſetzung vor, da die Beichädigung der Hölzer die nothwendige und tem 
Frachtführer erkennbare Folge der von ihm gewollten Handlung war. 

Erkannt vom I. Civ.Sen. des D. Reichs⸗Ger. unterm 10. Januar 1880, Gutich. 2. 1 
©. 36 (38). 

Die Beihädigung eine Gutes (Kochlinfen) durch Infizirung deſſelben infolgze 
gleichzeitiger Verladung mit einem ungleidhartigen, infizirenden Gute (Betrolenm: 
in demfelben Waggon involvirt nicht ohne Weitered bösliche Handlungsweiſe. 

Erkannt vom Wiener Schiedöger. unterm 1. Dezeniber 1876, Epftein €. 539. 


Dad Entipringenlaffen eined Hundes, welcher ohne Leine, Maulkorb x. zum 
Zrandport aufgegeben worden tft, bei der Umladung in einen anderen Zug ift nicht 
als bösliche Handlungsweiſe anzujehen. 


Del. das Erf. aus 1868 in Buſch's Ar. Bd. 18 ©. 483 f. 
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C. Abbandentommen. 


Das bloße Abhandenkommen zweier Ballen einer Tabakſendung ſtellt fich nicht 
ala bösliche Handlungsweiſe dar; 


Erfannt vom Defterr. Oberft. Ger. untern 28. Auguft 1874, Roll 1. ©. 2393, Gpftein 
©. 291. 


desgleichen nicht eine Reiſekoffers. 


Grfannt vom Defterr. Oberft. Ger. untern 8. Ditober 1863, Epftein S. 69, Roll 
©. 58. 

Dedgleihen nicht das Abbandenfommen eined Ballots Waaren weder aus 
dem runde, weil eingehende Recherchen verjäumt bezw. deren Ergebnifle dem 
Abfender nicht mitgetheilt worden jeien, noch wegen leichtfinniger Bewahrung durch 
die Leute der Bahn, wenn nicht fejtgeftellt ift, Daß dieſe Leute ſich der Folgen der 
Nachläſſigkeit bemußt waren, fondern nur, daß fie fih bewußt waren oder doch 
bewußt fein konnten. 

Grfannt vom U. Sen. des R.-D..9.G. unterm 21. April 1877, D. Jur.Zeitg. Bd. 1 
©. 385, D. E.-3. 1877 ©. 717. 

Der Berluft ded Gutes innerhalb der Lagerräume der Bahn au ſich bildet 
noch feine bösliche Handlungsweiſe. 

Erkannt vom Wiener Schiedsgericht unterm 28. April 1877, Epſtein ©. 545. 

Der gänzlich unaufgellärte Verluft des ganzen oder eines Theiles des Fracht⸗ 
gutes involvirt nicht bösliche Handlungsweiſe. 

Erkannt vom Wiener Schiedsgericht unterm 16. November 1876, Epftein ©. 537. 


D. Diebftahl. 

„Aus den eigenen Behauptungen der bellagten Gifenbahnverwaltung ift ge- 
nügend erwiejen, daß das Fäßchen feit feiner Aufgabe bis zu der erfolgten Kon- 
ftatirung der Anbohrung und des Verluftes in anderen Händen ald in den Händen 
der Leute der Eijenbahn fich nicht befunden bat, daß fomit die Anbohrling nur 
durch die Leute der Bahnverwaltung verübt jein Tann und daß diefelbe nur aus 
der Abficht einer rechtswidrigen Aneignung zu erklären ift, hiernach die Urjache des 
entftandenen Schadens in einer bößlihen Handlungsweiſe der Leute der Bahn zu 
finden und folglich der eingeflagte Anſpruch in feinem vollen Umfange begründet ift.“ 

Erfannt vom II. Civ.Sen. des D. Retchöger. unterm 25. Rovember 1879, D. Jur. Zeitg. 
1880 S. 237. 

„Sa Erwägung zum zweiten Kajjationdmittel: daß dad angefochtene 
Urtbeil den Erfolg der Klage ausdrüdlich von dem Beweiſe einer bößlihen Hand- 
lungsweiſe der Bahnverwaltung abhängig erklärt und diefe Beweidlaft, ohne recht- 
lich zu irren, näher dahin präzifirt hat, daß der Beweis ber Thäterichaft, refp. der 
böslihen Handlungsweile beftimmter Bahnbeamten nicht erforderlich fei, viel- 
mebr der Nachweis fpezieller Thatjachen Hinreiche, welche zum Schlufje berechtigten, 
daß der Eintritt eined Verlufted einer böslichen Handlungsweiſe von Bahnbeamten 
beizumefjen fei; daß demnächſt im Einzelnen ald erwiejen eradhtet wird, daß die in 
Frage ftehende, jorgfältig vernagelte und mit Eifenbändern verjehene, in einem 
gebörig verjchlofienen Waggon zwilchen anderen Gepädftüden verladene Kifte am 
hellen Tage, auf einem durch Beamte und Arbeiter belebten Bahnhofe, mittelft 
Snftrumenten und unter Geräuſch, von mehreren Perjonen, welche durch Einficht 
der Frachtpapiere fih Die erforderliche Einſicht verjchafft, erbrodhen und beraubt, 
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dann wieder zugenagelt, der Waggon aber gleichfall& wieder verſchleſſen wer 
ſei; daß, wenn nun der Inftanzrichter in diejen einzelnen Thatſachen im Zujammen 
bange den Beweid dafür, daß der fragliche Diebjtahl, wenn nicht von Bahn: 
beamten, rejp. unter ihrer Hülfeleiftung oder mit ihrem Wiffen verübt, Doch jeden 
falls nur durch grobe ftrafbare Nachläffigkeit derjelben ermöglicht worden, gefunden, 
und demnad) Die Klage für gerechtfertigt erklärt hat, der in diejer Weiſe ausgedrüdte 
Unterfag — nad) dem Zufammenhange der ganzen Argumentation — eben nur den 
im Oberſatze geforderten Beweis der böslihen Handlungsweiſe ald geführt zu er- 
Hären bezweden kann; daß hierbei aber auch der Angriff: ed habe der erfennente 
Richter den gejeplichen Begriff der böslichen Handlungsweije ſchon durdy den der 
groben Nadyläffigkeit ſchlechthin als gededt erachtet, nicht berechtigt erjcheint. viel 
mehr angenommen werden muß, derjelbe babe in Uebereinftimmung mit der Redt- 
iprehung des höchſten Gerichtöhofed nur einen eigentlihen „Zrevelmuth” als 
unter jenen Begriff fallend betrachtet, was fich nicht blo8 durch Die Bezugnahme 
der Feſtſtellung auf Thatfachen, die in der That nur durch einen als frevelbaft zu 
bezeichnenden Leichtfinn erklärlich werden, fondern auch daraus ergiebt, daß bie 
fraglihe grobe Nachläſſigkeit gleichzeitig ald ftrafbar erflärt ift, eine freilich un- 
geeignete Bezeichnung, welche jedoch nur von einer mit dem Bemußtjein, daß man 
durch fein Verhalten eine ftrafbare Handlung ermögliche, verbundenen Handlung?- 
weile ſich verftehen läßt.” 
Erkannt vom II Gin.»Sen. de8 D. Reichöger. unterm 28. Oftober 1881, Branzm zer 
Blum, Annal. Bd. 4 ©. 489 f. 
Die bloße Thatjache der Entwendung eines Frachtgutes aud den Magazinen 
einer Cilenbahn berechtigt nicht zur Annahme einer böslihen Handlungsweiſe 


Geitend der Cifenbahnbedienfteten. 
Erfannt vom Defterr. Oberſt. Ber. unterm 25. Sanuar 1871, Epftein S. 168, Rilt 
©. 153. 


⸗FE. Betrieb8unfälle und erhebliche Unregelmäßigfeiten. 


Aus dem Umftande, dab, während dad Gut ausichlieglih in Obhut und Ber- 
wahrung der Bahn war, aus den aufgegebenen, regelrecht verpadten und ordnungs 
mäßig verichloffenen Kiften die größeren und werthvolleren Stüde (Meerihaum‘ 
beraudgenommen und Kleinere Stüde von weit geringerem Werthe bineingelegt 
worden find, tft auf bößliche Handlungdweije der Bahn oder ihrer Leute zu jchlieken. 

Erkannt vom Defterr. Dberft. Ger. unterm 10. September 1873, Röll E. 229. 

Bösliche Handlungsweiſe liegt auch in auffallender Sorgloſigkeit, welche darin 
beiteht, daß ein Eijenbahnbeamter, der, obwohl er vermöge feiner Berwendung beim 
Betriebe jich der Gefahren bewußt fein muß, welche die geringfte Außeradhtlafjun: 
der ihm obliegenden Wachſamkeit und Aufmerkjamkeit nach jich ziehen kann, einen 
Zug abgehen läßt, ohne fi vorher die u. Meberzeugung verichafft zu haben, 
dat die Bahnftrede frei fei. 

Erkannt vom Defterr. Oberjt. Ger. unterm 8. Gebruar 1875, REIT ©. 336. 

Eine Eijenbahn, welche die in ihren Stationen lagernden Güter gegen bie 
Einflüffe der Witterung nicht durch entiprehende Vorkehrungen verwahrt und nid: 
einmal Angeſichts der Unzulänglichfeit ihrer Magazine die Gitter zeitweilig im den 
Waggons beläßt, jondern ohne Weitered und mit ungenügenber Bedeckung und 
Auffiht im Freien lagert, macht fich einer böslichen Handlungsweiſe ſchuldig. 

Erkannt vom Ober-Land.-Ger. zu Wien unterm 2. März 1875, Röll ©. 340, 
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Nichtbeachtung einer nachträglichen Ordre des Abfenderd (Unterlaffung ded Trans: 
ports bi® auf Weitered) bedingt nicht die Annahme bößlicher Handlungsweiſe. 
Erkannt vom Ob.⸗Land.Ger. Wien unterm 24. April 1877, Röll ©. 500. 


G. Ablieferung. 

Die Eiſenbahn ift nicht berechtigt, ein Frachtgut ohne fpezielle Anweilung des 
Aufgeberd an eine von dem im Frachtbriefe bezeichneten Adreffaten verfchiedene 
Perſon (nicht bevollmächtigten Dritten) außzufolgen, wenngleich Ießtere ſich über 
den Ankauf der Waare und Bezahlung ded Kaufpreijes der Bahn gegenüber Iegiti- 
mirt. Die wifjentlihe Ausfolgung an eine ſolche zur Empfangnahme unberufene 
Perſon gilt ald böslihe Handlungsweiſe, weil die Bahn fi der Gefahr bewußt 
fein muß. 

Erkannt vom Öberft. Defterr. Ger. unterm 9. Mai 1877, Epftein ©. 432, Röll S. 509. 

Die Eifenbahn trifft der Vorwurf böslicher Handlungsmeije, wenn fie daß 
But an eine im Frachtbriefe nicht als Empfänger bezeichnete oder fonft ausreichend 
legitimirte Perfon an Stelle des Adrefjaten audgefolgt hat. 


Erfannt vom Oberft. Deiterr. Ger. unterm 11. Februar 1868, Epftein ©. 122, RI 
©. 99, unterm 5. Juli 1771, Epſtein ©. 189, Röll ©. 173, unterm 21. Januar 1874, Ep⸗ 
ftein S. 258, REIS. 254. 


Dagegen ift von demjelben Gerichiähofe in einem jpäteren Erkenntnifſe in 
einem alle der Außlieferung an den Nichtadreffaten nur auf Erjaleiftung nad 
dem Normalſatze — aljo unter Ausſchluß der Annahme böslicher Handlungsweiſe 
— erfannt worden. 

. Erf. des Oberſt. Defterr. Ger. vom 17. Juni 1874, Epftein ©. 286. 

Endlich ift in Betreff des Begriff: „der Eifenbahnverwaltung oder 
ihrer Leute“ und der „böslihen Handlungdweije“ der lekteren in Er. 
ganzung der Bemerkungen zum Art. 396 Alin. 5 Bd. I. Anm. 54 ©. 325 fol. 
gende Ausführung ded Deutjchen Reichögerichtd bemerkenswerth: 

„Rah dem allgemeinen Sprachgebrauch, find „Leute“ eines Gewerbtreibenden 
diejenigen Perſonen, welche innerhalb des Gewerbebetriebe .befielben zur Bornahme 
gewiffer Arbeiten angenommen, angejtellt find. Leute der Eijenbahnverwaltung 
find alſo diefenigen Perjonen, welche innerhalb des auf Trandport von Berfonen 
und Gütern gerichteten Gewerbebetriebd der Eijenbahn angejtellt find. Der Ge- 
werbebetrieb tft bier im weiteften Umfang zu nehmen und namentlich nicht auf die 
unmittelbar auf den Transport gerichteten Handlungen zu beſchränken. Zu den 
Leuten der Eifenbahnverwaltung, von welden dad H.G.⸗B. indbefondere auch in 
Art. 427 Abi. 2 Spricht, gehören alſo nicht nur Güterſchaffner, Gepädmeifter, 
Lokomotivführer u, |. w., fondern auch die Wagenpuger, Lampenwärter, Bortiers, 
Bahnwärter u. ſ. w. Ob diejelben mit dem konkreten Trandport beauftragt oder 
bei demfelben unmittelbar beichäftigt find, ift gleichgültig. Bei vielen der den 
einzelnen Bedienfteten zugewiejenen Gejchäftsfreifen ift eine Beziehung auf einen 
beftimmten einzelnen Zrandport jogar bearifflih ausgeſchloſſen. Wenn ein Wagen- 
puger, Rampenmärter, Berjonenzugjchaffner während feiner Beichäftigung auf dem 
Bahnhofe oder im Güterſchuppen ein Kollo beſchädigt oder bei Seite bringt, jo 
ift dieſe Handlung unzweifelhaft unter den Begriff der böslichen Handlungsweiſe 
der Leute der Eifenbahn im Sinne ded Art. 427 Abi. 2 H.G.⸗B. zu ſubſumiren. 
Die entgegengefegte Auffafiung würde mit dem Wortlaut der Beftimmung, in 

Eger, Deutſches Frachtrecht. III. 26 
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welcher eine Unterſcheidung fich nicht findet, und mit deren ratio im BWiberipmä 
ftehen. Dem Art. 427 Abf. 2 liegt nämlich der Gedanke zu runde, daB, wie e 
gegen die guten Sitten verftößt, die Haftung für die durch eigene bödlihe Han 
lungsweiſe hberbeigeführte Schädigung vertragsmäßig auszufchließen, bad Glak 
auch für bie Schädigung durdy Handlung ſolcher Perſonen gelten müffe, deren te 
Unternehmer ſich als feiner regelmäßigen und nothwendigen Organe zur Ausfühne; 
feiner Unternehmungen bedienen muß, deren Thätigkeit er aber auch birelt m 
indireft leitet und überwacht, die alfo gleichjam eine Erweiterung feiner Berfönlit 
Yeit bilden, nicht ihm als befondere, nur Tontraßtlich verpflichtete Perſonen geger 
über ftehen. ®erabe diefe Auffafjung aber führt wieder dazu, daß als böslich 
Handlungsweiſe der Leute der Eijenbahnverwaltung nad Art. 427 Abi. 2 me 
jede von einer PBerfon, die im Gewerbebetriebe der Eijenbahn angejftellt if, au⸗ 
gehende bösliche Handlungdweije verftanden werden Fann, gleichgültig, unter weide 
Umftänden diejelbe vorgenommen wird, jondern daß eine gewifje Beziehung z: 
Anftellung vorhanden fein muß. ine gewiſſe Beziehung, d. h. es ift nicht em 
dad Erforderniß aufzuftelen, daß die bösliche Handlungsweiſe bei Gelegenie 
einer Thätigfeit, mit welcher der Angejtellte beſonders beauftragt oder zu wede 
er allgemein durch feine Anftelung berufen ift, vorgenommen ji. Es if mt! 
anzunehmen, daß, wenn der Angeftellte außerhalb der Dienftzeit oder an en 
Drte, an welchen er durch feinen Dienft nicht gerufen, weldyen zu betreten tie 
vielleicht fogar unterfagt ift, frevelhaft handelt, die Handlung fon barım ri: 
unter die gefegliche Beftimmung falle. Es genügt vielmehr, damit die Handle: 
unter das Geſetz falle, daß durch die Anftellung im Gewerböbetriebe Der Bahn = 
die in Yolge davon eingetretenen Umftände der betreffenden Perſon thatiid* 
Beranlafjung zur Vornahme der Handlung gegeben worden oder daß die Hantia: 
dadurch erleichtert, begünftigt worden ift. Nur wenn eine ſolche Beziehung = 
nicht vorliegt, fällt die Handlung nit unter die gejegliche Beftimmung Rz 
wird biernach zu der Annahme, daß eine Beziehung zwifchen der Auſtellung m 
der frevelhaften Handlung vorhanden fe, wohl fonft immer gelangen, wenn far 
dawider jprechenden Umftände vorliegen. Darum läßt ji aber Doch no fe: 
eigentliche PBräfumtion nach diejer Richtung aufftellen. Es ift Sade des erkenrs 
den Richter nad Prüfung aller Umftände fi darüber ſchlüſſig zu made, c 
eine Beziehung der angegebenen Art anzunehmen ſei. Die Erklärung darüber Hl 
in da8 Gebiet der thatfächlichen Yeftftellungen.” 


Erkannt vom I. Civ.»Sen. des Deutfch. Neichäger. unterm 30. September 1882. °. = 
Zeitg. BR. 7 ©. 577 ff. 


288) 8 68 Eiſenbahn⸗Betriebs⸗Reglement. 

Im Anſchluß an Art. 427 9.6.82. ift im Eifenbahn-Betriebd-Reglement de 
Umfang ‚der Erjappflicht der Eifenbahnen ſowohl für Berluft und Beigyit! 
gung des Guts, wie für Berfäumung der Lieferzeit geregelt. Die bar; 
lihen Beitimmungen find jedoch nicht an einer Stelle zufammengefaßt, ſonden 
nach den 4 Hauptlategorien der Eifenbahntrandportgüter — Frachtgut, Reijeger 
Fahrzeuge, Thiere — bei den entfprechenden reglementarifchen Borfchriften einer jü= 
Kategorie getrennt aufgenommen. | 

Hiernach finden fi die Beftimmungen über den Umfang der Erjagpflidt: 

A. für Berluft oder Beſchädigung (Art. 427 Alin. 1 Ziff. 1) 
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1. von Frachtgut im S 68 Betr.-Regl., 

2. von Reifegepäd im $ 29 Alin. 1 a und b, 

3. von Fahrzeugen im $ 38 Altn. 2, 8, 5, 6 Betr. Regl., 
4. von Thieren im $ 44 lin. 8, 4. 5; 

B. für Berfäumung der Rieferzeit (Art. 427 Alin. 1 Ziff. 2) 

1. von Frachtgut im $ 70 Betr.Regl., 

2. von Reifegepäd im $ 31 Betr.-Regl., 

3. von Fahrzeugen im $ 39 Alin. 3 und 4 Betr.-Regl., 
4. von Thieren im $ 45 Alin. 2 ©. 2 und Alin. 8. 

Diefe Beitimmungen jollen bier im Zufammenhange mit Art. 427 vereint zur 
Erörterung gebracht werben. 

Was nun zunächſt die reglementarijchen Vorjchriften über den Umfang der Er- 
fagpflit für Berluft oder Beſchädigung anlangt, fo enthält $ 68 des Eifen- 
bahn-Betriebö-Reglements für Frachtgut im Allgemeinen die Audbedingung der- 
jenigen Beſchränkungen ded Umfangs der gejeplichen Erfappflicht (Art. 396 H.G.B.), 
welche nach Art. 427 Alin. 1 Ziff. 1 H.G.B. den Eifenbahnen geftattet ift. 

Alinea 1 des $ 68 macht für Frachtgut im Allgemeinen den durch Art. 427 
Alin. 1 Ziff. 1 geftatteten Befreiungdvertrag zu einem reglementariſch wirklich 
vereinbarten, d. b. dur Alin. 1 des $ 68 wird — dem Art. 427 Alin. 1 
Ziff. 1 gemäß — vertragdmäßig ausbedungen, daß eine der Eiſenbahn nad den 
Beftimmungen der „vorftehenden Paragraphen” (i. e. $5 62—67 Regl.) zur Laft 
fallende Entihädigung in ihrem Geldwerthe nach folgenden Grundſätzen zu be- 
meſſen ift: 

1. Im Falle des gänzlihen oder theilweifen Berlufted wird der Schadend- 
berehnung Art. 396 H.G.B. zu Grunde gelegt. 

2. Zum Zwecke diefer Berechnung wird jedoch ein Normalfag fejtgefegt, ſo⸗ 
fern nicht ein höherer Werth ausdrüdlich und in beftimmter Form defla- 
rirt ift. 

3. Im Falle einer höheren Werthdellaration, für welde ein befonderer 
Frachtzuſchlag zu entrichten iſt, bildet die deflarirte Summe den Maximal⸗ 
fa der zu gewährenden Entichädigung. 

4. Bei Beihädigung findet eine entiprechende verhältnigmäßige Bergüti- 
gung ftatt. 

Sndem zur Erläuterung dieſer Borjchriften im Allgemeinen auf die Crörte- 
rungen bed Art. 427 Alin. 1 Anm. 285 ©. 376—389 Bezug genommen wird, 
ift im Einzelnen noch Folgendes hinzuzufügen: 

In Nr. 1 find — in abgefürzter Form — die in Art. 396 Alin. 1-4 
9..©.-B. ausgeiprochenen Grundſätze wiedergegeben. Darnach ift alſo auch im 
Eijenbahnverkehr, wie im gewöhnlichen Srachtverfehre, im Yalle ded gänzlichen oder 
theilweiſen Berluftes der Berechnung des Schadend prinzipiell der gemeine Han- 
delöwerth und, in Ermangelung eined ſolchen, der gemeine Werth des Guted zu 
Grunde zu legen. Unter „gänzlichem Verluſt“ iſt hierbei der Xotalverluft, 
unter „theilweifem Berlufte” die Beihädigung im Sinne ber Art. 395 H.G.B. 
(vgl. Bd. I. Anm. 39, 48) zu verftehen. Im Uebrigen ijt lediglih auf die Er- 
örterungen zum Art. 396 Bd. I. Anm. 47—53 ©. 277-307 Bezug zu nehmen. 


Bl. hierzu noch über ben Begriff „Berluft“ im Sinne des $ 68 Betr-Regl: Kubarth 
D. &.:3. 1881 ©. 1284, Ruckdeſchel S. 175, Wehrmaun ©. 85 ff. 
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Nach Nr. 2 wird jedoch zum Zwede der Entſchädigungsberechnung ber gemeine 
Handelöwertb bezw. der gemeine Werth nicht höher als 60 Mark (f. Deutichlant ı 
oder 30 Gld. Silber (f. Oefterr.-Ingarn) pro 50 Kilogramm Brutto angenommen. 
Diefer Betrag bildet ſonach den reglementömäßigen Normaljap und ald folder 
die Marimalgrenze, innerhalb deren der Belchädigte feinen Schaden unter Zu 
grundelegung der Beitimmungen des Art. 396 nachzuweiſen bat. In Betreff dieſes 
Normaljapes gilt alled oben Art. 427 Anm. 285 ©. 387 f. über ben Normalſaß bei 
Berluft oder Beihädigung Bemerkte. Die Zaffung: 

„... Der gemeine Handelswerth ꝛc. wird nicht höher ald 60 Mark... 

pro 50 Kilogramm Brutto angenommen,” 
tönnte übrigens leiht zu dem Schluffe führen, daß diefer Betrag an Stelle bezw. 
als Aequivalent ded gemeinen Handelswerths im Yalle des Verluſtes zc. jchIedt- 
hin und unbedingt gefordert werden dürfe; aljo nicht den Charakter eine Ma⸗ 
zimalfaßed babe. Diefer Schluß würde jedoch nicht zutreffend fein. Wie ber Zu- 
fammenhang mit Nr. 1 und Nr. 3 ergiebt, ftellt der bezeichnete Betrag nur kie 
Marimalgrenze dar und befreit den Erjaßberechtigten feineswegs von der ihm nach 
Nr. 1 obliegenden Beweidlaft. 

Vgl. im Uebrigen: oben Anın. 285 ©. 377, 378, THöl II. 8 106 ©. 214, Nudpeidei 

©. 224—226, Rehrmann ©. 136—138. 
Wie der Schlußpafud der Nr. 2: 
 „infofern ein höherer Werth nicht auddrüdlih auf der Adreßſeite des 

Frachtbriefes an der dazu beftimmten Stelle mit Buchftaben deflarirt if" 
erfennen läßt, hat der Normalfaß nur ſubſidiäre Bedeutung, d. h. er gilt mar 
dann ald bedungen, wenn eine jpezielle Werthdeklaration im Frachtbriefe nicht ent- 
halten iſt. Diefe Faſſung fteht im Einflange mit Art. 427 Alin. 1 Ziff. 1. m 
nah au nur „in Ermanglung” einer Wertbangabe der Normaljag eintreten 
jol. Sm letzterem alle greift aber der Normaljag ohne jede beiondere Abrete 
lediglich auf Grund der allgemeinen, im Frachtbriefe enthaltenen Bezugnahme auf 
das Neglement Pla. Der mit „infofern” beginnende Sap enthält zugleich Lie 
näbere Beftimmung über die Form der Werthdeflaration, von weldher erft in der 
folgenden Nr. 3 ausführlich die Rebe ift. Dieje Form wird daher zweckmäßiger 
erſt bei der Erörterung der Nr. 3 berührt. 

Nr. 3 ſpricht zunächft im erften Sage den Grundjag aus, dab im Yalle einer 
höheren Werthdeflaration die deflarirte Summe den Marimaljag der zu gewährenten 
Entihädigung bildet. Es kann hierbei auf die Ausführungen zum Art. 427 übe 
die Werthbeflaration im Allgemeinen Bezug genommen werben (j. Anm. 285 S. 380 j.\. 
Indeß macht Thöl 111. $ 106 ©. 215 mit Recht auf einen nicht unmejentlicyen 
Unterjchied in der Yafjung der vorliegenden Nr. 3 und ded Art. 427 Ziff. 1 axf- 
merffam: „die deflarirte Summe, bemerkt er, bilde den Marimaljag der zu ge: 
währenden Entihädigung. Wenn Died wörtlich zu verjtehen jet, fo werte 
aljo der Betrag, welcher der gejeglidye jei, welcher fi nämlich ergebe, wenn ter 
Berechnung ded Schadend der nachgewiejene wirkliche Werth des Guts zu Örunte 
gelegt werde, welcher aljo die nach dem Geſetze zu gewährende Entſchädigung bilde, 
reduzirt auf die deflarirte Summe. Der Befreiungsvertrag jei Dann nicht jomeit 
benugt worden, ald es geftattet ſei. Denn nach dem Geſetz dürfe der Befreiung?- 
vertrag bed Inhalts jein, daß die deflarirte Summe einen Marimaljap nicht der 
zu leiftenden Entfhädigung, fondern des in Rechnung zu fependen Wertbe3 
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bilde, wonach aljo der nun audgerechnete Betrag, welcher zu zahlen fei, ein gerin- 
gerer fein könne, als die deflarirte Summe. Nun jeien die Worte wörtlich zu 
verſtehen, denn fie könnten gar nicht anders verftanden werden, feien gar nicht 
zweideutig. Bedeutend werde bied jedoch nur für den Fall, daß die bdeflarirte 
Summe geringer jet, ald der Betrag des wirklichen Werth, gar nicht für den Fall, 
daß fie demjelben gleich oder daß fie größer fei“ (vgl. das von Thöl a. a. O. 
Anm. 4 angeführte Beilpiel). 

Thöl (a. a. O. S. 214, 215) hält ferner die im Reglement vorgeichlagene 

Form der Werthdeflaration, welche in dem Schlußpaflus der Nr. 2: . 
„njofern ein höherer Werth nicht ausdrüdlih auf der Adreßſeite bes 
Srachtbriefed an der dazu beftimmten Stelle mit Buchftaben deflarirt ift* 

für ungültig, weil Art. 427 Altn. 1 Ziff. 1 die bloße „Angabe“ im Yrachtbriefe 
für genügend erfläre, mithin jede formale Erſchwerung dieſer Angabe eine Ueber- 
tchreitung der den Eifenbahnen durch Art. 427 eingeräumten Befugniß ſei. Es ift 
jedoh oben Anm. 285 ©. 380 bereitd des Näheren motivirt worden, weshalb 
diefer Auffafjung nicht beigepflichtet und in der fraglichen Formvorſchrift eine Un- 
gültigkeit nicht erblidt werden kann. 

Nr. 3 normirt fodann im zweiten Sage den Frachtzuſchlag, welchen ber 
Berjender für die Zulaflung einer höheren, d. i. den Normaljag überjteigenden 
Werthdeflaration zu entrichten bat. Derjelbe Zufchlag darf ! ıo pro Mille der 
ganzen beflarirten Summe für jede angefangenen 150 Kilometer, melde dad Out 
innerhalb der einzelnen Bahn rejp. des einzelnen Verbandes zu durchlaufen bat, 
mit einem Minimalbetrage von O10 Mark (Defterreich-Ungarn 5 Kr.) und unter 
Abrundung des zu erhebenden Betrages auf O,1o Markt (Defterreich-Ungarn ganze 
Kr.) nicht überfteigen. Diejer Zuſchlag hat die Natur einer VBerfiherungsprämie 
(j. ©. 377). Es iſt für die ganze deflarirte Summe, nicht blo8 für den den 
Normaljap überfteigenden Betrag zu entrichten. Ferner ift, wie die Yaflıung zeigt, 
nur ein Marimaljap für denfelben aufgeftellt, welchen die Eijenbahnen nicht über- 
ichreiten dürfen. Wohl aber ift e8 ihnen geftattet, den Zufchlag niedriger zu nor- 
miren, jedoch nicht unter einen Minimalbetrag von O0 Mark bezw. 5 Kreuzer. 
Der Zuſchlag ift Innerhalb jeder einzelnen Bahn bezw. jeded einzelnen Verbandes 
für je angefangene 150 Kilometer zu entrichten, es findet alfo beim Transport 
über mehrere Bahnen bezw. Verbände ein bezügliched Zufammenrechnen der Kilo- 
meterzahl nicht Statt. 

Nr. 4 giebt jodann dem an fich felbitverftändlichen Sage Auddrud, daß bei 
Bejihädigung von Gütern die Vergütigung nach gleichen Regeln, wie bei Verluſt, 
d. h. nach demjelben Verhältniſſe zu bemefien fei. „Die entftandene Werthvermin- 
derung fol nad) Verbältnig ber gemäß ber Beftimmung ad 1 zu ermittelnden 
Werthes zu dem ad 2 und 3 erwähnten Marimalfage vergütet werden. 

Bol. Anm. 285 ©. 385, 388 (und Bd. I. Anm. 54 ©. 305). 

Alinea 2 des $ 68 wiederholt wörtlich den im Alin. 2 ded Art. 427 und 
Alin. 5 des Art. 396 H.-©.-B. ausgeſprochenen Grundſatz, Daß. im alle einer 
bözlihen Handlungsweiſe der Eijenbahnverwaltung oder ihrer Leute die Be- 
ſchränkung der Haftpfliht auf den Normalfag oder den angegebenen Werth des 
Guts nicht geltend gemacht werden Tann. 

Bol. Hierüber Aum. 287 S. 396, ferner: Ruckdeſchel S. 228, Wehrmann ©. 139. 
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289) $ 29 Alinea 1a. und b. Eifenbahn-Betriehö-Meglement. 

$ 29 Alinea la. und b. des Eifenbahn-Betrieböreglements enthält für Berluft 
oder Beichädigung von Reifegepäd in Form einer reglementariihen Borſchrit 
die Ausbedingung derjenigen Beichräntungen des Umfangs ber gejehlichen Erjar- 
pflicht, welche nah Art. 427 Alin. 1 Ziff. 1 H⸗G.B. den Eiſenbahnen ge 
ftattet ift. 

$ 29 Alin. 1a. und b. macht mithin für Berluft oder Beſchädigung ven 
Reifegepäd den durch Art. 427 Alin. 1 Ziff. 1 gejtatteten Befreiungdvertrag zu 
einem reglementarijch wirklich vereinbarten, d. b. durch $ 29 Ulin. la. und b. wir? 
— dem Art. 427 Alin. 1 Ziff. 1 gemäß — vertragdmäßig audbedungen, tab bie 
Eifenbahn von dem Zeitpunfte der Aushändigung bed Gepädicheind ab für Kir 
richtige und unbejchädigte Ablieferung der Gepäckſtücke haftet, und zwar im Adae 
meinen nach den in Abjchnitten II. (Beförderung von Gütern) entbaltenen S— 
dingungen und Abreden, foweit ſolche auf die Beförderung von Reilegepäd an 
wendbar jind, indbejondere aber nach folgenden Grundſätzen: 

a) Fit von Reiſenden ein höherer Werth nicht deflarirt, jo wird für ben 
wirklich erlittenen Schaden ein Normaljag von 12 Mark für jedes Kilo 
grammı vergütet. 

b) Sft ein höherer Werth deflarirt, jo wirb mit der Gepäckfracht zuglei 
ein Srachtzuichlag erhoben, welder für jete wenn auch nur angefangene 
150 Kilometer, die dad Gepäck von der Abjenbe- bis zur Bejtimmungs- 
ftation zu durchlaufen bat, im Minimum O0, Mark (Dejterreih-Ingarn 
10 Kr.) beträgt und 2 pro Mille der ganzen deklarirten Summe midı 
überjteigen darf. Die Werthdeflaration bat nur da eine rechtsverbint 
lide Wirkung, wenn fie von der Expedition der Abgangsitation im Gr 
pädichein eingefchrieben ilt. 

Bis auf die abweichende Höhe des Normaljages und bes Frachtzuichlages für 
die Werthdeklaration gelten im Allgemeinen die für die Schadensberechnung, den 
Normalfag und die Werthdellaration in Urt. 427 Alin. 1 Ziff. 1 9.6.8. une 
$ 68 Betr.-Regl. aufgeftellten Grundfäge, zumal $ 29 im Gingange ausdrüdlic 
auf die Anwendung der im Abjchn. III. Betr. Regl. (Beförderung von Gütern 
enthaltenen Bedingungen und Abreden verwetit. 

Ada. ift zwar — im Wortlaute von $ 68 abweichend — von einer Dr 
gütung des „wirklich erlittenen Schadens” die Rebe. 

Vgl. Erk. der Iuftizkanzlei zu Güftrow vom 16. Geptember 1867, Goltidhmidt, Im 

ſchrift f. d. gef. 9.-R. Bd. 19 ©. 620, D. @.-3. 1868 ©. 577. 

&3 kann aber feinem gegründeten Zweifel unterliegen, daß damit lediglich die Emt- 
ſchädigung unter Zugrundelegung ded gemeinen Hanbeläwertbd bezw. gemeinen 
Werths (Art. 396, 427 Ziff. 1I H.G.B. $ 68 Nr. 1 Real.) gemeint if. ur 
infoweit weit 8 29 hiervon ab, als tm Falle der Beihädigung nah Art. 3% 
Alin. 3 der Unterjhied zwiſchen dem Verkaufswerthe des Guts in beichädigtem 
Zuftande und dem gemeinen Handelswerth am Ort und zur Zeit der Ablieferung 
zu erſetzen ift, während nad) $ 29 der Werth lediglich nach Abzug des Gewichts 
des unverjehrten Inhalts des blod beſchädigten Gepädjtüd berechnet werden fol. 
Dieje Beftimmung enthält eine gefeglich nicht zuläffige Abweichung von Art. 396 
bezw. Art. 427 Alin. 1 Ziff. 1 H.G.⸗B. 





Art. 427. „SH 38 Alin. 2, 3, 5 u. 6 Eijenbahn-Betrieb3-Reglement.” 407 


Ad d. bildet die ald Werth dellarirte Summe den Marimalfap ber zu ge- 
währenden Entihädigung, wie in Rüdficht auf $ 68 Nr. 3 — abweichend 
von Art. 427 Alin. 1 Ziff. 1 — angenommen werben muß (f. oben Anm. 288 
©. 404). Was die Normirung des Frachtzuſchlags anlangt, jo weicht diefelbe, ab- 
gefehen von der Verſchiedenheit der Beträge, au darin von $ 68 Nr. 3 ab, daß 
dort der Zufchlag für jede auch nur angefangenen 150 Kilometer innerhalb der 
einzelnen Bahn reip. ded einzelnen Verbandes zu erheben ift, während bier 
die ganze Transportftrede ungetheilt zur Berechnung fommt. 

Für die Werthdeflaration bei Reifegepäd jchreibt $ 29 Alin. Ib. Sag 2 zur 
Sültigkeit eine bejondere Yorm vor. Ste hat darnach nur dann eine rechtsver⸗ 
bindlihe Wirkung, wenn fie von ber Erpedition ber Abgangsftation im 
Gepäckſchein eingejhrieben ift. Somit ift fowohl die Angabe Geitend ded 
Abjenderd als irgend einer anderen Erpedition ꝛc., ald derjenigen der Abgangs⸗ 
ftation, ungültig. Thöl III. $ 107 ©. 218, 219 und handelsrechtliche Grörterungen 
©. 21 (vgl. auch Epftein ©. 20) hält dieje reglementarifcheBorjchrift für ungültig, weil 
Art. 427 für die Werthangabe eine bejondere Yorın nicht verlange, mithin mehr zur Be- 
jeitigung bed Normaljage erfordert werde, als gejeglich und kraft abſoluten Rechtsfatzes 
genügend jei. &8 könne daher auch einer anderen Form der Werthangabe im Gepädichein 
die Gültigkeit nicht abgeiprochen werden. Indeß kann aus den bereit8 oben bei Art. 427 
Anm. 285 ©. 380 entwidelten Gründen diefer Auffaffung nicht beigetreten werden. 
(Bol. Goldſchmidt Zeitichr. für das gel. HR. Bd. 26 ©. 612, 613, Bd. 28 
©. 455.) Unter „Crpedition” ift hierbei nicht eine einzelne bejtimmte Perſon, 
fondern es find die in der Erpedition beichäftigten Leute zu verjtehen. Die Yorm- 
vorſchrift fol die Eifenbahn dagegen ſchützen, daß fie Vermerke auf dem Gepäd: 
jchein, die vom Abfender jelbft oder dritten, fremden Berjonen hbineingejchrieben 
find, gegen fich gelten laflen müſſe. 

Bei bößliher Handlungsweiſe kann, wenngleich dies hier nicht beſonders 
audgedrüdt ift, die Beichränkung auf den Normalfa oder ven deflarirten Werth 
nicht geltend gemacht werben, ift vielmehr Erſatz ded vollen Schadend zu leiften. 


Bol. 8 68 Alin. 2 Betr.Regl. Art. 396 Alin. 5, Art. 427 Alin. 2 H.G.B., |. oben Bd. 1. 
Aum. 54, Bd. IH. Anm. 287 S. 396. 
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$ 38 Alin. 2, 3, 5 und 6 des Cijenbahn-Betrieböreglement3 enthält für Ver- 
Iuft oder Beihädigung von Fahrzeugen (einjchlieglih Equipagen) in Yorm einer 
reglementarijhen Vorſchrift die Ausbedingung derjenigen Bejchränfungen bed Um— 
fangs der gefeglichen Erjagpflicht, welche nad Art. 427 Alin. 1 Ziff. 1 H.G.B. 
den Eifenbahnen geitattet ift. 

$ 38 Alin. 2, 3, 5 und 6 macht fomit für Verluſt oder Beſchädigung von 
Fahrzeugen den dur Art. 427 Alin. 1 Ziff. 1 gejtatteten Befreiungdvertrag zu 
einem reglementarijch wirklich vereinbarten, d. 5. dur $ 38 Alin. 2, 3, 5 und 6 
wird — dem Art. 427 Alin. 1 Ziff. 1 H.&.-B. gemäß — vertragsmäßig aus—⸗ 
bedungen, daß, indem die Eijenbahn nad Alin. i ded $ 38 prinzipiell für die be- 
förderten Equipagen (ſ. S. 268) nad den für den Güterverkehr geltenden Be- 
dingungen und Abreden, jowelt fie auf den Gegenftand anwendbar find, haftet: 
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1. der der Schadensberechnung nach den geltenden gejeblichen Beitimmunge 
(se. Art. 396) zu Grunde zur legende Werth den vom Aufgeber befle- 
tirten Werth nicht überjteigen ſoll (lin. 2); 

2. eine jolde Werthangabe nur für die Equipage oder für Das Fabrım; 
jelbft, nicht für die darin befindlichen Gegenftände ($ 37) zuläſſig # 
(Alin. 3); 

3. im Falle der Werthangabe der im Tarif angegebene Transportpreis ie 
Equipage oder bed Fahrzeugs um einen beftimmten Sag erböbt wird, 
welcher 1 pro Mille der für jedes Fahrzeug deflarirten ganzen Sunm: 
für jede angefangenen 150 Kilometer der ganzen Transportftrede mi: 
einem Minimalbetrage von O,ıo Mark (Deiterr.-Ungarn 5 Kr.) umd U- 
rundung des zu entridhtenden Betrages auf 0,10 Marl (Defterr.-Ungara 
ganze Kreuzer) nicht überfteigen (Alin. 5); 

4. in Ermangelung der Werthangabe der nach den geſetzlichen Beftimmunger 
zu ermittelnde und zu erfeßende Werth jedes Fahrzeuges, einſchließlich 
der darin befindlichen Gegenftände, weder in Berluft: noch in Be 
Ihädigungsfällen den Betrag von 900 Mark (Oefterr..Ungarn 450 Gul- 
den) überfteigen foll (Alin. 5); 

9. die Angabe eines höheren Werthes ald 900 Mark (bezw. 450 Gulden) fir 
eine unter Begleitung verjendete Equipage nur dann eine rechtsverbindliche 
Wirkung bat, wenn fie von der Erpedition der Abgangsftation im 
Zrandporticheine vermerkt ift, die Angabe eines höheren Werthes aber 
ber ohne Begleitung verjendeten Equipagen nad) den für Fradhtgüter 
gegebenen Borichriften (Alin. 6). 

Nah diejen Vorſchriften find den Erſatzanſprüchen für Berluft oder Beichädi- 
gung von Fahrzeugen (einjchlieglih Eauipagen) „die geltenden gejeglihen Beitim- 
mungen“, d. b. gemäß Art. 396 der gemeine Handelswerth bezw. gemeine Wertb, 
zu Grunde zu legen. 

Für diefe Schadendberechnung ift jedoch ein Normaljag derartig bejtimmt. 
daß der nach den gefeglichen Beſtimmungen zu ermittelnde und zu erfegende Wertt 
jedes Yahrzeuges, einjchließlich der darin befindlichen Gegenftände (j. über leptere 
unten ©. 409) weder in Berluft- noch in Beichädigungdfällen den Betrag ven 
300 Mark (450 Gulden) überfteigen fol. Thöl (II. $ 109 S. 221) bemängdt 
bier den Ausdruck „zu ermittelnde und zu erſetzende Werth“ und giebt zu erwägen, 
ob darunter nicht hätte der „zu Grunde zu legende” Werth verftanden werten 
jollen. Indeß, wenngleich leptered der Tendenz ded Art. 427 Alin. 1 Ziff. 1 mehr 
entiprädhe, jo läßt der Wortlaut ebenjo wie im $ 68 Nr. 3 („der zu gewährenten 
Entihädigung” j. S. 404) dody feinen Zweifel, daß der Normaljag das Maximum der 
wirklich zu erießenden, nicht ded dem Erſatze zu Grunde zu legenden Werthes 
bilden fol. Das Bedenken Thöl's, dag nad) der Zaflung nicht nur der Erjſaß 
für Berluft, jondern auch für Beſchädigung bid zu dieſem Marimum fich fleigem 
könne, erjcheint nicht jo jchwerwiegend, da, indbejondere bei zufammengejes- 
ten Sachen (wie Fahrzeugen ꝛc.) Beichuldigungen eintreten können, welde 
den unbejhädigten Theil werthlos machen. aljo einem Berlufte faktiſch gleichzu- 
achten find. 

Es kann aber aud) eine beiontere Werthangabe ftattfinden. Jſt dieſe ge: 
wählt, jo gilt — übereinftimmend mit Art. 427 Alin. 1 Ziff. 1 — als bedungen, 
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dab der ber Schadenäberechnung nad den geltenden geleßlichen Beftimmungen zu 
Grunde zu legende Werth den vom Aufgeber deklarirten Werth nicht über- 
fteigen foll. 

Die Werthangabe ift zunächſt infofern beſchränkt, ald fie nur für die Equipage 
oder für dad Fahrzeug jelbft, nicht für Diejenigen Gegenſtände (sc. Reijegepäd) 
zuläffig ift, welche gemäß $ 37 Regl. (}. Anm. 270) in den Equipagen und Fahr⸗ 
zeugen belaffen werden dürfen. 

Sodann ift im Halle der Werthangabe ein Frachtzuſchlag zu entrichten, 
der ſich — abgeſehen von ber Berichiedenheit der Beträge — von dem in $ 68 
Nr. 3 für gewöhnliche Frachtgüter normirten Frachtzuſchlag dadurch unterfcheibdet, 
daß er nicht für je angefangene 150 Kilometer einer jeden einzelnen Bahn bezw. 
jeded einzelnen Verbandes, fondern der ganzen Trandportftrede berechnet 
wird. Im Uebrigen iſt er den im $ 68 Nr. 3 und $ 29 Alin. 1b. bezeichneten 
Frachtzuſchlägen infofern analog, als er ſich ald Maximalſatz barftellt, ber nicht 
überjhritten, wohl aber — bi8 auf ein feſtgeſetztes Minimum — unterboten 
werden darf. 

Was ferner die Form der Werthdeklaration anlangt, jo unterfcheidet $ 38 
Alin. 6 Eauipagen mit und ohne Begleitung. Yür erftere joll die Deklaration 
nur dann eine rechtöverbindlihe Wirkung haben, wenn fie von der Erpebition der 
Abgangzftation im Transportſcheine vermerkt ift, für leptere ift die Form der 
Werthdeklaration bei Frachtgütern ($ 68 Nr. 2): Vermerk auf der Adreßſeite des 
Frachtbriefe® an der dazu bejtimmten Stelle mit Budhftaben maßgebend. Diefer 
Unterjdied wird bedingt durch die verjchiedenartige Erpeditiondweife, welche bei 
begleiteten Equipagen auf Transportſchein, bei nichtbegleiteten auf Yrachtbrief er- 
folgt. Thöl (Il. $ 109 ©. 222) verwirft beide Yormvorfchriften ald ungültig 
— eine Annahme, welde aus den mehrfach erwähnten Gründen (Anm. 285 ©. 380 
und Anm. 289 ©. 407) nicht als zutreffend bezeichnet werden kann —, Kühl- 
wetter (S. 44 Nr. 6) monirt mit Recht, dab bier nur von Equipagen, nicht 
auch von Fahrzeugen die Rebe jei. In ber That muß Dies in Rüdfiht auf die 
vorangehenden Beftimmungen wohl ald eine nicht beabjichtigte Omiſſion bezeichnet 
werben, die ber Remebur bedarf. 

Es entfteht endlich noch die Frage, ob der Normaljag, wie dies in Alin. 5 
geichehen, fi ungetheilt auf dad Fahrzeug und bie darin befindlichen Gegen- 
ftände beziehen darf? Thöl a. a. DO. ©. 222, 223 verneint dieje Yrage, weil 
dur Alin. 3 eine Wertbangabe für die darin befindlichen Gegenftände verboten 
jei und der NRormaljag nad Art. 427 H.G.R. nur ftatthabe, wenn eine zuläjfige 
Werthangabe nicht erfolgt fei. Für bie qu. Gegenftände trete daher Der gejeß- 
liche Schadenderfag ein und die Beitimmung des Reglement, daß der bad 
Fahrzeug betreffende Normalſatz auch zugleich die in demſelben befindlichen Gegen⸗ 
ftände begreife, fei ungültig. Dieſe Annahme ift nad der Tendenz bed Art. 427 
H.G.B. richtig, ba ed hiernach der Eiſenbahn keineswegs freifteht, ob fie Dellara- 
tion oder Normalfat zulafien will. Vielmehr darf fie einen Normalfap nur „in 
Srmanglung einer Werthangabe“ — zu welcher der Abjender zu verjtatten iſt — 
ausbedingen. Verbietet fie alſo die Werthangabe, jo ift auch die Beftimmung 
eines Normalſatzes unftatthaft und es muß der Schadenderjag nad, Art. 396 ge- 
regelt werden. 

Bei böslicher Handlungdweije kann — wenngleid die hier nicht bejonderd 
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andgebrüdt ift — unter Wegfall jeder Einfchräntung Erſatz des vollen Schadens 
gefordert werden. 


Vol. 8 68 Wlin. 2 Betr..Regl. Urt. 396 Alin. 5, Art. 437 Alin.2 H. G.B., |. cben Hax 
287 ©. 396. 
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$ 44 Alinea 3, 4 u. 5 des Eijenbahn-Betrieb3-Reglementd enthält für Berluf 
oder Beichädigung von Thieren in Form einer reglementarifchen Borjchrift tie 
Ausbebingung derjenigen Beſchränkungen des Umfangs der geſetzlichen Haftrflidt, 
welche nach Art. 427 Alin. 1 Ziff. 1 H.G.B. den Eifenbahnen geftattet if. 

8 44 lin. 3, 4 u. 5 macht biernah für Berluft oder Beſchädigung ver 
Thieren den durch Art. 427 Alin. 1 Ziff. 1 geftatteten Befreiungdvertrag zu einen 
reglementariich wirklih vereinbarten, d. h. dur $ 44 Alin. 3, 4 u. 5 wir — 
dem Art. 427 Alin. 1 Ziff. 1 gemäß — vertragsmäßig außbebungen, daß, im Fale 
der Erjagpflichtigkeit, unter Zugrundelegung der allgemein für den Güterverkeb: 
in Abjchnitt III. enthaltenen Bertragäbedingungen: 

1. der vom Aufgeber deflarirte Werth und in Crmanglung einer Werth 
angabe die in Alin. 3 für die einzelnen Thiergattungen ſpeziell bezeit- 
neten Beträge die Maximalentſchädigungsſätze bilden (Alin. 3); 

3. im alle ver Werthangabe neben dein tarifmäßigen Trandportpreife ein 
Zuſchlag zu bezahlen ift, welcher 1 pro Mille der ganzen beflarirten 
Summe für jede angefangenen 150 Kilometer der ganzen Trantper:- 
ftrede mit einem Minimalbetrage von 0,10 Mark und Abruntung te 

zu entricytenden Betraged auf O,10 Mark nicht überfteigen darf (lin. 4': 

3. die Angabe eined höheren Wertbed nur dann eine rechtöverbintlidı 
Wirkung hat, wenn fie entweder (nämlich bei Beförderung auf Yradı- 
brief) auf der Adreßſeite des Frachtbriefs an der dazu beftimmten Steille 
durch den Verſender mit Buchſtaben eingetragen oder auf bem Tran} 
portidyeine durch bie Erpedition der Abgangdftation vermerkt ift (Alm. 5°. 

Der Schabendberehnung iſt ſomit gemäß $ 68 Nr. 1 (sc. Art. 396) der ge 
meine Handelswerth bezw. der gemeine Werth ded Thiered zu Grunde zu legen. 

Als Marimum des zu Grunde zu legenden Werthes find aber die in Win 5 
bes $ 44 für die einzelnen Thiergattungen aufgeführten Normaljäge beitimmt, 
infofern nicht eine höhere Werthangabe gewählt ift. 

ft eine höhere Werthangabe gewählt, fo bildet Diefe den „Marimal: 
jap ber zu gewährenden Entihädigung “, nicht des zu Grunde zu legen 
den Werthes, wie in Rüdjicht auf $ 68 Nr. 3 — abweichend von Art. 427 Alin. I 
Ziff. 1 — angenommen werden muß. 

Im Falle einer folden Werthangabe ift ferner ein Frachtzuſchlag zu an: 
richten, der in feiner Höhe und feinen Modalitäten vollftändig mit dem für bie 
Werthdellaration eined Yahrzeugd normirten Frachtzuſchlag ($ 38 Alin. 5 ſ. ober 
©. 409) übereinftimmt. 

Endlich ift auch für diefe Werthdeklaration, um von rechtöverbinblider Wir 
Yung zu fein, eine bejtimmte Form vorgejchrieben, und zwar verjchieben, je nad- 
dem die Beförderung des Thiered mittelft Frachtbriefes oder Transportſcheines er- 
folgt. Erfterenfalls muß die Deklaration auf der Adrepfeite des Yrachtbriefes ax 
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Der dazu beftimmten Stelle dur den DBerjender mit Buchſtaben eingetragen, 
Tegterenfalld auf dem Zrandporticheine durch die Erpedition ber Abgangsftation 
vermerkt jein. Gegen die von Thöl III. $ 108 ©. 220 behauptete Ungültigkeit 
Diefer Yormvorfchrift fprechen die bereit oben Anm. 285 ©. 380 und Anm. 289 
©. 407 geltend gemachten Gründe. 

Sn Yale bösſslicher Handlungsweiſe füllt die Beſchränkung auf den 
Normalſatz oder den deklarirten Werth fort und tritt Anſpruch auf Erfab des 
vollen Schadens ein. 


BL $ 68 Alin. 2 Betr. Regl. Urt. 396 lin. 5, Art. 427 Alin. 2 H.G.⸗B., |. oben BL. 1. 
Anm. 54 ©. 307, Bd. IU. Aum. 287 ©. 396. 


292) 8 70 Eifenbahn-Betriebö-Reglement. 


Wie in den 88 68, 29, 38 u. 44 ded Regl. im Anſchluß am Art. 427 Alin. 1 
Ziff. 1 9..&.:B. der Umfang der Erfappfliht der Eifenbahnen für Verluft und 
Beſchädigung von Frachtgut, Reilegepäd, Fahrzeugen und Thieren normirt ift, jo 
bat in den 88 70, 31, 39 u. 45 des Regl. im Anſchluß an Art. 427 Alin. 1 
Ziff. 2 H.G.B. der Umfang der Erſatzpflicht der Eijenbahnen für Berfäumung 
Der Lieferzeit in gleicher Weije feine Regelung gefunden. 

$ 70 des Eifenbahn-Betriebd-Reglement3 enthält zunächſt für Frachtgut im 
Allgemeinen betreffd Verſäumung der Lieferzeit die Ausbedingung derjenigen Be— 
ichräntungen ded Umfangs der geſetzlichen Erfagpflicht (Art. 397 H.G.B.), welde 
nach Art. 427 Alin. 1 Ziff. 2 H.G.⸗B. den Eiſenbahnen geftattet ift. 

$ 70 madıt für Frachtgut im Allgemeinen den durch Art. 427 Alin. 1 Ziff. 2 
geftatteten Befreiungsvertrag zu einem reglementarisch wirklich vereinbarten, 
d. 5. dur $ 70 wird — dem Art. 427 Alin. 1 Ziff. 2 gemäß — vertragämäßig 
ausbedungen, daß eine ber Eiſenbahn für Berfäumung der Lieferzeit zur Laft 
fallende Entihädigung (Art. 397 9.©.-B. $ 69 Alin. 1 Betr.-Regl.) in ihrem 
Geldwerthe nad folgenden Grundſätzen zu bemeflen ift: 

1. Zum Zwecke der Schadensberechnung (Art. 397 H.G.B. $ 69 Alin. 1 
Betr.-Regl.: Erſatz des vollen Schadens, welchen ber Berechtigte nachzumweijen 
hat) find zwei Kategorien von Normalſätzen feitgefegt, welde — in Er- 
manglung einer Dellaration (ſ. II.) — den Marimaljag der zu gewährenden Ent- 
ichäbigung bilden. Bon dielen Kategorien können 

a) die Beträge ber einen (!/a, !/s, Ya der Fracht: abgeftuft nach Maß⸗ 
gabe der Verſäumniß und der Güter), abweichend vom dem Prinzipe 
ded Schadendnachweiles, jchlehthin und ohne Schadensnachweis 
gefordert werden (lin. 1); 

b) die Beträge der anderen (!a u. Y/ı der Fracht: abgeftuft nah Map- 
gabe der Berfäumniß) nur mit Schadensnachweis gefordert werden 
(Alin. 2, 3). 

II. Im Falle einer Deklaration des Intereſſes an der rechtzeitigen 
Lieferung bildet die deklarirte Summe den Marimaljag der zu gewährenden 
Entihädigung, für welche alddann ſtets der Schadensnachweis zu führen ift 
(Alin. 2, 3). 

II. Für die Dellaration des Intereſſes an der rechtzeitigen Lieferung iſt Be⸗ 
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hufs ihrer Gültigkeit eine beftimmte Yorm anzımenden und darf ein Sramı- | 


zujchlag erhoben werden (Alin. 5, 6). 

IV. Bei bödliher Handlungdweife fällt die Beichräntung anf ten 
Normaljap und die Intereſſedeklaration fort. 

Indem zur Crläuterung dieſer Borfchriften im Allgemeinen auf die Creme 
rungen des Art. 427 Alin. 1 Ziff. 2 Bezug genommen wird (j. Am. 28 
©. 389 f.), ift im Einzelnen noch Folgendes hinzuzufügen: 

Die Schadendberehnung für Berjäumung der Lieferzeit erfolgt prinzipiell nad 
den Grundjägen ded Art. 397 H.G.B. bezw. $ 69 Alin. 1 Betr.Regl. Dir 
nad bat die Eifenbahn den vollen Schaben zu erieben, welcher durch Berim: 
mung der Lieferzeit entftanden ift, fofern fie nicht bemeift, daß fie Die Beripätun: 
durch Anwendung der Sorgfalt eines ordentlichen Frachtführer nicht babe at- 
wenden können. Der Erſatzberechtigte feinerjeitd hat die Höhe des entjtan: 
denen Schadens nachzuweiſen. 

Bol. Urt. 397 H.G.⸗S. und $ 69 Alin. 1 Beir.-Regl. Bd. I. Anm. 55—58 €. 323 P. 


Zum Zwede der Entſchädigungsberechnung find jedoh in Gemäßheit des 


Art. 427 Alin. I Ziff. 2 Normaljüge eingeführt und Dekfarationen de Berziar 
rungdintereffed zugelafien, welhe 1. die Marimalgrenze der zu gemährenten 
Entihädigung bilden follen, und 2. innerhalb deren der Erjapberedhtigte prinziwiei 


feinen Schaden unter Zugrundelegung der Beitimmungen ded Art. 397 9-68. | 


nachzuweisen bat. 
Bgl. hierüber Art. 427 Alin. ı Ziff. 2 oben Aum. 286 ©. 392. 

Bon der Regel ad 2 jedoch, daß der Erfapberechtigte innerhalb der Marimal- 
grenze feinen Schaden nadhzumeifen bat, ift aus Zwedmäßigfeitögründen zr 
Gunſten des Publikums injofern im $ 70 Regl. abgewichen, als betreffs te 
Normalfaged unter gewiffen Borausfegungen und bis zu einer gewiffen Het: 
von dem Schadendnachweid Abftand genommen ift und ohne dieſen Nachweis 
ihlehthin und unbedingt der reglementsmäßige Normalfap ald Schabenderiur 
vereinbart ift, gefordert werden darf. Wenngleich Art. 427 feiner Yaffung unt 
Tendenz nad) davon ausgeht, daß Normalſatz und Deklaration nur die Mayimsl- 
grenze bilden jollen, innerhalb deren der Schaden nachzuweiſen iſt, jo ift hierdurd, 
wie oben ©. 395 bereitd bemerkt, nicht audgejchloffen, beide ſchlechthin umd ebne 
Beweis ald Erfagquantum zu firtren. Diefer Abweichung von ben Regeln im 
Beweidlaft liegt die Erwägung zu Grunde, daß die Schwierigfeiten für ven 
Schadensnachweis bei Verſpätung erheblich größer find, als bei Berluft oder We 
ſchädigung. Denn während in letzterem Falle im Weſentlichen nur thatjädlid« 
Verhaͤltniſſe (Zuftand des Gutes, Höhe der Marktpreife 2c.) in Betracht kommen, 
handelt e8 fich bei erjterem meiftentheild um die Feſtſtellung individueller Rad 
theile und Intereſſen (veränderte Nachfrage, Verluſt der Kundihaft, Unverwent- 
barkeit der verjpäteten Waare ıc.), deren Werth und Größe der Natur der Sue 
nach weit ſchwieriger darzuthun ift. Aus diefen Gründen und weil ferner über 
haupt in jeder verjpäteten Ablieferung doch irgend ein, werm auch noch jo gering: 
fügiger Nachtheil für den Empfänger zu liegen pflegt, ift $ 70 von den allgemeinen 
Beweisregeln über den Schabensnachweis bei Verſpätung infofern abgewichen, alt 
für Schadensanfprüche, welche gewiffe im Verhältniß zur Dauer ber Friſtüberſchren 
tung bis zur Hälfte der Fracht zunehmende Frachtantheile nicht überfteigen, Fein 
Schadendnahweis erfordert wird. Für alle weitergehenden Schadendaniprüdx 
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aber ift der gejeplichen Beweisregel gemäß der Schadensnachweis zu erbringen. 
Diejen Erwägungen entſpricht Die Faſſung und Normirung des $ 70 Betr.-Regl. 
Sie fieht — abgelehen von ber Deklaration — zwei Kategorien von Normalfägen 
vor, von welchen die eine ohne, die andere uur mit Schadensnachweid gefordert 
werden darf. 

Alinea 1 trifft Beftimmung über die erfte Kategorie von Normaljäpen, 
beren Betrag bei eingetretener Verſäumniß, abweihend von ber allgemeinen Be- 
weißregel, ohne Schadensnachweis, d. h. jchlehthin und unbedingt ohne 
Rückſicht darauf, ob überhaupt und in welcher Höhe ein Schaden wirklich ent- 
jtanden ift, zu gewähren iſt. Die Eijenbahn ift zur Leiftung ber Vergütung ver- 
pflichtet, „ohne den Nachweis zu verlangen, daß durch die verfpätete Ablieferung 
ein Schaden entftanden iſt“. Es find drei Normalfäge beftimmt, welche — ent- 
iprechend dem in Art. 427 Alin. 1 Ziff. 2 enthaltenen Hinweife — in dem Ber- 
Iufte von Frachtantheilen beftehen, nämlich 4, Ys und !/a der Fracht. Borauß: 
jepung des darnach zu leiftenden Schadenserjaged ift eine Berjpätung. Jedoch 
wird bierbei unterjchieden zwiſchen Frachtgütern und Eilgütern. Bei erfteren 
ift der Zeitraum der Veripätung, welche die Gewährung eined jener Yrachtantheile 
als Schadenserſatz zur Folge hat, ftufenweife größer bemefjen, als bei letzteren. 
Demgemäß wird vergütet: 

a) bei Frachtgütern: wenn die Verfpätung mehr ald einen Tag beträgt, 
bis zu 3 Tagen !/, bis zu 8 Tagen !/s, und wenn die Verſpätung mehr 
ald 3 Tage beträgt, ’/s der Fracht; 

b) bei Eilgütern: wenn die Verfpätung mehr ald 12 Stunden beträgt, 
bis zu 24 Stunden !/a. bis zu 3 Tagen Ys, und wenn die Berfpätung 
mehr ald 3 Tage beträgt, ’/a der Fradıt. 

In diejer Beitimmung ift ein Normalja für Verjpätung, welche bei Fradht- 
gütern weniger ald einen Tag und bei Eilgütern weniger ald 12 Stunden beträgt, 
nicht enthalten. Daraus ift jedoch nicht zu jchließen, daß für berartige Verfpätun- 
gen ein Rormalfag überhaupt fehle. Vielmehr gilt für diefelben in Rüdficht dar- 
auf, Daß ed nicht billig wäre, bei jo geringfügigen Verjpätungen einen Berluft an 
Fracht ohne jeden Schadenönachweid eintreten zu laffen, der in Alin. 3 sub 2 be 
ſtimmte Normalfag, welcher einen Schadensnachweis vorausſetzt. 

Alinea 2 giebt nun gegenüber der im Alin. 1 aufgeflellten Ausnahme, 
wonach unter den dort angegebenen thatſächlichen Vorausſetzungen ein Schadend- 
erſatz bis zur Hälfte der Fracht ohne Schadendnachweid verlangt werden darf, 
für den Fall der Inanſpruchnahme eines höheren Schadenserjaged lediglich der 
allgemeinen Beweis regel Ausdrud, daß alddann dem Entjchädigungsberedhtigten 
obliegt, den durch die verfpätete Ablieferung wirklich entjtandenen Schaden nad- 
zumweifen. Die bejondere Hervorhebung diefer Regel würde fi erübrigt haben, 
wenn nicht Alin. 1 eine Ausnahmebeftimmung enthielt. Der Nachweis hat jedoch 
nur „auf Berlangen der Eijenbahnverwaltung” ftattzufinden; es ift in 
ihr Ermeſſen geftellt, gegebenenfalld davon abzufehen. Dadurch werde, wie Thöl 
S. 226 richtig bemerkt, angedeutet, daß die Eiſenbahn den Beweis nicht leicht 
anderd verlangen werde, ald im Halle des Verdachtes, daß der deklarirte Betrag 
weder dem wirklichen, noch dem vorausfichtlihen Schaden entipredhe. Die Boraus- 
ficht, daß der Beweis vielleicht werbe verlangt werden, trete aber der fchlechten 
Spekulation auf den Erwerb deflarirter Beträge entgegen. 
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Alinea 3 ftelt für den Yall dieſes Schabenönahmweijed Ham 
Marimalfäge auf, welde der Entichädigungäberehtigte bei feiner Schabnttn 
nung ald Grenze anzufehen bezw. innerhalb beren er den Schabenänadmei: ; 
balten bat: 

1. im Falle einer Deklaration des Intereſſe an der rechtzeitigen Lieferum; 
die deflarirte. Summe, 
2. in Ermangelung einer ſolchen Deflaration ald Normaljag 


a) bei Berfäumniß von nicht mehr ald 24 Stunden den Betrag tn 


halben Yradıt, 
b) bei Verfäumniß von mehr ald 24 Stunden ven Betrag der gana 
Fracht. 
Die zweite Kategorie von Normalſätzen unterſcheidet ſich ſomit ven te 


erften (|. Alin. 1) dadurd, daß fie, der eigentlichen Tendenz des Art. 427 cr 


ſprechend, den Schadensnachweis bedingt, mithin ihr Betrag nicht fchledhtbin ze 
fordert werden darf. Der Berechtigte bat, jobald er einen höheren Schadenseri; 
ald den im Alin. 1 bezeichneten, beanjprucht, feinen Schaden nah Art. 397 (t. ı 
den vollen Schaden) darzuthun und die Höhe des zu leiftenden Erſatzes beitimm 


ſich durch die Höhe des nachgewieſenen Schabend, nur mit der Maßgabe, Dat te 
oben bezeichneten Normaljäge die Marimaljäge der zu gewährenden Entſchädigur; 


bilden. Es gilt für diefe Normaljäge alle oben bei Art. 427 Alin. 1 Ziff. 2 atc 
den Normalfag bei Berjpätung Bemerkte (vgl. Anm. 286 ©. 395). Hierbei in 
nicht, wie in Alin. 1, ein Unterfchied zwilchen Fracht- und Eilgütern gemadıt, ır$ 
iſt die Zahl der ſich nach dem Umfange der Veripätung abftufenden Ilormali:r 
auf zwei reduzirt, nämlich die halbe Fracht bei nicht mehr ald 24 ſtündiger, di 
ganze Yracht bei mehr ald 24 jtündiger Verſäumniß. Einer von diefen beiden Re: 
maljäge trifft mithin ftet8 zu. Erſcheinen dem Abjender dieje Beträge als Rır. 
malgrenze nicht ausreichend, fo bleibt ihm der Weg der höheren Deflaration c*: 
(Zböl III. $ 112 ©. 226). 

Sit eine Deklaration des Interefied an der rechtzeitigen Lieferung gemi:t 
jo bildet diefe den Marimalfap der zu gewährenden Entihädigung (ij. cc 
Anm. 286 ©. 392) und ed finden alsdann die oben Art. 427 Alin. 1 3if.: 
Anm. 286 ©. 592—395 über die Deklaration des Verzugsintereſſes erörtr: 
Grundſaätze Anwendung. 

Durch die Schlußworte des Alin. 3: „infofern nicht die Berfaumniß Der Lie: 
zeit dur eine böslihe Handlungsweiſe der Eifenbahn oder ihrer Leute de 
beigeführt worden ift“, ift auch bier, wie in $ 68 Alin. 2, dem im Art. 427 Alin: 
Art. 396 Alin. 5 ausgeſprochenen Grundjage Ausdrud gegeben, daß im alle be} 
licher Handlungdweije jede Beichränktung des Umfangs bed Schadenserfages :7 
Normaljäge und deflarirte Summen fortfällt und der volle Schadenderjag eirr“ 
(vgl. Anm. 287 ©. 396 und Bd. I. Anm. 54 ©. 307). 

Alinea 4 fchreibt für die Deklaration des Intereſſes an der rechtzeitige: 
Lieferung eine beitimmte Form obligatorifh vor. Die Deklaration „muß betu’ 
ihrer Gültigkeit auf der Adreßſeite des Yrachtbriefed an der dafür vorgejebene 
Stelle (ſ. Bd. J. S. 79, 115) erfolgen und der deöfalljige Betrag von dem Berjent: 
mit Buchftaben eingetragen werden”. Dieje Yormvorfchrift ſteht — wie che 
Anm. 285 ©. 380, Anm. 289 ©. 407 begründet — mit Art. 427 nidht im Wire 
ipruhe. (A. M. Thöl II. $ 112 ©. 226.) 
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Alinea 5 und 6 erklären für den Yall der Dellaration die Eijenbahn für 
berechtigt, neben der tarifmäßigen Fracht einen Frachtzuſchlag zu erheben (wel: 
cher die Natur einer Berfiherungsprämie bat (ſ. oben ©. 877). Bemerkenswerth 
ift, daß hier nur von einer Berehtigung der Eijenbahn zur Erhebung des Zu- 
ſchlags die Rede ift, während überall jonft dad Reglement ſchlechthin außipricht, 
daß der Zufchlag erhoben wird oder zu erheben if. Indeß ift diejer an fich un⸗ 
wefentliche Unterfchied wohl mehr zufällig, als beabfichtigt. Die Höhe ded Fracht—⸗ 
zufchlagd darf einen Marimaljag nicht überfteigen (Alin. 5) und unter einen Mini« 
malſatz nicht berabgehen (Alin. 6). Der Marimalfag beträgt für je 10 Mark 
(5 Ir.) der deflarirten Summe — angefangene 10 Mark (5 Flr.) für voll ge 
rechnet — für die erften 150 Kilometer, welche dad Gut innerhalb der einzelnen 
Bahn rejp. des einzelnen Verbandes zu durchlaufen bat, 1 Pf. (1, Kr.), für bie 
folgenden 225 Kilometer '/s Pf. (Y/s Kr.), für jede weiteren folgenden 375 Kilo- 
meter !/s Pf. (!/s Kr.). Angefangene 150 refp. 225 und 375 Kilometer werden 
für voll gerechnet. Ueberſchießende Pfennige (Kreuzer-Bruchtheile) find auf 0,10 Mark 
(ganze Kreuzer) abzurunden. Der Minimaljag (geringfte Frachtzuſchlag) beträgt 
O0 Markt (5 Kr.). Die Berechnung iſt eine dem Frachtzuſchlage für Werth- 
Deklaration von Frachtgut ($ 68, ſ. Anm. 288 ©. 405) analoge. Auch hier ift für 
die ganze bdeflarirte Summe, nidht blos für den den Normaljag überfteigenden 
Betrag der Zufchlag zu entrichten und ebenfo findet die Berechnung und Abrundung 
‚ver Kilometerzahl bezw. der Bruchtheile von Pfennigen oder Kreuzern nur inner- 
halb einer einzelnen Bahn bezw. eined einzelnen Verbandes ftatt, mithin iſt 
ein Zuſammenrechnen der Kilometerzahl 2. beim Transport über mehrere 
Bahnen bezw. Verbände nicht angängig. 
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$ 31 des Eifenbahn-Betrieböreglements enthält für Verſäumung ber Lieferzeit 
von NReifegepäd in Yorm einer reglementariihen Vorſchrift die Audbedingung 
derjenigen Beichränkungen bes Umfangs der gejeplihen Erſatzpflicht, welche nach 
Art. 427 Alin. 1 Ziff. 2 H.G.⸗B. den Eifenbahnen geftattet ift. 

$ 31 macht mithin für Neifegepäd den durch Art. 427 Alin. 1 Ziff. 2 ge 
jtatteten Befreiungdvertrag zu einem reglementariſch wirklich vereinbarten, d. h. 
dur $ 31 wird — dem Art. 427 Alin. 1 Ziff. 2 gemäß — vertragämäßig aus- 
bedungen, daß ein der Eijenbahn für Berfäumung der Lieferzeit obliegender Schadens⸗ 
erſatz fi nach folgenden Beitimmungen richtet: 

l. Mangels einer Deklaration des Interefied an rechtzeitiger Lieferung wird 
der nachzuweiſende Schaden (Art. 397: voller Schaden) nad einem Normaljage 
von 0,0 Marf (10 Kr.) für jedes Kilogramm und jeden angefangenen Tag der 
Berfäumniß vergütet. 

Im alle einer Deklaration des Intereſſes an der rechtzeitigen Lieferung, 
welde zu einer beſtimmten Zeit (mindeftens !/s Stunde vor Abgang des Zuges), 
in beftimmter Yorm (Vermerk im Gepädichein durch die Gepäderpedition) und 
gegen einen beſonderen Frachtzuſchlag (für jede angefangenen 150 Kilometer min- 
deftend 1 Mark und höchſtens 2 pro Mille der deflarirten Summe) zu erfolgen 
bat, bildet die deflarirte Summe dad Maximum der zu gemwährenden Ent- 
ſchädigung. 
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U. Die Eiſenbahn ift von der Erinkpflicht befreit, jofern fie bemeilt bat ı. 
die Berijpätung durch Anwendung ber Sorafalt eines ordentlihen Aradtlühre: 
nicht habe abwenden können. 

Hiernach gelten im Allgemeinen bie für die Schadensberehmung, den Mm: 
fag und die Dellaration in Art. 427 lin, 1 Ziff. 2 aufgeftellten Grunbiäce 

Bl. Ann. 286 ©. 389. 

1. Der Schaden wird in Gemäßheit ded Art. 397 H.G.B. (f. Be. 1 
Anm. 56 ©. 334 ff.) voll berechnet und ift vom Berechtigten nachzumeijen. Die 
Eiſenbahn kann fi) jedoch von der Erjappflicht durch den Beweis der im Art. 33: 
zugelaflene Einrede: 

daß fie die Verſpätung durch Anwendung der Sorgfalt eines order: 
lichen Frachtführers nicht habe abwenden können, 
befreien (Bd. I. Anm. 57 ©.342f.) — ein Sag, der nad Art. 397, 427 Alin. | 
Ziff. 2 felbftverftändlich it bier aber unter Nr. 2 des 8 31 befondere Aufnahme 
gefunden hat. 

2. Ferner bildet her oben angegebene Normaljag, wenn ein Berzugöinter- 
eſſe nicht in der vorgejchriebenen Wetje deflarirt ift, den Marimaljag ver za 
gewährenden Entſchädigung. Died ift, wenn auch wenig gejchidt, durch den Ein: 
gangsjag audgedrüdt: „Der für Berfäumung der Lieferungdzeit zu leiftende Era 
des nachzumweifenden Schadens, jobald joldher überhaupt eintritt, kann nur im Be 
trage von 0,0 Mark für jedes Kilogramm und jeden angefangenen Tag der Br 
ſäumniß bis dahin, daß das Gepäd als in Verluft gerathen anzujehen ift (S 30‘ 
beaniprucht werden.“ Meberflüffig find die Worte „jobald joldher überhaupt cin 
tritt“. Denn anderenfalld ift der Schaden eben nicht nachzuweiſen. Der Nomul: 
jag wird für Die ganze Traneportitrede zufammen berechnet, nicht für jede ein- 
zelne Bahn oder verbandweife. Iſt dad Gepäd ald in Berluft gerathen anzu: 
jehen ($ 30), fo tritt Schadenderjag nad 8 29 ein und fann ein darüber hinaus 
gehender Erſatz für die Verjpätung nur bei bejonterem Schadensnachweiſe cin- 
treten. 

3. Ift eine Deklaration ded Interefjed an der rechtzeitigen Lieferung ge 
wählt, jo bildet diefe den Marimaljag der zu gemwährenden Entihädigung. Yud 
bier ift diejer Sag ſchwer verjtändlicher Weije mit den Worten umfchrieben: „Bit 
der Neijende die Höhe bed wegen veripäteter Lieferung zu leitenden Schatent- 
erfaged als die Höhe des Intereſſes an der rechtzeitigen Lieferung fi ſichern, ie 
bat er die desfallſige Erklärung... . abzugeben. — Dagegen wird dem Reijenten 
als Schadenderjag für die verjpätete Lieferung derjenige Betrag defjelben von ke 
Gijenbahn geleiftet, welcher innerhalb des deflarirten Betraged nachgewiejen me: 
den kann.“ 

Für die Abgabe dieſer Erflärung jind zweierlei Modalitäten — 
Einerſeits muß fie zu einer beftimmten Zeit, d. b. mindeſtens 3 Stunt: 
vor Abgang des Zuged, mit welchem die Beförderung gejchehen joll und nach ten 
Betriebönorichriften geichehen kann, in der Gepäderpedition abgegeben merken. 
Eine jpätere Abgabe der Erklärung braucht nicht angenomnten zu werten. Bir 
fie aber jpäter angenonmen, fo iſt fie gültig. Uebrigens jept dies voraus, daß 
die Gepäderpedition !/s Stunde vor Abgang ded Zuged geöffnet und zur Aut: 
ftelung des Gepädicheind bereit war. Anderenfalld wird fie Die Annahme eine 
jpäteren Erflärung nicht verweigern fünnen. Bei böslicher Handlungsweiſe filt 





e 


Art. 427. „SH 39 Alin. 3 u. 4 Eijenbahn-Betriebd-Reglement.* 417 


die Beichränkung auf Normalfag und Deklaration fort und ift der volle Schaden 
zu erjepen (Art. 397, 427 Alin. 2 H.⸗G.B.). 

Anbererjeitd ift als Yorm für die Deklaration vorgefchrieben, daß fie von der 
©epäderpedition im Gepädichein vermerkt jein muß, um rechtöverbindliche Wirkung 
zu haben. Ohne diele Form ift die Deklaration mithin ungültig (j. oben ©. 380 
und dagegen Thöl $ 112 ©. 228 Anm. 3). 

Für die Deklaration ift endli ein befonderer Frachtzuſchlag, eine „Ber- 
gütung“ (Berfiherungsprämie) zu entrichten, welche $ 31 Nr. 1 in maximo und 
minimo dahin normirt, daß der Marimaljap 2 pro Mille der angegebenen 
Snterefie-Summe für jede angefangenen 150 Kilometer, die dad Gepäck von 
der Abfjende- bis zur Beitimmungdftation zu durchlaufen hat, und unter Abrun- 
dung der zu entrichtenden Beträge auf 0,10 Mark (ganze Kreuzer) beträgt, dagegen 
der Minimaljag 1 Mark (50 Kr.). 


294) 8 39 Ulinen 3 und 4 Eifenbahn-Wetriehssfieglement. 

8 39 Alin. 3 und 4 des Eijenbahn-Betrieb8-Reglements enthält für die Ver⸗ 
faunung der Lieferzeit von Fahrzeugen (einſchließlich Equipagen) in Form einer 
reglementariichen Vorſchrift Die Ausbedingung derjenigen Beichränfungen des Um- 
fangs der gejeplihen Erjaßpflicht, welche nah Art. 427 Alin. 1 Ziff. 2 9.6.8. 
den Eifenbahnen geftattet ift. 

$ 39 Alin.3 und 4 macht mithin. für Yahrzeuge (einfchlieglich Equipagen) den 
durch Art. 427 Alin. 1 Ziff. 2 geftatteten Befreiungdvertrag zu einen reglemen- 
tariſch wirklich vereinbarten, d.h. Durch $ 39 Ain. 3 und 4 wird — dem Art. 427 
Alin. I Ziff. 2 gemäß — vertragämäßig ausbedungen, daß eine der Eifenbahn für 
Berfänmung der Lieferzeit zur Laſt fallende Schadenserjagleiftung ſich nach folgenden 
Brunniigen bemißt: 

Für die nah Art. 397 aufzuftellende Schadendberechnung ift, Mangels 
einer köhesen Deklaration, ein Normaljag ald Marimalgrenze der zu gewähren. 
den Entihädigung aufgeftellt, welcher 30 Mark für jede Equipage und jeden an- 
gefangenen Tag beträgt. 

2. Sm Falle der Deklaration eined höheren Interefjed der rechtzeitigen 
Lieferung, für welche ein beſonders normirter Frachtzuſchlag zu entrichten und eine 
befondere Form (verfchieden, je nachdem ed fih um Yahrzeuge mit oder ohne Be- 
gleitung handelt) vorgeichrieben ift, bildet die beflarirte Summe den Marimaljag 
der zu gewährenden Entihädigung. Die Schadensberechnung erfolgt ſomit prin« 
zipiell nach der Regel des Art. 397 9-&.-B., d. h. es ift der volle Schaden zu 
berechnen und vom Berechtigten nachzumweijen. 

In Alin. 3 Sag 1 ift jedod zum Zwecke der Schadendberehnung gemäß 
Art. 427 Alin. ı Ziff. 2 ein Normaljag vorgejehen, jo daß fih die Erfagpflit der 
Eiſenbahn, Mangeld einer höheren Deflaration, in maximo nicht weiter erjtredt, 
als auf Zahlung des Betraged „von höchſtens 30 Mark für jede audgebliebene 
Equipage und jeden angefangenen Tag der Berfäumniß." Die Faſſung diejer Worte 
ift infofern ungenau, als nad dem Zufammenhang zweifellos unter „Equipage“ 
nicht nur dieſe, jondern Fahrzeuge aller Art zu verftehen find. Die Berechnung 

erfolgt einheitlich für die ganze Trandportftrede, night für jede einzelne Bahn bezw. 
jeden einzelnen Verband. 

Eger, Deutſches Frachtrecht. 11. 97 
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Sft die Deklaration eines böberen Intereſſes an ber rechtzeitigen Yieferun: 
gewählt, jo bildet Diefe den Marimaljag der zu gewährenden Entſchädigung. 

Die Form, deren Nichtbeachtung die Deklaration ungültig macht, ift veridieter 
je nahdem das Fahrzeug begleitet ift oder nicht. Bei begleiteten Equipagen nat 
anderen Yabhrzeugen bat die Deklaration nur dann rechtöverbindliche Wirkung, wenr 
fie von der Erpedition der Abgangdftation im Transportſcheine vermerkt ift. Be 
unbegleiteten Equipagen (und anderen Fahrzeugen) erfolgt die Deklaration „nad der 
für Frachtgüter gegebenen Borjchriften“, d. h. fie muß behufs ihrer Gültigkeit a 
der Adreßſeite ded Yrachtbriefd an der dafür vorgejehenen Stelle erfolgen und te 
Betrag von dem Berjender mit Buchftaben eingetragen werden ($ 70 Alin. 4). Tı 
diefe Formvorſchriften mit Art. 427 Alin. 1 Ziff. 2 nicht im Einflange feien, = 
Thöl I. $ 112 ©. 229, 230 Anm. 11, 12 annimmt, kann nicht zugegeben werdes 
(j. oben ©. 380). 

Für den Frachtzuſchlag, welcher in beiden Fallen, d. 5. bei der Deflaratier 
begleiteter und unbegleiteter Yahrzeuge, erhoben wird, ift ein Marimal- und en ®: 
nimaljag bejtimmt. Erſterer beträgt für jede 7,; Kilometer und für jede angeır- 
genen 60 Mark (30 Gulden) der ganzen dellarirten Summe 0, Pf. (4 Kreuze 
unter Abrundung auf O,1o Mark (ganze Kreuzer), legterer Oso Mark (15 Krause. 
Der Zuichlag wird ungetrennt von der ganzen Trandportitrede berechnet. 

Im alle bösliher Handlungsweije können die Beichränktungen der Gr 
jagpflicht auf den Normalfag oder die bdeflarirte Summe nicht geltend gemadı 
vielmehr Erjaß des vollen Schadens unbeichräntt u werden (Art 3 
427 Alin. 2). 
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8 45 Alin. 2 Sag 2 und Alin. 3 des Eifenbahn-Betriebd-Reglementd eniki: 
für Verſäumung der Lieferzeit von Thieren in Form einer reglementariide 
Vorſchrift die Ausbedingungen derjenigen Beichränfungen des Umfangs der geſeß 
ichen Erjagpfliht, welde nah Art. 427 Alin. 1 Ziff. 2 H.G.B. den Eijenbatue 
geftattet üft. 

F 45 Alin. 2 Sag 2 und Alin. 3 macht mithin für Thiere den durch Art. 42" 
Alin. 1 Ziff. 2 geftatteten Befreiungdvertrag zu einem reglementarifch wirklich ve- 
einbarten, d. h. durch $ 45 wird — dem Art. 427 Alin. 1 Ziff. 2 gemäß — er 
trag&mäßig audbedungen, daß ein der Eifenbahn für Verſäumung der Zieferzeit :t 
liegender Schadenderjag nach folgenden Grundſätzen bemefjen wird : 

1. Die Schadendberehnung erfolgt prinzipiell nah den im Abjdhnitte li. 
des Betr.Regl. (für Fracht im Allgemeinen) enthaltenen Beftimmungen, melde = 
Alin. 1 ded 8 45 ausdrücklich auch „für die Folgen verfäumter Lieferungsjet 
beim Thiertrandport maßgebend erklärt worden find, joweit nicht Alin. 2 un: 
des $ 45 hiervon auddrüdlid Abweichungen enthalten. Demgemäß ift (vgl. s ı" 
Alin. 1 oben Anm. 292 ©. 412) der volle Schaden zu berechnen und vom & 
rechtigten nachzumweifen. Es fommen ferner, da $ 45 Normaljüge nicht beſtium 
zu dieſem Behufe die auch für andered Frachtgut in $ 70 Alin. I und 3 beitims 
ten Normalfüge für Anwendung. Vgl. oben Anm. 292 ©. 413, 414 zum $ 76 

2. Im alle der Deklaration eined höheren Intereſſes an der rechtzeitige 
Lieferung bildet ferner gemäß 8 70 Alin. 3 die deflarirte Summe den Ram. 
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fa der zu gewährenden Entſchädigung, infofern nicht die Verſäumniß der Lieferzeit 
durch eine bösliche Handlungs weiſe der Eifenbahn oder ihrer Xeute herbei. 
geführt worden ift. 

Abweichend jedoch von den Borjchriften ded $ 70 geitaltet fich die Form der 
Deklaration und der Frachtzuſchlag für dieſelbe. 

Was die Form anlangt, fo iſt, wie in $ 44 Alin. 5, unterſchieden zwifchen 
Beförderung mittelft Frachtbriefes und mittelft Trandporticheined. Bei Beförderung 
wmittelft Frachtbriefes hat die Deklaration nur dann eine rechtönerbindliche Wirkung, 
wenn fie auf der Adreßjeite des Frachtbriefs an der dazu beftimmten Stelle (ſ. Bb. 1. 
©. 79, 115) durch den Berfender mit Buchjtaben eingetragen iſt, — bei Beförderung 
mittelft Trandporticheind, wenn fie auf dem Transportſcheine durch die Erpebition 
ter Abgangdftation vermerkt if. Der Annahme Thöls (III. $ 112 ©. 229 
Anm. 7) daß diefe Yormoorfchriften gegen Art. 427 Alin. 1 Ziff. 2 verftoßen, 
kann nicht beigepflichtet werden (f. oben ©. 380). 

Der Frachtzuſchlag, welder in beiden Fällen, d. b. bei beiden vorbezeich- 
neten Zormen der Deklaration, erhoben wird, ift dur einen Maximalſatz und 
einen Minimalfag beftimmt. Er darf für jede 7, Kilometer und für jede an- 
gefangenen 60 Mark (30 Gulden) der ganzen deflaririen Summe O,s Pf. 
(!/ıo Kreuzer) unter Abrundung auf 0,10 Mark (ganze Kreuzer) nicht überjteigen 
und andererjeitö unter einen Beitrag von 0,30 Mark (15 Kreuzer) nicht herabgehen. 
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Allgemeines Deuiſches Handelsgeſetzbuch. 


Artilel 428. 


Es Tann bedungen werden, daß nach erfolgter Empfangnahne 
des Guts und Bezahlung der Fracht jeder Anſpruch wegen Verluſte 
an dem Gute oder wegen Beſchädigung defielben au dann, !wenn 
diefelben bei der Ablieferung nicht erfennbar waren und erft fpater 
entdeckt worden find (Art. 408 Abf. 2), erliiht, wenn der Anſpruch 
nicht binnen einer beitimmten Friſt nad der Ablieferung bei der 
Eifenbahnverwaltung angemeldet worden ift. 

Die Friſt darf nicht Türzer, als vier Wochen fein. 


Zuſatz 1. 
Bol. Art. 408 des Deutichen Handelsgeſetzbuchs. 


Zufaß 2. 
Bol. $ 64 Alin. 4 Sap 3 Eijenbahn-Betrieb3-Neglement, mitgetheilt bei Art. 408 
(Br. I. ©. 465, 515—519). 
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$iteretur: Allgemeine Neberfiht: Goldſchmidt, Handb. des Hanbeldr. 1. Aufl. J., 1.5623 
32 f. S. 194 f., 1,2. 8 75 ©. 733 f. (2. Aufl. $ 232.) Buſch, Arch. Bd. 7? S. 461 f. m Rönre 
Erz. IL ©. 403 f. Voigtel, Literatur-lieberficht (Berlin 1876) Nr. 1-5 &. 102—109,F113, IM 
Endemann, Deutſch. Handeldr. $ 1U ©. 44 f. Behrend, Handb. des HR. 8 14. THE, HR. 
11. ©. ı u. 2. Vgl. die zum Art. 408 angef. Literatur Br. IT. ©. 466. Im Einzelnen: Anſchüt 
und v. Bölderndorff IN. ©. 478. Endemann, HR. $ 161 ©. 763. Goldſchmidt, Zairı 
f. d. gel. HR. Bd. 26 ©. 613. v. Hahn Il. ©. 549, 550. Keyßner ©. 491, 492, ©. 5. K:e 
©. 435, 436. Komwalzig ©. 45?, 453. Makower Art.428. Puchelt IL ©. 440, 441. BWerzlea 
©. 417. v. Krümel ©. 611. Adermann in Buſch's Arch. Bd. 13 ©. 450 f. Gad, 3ı 
Gareis ©. 361. Thöl, HR. U. 8 99 ©. 243-204 und Handeldr. Erörter. 1882 ©. 22. Schefie: 
n. Groß ©. 459. Brig ©. 423. Wächter J. ©. 29. W. Koh in Goldſchm. Zeitſchr. j. d. 
gef. HM. Bd. 10 5. 105 f., Eiſenb.⸗Transp.R. ©. 131-133. Billig ©. 6. Ruckdeſche: 
©. 188-190. Epſtein ©. 103, 104. Wehrmann ©. 212, 213. Barufhon-Sarsciemir, 
©. 332—34. Eger, internat. Eiſenb.Frachtr. S. 126. 


Entſcheidungen des Deutſchen Reichsgerichts :c.: T. die zum Art. 408 angeführte Rat: 
ſprechung oben Bd. II. ©. 466. 





„Prinzip und Entftehung des Art. 428." 421 


296) Prinzip und Entliehung des Urt. 428. 


Dur Art. 428 erleidet das Vertragsverbot ded Art. 423 H.G.⸗B. infofern 
eine Audnahme, ald Art. 428 der Eiſenbahnen die vertragdmäßige Kinfchräntung 
ded in Art. 408 Alin. 2 prägzifirten Falles der Haftpflicht geftattet. 

Art. 408 Alin. 1 fpricht nämlich vornehmlich zu Gunften der Frachtführer — 
alfo auch der Eifenbahnen — die Kegel aus, daß durch Annahme des Guts und 
Bezahlung der Fracht jeder Aniprud gegen den Frachtführer erliſcht. Der gejep- 
geberiihe Grund für diefe Beftimmung liegt, wie oben Bd. I. Anm. 125 des 
Näheren erörtert, in der Erwägung, daß ed den Snterefien ded Transportverkehrs 
vor allem entipricht, wenn die aus Frachtverträgen entftehenden Anſprüche möglichft 
ihnell zur definitiven Erledigung kommen. Das Geſetz will daher derartige An- 
fprüche nicht nur der Zeit nach möglichft begrenzen, fondern auch aus gewifien Hand» 
Iungen des Empfängers, welche auf eine thatfächliche Billigung des audgeführten 
Transports ſchließen laffen, einen fofortigen Verzicht von Anfprüchen aus dem Yracht- 
geichäfte bezw. ein Erlöfchen diejer Aniprüche herleiten. 

Art. 408 Alin. 2 macht jedoh von der Regel des Alin. 1 eine Ausnahme. 
Daß Präjudiz, daß dur Annahme ded Guts und Bezahlung der Fracht jeder An- 
ſpruch gegen die Eifenbahn erliſcht, ſoll billigerweije gegen den Abfender dann nicht 
in vollem Umfange Anwendung finden, wenn e8 ſich um Berlufte oder Beichädi- 
gungen handelt, welche bei der Ablieferung Außerlicy nicht erfennbar waren. Denn 
in diefem Yalle liegt ein entfchuldbarer Irrthum vor, bei defien Borbandenjein Die 
Thatfachen der Annahme des Guts und Bezahlung der Fracht die Billigung des 
ausgeführten Trandportd nicht ohne MWeitered begründen. Andererſeits foll aber 
nach der Abficht des Gefeped auch bei äußerlich nicht erkennbaren Mängeln der Cr- 
faganiprud nicht unbegrenzt fortbeftehen, vielmehr — abgefehen von der allgemeinen 
Berjährungsfrift (Art. 408 Alin. 3) — dad Präjudiz des Alin. 1 nur jolange nicht 
Platz greifen, als ter Irrthum ſich wirklich als ein entfhuldbarer qualifizirt, d. b. 
nur upter den beiden im Alin. 2 ded Art. 408 prägzifirten Borausfegungen: 

1. wenn die Yeitftelung des Verluſtes oder der Beichädigung ohne Verzug 
nad) der Entdedung nachgefucht worden ift, und 

2. wenn bewiejen wird, daß der Berluft oder die Beſchädigung während 
ber Zeit feit der Empfangnahme bi8 zur Ablieferung entjtanden ift. 

Was nun die erfte diefer beiden VBorausfegungen anlangt, jo muß zwar die 
Schadensfeſtſtellung ohne Berzug nach der Entdedung nachgeſucht werden, um einen 
nachträglihen Schadensanſpruch zu begründen. Immerhin ift aber hiernach Die 
Geltendmachung defjelben von dem ganz unbejtimmten Momente der nachträglichen 
Entdedung abhängig, fo daß bis zum Ablaufe der im Alin. 3 ded Art. 408 vor- 
geiehenen allgemeinen Berjährungsfrift bezw. während der ganzen Dauer derjelben 
der Yrachtführer aus derartigen Anſprüchen belangt werden kann. 

Der gewöhnliche Frachtführer vermag fih nun zwar gegen dieſe audgedehnte 
Haftbarkeit im Vertragswege zu fügen. Er darf Mangel jeder gejeglichen Be— 
ſchränkung feiner Vertragsfreiheit vereinbaren, daß dad Ausnahmerecht der Yrift des 
Alin. 2 Art. 408 auf nachträgliche Erhebung von Schadendanfprüchen bejchränft 
oder gänzlich aufgehoben werde. 

Die Eifenbahnen dagegen find an ſolchen bejchränkenden Vereinbarungen durch 
dad Vertragsverbot ded Art. 423, welches auch Art. 408 umfaßt, an ſich verhindert. 
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Wollte man auch ihnen — wie dies billig erichien — die Möglichkeit einer zcı 
lichen Beſchränkung ihrer Haftpfliht aus Art. 408 Alin. 2 im Bertragäwese 
wenigftend in einem gewiſſen Umfange gewähren, jo mußte Died in Yorm einer be 
fonderen Audnahmebeftimmung zu dem generellen Vertragsverbote ded Art. 435 
geichehen. 

Anfänglic) wurde zwar eine gejeglihe Ausnahmebeftimmung nicht für erforder: 
lih erachtet und ein bezüglicher Antrag Bayernd (Monit. Nr. 468), dieſelbe in 
Rüdfiht auf die Eilenbahnen in das Geſetz ausdrücklich aufzunehmen, abgelehnt. 
da es fich auch bei den Gijenbahnen — im alle der vertragsmäßigen Abkürzun: 
der Frift — nicht um eine ihnen verbotene Beſchränkung des Umfangs ihrer Hr“ 
barkeit, fondern lediglich um die Beichränfung der Zeit ihrer Geltendmachung handle. 
(Brot. ©. 4737, 4738.) Späterhin drang jedoch die Erwägung durch, daß m 
der vertragmäßigen Beichränfung der Friſt zur Geltendmachung eined Schaden: 
anſpruches implicite eine Beihräntung ded materiellen Umfangs der Haftpflicht liege 
und daher, wenn den Eijenbahnen in Rüdjicht auf Art. 423 die Beichränkung ix; 
Alin. 2 Art. 408 geftattet fein jolle, dies durch bejondere gejeglihe Beftimmur: 
geſchehen müfle. 

Sn IH. Leſung war nämlich von Württemberg (Brot. ©. 4701 Art. 400 0. 
ber viel weitergehende Antrag geftellt worden: 

„Kür die Verjährung der Klage aus dem Frachtgeſchäft können bein 
Transport auf Eijenbahnen auch andere Friften, ald die gefeglichen im 
Vertragswege feitgejept werden.” 

Bei der Berathung dieſes Antraged wurde jedoch bemerkt: Es werde zu unter 
fcheiden fein, ob ed ſich darum handle, zu bejtimmen, daß die betreffenden Erſaß 
anfprüche gegen die Eijenbahnverwaltungen rüdjichtlih ihrer Entftehung an ti: 
Bedingung der Anmeldung innerhalb einer gewifjen Friſt gebunden feien, oder od 
nur dad Recht der Eifenbahnen in Trage jtehe, die entftandenen Erſatzanſprüche in 
einer kürzeren ald der geſetzlichen Frift für verjährt zu erklären. Was dem zweiter 
Punkt angehe, jo fcheine ed an genügenden Gründen dafür zu fehlen, daß mar be 
züglich der Verjährung einmal begründeter Anſprüche zu Gunſten der Eiſenbabn. 
verwaltungen von den allgemeinen Grundſätzen des Geſetzbuches abweiche und ie 
genannten Verwaltungen eine beſondere Befugniß einräume, in ihren Reglemems 
kürzere als die geſetzlichen Verjährungsfriſten feſtzuſetzen. Es ſei daher die Annabne 
des obigen Antrages (Art. 400b.) nicht empfehlenswerth. Inſofern es ſich dagegen 
darum handle, ob das Eintreten der Haftpflicht felbit an die Anmeldung des ein- 
getretenen Schadens innerhalb einer gewiſſen kurzen Friſt geknüpft werden dur. 
ericheine allerdingd eine Ausnahmebeftimmung erforderlih. Der gänzlihe Berhr: 
des Frachtgutes komme jedoch in diejer Beziehung gar nicht in Betradt. Hie 
koͤnne ed fich vielmehr nur um den Gegenſtand des zweiten Abſatzes des Art. 40: 
handeln, nämlich um den theilweiſen Berluft (Manko) und die Beichädigun: 
eined am Beftimmungsorte angelommenen und dem Empfänger audgelieferten rat! 
ſtücks. Wegen folder Schäden fünne der Frachtführer nad) Maßgabe des Art. 408 
fofern diejelben bei der Ablieferung des Guts äußerlich nicht erkennbar gemeien. 
jelbft nach Annahme ded Guts und nad) Bezahlung ter Fracht noch fortwähren: 
in Anſpruch genommen werden, fojern die Feftftellung des Schadens ohne Berzu 
nach der Entdedung nachgeſucht worden ſei. Dieſe Beitimmung fei allerdingd mi: 
den Interefjen der Eifenbahnverwaltungen nicht vereinbar, und ed müſſe denfelbe:. 
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gleich allen anderen Frachtführern, freiftehen, vertragsmäßig feftzujeßen, daß der⸗ 
gleichen Anſprüche ohne Rüdjicht darauf, wann fie von dem Betheiligten entdedt 
worben feien, nur dann gegen die Bahnverwaltung geltend gemacht werden dürften, 
wenn fie innerhalb einer gewiſſen kurzen Frift angemeldet würden. Mit Rüdficht 
hierauf und in ber Erwägung, daß die betreffende Friſt nicht jo kurz beftimmt 
werben dürfe, daß fie der Nichtzulaffung der betreffenden Anfprüche gleihlommen 
würde, ward ftatt des obigen Antraged (Art. 400.) folgende Beftimmung in Vor- 
ſchlag gebracht: 

„Es iſt den Eiſenbahnen geftattet, die Erſatzanſprüche wegen äußerlich 
nicht erkennbarer Verluſte und Beſchädigungen an die Anmeldung inner 
halb einer angemefjenen Yrift zu Inüpfen.” 

Bon einigen Abgeordneten wurde zwar beftritten, daß eine ſolche Ausnahme- 
beftimmung erforberlich fei, weil Art. 423 eine ſolche Beſchränkung den Eijenbahnen 
nicht verbiete, indem ihnen diefer Artikel nur die Befchräntungen ded materiellen 
Umfangs der Haftbarkeit unterfage, auf Belfügung von Bedingungen aber, oder 
auf Feſtſetzung von Friſten, innerhalb deren die fraglichen Anfprüche geltend ge« 
macht oder angezeigt werden müßten, fich nicht beziehe. Demgegenüber drang jedoch 
die Meinung durch, daß Art. 423 den fraglichen Vereinbarungen entgegenfteben 
würde, indem die geſetzlichen Berpflichtungen des Frachtführerd allerdings eine Be— 
ſchränkung erlitten, wenn die Eijenbahnverwaltungen fie an kürzere, als die geleß- 
lihen Berjährungdfriften oder an die Bedingung der Anmeldung innerhalb einer 
kurzen Frift knüpfen würden; denn wenn das Geſetz fagt, daß der Frachtführer 
diefe und jene Verpflichtungen habe, fo fünne ed nicht zweifelhaft jein, daß eine 
Berpflihtung, die zwar an und für fi) denjelben Umfang habe, ald die gefegliche, 
aber an eine fürzere Zeit der Geltendmachung des Anſpruchs oder an die Be- 
Dingung der Anmeldung defelben binnen einer kurzen Frift gebunden fei, nur ein 
bejchränktered Recht gewähre. Um indeß jeden Zmeifel hierüber abzufchneiden, 
wurden in den Art. 493 ergänzend die Worte „Eintritt der Verpflichtungen” auf- 
genommen (f. oben Art. 423 Anm. 218 ©. 208). 

Hierauf wurde noch in dem zuletzt vorgeichlugenen Antrag der Ausdrud „eine 
angemefjene Friſt“ als ungenau und zu Zweifeln und Streitigkeiten Anlaß gebend 
bemängelt und beantragt, an Stelle defielben „eine mindeftend vier Wochen vom 
Zage der Empfangnahme an dauernde Friſt“ zu ſetzen. 

Bei der Abftimmung war man alljeitig darüber einverftanden, daß fein Grund 
vorhanden jei, den Eifenbahnverwaltungen die Befugniß zur Vereinbarung fürzerer 
Berjährungsfriften im Allgemeinen oder wegen eines gänglichen Berluftes der Güter 
im Bejonderen einzuräumen. Dagegen wurde bezüglich der in Art. 408 beiprod)e- 
nen Verluſte und Beihädigungen der leptermähnte Antrag mit der Modifikation, 
Daß Statt „eine angemefjene” zu fegen jet „eine mindeitens vier Wochen vom Tage 
der Empfangnahme des Guts an dauernde” angenommen (Brot. ©. 5025—5029). 

Die Redaktionskommiſſion bat hierauf dem Antrage die in dad H.G.B. ald 
Art. 428 aufgenommene Yafjung gegeben (Brot. ©. 5123). 


297) „EB Tann bedungen werben, daß nach erfolgter Empfanguahme des 
Guts und Bezahlung der Fracht jeder Anſpruch wegen Verluſtes an dem 
Gute sder wegen Beſchädigung deſſelben au Dann, wenn Dielelben bei 
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ber Ablieferung nit erfeunber waren und erſt Ipäter eatdect merken 
find (Urt. 408 Abſ. 2), erlifcgt, wenn der Unfprug nit binnen einer 
beſtimmten Friſt nad Der Ablieferung bei der Eifenbaiuserissitung au 
gemeldet werden iſt.“ 

Alinea 1 des Art. 428 geftattet — ald dreizehnte Ausnahme von der 
Regel ded Art. 423 — den Eifenbahnen eine vertragämäßige Beichränfung der ge: 
jeglihen Haftpflicht dahin gehend, daß nach erfolgter Empfangnahme des Gar 
und Bezahlung der Kracht jeder Anſpruch wegen Berlufte® an dem Gute oder 
wegen Beſchädigung defielben auch dann, wenn diefelben bei der Ablieferung mid: 
erfennbar waren und erft fpäter. entdeckt worden find (Art. 408 Abi. 2), erliid: 
wenn der Anfpruch nicht binnen einer bejtimmten Yrift nach der Ablieferung be 
der Eijenbahnverwaltung angemeldet worben ift. 

Bon diejer Befugniß tft in dem Eijenbahn-Betrieböreglement ($ 64 Alin. 4 
Sap 3) Gebrauch gemacht (vol. Bd. II. Anm. 138 ©. 515—519), d. h. der vcu 
Geſetze geitattete Befreiungsvertrag ift durch das Reglement zu einem wirklic 
vereinbarten gemadt (j. Thöl II. $ 99 ©. 202 f.). 

Der geſetzgeberiſche Grund für die Zulafjung dieſes Befreiungdvertrages if 
bereits in der vorangehenden Anm. 296 &. 421f. erörtert worden. Zur Grläuterunz 
der Beltimmungen deö Art. 428 ift von Art. 408 auszugehen, mit welden 
Art. 428 im engjten Zufammenhange fteht. Nach Art. 408 Alin. 1 erlifcht jeder 
Anipruch gegen den Frachtführer, alfo auch gegen die Eifenbahn, durch zwei That: 
lagen: durch Annahme des Guts und Bezahlung der Fracht (vgl. Bd. I. 
Anm. 126—128 ©. 471 f.). 

Bon dieſem Grundjage macht Alin. 2 des Art. 408 nur eine Audnahıne, nim- 
ih wegen Berlufte® oder Beihädigung, welche bei der Ablieferung äußerlid 
nicht erfennbar waren (vgl. Bd. II. Anm. 130 ©. 491 f.). 

In diefem einen Falle kann der Frachtführer auch noch nachträglich, d. b. 
nad) oder trog Annahme bed Guts und Bezahlung ber Fracht in Aniprud ge 
nommen werben, wenn zwei Boraudjegungen erfüllt find, nämlich: 

1. wenn die Feſtſtellung des Verluſtes oder der Beſchädigung ohne Verzuz 
nach der Entdedung nachgeſucht worden ift (vgl. Bd. II. Anm. 1315. 4941, 

2. wenn bewiejen wird, daß der Berluft oder die Beihädigung währen? 
der Zeit jeit der Empfangnahme bis zur Ablieferung entjtanden ii. 
(Anm. 132 ©. 497). 

Unter Erfüllung diejer beiden Vorausſetzungen iſt eine nachträgliche Inanfprud 
nahme ded Frachtführer gemäß Art. 408 H.G.B. gejeglich zuläjfig und, Da den 
Eijenbahnen eine Beſchränkung der gefeglichen Haftpflicht im Vertrags (Meglements-) 
Wege durch Art. 423 verboten ift, jo würden fie die Entftehung oder beſſer Ant- 
rechthaltung des nachträglichen Haftpflichtanfpruche bei äußerlich nicht erfennbarer 
Schäden nicht no an eine weitere — dritte — Vorausſetzung knüpfen Dürfen, 
wenn ihnen nicht durch Art. 428 dies ausnahmsweiſe geftattet wäre. Art. 428 
erlaubt ven Eifenbahnen für den Fall des Art. 408 Alin.2, auf weldyen im Zener 
ded Art. 428 ausdrüdlich in Parentheje Bezug genommen ift, zu ihren Gunften 
jenen beiden obigen Vorausſetzungen eine weitere durch Vereinbarung hinzuzufügen, 
nämlich: 

3. wenn der Anſpruch binnen einer beitinunten Yrift nach der Ablieferung 
bei der Eifenbahnverwaltung angemeldet worden it. 
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Durch die Hinzufügung einer diefer Beftimmung entfprechenden Vereinbarung 
wird bie Zahl der Voraudfegungen, unter welchen das Geſetz die Geltendmachung 
eined nachträglichen Haftpflichtanipruches gegen den Frachtführer zuläßt, um eine 
vermehrt, mithin die Möglichkeit dieſer Inanſpruchnahme dem Beſchädigten erſchwert 
und die Haftpflicht den Eifenbahnen entiprechend erleichtert. 

Aus dem Umftande, daß jene durch Art. 428 bezeichnete Boraudfepung kumu⸗ 
lativ im Wege der Vereinbarung zu den gefeglichen Vorausſetzungen ded Art. 408 
Alin. 2 lediglich binzutritt, folgt, daß im Webrigen die Borausfegungen des Art. 408 
Alien. 2 ſämmtlich erfüllt fein müfjen, wenn der Haftpflichtanfpruch über ben 
Zeitpunkt der Annahme und Zahlung hinaus erhalten bleiben fol oder — negativ 
audgedrüdt — daß die Nichterfüllung jeder einzelnen biefer Vorausſetzungen ge- 
nügt, um dad Erlöfchen der Haftpflicht auch bei äußerlich nicht erkennbaren Schäden 
des Gutes nad Annahme defielben und Bezahlung der Fracht herbeizuführen. 
(Budelt II. ©. 441.) Died liegt in der Faſſung des Art. 428 deutlich aus: 
geiprohen: „Es kann bedungen werden, daß nach erfolgter Empfangnahme des 
Guts und Bezahlung der Fracht jeder Anfpruch wegen Verlufte an dem Gute oder 
wegen Bejchädigung defjelben auch dann, wenn diefelben bei der Ablieferung 
nicht erlennbar waren und erft fpäter entdedit worden find (Art. 408 Abf. 2) er- 
Lijcht, wenn der Anſpruch nicht binnen einer beftimmten Frift nach der Ablieferung 
bei der Eiſenbahnverwaltung angemeldet worden iſt.“ Aus den Worten: „auch 
Dann, wenn 2c.“ ergiebt fih, daß, wenn die Eiſenbahn die ihr durch Art. 428 ge- 
ftattete Vereinbarung getroffen hat, die Erfüllung der geſetzlichen Vorausſetzungen 
des Art. 408 Alin. 2 zur Wahrung ded Haftpflichtanfprucdhes nicht ausreicht, fon- 
dern zugleich auch die gemäß Art. 428 vereinbarte Borausfegung erfüllt fein muß. 
Died führt zu folgenden Konfequenzen: 

it „Die Annahme ded Guts“ und die „Bezahlung der Fracht“ nicht in Ge- 
müßheit des Art. 408 Alin. 1 (j. oben Bd. II. Anm. 126 f. S. 471.) erfolgt, fo ift 
der Haftpflichtanſpruch gegen die Eifenbahn unter allen Umftänden gewahrt und 
kann nur durd die im Alin. 3 ded Art. 408 vorgefehene Verjährung erlöfchen. 
(Budelt IL ©. 440 Anın. 1.) 

Hat aber „Annahme des Guts“ und „Bezahlung der Fracht“ ftattgefunden, 
d. h. „nach erfolgter Empfangnahbme des Guts und Bezahlung der 
Fracht“, jo ift zu unterfcheiden zwifchen Anſprüchen aus Schäden, welche äußerlich 
erfennbar, und ſolchen, welche äußerlich nicht erfennbar waren. Erftere erlöſchen 
mit der Annahme des Gutd und Bezahlung der Fracht unbedingt und fünnen aud) 
durch Erfüllung der im Art. 408 Alin. 2 und Art. 428 angegebenen Boraud- 
fegungen nicht erhalten werden. Letztere dagegen bleiben beftehen, wenn jene Bor- 
ausfegungen zutreffen, fie erlöfhen nur, wen eine derjelben nicht erfüllt wird. 

Der nad) Art. 428 geftattete Befreiungdvertrag kann hiernach nur Anwendung 
finden auf „Anfprühe wegen Berlufted an dem Gute oder wegen Beſchädi— 
gung deflelben, welde bei der Ablieferung äußerlich nicht erfennbar 
waren“. DBgl. über die Begriffe des Berlufted und der Beihäbigung Bd. I. 
Anm. 39 ©. 209--212, Bd. II. Anm. 130 ©. 492, 493 Anm. 138 ©. 516. Auf 
Totalverluft findet Art. 428 keine Anwendung, da bei Zotalverluft von einer 
Annahme bezw. Ablieferung des Guts überhaupt nicht die Rede fein Tann. Im 
Galle des Totalverluftes ift lediglich Art. 408 Alin. 2 maßgebend und Tann even- 
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tuell der Anſpruch nur durch die gewöhnliche Verjährungsfrijt (Art. 408 lin, $ 
erlöjchen. 
Bl, Puchelt II. ©. 394 Nr. 2, S. 441, Keyſner S. 49%, Schefferu. Brei &.4 
v. Kräwel S. 611, Wädter J. S. 294 Ann. 30, Mafomer ©, 253 um. 15, End 
deihel ©. 188, 189, v. Habu IL ©. 550, Wolff in Buijh? Art. Er. 13 E.492, En 
R.⸗O.H.G. Bd. 15 © 141 Prot. S. 5025—2028; Dagegen ©. Koh, Gijenb»Irzui-5 
©. 133 Anm. 5. 


Deögleichen werden Anfprüche aus der Berjäumung der Lieferzeit = 
Art. 428 nicht berührt (f. Bd. II. ©. 492, 516). „Aeußerlich nicht erken— 
bar”. Ledigli der Moment der Ablieferung ijt entjcheidend. Ueber den % 
griff „außerlich nicht erfennbar” vgl. Bd. I. Anm. 44 ©. 257 fi. Bb. II. Anm. 1% 
©. 492, Anm. 138 ©. 516. 

An Gemäßheit ded nad Art. 428 gejtatteten Befreiungdvertrages erlöiden 
nach erfolgter Empfangnahme ded Guts und Bezahlung der Fracht aber aud Ir 
Iprüche aus Schäden, welche äußerlich nicht erfennbar waren, wenn nicht folgente 
drei aus den Beitimmungen ded Art. 408 Alin. 2 und Art. 428 9.8.8. rm 
binirte VBorausfegungen zugleich zutreffen: 

1. Nachſuchung der Yeititelung des Schadend ohne Berzug nad der Ent- 
dedung, 

2. Beweis der Entftehung ded Schadens zwiichen Empfang und Ablieferun;. 

3. Anmeldung ded Anſpruchs binnen der beftimmten Yrift nad) der As 
lieferung. 

1. Die erfte Vorausſetzung ift die Nachſuchung der Feſtſtellung des Beriufte: 
oder der Beihädigung ohne Verzug nach der Entdedung. Dieje Boraudjegung it 
war in Art. 428 nur mit den Worten: „wenn diefelben.. .. . erft fpäter ent- 
dedt worden find“ angedeutet, aber in Gemäßheit der Parenthefe „(Art. 40° 
Abi. 2)“ aus Art. 408 entiprechend zu ergänzen. Sie ift oben Bd. II. Anm. 131 
S 494 bereit3 ausführlich erörtert. Darnach fol die Feſtſtellung, „chne Ber- 
ug nah der&ntdedung” erfolgen, nicht nad) der Annahme, wie anfänglid ir 
den Berathungen des H.G.B. beantragt war. E38 ift alfo nicht fofortige Unter 
ſuchung des Gut3 nady der Annahme erforderlich, fondern nur unverzügliche Nach 
juchung der Yeitftellung nach der Entdedung. Indeß findet die Zuläffigfeit Dieter 
Nachſuchung im Eifenbahnverkehre darin eine enge Grenze, daß gleichzeitig die 
Vorousfegung ad 3, d. h. die nach Art. 428 ftattbafte Anmeldung binnen eine 
beitimmten Yrift nach der Ablieferung (4 Wochen) zutreffen muß. Ob im Uebrigea 
die Nachſuchung „ohne Verzug” erfolgt ift, ift quaestio facti (Bd. II. ©. 49... 
Kann der Beichädigte aber hiernach die unverzügliche Nachſuchung nicht ermeiler. 
io ift ſchon aus diefem Grunde fein Anfpruch erlofchen, gleichviel ob er Die Ber 
audjegungen ad 2 und 3 erfüllt, d. b. den Beweis der Entjtehungszeit des Unfal: 
geführt und die rechtzeitige Anmeldung binnen der beftimmten Friſt bewirkt bat. 

2. Die zweite Borausfegung ift der Beweis des Verluſtes oder der Be— 
\hädigung während der Zeit feit der Empfangnahme bis zur Ablieferung. Dieie 
Vorausjegung ift zwar im Art. 428 nicht ausgeſprochen, aber gleihfalld aus te: 
Parentheſe „(Art. 408 Abſ. 2)" zu entnehmen, zumal Art. 428 lediglih auf Ar. 
titel 408 fußt bezw. einen Befreiungdvertrag nur in Betreff einer Beitimmung ve 
Art. 408 geftattet, deſſen übrige Rechtsſätze für die Eifenbahnen abjolute bleiker. 
Die in Rede ftehente Vorausſetzung ift oben Bd. II. Ann. 132 &.497 Des Näbern 
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erörtert. Bermag der Beichädigte den Beweid des Schadens in bem gedachten Zeit- 
raume nicht zu führen, jo ift fein Anfpruch erlofchen und kann nicht geltend gemacht 
werden, wenngleich die beiden anderen Boraudfepungen ad 1 und 3 erfüllt, d. h. 
die Feftitellung des Schadend ohne Verzug nach der Entdedung nachgefucht und 
die Anmeldungsfriſt gewahrt fein jollte. 

3. Die dritte Boraudjegung ift die Anmeldung ded Anſpruchs binnen einer 
beftimmten Yrift nach der Ablieferung bei der Eifenbahnvermwaltung. Diefe Boraus- 
fegung kann Seitend der Eijenbahn vertragsmäßig audbedungen bezw. den beiden 
in Art. 408 Alin. 2 enthaltenen Vorausſetzungen im Vertragswege beigefügt werden. 
Sie bildet den Inhalt des Art. 428 und erleichtert den Eiſenbahnen ihre Haftpflicht für 
Schäden, weldye bei der Ablieferung äußerlich nicht erkennbar waren, indem fie die 
Geltendmachung derartiger Aniprüche an die Innehaltung einer beftimmten Frift 
knüpft. Die Friſt darf jedody nicht länger als 4 Wochen fein (vgl. Art. 428 
Alin. 2 unten Anm. 298 ©. 428). Dem gewöhnlichen Frachtführer fteht jede vertrags⸗ 
mäßige Beichränfung, Die Hinzufügung jeder beliebigen Vorausſetzung ebenfo wie 
die gänzliche Aufhebung des Präjudized des Art. 408 frei. (W. Koch, Transp.R. 
©. 132 Anm. 3.) Den Eifenbahnen iſt aber durch Art. 423 eine derartige Ber- 
trags⸗ bezw. reglementömäßige Aufhebung oder Beſchränkung an ſich verboten. 
Wenn ed nun auch nit für zuläffig erachtet wurde, den Eifenbahnen das Recht 
einer vertragsmäßigen Beichräntung der kurzen Verjährungsfriſt einzuräumen, fo 
wurde ed doch für billig gehalten, ihnen Die vertragsmäßige Yeftießung einer kurzen 
Friſt zu geftatten, innerhalb deren der Bejchädigte äußerlich nicht erfennbare Schäden 
des Guts anmelden muß, um fich feine Anſprüche daraus zu wahren. 

Bl. oben Anm. 296 ©. 421 f., Prot. ©. 4737, 1738, 5085-5029, Puchelt I. ©. 440, 
W. Koh a. a. O. ©. 132, v. Hahn II. ©. 550, Wehrmann ©. 212. 

Ueber Art und Yorm der Vereinbarung f. Anm. 225 ©. 224. Unter „Aniprud* 
ift der Anſpruch wegen Berlufte an dem Gute oder wegen Beijchädigung deſſelben, 
welche bei der Ablieferung nicht erkennbar waren, zu verftehen. 

Bl. Bd. IT. Anm. 129 S. 485 -490. 

Der Anſpruch ift anzumelden „binnen einer beftimmten Frift nach der 
Ablieferung”. Mit den Worten „nach der Ablieferung” ift ausgedrüdt, von 
welchem Zeitpunfte ab die Frift zu laufen beginnt. Die Ablieferung allein ift allo 
für den Beginn der Frift enticheidend. Daraus ergiebt fi), daß die Eifenbahn — 
Annahme und Zahlung voraudgefepgt — gegen jeden folchen Anſpruch gefichert ift, 
welcher nicht innerhalb der beitimmten Yrift nach der Ablieferung bei ihr angemeldet 
ift, wengleicy die Feftitellung ohne Verzug nach der Entdedung nachgeſucht und der 
Beweis der Entjtehung des Schadens zwifchen Empfang und Ablieferung geführt 
worden ift. Der Anſpruch ift erlojhen, fowohl wenn unverzüglich nach der Ent- 
dedung die Feftitellung nachgeſucht und jener Beweis geführt, aber die Anmeldung 
nicht rechtzeitig erfolgt ift, ald auch) dann, wenn zwar die Anmeldung innerhalb der 
bejtimmten Friſt erfolgt, aber die Feftitellung nicht unverzüglich nach der Entdeckung 
nachgeſucht und der fragliche Beweid nicht geführt ift. Iſt die Zahlung nicht er- 
folgt, jo können natürlich auch jpäterhin noch innerhalb der ganzen VBerjährungfrift 
(Art. 408 Alin. 3) derartige Anſprüche rechtswirkſam geltend gemacht werden. Iſt 
die Zahlung erjt erfolgt, nachdem der Anſpruch rechtzeitig angemeldet worden, fo ift 
der Empfänger an deſſen Geltendmachung nicht behindert. Sit aber der Anſpruch 
nicht rechtzeitig innerhalb der beftimmten Frift nach der Ablieferung angemeldet, jo - 
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kann fi der Empfänger gegen defien Präflufion nicht mit dem Einwande hu: 
daß er die Zahlung erft jpäter geleiftet, bezm. feit der Zahlung die beftimmte Ann 
noch nicht verftrichen fei. 

„Bei der Eifenbahnverwaltung“. Die Anmeldung muß bei einer hier 
legitimirten Dienftftele der Eijenbahnverwaltung erfolgen, d. h. je nad be 
fonfreten Borjchriften bei der: Gütererpedition, Güterkafſe, Direktion x. Iute 
bleibt bei entſchuldbarem Irrthum über die Zuftändigfeit der Anſpruch gemikn, 
worüber im Zweifel richterliched Ermeſſen enticheibet. 

„Angemeldet worden ift.“ Weber die Form der Anmeldung trifft Art. 428 
feine Beftimmung, jondern fagt fchlechthin „angemeldet“, fo daß darnach jede be 
liebige Form der Anmeldung ftatthaft erfcheint: mündlich, jchriftlich, telegraphiid; x 
Das Eifenbahn Betrieböreglement $ 64 Alin. 4 Sag 3 jchreibt jedoch fchriftlide 
Anmeldung ausdrücklich vor. Ueber die Frage, ob dieje reglementarifche Borkhrit 
der ſchriftlichen Anmeldung eine den Eifenbahnen nad Art. 423 nicht zuſtehende 
Beſchränkung der Haftpflicht involvirt: 

Vgl. oden Bd. I. Anm. 135 S. 518, 519, Puchelt I. ©. 41 Nr. 3, Rebımsı 
©. 212, 213, Thöl, HR. 111. 8 9 ©. 203 und Handeldr. Erört. 1882 ©. 32; dagegr⸗ 
Ruddeihel ©. 189, 190, Goldſch midt in der Zeitichr. f. d. gei. H.-R. Bd. 26 S. 61i 

Die Anmeldung wird häufig ald Bedingung oder Boraugjepung für die Ent. 
ftehung des Anſpruchs bezw. für den Eintritt der Haftpflicht bezeichnet, 

Bol. Brot. ©. 5026, Bad ©. 317, Scheffer u. Groß ©. 459. 
während fie ftreng genommen nur die Boraudfepung für dad Yortbeftehen, für tie 
Wahrung des Haftpflichtanfpruches ift. Bei nicht erfennbaren Schaden erlijcht de 
Anſpruch nicht mit dem Momente der Annahme und Zahlung, fondern bleibt be 
ftehen, falls die Vorausſetzungen der Art. 408, Alin. 2, 426 erfüllt werden, und erliſcht 
erjt mit deren Nichterfüllung. 

Durch die Anmeldung wird übrigend die einjährige Verjährung der Klagen 
und Einreden (Art. 408 Alin. 3) nicht unterbroden. Bad ©. 317, Scheffer 
und Groß ©. 459. 


298) „Die Friſt Darf nicht kürzer als vier Wothen fein.” 

Alinea 2 des Art. 428 fchreibt für die „beſtimmte Friſt“, binnen welder 
der Anſpruch zur Vermeidung des Erlöjchend bei der Eifenbahnverwaltung nad 
der Ablieferung anzumelden ift, eine Minimalgrenze vor: „Die Yrijt Darf md: 
fürzer ald vier Wochen jein.” Daraus folgt e contrario, daß fie beliebiz 
länger ald vier Wochen jein darf. Für dad Maximum ift eine geſetzliche Nerm 
nicht aufgeftellt, dem Ermefjen der Cijenbahn nach diejer Richtung Hin vielmehr 
freier Spielraum gelaflen. 

Der urjprüngliche Antrag auf Einfügung einer dem jepigen Artifel 428 ent- 
Iprehenden Beſtimmung enthielt eine derartige prägzifirte Yriftbeftimmung über: 
haupt nit. Es war nur vorgefchlagen, die Geltendmachung wegen äußerlich nict 
erfennbarer Schäden an die Anmeldung innerhalb einer „angemefjenen”“ Friſt zu 
tnüpfen (Brot. ©. 5027). Dagegen wurde jedoch eingewendet: der Ausdrud „an 
gemefiene Friſt“ gebe zu einer großen Rechtsunſicherheit Anlaß, während es bei 
Feſtſetzung der fragliden Friften gerade auf Herftellung einer feften Rechtsſicher 
beit von Ablauf einer gewifjen Frift an abgefchen fe. Denn wenn man tiefen 
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Ausdruck beibehalte, jo werde in jedem einzelnen Yalle darüber ein Streit und eine 
richterlide Entſcheidung ftatthaft fein, ob die in den Reglementd der Eifenbahnen 
feſtgeſetzte Frift ald eine angemefjene betrachtet werben müfje oder nit. Es jei 
Dedhalb vorzuziehen, daß man bie Yeitftelung der betreffenden Yriften den. Eijen- 
bahnverwaltungen definitiv anbeimgebe und nur da8 Minimum der Zeit feft- 
fee, unter welche diejelben nicht herabgehen dürften. In diefem Sinne wurde 
beantragt, ftatt „eine angemefjene” „eine mindeſtens vier Wochen vom Tage der 
Smpfangnahme an dauernde” zu jeßen und diejer Antrag zum Beichlufje erhoben 
(Brot. ©. 5029). Die Redaktionskommiſſion genügte diefem Beſchluſſe, indem fie 
in Alin. 1 die Worte „binnen einer beftimmten Yrift nach der Ablieferung“ auf- 
nahm und damit als Alin. 2 den Zuſatz „die Frift darf nicht kürzer als vier 
Wochen fein” verband. 

Für die Berechuung der Frift find die Borjchriften ded Art. 328 NT.2 H.G.B. 
maßgebend. 

Bol. oben Bd. II. Ann. 138 ©. 517, Keyßner ©. 492, Puchelt IL. ©. 441 Nr. 4 
Ruckdeſchel S. 188. 

Sie beginnt von dem Zeitpuntte der Ablieferung ab zu laufen (j. ©. 427 
und Bd. I. ©. 517). Dad Betriebsreglement ($ 64 Alin. 4 Sag 3) bat bie 
Friſt auf dad nad) Alin. 2 des Art. 428 zuläffige Minimum — 4 Wochen — 
normirt, (Bol. Bd. II. Anm. 138 ©. 517, 518.) 
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Allgemeines Dentfches Handelsgeſetzbuch. 


Artikel 429. 


Wenn eine Eifenbahn dad Gut mit einem Frachtbrief über: 
nimmt, nad) welchem der Transport durch mehrere fi an einander 
anfchliegende Eifenbahnen zu bewirken ift, jo kann bedungen werden, 
daß nicht ſämmtliche Eifenbahnen, welche das But mit dem Fracht⸗ 
brief übernommen haben, nad) Maßgabe des Artileld 401 als Fratht⸗ 
führer für den ganzen Transport haften, jondern daß nur Die erfe 
Bahn und diejenige Bahn, weldhe das Gut mit dem Frachtbriefe 
znlegt übernommen hat, diefer Haftpflicht für den ganzen Tranapert 
unterliegt, vorbehaltlich des Nüdgriffs der Eifenbahnen gegen eim: 
ander, daß dagegen eine der übrigen, in der Mitte liegenden Eijen- 
bahnen nur dann ala Frachtführer in Aniprud genommen werden 
fann, wenn ihr nachgewieſen wird, daß der Schaden auf ihrer Bahn 
ſich ereignet hat. 


Zuſatz 1. 
Eifenbahn-Betriebs-Reglement: 


(Deutiches NRegl. vom 11. Mai 1874, Defterr.-Ungar. Regl. vom 10. Suni 1874, 
Bereind-Regl. vom 1. Zuni 1876, bezw. 1. Sanuar 1881 gleichlautend): 


$ 62. 
Haftpflicht im Allgemeinen. 


Wenn eine Eijenbahn das Gut mit einem Frachtbriefe übernimmt, nad 
welchem der Transport durch mehrere, ſich aneinander anjchließende Eifenbahnen 
zu bewirken ift, fo haften als Frachtführer für den ganzen Transport nıdt 
ſämmtliche Eifenbahnen, welche das Gut mit dem Frachtbriefe übernommen 
haben, jondern nur die erfte und diejenige Bahn, welche daß Gut mit dem 
Frachtbriefe zulegt übernommen hat; eine der übrigen in der Mitte liegenden 
Eifenbahnen fann nur dann als Frachtführer in Anfpruch genommen werden, 
wenn ihr nachgewieſen wird, daß der Schaden, deſſen Erjat gefordert mir, 
auf ihrer Bahn fich ereignet hat. 
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Der den Eijenbahnen unter einander zuftehende Nüdgriff wird dodurqh 
nicht berührt. 


Zujaß 2. 
Uebereinkommen 
(zum Bereind-Betrieb3-Reglement.) 
Art. 29. 

1. Für Verlufte und Beihädigungen an frachtpflichtigen wie frachtfreien 
Gütern und Gepädftüden (einſchließlich kartirter Dienftgüter), welche nicht 
direft von der Aufgabeitation bis zur Beftimmungsftation mittelft Karte be- 
ziehungsweife Gepädichein expedirt, ondern unterwegs aus dem Gebiete eines 
Berbandss oder Lokalverkehrs in das Gebiet eines anderen Verbands⸗ oder 
Lokalverkehrs übergehen, haften diejenigen Verbände und Verwaltungen, durch 
deren Organe oder Einrichtungen Berluft oder Beihädigung verjchuldet 
worden ift. 

Wenn ein folches Verſchulden nicht ermittelt wird, fo haften in den 
Grenzen der reglement3mäßigen Haftpflicht die an der Beförderung von der 
Aufgabeftation bis zur Empfangsftation derjenigen Kartirungs- beziehungs- 
weiſe Gepädfcheinftrede, in deren Bereich der Berluft bezw. der Beſchädigung 
entdedt wird, betheiligten Verbände und Berwaltungen gemeinjchaftlich nach 
Berhältniß der für ihre betreffenden Bahnftreden zu berechnenden reinen 
Fracht, bei frachtfreier Beförderung nad) Verhältnig der Kilometerzahl diefer 
Streden. 

Liegt die Aufgabeftation oder die Empfangsftation der legten Kartirungs⸗ 
jtrede außerhalb der Grenzen des Vereins, jo tritt die Vereindgrenze an die 
Stelle der auswärtigen Aufgabeitation bezw. legten Kartirungs-Empfang3» 
ftatton. | 

2. Für Brandfchäden, fowie für Schäden, melde während der Ueber- 
führung von Gütern und Gepäditüden über Flüſſe oder Seen mittelft Schiffs- 
trajelt3 oder über unfahrbare Bahnftreden mittelſt Fuhrwerks entitehen, 
haftet ohne Rüdjiht auf Berfchuldung derjenige Verband, bezw. diejenige 
Berwaltung, in deren Bereich der Schaden eintritt. 

3. Wenn bei dem Uebergange der Güter und Gepäditüde von dem 
Bereiche eines Verbandes oder einer Verwaltung in den Bereich eines anderen 
Verbandes oder einer anderen Verwaltung eine fpezielle Uebergabe, welche 
die übergebende wie die übernehmende Verwaltung verlangen kann, ftatt- 
gefunden hat, fo haften -die an der Beförderung bis zu der betreffenden 
Mebergabeftation betheiligten Berbände und Verwaltungen nur für diejenigen 
Berlufte und Beihädigungen, welche bei der fpeziellen Uebergabe ermittelt 
werden, für alle fpäter ermittelten Berlufte und Beihädigungen aber die an 
der weiteren Beförderung betheiligten Verbände und Verwaltungen, un⸗ 
beichadet der im Art. 17 Nr. 1 dieſes Uebereinlommens getroffenen Bes 
ſtimmung. 
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4. Für Berfänmung der Lieferungszeit haften diejenigen Verbände nt 
Berwaltungen, in deren Bereich eine verjchuldete Weberfchreitung der für du 
betreffenden Beförderungsitreden feſtgeſetzten Yieferungszeiten ftattgefunden 
bat, nach Berhältniß der Zeitdauer der auf ihren Bahnftreden vorgekommenen 
Berjäumniß. 

Wenn ein foldhes Verſchulden nicht ermittelt wird, haften gemeinfcaftlis 

alle an der Beförderung von der Aufgabeftation (beziehungsweiſe Verein— 
grenze) bis zur Frachtbriefs-Beftimmungsitation (bezichungsweife Berzins- 
grenze) betheiligten Verbände und Verwaltungen nad) Verhältniß der remen 
Fracht. 

Soweit es mit den beſtehenden Erpeditions- und Zugeinrichtungen ver 
einbar iſt und hierdurch eine Transportverzögerung nicht veranlaßt wird, ji 
die Frachtkarten, und auf Berlangen (cfr. Art. 12) auch die Fraditbrieie, 
Zwecks erleichteter Ermittelung des Verſchuldens der Verfäumung der Yice 
rungszeit auf den Uebergangsftationen mit dem Datum- und Stundenftempe! 
zu verjehen. 

5. Entfehädigungen für Verluſte, Beihädigungen und Verſäumung de 
Lieferzeit, welche den Betrag von 4 Marf nicht überfteigen, find von de 
regulirenden Berwaltung ausschließlich zu tragen, mährend dergleichen, den 
Gejammtbetrag von 30 Mark nicht überfteigende Entſchädigungen, ſowie ba 
höheren Entjhädigungen diejenigen Summen, melde für Berlufte oder Br: 
Ihädigungen über den Betrag von 60 Mark pro 50 Kilogramm für Güter md 
6 Mark pro halbes Kilogramm für Gepäd, fomwie für Verſäumung de 
Tieferungszeit über den Betrag der Fracht für Güter und über dem Betrag 
von O,3 Mark für jedes Kilogramm des ausgebliebenen Gepäds und jeden 
Tag der Berfäumniß gezahlt werden müſſen, von den unter Nr. 1 Abjak ! 
und Nr. 4 Abſatz 2 bezeichneten Verbänden und Verwaltungen gemeinſchäaft⸗ 
lich zu übernehmen find, ohne Unterjchied, ob das Verſchulden einzelner Ber: 
bände oder Bermwaltungen ermittelt ift, und ob eine jpezielle Uebergabe ſtau— 
gefunden hat oder nicht (cfr. jedoch den Schlußjag des Art. 17 Nr. 1). 

6. Sofern ermittelt ift, daß eine Beichädigung oder eim Berluſt oder 
eine Verfäumung der Lieferzeit in dem Bereiche einer bejtimmten VBermaltuns 
eingetreten ift, jo wird vermutbet, daß dieſe Vermaltung die Bejhädiaung x. 
verfchuldet hat, bis fie das Gegentheil beweiſt. 


Art. 30. , 

1. Die Vereindverwaltungen eradyten eine jchnelle und fulante, dem 
taufmännischen Weſen entjprehende Außgleihung der gegen fie erhobenen 
Entfchädigungsanfprüche für durchaus nothmendig, und verpflichten fi, die 
Befriedigung als begründet anerkannter Anfprüche nicht von der Erörterung 
darüber abhängig zu machen, in welcher Weije der Schaden unter ihnen feldf 
zu tragen beziehungsweiſe zu vertheilen ift. 
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2. Die Verhandlung der Entfhädigungsanfprlche mit dem Reklamanten 
erfolgt ausfchlieglich dur die Verfandt- oder die Empfangdvermwaltung, 
je nachdem die Reklamation bei diefer oder jener angebracht if. Die bes 
treffende Verwaltung hat fi die möglichft “genaue Feitftellung des Sach⸗ 
und Rechtsverhältniſſes angelegen jein zu laffen und entſcheidet demnächſt die 
Frage, ob eine Entfhädigung oder Nüdzahlung und zu weldem Betrage 
zu leiten if, wenn es fih um Entihädigungen bis zum Betrage von 
höchſtens 600 Mark handelt, jelbftftändtig, wenn höhere Entfehädigungen 
gezahlt werden follen, unter Mitwirkung der übrigen betheiltgten Verwaltungen. 
Zn allen Fällen liegt ihr ob, die umverzügliche Zahlung feftgeftellter Ent- 
Tchädigungen beziehungsweiſe Erftattung zu viel erbobener Frachten und 
ſonſtiger Vergütungen zu veranlaſſen. 

Um mehrfache Reklamationen und Zahlungen in Beziehung auf den⸗ 
ſelben Fall zu verhüten, ſoll ſtets die Vorlegung des Originalfrachtbriefes 
von dem Reklamanten verlangt, und ſollen insbeſondere Zahlungen nur 
gegen Vorzeigung deſſelben geleiftet werden; vor der Rückgabe des Fracht— 
briefe8 an den Reklamanten ift auf demfelben entweder durch Abftempelung 
unter Beifligung der betreffenden Sournalnummer oder in fonft geeigneter 
Weiſe ein ins Auge fallender Vermerk über die gefchehene Regulirung zu 
machen. Iſt der etwaige Verluſt des Frachtbriefes geniigend beicheinigt, fo 
kann von der Beibringung defielben abgefehen werden, jedoch ift in diefem 
Falle der anderen Verwaltung, bei welcher die Reklamation ebenfalls an⸗ 
gebracht werden dürfte, vor Einleitung der Regulirung jofort Nachricht 
zu geben. 

3. Für die Behandlung der Entſchädigungsforderungen unter den 
betheiligten Verbänden und Verwaltungen ſind die folgenden Vorſchriften 
maßgebend: 


a) Bei Entſchädigungsforderungen im Geſammtbetrage von 
mehr als A bis einſchließlich 30 Mark. Die regulirende Verwaltung 
vertheilt, nachdem die Befriedigung des Reklamanten erfolgt iſt, den bewilligten 
Entſchädigungsbetrag auf die haftpflichtigen Verbände und im Lokalverkehre 
betheiligten Verwaltungen und benachrichtigt dieſelben durch Cirkularſchreiben 
von dem Geſchehenen, unter Bezeichnung des Namens des Reklamanten, 
der Verſandt⸗ und Empfangsſtation, des Datums des Frachtbriefs und der 
Frachtkarte, der Nummer der Frachtkarte reſp. des Frachtbriefs, inſofern 
letzterer eine Nummer trägt, des Inhalts und Gewichts der Sendung und 
des Betrages der etwa ſtattgefundenen Werth⸗ oder Lieferfriſtverſicherung, 
ſowie der Urſache und Höhe des erſetzten Schadens. Iſt eine Verſchuldung 
ermittelt, ſo werden außerdem die Akten der betreffenden Verwaltung zur 
Einſicht überſendet. 

b) Bei Entſchädigungsforderungen im Geſammtbetrage von 


über 30 Mark bis einfchließlid 600 Marl, Wenn nah der Bes 
Eger, Deutiches Frachtrecht. II. 28 
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urtheilung der regnlirenden Verwaltung das Berjhulden einzelner Berbände 
oder Verwaltungen nicht ermittelt ift, fo vertheilt diejelbe nach Befriedigung 
des Nellamanten den bewilligten Entſchädigungsbetrag auf die haftpflichtigen 
Berbände und Verwaltungen und überjendet die Unterfuhhungsverhandblumgen 
ohne nähere Darlegung des Sachverhältniſſes den betbeiligten Verwaltungen 
lediglich mit dem Bemerken, daß, da nad Tage der Sache ein beftimumtes 
Berfchulden nicht vorliegt, der Entjchädigungsbetrag, wie gejchehen, zu ner 
theilen fei._ Zuſtimmende Erklärungen find nicht abzugeben, ſondern dw 
Alten lediglich weiter zu befördern. 

Wenn hingegen nad) der Beurtheilung der regulicenden Verwaltung da? 
Verſchulden eines Verbandes oder einer Verwaltung ermittelt ift, oder Seitens 
einer der betheiligten Verwaltungen behauptet wird, fo überfendet die re 
gulicende Verwaltung nach der Befriedigung des Neklamanten die Alten dem 
angeblih Schuldigen zur Erklärung über die alleinige Uebernahme der 
Haftpflicht. 

Wird ſolche anerfannt, fo ift diefe Erklärung lediglich der reguliwenden 
Bermaltung mitzutheilen, welche demnächſt die Abrechnung zu veranlaflen hat. 
Einer weiteren Ueberjendung der Alten an die übrigen betbeiligten Ber- 
waltungen bedarf e8 in diefem Falle nicht. 

Wird die alleinige Haftpflicht nicht anerfannt, ſo hat der betreffente 
Berband beziehungsmweife die betreffende Verwaltung die Alten unter Der: 
legung des Sachverhältniſſes und Motivirung der ablehnenden Erklärung 
der regulirenden Berwaltung zurüdzufenden, melde ſämmtliche Berhandlungen 
den übrigen betheiligten Verwaltungen per Cirkular zur entjprechenden Er: 
klärung mittbeilt. 

Erfolgt auf diefe Weife nicht ſogleich eine Einigung, fo ift die ſchieds⸗ 
gerichtliche Entſcheidung der Differenz herbeizuführen, bi8 zu deren Ergehes 
die Abrechnung der gezahlten Entihädigung außgejegt bleibt. 

c) Bei Entfhädigungsforderungen im Gefammtbetrage ven 
über 600 Mark. Bor der Zahlung an den Reklamanten ift die Ueber 
einftimmung der betheiligten Berbände und Bermaltungen darüber erforderlich, 
ob und welcher Betrag gezahlt werden fol, Die regulirende Verwaltung 
macht unter Mittheilung der Akten motivirte Vorſchläge in einem Eirkular- 
jchreiben, auf welches die Verwaltungen mit möglichfter Befchleunigung ihre 
Erflärungen abgeben. 

Ergeben ſich differente Anfichten, deren Ausgleihung nicht alsbald 
gelingt, fo ift die fehtedsgerichtliche Entſcheidung herbeizuführen; Zahlung 
und Abrechnung der Entihädigung bleibt audglfegt, bis diefe Entfcheidung 
ergangen if. Wenn zu befürdten fteht, daß die Verzögerung eine un 
günftigere Erledigung der Entihädigungsfrage für die betheiligten Verbände 
und DBerwaltungen zur Folge haben werde, fo foll auch bei Entſchädigungs 
forderungen von der bezeichneten Höhe die requlivende Verwaltung die Er: 
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mädtigung haben, den ihr angemefjen erjcheinenden Entjchädigungsbetrag vor 
Der Berftändigung beziehungsweife ber fchied8gerichtlichen Entſcheidung zu 
Laften der noch feftzuftellenden haftpflichtigen Verbände und Verwaltungen 
zahlen zu laſſen. 

4. Die den Abrechnungsftellen der betheiligten Verbände norgefeßten und 
die im Lokalverkehre betheiligten Verwaltungen haben nach Feſtſetzung der 
Haftpflicht für die Erftattung der von der regulirenden Verwaltung veraus⸗ 
lagten Entjchädigungsbeträge in der nächſten Monatsabrechnung Sorge 
zu tragen. 


5. Sollte der Rellamant den Rechtsweg betreten, fo bat die verklagte 
Berwaltung den beteiligten Berwaltungen rechtzeitig Gelegenheit zu geben, 
ihre Anſichten und Beweismittel mitzutheilen, nöthigenfalls jelbft in den 
Prozeß einzutreten. Die Berwaltungen wollen die gegen die regulirende 
Berwaltung ergebenden richterlichen Entfcheidungen auch gegen fich gelten lafjen. 


Die Prozeploften und Deandatariengebühren werden von den betheiligten 
Berwaltungen nach demjelben Berhältniffe, nach welchem der Erfag zu leiſten 
ift, getragen. 


6. Bei allen Mittheilungen von Alten follen legtere ſtets chronologiſch 
geordnet, foliirt und gehörig gebeftet fein. 

Den Eirkularfchreiben find, außer in dem unter Nr. 3 zuerft behandelten 
Falle, ftets Abſchriften fiir alle beteiligten Verwaltungen beizufügen. | 

7. Die nad Anhörung der ftreitenden Theile getroffenen ſchiedsgericht⸗ 
lichen Entjcheidungen der Differenzen zwiichen den Verbänden und Ber- 
waltungen über die Betheiligung an Entihädigungen find endgültige. 
Eine in Folge einer Garantiellage (Abcitation) etwa ergangene gericht- 
liche Entſcheidung ift für die Beitragöpflicht der betheiligten Verwaltungen 
unpräjudizirlich. 


Sefehesmaterialien: Preuß. Entw. fehlt. Motive ded Preuß. Entir. fehlen. 1. Leſg. Prot. 
S. 827—830. Entw. I. Zeig. Art. 339. 1. Leſg. Brot. S. 1330—1232. Entw. II. Leſg. Urt. 376. 
Denkichrift des Bereind Deutſch. Eiſenb.Verw. vom 12. Dezember 1859 ©. 20-22. Monita: Nr. 450 
(Art. 397), 451c., 454 Nr. 3. Zufammenftellung der Grinner. ©. 72, 74,76. IT. Leig. Prot. S. 4702 
(Art. 402), 5030-5037, 5115 f., 5123 f. 
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Eutigeidungen des Reichöoberhandelsgerichts: j. die zum Art. 401 anzefährle Rei. 
ſprechung: oben Bd. II. ©. 2 und das Erk. bes Deutſch. Reichsger. vom 28. Ditober 1881. Braunı 
Blum, Annal. Bd. 4 S. 489 f. 


299) Prinzip und Entfledung Des Urt. 429. 

Die Ausnahme zu dem Bertragdverbote ded Art. 423 H.G.B., welde m 
Art. 429 1. c. enthalten ift, befteht darin, daß der Kreiß derjenigen Eifenbahnen. 
welche einen Transport zur einheitlichen Ausführung über ihre Streden übe 
nommen und demgemäß nah Art. 401 ſämmtlich ald Frachtführer für ten 
ganzen Zrandport zu haften haben, in Rüdficht auf die Zahl der baftpflichtigen 
Subjefte im Vertragswege bejchränft werben barf. 

Art. 401 ſchreibt nämlih im Alin. 1 vor: 

daß jeder Frachtführer, wenn er zur gänzlidhen oder tbeilweijen An3- 
führung des von ihm übernommenen Transports dad Gut einem ander 
Frachtführer übergiebt, für Diefen und die etwa folgenden Frachtfübrer 
bis zur Ablieferung haftet, 

und ferner im Alin. 2: 
dag jeder Yrachtführer, welcher auf einen anderen Yrachtführer folar. 
dadurch, daß er dad Gut mit dem urjprünglichen Frachtbrief annimmt 
in den Frachtvertrag gemäß dem Frachtbrief eintritt, eine felbftfläntize 
Verpflichtung übernimmt, den Transport nah Inhalt des Frachtbrieis 
auszuführen und auch in Bezug auf den von den früheren Frachtführem 
berett3 ausgeführten Transport für die Verbindlichfeiten derjelben ein- 
zuftehen hat. 

Es war die Abfiht des Geſetzgebers — wie. aus den Konferenzberatbungen 
erhellt — durdy Diele poſitiven Gejepeöbeitimmungen, deren Rechtötonftruftica 
Bd. II. Anm. 73 ff., 75 ff. ©. 1—58 des Näheren bereitö erörtert worden it. 
dem Abſender bei den durch mehrere Frachtführer zu bewirkenden Transporten ein 
größere Garantie für deren Ausführung zu geben, als fie in der Verbindlichket 
des erſten Yrachtführers allein liegt. Die ganze Reihe ber betheiligten Fracht 
führer joll deshalb dem Abfender für den gefammten Trandport derartig mit- 
verhaftet fein, daß er fih an jeden wegen Erfüllung aller aus dem urſprünglichen 
Zrachtvertrage fich ergebenden Verbindlichkeiten unmittelbar halten kann, auch obrr 
mit jedem @inzelnen direft Eontrahirt zu haben. Lebiglih an die thatſächlide 
Vorausſetzung, 

daß der folgende Frachtführer dad Gut mit dem urſprünglichen Frach: 

briefe annimmt, 
Mmüpft das Geſetz bie Folgerung, ed jei ein direkter Vertrag zwiichen dem At 
jender und jedem folgenden Frachtführer zu Stande gekommen, Inhalts Defien er 
in den Frachtvertrag gemäß dem Frachtbriefe eintritt, eine jelbititändige Berpflis 
tung, den Transport nach Inhalt des Frachtbriefs auszuführen übernimmt ur! 
auh in Bezug auf den von den früheren Frachtführern bereitd ausgeführten 
Transport für die Verbindlichkeiten derjelben einzuftehen bat. Der Abſender wirt 
dadurch aljo vertragsmäßig berechtigt, den folgenden Yrachtführer — obne mit ihu 
direkt Eontrahirt zu haben — auf die volle Erfüllung des Frachtvertrages ii 
gleicher Weiſe, wie den erften Frachtführer in Anipruch zu nehmen, der folgen 
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Frachtführer verpflichtet, wicht nur felbft den Transport nad Inhalt des Fracht⸗ 
brief8 auszuführen, ſondern aud für die Berbindlichkeiten der früheren einzuftehen. 

Die Rechtswirkungen, welche aus dieſem Verhältniſſe zwifchen den am Trans⸗ 
porte betheiligten Frachtführern und dem Abjender entftehen, find, wie oben Bd. II. 
S. 29ff. gleichfalld bereits heroorgehoben, nad Inhalt der Beitimmungen des 
Art. 401 Alin. 2 die der Korrealobligation. Alle betheiligten Frachtführer 
treten durch die Uebernahme des Guts mit dem urfprünglichen Frach tbriefe in ein 
Sejammtihuldverhältnig zum Abjender (bezw. Empfänger). Auf Grund des 
urfjprünglichen rachtvertraged, in welchen fie der Reihe nach eintreten, werden fie 
ſämmtlich correi, d. b. jeder haftet ſolidariſch für das Ganze, für die Ausfüh- 
rung des ganzen Transport aus demſelben YZundamente, aud dem urjprünglichen 
Zrachtvertrage. 

Eine der wichtigften Yolgen dieſes Korrealverhältnified befteht darin, daß jeder 
am Zrandporte betheiligte Frachtführer jelbftftändig für die Erfüllung des ganzen 
urfprünglichen Frachtvertrages haftet und daß demgemäß der Abfender (bezw. Em- 
pfänger) berechtigt ift, jeden der am Transporte betheiligten Frachtführer einzeln 
oder einige oder alle zuſammen auf Erfüllung in Aniprudy zu nehmen, er Tann 
unter ihnen beliebig wählen, von der Wahl abgehen und verliert dieſes Wahlrecht 
erft mit feiner Befriedigung. (Bgl. Bd. I. ©. 30, 50ff.) 

Die Beftimmungen ded Art. 401 können Seitend ded gewöhnlichen Fracht⸗ 
führer durch den Frachtwertrag beliebig abgeändert, beichränkt oder aufgehoben 
werden. Es darf alfo au in dem urfprünglichen Fradhtvertrage von dem erften 
Frachtführer mit dem Abjender von vornherein verabredet und in den Yrachtbrief 
aufgenommen werden, daß Art. 401 Alin. 2 auf die Reihe der aufeinander folgen- 
den Frachtführer keine Anwendung finden, die Uebernahme ded Guts mit dem ur- 
fprünglichen Frachtbriefe ein Korrealverhältniß zwiſchen ihnen nicht begründen, viel- 
mehr der fortgejeßte Transport in eine Reihe einzelner, von einander unabhängiger 
Zrachtverträge zerfallen und jeder nur für feine Strede oder nur einige für die an- 
deren, 3.8. der erfteund der legte oder irgend ein beliebiger dritter für den ganzen 
Irandport bezw. einen beftimmten Theil des Transports haften ſolle. Die Ber- 
tragdfreiheit des gewöhnlichen Frachtführers tft nicht begrenzt. (Vgl. Bd. 11. ©. 57.) 

Dagegen find die Eifenbahnen gemäß Art. 423 H.G.⸗B. an ſich nicht be- 
fugt, die Anwendung der im Art. 401 enthaltenen Beftimmungen zu ihrem Bor- 
theile im Voraus auszuſchließen oder zu befchränfen. Sie würden alſo auch nicht 
befugt fein, den Kreid der nach Art. 401 lin. 2 folidariich haftpflichtigen Eijen- 
babnen auf eine oder einige der betheiligten im Vertragswege zu begrenzen, falls 
ihnen nicht eine gejeplihe Ausnahmebeftimmung einen folchen Befreiungävertrag 
geftattete. Diefe Ausnahme wurde aber in III. Leſung im Intereſſe des Eiſenbahn⸗ 
frachtverfehrd für dringend erforderlich gehalten. (Bol. Br. II. ©. 58.) Es 
wurde geltend gemacht, daß für den Eiſenbahnverkehr, in welchem faft ftetö mehrere, 
häufig eine fehr große Anzahl verfchiedener Bahnen am Trandporte betheiligt find, 
ed fib nicht empfehle, dem Berechtigten fo viele Berpflichtete gegenüberzuftellen, 
die er nad feiner Wahl in Anſpruch nehmen könne, zumal ihm im gewöhnlichen 
Laufe der Dinge jede einzelne der in Betracht kommenden Transportanftalten für 
die Erfüllung feiner Anfprüche die genügende Garantie biete. 

Bol. Eger, internat. Eiſenb.⸗Frachtr. S. 82, Ruddeihel ©. 163, Wehrmann ©. 17. 
Nachdem durch Art. 401 Alin. 2 beichlofien worden fei, daß in der Hebernahme eines 
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durchgehenden Yrachtbriefed und des darin bezeichneten Gutes die Lebermahme dei 
ganzen Transport zu finden fei und jeber einzelne dabei betheiligte Yradtlühre 
gleihviel ob ihm dad Gut vom Abfender oder einem früheren Frachtführer übe 
geben werde, für den ganzen Trandport ſolidariſch bafte und alle feine Bor mt 
Nachmänner vertreten müſſe, könnten die Eifenbahnen bei der großen Ausdehmnz 
auf weldye ſich nunmehr die Transportgeichäfte bezögen, jowie bei der Unmöglichker 
einer genũgenden Sicherung bei Auswahl der für den Weitertrandport zu benkgente 
Zrandportmittel, endlid bei der Unausführbarkeit einer genügenden Kontrole ie 
neuen Frachtführer, einer beſchränkenden Ausnahmebeftimmung unmöglich entbebrrr 
Aud diefem Grunde einigte man ſich unter mehreren entjprechenden Borjchlägen - 
vgl. Monit. 450 (Art. 897), 4ölc., 454 Nr. 3 Prot. S. 4702 (Art. 402) — dahir 
eine gewifle Beichränftung in der Zahl der verpflichteten Eijenbahnen tem Be 
redhtigten gegenüber im Bertragäwege zuzulafien, d. h. durch eine pofitive gefehlid« 
Ausdnahmebeftimmung den Eifenbahnen eine Vereinbarung mit dem Abfender im 
zuftellen, wonach: 

„wenn eine Eifenbahn dad Gut mit einem Frachtbriefe übernimmt, sıt 

weldem der Zrandport durdy mehrere fih an einander anfchliegent: 

Eifenbahnen zu bewirken ift, nicht ſämmtliche betheiligte @ifenbahner. 

fondern nur: 

1. die erſte Bahn, 

2. diejenige Bahıı, welche dad Gut mit dem Yradıtbriefe zulept uber 

nommen hat, 
3. unter den übrigen in der Mitte liegenden aber nur diejenige, weicher 
nachgewiefen wird, daß fi) der Schade auf ihrer Strede ereignet hat. 

(im Ganzen alfo höchftens drei) zu haften haben“. 

Was die Haftung der in der Mitte liegenden Bahnen anlangt, jo wır rei 

einigen Mitgliedern beantragt worden, | 
„ven Betheiligten neben dem Rechte, fi an die erfte und legte Babr 
verwaltung zu halten, auf die Befugniß, jede der Zwifchenbahnen :: 
belangen, welcher dad Gut übergeben worden, mit der Wirkung eir 
juräumen, daß diejelbe für Berluft und Beſchädigung des Yradıtgat! 
baften müfle, wenn fie nicht den Beweis liefere, daß fie dad Gut ın 
beihäbdigt wieder abgeliefert habe, der Schaden alſo auf einer andern. 
Bahn entitanden jet“. 

Gegen diejen Antrag wurde jedod bemerkt: derfelbe fei mit dem im Art. 42° 
befolgten Syſteme unvereinbar, weil er die Eifenbahnen zum Vortheile des Publ: 
kums mit zwiefaher Strenge behandle. Man könne wohl im Intereſſe eme 
ichnellen Transportverkehrs und damit einerfeitd bei Uebernahme und Wietent 
lieferung der von Bahn zu Bahn gehenden Güter Weiterungen möglidit vr 
mieden würden, andererjeitd aber doch dad Publikum die nöthige Sicherheit bad: 
beftimmen, daß die erfte und legte Bahn für alle Schäben unbedingt tem Abiente: 
oder Empfänger gegenüber haften müffe, weil eine und dieſelbe Bahn heute Güte 
annehme oder abliefere und morgen Zwiſchenbahn jei, fomit eine Ausgleihung dr 
Folgen einer ſolchen Haftbarkeit der Bahnen ſchon dur den gewöhnlichen Faz' 
der Geſchäfte eintrete, und überdied noch durch Verbände u. dgl. die möthige An: 
gleichung herbeigeführt werde. Aber dann könne man unmöglich zugleidy beim 
men, daß nah Wahl der Betheiligten auch die Zwiſchenbahnen belangt werke: 
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Tönnten, denn damit würde die Boraußfegung wegfallen, unter welcher allein das 
Spftem des Art. 429 haltbar erjcheine und deſſen Zwed vereitelt werben. Durch 
Annahme des Antrags bewirke man, daß die Zwilchenbahnen bei Webernahme ber 
Güter mit der größten Aengftlichkeit zu Werke gehen müßten, und made man das 
bisherige Berfahren, wonach die Güter ohne Umladung und Unterjuchung auf bem- 
jelben Wagen von Bahn zu Bahn gingen, unmöglid. Der in Rebe ftehende An- 
Antrag komme bei der Schwierigkeit ded den einzelnen Bahnverwaltungen aufer- 
legten Beweiſes darauf hinaus, daß es bei der Regel ded Art. 401, der Solibari- 
tät aller Bahnen, jein Berbleiben bebalte....“ 

Aus diefen Gründen wurde zwar der obige Antrag abgelehnt, dagegen unter 
volftändiger Umkehrung der Beweislaft ein anderweiter Antrag, die Haftpflicht audy 
auf die Verwaltung der Zwiſchenbahn in dem Yalle auszubehnen, wenn ihr 
nachgewiejen werde, dab auf ihrer Strede der Schaden fich zugetragen habe, an- 
genommen (Prot. ©. 5030—5037). 

Nachdem noch im weiteren Berlaufe der Berathung die Worte „fih an ein- 
ander ſchließende“ Eijenbahnen einer Erörterung unterzogen worden waren, (vgl. 
Anm. 300 ©. 441) wurde die Annahme des Art. 429 in feiner gegenwärtigen 
Faflung nach dem Borjchlage der Redaktionskommiſſion beichlofien. 


300) „Wenn eine Gilenbahn Das Gut mit einem Frachtbrieſe übernimmt, 
nad welchem Der Transport Burg mehrere fi an einander anidlichenne 
Eifenbabnen zu bewirken if, fo Tann bebungen werben, daß nicht 
fänmtlide Eiſenbahnen, melde Das Gut mit Dem Frachtbrief überusms 
men haben, nad Maßgabe des Urt. 401 als Frachtführer für Den ganzen 
Iransport halten, ſondern daß nur Die erfie Bahn und Diejenige Bahn, 
melde Das Gut mit dem Frachtbrief zulegt übernommen bat, dieſer 
Haftpflicht für Den ganzen Transport unterliegt, vorbehaltlich des Rück⸗ 
griffs der Eijenbahnen gegen einander, daß Dagegen eine Der übrigen, 
in der Mitte liegenden Eifenbahnen nur Dann als Frathtführer in Un 
ſpruch genommen werben Tann, wenn ihr nachgewieſen wird, daß ber 
Stchade anf ihrer Bahn fig ereignet hat.“ 

Art. 429 geitattet — ald vierzehnte Ausnahme von der Regel ded Art. 423 

— den Eifenbahnen eine vertragdmäßige Beichränktung der gefeglichen Haftpflicht 
aus Art. 401 infofern, ald, wenn der Transport eined Gutes von mehreren Eifen- 
bahnen auf Grund eined Yrachtbrief3 übernommen wird, die an fih aus Art. 401 
folgende jolidariiche Haftpflicht aller diejer Bahnen dahin begrenzt werden darf, daß 
nur die erfte und diejenige Bahn, welche dad But mit dem Frachtbrief zulegt über- 
nommen bat, unbedingt zu haften haben, dagegen eine in der Mitte liegende Bahn 
nur dann, wenn ihr nachgewieſen wird, daß der Schade auf ihrer Bahn fidh er- 
eignet bat. 

Bon diejer Befugniß ift in dem Eifenbahn-Betriebd-Reglement ($ 62) Gebrauch 
gemadyt (vgl. Anm. 302 ©. 447), d. h. der vom Geſetze geftattete Befreiungsd- 
vertrag ift durch dad Reglement zu einem wirflidy vereinbarten gemacht (j. Thöl 
HR. IL $ 114 ©. 230f.). 

Der gefepgeberiihe Grund für die Zulafjung dieſes Befreiungövertraged iſt be- 
zeitö in der vorangehenden Anm. 299 ©. 436 f. erörtert worden. 
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Die thatfächlihe Vorausſetzung für den durch Art. 429 geftatteten Befreiungi- 
vertrag ift in dem Eingangsſatze des Artifeld ausgefprochen: 

„Denn eine Eiſenbahn das But mit einem Frachtbriefe 
übernimmt, nad weldem der Trandport Dur mehrere jig 
an einander anjchliegende Eifenbahnen zu bewirken if, je 
fann bedungen werden ... 

63 ift Hier, wenn audy in etwas abweichender Wortfafjung, die thatjachlice 
Vorausſetzung ded Art. 401 Alin. 2 H.G.B. gemeint: Uebernahme des Guts nit 
einem durchgehenden oder direkten Frachtbriefe, d. b. mit einem folden. 
welcher die Aufeinanderfolge mehrerer Eifenbahnen zur einheitlihen Ausführung des 
Transports, die Bewirkung des Transport durch mehrere fih an einander a 
ichließende Eifenbahnen zum Inhalt hat. Bol. über dieſe Boransfegung des Räheren: 
Bd. II. Anm. 76 ©. 37—44. Trifft diefelbe nicht zu, erfolgt die Uebernahme bes 
Guts nicht mit einem durchgehenden, auf die einheitliche Ausführung des Trans: 
port3 durch mehrere anfchließende Bahnen gerichteten Srachtbriefe, jo fehlt dem Be 
freiungövertrage Die gejeglich allein zuläflige Baſis. Die Worte: „wenn eine 
Eiſenbahn das Gut mit einem Frachtbriefe übernimmt“ bebeuten: wen 
eine Eiſenbahn einen Frachtvertrag in Betreff eined Gutes mit einem Frachtbriefe 
eingeht. Es Tann bier nicht von der bloßen faktiſchen Empfangnahme des Gute: 
als Folge eined abgeichloffenen Yrachtvertraged die Rede fein, jondern von dem 
Zrachtvertragdabichluffe, der vertraggmäßigen Uebernahme des Transport, und & 
wäre daher auch angemefjener geweſen, jtatt „Gut“ zu jagen „Zrandport” oter 
ftatt „dad Gut übernimmt“ „einen Srachtvertrag eingeht“, denn nur an den Yradıt- 
verirgg, nicht an die bloße fattiihe Empfangnabhıne ded Gutes kann fi der Be 
freiungövertrag bezw. die befreiende Vereinbarung anfchliegen. Unter Gut“ if 
hierbei jede Art von Trandportgut (j. Bd. I. Anm. 3 ©. 24) zu verfiehen, alic 
auch KReifegepäd im durchgehenden Verkehre a. a. O. ©. 25. 

Bgl. Hillig S. 70, W. Koh ©. 135, Puchelt II. S. 42 Aum. 5, Schefierı 
Gros ©. 460. 

Ferner ift zu unterjcheiden zwiſchen Transport mit direktem Frachtbriefe und 
Zrandport im direkten Berlehre. Der direkte Frachtbrief bezweckt nur die Gleich 
beit und Einheitlichkeit ded Yrachtvertraged in Yorm, Inhalt und Wirkung für die 
ganze Zrantportjtrede der mehreren am Transporte betheiligten Bahnen, den Au}- 
fall neuer Yradhtbriefe unterwegd und beim Mebergange von Bahn zu Bahn, fowie 
in Folge defjen inöbefondere die folidariiche Haftpflicht aller am Xrandporte be 
tbeiligten Bahnen. Direkter (Berbandd) Verkehr dagegen ift im technijchen 
Sinne derjenige Verkehr, zu weldhem ſich mehrere Berwaltungen an einander an- 
ihließender Bahnen behufs Erftellung gemeinfchaftlicher Tarife zur Aufnahme ver 
Konturrenzbeftrebungen oder aus anderen Berfehrdinterefjen gewifiermaßen in eine 
Zrandportgejeljchaft vereinigen. Zur Nebernabme eined Transports mit Direftem 
Frachtbriefe ift jede Deutfche und Defter.-Ungar. Eijenbahn durch $ 46 des Eifenb.- 
Betr.Regl. (ſ. Ann. 205 ©. 184) verpflichtet. Dagegen befteht eine Berpflichtung 
zur Nebernahme von Transporten im direkten Verkehre nit. Denn die Ber 
pflihtung zum Transport mittelft direkten Frachtbriefs jchließt keineswegs dieſe 
weitergehende Verpflichtung zur Eingehung direlter Verkehre in fi, der Transport 
zwiſchen mehreren Bahnen kann mittelft direkten Frachtbriefs und doch im |. 9. 
gebrohenen — nicht direften — Berkehre (d. h. ohne gemeinſchaftliche Tarife) er 


Art. 429. „Haftpflicht an einander anichliegender Eifenbahnen.” 441 


folgen. Wenn demgegenüber Puch elt Il. S. 442 Unm. 1 bemerlt: „Der 
Art. 429 unterftelle Durchgebendes Gut (Tranfitgut) mit einem einheitlichen Fracht 
briefe, und zu defien Annahıne ſei dem Publikum gegenüber keine Eifenbahn ver- 
pflichtet, dad Bertragdverhältuiß zwiſchen den Eifenbahnen (die Kijenbahnverbände) 
fei eine interne Sache, auch dad Deutjche Reglement $ 46 ändere daran nichts, da 
dort nur die Bermittlungdadrefie für den Uebergang ded Frachtguts von einer 
Bahn auf die andere nadhgelaffen, nicht aber den Eifenbahnen eine neue Pflicht 
auferlegt ſei“, jo beruht dieje nicht zutreffende Auffaffung auf einer Verwechſelung 
ter Begriffe des direkten Frachtbriefs und direkten Verkehrs. Denn durch 8 46 
des Eijenb.-Betr..Regl. ift den Eiſenbahnen allerdingd die Annahme direkter (durch 
gebender) Frachtbriefe zur Pflicht gemadt. Transport ohne Bermittlungsadrefie, 
d. 5. ohne Außftellung neuer Yrachtbriefe behufs des Uebergangs von einer Bahn 
auf die andere ift gleich dem Transport mit einheitlihem, direftem (durchgehendem) 
Trachtbriefe. 
&. Anm. 205 S. 185, Eger, internat. Eiſenb.⸗Frachtr. S. 61, 62, Ruckdeſchel S. 164. 
Einer Erläuterung bedürfen noch die Worte: „jih an einander an- 
jhließende Eiſenbahnen“. In den Beratungen III. Lefung wurde nämlich in 
der Erwägung, daß aus dem Gefege nicht erfichtlicy jei, mad man unter „an- 
ſchließend“ zu verftehen habe, und wie groß der Zwifchenraum zwifchen zwei Eifen- 
bahnen jein dürfe, damit nicht ausgeſchloſſen werde, daß man fie als anſchließende 
anjebe, indem es ſich bier Doch nicht blos darım handeln könne. dad Verhältniß 
zweier Bahnen zu regeln, deren Schienengeleije mit einander verbunden jeien, und 
in der ferneren Erwägung, daß ed auch an genügenden Gründen dafür fehle, die 
Anwendbarkeit der Artikels dann audzujchliegen, wenn dad Gut zwilchen zwei 
Eijenbahnen eine Strede weit auf eine andere Art, 3. B. auf Evern über eimen 
Strom trandportirt werden müfle, von einem Abgeordneten folgende Faflung für 
den Eingang ded Artikels beantragt: 

„Wenn eine Eijenbahn dad Gut mit einem Yrachtbrief übernimmt, 
nad welchem der Zrandport auf mehreren Eijenbahnen auszuführen ift, 
gleichviel, ob ſich dieſe aneinander anjchließen oder nicht, fo“ zc. 

" Hiergegen wurde jedoch eingewendet: Es könne nicht zweifelbait fein, was 
man unter anfchließenden Eiſenbahnen zu verjteben habe. Es komme weder darauf 
an, daß bie Schienengeleije beider Bahnen in einander liefen, noch darauf, ob ber 
Zwiſchenraum zwijchen beiden ein wenig größer oder Kleiner fei, fondern darauf, ob 
die Weiterbeförberung ded Guts bis zur unmittelbaren Webergabe an bie nächite 
Eifenbahn in einem und demfelben Eifenbahnbetrieb ftatthabe, gleichviel, 
welcher Mittel fich die Bahnverwaltung bediene, um dad Gut von ihren Schienen 
auf die der anderen Bahn zu bringen; der Auddrud „anſchließend“ babe eine 
juriftiihe Bedeutung und beziehe ſich auf die an einander anfchliegende Haftbarkeit 
der Bahnverwaltungen. Die Ausdehnung ded Art. 402 auf den Gütertransport 
auch nicht an einander anjchliegender Bahnen würde aber mit den früher ge- 
faßten Beichlüffen im Widerjpruch ſtehen und praftiich unausführbar fein. (Prot. 
E. 5114, 5115.) 

Zwar fand dieje Interpretation von anderer Seite Widerſpruch, jedoch wurde 
der fragliche Ausdrud unter Ablehnung obigen Antrags beibehalten (Prot. ©. 5114), 
und es kann nicht zweifelhaft fei, daß fie die richtige if. Es kommt lediglich 
Darauf an, daß eine ununterbrochene Aufeinanderfolge von Eiſenbahnen befteht, 
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welche den Transport (gleichviel mit welchen Transportmitteln) audführen, umd bes 

diefe Reihe nicht durch felbftftändige Zwifchenfrachtführer anderer Art (Poſt, Day 
ſchifffahrtsgeſellſchaften ꝛc.) geftört wird. 

BL Brir ©. 124, Bad ©. 313, 314, Bächter I. ©. 300 Hum. 32, Hillig ©. % 

©. F. Koch ©. 436 Anm. 86, v. Kräwel S. 613, Stubenraud ©. 555, Kuhrn a 


Buld's Arch. Bd. 6 ©. 374, W. Koh ©. 134 Anm 3. Webrmann ©. 170 Um, 
Ruckdeſchel ©. 163, 164, Lenin ©. 75, Puchelt IL ©. 442. 


Liegt die vorgedachte thatjächlidye Borausjegung — Uebernahme des Guts mir 
einem durchgehenden Frachtbriefe — vor, jo Tann GSeitend der übernehmende 
Eijenbahn bedungen werden, daß nicht die regelmäßige gefegliche, im Art. 401 
Alin. 2 vorgeichriebene Yolge diefer VBoraudfegung, die Haftung fammtlider 
Eifenbahnen, welche das Gut mit dem Frachtbrief übernommen haben, als Fracht 
führer für den ganzen Transport eintritt, ſondern: 

daß ausſsnahmsweiſe nur die erfte Bahn und diejenige Bahn, weldye dei 
But mit dem Frachtbriefe zulegt übernommen bat, dieler Haftpflicht für 
den ganzen Trandport unterliegt, dab dagegen eine der übrigen, in de 
Mitte liegenden Eijenbahnen mur dann‘ ald Frachtführer in Anfprus 
genommen werden kann, wenn ihr nachgewielen wird, daß der Schaten 
auf ihrer Bahır fich ereignet bat. 

Die im Art. 401 Alin. 2 vorgejehbene gejegliche Yolge der Uebernahme tes 
Guts mit direftem Yrachtbriefe dur mehrere fi an einander anſchließende 
Bahnen würde an ſich fein, daß jede diejer Bahnen, welde dad Gut mit dem 
urfpränglihen Frachtbriefe angenommen bat, in ben Frachtvertrag gemäß dem 
Frachtbrief eintritt, eine jelbftftändige Verpflichtung übernimmt, den Trauspert 
nad Inhalt des Frachtbriefs auszuführen, und auch in Bezug auf den von den 
früheren Eifenbahnen bereitd ausgeführten Trandport für die Berbindlichleiten der- 
jelben einſteht. Dieje gefegliche Yolge ift in abgekürzter Form unter Bezugnahme 
Art. 401 im Art. 429 — negativ — dahin ausgebrüdt: 

„daß nicht jämmtlihe Eiſenbahnen, weldhe dad But mit dem Yradıt 
brief übernommen haben, nah Mafgabe des Art. 401 ald Yrachtführer 
für den ganzen Trandport haften“, 
wobei unter „Frachtbrief“ der „urſprüngliche“ — durchgehende — Frachtbrief Te 
Art. 401 Alin. 2 zu verftehen, und „übernommen“ identiſch mit dem dort ange 
wendeten „annimmt“ gebraudt tft. 

Diefe Rechtswirkungen aud der Nebernahme des Guts mit durchgehenden 
Frachtbrief, welhe Bd. II. Anm. 76 ©. 44—57 eingehend erörtert find, ans 
nahmsweiſe und entgegen dem prinzipiellen Vertragsverbote des Art. 423 abyu- 
ändern, ift den Eijenbahnen durch Art. 429 injowelt geftattet, als fie vertragt 
mäßig den Kreis bezw. die Zahl der ſolidariſch haftpflichtigen Eilenbabnen ver 
vornherein beichränfen dürfen. 

Die Art und Form diefes Befreiungävertrages ift analog den in ben ver- 
angehenden Art. 424—428 erwähnten Befreiungdverträgen, |. Anm. 225 ©. 2%. 
Dur die Vereinbarung Tann die folidarifche Haftpflicht ſaͤmmtlicher beteiligten 
Eiſenbahnen aus Art. 401 Alin. 2 dem Abfender bezw. Empfänger gegenüber ſtets 
auf nur drei Eiſenbahnen beichränft werden: 

1. die erfte Bahn, 
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2. die Bahn, welde zulegt dad But mit dem Yrachtbrief übernommen 
bat, 

3. die in der Mitte liegende, welcher der Eintritt des Schadens auf ihrer 
GStrede nachgewieſen wird. 

1. Die erfte Bahn, d. 5. diejenige, weldhe zuerft dad Gut mit dem 
durchgehenden Yrachtbrief übernommen, den Frachtvertrag unter Annahme des 
Guts und des durchgehenden Frachtbriefs abgeichloffen hat, die Annahıne, Ber: 
Sandt-, Abgangsbahn. Sie ift unbedingt haftpflichtig. Zu ihrer Inanſpruchnahme 
genügt der Nachweis, daß fie urjprüngli und als erfte den Yrachtvertrag unter 
Vebernahme des Guts mit direltem Yrachtbriefe eingegangen. Damit ift ihre 
Baifivlegitimation begründet. Die Bahn ad 1 kann übrigens unter Umftänden 
mit der Bahn ad 2 identiich fein. 

2. Diejenige Bahn, welde dad But mit dem Frachtbriefe zu- 
legt übernommen bat. Diefe Bahn wird häufig, muß aber nicht identiſch 
fein mit der legten Bahn, welde nach Maßgabe ded Frachtbriefs dad But an den 
Adrefjaten abzuliefern bat, mit der Empfangs-, Ankunfts⸗, Ablieferungsbahn. 

Thöl IN. S. 231 Anm. 2, Brir ©. 494, v. Hahn I. S. 551, Puchelt IL. S. 442 

Anm. 3, Ruddefhel S. 168. 

Bielmehr ift diejenige Bahn gemeint, welche dad Gut und den Frachtbrief zuletzt 
in Händen gehabt hat (nicht dad Gut allein, wie Brir ©. 424 anzunehmen 
jcheint), gleichviel ob der Transport vollftändig zu Ende geführt oder unterwegd 
während der Ausführung in Yolge der Beichädigung oder des Verluſtes ded Guts 
oder des Frachtbriefs abgebrochen worden iſt. Mithin kann ed auch eine bezüglich 
des vertragämäßig übernommenen Trandport8 in der Reihe fänmtlicher betheiltgten 
Bahnen ald Zwilchenbahn figurirende Bahn fein. Die Annahme v. Hahn's (ll. 
©. 551 $ 2), dab bier die abliefernde Bahn gemeint fei, wenn ed fih um Erfaß 
für Beſchädigung des abgelieferten Guts handelt, dagegen, wenn das But nicht 
abgeliefert, diejenige Bahn, weldhe da8 Gut mit Frachtbrief zulegt in Händen ge- 
babt bat, ift jomit nicht ganz zutreffend. Es ift ſtets diefenige Bahn die mit- 
haftpflichtige, welche dad Gut und den Yrachtbrief zufammen erweislich zulegt 
übernommen bat, gleichviel ob beides unterwegd oder erjt am Ablieferungsorte be- 
ſchädigt oder in Berluft gerathen ift, und gleichviel weldhe Bahn das But oder 
den Frachtbrief abgeliefert bat. Zur Inanſpruchnahme der betreffenden Bahn ift 
der Nachweis erforderlich, daß fie Gut und Yrachtbrief zu letzt übernommen bat, 
d. b. daß fich bei ihr die Thatfache der gemeinſchaftlichen Uebernahme beider 
Objekte zum legten Male vollzogen hat, und dieſer Beweis wird allerdings zumeift 
nicht allein damit zu führen fein, dab Gut und Frachtbrief überhaupt an fie ge- 
langt find, fondern auch negativ dadurd, daß beides von den folgenden Bahnen 
nicht mehr übernommen worden ift bezw. fein konnte. Wenn v. Hahn a. a. O. 
annimmt, der Abjender bezw. Empfänger babe nur zu beweifen, dab Gut und 
Frachtbrief an fie gekommen, nicht aber, daß es von ihr an die nachfolgende Bahn 
nicht abgeliefert worden ſei, dieſe Ablieferung babe vielmehr (einrebeweije) bie 
Bahn zu beweifen, ſo Tann diefer Auffaffung nicht beigepflichtet werden. Denn 
Haftpflichtig ift nur diejenige Bahn, welde Gut und Yrachtbrief zulept über- 
nommen bat. Zur Snanjpruchnahme gehört hiernach der Beweis, daß die Bahn 
wirklich die zulegt übernehmende geweien. Der bloße Nachweis, daß But und 
Frachtbrief überhaupt an fie gekommen, thut nicht dar, daß beides zulept von 
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ihr übernommen worden. Hierzu ift unbedingt der freilid unter Tmftänden 
ſchwierige Negativbeweis erforberlih, daß eine Nebernahme Seitend der folgenden 
Bahnen nicht erfolgt je. Der Umftand jedoch, daß diefer Nachweis für Die Be 
ihädigten ein fchwieriger ift, zumal es fi um interne Uebergabeafte der Bahnen 
unter einander handelt, darf nicht dazu Anlaß geben, denjelben ohne Grund unte 
Umfehrung der Beweidlaft ber in Anjpruch genommenen Bahn anfzulegen. Rit 
fie hat zu beweijen, daß fie nicht die leßte, jondern der Beichädigte, daß fie Die 
legte jei. Die Bahn ad 2 kann übrigend unter Umftänden mit den Bahnen ad I 
oder ad 3 identijch fein. 

Dagegen ift, wenn der Nachweis, daß die in Anſpruch genommene Bahn die 
erfte oder die lebte gewejen, geführt ift, der weitere Nachweis, ob und wo etw 
unterweg3 der Berluft ſich zugetragen, nicht erforderlich. 

„In Erwägung zum erften Kaffationdmittel: daß nad) Art. 401 H.G.B. 
beim Transporte eined Frachtguts durch mehrere aufeinander folgende, dad Gut 
mittelft des urjprünglichen Yradıtbriefed übernehmende Yrachtführer (Eijenbahnen) 
ber legte derjelben auch bezüglich de von den früheren ausgeführten Transportet 
für alle ihre deöfallfigen Verpflichtungen einzuftehen bat; daß hiernady zur Be 
gründung der gegen die Beklagte ald die dad But zulegt übernommen habente 
Bahn gerichteten Klage ed ber Yeitftellung derjenigen Station reip. Zwiſchenbahn. 
deren Dienftperional durdy bößliche Handlungdweile den Berluft ded Gutes ver- 
ſchuldet, nicht bedurfte, e& vielmehr an der in dem angegriffenen Urtheil nicht 
fehlenden Yeltftelung genügte, daß der auf dieſe Weije verfchuldete Beriuft auf 
der Neije von der Aufgabe bis zur Endftation erfolgt fei; daß mithin der von 
der Kafjationsklägerin gerügte Mangel der erfteren Feſtſtellung feinen Mangel in 
der erforderlihen Begründung ter Enticheidung barjtellt, das Kaffationsmittel jemit 
binfällig erjcheint.” 

Erkannt vom 11. Cip.Sen. des D. Reichöger. untern 28. Oftober 1881, Braun m Biue. 
Unnal. Bi. 4 ©. 489 f. 

3. Eine in der Mitte liegende Eijenbahn, wenn ihr nadhgewieien 
wird, daß der Schaden auf ihrer Bahn fih ereignet bat. Es fin 
hierunter diejenigen Bahnen zu verftehen, welche nad Maßgabe des durchgehenden 
Frachtbriefs zwiſchen der erften, der Annahme- (Verjandt-) Bahn, und der leften, 
der Ablieferungd- (Ankunfts-) Bahn, liegen, die jog. Zwiſchen⸗ Tranfit- oder Durd- 
gangsbahnen. ine folhe Bahn kann im Yalle ded Art. 429 nur damn als 
Frachtführerin in Anſpruch genommen werden, wenn ber Beſchädigte einen zwie 
fachen Beweis erbringt: 

a) daß die betreffende Bahn die Qualifikation einer „in der Mitte liegenden“ 
befigt, 
b) daß auf ihrer Bahn der Schaden fich ereignet hat. 

Der Beweid ad a. ijt in der Regel an der Hanb des durdigehenden Fracht 
brief, welcher Berjandt- und Beftimmungsort bezeichnet, leicht zu führen. Der 
Transportweg, die Route bezw. die Richtung und Reihenfolge der zu benugenden 
Bahnen pflegt, wenn verihiedene Wege vom Abjendungs- nach dem Beſtimmungs 
orte führen, entweder im Frachtbriefe vorgejchrieben zu fein oder wirb nah Maf- 
gabe ber geltenden Reglement und Verkehrsverträge im SInterefie des Abſenders 
von der Annahmebahn (Berjandterpedition) beftimmt ($ 50 Nr. 3 Alin. 3 Betr. 
Regl., |. Bd. I. Anın. 20 ©. 104, 105). 
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Der Beweis ad b. bietet größere Schwierigkeiten, weil fich die internen Bor- 
gänge beim Trandport ded Guts über mehrere Bahnen zumeift der Kognition bed 
Abſenders bezw. Empfängers entziehen. Feſtzuhalten ift hierbei, Daß ed ſich nicht 
um diejenige Bahn handelt, melde an der Entjtehung des Schadens die Schuld 
trägt, denfelben durch ihr Verſchulden herbeigeführt bat, fondern lediglih um die- 
jenige, auf deren Strede, in deren Bahnbereihe der Schaden ſich ereignet bat 
(Brir ©. 424), ein Umftand, der dann von Erheblichkeit ift, wenn die Schadens- 
urſache und der faktiſche Eintritt des Schadens verjchiedenen Bahnen angehören. 
Die bloße Thatſache des Eintritts des Schadens ift für die Haftpflicht entſchei⸗ 
dend, gleichviel ob die Bahn, wo dieſes Ereigniß geſchehen, auch zugleich dafjelbe 
verfchuldet hat oder nicht. Die Bahn ad 3 kann übrigend identiſch mit der Bahn 
ad 2 fein. 

Abgeſehen von dem Beweife der Pajlivlegitimation, welchen der Abjender 
bezw. Empfänger gegenüber jenen drei Bahnen zum Behufe der Inanfpruchnahme 
ald Frachtführer zu erbringen bat, bleiben die Grundſätze über die Beweislaft, wie 
fie ih aus Abjchnitt 1 und 2 des vorliegenden Titeld ergeben, vollftändig unver: 
ändert (Brir ©. 424, Thöl II. ©. 231). 

Aus den Worten ded Art. 429: 

„jo kann bedungen werben, daß nicht jämmtliche Eiſenbahnen ... für 

den ganzen Transport haften, fondern daß nur die erſte Bahn x... .“ 
ergiebt fich Har, daB von dem Abjender bezw. Empfänger lediglid die Drei 
vorbezeichneten Bahnen — dieſe aber allerdings jolidarifh ganz nach feiner Wahl 
— in Anſpruch genommen werden bürfen. Auch im Falle ber Infolvenz derjelben 
ift er nicht berechtigt, nunmehr auf eine der übrigen Bahnen zurüdzugreifen. 
(Puchelt II. S. 442 Anm. 4, Ruckdeſchel ©. 164. — A. M. Wehrmann 
S. 171.) Ausgeſchloſſen find hiernach von jeder Haftpflicht gegenüber dem Ab- 
jender bezw. Empfänger alle nicht unter die gedachten drei Kategorien fallenden 
Bahnen. 

Diefe Faſſung ded Artifeld wird v. Kräwel ©. 612, 613 ald nicht recht 
deutlih bemängelt; denn, wie die Erläuterung zu demfelben ergebe, könne bie 
Haftpflit der dad Frachtgut annehmenten und abliefenden Bahn dur Teine 
Bereinbarung aufgehoben werden, es bleibe vielmehr unbedingt bei diefer Haftpflicht, 
während ed nad) dem Artikel den Anjchein habe, als wenn audy dieſe Haftpflicht 
ein Gegenftand der Vereinbarung fein ſolle. Diefe Vereinbarung betreffe alfo nur 
die Haftbarfeit der Zwifchenbahnen,, deren eintretende folibarifche Haftbarfeit nach 
Art. 401 in der angegebenen Weife beichränft werden könne. Der Artikel wolle 
alfo eigentlih nur jagen: 

„Wenn eine Cijenbahn das Gut mit einem Frachtbrief übernimmt, 
nach welchem der Transport durch mehrere fi an einander anjchliegende 
Eifenbahnen zu bewirken ift, fo kann bie Haftbarkfeit derjenfgen Bahnen, 
welche zwijchen ber dad Frachtgut annehmenden und abliefernden Eiſen. 
bahnen liegen, in der Weiſe beſchränkt werden, daß eine ſolche Zwijchen- 
bahn nur dann als Frachtführer in Aniprud genommen werden Tann, 
wenn thr nachgewiejen wird, daß der Schaden auf ihrer Bahn fi er- 
eignet bat.“ 

Dieſe Auffaffung v. Kräwel's muß als unzutreffend bezeichnet werden. Nach 
den Materialien lag ed keineswegs in der Abficht der Geſetzgeber, die erfte (Verſandt⸗) 
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und die letzte (End-) Bahn für unbedingt baftpflichtig zu erflären, wielnehr elle 
die nah Art. 401 fonft eintretende folidartiche Haftung fämmtlider Eiſenbahnen 
auf drei beſonders gefennzeichnete durd einen Befreiungsvertrag beichräntt 
werben bürfen: die erfte, die zulegt Gut mit Brachtbrief übernommen habende 
(alfo nicht immer die letzte, ſ. S. 443) und die in der Mitte liegende, auf welde 
fi) der Schaden ereignet bat. Dieſe drei müflen demnach in den Befreimz- 
vertrag aus drücklich eingefchloffen werden, weil die durch Art. 429 gewährte 
Erlaubniß der vertragsmäßigen Beichräntung ber Haftpflicht auf drei Bahnen eine 
Ausnahme von dem im Art. 401 ausgeſprochenen Prinzipe der folidariichen Hait- 
pflicht ſämmtlicher betbeiligten Bahnen darjtelt und Ausnahmen nicht vermutbet 
werden. 

Schließlich wird in Betreff der bier in Betracht fommenden Frage, nach welchen 
Geſetzen bezw. Reglements das zwiſchen dem Abjender und ben einzelnen 
Bahnen durch Mebernahme ded Guts und Yrachtbriefd begründete Redhtöverhältniz 
zu beurtbeilen fei? auf die Ausführungen Bd. II. Anm. 76 ©. 47 ff. Bezug 
genommen. 
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Die in den Artikel 429 eingefügten Worte „vorbehaltlih des Rückgrifft 
der Eifenbahnen gegen einander“ haben nad) der ganzen Tendenz dieſes 
Artikels keinen anderen Zwed, als audzudrüden, daß derielbe fi auf das Nüd- 
griffäverhältnig der Bahnen unter einander nicht bezieht, leptered von den Be 
ftimmungen de3 vorliegenden Artifeld nicht betroffen wird. Die im Bud 4 Tütel 5 
des H.⸗G.⸗B. enthaltenen Vorſchriften über das Frachtgeſchäft haben überhaupt nur bie 
Rechtsverhaͤltnifſe ded Yrachtführerd zum Abjender und Empfänger zum Gegenftant, 
nicht aber, falls mehrere Frachtführer an einem Transporte betheiligt find, Rechts 
verhältnifie der lepteren zu einander. Dieſe Nechtöverhältniffe, namentlih ba? 
Regreßrecht regeln ſich vielmehr, Mangeld jeder bejonderen Beitimmung, nad all: 
gemeinen Rechtögrundjäßen, d. h. in erfter Reihe nach den unter den betheiligter 
Frachtführern hierüber etwa beſtehenden Verträgen und jodann nady dem mas- 
gebenden bürgerlichen Rechte, — wie died Bd. II. Anm. 76 ©. 56, 57 bes Näheren 
dargelegt ift (vgl. Ruckdeſchel S. 165, Wehrmann ©. 173). 

Die Worte „vorbehaltlich des NRüdgriffs der Eiſenbahnen gegen einander” er- 
ſcheinen ſomit an ſich überflüflig, weil das Rüdgriffäverhältniß der Eijenbahnen 
gegen einander bier überhaupt nicht in Yrage fteht, wie ed denn auch in dem zi 
Grunde liegenden Artikel 401 gar nicht erwähnt ift. Die Einfügung diefer Worte 
in den Art. 429 ſcheint lediglich der nicht gerechtfertigten Befürchtung entiprungen 
zu fein, man könne, wenn vertragsmäßig die Haftpflicht jümmtlicher Eiſenbahnen 
gemäß Art. u29 auf drei beichränkt wird, mißverftändlih zu der Annahme ge 
langen, dieje Beichränfung gelte nicht nur dem Abfender und Einpfänger gegen: 
über, jondern auch im Berbältniffe der Eijenbahnen zu einander, derartig, dab Pie 
dem Abjender 2c. nicht haftpflichtigen Eijenbahnen auch von der Regreßpflicht be- 
freit jeien. ine jolhe Annahme ift aber nad) dem ganzen Inhalte des Titels 5 
und jpeziell ded Art. 429, welcher nur von einer Verabredung mit dem Abſender. 
nicht der Bahnen unter einander handelt, ausgeſchloſſen. 

Der in Rede ftebende Paſſus erjcheint aber nicht allein überflüifig, jenderr 





Art. 429. „S 62 Eiſenbahn⸗Betriebs⸗Reglement.“ 447 


au unrichtig und der Abficht des Geſetzes zumwiberlaufend, weil die Faffung und 
Stellung inkorrekt ift und zu Zweifeln und falſchen Folgerungen Anlaß geben muß. 
Denn unverfennbar ift doch vom Geſetzgeber nichts weiter beabfichtigt, ald dem 
Gedanten Ausdrud zu geben, daß dur einen Befreiungdvertrag gemäß Art. 429 
die etwaigen Regreßaniprüde der Bahnen unter einander nicht berührt werben 
follen. Keineswegs aber lag es in ber Abfidht, in die Regelung der Regrekver- 
hältnifie der betheiligten Bahnen irgendwie materiell einzugreifen, ibre Vertrags⸗ 
freiheit nach diefer Richtung hin zu beichränfen oder von dem Borbehalte eines 
Megrefjed überhaupt die Zuläjfigkeit ded Befreiungdvertraged dem Abfender gegen- 
über abhängig zu machen. Denn Art. 429 dient jeiner Tendenz nad) lediglic dem 
Zwede, dem Beichädigten zu Gunften der Bahnen nicht nach feiner Wahl ſämmt⸗ 
liche am Transport betheiligten, jondern nur eine beichräntte Zahl gegenüberzuftellen. 
Die Regrebpfliht der Bahnen unter einander hier bineinzuziehen und an eine 
aejeglihe Norm zu fnüpfen, würde der ratio legis gänzlidy zuwider fein. Indem 
aber der fragliche Pafſus mitten in diejen Ausnahmeſatz bineingeihoben ift, Tann 
die Stellung wie auch die Faſſung „vorbehaltlich des Rüdgriffs ber Eijenbahnen 
gegen einander” nicht ohne Grund zu dem irrigen Schlufie führen, baß der Be- 
freiungdvertrag aud Art. 429 eine Beitimmung über den Rüdgriff der Bahnen 
unter einander, und zwar den Vorbehalt des Rüdgriffd erfordere und bie Gültigkeit 
des Befreiungdvertrages von biefem Erforderniffe abhängig fe. In ber That 
ift aber tie Aufnahme einer derartigen Beftimmung nicht geboten, den Bahnen 
fteht es frei, im Frachtvertrage des Nüdgriffed überhaupt nicht zu erwähnen, ben- 
jelben anderwärtd beliebig zu regeln, audzufchließen oder fich vorzubehalten. Mit 
Recht ift daher in dem entiprechenden $ 62 des Eifenbahn-Betrieb3-Regle- 
ments ber in Rede ſtehende Pafſus des Art. 429 am Schlufie ald getrennter Zu- 
taß in der weit geigneteren und verftändlicheren Yorm: 

„Der den Eijenbahnen unter einander zuftehende Rüdgriff wird dadurd) 

nicht berührt.“ 
beigefügt (f. ©. 431 und Anm. 302 ©. 448). 

Auch v. Hahn II. ©. 552 bemerkt: „Die Wahrung der Rechte der einzelmen 
Bahn bildet keinen Theil der Verabredung mit dem Abjender, und ed könnte den 
Bahnen freiftehen, den Rüdgriff vertragsmäßig auszuſchließen. Daher erjcheint Die 
Aufnahme dieſes lediglich die Rechtöverhältnifie ded mehrere Cijenbahnen unter 
einander betreffenden Sage in dem vorliegenden Artikel nicht korrekt. Sie erklärt 
fi au8 dem Beftreben, ein etwa mögliches Mißverftändni fernzuhalten, ald be 
zöge ſich der Artikel auch auf jene Rechtöverhältnifie.” 

Die Eifenbahnen ded Bereind Deutjcher Eifenbahnverwaltungen haben ihre 
Rüdgriffsrehte im Vertragswege dur die Art. 29 und 30 des Meberein- 
fommend zum Bereind-Betrieböreglement (gültig vom 1. Januar 1881 an und 
Nachtrag IV. vom 1. Dezember 1882) einheitlich geregelt. 

BL oben ©. 431—435 unt ferner Anm. 303 ©. 448 !. 


302) 8 62 Eifenbahn-Betriebs-Reglement. 
S 62 des Eijenbahn:Betrieb8-Reglements enthält in Yorm einer reglementarifchen 
Borichrift die Audbedingung derjenigen Haftbeichräntung (bezw. Verminderung 
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der Zahl der haftpflichtigen Eiſenbahnen), welche — unter Modifikation des Art. 401 
H.G.B. — durh Art. 429 den Eifenbahnen geftattet ift. 

8 62 macht den dur Art. 429 H.G.B. geftatteten Befreiungövertrag :ı 
einem reglementariich wirklich vereinbarten d. b. dur. $ 62 des Regl. wirt — 
dem Art. 429 H.G.B. gemäß — vertragdmäßig außbedungen, 

daß, wenn eine Eifenbahn das Gut mit einem Frachtbriefe ũbernimm. 
nach weldyem der Transport durch mehrere fi an einander anfchließent: 
Eiſenbahnen zu bewirken tft, al3 Frachtführer für den ganzen Transpen 
nicht ſäͤmmtliche Eijenbahnen haften, welche dad Gut mit dem Fracht 
briefe übernommen haben, jondern nur die erfte und diejenige Bahr 
welche dad Gut mit dem Frachtbriefe zulept übernemmen bat, eine der 
übrigen in der Mitte liegenden Eijenbahnen nur dann als Frachtführer 
in Anfpruch genommen werden fann, wenn ihr nachgewieſen wird, kat 
der Schaden, deſſen Erſatz gefordert wird, auf ihrer Bahn ficdh ereiqguet 
bat; jowie daß der den Eilenbahnen unter einander zuftehende Nüdarit 
dadurch nicht berührt wird. 

8 62 des Eijenb.-Betriebs-Reglementd ift nad den Beichlüffen der Generd: 
verfammlung zu Hamburg (1860) und Köln in einer — im Vergleiche mit Art. 423 
— etwas abgefürzten Yaflung bereitd in die Bereind-Güter-Reglementd vcr 
1862 und 1865 ($ 17) aufgenommen worden und jpäter faft wörtlid in der Ferm 
des Art. 429 in Die Reglement von 1870 und 1874 übergegangen. Nur infofen 
ift — wie bereit3 in Anm. 301 ©. 447 bemerkt — eine Aenderung eingetreten. 
als die in Art. 429 in den Tenor ded Befreiungdvertrages eingefügten Worte: 

„vorbehaltlich des Rückgriffs der Eiſenbahnen gegen einander” 
im Alin. 1 des $ 62 Betr.-Regl. fortgelaifien und als beſonderes Alin. 2 a 
deren Stelle der Sag: 
„Der den Eifenbahnen unter einander zuftehende Rüdgriff wird batırt 
nicht berührt.” 
zugeftellt worden ift. Daß dieje Aenderung zu billigen ift, weil fie die in Art. 4 
H.⸗G.B. verfolgte Abficht ded Geſetzgebers klarer ausſpricht, ald die Faffung des 
Art. 429, ift.oben ©. 447 des Näheren begründet worden. 

Im Uebrigen ift für die Auslegung des 8 62 DBetr.-Regl. vornehmlich auf tie 

Erläuterungen zu Art. 429 Anm. 301 ©. 446 f. Bezug zu nehmen. 
Bol. Thöl, HR. III. $ 114 ©. 232, Ruckdeſchel S. 162—169, Wehrma un © ı-) 
Bis 173, Hillig ©. 9-71, W. Koch, Eifenb.-Transp.-R. S. 133-137, Epflein ©. 
bi8 100, Puchelt II. ©. 442 Anm. 5, v. Hahn 1I. ©. 552 Anm. 2. 
und nur noch binzuzufügen, daß der im Alin. 1 ded $ 62 erwähnte Rüdgriff te 
Etjenbahnen unter einander durch den DBerein Deutiher Eifenbahnvermaltungen 
in Art. 29 und 30 des Webereinfommend zum Ber.-Betr.-Regl im Bertragämes: 
einheitlich geregelt worden tjt. 
©. hierüber oben S. 447 und die folgende Anmerkung 303 S. 448—452. 


303) Art. 29 Des Nebereinlommens. 

Die Artikel 29 und 30 ded Uebereinkommens zum Bereind-Betrieb3-Reglemer 
(gültig vom 1. Sanuar 1881 und modifizirt Durch den Nachtrag IV. vom 1. De 
zember 1882) treffen Vereinbarungen (ſ. ©. 431.) für den Fall bes Eintritts der 
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Haftpflicht beim Transport durch mehrere anjchliegende Eifenbahnen (Art. 401, 
429, H.⸗G.B. $ 62 Betr.-Regl.) über die Rüdgriffsverbältnifje diefer Eifen- 
bahnen unter einander; und zwar enthält Art. 29 die materiellen Grundſätze, 
nach welchen ſich die Tragung ber Haftpflicht regelt, während Art. 30 das for: 
melle Verfahren ſowohl dem Publitum als auch ben betbeiligten Berwaltungen 
gegenüber normirt. 

Art. 429, weldher die materiellen Grundjäge zum Gegenftande hat, zerfällt 
in 6 Ziffern, von denen Ziff. 1—3 die Haftpflicht für Verlufte und Beihädigungen, 
Ziff. 4 für Verſäumung der Lieferzeit betrifft, während die Ziff. 5 eine den Normen 
für beide Kategorien der Haftpflicht gemeinjchaftliche Ausnahme ausſpricht und 
Ziff. 6 eine von den allgemeinen Beweißregeln abweichende Normirung ber Beweis- 
laft involvirt. 

I. 

Was die Haftpflicht für Berlufte und Beſchädigungen anlangt, fo unter- 
ſcheidet Ziff. 1, je nachdem ein Verſchulden ermittelt ift oder nicht. Im erfteren 
Falle haften für Verluſte und Beichädigungen an frachtpflichtigen wie frachtfreien 
Gütern und Gepäditüden (einſchließlich kartirter Dienjtgüter), welche nicht direk 
von der Aufgabeftation vis zur Beitimmungsftation mittelft Karte bezw. Gepäck⸗ 
jchein erpedirt, jondern unterwegd aus dem Gebiete eined Verbands- ober Lofal- 
verfehrö in dad Gebiet eined anderen VBerbandd- oder Lokalverkehrs übergehen, die- 
jenigen Verbände und Berwaltungen, durch deren Organe oder Einrichtungen 
Berluft oder Beihädigung verfchuldet worden if. — Wird Dagegen ein joldes 
Verſchulden nicht ermittelt, jo haften in den Örenzen der reglementämäßigen Haft- 
pflidht die an der Beförderung von der Aufgabeftation bis zur Empfangdjtation der- 
jenigen Kartirungs- bezw. Sepädjcheinftrede, in deren Bereich der Schaden ent- 
dedt wird, betheiligten Berbände und Berwaltungen gemeinjhaftlid” nach Ber: 
hältniß der für ihre betreffenden Bahnftreden zu berechnenden reinen Fracht, bei 
fradhtfreier Beförderung nad Verhältniß der Kilometerzahl diejer Streden. Liegt 
die Aufgabe- oder Empfangsſtation der legten Kartirungsftrede außerhalb ber 
Grenzen ded Bereind, jo tritt Die Vereinsgrenze an Die Stelle der auswärtigen 
Aufgabeitation bezw. legten Kartirungdftation. 

Diejed Prinzip hat jedoh zwei Audnahuen: 

1. Nah Ziff. 2 haftet für Brandſchäden und Schäden, weldhe während 
der Meberführung von Gütern und Gepäditüden über Flüfſe oder Seen mitteljt 
Schiffstrajettd oder über unfahrbare Bahnftreden mittelft Fuhrwerks entftehen, 
ohne Rückſicht auf Berjhuldung derjenige Verband bezw. diejenige Ber- 
maltung, in deren Bereich der Schaden eintritt. 

2. Nah Ziff. 3 haften bei jpezieller Lebergabe die an der Beförderung 
bis zu der betreffenden Webergabeitation betheiligten Verbände nur für diejenigen 
Berlufte und Beihädigungen, welche bei der jpeziellen Uebergabe ermittelt werden, 
jür alle jpäter ermittelten Berlufte und Bejhädigungen aber Die an ber weiteren 
Beförderung betheiligten Verbände und Verwaltungen. 


nl. 

Sn Betreff der Haftpflicht für Verſäumung der Lieferzeit wird gleid)- 
falls in Ziff. 4 unterjchieden, ob ein Berjchulden ermittelt ift oder nicht. Im 
eriteren Falle haften diejenigen Verbänte und Verwaltungen, in deren Bereich 
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eine verjchuldete Verſäumung ftattgefunden bat, nach Verhältniß der Zeitdamer der 
auf ihren Bahnjtreden vorgefommenen Verſäumniſſe, wobei zur Erleichterung der 
Ermittelung des Berfchuldend die Srachtlarten und auf Verlangen audy die Aradıt 
briefe beim Uebergange mit dem Datum- und Stundenftenpel verjehen werder 
jollen, joweit e8 bie Betriebdeinrichtungen ohne Transportverzögerung geftatten 
Sm legteren Falle haften gemeinichaftlid alle an der Beförderung von ter Auf 
gabeftation (bezw. Vereinoͤgrenze) bis zur Frachtbrieföbeftimmungsftation (beyw. 
Bereindgrenze) betheiligten Verbände und Verwaltungen nach Berhältnig der reine: 
Fracht. 
III. 


Eine beſondere Ausnahme ſowohl zu den Grundſätzen ad I. wie ad Il. ar- 
halt Ziff. 5, wonach Cntfchädigungen bid zu 4 Mark ohne Unterſchied, ob ta: 
Verſchulden einzelner Verbände oder Bermaltungen ermittelt ift und ob eine 
jpezielle Uebergabe ftattgefunden hat oder nicht, ſtets von der regulirenter 
Berwaltung audichließlic, weitergehende Entſchädigungen in einer beftimmten Höbe 
ftet8 von den unter Nr. 1 Abf. 2 und Nr. 4 Abi. 2 bezeichneten Verbänden um? 
Verwaltungen gemeinichhaftlid zu übernehmen find. Es find died alle Entſchädi 
gungen für Berlufte, Beichädigungen und Beripätung, welche den Betrag veı 
30 Mark nidyt überfteigen, und bei höheren Entihädigungen diejenigen Summen. 
welche für Berlujte und Beichädigungen über den Betrag von 60 Mark pr: 
50 Kilogramm für Güter und 6 Mark pro halbes Kilogramm für Gepäd, ſewie 
für Berfäumung der Lieferzeit über den Betrag der Fracht für Güter und übe 
den Betrag O0, Mark für jedes Kilogramın ded audgebliebenen Gepäcks und jeden 
Tag der Berfäumniß gezahlt werden müflen. 

Im Anſchlufſe an Ziff. 5 enthält Ziff. 6 injofern eine von den allgemeinen 
Beweisregeln abweichende Normirung der Beweislaft, ald die bloße Thatjade, 
daß die Beichädigung in dem Bereiche einer bejtimmten Verwaltung eingetreten 
ift, Die Bermuthung bedingen fol, daß dieje Verwaltung die Beſchädigung :. 
auch verſchuldet bat derartig, daß fich legtere nur durch den Gegenbeweis tes 
Nichtverihuldend von diejer Vermuthung befreien fannı. Der Grund für die Ber- 
einbarung der in Rede ſtehenden Bermuthung liegt darin, daß ohne diejelbe der 
Beweid, dab eine beitimmte Verwaltung die Beihädigung zc. verfchuldet bat, in 
Rückſicht auf die eigenthümlichen Verhältuiffe des Bahnbetriebes erfahrungsgemät 
faft zur Unmöglichleit wird. 


304) Art. 30 des Lebereinfommens. 


Art. 30 des Uebereinkommens regelt unter 7 Ziffern das formelle Berfahren. 
welches bei einem durch mehrere Eijenbahnen ausgeführten Transport in Ben! 
auf die Entſchädigungspflicht ſowohl dem Publikum gegenüber (Ziff. 1 und 2. 
als auch im Berhältnig der Bahnen zu einander (Ziff. 3—7) an beobachten ıt 
und ergänzt in dieſer Hinficht nicht nur Art. 429 H.G. BD. bezw. $ 62 Betr. 
Hegl., jundern auch S 64 Alin. 6—12 Betr..Regl. (Bd. II. S. 391, 392, 463. 


Byl. Eger, Internat. Eiſenb.Frachtr. S. 13U—132, Wehrmiunn 2. 174-177, Ref 
Tejibel ©. 165, Thiel, HR. IH. S. 250. 
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L 
Die Behandlung der Entjhädigungsforderungen dem 
Publitum gegenüber. 

Ziff. 1 ſpricht im Anſchluß an $ 64 Alin. 6—12 des Betr.-Regl. den Grund- 
ag auß, daß Seitens der Vereindverwaltungen eine fchnelle und Toulante, 
tem kaufmänniſchen Weſen entiprechende Ausgleihung der Entihäbigungsaniprüche 
für durchaus nothwendig erachtet wird, und knüpft — da die Audtragung 
ver Entihädigungsfrage unter einander den Hauptgrund der Verzögerung bildet — 
daran die Verpflichtung, die Befriedigung als begründet anerfannter Aniprüche 
nit von der Erörterung darüber abhängig zu machen, in welder Weife der 
Schaden unter ihnen ſelbſt zu tragen bezw. zu vertheilen ift. 

Ziff. 2 beftimmt fodann, daß die Verhandlung der Entihädigungsaniprüche 
mit dem Reflamanten ausſchließlich durch die Verſandt- oder die Empfangs- 
verwaltung erfolgen, je nachdem die Reklamation bei diefer oder jener angebracht 
ift. (Diefe Vereinbarung kann jedoch den Berechtigten nicht hindern, fi in Ge 
mäßheit ded Art. 429 H.G.B. und $ 62. Betr.-Regl. audy nach feiner Wahl an 
diejenige Zwifchenverwaltung zu halten, auf deren Bahn der Schaden ſich ereignet 
bat.) Die betreffende Verwaltung entjcheidet, ob eine Entihädigung oder Rück— 
zahlung und zu welchem Betrage zu leijten ift, wenn es ſich um Entſchädigungen 
bi8 zum DBetrage von böchftend 600 Mark handelt, jelbftftändig, nur wenn 
höhere Entſchädigungen gezahlt werben jollen, unter Mitwirkung der übrigen be- 
tbeiligten Berwaltungen. Sn allen Fällen ift ihr die Pflicht auferlegt, die un: 
verzüglidhe Zahlung feftgeftellter Entihädigungen bezw. Critattung zu viel 
erhobener Frachten und jonftiger Vergütungen zu veranlaffen. — Yerner foll, um 
mehrfache Reklamationen und Zahlungen in Beziehung auf denjelben Fall zu 
verhüten, ftet3 die Vorlegung bed Driginalfrachtbriefes von dem Reklamanten 
verlangt und jollen indbejondere Zahlungen nur gegen Vorzeigung deſſelben ge- 
teiftet werden. (Dieje Vereinbarung kann jedod nicht hindern, daß der Berechtigte 
auch ohne Vorlegung ded Originalfradhtbriefed die Zahlung fordert, wenn er fein 
Recht Dazu anderweit zu begründen verınag, da der Frachtbrief nicht die Natur 
einer Skipturobligation hat und am demjelben die Yorderung nicht klebt.) Bor 
der Rüdgabe des Yrachtbriefd an den Reflamanten ift auf dein Yradıtbriefe ent: 
weder durch Abitenpelung oder in fonft geeigneter Weije ein ind Auge fallender 
Vermerk über die gejchehene Regulirung zu machen. 


II. 
Die Behandlung der Entijhädigungsforderungen unter 
den betheiligten Berbänden und Berwaltungen. | 

Ziff. 3 unterfcheidet: 

a) Entihädigungsforderungen im Geſammtbetrage von mehr ald 4 bis ein- 
ihliegli 30 Marf, 

b) bis einjchließlid 600 Mark, und 

c) über 600 Marf. 

a. Entſchädigungsforderungen im Bejammtbetrage von mehr 
als 4 bis einſchließlich 30 Mark werden von der regulirenden Verwaltung 
befriedigt und ohne Rückſicht auf Verſchulden auf die haftpflihtigen Verbände 
und im Lokalverkehre betheiligten Verwaltungen unter genauer Angabe der Sen- 
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bung zc. vertheilt. Sit ein Verſchulden ermittelt, jo werden außerdem bie Me 
ber betreffenden Berwaltung zur Einficht überfendet (jedoch nur zur Remebur ber 
vorgefallenen Unregelmäßigfeit zc., nicht zur alleinigen Uebernahme des Schaden 

db. Bei Entfhädigungsforderungen von über 30 Marl biß ein 
ſchließlich 660 Mark findet, wenn nach der Beurtheilung ber regulirenden Re: 
waltung da8 Verſchulden einzelner Verbände und Verwaltungen nicht ermittelt it, 
baflelbe Verfahren wie ad a. ftatt; wenn hingegen hiernach ein Berfchulten m 
mittelt ift oder Seitens einer der beteiligten Verwaltungen behauptet wirt, ie 
ſendet nach Befriedigung des Reklamanten die regulivende Verwaltung die Xltex 
der angeblich fjchuldigen zur Erklärung über die alleinige Uebernahme Der Haft- 
pflicht. Wird diefe anerkannt, jo wird die Sache durch entſprechende Berrediwmm; 
erledigt. Wird die Haftpflicht nicht anerkannt und führen Ichriftlihe Berhantius 
gen unter den Verwaltungen nicht zum Ziele, fo ift die jchiebägerichtlicdhe Ent: 
ſcheidung der Differenz herbeizuführen, bis zu deren Ergehen die Abrechnung ber 
gezahlten Entihädigung audgejept bleibt. 

c. Bei Entihädigungsforderungen über 600 Markt ift das Ber: 
fahren von dem ad a. und b. infofern abweichend, ald in der Regel vor te 
Befriedigung des Rellamanten eine Anfrage bei den betheiligten Berwaltungen x. 
zu erfolgen bat und, wenn ſich hierbei differirende Anfichten ergeben, Zahlung nat 
Abrechnung der Entichädigung audgejept bleibt, bis eine hierüber herbeizuführen 
ſchiedsgerichtliche Entiheidung ergangen ift. Nur ausnahmsweiſe, wem jmd 
Nachtheile aud der Verzögerung zu befürdten ſtehen, darf dur bie regulirenic 
Verwaltung im Voraus die Zahlung veranlagt werden. 

Ziff. 4 regelt die Frage der Erftattung in allen drei vorbezeichneten Yällen 
dahin, daß Die betheiligten Verwaltungen für Erftattung ber von der requlirendex 
Berwaltung veraudlagten Entihädigungdbeträge in der nächſten Dionatsabrechunn; 
Sorge zu tragen haben. 

Ziff. 5 beftimmt, daß im Falle eined Prozeſſes mit dem Reklamanten dir 
verflagte Verwaltung den übrigen rechtzeitig Gelegenheit zur Mittheilung ihrer 
Anfihten und Beweidmittel, event. zum intritt in den Prozeß geben ſoll. Die 
Berwaltungen find verpflichtet, Die gegen die regulirende (joll wohl beißen: verflagte, 
da die regulirende Berwaltung nicht immer die prozeßführende zu fein braucht) Ber 
waltung ergebenden richterliden Entjcheidungen auch gegen fich gelten zu laften. 
Die Prozeß⸗ und Mandatariengebühren werden im Berhältnifje der Eriagleiftung 
getragen. 

Ziff. 6 enthält lediglich zwei Ordnungsvorfchriften, nämlich erftend in Betreff 
der Atenverjendung, daß diejelben ſtets chronologijch geordnet, folüirt und gehörig 
geheftet jein follen, ſowie ferner in Betreff der Cirkularfchreiben, daß derjelben 
ſtets Abjchriften für alle Betheiligten beizufügen find. 

Dagegen enthält Ziff. 7 zwei wichtige materielle Borjchriften: 

1. die fchiedögerichtlichen Enticheidungen über die Betheiligung an Cat 
ihädigungen find endgültige — aljo mit Ausſchluß des Prozekwegi. 
2. eine in Yolge einer Garantieflage (Adeitation) etwa ergangene gerich: 
lihe Entſcheidung ift für Die Beitragöpflicht ter betbeiligten Berwal- 
tungen nicht präjudizirlich. 
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Allgemeines Dentfches Handelsgeſetzbuch. 


Artilel 430. 


Wenn eine Eifenbahn das Gut mit einem Frachtbrief zum 
Transport übernimmt, in welchem als Ort der Ablieferung ein weder 
an ihrer Bahn, noch an einer der fi an fie anſchließenden Bahnen 
liegender Ort, bezeichnet ift, jo lann bedungen werben, daß die Haft: 
pflicht der Eifenbahn oder der Eifenbahuen als Frachtführer nicht 
für den ganzen Transport bis zum Ort der Ablieferung, fondern 
nur für den Transport bis zu dem Ort beflehe, wo der Transport 
mittelft Eifenbahn enden fol; ift Dies beduugen, fo treten, in Be 
zug anf die Weiterbeförberung nur die Berpflihtungen de Spebi- 
teurs ein. 


Zufag 1. 
Eifenbahn-Betriebs-Reglement: 
(Deutſch. Regl. vom 11. Mat 1874, Defterr.-Ungar. Regl. vom 10. Zuni 1874, 
BDereind-Regl. vom 1. Suni 1876 bezw. 1. Sanuar 1881 gleichlautend): 


8 65. 
Beſchrünkung der Haftpflicht für Güter, welche nicht nad Eiſenbahnſtationen 
beſtimmt find. 

Wird Gut mit einem Frachtbriefe zum Transport übernommen, in 
welchem als Ort der Ablieferung ein nicht an einer anſchließenden Eiſen⸗ 
bahn liegender Ort bezeichnet iſt, ſo beſteht die Haftpflicht der Eiſenbahn 
als Frachtführer nicht für den ganzen Transport, ſondern nur für den 
Transport bis zu dem Orte, mo ber Transport mittelſt Eiſenbahn enden 
fol. In Bezug auf die Weiterbeförderung treten nur die Verpflichtungen 
des Spediteur ein. 

In Anfehung der von der Bahnvermaltung eingerichteten Rollfuhren 
nach feitwärts belegenen Orten (cfr. $ 59) befteht die Haftpflicht der Eifen- 
hahn als Frachtführer auch für den Transport bis zu dem Beitimmungs- 
orte des Gutes. 
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861 
Alinea 2 u. 3. 


Verfahren bei Ublieferungshinbernifien. 


Die Eiſenbahn ift bereditigt, Güter, deren Beitimmungsort nicht an 
der Eifenbahn gelegen ift, mittelft eines Spebiteurs oder einer anderen Ge⸗ 
legenheit nady dem Beftimmungsorte auf Gefahr und Koften des Berjenders 
meiterbefördern zu laffen, wenn nicht wegen fofortiger Weiterbeförderung der 
Güter vom Abjender oder Empfänger Verfügung getroffen iſt. Daffelke 
gilt von Gütern, deren Beftimmungsort eine nicht für den Gäterrerfehr 
eingerichtete Eifenbahnitation iſt. 

Die vorftehende Beitimmung findet keine Anmendung, ſoweit die Ber: 
waltung Rollfuhrunternehmer zur Beförderung der Güter nach ſeitwärts be- 
legenen Orten beftellt hat (cfr. $ 59). 
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305) Prinzip und Entfichung Des Urt. 430. 


Die Reihe der Ausnahmen zu dem Vertragsverbote ded Art. 423 erreicht mit 
der im Art. 430 H.G.⸗B. enthaltenen Ausnahme ihr Ende, Inhalts deren es den 
Eifenbahnen geftattet tft, die ihnen and der Uebernahme eines Transports bis zu 
einem im Yrachtbriefe bezeichneten Ublieferungdorte gemäß Art. 401 ermadhiende 
Haftpflicht als Frachtführer im Vertragswege räumlich zu beichränfen d. b. nur 
bis zu einem dem bezeichneten Ablieferungdorte vorgelegenen Ort zugulafien. 
Inſofern unterjcheidet fi) die Ausnahıne des Art. 430 von derjenigen bed Art. 429, 
als legtere die Beichräntung der Haftpflicht rüdfichtli der Zahl der nach Art. 401 
baftpflichtigen Subjekte, Die ſubjektive Beſchränkung der Haftpflicht, dagegen 
Art. 430 die Beſchränkung rückſichtlich des aus Art. 401 fich ergebenden räumlichen 
Umfangs der Haftpflicht, die räumliche Beichränfung derjelben geftattet. 

Nah Art. 401 haftet jowohl der erfte, wie auch jeder folgende Frachtführer, 
welcher dad Gut mit dem urſprünglichen Frachtbriefe übernimnit, für den gefammten 
Zrandport von der Empfangnahme bi zur Ablieferung (Art. 395), d. h. Mıngels 
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ieder Einſchränkung, bid zu dem vertraggmäßig vereinbarten Ablieferungdort, als 
welcher bei Ausftellung eines Yrachtbriefed der im Frachtbriefe bezeichnete Be⸗ 
ftimmungsort anzujeben ift. 
Bgl. Bd. I. Anm. 16 ©. 88, Aum. 20 ©. 102, Anm. 40 ©. 2235, Bd. II. Ann. 74 ©. 24, 
Anm. 85 ©. 145. . 
Auch die Eiſenbahn oder, wenn mehrere Eifenbahnen mit durchgehenden 
Frachtbriefe nach Maßgabe bed Art. 401 am Transporte betheiligt find, jämmtliche 
betheiltgten Eiſenbahnen haften mithin als Frachtführer bis zu dem im Frachtbriefe 
bezeichneten Ablieferungsort. Während e8 aber dem gewöhnlichen Yrachtführer 
freifteht, diefe Haftpflicht im Vertragswege beliebig auf eine kürzere Strede zu be- 
ihränfen bezw. nur bis zu einem auf der Trandportftrede (unterwegs) belegenen 
Drt zu übernehmen, würden die Eifenbahnen in Gemäßheit ded Art. 423 nicht 
befugt fein, eine derartige Beichräntung der ihnen nad Art. 395, 401 obliegenden 
Haftpflicht fi auszubedingen, wenn ihnen nicht durch die geſetzliche Ausnahme⸗ 
beftimmung des Art. 430 ein derartiger Befreiungdvertrag — in gewillen Grenzen 
wenigftend — geftattet wäre. Denn ed liegt in ber Natur und im Wefen ber 
Betrieböeinrichtungen der Eifenbahnen, daß fie nur für denjenigen Theil eines durch 
verfchiedene Trandportmittel audzuführenden Transports als Frachtführer einzuftehen 
vermögen, welcher mittelft der Eiſenbahn jelbft und auf Eijenbahnftreden bewirkt 
wird, weil fie in der Regel nur ſoweit in der Lage find, eine genitgende Kontrole 
(bei mehreren Bahnen durch gemeinjchaftlide Maßnahmen) auszuüben und bie 
volle Garantie für fichere Ausführung jowie damit die ftrenge Haftpflicht des 
Frachtführer zu übernehmen. Allerdings find die Kifenbahnen nad) Art. 422 
nur zur Eingehung von Frachtgeſchäften für die eigene Bahnftrede verpflichtet 
ſ. Anm. 196 ©. 165), und auch $ 46 ded Betriebs⸗Regl. dehnt diefe Trandport- 
rfliht nur auf die Uebernahme des Transport vermittelft anfchließender Etien- 
bahnen (von und nad Kijenbahnftationen) aus (ſ. Anın. 205 ©. 184). Die 
Sifenbahnen find aljo in der Lage — ohne Verſtoß gegen Art. 422, 423 — ihre 
Haftpflicht ald Frachtführer dadurd auf Eijenbahnftreden einzujchränten, daß fie 
den Abſchluß von Frachtverträgen bezw. die Annahme durchgehender Frachtbriefe 
nad Orten, welche nicht an der eigenen oder an anjchließenden Streden gelegen 
ind, verweigern. Indeß liegt es auf der Hand, daß ein derartige Berfahren, 
wenn auch gejeglich erlaubt, fehr erhebliche Verkehrserſchwerungen zur Folge haben 
würde. Verweigert aber die Cifenbahn die Annahme derartiger Frachtbriefe nicht, 
jo würde fie fi ber jtrengen Haftpflicht des Frachtführer bis zum bezeichneten 
Beſtimmungsorte andfeßen — eine Folge aus Art. 401, die nady dem Bertragd- 
verbote des Art. 423 im Vertragswege nicht abgewendet werden könnte. Um bier 
nah den Eiſenbahnen die Möglichfeit zu gewähren, durchgehende Frachtbriefe an- 
zunehmen, ald deren Ablieferungsort ein weder an ber eigenen, noch an einer an⸗ 
ſchließenden Bahn liegender Ort bezeichnet iſt, ohne daß die ftrenge Haftpflicht des 
Frachtführers fie über den eigentlichen Eijenbahntransport hinaus trifft, iſt den 
Eifenbahnen durdy Art. 430 als Ausnahme zum Art. 423 geitattet, Die Norm des 
Art. 401 dahin vertragd- (bezm. reglements-) mäßig abzuändern, daß die Haft- 
pfliht der Eiſenbahn oder der Eifenbahnen als Frachtführer nicht für den 
ganzen Trandport bis zum Ort der Ablieferung, jondern nur für den Tran» 
port bis zu dem Ort beftehe, wo der Transport mittelft Eiſenbahn 
enden foll, und Daß, wenn bied bedungen, in Bezug auf die Weiterbefür- 
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derung nur die Berpflihtungen des Spediteurd eintreten. Die Eifenbahme 
dürfen alfo für den Refttheil des Transports, welcher nicht mittelft der Eiſen 
bahn zu bewirken ift, ji) zwar der Haftung nicht ganz entichlagen, wohl aber m 
Vertragswege die jtrenge Haftpflicht bed Frachtführers in die mildere des Spe- 
diteurd umwandeln. 

Bon diefem Gefichtöpunfte aus war zur III. Leſung von Preußen (Meat. 
Nr. 450 Art. 397 Alin. 1 und 2) und tim Weſentlichen damit übereinftinnnen 
von Württemberg (Prot. S. 4673, 4702, Art. 402 Alin. I und 2) die Aufnabme 
folgender Säge beantragt worden: 

„Die Eifenbahnverwaltungen find nur für den Transport auf der x 
ihrem Betrieb ftehenden Bahn und für die dazu gehörige Empfanz 
nahme und Mblieferung den Verpflichtungen ber Yrachtführer unter 
worfen. 

In Bezug auf einen etwaigen Weitertrandport nad) einem nicht ar. 
jener Bahn gelegenen Ort, welcher in dem Yradıtbriefe als Ort ber 
Ablieferung bezeichnet ift, finden auf fie, wenn nicht ein Andere ti 
Dungen iſt, die Verpflichtungen eined Spediteur Anwendung.“ 

und zur Begründung geltend gemadt: „In beiden Sätzen fei eine Ausnahm: 
beſtimmung zu Gunften der Cijenbahnen enthalten. Diejer Ausnahmen könnter 
aber die Eijenbahnen bei der großen Auddehnung, auf welche fih ihre Transport 
geichäfte bezögen, jowie bei der Unmöglichkeit einer genügenden Sicherung bei Aus 
wahl der für den Weitertrandport zu benügenden Transportmittel, endlidy bei Der 
Unausführbarkeit einer genügenden Kontrole der neuen Frachtführer unmöglich ent- 
behren. Es werde deshalb die Beibehaltung der beiden Säge dringend befur- 
worte. Dem Bisherigen zufolge würden fie ſich auf alle Trandportverträge be. 
ziehen, gleichviel ob diejelben nur auf der erften Bahn der Hauptſache nad zun: 
Vollzuge kämen, um mit einem verhältnigmäßig geringen Transport abwärts ver 
der Bahn ihre völlige Erledigung zu finden, oder ob dad But auf Dampfichiffen 
Flußſchiffen, gewöhnlichen Kaftwagen oder anderen, nicht unmittelbar an die erfte 
Bahn ſich anjchließenden Eijenbahnen noch weiter zu trandportiren ſei. Yür alle 
biefe Fälle würde beſtimmt werden, daß die Eijenbahnverwaltung, Die jih an einen 
zwar durch mehrere Frachtführer, aber mit einem gemeinjchaftlihen Frachtbrief zu 
vollziehenden Transport betheiligte, nur für ihre Strede die Berpflihtungen eines 
Frachtführers und für den Weitertrandport nur die Verpflichtungen eines Spebr 
teurd habe. Was diejen Iegteren Punkt angehe, jo verjtehe ed ſich von ſelbft, daß 
ed darauf ankomme, welcher Ort in jedem einzelnen Falle ald Beitimmungsort an: 
zufeben, bezw. bis wohin der Trandportvertrag geſchloſſen fei, ob alfo z. B. wirt. 
li der von der Bahn abliegende Drt, weil die Kracht bis dahin verrechnet worden 
und dergleichen, ald Beftimnungdort angejehen werden müfle, oder ob Grund vor- 
handen jei, anzunehmen, daß ber Trandportvertrag nur bi zu einer gewiſſen Eifen- 
babıftation geſchloſſen fei, der Angabe eined weiteren Ortes jomit nur die Be 
deutung einer Adrefje zukomme, (3. B. wenn der Yrachtbrief dahin laute, daß das 
But an eine beftimmte Station „Bahnhof restant“ befördert werben folle, und 
auch nur bis dahin die Fracht berechnet ſei). Es könne nicht zweifelhaft jein. 
daß in Fällen der Iepteren Art Abf. 2 überhaupt feine Anwendung leide unt vi: 
Eiſenbahn über jenen Ort hinaus nicht einmal die Obliegenheiten eines Spediteurs. 
aljo nicht für Transportmittel zu forgen babe u. dgl. Bon ben biöher beſprochenen 
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Beitimmungen mache nur Abi. 2 für den Zall eine Ausnahme, wenn unb foweit 
der Trandport auf mehreren fich unmittelbar an einander anjchließenden Eiſen⸗ 
bahnen zur Ausführung gelange.” (Brot. S. 5032, 5033.) 

Beide Säge wurden bierauf angenommen, zugleidy aber beichloffen, daß es 
auch für die Eiſenbahnen an und für ſich bei der Regel des Art. 375 (jebt 
Art. 401) verbleibe, die Eifenbahnverwaltungen aber die Beftimmungen ded Art. 402 
(jet Art. 430) vertragamäßtig feitiegen könnten. 

Nachdem noch im Laufe ber Verhandlungen die Worte „anfchließende Eijen- 
bahnen” erläutert worden waren (j. Prot. ©. 5115, 5116 oben Art. 429 Anm. 300 
©. 441), erhielten vorftehendem Beſchluſſe gemäß die oben angenommenen Sätze 
Seitens der Redaktionskommiſſion die im Art. 430 zum Ausdrud gebrachte Fafſung. 
(Prot. ©. 5123 Art. 403.) 


306) „Wenn eine Eiſenbahn Das Gut mit einem Frachtbrief zum Transport 
übernimmt, in weldem als Ort ver Ablieferung ein weder an ißrer 
Bahn, no an einer Der fih an fie aufdliehenden Bahnen liegender 
Ort bezeichnet if, jo kann bedungen werden...“ 

Art. 430 geftattet — als fünfzehnte Ausnahme von der Regel de Art. 423 — 
der Eijenbahn eine vertragsmäßige Beſchränkung der geieplichen Haftpflicht aus 
Art. 401 injofern, ald, wenn bei der Uebernahme eined Transport als Abliefe- 
rungdort ein weder an ihrer, noch an einer anjchließenden Bahn liegender Ort be- 
zeichnet ift, ihre Haftpflicht ald Frachtführer auf den Transport bis zur legten 
Gijenbahnftation vertragsmäßig beichränft werden darf und, wenn dies bedungen, 
für die Weiterbeförderung nur die Berpflihtungen eined Spediteurß eintreten. 

Bon dieſer Befugniß iſt in dem Eijenbahn-Betrieböreglement ($ 65 Alin. 1) 
Gebrauch gemacht (vgl. Anın. 308 ©, 461), d. b. der vom Gejepe geitattete Be⸗ 
freiungävertrag it durch dad Reglement zu einem wirklich vereinbarten gemacht, 
jedod mit einer Ausnahme, nämlich in Anjehung der von der Eifenbahnverwaltung 
jelbft eingerichteten Rolfuhren nad ſeitwärts belegenen Orten ($ 59 lin. 5, 
Bd. U. Anm. 89 ©. 165). Für diefen Fall ift im Betrieböreglement vereinbart, 
da die Haftpflicht der Eiſenbahn als Frachtführer auch für den Trandport big 
zum Beitimmungsort des Guts befteht ($. 65 Alin. 2, j. unten Anm. 308 ©. 461; 
1. Thöl H.R. II. 8S 115 ©. 232 f.). 

Der gefesgeberiihe Grund für die Zulafiung dieſes Befreiungdvertrages tft 
bereitö in der vorangehenden Anm. 305 ©. 454 f. erörtert worden. Die thatſäch⸗ 
liche Borausjegung für den durch Art. 480 geftatteten Befreiungdvertrag ift in dem 
Cingangdjage des Artilels ausgeiprochen: 

„Wenn eine Eifenbahn das Gut mit einem Frachtbriefe zum Trans: 
port überninmt, nach weldhem als Drt der Ablieferung ein weder an 
ihrer Bahn, noch an einer ber fih an fie anfchliegenden Bahnen liegen- 
der Ort bezeichnet ift, fo kann bedungen werden... .” 

Der im Art. 430 geftattete Befreiungdvertrag darf hiernach nur bedungen 
werden: 

1. wenn die Uchernahme eined Transports mit durchgehendem (direktem) 
Srachtbriefe gemäß Art. 401 H.G.B. vorliegt, 
2. als Ablieferungdort ein weder an der erften — übernehmenden —, noch 
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an einer amfchliegenden Bahn liegender Ort im Yrachtbriefe bezeich 
net ift. 

Ad 1 ift in Betreff der Worte: „Wenn eine Eifenbahn dad Gut mit einem 
FSrachtbriefe zum Trandport übernimmt“ auf das hierüber bei Art. 429 ©. 440 
Bemerkte Bezug zu nehmen. Es ift nicht bie bloße faktiſche Empfangnahme tes 
Guts mit Frachtbrief, fondern die Eingehung eined Frachtvertrages mit dem be 
zeichneten Inhalt gemeint. Thöl (a. a. DO. ©. 232) nimmt an, daß ſich Art. 430 
ſowohl auf den Fall des Art. 400, wie ded Art. 401 beziehe. Indeß — abge 
ſehen davon, daß im alle ded Art. 400 nicht von einem „durchgehenden“ Fracht 
briefe die Rede jein kann — muß Puchelt (II. S. 444) darin beigetreten werben, 
dag Art. 430 auf den Yall ded Art. 400 feinen Bezug bat. Nah der Tenten; 
und Motivirung des Art. 430 (|. oben ©. 456) find nur foldhe Fälle gemeint, im 
melhen die Bahn nad) Beendigung ded Eiſenbahntransports dad Gut einem 
anderen jelbftftändigen Frachtführer (Fuhrmann, Schiffer, Poſt 2c.) zur Weiter: 
beförberung übergiebt, nicht aber folche Yälle, in weldhen die Eifenbabn die Zu: 
jtellung nach einem feitwärtö gelegenen Ort dur ihr eigened Perjonal, durk 
„ihre Leute” (Art. 400) bewirken läßt. Diefe Zuftellung it fein neuer Trans 
port, ſondern lediglich eine beſondere Movalität der Ablieferung am Beftimmung:- 
ort, auf welche Art. 430 feine Anwendung findet. Damit ftimmt audy daB Eiſen- 
bahn-Betrieböreglement itberein, melched — ſogar noch weitergehend — den Be 
freiungdvertrag aus Art. 430 auch für felbftftändige, aber bahnamtlich beftelite 
Rollfuhrunternehmer ($$ 58, 59) ausſchließt ($ 65 Alin. 2, j. unten Anm. 308 
©. 461). 

Ad 2 muß im Yrachtbriefe als Ort der Ablieferung ein weder an der über 
nehmenden, noch einer fid daran anjchließenden Eiſenbahn belegener Ort bezeichnet 
jein. Die Bezeihnung muß im Frachtbriefe erfolgt fein. Zutreffend erlänter 
Thöl (S. 232, 233): „Das Gut foll alfo zuvörderſt anf einer oder auf mebreren 
ſich an einander anjchließenden Eiſenbahnen trandportirt werden, und jodann durd 
anderen Landtransport oder durdy Waflertrandport, lediglich durch ſolchen oder durd 
nun wieder eintretenden Eilenbahntrandport an den Ablieferungdort. Diefer kann 
auch eine Eifenbahnftation jein, aber fie hängt nicht zujammen mit der erften eder 
ben erfteren Bahnen, jondern ift von ihnen durch Wafler oder Land (sc. Land⸗ 
wege) getrennt. Es genügt alſo nicht ein Eifenbabntransport, damit das Ent 
den Ablieferungsort erreihe. Diejer liegt entweder abwärtd von einer Eitenbabn 
oder iſt zwar eine Eifenbahnftation, aber Station einer an den zunächſt au be 
nugenden Bahnen nicht ſich anjchließenden Bahn.” Der Begriff der „fi an 
einander anjchließenden Eiſenbahnen“ ift bei Art. 429 Anm. 300 S. 441 bereit? 
des Näheren erörtert. Yindet darnach innerhalb einer Eifenbabnftrede oder zur 
Berbintung derjelben mit einer folgenden ein ‘Theil ded Transport? zu Waffe 
(3. B. mittelft Ylußtrajeft3) oder auf Yandwegen (3. B. bei zeitweiler Anfabrbar 
feit einer Eifenbahnftrede) ftatt und ift dieſer Wafler- oder Landtrausport ein 
integrirender Theil des Eiſenbahntransports, welcher von den betheiligten Bahnen 
jelbft betrieben wird, jo liegt eine Unterbrechung des Eilenbahntransports bezr. 
Anichluffed im Sinne ded Art. 430 nicht vor. Nur dann tit der Ablieferung: 
ort als weder an der erften noch an einer Anjchlußbahn liegend zu erachten, wenn 
der in der Mitte oder am Ende erforderliche Wafler-, Land⸗ ꝛc. Transport vor 
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einem jelbftftändigen Frachtführer bewirkt wirb (ſ. R.O.H.G. Bb. 14 ©. 198, 
Pudelt ©. 444). 

Der im Frachtbriefe erwähnte, weder an der erften, noch an einer Anfchluß- 
bahn belegene Ort muß endlid im Frachtbriefe ausdrüdli oder doch in fonft 
erfennbarer Weiſe (durch Berechnung ber Fracht bis dahin: Prot. S. 5033) als 
Ablieferungdort bezeichnet fein. Iſt jener Ort neben dem eigentlichen an ber 
Bahn belegenen Beftimmungdort nur aus anderen Gründen (3. B. als Wohnort 
Des zu avifirenden Empfängers, ald Adreßort für eine künftige Dirigirung bes 
Guts durch den Deftinatär zc.) im Yradıtbriefe vermerkt, fo findet Art. 430 über- 
baupt feine Anwendung und die Eifenbahn hat für den Weitertrandport keinerlei 
weitere Haftpfliht. (Bol. Prot. S. 5033 Ruckdeſchel ©. 194). 


307) „to Iann bedungen werden, daß die Haftpflicht Der Eiſenbahn ober ber 
Eiſenbahnen als Frachtführer nicht für den ganzen Transport Bis zum 
Ort der Ablieferung, ſondern nur für Ben Transport Bis zu dem Ort 
befiche, we der Transport mittel Eiſenbahn enden fell; if Dies bes 
Dungen, io treten in Bezug auf die Weiterbeſördernug nur die Ber: 
pllichtungen Des Speditenrs ein.” 


Iſt die in der vorangehenden Anmerkung erörterte thatſächliche Vorausſetzung 
gegeben, jo kann Seitens ber den Transport übernehmenden Eifenbahn bebungen 
werden, taß nicht die regelmäßige gejepliche Folge des Art. 401: Haftung aller 
am Transport betbeiligten Eiſenbahnen ald Frachtführer bis zu dem im Yradıt- 
briefe bezeichneten Ablieferungsort (vgl. Bd. II. Anm. 74—76 ©. 5 ff.) eintritt, 
jondern daß ausnahmsweiſe: 

die Haftpflicht der Eiſenbahn oder der Eiſenbahnen als Yradıtführer 

nur für den Transport bis zu dem Ort beitehe, wo der Transport 

mittelft Eifenbahn enden joll; 
und, ijt died bedungen, fo ift Die gefegliche Folge Diejer Vereinbarung, daß in 
Bezug auf die Weiterbeförderung nur die Verpflichtungen des Spediteurs ein- 
treten. . 
Die im Art. 401 vorgejehene gejepliche Yolge der Uebernahme eined Guts 
mit Direltem Yrachtbriefe würde fein, daB ſämmtliche übernehmenden Eijenbahnen 
— die erfte, wie alle folgenden — für die ganze Transportftrede biö zu dem im 
Frachtbriefe bezeichneten Ablieferungsort Die Haftpflicht ald Frachtführer zu tragen 
baben. 

Die gejekliche Rechtswirkung aus der Mebernahme bed Guts mit durchgehen⸗ 
tem Frachtbriefe ausnahmsweiſe und entgegen dem prinzipiellen Vertragsverbote 
des Art. 423 abzuändern, ift den Eijenbahnen durch Art. 430 injoweit geftattet, 
als fie die Haftpflicht als Frachtführer Icdiglich auf den Transport über Die eigene 
und die Streden der Anichinkbahnen vertragsmäßig beichränfen dürfen, derart, daß 
ihre Frachtführerbaftpflicht bereitd an demjenigen Ort aufhört, wo diejer Eifenbahn- 
trandport enden joll. Yür den über den zujammenbängenden Eifenbahntrandport 
(i. Anm. 306 ©. 458) hinausgehenden Refttheil des Transports bis zum Abliefe- 
rungsort treten an Stelle der Pflichten des Frachtführers die des Spediteurs. 
Died befagen die Schlußworte ded Artikels: 
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„ft died bedungen, fo treten in Bezug auf die Weiterbeförberm; 
nur die Berpflidtungen ded Spediteur ein.” 

Die Dereinbarung, daß die Haftpflicht als Yrachtführer für die betheiligter 
Sijenbahnen nur bid zu dem Orte fich erftredt, wo der Eilenbahntrandport enden 
jol, jchließt aljo zugleich und ohne weitere Vereinbarung die gefeßliche Felge ir 
ih, daß für die Neftftrede biß zum bezeichneten Beftimmungdort nur die Ber- 
pflihtungen des Spediteurd eintreten. Mit der erfteren Vereinbarung gilt legte 
fraft gejeplicher Vorſchrift ald mitbedungen. 

Thöl II. $ 165 S. 234 nimmt an, daß der Yradhivertrag in ſolchem al: 
nicht die ganze Strede begreife, jondern theild ein Frachtvertrag, theils ein Ere 
Ditiondvertrag abgeſchloſſen ſei, alfo derartig, dat der Beförterungdvertrag te 
Eiſenbahn gewiſſermaßen in zwei Theile zerfällt, in einen Frachtvertrag und in 
einen Speditiondvertrag, wobei erfterer fein Ende wit dem Orte ereidt 
wo ber Cijenbahntransport in der beichriebenen Weile endet, während Ier 
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Ablieferungdort endet. Hieraus zieht dann Thöl die Folgerung, daß den Speri 
tiondvertrag, Durch Annahme des Krachtbriefd, wenn dad Gut über mehrere Bahne: 
gebt, nur derjenige Cijenbahnunternehmer abſchließt, weldyem tie legte Eifenbabr 
ftation angehört. Diejer Auffaffung kann jedoch nicht beigetreten werden. Urt. 43) 
geftattet den Eijenbahnen nicht, bei durchgehendem Frachtbrief nach einem nidt un 
der Eiſenbahn belegenen Ablieferungsort, den Frachtvertrag lebiglih auf Die Stred: 
bis zur legten Eiſenbahnſtation zu befchränfen und — getrennt davon — fin ter 
Schlußtheil der Strede einen Speditiondvertrag abzufchliegen. Died liegt were 
im Wortlaute, noch in der Tendenz des Art. 430. Art. 430 erlaubt den Babne: 
nur, die Haftpflicht au8 dem für die gefammte Trandportftrede abgeſchloffener 
Srachtvertrage bezüglich der legten Strede auf das Maß der Verpflichtungen eine: 


Spebiteurd im Vertragswege hberabzumindern (f. v. Kräwel ©. 614, Prir 
©. 424). Daraus folgt, daß für Die ganze Strede biß zum Ablieferungsort da 


einbeitlicher Frachtvertrag vereinbart und nur in diefem zugleich die Herat 
minderung der Haftpflicht für die legte Strede von vornherein dem Abſendet 
gegenüber Seitens ber erften Bahn audbedungen wird, mithin ſämmtliche kr 
theiligten Bahnen, nicht blos die legte, Die Verpflichtungen des Gpediteur: 
(Art. 379—389 H.G.B.) an Stelle derjenigen des Frachtführer zu tragen haber 
Die Haftpflicht des lebten, den Transport vollendenden Frachtführer gegenüber 
dem Abfender und Empfänger wird von dieſer Vereinbarung nit berührt. Er 
baftet, wenn er fich nichts Befondered ausbedungen hat, ald Frachtführer, und zwar 
wenn er da8 Gut mit dem uriprünglichen Frachtbrief übernommen bat, nad 
Art. 401 Alin. 2 für die ganze Transportitrede, wenn er fi aber einen near 
Frachtbrief hat ausftellen laſſen, nur für die betreffende Schlußftrede. Denn die 
gemäß Art. 430 bedungene Herabminderung der Haftpflicht bezieht fi nur ar 
die Eifenbahnen, nicht auch auf die ihnen folgenten Frachtführer (vgl. BR. !.. 
Anm. 76 ff. 

v. Hahn (II. S. 552) nimmt an, daß nach Art. 430 nur die Berpflid- 
tungen des Spediteurs, nicht auch die befonderen Berehtigungen in Fr 
zug auf die Weiterbeförberung eintreten jollen, die Eifenbahn aljo 3. B. ohne tb: 
jondere Stipulation im vorliegenden Yalle für die Beforgung der Weiterbeförtenun: 
feine Proviſion beanfpruchen könne. Diefe Anſicht ift zutreffend, weil der Bertra; 
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für die Eijenbahnen nad) dem Vorſtehendem bis zum Ablieferungsorte Yradht- 
vertrag bleibt, in weldem nur für die Schlußftrecke die Haftpflicht des Fracht⸗ 
führerd auf die bed Spediteurd herabgefegt ift. Alſo auch für die Schlußftrede 
baben die Eiſenbahnen nicht die Rechte des Spediteurs, fondern ded Yrachtführers 
in Bezug auf Frachtlohn. Pfandredit u. ſ. w. 


308) $ 65 Eifenbahn-Betriebs-Reglement. 

$ 65 Alin. 1 des Eijenbahn-Betrieböreglementd enthält in Yorm einer regle- 
mentarijhen Borfchrift Die Ausbedingung derjenigen Haftbeſchränkung, welche 
— unter Modifikation ded Art. 401 H.G.B. — durch Urt. 430 den Eilenbahnen 
geftattet ift. . 

$ 65 Alin. 1 macht den durd Art. 430 9.©.B. geftatteten Befreiungd- 
vertrag zu einem wirklid vereinbarten, d. 5. dur $ 65 Alin. 1 wird — dem 
Art. 430 gemäß — außbedungen: 

daß, wenn Gut mit einem Frachtbrief zum Transport übernommen 
wird, in welchem als Ort der Ablieferung ein nicht an einer anjchließen- 
den Eifenbahn liegender Ort bezeichnet iſt, die Haftpflicht der Eifenbahn 
als Frachtführer nicht für den ganzen Transport befteht, ſondern nur 
für den Transport bid zu dem Orte, wo der Trandport mitteljt Eifen- 
bahn enden joll. 
Zugleich wird in Gemäßheit des Schlußſatzes ded Art. 430 weiter beftinmt: 

dat in Bezug auf die Weiterbeförderung nur die Verpflichtungen des 
Spediteurs eintreten. 

Bol. Ruckdeſchel ©. 194. 

Diefe letztere Beftimmung ericheint überflüjfig, weil fie fi nach Art. 430 
aus der erfteren Vereinbarung ald geſetzliche Yolge von jelbft ergiebt, mithin 
eined bejonderen Ausdrucks im Reglement nicht bedurft hätte. Im Hebrigen jchließt 
ih $ 65 Alin. 1 nad Inhalt und Wortlaut jo eng an Art. 430 H.G.⸗B. an, 
Iß es genügt, auf die Bemerkungen zu demſelben in der vorangehenden Anm. 307 

. 459 zu verweiſen. 

8 65 Alin. 2 jchließt jedoch die gemäß Art. 430 9.©.-B. in $ 65 Alin. 1 ge- 
troffene Vereinbarung für einen Spezialfall aus: nämlich wenn der Schlußtbeil 
der Transports (von der legten anſchließenden Eijenbahnftation bis zum Abliefe- 
rungdort) durch von der Eijenbahnverwaltung eingerichtete Rollfuhren bewirkt wird. 
Alin. 2 des $ 65 beitimmt: 

„Sn Anſehung der von der Eifenbahnvermwaltung eingerichtetan Roll- 
fuhren nad) ſeitwärts belegenen Orten (efr. $ 59) befteht bie Haftpflicht 
der Eiſenbahn ald Frachtführer auch für den Trandport bis zu dem 
Beitimmungsort ded Gut.” 

Es find bier — wie die Bezugnahme auf $ 59 ergiebt — die im $ 59 
Alin. 5 bezeichneten Rolfuhrunternehmer gemeint, welche von den Eifjenbahn- 
verwaltungen zum Abfahren ber Güter nach jeitwärtd belegenen Ortſchaften bejtellt 
werden. (Bgl. Bd. II. ©. 131, 165— 170.) Wenngleich jelbitftändige Yradıt- 
führer, werden fie Doch durch dieſe bahnamtliche Beſtellung ald Organe der Eifen- 
bahnverwaltung' und den Leuten berjelben gleichgeftellt erachtet ($ 63 DBetr.-Regl.) 
derartig, daß Die Hortfegung des Transports durd die bahnamtlich beftellten Roll- 
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fuhrunternehmer gewifjernaßen als ein integrivender Theil ded eigentlichen Eiſer 
bahntrandportd gilt (RKuckdeſchel ©. 195). Die Gilenbahn verpflidytet ſich 
indem fie ihren Rollführern den Transport überträgt, denfelben jelbft als Frach 
führer zu Ende zu führen und demgemäß aud die Haftpflicht ald Fradtfübhrer 
bi8 zum Ablieferungdort zu tragen. Thöl S. 235 meint, diefe im Hinblid ar 
8 65 Alin. 1 audnahmöweife Vereinbarung der Haftpflicht liege kraft ter Bemz- 
nahme auf dad Reglement immer vor für den Fall, daß der Eifenbahnınter: 
nehmer Rollfuhren nad) jenem abwärtd gelegenen Ort, welcher als Bejtimmungeen 
im Yrachtbrief bezeichnet ift, eingerichtet hat. Indeß genügt nicht bie blek: 
„Einrichtung“ folder Rolfuhren, jondern e8 muß nod die Ausführung de 
Zrandportd mittelſt derjelben binzutreten, um die Haftpflicht Der Eiſenbahn als 
Frachtführer zu begründen. Da, wo zwar bahnamtliche Rollfuhren eingerichtet finz, 
aber die Abfuhr mittelft Derjelben nicht obligatoriih gemacht ift (j. $ 59 lin. : 
Betr.-Regl.), wird trog der Einrichtung ſolcher Rollfuhren $ 65 Alin. 1 doch uw’ 
diejenigen Transporte Anwendung finden, für welche fih der Empfänger x. 
anderer ald der bahnamtlihen Rollfuhren bedient. 


309) 8 61 Win. 2 und 3 Fiſenbahn⸗Betriebs⸗Keglement. 


Sn enger Verbindung mit $ 65 des Eijenb.-Betr.-Regl. bezw. mit Art. 43 
9.6.8. jtehen die Altn. 2 und 3 des $ 61 Eijenb.-Betr..Negl., defjen übrige: 
Theil bei Art. 407 (Bd. 11. ©. 437—453) bereitd erläutert worden ift. 

Alinea 2 des $ 61 beftimmt im Anſchluß an $ 65 Alin. 1, daß die Eiſen 
bahn berechtigt ijt, Güter, deren Beitimmungsort nicht an der Eiſenbahn geleger. 
iſt, mittelft eined Spediteurs vder einer anderen Gelegenheit nach deu Bejtimmungs 
orte auf Gefahr und Koften des Verjenders weiter befördern zu laflen, wenn nic: 
wegen Jofortiger Weiterbeförderung der Güter vom Abjender oder Empfänger Ber- 
fügung getroffen ift, und daß dafjelbe von Gütern gilt, deren Beitimmungsert eine 
nicht für den Güterverkehr eingerichtete Eijenbahnftation ift. 

Dieje Vorſchrift ergiebt ſich, joweit fie fih auf durchgehende Frachtbrieie 
bezieht, a8 der Beſtimmung des $ 65 von jelbjt. Denn, wenn nach legterem ber 
Eiſenbahn für den Schlußtheil des Transports die Verpflichtungen eines 
Spediteurd obliegen (j. ©. 461), jo folgt daraus auch ihre Beredhtigung, ir 
geeigneter Weife, aljo mittelft eined Spediteurd oder einer anderen Gelegenheit, die 
Zortjegung ded Transportd bis zum Beſtimmungsort herbeizuführen. In Diejer 
Falle fünnen auch die Worte „auf Gefahr und Koften ded Verſenders“ nur fo ver 
ſtanden, werden, daß die Eijenbahn immerhin die Pflichten eined Spediteurd gemät 
Art. 380 f. H.G.B. zu tragen bat (vgl. Thöl IU. $ 67 ©. 138, 139). 

Wie aber die Stellung der in Rede ftehenden Beftimmung in dem „von ben 
Verfahren bei Ablieferungshinderniſſen“ handelnden $ 61 Betr. Regl. zur Genüge 
andeutet, betrifft dieſelbe auch zugleich den Yall, wo der Yrachtbrief nicht ein bie 
zum dejignirten Beitimmungsort durchgehender it, jondern als Ablieferungdort tie 
legte für den Güterverkehr eingerichtete Eijenbahnftation bezeichnet und die An 
gabe eines anderen abjeitd davon gelegenen Bejtimmungsortd nur nebenbei un: 
aus anderen Gründen enthält (d. i. der Fall ded Art. 431), der Frachtvertrae 
aljo an jenen erfteren Orte fein Ende erreiht. Alsdann hat die Eiſenbahn nie: 
die Verpflichtung, für den weiteren Transport bid zum defignirten Bejtimmung:- 
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ort zu forgen, auch nicht einmal ald Spediteur, und fie kann fid) Demgemäß — 
ohne Verftoß gegen Art. 423, 430 H.G.B. — das Recht audbedingen, dad Gut 
— ſtatt daffelbe zu verwahren ober Dritten zur Verwahrung zu übergeben (f. Bd. I. 
©. 153, 442) — mittelft eined Spediteurd oder einer anderen Gelegenheit nach dem 
fraglihen Beitimmungdorte weiterbefördern zu laflen, ohne ein weitered Riſiko zu 
übernehmen, ald da3 allgemein aus Art. 282 H.G.B. folgende. In dieſem 
zweiten Falle haben hiernach die Worte „auf Gefahr und Koften des Verſenders“ 
eine andere Bedeutung, wie im erfteren Falle, nämlih: daß die Eijenbahn für 
den Weitertrandport weder die Haftpflicht eines Frachtführere, noch auch nur Die 
eined Spediteurd überninmt, vielmehr — abgejehen von der nach Art. 282 H.G.B. 
zu präftirenden Sorgfalt — dad Riſiko gänzlicy dem Verſender überläßt. Die 
Worte: 

„wenn nicht wegen jofortiger Weiterbeförderung der Güter vom Ab- 

jender oder Empfänger Berfügung getroffen iſt“ 
jind dahin zu verjteben, daß auf ſolche Verfügungen nicht länger, ald bis zum 
Ablauf der reglementd« bezw. tarifmägigen Abholungsfrift (Bd. II. S. 180 ff.) ge 
wartet zu werden braucht. 

Alinea 3 beftimmt, daß — für beide vorerwähnte Fälle — die außbebun- 
gene Haftbefreiung nicht Anwendung findet, ‚oweit die Berwaltung Rollfuhrunter: 
nehmer zur Beförderung der Güter nach jeitwärtö belegenen Orten beftellt bat. 
Alsdann haftet die Eijenbahn für den Weitertransport bid zur Ablieferung als 
Frachtführer nad) Maßgabe des $ 65 Alin. 2 (Anm. 308 ©. 461). 
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Allgemeines Deutſches Handelsgefekbud. 


Artikel 431. 


Sf bon dem Abjender auf dem Frachtbrief beftimmt, dab bes 
Gut an einem an der Eilenbahn liegenden Ort abgegeben werben 
oder liegen bleiben fol, fo gilt, ungeachtet im Frachtbrief ein ander 
weitiger Beitimmungsort angegeben ift, der Transport ala nur bis 
zu jenem an der Bahn liegenden Ort übernommen, und die Bahn 
ift nur bis zur Ablieferung au diefem Ort verantwortlich. 


Zuſatz 1. 
@ifenbahn-Betriebs-Aeglement : 


(Deutſches Regl. vom 11. Mai 1874, Defterr. Ungar. Regl. vom 10. Zunt 1874, 
Bereind.Regl. vom 1. Juni 1876 bezw. 1. Sanuar 1881 gleichlautene): 


S 66. 
Beihränlung Der Haftpfligt Bei Ungabe mehrerer Behimmmngserte. 


Iſt von dem Abjender auf dem Frachtbriefe beftinmt, daß da8 Gut 
an einem an einer Eijenbahn, für welche dies Neglement gilt, liegenden 
Orte abgegeben werden oder liegen bleiben foll, fo gilt, ungeadtet im Fradtt- 
briefe ein anderweiter Beitunmungsort angegeben ift, der Transport als nur 
bi8 zu jenem erfteren, an der Bahn liegenden Drte übernommen, und bie 
Eifenbahn ift nur bis zur Ablieferung an diefen Ort verantwortlich. 


Geſetzesmaterialien: Preuß. Entw. fehlt. Motive des Preuß. Entw. fehlen. I. eig. Brot. S. 527 
bis 330, Entw. I. Leig. Art.339. 11. Leſg. Prot. S. 1230—1232. Entw. 11. Lefg. Art. 376. Moaitı 
Nr. 450 (Art. 397). Zuſammenſtellung der Erinner. &. 73. III. Leſg. Prot. S. 4703 (Art. 402), SOw 
bid 5037, 5124. 


Literatur: Allgemeine Neberfiht: Goldſchmidt, Handb. des HM. 1. Aufl. I, 1. 88 31. 32°. 
&.19 f. 1,2.8 75 ©. 733 f. (2. Auf. $ 232.) Buſch, Arch, 8.7 S 461 f. d. Rönne, (m. 
1. S. 403 f. Boigtel, Literatur-leberjiht (Berlin 1876) Nr. 1-5 ©. 102— 109, 113, 114. Ent: 
mann, SeR 810 ©. 41 f. Behrend, HR. 8 14. Thöl, HR. IM. S. 1u 7 Bgl. ferner ta 
zum Art. 395 Ar. I. ©. 191 und Urt. 401 Bd. I. S. 2 angef. Riteratur und im Einzelnen: Anikar 
und v. Völderndorff IM. ©. 480. Endemannn S. 762. v. Bahn 1. S. 533 Keräner 
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S. 03 8.5 Koch E47. Kowalzig ©. 454. Makower Anm. z. Art. 431. Pudelt IL 
S. 445, 446. Wengler S. 418. rn. Kräwel ©. 613, 614. Gareis ©. 373. Thöl 8 116 ©. 235 
bis 237. Scheffer u Broß ©. 460. Brir © 435. W. Koh, Eifenb.-Trandp,R. ©. 137. 
Sillig ©. 71, 72. Ruckdeſchel S. 1%. Epitein S. 106. Wehrmann ©. 185. 


Eutſcheidungen: j. Die zum Urt. 395 und Art. 401 angeführte Rechtiprehung Br. I. S. 192 umd 
Pr.M S. 2 


310) Prinzip und Entflehung des Urt. 451. 

Der Schlußartifel dieſes Abjchnittes enthält nicht ſowohl eine Ausnahme- 
beitimmung zu dem Vertragöverbote des Art. 423 H.G.«B., ald vielmehr einen 
auslegenden, interpretativen Rechtsjap, bdeflen Inhalt an fich ſelbſtverſtändlich ift 
und nur den Zwed bat, Die Möglichkeit etwaiger Zweifel und Bedenken. zu be- 
jeitigen (v. Hahn II. ©. 553, Thöl II. S 116 ©. 235, v. Kräwel ©. 614, 
Brir ©. 425). . 

Gejeglih und der Natur der Sache nad kann tm Frachtvertrage nur ber 
Iransport nad einem Ablieferungs- oder Beftinnmungsort vereinbart fein, welcher 
den Endpunkt bed übernommenen Trandportd und aller daraus für den Yracht- 
führer folgenden Pflichten bildet, mithin auch der Frachtbrief als Beweisurkunde 
über den Frachtvertrag nur eine bezügliche Ortdangabe enthalten (f. Art. 392 
Ar. 5 Bd. 1. Anm. 16 ©. 88). Wäre dies nicht der Fall, jo würde ein wejent: 
liche8 Erforderniß des Trandportvertrages, die Trandportftrede, in ſich unbeftimmt, 
und bemgemäß der Vertrag nicht gültig fein. Dennoch kommt ed im Bertehre 
bäufig nor, Daß neben diejer, einen wejentlihen Bejtandtheil des Frachtbriefes bil: 
denden Angabe des Ablieferungd- oder Beftimmungsortes noch weitere Ortöbezeich- 
nungen im Frachtbriefe enthalten find, weldhe anderen Zweden, als der Firirung 
der Zrandportitrede, dienen, 3.3. nur nebenbei andeuten follen, wo der — nicht am 
Ablieferungdorte befindliche — Deitinatär wohnt oder wohin dad Gut nad) ge- 
ichehener Ablieferung feiner Fünftigen Beftimmung gemäß vom Empfänger gebracht 
werben joll, mithin Ortöbezeichnungen, welche für die Ausführung des Frachiver- 
trages ohne rechtlihe Bedeutung find, und nicht jomohl für den Frachtführer, als 
für den fünftigen Empfänger ded Gutes von Intereſſe und zur Direktive beftimmt 
find. Nady Art. 395 bezw. Art. 401 kann ed nun feinem gegründeten Zweifel 
unterliegen, daß in joldhen Fällen der Frachtvertrag und die Haftpflicht des Fracht⸗ 
führers und aljo auch der Eijenbahnen an dem im Frachtbriefe defignirten Be- 
ſtimmungsorte endet und alle anderen darin enthaltenen Ortöbezeichnungen für 
jened NRechtöverhältnig nicht maßgebend find. Es ift daher auch in den Erinne- 
rungen zur IH. Leſung de8 H⸗G.⸗B. der vorliegende Interpretationdfag nicht vor: 
gejchlagen, vielmehr in den Berathungen ausdrüdlich hervorgehoben worden: 

„Es verjtehe fi von jelbit, daß ed darauf ankomme, welcher Ort in jebem 
einzelnen Fall ald Beſtimmungsort anzujehen, bezw. bis wohin der Transport—⸗ 
vertrag gejchlofjen jei, ob aljo 3. B. wirklich der von der Bahn abliegende Ort, 
weil die Fracht bis dahin berechnet worden u. dgl., als Beitimmungsort angeſehen 
werden müfje, oder ob Grund vorhanden fei, anzunehmen, daB der Trandport- 
vertrag nur bis zu einer gewiſſen Eijenbabnftation geichloffen jei, der Angabe eines 
weiteren Drted jomit nur die Bedeutung einer Adrefje zulomme (3. B. wenn der 
Trachtbrief dahin laute, daB dad Gut an eine bejtimmte Station „Bahnhof 
restant” befördert werden jolle, und auch nur bid dahin die Yracht berechnet jei). 

Eger, Deutſches Frachtrecht. II. 30 
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Es könne nit zweifelhaft fein, daß in Fällen der legteren Art ei. 2 
überhaupt feine Anmendung leide und die Cifenbahn über jenen Ort hinaus nid: 
einmal die Obliegenheiten eines Spediteurs, aljo nicht für Transportmittel :a 
jorgen babe u. dgl.” (Prot. ©. 5033). 

Wenngleich aber hiernach diefe Konjequenz aus den vorangehenden Redii 
jägen als jelbftverftändlich und nicht zweifelhaft bezeichnet wurde, bielt es tie Re 
daktionskommiſſion — ohne daß ein bezüglicher Beſchluß gefaßt worden — ke 
für erforderlich, einen entiprechenden Interpretationdfag in das Gejeg aufzunehmen, 
und fo wurde bei der endgültigen Nedigirung des vorliegenden Abjchnittes Die Br 
ftimmung des Art. 431 eingefügt und ohne Beanjtandung angenommen, wonat. 
wenn vom Abfender auf dem Yrachtbriefe beftimmt ift, daß das Gut an einem 
an der Eiſenbahn liegenden Urt abgegeben werden ober liegen bleiben ſoll, ter 
Transport, ungeachtet im Yrachtbrief ein anderweitiger Beitimmungsert angegeben 
ift, ald nur bi zu jenem an ver Bahn liegenden Ort übernommen gilt und die 
Bahn nur biß zur Ablieferung an diefem Ort verantwortlich ift. 


311) „Iſt von dem Abſender auf Dem Frathhtbrief befiimmt, daß Das Gxt 
an einem an der Gifenbahn liegenden Ort abgegeben werben ser 
liegen bleiben foll, jo gilt, ungeniptet im Sradtbriei ein auderweitiger 
Beflimmungsert angegeben if, Ber Transport als nur bis zum jemem 
an der Bahn liegenden Ort übernommen und Die Bahn if nur Bis 
zur Ablieferung an Diefem Ort verantwortlich.“ 

Art. 431 enthält in Auslegung der Art. 395 und 401 H.G.⸗B. den inter 
pretatinen Rechtsſatz, daß, wenn ber Yrachtbrief zwei Ortöbezeichnungen angiebt 
nämlich einerjeitd einen an der Gijenbahn liegenden Ort, wo das Gut abgegebe 
werden oder liegen bleiben ſoll, andererjeitö nod) einen anderweitigen Beftimmung« 
ort, der Transport — ungeachtet dieſer lepteren Angabe — ald nur bis zu jener: 
an der Bahn liegenden Ort übernommen gilt und die Bahn nur bi3 zur Ar 
lieferung an diefen Ort verantwortlidh ift. 

An dad ifenbahn-Betriebäreglement ($ 66) iſt dieſer Rechtsſatz noch be— 
jonderd aufgenommen (vgl, Anın. 312 ©. 468) und damit die gejepliche Beitim- 
mung noch zu einer auddrüdlich vereinbarten gemadt (ji. Thöl, H.R. IU. 8S 11€ 
©. 235 f.). 

Der gejepgeberiiche Grund für die Aufnahme dieſer gefeplichen Beftimmun; 
in den vorliegenden Abjchnitt ift bereitd in der vorangehenden Anm. 310 S. 465 
Gegenftand der Erörterung geweſen. Es joll der mögliche Zweifel über Die Traa 
weite der Haftpflicht befeitigt werden, wenn vom Abfender zwei Beitunmungäort 
im Yrachtbriefe angegeben find, nämlich: 

1. vom Abfender beftinmt ift, daß bad Gut an einem an ber Eijenbatr 
liegenden Ort abgegeben werden oder liegen bleiben fell, und ũberdies 
2. im Frachtbrief ein anderweitiger Beſtimmungsort angegeben if. 

Begrifflih und nah dem Weſen des Yrachtvertraged kann nur der erft 
diejer beiden Orte, d. b. der, wo dad Gut abgegeben oder liegen bleiben fol, ve: 
Ablieferungdort oder im Sinne des Frachtrechts der Beſtimmungsort jein (f. Art. 392 
Nr. 5). Denn, wo dad Gut abgegeben, i. e. abgeliefert oder — bei Bahnhof x. 
restant-Sendungen — „liegen bleiben”, i. e. die Abholung erwarten ſoll, 
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Nuddeihel ©. 19, C. F. Koh ©. 437 Anm. 87, Puchelt IL ©. 445, Thöl mM. 
€. 238. 

Da ift eben der Ablieferungs- oder Beitimmungsort. Wenn daher Art. 431 nod) 
von einem „anderweitigen Beſtimmungsorte“ fpricht, der im Frachtbriefe angegeben 
ift, jo tjt diefer Ausdrud freng genommen ein unzutreffender, unjuriftifcher. Es 
fünnen wohl — aud irgend welchen Gründen des gejchäftlichen Verkehrs — neben 
den eigentlichen Ablieferungd- und Beftimmungsort de8 Gutes noch andere 
Drte im Yrachtbriefe angegeben fein; aber dieſe Orte find nicht Beftimmungsorte 
im Sinne des Yrachtvertraged, fie dienen’ anderen, mit dem Begriffe des Beftim- 
nıungdorted — dieſen als Endpunkt bed vertragdmäßigen Trandport3 gedacht — 
nicht zufammenbängenden Zweden. Dieje weiteren Ortsangaben follen Iebiglich 
auf die fünftige, nach Beendigung bed vertragdmäßigen Transports eintretende 
oder beabfichtigte Beitimmung ded Guts hinweiſen und nur if diefer übertragenen 
Bedeutung ift bier von einem „anderweitigen Beitimmungdorte” in ein und dem— 
jelben Yrachtbriefe Die Rede. 

Scheiden hiernach Hinfichtlich des Yrachtvertraged jene anderweitigen Orts: 
angaben aus und kann als vertragämäßiger Beitimmungdort allein derjenige an- 
gejehen werden, wo dad Gut nach Inhalt des Frachtbriefes abgegeben oder behufs 
Abholung ꝛc. liegen bleiben ſoll, jo ergiebt fi, da nach Art. 395, 401 der Fracht⸗ 
führer nur bis zur Ablieferung am Beftimmungdorte haftet, daraus folgerichtig, 
dat jeine Haftpflicht mit der Ablieferung ꝛc. an dem bezeichneten Beftimmungsorte 
- ibr Ende erreiht. Dieje felbitverftändliche, den Art. 395, 401 durchaus ent 
ſprechende Folge (ji. v. Kräwel ©. 614 Nr. 1, Hittig ©. 71, 72) bat im 
Art. 431 in dem Nachjage zur Vermeidung aller Zweifel pofitiven Ausdrud ge: 
funden: 

„jo gilt — ungeadhtet ein anderweitiger Beltimmungdort angegeben ift — 
der Zrandport ald nur bis zu jenem an der Bahn liegenden Ort über: 
nommen und die Bahn ift nur bis zur Ablieferung an dielem Ort ver: 
antwortlich“. 

„Verantwortlich“ iſt hier identiſch mit haftpflichtig gebraucht. Es ſoll da⸗ 
mit — wie Thöl a. a. O. ©. 236 erläutert — gejagt fein: „der Eiſenbahnunter⸗ 
nebmer hat nur für den Transport bis zu jenem Ort bin, aljo nur für den Trans⸗ 
port vermittelft der Eiſenbahn und für die Ablieferung an jenem Ort, die Haft: 
pflicht des Frachtführers. Gleihgültig ſoll für Diefe fein die Beſtimmung des 
anderen Ortes, gleichviel welches bieje jein möge, richtiger wohl die Erwähnung 
bes anderen Drted, gleichviel welche Bedeutung biefe haben möge". Die Eijen- 
bahn iſt mithin jeder weiteren Haftpfliht ald Frachtführer über dieſen Ort 
hinaus enthoben. Ebenjowenig liegt ihr eine Verpflichtung ob, für ben weiteren 
Transport vom Abgabe- oder Abholungsort bis zu dem im Frachtbriefe angegebenen 
„anderweitigen Beftimmungdort" Sorge zu tragen. Denn einen foldyen Transport 
bat fie nicht übernommen. 

ſ. v. Kräwel ©. 614, Brir ©. 4325, Thöl 111. ©. 236, 237. 
Der Unterfchieb zwiſchen Art. 430 und Art. 431 befteht darin, daß dort die Ueber⸗ 
nahme eined bi8 zu dem abjeitd von der Eiſenbahn gelegenen Beftimmungdort 
durchgehenden Transports gedacht ift, während es ſich bier um einen Trandport 
handelt, der nur bis zur legten im Frachtbriefe bezeichneten Eiſenbahnſtation 
übernonmen ift, jo dat die überdied erfolgte Angabe eined anderweitigen, nicht an 
30” 
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der Eiſenbahn gelegenen Ortes außerhalb des übernommenen Transportes ficht 
und benfelben nicht tangirt. „Die Eijenbahn haftet — wie Ruckdeſchel S. 135 
zutreffend bemerft — von dem Zeitpunkt an, mo dad Gut unter Einhaltung ter 
reglementmäßigen Lieferfrift unverjehrt auf der Abgabe- oder Reftanteitation zur 
Dispofition und Abgabe bereit gejtellt it, weder aus dem Frachtvertrage, noch is 
Spediteur, ſondern nur wegen allenfallfiger Bernachläffigung der custodia. Te 
Abjender ınuß ed dann in dem Güterjchuppen abholen, bezw. für defien Abholunz 
ober Weiterbeförderung jelbjt forgen. Die Bahnverwaltung ift an fich nicht einmal 
zur Apifirung folder Güter verpflichtet (falls nicht eine Avisadrefie am Ar 
lieferungöorte angegeben oder die Anifirung befonders vereinbart ijt), noch weniger 
zur Crmittelung des Empfänger.” (ſ. auch Thöl II. ©. 236, Wehrmanz 
©. 185). 


312) 8 66 Eifenbahn-BetriebssReglement. 
$ 66 ded Kijenbahn-Betrieböreglements enthält in Form einer regliemeni:: 
riſchen Borjchrift mit unwejentlihen Modifikationen eine wörtlihe Wiederholung 
ded Art. 431 H.G.B., jo daß die Geſetßesbeſtimmung überdies noch reglemen- 
tarijch vereinbart ift. Es iſt hiernach lediglih auf die vorangehenden Crläure 
rungen zum Art. 431 (Anm. 310 u. 311 ©. 465 f.) Bezug zu nehmen. 
Bl. Ruddejhel ©. 195, Puchelt II. S. 445, 446. 


Sachreatiter. 


(Die römiſche Ziffer bedeutet den Band, die arabijche Ziffer die Seite). 


— 


Abänderung der Dispofition des Abjen- 
ders 11. 59, 89, 116. — einfeitige A. 
des Frachtbriefs II. 49; ſ. Abfender, 
Verfügungsrecht. 

Abandonniren des Guts wegen Beſchädi⸗ 
qung I. 231, 303, II. 154. 

Abfahren der Güter II. 131, 165. — 
Koften II. 350; ſ. Rollfuhrunter- 
nehmer. 

Abfahrtzeit der Züge, Zeichen, Berfäu- 
mung III. 272, 274, 316, 319. 

Abfertigung, zoll- und fteueramtlidhe 1. 
123. — A. der Güter nach der Reiben» 
folge III. 157, 197. — Abfertigungs⸗ 
polifionen des Frachtbriefs II. 296, 
3 


Abgabe der Güter, nicht thunliche II. 391, 
440 f.; ſ. Ablieferungdhbinder- 
niſſe. 

Abgangs⸗Station III. 270. 

Abgehen vom Frachtvertrage I. 142; ſ. 
Rücktritt. 

Abgerundet, Fracht II. 296, 356. — 
Gewicht 295, 352. 

Abbandenfommen des Guts durch böB- 
lie Handlungsweije I. 316—318, IH. 
399. 


Abholen der Güter II. 131, 171. — 
Frift IL. 132, 180 f.; ſ. Lager-, 
Standgeld, Wagenſtrafmiethe. 
— Abholen der Leichen III. 280, 334. 
— Equipagen III. 281, 336. — Koſten 
des 9. II. 350; |. Rollfubrunter- 
nehmer. 

AUblommen , j. Uebereinkunft, Ber- 
einbarung, Bertrag, Reglement. 


Abladen, Pflicht I. 225, U. 146. — bei 
Gijenbahnen: Yrift II. 179 f. — Der: 
zögerung 11. 209 f. — Beihränfung 
der Haftpflicht bei Selbſtabladen II. 
215, 217, 233, 264. — M. lebender 
Thiere III. 283, 284, 339, 342. 

Ableitung von der Route I. 104, 144, 
187 





| Ablieferung, Dauer der Haftpflicht des 
Frachtführer bid zur Ablieferung 1. 
190, 212, 218. — Begriff der X. 219 
bis 225. — 4. an Zollbehörden 221. 
— am Beltinmungdort 222. — Ab⸗ 
lieferungdort 225 — 227. — Empfänger 
227. — mehrere 227. — Bevollmäch⸗ 
tigte 227, 228. — Annahmeverzug 
228—231. — Abandonniren 231. — 
unrichtige U. I. 323, 324. — Haft- 
pflicht bis zur X. bei Ausführung durch 
mehrere Frachtführer IL. 1-58. — 
A. an einen Anderen II. 95. — Pflicht 
zur A. II. 131 f, 159 f.; |. Aus» 
händigung. 

Ablieferungshindernifle II. 390—463, III. 
454. — Befugniß, die Feſtſtellung des 
Zuſtandes der Güter durch Sachver⸗ 
ſtändige zu verlangen II. 398—406. 
— Ernennung derjelben 406—413. — 
Gutachten 413—416. — Gerichtliche 
Berordnung der Niederlegung und bed 
Öffentlichen Verkaufs ded Guts zur Be- 
geblung der Fracht ꝛc. 417—432. — 

nbörung der Gegenpartei 432— 337. 
— bei Eifenbahnen: Ablieferungd- 
hinderniffe 437— 453. — außergericht- 
liche Yeititelung, Niederlegung und 
Veräußerung 11. 437. — auf Koften 
ded Abfenderd 441. — Benachrichti⸗ 
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gung befielben 442—446. — Berlaufs- | Unerlenutuiß, |. Revers. 

befugnig 447 — 452. — SHertenloje , Anfahren der Güter II. 167; 1. Rell: 

Süter 452, 453. — Rellamationd- und | fuhrunternehmer. 

Rechercheverfahren 453—463. Unfeng, |. Berjährung, Transpert, 
Ablieferungsert I. 88, 104, 225—227, Saıy flich 

II. 131, 145, 159, 230, IT. 453, 464; een Ni Zrachtbriefs I. 73 f. — 

ſ. Ablieferung. richtige 106. — Brüfung derfelben 10°. 
Abnahme, |. Annahme. | — des Ladeſcheins III. 29—52. — 
Abrundung, |. Abgerundet. Konventionalftrafe für unrichtige J 
Abſchluß, 1. Frachtvertrag. I 107—109. — Angabe der Beihaffe- 
Abſchrift, ſ. Kopie. heit ober des Werths bei Koſtbarkeuen 
Abſender, Geldern und Werthpapieren 1. 265. — 

nung im Frachtbriefe I. 86. — Unter: N. einer Niht-Eitenbahnftation ala Be 

ihrift 103. — Berhältniß zum Fracht. ftimmungsort III. 353. — mehree 

führer und Empfänger I. 59 f., 241f. Beſtimmungsorte 364. 

Anweiſungsbefugniſſe 89-97. — in eflellte, ſ. Leute. 
Endpunkt derjelben 97—108;f.Yracht- | Unbörung der Segenpartei, ſ. Ablieie- 
vertrag, Haftpflicht, Gifenbahn, Lungöbinbeenifle. 






































Schadenserjag. Ant Zunft der Züge, verfpätete Ill. 274, 
Abſteigen, j. Anafei en. 
Abftempelung, |  Fahrbillet, ‚Bradt- ale des Frachtbriefs I. 76, 120, 125 
brief. Begleitpapiere. — 
astreiben der Thiere vom Bahnbofe III. treten der Bahnhofsanfagen IL. 154. 
284, 342. 274, 318. 


Abtretung, i. Srahtvertrag, Pfand- Oinmelbung zur Beförderung von Leiden 
recht. I. 280, 334. — Gquipagen unt 
Abweihung, j. Ableitung. 


Fahrzeugen 284, 341. — Thieren 24, 
Asmweiender, |. Ablieferungdhinder- 


341, 342. — Zeit der W. bei außer 

niffe. lich nicht erkennbaren Mängeln ie 
Abzug von der Fracht für Verjpätung J. Guts III. 421—429. 

352—361, 362—369, III. 363 f. Pflicht, ſ. An- 

Actio ad exhibendum des Empfängers 


Annahme des Guts, 
nahmeverzug. — Zeit III. 151, 157. 
auf Borweifung ded Guts und bed 
Frachtbriefs II. 152. verpfl. 


195. — U. des Outs und Frachibtici 
Adreſſat, ſ. Empfänger. der 


den Empfänger zur Zablası 
racht ꝛc. II. 301—319. — madcht 

Aetzende Gegenftände III. 216. jeden Anſpruch gegen ben Sradtiührer 
Aeußerlich nicht erkennbare Mängel der | erlöfchen II. 464—525, III. 42042: 
Berpadung, Einrede zur Befreiung von 





der Haftpflicht I. 257— 263; |. Ber- 
padung,Reverd. — Yeußerlich nicht 
erfeunbare Mängel ded Guts hindern 
das Erlöfchen der Anſprüche gegen den 
Trachtführer bei gelchebener nnahme 
des Guts und Zahlung der Fracht II. 
491—494, 515—519. 


ſ.Aushändigung, Aufliejerung 
— 4. von Reichen III. 280. — Equi 
pagen und Yahrzeugen 281. — leben- 
den Thieren 283. 


Unnahmeverweigerung II. 390, 439. 
Unnahmenersug ded Empfängers I. 228 


bi8 231, Il. 153, 154, 209. — ka 
Eijenbahnen 440. — X. des Fradr- 


Affektionswertb, |. Schadenserfaß. 
Allgemeine Anordnun en der Eijenbahn nee mi X ine ha 


1. 170. — %. Beſtimmungen des , 
Beten ($$ 16) IM. Anjalicende Eiſenbahnen; ſ. Anein: 
183 b Betrieb- 
Reglement. ahnBetriebs ernbnerfännmg II. 274, 319. — 
Amtgeriät, ſ. Ablieferungshinder- Stegulirung der Entiädigung 37, 
ni 
Amtstwegen, Berüdjichtigung des Er- Husrhnungen, dienftlihe II. 158. — 
löſchens der Erfaganjprüche von 4. II. Eifenbahn 161, 170. 
490. — der nn labrung U. 502. Unfprud gegen den Frachtführer, |. Haft 
Aneinander anſchließende ſenbahnen III. pflicht, & hadenserfag. — gegen die 
430- 432; |. Haftpflich Bormänner IL. 611 f. — gegen ter 
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Empfänger II. 651—656; |. Erlö— 
ihen, Berjährung. 
Anftalten, ſ. Transportanftalten. 
Anflelung der Klage auf Auslieferung 
des Guts und bed Frachtbriefs II. 99; 


) Actio. 

Antiquitäten III. 157, 192. 

Antrag auf Ernennung von Sadverftän- 
digen zur Feſtftellung des Zuſtandes 
des Guts 11. 409 f. — auf Nieder- 
legung und öffentlichen Verkauf des 
Guts II. 417—432. 


Anweillungen des Abſenders an den 
Srahtführer II. 89. — bis zur Be 
endigung des Transports II. 89, 90. 
— Umfang der Anweiiungen 91. — 
Sicherheitsmaßregeln 92. — Anweijung 
auf Zurüdgabe unterwegd und am Be 
ſtimmungsort, nicht auf Rüdtrandport 
nach tem Berfandtort 93. — nicht auf 
andere ald die im Bertrage bezeichneten 
Güter 94. — Auslieferung an einen 
anderen Empfänger 95. — Yorm der 
Anweilung 95, 96. — Anmeifungen 
bed Empfängers, begründet burd) 
die Mebergabe des Frachtbriefs oder 
Klageanftellung 97—99. — Webergabe 
des Outs 100. — nah Ankunft des Guts 
am Ort der Ablieferung 101— 103. — 
Nebergabe des Frachtbriefs 103, 104. 
— nidt bloße Aviſirung 105. — 
mehrere Frachtbriefe 105. — mehrere 
Empfänger 106. — endgültige Er- 
löfhen Der Befugniffe des Abſenders 
106, 107. — Berpflihtung des Yradıt- 
führerd zur Uebergabe 107. — actio 
ad exhibendum 108. — Umfang ber | 
Befugnifie des Empfängerd 108—116. 
Anweifungen bei Eifenbahnen I. 
1, 59, 116. — Yorm, durch Bermitt- 
lung der Aufgabejtation II. 116—117, 
121—124. — Zuläffigfeit der Anwei- 
jung auf NRüdgabe am Aufgabeorte, | 
unterwegd und am Beitimmungdorte 
bei Stüd- und Wagenladungsgut, da⸗ 
gegen faın NRüd-, GSeitwärtd- und 

eitertransport abgelehnt werden II. 
118, 119. — Rüdgabe des Fradıtbrief- 
duplifat8 oder Aufnahmeſcheins II. 
120, 121. — Anweifungen des Em- 
pfänger8 II. 123, 124. 

UAnmeilungen des Empfängerd au den 
Frachtführer (Eifenbahn) zur Sicherheit 
des Guts vor Ankunft beflelben am 
Ablieferungdort II. 234—236. 


Aumeifung der Pläpe im Koupe III. 271. 
Anwendung der Artifel 395, 397, 400, 
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401, 408 vertragdmäßig auszufchließen 
ift den Eiſenbahnen verboten III. 202. 

Unmelende Segenpartei muß bei Anträgen 
auf Verkauf ıc, des Guts gehört werden 
II. 433. 

Ürbeiter, Haftpflicht für dieſelben beim 
Auf- und Abladen ded Guts III. 235. 

Arreſt, ſ. Berfolgungdredt, Bfanp- 
recht 


ht. 

Urt ded Transports II. 215, 226. 

Auibemahrungspflit ded Frachtführer 
I. 229, 1. 153, III. 157. 195. 

Anfeinauberiolge von Frachtführern II. 
8 37 


Auffallender Gewichtsabgang III. 207. 
Aufgabe» Schein, Rezepifie, |. Empfangs— 
ein 


ſchein. 

Anfgabe⸗Station II. 96, 116, 117, 121 
bis 123. 

Unfgegebenes Reijegepäd II. 269. — 
nicht aufgegebene8 II. 269. ' 
Unibebung des Frachtvertrags; ſ. Rück⸗ 

tritt. 

Aufladen, Gebühr, Pflicht, Gefahr ıc., 
Beſchränkung der Haftpflicht II. 215, 
217, 233, 264. 

Auflieferung des Guts an den Fracht⸗ 
führer If. 154—159, II. 158, 170. 
— Begriff der Auflieferung 155. — 
in vertragdämäßiger Qualität, Quantität, 
Berpadung ꝛc. 155, 156. — jucceifive 
156. — am rechten Ort und zur rechten 
Zeit 156, 157. — an ten Benollmäd- 
tigten 157. — Beweid, Berzug 157, 
158. — Prüfung, Annahme, Berwah- 
rung, Erſatzpflicht 158, 159. — Auf. 
lieferung an die Eijenbahn II. 192 
bis 198. — in den feftgejepten Erpe- 
Ditiondzeiten 192—194. — an Sonn- 
und Feſttagen, gemöhnliched Gut 194 
bi8 196. — Eilgut 196, 197. — Ge: 
ftellung und Berladung der Wagen 
197. 198. — Lagergeld bei Zurück⸗ 
nahme aufgelieferter Güter 199— 201. 
— bei Rüdgabe unterwegd Reugeld 
201— 203. — Folgen verzögerter Auf- 
lieferung: Konventionaljtrafen 203 bis 
217. 

Anflöſung des Yrachtvertrags, ſ. Rück⸗ 
tritt. 

Anfnahme in die Tarife III. 182. 

Anfnahmsſchein I. 81, 109 f. 

Aufſteigen, |. Einfteigen. 

Auftrag zur Auslieferung ded Guts 11. 
220; ſ. Vollmacht. 

Aufwendungen, ſ. Auslagen. 

Ausdehnnng der Haftpflicht des Fracht⸗ 
führers für ſeine Leute auf Verluſt, 
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Beihädigung, Berjpätung I. 375. — | 
bösliche Sanblungdweife der Leute 376. 

Ausdrüctlich, ſ. Erklärung, Dekla- 
ration. 192. — agergeld und Komventiena'- 

Ausfall der Yahrt III. 274, 319. jirafe 198— 207. 

Ausfolgung, ſ. Ablieferung, Aus- Ausladen, I. Entladen. 
händigung. Auslandiſches Recht II. 11, 27, 48. 

Ausführung des Trandport3 durch Neber- Ausländiſche Bahnen, durchgehender Be 
gabe an andere Yrachtführer II. 1—58.; kebhr II. 48. 
— nah Inhalt des Frachtbriefs II. Auslagen, baare Il. 348. — Nahınate: 
28 f., 50 f.; |. Frachtvertrag. derfelben II. 372. — Pfandrecht 11. 

Ansgengsaßgaben Il. 349. 546. 

Unsgeihlefien von der Beförderung: Auslieferung der Güter, |. Ablieferung 


Sadıregifter. 


183. — Sonn- und Yelttage 183, 1. 
-— Eilgüter 185— 188. — Nachwiegur; 
188— 190. — Verwiegungskoften 191, 





Güter II. 156. — Gepäd II. 276. 
Perfonen und Thiere, |. Aud- 
ihliekung. 
Aushändigung des Guts an den Em: ' 


Ausbändigung. — Auslieferung: 
fein, |. Quittung. — A. des Gr 
pädd III. 277, 327. — obne Gerid: 
ſchein 277, 327. 


pfänger IL 131. — 1. Pfliht des Ausichliefung v. d. Fahrt: beläftigenter 


Frachtführers zur Aushändigung 
nah Ankunft am Ablieferungsort II. 
138 f. — dem Empfänger gegenüber , 
138. — Zug um Zug mit Erfüllung | 
der Gegenleiftungen 139. — Empfangs⸗ 
bejheinigung 140. — 
Aushändigung 141, 142. — Avifirung 
143, 144. — am Ort ber Ablieferung, | 


Berjonen III. 271, 314. — truantene 
und renitenter 275, 322. — Tranfer un? 
wilder Thiere Ill. 283, 339, 340. — 
verbotener Güter III. 156, 189 f. — 
Gepäck III. 276, 323. 


Beariff der | Ansfleigen während der Fahrt III. 271. 


312.— Berhalten beim Außfteigen 275 
274. 318. 


Beitimmnungdort 145—148. — vorzei« ; Ausfiellung, ij. Fradtbrief, Late: 


tige und veripätete Audhändigung 148. 
— an ben dur den Yradıtbrief be: ' 


ſchein. — von Erflärungen und Reoerten 
l. 120, 121. 


zeichneten Empfänger 148—151. — Anſtern, Beichränfung der Haftpflicht IT. 


Aushändigung an den Nichtadreflaten 


217. 


149. — Geijionar, Bevollmächtigten, Austauſch der Tarife II. 381. 
Rollfuhrmann 149, 150. — an mehrere Auszahlung der Nachnahmen II. 369, 374 


Empfänger; au eine Firma 151. — 


bid 376, 386—388. 


Aushändigung des Frachtguts. Begriff Außerdienſtliche Handlungen der Yeute de 


derfelben 151. — in unverfehrtem Zu⸗ 
ſtande, Beweislaſt. Prüfung und Be⸗ 


Frachtführers und der Eiſenbahn J. 378 
379. 


ſichtigung 152, 153. — Annahmever: | Aubergeriigtficge Geittellung Stiederiegumg 


zug 153, 154. — II. Pflicht der 
Eiſenbahn zur Aushändigung I. | 
159— 192. — an den im Yradıtbriefe | 


und Beräußerung ded Guts bei Ab— 
lieferungsbinderniffen im Eiſenbahnver⸗ 
febre Il. 437 f 


bezeichneten Empfänger 159. — an Außergewöhnliche Berkehröverhältniffe, Zu 


mehrere 160. — Xbifirung 160— 165. | 
— bahnamtliche Rolfuhrunternehmer 
165— 170. — Gelbftabholung, recht: 
zeitige Anzeige derjelben, Vollmacht 
dazu 170-173. — Beſchränkung ber, 
Selbftabholung 173, 174. — nidt: 
zu avifirende Güter 175. — Außliefe: | 
rung erfolgt gegen Empfangsſchein 
und Borzeigung des quittirten Yradht- 
briefes 175, 176. — vorberige Befich- 
tigung ded Guts 176, 177. — Kredi⸗ 
tirung oder Franlirung der Fracht 177. 
— Anlieferung in den Erpeditiond- 
tofalen 179. — Stellung der Wagen | 
zur Entladung 179, 180. — Abholungd- 
frift 180. 181. — Entladungäfrift 182, 











ſchlags⸗Lieferfriften J. 143, 177, 178. 
— 4. Hinderniffe II. 154, 184. — 
X. Schwierigkeiten der Berladung un? 
des Trandportö II. 157, 192. — 2. 
Leckage, Beichränfung der Haftpflicht 
III. 215, 216, 238, 242, 261. — $un: 
feniprüben der Lokomotive IIL 229. - 
Anhalten ded Zuged auf freier Babn 
Ill. 273, 314. 


Außerordentlige, |. Auslagen, Leckage. 


Außergewöhnlide. 


Asifirung, Pflicht I. 223, II. 143, 14. 


— der Eijenbahn II. 160— 165. — nidtt 
zu avifirende Güter II. 175. — Eilgüter 
II. 185 f. — Koften II. 349. — Roi: 
firung zu viel erhobener Beträge II. 366, 


Sachregifter. 


367. — ber Nachnahmen II. 374 - 376. 
— unrichtige ꝛc. Aviſirung als bößliche 
Handlungsweiſe J. 322, 323. 


B 


Baare Auslagen II. 348. — Nachnahme 
derſelben II. 372. 

Bahn, Betreten derſelben III. 158, 183. 
— Berlaffen III. 274, 318.— B.Poli⸗ 
zeireglement III. 153, 184; |. Eifen- 


bahn. 

Bahnamtlide Rolfuhrunternehmer 11. 
165 f.; ſ. Rollfubrunternebmer. 
Bahnhof-restant, Lieferzeit I. 144, 182. 

Berfahren, wenn Bahnıhoferestant-Güter 
über die reglementsmäßige Friſt bei Der 
Eiſenbahn lagern II. 441 f. — Haft- 

pflicht IIL. 464—468. 

Bahunfirede, für ihre Bahnftrede darf die 
Gijenbahn die Eingehung von Fracht⸗ 
gejchäften nicht verweigern III. 151, 163. 

Banmiwolle, Selbitentzundung III. 243, 
253. 

Bansnfiand 1. 244. 

Beamte, . Leute. 

Beauffichtigung der Thiere III. 218; ſ. 
Begleitung. 

Bedeckte Wagen III. 223, 260. 

Bedeckung, mangelhafte III. 260. 

Bebingung, bedingungsweile zur Beför- 
derung zugelafjene Gegenftände III. 156, 
189, 192. 

Bedungene Lieferzeit I. 332— 834; |. Lie⸗ 
ferzeit. 

Beförderung, ſ. TZrandport.— Zeit der- 


154, 197. — von der B. ausgeſchloſ⸗ 
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B. zur vertragdmäßigen Abänderung 
der geſetzlichen Schadenserſatznormen ift 
den Eiſenbahnen entzogen IIL. 202 f. 

Beginn der Lieferzeit I. 144, 182. — ber 
Verjährung II. 500, 504. 

Begleiter, |. Begleitung. 

Begleitung der Güter, Beſchränkung der 
Haftpflicht IN. 216, 217, 247. — Thiere 
111.218, 260, 265, 283, 339. — Leichen 
280. 334. 

Begleitpapiere, zollamtliche, I. 127— 129. 

Haftung für deren Unzulänglichkeit 
oder Unrichtigkeit I. 130—135. 

Begünftigung in der Zeit der Beförderung 
lit. 151, 158, 173, 196. 

Behändigung, |. Aushändigung, Ab- 
elerung 

Behörden, Genehmigung zur Feitießung 
von Zufchlagd-Lieferfriften I. 143, 171. 

Beilagen zum Frachtbrief I. 101, 102; 1. 
Anlagen. 

Belanntimadung der Lieferzeiten I. 143, 
173— 175. — außergewöhnlicher I. 178, 
179. — der Reglementd und Tarife 
11. 332, 336—340, III. 151, 179. — 
Folgen nicht gehörig bewirfter Publi⸗ 
fation II. 341—343, IH. 179. — der 
Fahrpläne III. 269, 308. — der Zug- 
veripätungen III. 275, 319. 

Beladen, |. Berladen. 

Belafinng von Neifegepäd in den Equi- 
pagen und Yahrzeugen III. 281, 337. 

Bemeflung der Entihädigung, |. Scha- 
denserſatz. 

Benadrichtigung der Abſender bei Abliefe- 
rungshinderniſſen II. 442 —444; ſ. vi s. 


jelben I. 151. — B. von Gütern III. Benntzungsweiſe der Bahn III. 151, 156, 
‚19 


jene oder nur bedingungdweije zugelaf- 
jene Gegenftände III. 156, 189. — Pflicht 
der Eiſenbahn zur B. IM. 151, 157, 
161—177. — B. von Perſonen IT. 
269, 306—323. — Reiſegepäck 276 
bid 280, 323—334. — Leihen 280, 
334. — Fahrzeugen 281, 335. — leben⸗ 
den Thieren 283, 288, 289, 338. 

Betörberungsicheine, |. Zransport- 
icheine. 

Befreiung von der geſetzlich normirten 
Haftpflicht im BVBertragd- bezw. Negle- 
mentöwege ift den Eijenbahnen prin- 
ztptell verboten (Art. 423) III. 202 biß 
214, außer foweit die in den 15 in 
Art. 424—430 aufgeführten Yällen den 
ppen ausdrũcklich geſtattet ift II. 212, 
215f. 

Befngniſſe, ſ. Frachtführer, Abſen— 


166, 191. 

Berechnung der Lieferfriſten beim Trans—⸗ 
port durch mehrere Gebiete J. 143, 
175—177. — Berechnung der Fracht 
zu hoch oder zu niedrig II. 326—331. 
— bei Eiſenbahnen 335— 389; |. 
Frachttarife. — Berechnung des Scha- 
dend, ſ. SchadenBerjap. 

Beſchädigung des Guts I. 190, 209, 11. 
487; |. Haftpflidt, Schadens» 
erſatz. — der Bahn, der Fenfter und der 
Magen III. 274, 319. 


Beſchaffenheit des Guts, Bezeichnung im 
Frachtbriefe J. 82 f. -- natürliche Be— 
ſchaffenheit des Guts, Einrede des Fracht⸗ 
führeis I. 253—257. — Beſchrankung 
der Haftpflicht III. 215, 216, 238, 261. 
— bei regelmäßigen Berluft am Ge⸗ 
wicht oder Maß III. 344. 


der, Empfänger, Eifenbahn. — | Beideinigung der Nachnahmen 11. 375 


4714 Sachregiſfter. 


374. — Beſchlagnahme, ſ. Verfol⸗ befreienden Einreden 231 — 235. — 
. nung, Pfandrecht. | Deweißtraft des Ladeſcheins IH. 36 i. 
Beſchränkung der Berührung im Ber- 3 f. 
tragöwege II. 504. — der Verpflichtung Beweisiet 1I. 497. — darf von ben Eiſen 
zum Transport III. 151, 154. — der | bahnen vertragsmäßig nicht geänter 
Erjaßbeitimmungen im Veriragswege werden III. 202, 208. 
iſt den Eiſenbahnen nicht geſtattet III. Bezahluug der Fracht und Annahme te 
202, 212. — Beichränfungen der Haft- Guts bewirken dad Erlöfchen jetes Ar- 
pflicht, ſ. Süter. ſpruchs gegen den Frachtführer bez 
Beſchreibung der Kolli III. 155. | die Eiſenbahn II. 464— 525, III. 420 bi⸗ 
Befigtigung des Guts vor der Annahme 429, 481. — theilweiſe Bezablung ct 
li. 152, 176. | nügt nicht 482. — Zahlungoͤver preche 





Beſchwerdebuch III. 153. 482. — Kreditirung der Fracht. Srunk- 

Belondere Gefahr des Verluſts oder der: fracht 483. — nach beendetem True 
Beichädigung III. 215. 238. — b. Ueber. port 483—485; |. Zablung. 
einktunft über Abänderung der Haft Bezeichnung des Sul - im Frachtbrie: 
rfliht III. 202, 210. — b. Kouped | nad Beichaffenbeit, enge un? Rat 





III. 270, 272, 312, 314. zeichen I. 73, 82—84. — des Frad: 
Befimmung der Kracht im Frachtbriefe — 5— I. 34- 86. — Abſenders I. de 
89. | — Empfängers I. 87, 88, 105. — de 


Befflumnugen der Art. 395—387, 400, | Gtation 1. 13. — der Kolli IN. 1%. 
401, 408 dürfen von den Eifenbahnen | 188. 
vertragsmäßig nicht ausgeſchlofſen wer- Bejngunhme auf die Reglementö ur: 
den 11l. 202, 206. arife im Yradhtbriefe II. 324. 
Beflinmungsert 1. 88, 104. — Rüdgabe | Billet, Begriff III. 310. — Verlauf IIL.2°v, 
des Guts am Beftimmungsort II. 33; 310, 311. — Zurücknahme, Umtauſo 


ſ. Ablieferungsort, Bezeichnung | I. 270, 311. — durchgehende ?iv. 


deſſelben auf Stüdgütern II. 155, 189) 
— Angabe eines zweiten (anderweitigen. 

—— sorts im Frachtbrief, Haft⸗ 

pflicht der Eiſenbahn III. 464—468. 

Beſtrafung, ſ. Konventionalſtrafe. 

Betreten der Bahnhöfe UI. 153, 154, 183. 

Betrieb8»Berjonal- Mittel 2c. I. 200, 244. 
— Reglement, |. Eiſenbahnbe— 
trieböreglement. 

Betriebsflörung, Ruben des Laufes ber 
Lieferfrift I. 144, 182. — Verfügung 
der Eijenbahn über dad Gut 1. 144, 
105187. — Befanntmadhung III. 274, 


Berichte, bösliche Handlungsweiſe 


Betrug bindert die Verjährung II. 500, 
509—514; \.bößlihe Handlungs» 
weile. 

Bebollmãchtigte bed Empfängers I. 227, 
228, TI. 149, 150, 171, 172. — der 
Empfänger ift nicht Benollmächtigter 
des Abſenders I. 273—275. 

Bevorzugung in der Zeit der Beförde- 
rung III. 151. Geffie 

Beweis des Frachwertrage durch den) Konſtruktion des Frachtertrages 1. 
Frachtbrief I. 39 f. — Beweislaſt J. 81—86; |. Frachtvertrag, Abtre 
44, 58—60, 97. — voller Beweis I. 45. tung. 

— Gegenbeweis I. 47—51. — Beweis Ceſſionar des Empfängers II. 149, 150 
des Verluſtes oder der Beichädigung | Chlorſaure Salze III. 156. 
Il. 209, 210. — der von der Onftpficht | | Gel, |. Eradtgüter, Gepäd. 


ſ. Faͤhrbulet. 

Billeterpeditionen, Deffnung 111. 272 
314. — Vorzeigung des Billets bez | 
Einfteigen in die Bagen III. 272, 315. 

Biunengeiwäfler, Trandport I. 26. 

Binnenidifffahrt, |. Binnengewäiie:. 

Blanfo⸗Indoſſament des Ladeſcheins III.a⸗. 

Dlitz, höhere Gewalt I. 245. 

Bosliche Handlnugsweiſe, Begriff ur! 
Arten I. 307— 827, 396— 402; |. Hai:: 
pflicht, Schadengeriap. — Beweis. 
324, 325. — bösliche Handlungsweiiet:: 
Leute I. 376, III. 363, 396, 405, Av! 
409, 411, 412, 414, 416, 418, 41. 


Avifirung. 
Brand, j. Feuer. 
Brud Il. 215, 216, 238, 242, 261. 
Buße, j. Strafe. 


©. 


Gals, ſ. Gewichtsmangel. 
Caution, ſ. Sicherheitsbeſtellung. 


— — — — — — — — —— — — — — — —r — — — — — 


Boten als Frachtführer I. 18. 213 . 


a iſt maßgebend für die juriftide | 


| 





Sadıregifter. 


Gompetenz, ſ. Befugniß, Behörden. 
Goneeffion der Eifenbahn III. 140 f., 163. 
Goufurrenz der Eijenbahnen II. 140. 
Gontrauention, |. Konventional- 
ftrafe, Uebertretung. 
Gensentionelfteke, ſ. Konventional- 
rafe 
Correalobligationeu, |. Korreal ar. 
é, |. Koupe. 
Culpa, |. Verſchulden. 


D. 


DamensKoupe III. 271, 314. 
Tampı, Beihädigung durch Dampf IT. 


Damepffäiffehrt 1. 3, 21. 

Datum im Frachtbrief 1. 90. — Lade⸗ 
ſchein III. 46. 

Dauer der Haftpflicht des Frachtführers 

212—231. — des Pfandrechts II. 
558.564. — D, der Verpflichtung zum 
Schadenserſatz darfvon den Eifenbahnen 
abgeändert werden III. 202, 208. — 
D. ber Anmelbefrift III. 428, 429. 

Deden, Wagen mit Deden verieben IH. 
217, 223; |. Bededt. 

Deflarstion” des Wertbd I. 192. — bei 
Reiſegepäck II. 278, 329, 365, 406, 
407. — Equipagen und Fahrzeugen 
282, 365, 407—410. -- Thieren 365, 
366, 410, 411. — bei Frachtgütern 
III. 363 f., 376, 380—387, 404, 405. 
— des Berzugdintereffed bei Reifeger 
pad I. 279, 331, 368, 415. — bei 


475 
Dienfiperionel, Pflichten und Rechte LI. 


153; ſ. Zeute. 
Diligentia ſ. Sorgfalt. 

Dinglige Rechte werden vom Frachtver⸗ 
trage nicht berührt II. 87—89, 979. 
Direkter Verkehr III. 185. — Fracht⸗ 
briel,. Kal mehrerer Frachtführer 

— birete Klage gegen jeben 

berbeilin ten Srachtführer II. 51. 
direkte Bilets III. 270, 274, 319. 
Dispsfitien, |. Berfügung, Anwei- 


ung. 

Disponible Räumlichkeiten zur Annahme 
der Güter III. 157, 196. 

Diſtanzfracht I. 160 . 

Dokumente, Transport III. 156, i92. 

Dolus I. 307 f. — bed Frachtführers 
bei Ablieferung ded Guts II. 477. — 
verhindert die kurze Verjährung 11. 500; 
ſ. bösliche Handlungsweiſe. 

Domizil, | Wohnort, Ablieferungs— 


Droit de suite, j. Berfolgungäregt. 

Duplikate von Frachtbriefen I. 109. 
Zadeicheinen III. 18, 26; ſ. Kopie. 

Durdgehender Verkehr, Frachibrief, ſ. 
Direkter. 

Durdrinuen, Durchſickern, |. Leckage. 

Dynamit, Transport III. 156. 


Ferne Transport III. 157, 192. 


|. Actio. 
Eibesleifiung II. 414. 
Eigenes Berigulden 1. 258 f., III. 184. 


Samipagen und Fahrzeugen 282, 368, Eigenſchaften tes Guts III. 156, 191; 


— Thieren II. 


369, 418. — 


ſ. Beihhaffenbeit. 


vi Srachtgütern III. 363, 367, 376, | Eigenthümer von Trandportmitteln I. 34. 


389, 392, 411L — — Dellaration, Falfche, 


— Eigentbum, |. Dinglide Redte. 


des Gewichts, der Qualität, Duantität, | | Eigenthümliche natürliche Beichaffenheit 


einer Leiche; |. Konventionalftrafe. 
Delilt, ſ. Berihulden, böslihe, 

Handlungdweije. 
Depeiae, I Anweifung. 

Depofitien, ſ. Niederlegung, 
Deflinstär, |. Empfänger, Adrefjat. 


des Guts, Beſchränkung der Haftpflicht 
III. 215, 216, 238, 261 

Eilgut, Avifirung und Zuführung ll. 
185—188. 

ı Einführung ber Betriebs⸗Reglements III. 


Deflinationsert, |. Ab lieferun gdort.ı Gingangsahgaben I. 349. 
Deutſches Reid, |. Erlaß von Eifenbahn- | Eingehung eines Frachtgeſchaͤfts darf bahn⸗ 


Betriebs⸗-Reglements III. 146 f., 177. 

Diebſtahl, Haftung des Frachtfuͤhrers für 
Diebjtahl 1. 251, 
Handlungsweiſe I. 318—321. — bei 
Haftbefchräntungen III. 228, 260. 
Dienhabjeiigen bed Dienftperfonalg Ill. 
153 


Dienfinann I. 18, 
Dieaflmanns-ußitut I. 18, 21. 


feitig nicht verweigert werden III. 151, 
3. 


16 
252. — bößliche | Einhänbigung ded Guts an den Empfänger, 


Ablieferung. 
tführer, ſ. Auf- 


lieferu ae 
Einhei des Transports II. 8 f. 
—2 — Verjährung der Klagen und 
Einreden II. 500, 507. 


ſ. Aushändi 
— an den Era 
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Einladen, ſ. Berladen. 

Einleitung des Betriebd-Reglementd II. 
151, 152, 177. 

Einlieferung der Frachtgüter, ſ. Auf- 
lieferung. — des Gepäds III. 276, 
324, 277, 327. 

@inreden des Frachtführers zur Befreiung 
von der Haftpflicht für Verluſt und 
Beihädigung I. 231—263; 1. höhere 
Gewalt 235 -253; 2. natürliche ben | 
ſchaffenheit des Guts 253— 257 ;3.Äußer- 
lid nicht erfennbare Mängel der Ber- 
padung 257—263. — die von der Haft 
für Berfäumung der Lieferzeit befreiende 
Einrede der Sorgfalt, eined ordent- 
lien Frachtführers I. 342—351. — 
Einreden gegen die Haftpflicht für die 
Leute I. 375. — der Tbeilung und | 
Vorausklage bei mehreren Frachtführern 
1. 55—56. — Erlöjhen der Einreden 
Il. 468. | 

@inridtungen der Bahn III. 151, 156, 
166, 173, 191, — zur Konftatirung der | 
Abfertigung der Güter III. 157, 197. 

Einroften III. 216. | 

Einfeitige Abänderungen ded Frachtbriefs 
ll. 49. | 

Einfleigen in den Wagen, Billet III. 272, 
315. -— Zeihen zum infteigen 272, 
316. — Verſuch, Hülfeleiftung 272, 
316. — Verhalten beim Ginfteigen II. 
273, 274, 318. 

Eintragung, |. Vermerk. 

Eintritt ded Empfängers in den Fracht⸗ 
vertrag II. 28 f., 241-294. — die 
Berechtigung hierzu beginnt nad An- 
kunft des Srachtführerd am Ablieferungs- 
ort 11. 251—254. — berechtigt ijt Der 
im Yrachtbrief bezeichnete Empfänger 
II. 254—256. — zur Geltendmachung 
der durch den Frachtvertrag begründeten 
Nechte II. 256—264. — gegen Er- 
füllung der Verpflichtungen, wie fie der 
Frachtbrief ergiebt II. 265—271. — 
in eigenem Namen 271— 276. — gleich⸗ 
viel ob in eigenem oder fremden 
Interefie 276—283. Recht des 
Empfängers, auf Uebergabe des Fracht⸗ 
brief8 und Außlieferung des Guts den 
Srachtführer zu belangen II. 283— 287. 
— jofern diefem nicht vor Anftellung 
ter Klage eine nad Art. 402 noch zu« 
Lälfige entgegenftehende Anweilung vom 
Abjender gegeben ift II. 287. — Ein- 
tritt der Schadenderjapverpflichtung darf 
von den Eifenbahnen nicht abgeändert 
werden III. 202, 208. 

Eiutrodeuen Il. 228. 





4 





— — — — — — — — — — — — — —— — 


Sachregiſter. 


Einwand, |. Einrede. 

Einwilligung des Abjenderd in die At 
änderung ded Yradıtbrief3 II. 49. 
Einzelne Stüde Vieh, Transport I. 28: 
341. — Normaljag bei regelmäßiger: 

Berluft II. 344. 354. 


Eifen, Sußeiien, leicht zerbrechlich III. Sir. 


Eiſenbahn, Begriff II. 164. — ift Frakı: 
führer und Kaufmann I. 6, und ka 
Beitimmungen des H.&.-B. über t:: 
Frachtgeſchäft (Art. 390—421) umte- 
worfen III. 129, jedoch mit gewifien MReti- 
filationen (Art. 422—431). — Entftehus 
der Eiſenbahnfrachtrechts III. 138 — 1%. 
— gejegliche Trandportpflicht und Der. 
bot der Begünftigung (Art. 422; iu. 
151— 201. — Berbot der Abäntenin; 
der Art. 395, 396. 397, 400, 401. 40° 
H.G.B. zum Bortheil der E. MR. 

tachtvertrag der E. I. 61— 2 

— Eiſenbahnfrachtbrief 73— 77. 4 

bis 123. — zollamtliche Behanklun: 

123— 125, 135 — 142.— Auflieferungter 

Güter und Beförderung II. 133. 13: 

bis 198. — Lieferzeiten I. 142— 14. 

168— 183. — zeitweilige Berhinterun; 

de8 Trandportö I. 144, 183— 187. — 

Haftpflicht im Allgemeinen I. 190, 25% 

bi8 277. — zuläflige Beichränfkunge: 

der Haftpfliht der E. II. 215— 468: 

f. Beſchränkungen. — Schaben:: 

erfag der E. für Berluft und Beitä 

digung I. 277. — Nonnaljag unt 

Wertbdellaration II. 363—366, Fu 

bi8 389, 402—41l. — Schadens 

erfag für Berfpätung I. 328, 350. — 

Normalfapg und Deklaration ded Ber 

zugßinterefjeß III. 363, 366 — 369, 53° 

bis 395, 411—419. — Haftung Ar 
die Leute I. 359— 391. — Dispofitiea3- 

befugniffe des Abſenders II. 59—61 

116—130. — Xblieferung und ei 

firung der Güter II. 131—133, 15° 

bis 192, 217—219. — Lagergeld uni 

Konventionalftrafe II. 133, 134. 12 

bi8 217. — Zahlung der Fracht :c. I. 

295, 296, 301-335, 359 — 367. — 

Berehnung der Frachtgelder II. 234 

bis 298, 335—358, 376— 382. 

Nachnahme und Brovifion 11. 285 

297, 300, 367—376, 386-389. — 

Berfahren bei Xblieferungdbindernifien 

11. 391, 437—453. — Reklamationen 

II. 391, 453—463. — GErlöfchen unt 

Berjährung der Erſatzanſprũche II. 464. 

514—525. — Pfandredt II. 526— 65% 

— Ladeſcheine III. 2, 8, 17 f. — Sie 

Eifenbahn- Betriebs - Reglement3: Ent 





Sachregiſter. 


ſtehung III. 138 — 150. — Erlaß, Rechts⸗ 
natur, Publikation, Geltungsgebiet III. 
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Fahrt III. 274, 319; ſ. Höhere Ge— 
walt. 


151, 152, 177—183. — allgemeine | Emballage II. 493; |. Verpacung. 
Beftimmungen (88 1—6) II. 153, | Empfänger, Begriff und Bezeihnung im 


154, 183, 184. — Beförderung von 
Perſonen ($8$ 7—23) III. 269-275, 
306—323. — Reifegepäf (88 24—33) 
III. 276—280, 325—334. — Leichen 
($ 34) II. 280, 334, 335. — Equi- 
pagen und Yahrzeugen ($$ 35—39) 
It. 281—283, 335—338. — lebenden 
Ihieren ($$ 40—44) III. 283— 286, 
338— 343. — Fradhtgütern($$ 46— 70) 
III. 154—158, 184—197. 
Gifenbaßnarbeiter, |. Arbeiter. 
Eifenbahn s Betriebs s Reglements, Ent- 
jtehung III. 138 f. — Lokal⸗, Spezial⸗, 
Verbands-, Vereins-Reglements 139 f. 
— Vereins⸗Güter-Reglement 145. — 
Norddeutſches 146. — Defterreichijch- 
Ungariſches und Deutſches 147 f. — 
Neues Dereind » Reglement 149, 177. 
— Meberfhrift, Rechtänatur 177. — 
Publikation, Unterwerfung unter die 
Reglements 179. — Erlap und Ein- 
führung 180. — Geltungsgebiet und 
Eintheilung 181—183. — „Bertragd- 
verbot III. 202, 210. 
Eifeubahnfragtbrief I. 73—76. — obli- 
gatoriſch I. 95. — Beweiskraft I. 97 
bis 99. — Stempelung 1. 100, 119. 
— Nichtannahme unreglementarijcher 
I. 101. — der Beilagen I. 101. — 
Snbalt I. 102. — Gewidt, Unterfchrift 
Des Abjenderd, Bezeichnung ded Em- 
pfängers I. 103. — Beitimmungdort, 


Trandportweg (Routenvorfchrift) 104, | 


105. — Haftung für richtige Angaben 
106. — Prüfung, Konventionaljtrafe 
107—109. — Aufnahmöjcheine und 
Duplifate 109—113. — Angabe der 


Srachtbriefe I. 87, 103. — Ablieferung 
an den Empfänger I. 227. — an mehrere 
Empfänger 227; — deren Bevollmäd- 
tigte 227, 228, II. 148—151, 159 f. 
— Berhältuiß zum Frachtführer und 
Abjender II. 59, 241 f. — Beginn 
des Dispoſitionsrechts des Empfängers 
U. 97. — Sicherheitsmaßregeln unter⸗ 
wegs II. 220. — Zahlungspflicht II. 
295—389. — Bezahlung der Fracht, 
ſ. Erlöſchen. 

Empfangnahme des Guts I. 190, 212 
bis 214 Beweis der unverſehrten Em⸗ 
pfangnahme I. 215, 216; |. Abliefe- 
rung. 

Empfangsidein I. SI, 109, II. 26, 140, 
173 


Ende der Haftpflicht des Frachtführers 
mit der Ablieferung 1. 218 f.; f. Ber- 
jährung, Erlöiden. 

Eutdeckuug von Mängeln nady der An- 
nahme des Guts II. 494—497, III. 
420—42). 

Entfernung I. 17—19. 

Entgangener Gewinn, |. Schatend- 


erſatz. 

Eutladen, ſ. Abladen. 

Entihäbigung wegen Beripätung imFracht⸗ 

briefe vereinbart I. 91. — ded Yradıt- 
führers bei Rüdtritt des Abjenderd vom 
Bertrage I. 160— 168.— bei Eijenbahnen 
I. 144, 183— 1855 |. Schadens erſatz. 
— wegen Beihädigung der Wagen II. 
274, 319. 

Entigäbigungsiorberungen, Regulirung 
der Eifenbahnen untereinander III. 433 
bis 435. 


Station 113. — Formular 78, 79, | Entipringen von Thieren III. 218. 
114—118. — Gültigkeit für mehrere | Entzündung Il. 156, 191, 216, 228. 


Berwaltungen 119, 120. — Ausftellung 
von Erklärungen und Reverjen I. 120, 
121. — Direfter, durchgehender III. 185. 


Eiſenbahnfrachtgeſchäfte |. Eiſenb ahn, 


Haftpflicht. 


Eiſcabehnfraatrecht, Entſtehung III. 138 
bis 150. 


Eiſenbahnſtatiou, ſ. Station. 
Eifenbahntransport, |. Eiſenbahn, 
Haftpflicht, Schadenerſatz. 
Eiſenbahnzeichen, ältere, find vom Gepäd 
zu entfernen III. 276, 324. 
Gifenbabntungen, Srachtjäge II. 382; 
agen. 


g 
Elementar⸗Ereigniſſe, Verhinderung der 





Entzündlihe Gegenftände III. 216. — 
Pitnabue im Koupe III. 275, 321. 
Equipagen III. 218, 268. — Gegenftände 
in denſelben III. 269, 277. — Be 
förderung 281, 335. — Haftpflicht ꝛc., 

I. Fahrzeuge, Eifenbahn. 

Erfüllung der Verpflichtungen aus dem 
Frachtbriefe feitend des Empfängers II. 
265— 271. der Empfänger bat 
weder höhere, noch geringere Leijtungen 
zu erfüllen, als die im Srachtörief an» 
gegebenen II. 266, 267. — Zug um 
Zug mit Geltendmachung . der Rechte 
II. 268— 270. — Borzeigung des Fracht⸗ 
brief3 II. 270. 


418 


2 2 


Erſencherteit, änfere, der Bernsdungi- 
mänzd L 259, 260. 

Gllärung, i. Revers III. 155, 188. — 
im FIrachtbriefe III. 224, Bl; |. De⸗ 
flaration. 

Erle ter Berriebö-Reglements IIL 130. 

ö der ſaßganiprũche am 
ten Aradtführer II. 464—524. — 

Borausfegungen tes Erlöſchens fine 

Annahme tes Gut und Besahlung 

ter Fracht 471-477. — Annahme 

tes Guts 477-481. — Bezahlung 
der Fracht 481485. — jeder An- 
ſpruch gegen ten Frachtführer erliicht 

485. — Klage und Einrede 486. — 

Verluft, Beihädigung und Berfpätung 

487. — zu viel bezahlte Fracht 488. 

— dolus, Zwang, Irrthum 489. — 

außer wegen äußerlich nicht erfennbarer 

Mängel 491—494. — wenn bie Feft⸗ 

ftellung des Mangel ohne Berzug 

nah der Entdedung nachgeſucht wor- . 

den 494—497. — und wenn bewiefen | 

wird, daß der Mangel während der | 

Zeit feit der Empfangnahme bis zur. 

“Ablieferung entftanden ift 497—499. 

—5— Eiſenbahnen erliſcht jeder 
n 


Eachresiiter 


J. 
Seutei TIL 216. 
Sehrbiliets, Begrig TIL 310. — Be 
fauf, Abfiempeluns Zursdnabwe ıl.. 


270, 311. — Iabalt un Gältigfe: 
71, 312. — Umtswih IIL 771, 31: 
— Retewr-, Rımtreiiehillets III. 


. 270. — Rudierdenz; 
bei Ausfall eder Unterbredgung te 
Fahrt IN. 274, 319. 

ite, bei Berbir- 
derung ter Eilenbabrfahrt IN. 3.4 


319. 

Sehrgeleite, Fernbleiben von temielber 
Ill. 274. 318. 

Sahrlaffigfeit I. 311; 1. 
Handlungsweiſe. 

Fehrorduung, i. Fahrpläue. 

Faehrplãne III. 269, 308. 

Fehrpreiſe für Güter II. 295 — 298. 335 
bis 358 376—382. — Perſonen III. 
269, 309. — Thiere II. 283. 284 
339 —342. 


Böklike 


pruch gleihfalld durch Annahme | Fahrt, Verhalten während derſelben II: 


des Guts und Bezahlung der Fracht 
514, 515, 522, 523. — außer bei 
auperlih nicht erfennbaren Mängeln, 
wenn Die Feſtſtellung ohne Verzug 
nach der Entdeckung nachgeſucht und 
innerhalb 4 Wochen ſchriftlich ange⸗ 
meldet worden iſt II. 515—519, HNI. 
420 --429. 

Crmittelung des Gewichts bei der Fracht⸗ 
berechnung II. 351. 

Ernennung ber Sachverftändigen IL 406 
b 3. j 


fat, 1. Schadenderjag, Haft- 
yrlict — Erſatz baarer Auslagen 
Il. 348. 


Erfiiden von Thleren auf dem Trand- 
port III. 218. 

Crpeditien, |. Süter-, Billet-, Ge- 
päd-Erpedition. 

Cryebitionsfri I. 148. 

Crpeditionsiofale, Auslieferung des Guts 
in denjelben II. 179. 

Crpepitionsgeiten, Auslieferung II. 181 f. 
— Quflteferung II. 192—194. 

Erplofion III. 156, 191. 

Griratahrien 111. 269, 286, 309. 

Ertrazũge, |. Ertrafahrten. | 


273, 318. — Unterbredung dDerjelber 
II. 274, 319; |. Ausſchließung 
von der Fabrt. 

Fahrzeuge III. 218, 268, 297. — Gegen 
ftände in benjelben 269. — Beförke 
rung 281, 335. — Anmeldung zum 
Trandport, Auflieferung, Auslieferun: 
Belafiung vom Reiſegepäck in denſel 
ben, Haftpflicht III. 281, 336, 337. — 
Kormalfag und Werthdeklaration für 
Verluſt oder Berfpätung IH. 282, 337 
338. — Xarife III. 288. 

Saltura, |. Schadenserſatz. 

Salturenmwerth 1. 294. 

Gallen von Thieren III. 218. 

Sarbhölger III. 344. 

Saflage, ſ. Berpadung. 

Fauſtpfand, ſ. Pfandrecht. _ 

Sehlbirigirung, böslihe Handlungsweik 
1. 315, 316. 

Schlen der Berpadung III. 155, 187. — 
des ent 277, 327. 
eiertage, j. Feſttage. 

fer an Koupes, Schließen II. 373. 
— Bertrümmern 274. 

ng, |. Konftatirung. — de 
—— bei der Frachtberechnung II. 
353 


II. 183, 184, 19419. 
garen II. 314. 
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Feuer, böbere Gewalt I. 249. 

Zenergefährlige Gegenftände, Ausichluß 
von der Beförderung III. 156, 191. 
— Mitnahme in den Koupes III. 275, 
321. ' 

Firma, Ablieferung an eine Firma II. 
151. — Bezeihnung auf dem Fracht⸗ 
briefe 1. 74. 103. 

Fiſche II. 217, 344. 

Fiskus ald Unternehmer von Eiſenbahnen 


1. 6f. 

Flaſchen, zerbrechliches Gut III. 216. 

Zlüffigleiten III. 216. — Mitnahme im 
Koupe III. 275. 321. 

Flußſchifffahrt, ſ. Flußtransport. 

Flußtransport 1. 26 f. 

Ziußpübergänge, Zuſchlagslieferfriſten 1. 
143, 179. 

Folgeude Srachtführer, Haftpflicht II. 1 
bis 58; |. Pfandrecht. 

Forderungen aus dem Yrachtbriefe II. 321; 
ſ. Schadenderjag, Pfandredt, 
KRellamationen. 

Form des Brachtvertraged I. 40. — bei 
Eifenbahnen 1. 61—71. — der Be 
ſchränkungen aus Art. 424 III. 226. — 
der Werth» und Intereſſendeklaration 
111.380. — des Guts, Transportfähigfeit 
Ill. 156, 191. 

Formular des Frachtbriefs I. 78, 79, 95, 
114— 118. — des Reverſes III. 155, 
189. 

Sradt, Beitimmung im Frachtbriefe I. 89, 
111. 151, 170; |. Zahlung. — für Ge⸗ 
päd 111. 276, 324; |. Tarife. 

Zraätabzug für Beripätung I. 352—361 
und 362—367. 

Frachtbetrag, |. Zahlung. 

Frachtbrief ald Beweis über den Fracıt- 
vertrag I. 39-72. — Beweidurfunde 
I. 41. — Beweidtraft I. 44. — Klau: 
jeln I. 46. — Gegenbeweis 1. 47, 48. 
— Quantität I. 49. — Gewicht und 
Preis 1. 50, 51. — Audftellung I. 55. 
— Ort und Tag 190. — linterzeid) 
nung I. 56, 57. — Eifenbahnfradt- 
brief, Form I. 75—79, 113—120. — 
Abftempelung I. 61—63. — Rechts⸗ 


wirkung derjelben I. 64—67. — Zeit-: 
punkt I. 67-69. — Rechtsvermuthun⸗ 


gen I. 69. — Gegenbeweis 1. 70, 71. 
— verjäumte Abftempelung I. 71, 72. 
— Inhalt ded Frachtbriefs I. 73, 82 f.; 
1. Eiſenbahnfrachtbrief. — ur 
jprünglicher, direkter, neuer II. 28. 
Frachtführer, Begriff I. 1—38. — Kauf. 
wann 1. 2. — Fuhrmann und Schiffer 
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bis 7. — Bolt I. 7—9. — Gewerbe- 
mäßig I. 10—15. — Trandport von 
Gütern I. 15—26. — zu Lande oder 
auf Flüffen und Binnengewäfiern I. 26 
bis 32. — Ausführung I. 32—38. — 
Unterſchied vom Spediteur I. 37, 38; f. 
Frachtbrief, Haftpflicht, Pfand- 
reht, Aushändigung, Schaden: 
erjag. — Bezeihnung im Frachtbriefe I. 
84. — Sorgfalteines ordentlicyen Fracht: 
führer® bei der Lieferzeit I. 342—351. 
— Berhältniß des Frachtführers zum 
Abjender und Einpfänger IL. 59. — Er: 
löſchen der Anſprüche gegen den Fradıt- 
, führer II. 464-525. 
Frachtgelder, Pfandrecht dafür II. 545. 
Frachtgeſchäft, Begriff I. 1; f. Trans- 
port, Sradtvertrag. — einzelnes 
Frachtgeſchaͤft eine? Kaufmann? II. 114 
bis 122. — Fracdtgefchäfte der Eijen- 
bahnen und anderen öffentlihen Trans⸗ 
portanftalten III. 123—137. — ber 
Poſt II. 133. 
Sradtgut, |. Süter. 
Srachtgüternerfiherung 1. 204. 
Frachtlohn, |. Fracht. 
Frachtretlamationen III. 334 -386. 
Frachtſätze, ſ. Tarife, Eiſenbahn. — 
für Eiſenbahnwagen II. 381. — für 
Gegenſtände in beſonderen Wagen II. 
382 


Sradtveriaft für Berfpätung I. 352—369. 

Frachtvertrag, Abſchluß 1. 40. — Be: 
weid I. 51. — ber Eifenbahn I. 39, 
61-71. — Eintritt ded Empfängers 
in denjelben II. 241— 294; |. Fracht⸗ 
führer, Abfender, Empfänger, 
Eiſenbahn. 

Sraßtzehlung, |. Zahlung. 

Frachtzuſchlag für Werthdeklaration III. 
278, 329, 402—419. — bat die Na- 
tur einer Berfiherungdprämie III. 377. 

Franto⸗Fracht II. 483. — Sendungen I. 
359 f., 382. — verderblidhe Güter II. 
3 


82. 

Friſche Fiſche III. 217, 345. —- Kitte 345. 
— Tabade 345. 

Friſt, |. Lieferzeit. — %. zur Abholung 
bezw. Entladung II. 180 f.; ſ. Erpe- 
ditiondzeit, Berjähbrung, Er— 
löſchen. — %. zur Abholung des Reife 
gepädd III. 269. 

rofl, Schaden III. 216. 

Früchte, friiche III. 344. — Südfrüchte 
III. 217. 


Sütterung von Thieren III. 218. 
Fuhrlente, |. Rollfubrunternehmer. 


I. 3. — Privat: und Staatdbayn 1. 4 | Fuhrmaun ift Frachtführer 1. 3. 
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Subrwerle, |. Transportmittel, | 

Sund von Gegenſtänden im Bahnbereiche 
III. 280, 332. 

Sunteniprüben ter Lokomotive III. 228, 
229, 259. 

Sußbote, f. Bote. 


G. 


Garantie, ſ. Pfandrecht. 

Gaſtwirth als Frachtführer I. 20. 

Gebühren, j. Auslagen, Wägen. 

Gededte Wagen, |. Bededte. 

Gefahr, bejonbere, des Verluſtes oder der 
Beidyädigung III. 215, 238. — Ber- 
mutbung des Schadend aus der nicht 
übernommenen Gefahr III. 216, 251. 
— ©. der Rüdjendung; |. Abliefe 
rungshinderniſſe. 

Gefährliche Subſtanzen III. 216. 

Geflügel III. 283, 339. | 

Gefüllte Krüge III. 216. 

Gefundene Gegenftände III. 280, 332. 

Gegenbeiseis gegen den Frachtbrief 1.47, | 

Beihränktungen der Haftpflicht 
ur. 216, 251, 255, 265, 357. | 

Gegenpartel, ſ. Ablieferungdhinder- 


— — — 
— — 











Gegenſeitiges Uebereinkommen über Män⸗ 
gel bei Annahme des Guts und Zah⸗ 
lung ter Fracht IT. 473—476. 

Gegenftänbe, |. 1 Büter. — urüdgetofene| 
III. 280, 332. — quipagen bes ' 
findliche, !. Eanipagen. — von der 




















vebingungäweile zugelafiene III. 156, 
189. 


Gegentheil, Nachweis defielben bei Be- 
ſchränkungen der Haftpflicht III. 216, 
251, 255, 217, 265. 

Gebülfe des Frachtführers I. 37; ſ. geute.! 

Gelatine, Dynamitpatronen III. 156. 

Geld, gemünzted, und Papiergeld II. | 
157, 192. — Haftpflit I. 263—269. | 

Geldfendung, ſ. Geld, Gold, Silber. 

eig der Haftung, ſ. Schadens- 
erfa 

Geldwerthe Papiere III. 157, 192. 

Geleife, Betreten und Ueberfchreiten I. 

154, 274, 318. 

Geltendmadung der durch den Fracht 
vertrag begründeten Rechte feitend des 
Empfänger II. 256. — in eigenem 
Namen 271. — dad Recht ded Em⸗ 
pfängers ift ein ſelbſtſtändiges II. 271 
bis 272. — er iſt nicht Bevollmächtigter 
des Abjenderd 273 f. — gleichviel ob 
ter Empfänger in eigenem oder frem- 


Sadıregifter. 


dem Intereſſe handelt II. 276 f. — bie 
dein Trachtvertrage zu Grunde liegen 
den Rechtsgeſchäfte kommen nidyt ia 
Betracht II. 276. 277. — weder die 
obligatoriihen (Kauf, Tauſch, Liefe- 
rung x.) Beziehungen 278. — noch 
die dinglihen (Eigenthum, Bfandredt 
20.) 279, 280. — indbefondere nicht 

2a Serfolgunge recht de Abiender: 
281—283. — Klage des Empfänger: 
auf Webergabe des Frachtbriefs und 
Auslieferung des Guts 283— 287. — 
außer bei noch zuläffigen Gegenanwei⸗ 
jungen des Abſenders 287—294. 

Geitungsgebiet ber Betrieböregiement: 
HL 181 

Gemälde Ill. 157, 192. 


Gemünztes Geld, L. Selb. 


| Gemeiner Werth I. 305—307; ſ. Han: 
delöwerth. 

Gemeinigeftlige Haft, 1. Haftpflicht. 
— Gemeinſchaftliche Tarife II. 344. 

' Genehmigung, \. Bebörde. 

Generals:teverje III. 188; ſ. Revera. 

Gepäll Erpeditionen, Eröffnung IN. 37 

5. — Beichränkungen der arten 
m 269, 290—306. — bei Berluit 
oder Beihädigung bes nicht zum Trans 
port aufgegebenen Gepädd III. 293 
bis 297. — der Gegenftände in Reie 
equipagen 297, 298. — bei Berk 
ded zum Transport aufgegebenen Ge 
pyäd3 299 - 306. Mitnahme im 
Koupé III. 275, 321. — Haftpflicht 
III. 293 - 306. — bei Eiſenbahnen: 
Beförderung III. 269, 276—280, 323 
bis 334. — Begriff 276, 323. — An 
der Berpadung 2. 276, 324. — Ein 
lieferung 276, 325. — Mitnahme ven 
Dandgepäd III. 276. 326. — Gepäck⸗ 
jcheine und Auslieferung III. 277, 327 
bis 329. — Haftpflicht für Berfuft und 
Beichädigung 277, 278, 329—331. 
— für Beripätung 279, 331. — Ge: 
pädträger 279, 331. — zurüdgelafjene 
Gegenſtände 280, 332—334. — Ge 
pädwagen III. 286. 

Gepäd-Erpedition, Einlieferung bes Ge⸗ 
päds II. 276, 324. — Gröffnung 
272. 315. 

Gepäcfracht III. 276, 288, 324. — Zu- 
hlag bei Werth. und Interefiebefia- 
ration 278, 279. 

Gepädigeine IL. 277, 327—329. — nidt 
“für Handgepäd 276, 326. — Rechte 
des Inhabers 277, 397. — Fehlen tes 
Gepäckſcheins 277, 327. — Deflaratien 
des Werths, |. Deflaration. 
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Gepädträger III. 279, 331. 

Gerichtliche Ernennung von Sadhverftän- 
digen zur Feſtſtellung des Zuftanded 
des Guts II. 400—403. — Gericht- 
lihe Verordnung der Niederlegung und 
des öffentlichen Berfaufs ded Guts zur 
Bezahlung der Fracht ac. U.417—432. 

Gefalzene Fiſche III. 217. 

Gefammigewit, |. Gewicht. — An- 
rechnung deſſelben bei faljcher Dekla⸗ 
ration III. 194, 201. 

Gefammtlieferzeit, Theilung unter die be- 
theiligten Eiſenbahnen I. 145, 188. — 
j. Cieferzeit. 

Geihäft, 1. Frachtgeſchäft. 

Geſchaftslotal, |. Ablieferung. 

Geihäftsfiunden, |. Ablieferung. 

Geigenfannahme ſeitens des Dienfiperfo- 
nals III. 153. 

Geſtohlene Süter, |. Diebftahl. 

Gewalt, j. Höhere. 

Gewehre, geladene, Mitnahme im Koupe 
Ill. 275. 321. 

Gewerbemäßigfeit, Erforberniß des Fracht⸗ 
fübrerbegriffe I. 10— 15. 

Gewiht des Guts, Angabe im Fracht: 
brief 1. 82, 98, 103. — Ausſchluß von 
der Bejdrderung in Folge zu großen 
Gewichts III. 156, 191. — Beweis I. 
50, 51. — Feitftellung und Ermittelung 
bei der Frachtberechnung II. 351 —355. 
— Wbrundung II. 352. — Gewidhtd- 
einheit II. 381. — Mängel II. 492. 
— &ewichtöverlufte II. 217. — Haft« 
pflichtbeihräntung bei regelmäßigen? 
Berlujt an Gewicht oder Maß III. 344. 

Gewinn, entgangener, |. Schadens⸗ 
eriag. 

Gemwöhnlide Leckage I. 256, 257. 

Giro, j. Ladeſchein. 

Gläubigern ded Empfängers gegenüber 
bejteut das Pfandrecht des Frachtführers 
I. 567—569. 

Glas, Glasballons IT. 216. 

Gleichartigkeit der Frachtführer II. 12. 

Glodenihlag ald Abfahrtözeichen III. 272. 

Gold Geld) III. 154. — Barren 1. 
156, 192. 

Gültigkeit eined Yrachtbrief3 für mehrere 
Verwaltungen I. 119, 120. 

Güter, Begriff I. 15. — der Transport 
berjelben bildet den Inhalt des Fracht. 

eihäfts I. 2, 15. — Art, Form und 

erth I. 24—26. — Bezeichnung im 
Frachtbriefe I. 82—84. — im ade 
icheine III. 34. — Abſchluß des Fracht. 
vertrage8 über &ütertransport I. 40 f, 
— bei der Eiſenbahn I. 61—71. — 


Eger, Deutſches Frachtrecht. II 
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z0l- und fteneramtliche Behandlung I. 
123— 142. — Lieferzeit 142—189. — 
Auflieferung an den Frachtführer II. 
154—159, 192-198. — Xoifirun 
und Ablieferung II. 131—154, 159 biß 
132. — 2agergeld und Konventional- 
ftrafe I. 198— 217. — Ablieferung. 
bindernifie II. 390—463. — Pfandrecht 
11.526—656.— Eifenbabn-Betriebs- 
Reglement III. Abſchnitt (88. 46— 70), 
Beförderung von Gütern, Berpadung 
UI. 154, 155, 186—189. — von der 
Beförderung ausgeſchloſſene oder nur 
bedingungdweife zugelaffene Güter II. 
156, 157, 189—195. — Annahme der 
Güter und vorläufige Aufbewahrung 
157, 195. — Zeit der Beförderung 
158, 197. — Haftflichtbeſchraͤnkungen 
bei &ütern in unbededten Wagen II. 
222, 262. — nidt oder nur mangel- 
baft verpadten 229, 264. — jelbft ver- 
und entladenen 233. — ©. von eigen- 
thümlicher, natürliher Befchaffenbeit 
238, 261. — lebende Thiere 243, 283 
bis 286, 338—343. — begleitete Güter 
247, 265. — Güter mit regelmäßigem 
Berluft an Gewicht oder Maaß III. 344 
bi8 362. — trodene und nafje Güter 
Il. 344, 360. — HReifegepäd 269, 276 
bis 280, 290—306, 325—334. — 
Leihen 280, 334, 335 — Eauipagen 
und Fahrzeuge 281—283, 335—338; 
j. ferner Haftpfliht, Schadens— 
erſatz, Eiſenbahn, Deklaration, 
Normalſatz. 

Guterboden, ſ. Abholen, Anfahren, 
Lagerung. 

Gußeiſen, ſ. Eiſen. 

Gutathten, ſ. Sachverſtändige. 


H. 

Haftpflicht de Frachtführers für Ber- 
luft und Beſchädigung des Guts 
I. 190 - 269. — Prinzip I. 192 —196, 
— im Allgemeinen 196—209. — Ber: 
luft oder Beichädigung 209—212. — 
Dauer der Haftpflicht jeit der Empfang- 
nahme bi8 zur Ablieferung 212—231. 
— Beginn der Haftpfliht mit der 
Empfangnabme ded Gutes I. 213, 214. 
— Beweis der unverfehrten Empfang- 
nahme 215, 216. — Dauer der Haft. 
pfliht 217. — Ende der Haftpflicht 
218. — Begriff der Abriefenung 219 
bi8 225. — Ablieferung an Zollbehör- 
den 221, 222. — NAblieferungdort 225 
bi8 227. — Empfänger 227. — meh. 


öl 
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rere 227. — Bevollmächtigte 227, 228. ' 
— Annahmeverzug 223— 231. — Aban- 
donniren 231. — Beweis der von der! 
Haftpflicht befreienden Einreden 231: 
bis 235. — der höheren Gewalt 235 | 
bis 253. — der natürlichen Beichaffen- | 
beit des Guts 253—257 (innerer Ber- 
derb 255, Schwinden 256, gewöhnliche 
Ledage 256, 257). — Äußerlich nicht 
erfennbare Mängel der Berpadung 257 
bis 263. — aftpflicht für Koftbar- 
feiten, Gelder und Werthpapiere 263 
vis 269. — Haftpfliht der Eifen- 
bahn für Berluft und Beſchädi— 
gung I. 190, 269 f. — von der Auf 
lieferung bis zur Abfitempelung 273, 
274. — Ablieferung an Zoll» x. 
Schuppen, Ragerhäufer und Spediteure 
374,275. — Bräjumtion des Verlufted 
4 Wochen nad Ablauf der Lieferzeit 
275—277. — Haftpflicht ded Fracht⸗ 
führer für Verſäumung der Lie— 
ferzeit I. 328—351. — Prinzip 329 
biö 332. — der bedungenen oder üb» 
lihen Lieferzeit 332—342. — Einrede 
der Sorgfalt eines ordentlichen Fracht⸗ 
führers 342—351. — bei Eijen- 
bahnen 350, 851. — Haftpfliht des 
Frachtführer für feine Leute I. 369 
bis 391. — Prinzip 369-374. — im 
Allgemeinen, Umfang 374. — Einreden 





375. — Ausdehnung auf Berluft, Be⸗ 


Ihädigung und Berfpätung 375. — 
für bösliche Handlungsweiſe 376. — 
Beſchränkung auf den Trandportbetrieb 
und die jpezielle Geſchäftsſphäre 377. 
— außerdienftlihe Handlungen 378, , 
379. — jelbftftändige Handlungen und, 


re — 
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Gleichartigkeit der Frachtführer 12. — 
Rolfuhrunternebmer 13—20. — Grat 
und Umfang ber Haftpflidt 22, 23. — 
biß zur Ablieferung 24. — Anſprud 
des Beihädigten 24, 25. — RKegreß 
bed erften Frachtführers 25. 26. — 
vertraggmäßige Abänderung 27. — 
Haftpflidt mehrerer Frachtiũhrer bei 
durhgebendem Frachtbriefe Kor— 
realverhãltniß) 23—36. — Uebernabme 
einer felbftftändigen Berpflichtung eine: 
jeden folgenden 37f. — Aufeinanderiolge 
von Frachtführern 37. — Annahme de 
Guts mit dem urfprünglichen Yradt: 
briefe 38, 39. — Vorbehalte und Pro: 
tefte find wirkfungslod 40. — Unter: 
ſchied zwischen urjprünglichem und neuen: 


Frachtbriefe 41-44. — Geltung ter 
Spezialreglementd 44. — Korrealckli 
ation 45—47. — Ammendung ari 


iſenbahnen mit verihiedenen Ne: 
glementd 47. — außländiihe Bahne: 
48. — einfeitige Abänderungen te 
Trachtbriefd 49. — jelbftftändige Ber- 
pflichtung eined jeden Frachtführers für 
den ganzen Inhalt des Frachtvertrage⸗ 
50. — direkte Klage gegen jeden 5]. 
— Rollfuhrunternehmer 52—55. — 
Einrede der Theilung und Vorausklaze 
55, 56. — Regreß ber betbeiligte: 
Frachtführer unter einander 56, 57. — 
in8bejondere der Eiſenbahnen 58, I1. 
431—435, 446—452. — Haftpflic: 
aus dem Radeichein III. 23 f., 53 f. — 
Beſchränkungen der Haftpflicht bei Eijer- 


bahnen, Eijenbabn, Güter 
Schadenderfag, Dellaration 
Normaljap. 


Natbichläge 380, 381. — Die Xeute des Haftung des Abfenderd für richtige Ar- 


Frachtführers, Begriff 383. — Dienft- 
verhältnig 384, 385. — die PBerjonen, | 
deren er fich bei Ausführung des über- 
nommenen Transports bedient 385 bis 
388. — direkte Haftung des Perjonalß, | 
Regreßanſpruch ded Frachtführer an | 
feine Leute, vertraggmäßige Auß- | 
Ihliegung oder Beſchraͤnkung der Haf⸗ 
tung für die Leute 388—391. — bei 
Gitenbahnen I. 369, 391—392. — 
Haftpfliht des Frachtführers für Die 
folgenden und vorangehenden: 
Frachtführer II. 1—58. — bei Eifen- 
bahnen II. 430—452, 453—463, 








gaben im Yruchtbriefe I. 106, Ill. 157. 
194. — Prüfung derfelben 107. - 
Konventionaljtrafen 107—109. — Hal: 
tung für richtige Zoll- und Begleit 
papiere I. 123—142. — des Yradıt 
führers für die zoll- und fteneramtlice 
Behandlung I. 123—142. — für Zu 
widerhandblungen gegen die Anweilungen 
des Abjenderd bezw. Empfängers II 
108—116. — bed Ladeſcheininhabers 
II. 84. — des Empfängerd für die 
Fracht⸗ꝛc. Zahlung II. 295—389, 651 
bi3 656. 


464—468. — für die folgenden: ' Halteflellen, Oepädannahme II. 276, 324. 


Brinzip 2—5. — Uebernahme des | Ganbelsgeridt, |. 


Transports gänzlich oder theilweife 5 biß ı 
8. — bei Eiſenbahnen II S—10.' 


Ablieferungs 
hinderniſſe. — Handelsgeſchäft sit 
dad Frachtgeſchäft I. 2f., IN. 114 f. 


— verjchiedene Reglement 10—12. — Handelsgeſetzbuch, Entftehung ver fracht- 








und eiſenbahnrechtlichen Bejtimmungen 
defielben III. 141. 

Handelsgut, ſ. Schadenserſatz. 

Handelswerth, gemeiner, als Grundlage 
des Schadenserſatzes bei Verluſt und 
Beſchädigung des Guts I. 284 -294. 
— Normalſatz III. 364 f. 

Handgepäd, Mitnahme III. 276, 326. 

Handlungen, Haftung des Srachtführers 
für eigene Handlungen I. 199, 242, 
348, und die feiner Leute 1. 199, 242 
bis 245, 349. — für Handlungen dritter 
I. 201, 249—251, 349, 350. — felbft- 
Ständige Handlungen der Leute dee %. 
I. 380, 381. 

Haublungsmweife, ſ. böslihe Hand— 
lungsweiſe. 

Ganbnunitieh, Mitführung im Koupe 
ıll. 275, 321. 

Gandmertegeng als Handgepäd in IV.Rlaffe 
IH. 276, 

Hänte, —* aſſes Gut III. 344. 

Herabfallen III. 228. — Springen III. 
218. — Steigen III. 271, 273, 274, 
312, 318. 

Serausfallen I. 313, III. 218. 

Derrenlofe Güter Il. 452, 453. 

Hinderniffe der Fahrt II. 274, 319. 

Ginterlegung, |. Ablieferungshinder- 


nijje. 

Hitze III. 216, 228. 

Höhe des Schadens, ſ. Schadenserſatz. 

Höhere Gewalt, Einrede I. 235—253, 
ill. 154. — Berhinderung der Fahrt 
Ill. 274, 319. 

Hörner und Klauen, nafle Güter III. 344. 

Hülisroute, Zuführung des Guts auf 
einer ſolchen bei Betriebsſtörung J. 144, 
185 f. 

Hunde III. 218. — Mitnahme im Koupe 
111. 275, 321. — Beförderung in abge 
jonderten Behältnifjen, Abholung, Ver⸗ 
wahrung ꝛc. III. 283. 


J. 
Jäger, Mitführung der Munition im 
Koupe III. 275, 321. 
nbetriebfegung, j. Eröffnung. 
Indoſſament des Ladefcheind III. 39. 
Subeber yes Gepädicheind, Rechte III. 


277,3 
Snbabrpaie, |. adeſchein. Ge. 
packſchein, Billet. 
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halt des Frachtbriefs II. 28 f., 50 f. 
— Inhalt des Ladeſcheins III. 29 f. 
tee der Frachtbrief als ſolches 

301 
Junerer Verderb 1. 255, III. 215, 216, 
238, 242, 261. 
Inſoiven. ſ. Konkurs maſſe. 
Snftrabirungsreiht des Abſenders I. 105. 
Inſtruktionen, ſ. Allgemeine Anord- 
nungen. 
Interefie, öffentliches IIL.151, 172. — Ber- 
zugsintereſſe, f. Deklaration. 
Intereſſendeklaration, ſ. Deklaration. 
Irrthum II. 489. 


K. 

Kälte III. 228. 

Kalfwagen, |. Bededte. 

Sartirung II. 346. 

Rauf 11. 278. 

Kaufmann iſt der Frachtführer I. 
der gewöhnliche Fuhrmann und Scifer 
I. 3. — Brivat- und Staatsbahn 1. 
4—1. — Bolt I. 7—9. — Kaufmann, 
defien gewöhnlicher Handelsbetrieb ſich 
nicht auf Frachtgeſchäfte erſtreckt, iſt 
bei Uebernahme eines einzelnen Frach 
geſchäfts nach den Beſtimmungen des 
Itels vom Frachteſchaft zu beurtheilen 
III. 114—122 


‚Raufmännileh, 7 Pfandrecht des Yradıt- 


führers II 

Kaufpreis, ſ. Schadenserfag. 

Raufalnerus zwiihen dem Schaden und 
der nicht übernommenen Gefahr III. 227. 

Rinderbillet8 III. 271, 286, 287. 313; 
ſ. Billet. 

Riften, kleine, |. Gepäd. 

Klage gegen jeden betheifigten Fracht⸗ 
führer I. 51. — Klage des Cupfängers 
gegen den Frachtführer auch Uebergabe 
des Frachtbriefs und Auslieferung des 
Guts III. 283— 287. — Erlöſchen der 
Klage Il. 486. — Verjährung 500 f.; 
|. Actio 


| Klaflen der Wagen II. 269, 309. — Um 


tauſch der Billetd für höhere und nie 
brigere III. 271, 313. 

Klauſeln im Frachtbriefe l. 46. — im 
Ladeſcheine III. 62 f. 

Kleine, leicht tragbare Gegenftände al 
Handgepäck III. 276, 3264 — Heine 
Kinder fahren ohne Billet II. 271. 

Kleinvieh III. 283, 339. 


Inhalt des Frachtbriefes J. 73 f., 102. — Knallqueckfilber III. 156. — Knallfilber 


Pflicht der folgenden Frachtführer zur 


II. 156. — Knallgold III. 156.. 


Ausführung des Transports nad) Sn« | Körperberleßung III. 184. 


31* 
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Körbe, |. Gepäck. 

Nolli, deren Spezifizirung und Signirung 
II. 155, 188; |. Berpadung, 
Frachtbrief, Ladeſchein. 

Kollifien der Pfandrechte II. 599, 600. 

Kommilfienär, Pfandrecht II. 595—610. 

Rompetenz, ſ. Legitimation, Be— 
hörden. 

Konkurrenz des Berichuldend I. 253. 

Konfursmafie 11.56 7— 569; . Pfandrecht. 

Kennsflement als Vorbild des Ladeſcheins 
III. 2—16, 62 f. 

Nonſtatirung des Zuftanded des Gut II. 
398 f. 


Rontratt, |. Bertrag. 

Ronventisnalfirafe, |. Strafe. — für un- 
rihtige Angaben im Frachtbriefe I. 
107— 109. — Bertheilung J. 121—128. 
Die für Berjpätung bedungene Konven- 
tionalftrafe hebt im Zweifel den An- 
ſpruch auf Erfah des vollen Schadens 
nit auf I. 352—361, außer wenn 
die Sorgfalt eined ordentlihen Fracht⸗ 
führers bewielen wird I. 362—369. — 
für verzögerte Beladung ber Wagen 
II. 205 f. — für nicht redhtzeitige 
Stelung zugefagter Wagen II. 207. 
— für verzögerte Bereitftellung zur Ab- 
nahme II. 210—212. — für verzögerte 
Abnahme II. 212—214. — für Ueber⸗ 
tadbung Il. 356—358, 377—380. — 
Zahlungdpflicht bed Ompfänger II. 
325. — Konventionalftrafe bet unrich⸗ 
tiger oder ungenauer Deklaration von 
der Beförderung ausgefchloffener oder nur 
bedingungäweife zugelaflener Gegen⸗ 
ftände III. 157, 160, 198— 195. — für | 
Fahrt ohne gültiges Billet III. 272, 
315. —für faliche Dellaration einer Leiche 
Ill. 280, 334. 

Kopie des Frachtbrief I. 81, 100 - 113. 
m des Ladeſcheins II. 19, 50; |. Dupli- 
at. 

Norrealobligation mehrerer Frachtführer 
bei (direftem) Frachtbriefe II. 28 f., 


45—47. 
Roßberteiten, Haftpflicht I. 190, 263 bis 
269 | 


Ksiten, |. Zahlung, Audlagen. — 8.) 
für Meberführung, Reparatur II. 295, 
848. — Erhaltungd- und Konfervirung®- 
Toften 348. — Koften der Aviſirung 
348. 


Rene, Beftellung ganzer K. III. 270, | Lagernd 


12. — Damen-Koups III. 271, 314; 

ſ. Bananen. — Koupe für Nichtraucher 
11. 275, 321. 

Krahugelder, |. Wägen, Wiegegeld. 
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Kranke Perſonen, Ausſchluß von der Fahrt 
III. 271, 314. — Thiere IH. 383, 339. 

Kranfen- Wagen III. 286. 

KresitsKonto II. 361. — Kreditirung der 
Fracht II. 488. 

Kriegszeiten, Lieferfriftzufchlag II. 177. — 
böslıme Handlungdweife II. 322 

Kriminalfirefe neben ter Konventional- 
itrafe Ill. 157, 193—195, 316. 

rũge, leere oder gefüllte III. 216. 

Rumulirung des Schabenderiaged für 
Berluft, Beihädigung. und Berfpätung 
1. 290, III. 

Sunftgegenflände III. 157, 292. 

Kurs tes Geldes III. 154. 


e 


Labdeſchein, Entftehung (Ausſtellung) u. Be- 
riff Il. 1-28. Duplitate 18. — 
Kopien 19, 50. — Unterzeichnung 20, 
48. — Berpflichtungsfchein 23. — Unter- 
ſchied von Frachtbriefen 24. — Juhali 
des Ladeſcheins 29—52. — Bezgeich⸗ 
nung der ®üter 34. — des Fracht⸗ 
führer 37. — Abfender 38. — Em- 
pfängerd 39. — Ablieferungdortes 44. 
— der Fracht 45. — ded Ausftellungs- 
orted und Zaged 46. — Indoffament 
39 f. — Hechtöverhältuig zwiſchen 
Frachtführer und Empfänger aus dem 
Ladeihein 53—72. — BDispofitions- 
befugniß des Abſenders 73—86. — 
Ompfangölegitimation 87-94. — U 
lieferungöpflicht des Frachtführer 95 
bi3 106. — im Uebrigen Anwendung 
der Beitimmungen über Rechte und 
Pflihten des Frachtführers 107—113. 
— Deklaration des Werths, |. Defla- 
ration. 

Ladezeit, |. Ber-, Entladen. 

Lagergeld bei Zurücknahme bereit3 auf- 
gelieferten „Sutet I 10301. 7 
ei verzög u um . 
ladung 203—205. — bei verzögerter 
Abnahme bezw. Entladung I. 209 f. 
— gbe des Lagergeldes II. 215. — 
Erhöhung defielben II. 215—217. 

Lagergeld für Güter II. 333. — bei Eijen- 
bahnen II. 203 f., 421 f. — für Ge 
päd III. 277, 327; |. Standgelb. 


Sagerhand, Ablieferung I. 274, 275. — 
iederlegung II. 424. 


restant; |. Bahnhof. 
Lagerung ded Guts bei Annahm 
des Empfängers I. 228—331, I. 153, 
154, 209. — bei Eifenbahnen 440. — 
vor der Annahme Sagerung in den Dis 
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poniblen Räumen der Eiſenbahn II. | Ruben des Friſtenlaufs bei ſteueramt⸗ 
157, 196; 1}. Sagergeld, licher Abfertigung und Betriebsftörung 
Lagerzins, F' Lagergeld. 182, 183. — —* der Geſammt⸗ 
Landtransport I. 26 f. lieferzeit unter die betheiligten @ifen- 
Langholz, Berladung III. 200. bahnen I. 145, 188. — Haftpflicht des 
Ranf der Verjährung, |. Verjährung. ; Frachtführer für Verſäumung der 
Lebende Thiere: Beichräntung der Haft- Siefergeit I. 328—350. — der Eijen- 
pfliht 215, 218, 243, 266. — beil bahn I. 328, 350, 351. — bei Reife- 
Sifenbahnen: Annahme, Ein und epäd u. 977. — Equipagen und 
Ausladen, Ausfchliegung kranker Thiere Babreugen 111. 282. _febenden Thieren 
III. 283, 283, 289, 338 — 340. — 283. — tieferung II. 278. 
Beförerung 284, 341, 342. — von Liegegelder IL. 314, 333—335. — Pfand- 











recht II. 545. 
284, 341. — - Haftpflicht für Berluft, . Liegenbleiben, |. Hl restant. 
Beihädigung und Berfpätung, Nor: | Liegezeit II. 333; f agerung 


malfag Werth- und VBerzugddellaration | Locatio conduetio operis, Begriff des 
234 - 286, 342, 343. — !ieferungd- | Frachtgeſchäfts I. 15, 332, 333. 

zeit 286, 343. -— Mitnahme im Koupe ' So lMungsfaßen 1. 350. 

I. 275, 321. | &ohn, ;. Frachtlohn ꝛc. 

Letlage, gewöhnliche I. 256, 257. — außer- Lokalgeſetze bezw. Reglements II. 44, 47 ff., 
gewöhnliche, Beichränfung der Haft: | Reglement III. 139. — »Berlebr III. 
pflicht III. 215, 216, 238, 242, 261. 182. 

Leber, naſſes Gut II. 346. Lolomotire, ſ. Transportmittel, 

Leere Krüge, zerbrechliches Gut II. 216.| Funkenſprühen. 

Legitimation des Abfenderd zu Dispo» | Lucrum cessans, j. Schadenderfjag. 
jitionen über dad Gut II. 547. — des 
Empfängers II. 220, 241. — des Lade: 
iheininhaber8 III. 87. — des Gepäd- MM 
icheininhaber8 II. 277, 327. — des . 

Billetinhaberd III. 270, 310 f. Man, Angabe beftelben im Yrachtbriefe 

Leichen, Befoͤrderung und Verpackung III. I. 49, 82, 99. — Ladeſchein III. 34; 
280, 334. — Begleitung und Abholung | f. Schadenserjag. — Haftpflicht. 
280, 335. — Paß, faliche Deklaration, | beſchränkung bei ine Imäßigem Berluft 





Konventionalftrafe 280, 334. — Tarife an Gewicht oder Maaß III. 344. 
III. 288. Maafgabe, Zahlung der Fracht nad 
Leiſtung, |. Transport. Maaßgabe des Frachtbriefs II. 319 


Leitung, |. Ableitung, Snfjtradirung.| bis 335. 

Letzte Fifenbabn, Haftpflicht III. 430 bis Magazin, 1. Güterboden, Didpo- 
432, 443. nible Räumlichkeiten. 

Lente, Haftpflicht ded Yrachtführerd und | Pängel, nicht. erkennbare und erkennbare, 
ber Cijenbahn für diefelben I. 396! ter Emballage, Verpadung I. 257 bis 
bis 392 j. Haftpflicht, Eifenbabn., 263, III 154, 155, 188; Aeußer— 

Lieferfrift, | Lieferzeit. | liche. — Beichräntung der Haftpflicht 

Xieferung, ſ. Lieferzeit. III. 215, 217, 229. 

Lieferzeit 1. 142, 146—154. — ortd- | Mandat, . Bevollmägtigter, Re» 
gebräuchlihe I. 148—150. — event.| gitimation. — Konftruftion bes 
den Umftänden des Falld angemefjene dradtvertra ed 11. 80 ff. 

I. 150-154. — ber Eifenbahnen: Mangelhafte Bededung III. 260. 

I. 143. — Publikation der Lieferzeiten, | | Raute an Gewicht II. 492; |. Be- 
Marinialanfäge I. 173—175. — Be! ſchädigung, Haftpflidt, Scha- 
rechnung bein Transport durch mehrere denserſa 5 

Gebiete I. 175—177. — Sufchlagd- | Marktpreis, | Schadenderjag. 

friften für Meflen zc. I. 177, 178. — Maſtchine, Zunfenfprühen, Ternbleiben 
teren Bekanntmachung 178, 179. — | von derjelben III. 274, 318. 

für Flußübergänge und Berbindunge- Material. 

bahnen 179, 180. — Beginn und Marimal-Anläpe ber Lieferzeiten I. 143, 
Wahrung der Lieferzeit 181, 182. —| 173—175. 

bei Bahnhof » restant » Gütern 182. — Mehrere Frachtführer, Haftpflicht II. 28 
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bis 58. — „ ltimmungäorte, Haft- | Namen des Frachtführers, Abſendere, 


pflicht IIL. 464—468 


Gmpfän ers im Frachtbriefe I. 73, SA f. 
adeicheine III. 29, 37, 38, 39. 


Menge, |. Maaß. 
— **— Bereinung im Frachtbriefe Radar des Gut (Berpadung) 1. 155. 


. 83. — im Ladeſchein III. 34. 
Meilen, | 1. Maaß. 
Meflen, Zuſchlags ·Lieferfriſten 1. 143, 177. 
Metellwaaren III. 216. 
Mineralãl III. 344. 
Minimal⸗Fracht II. 353, 381. 
Mitnahme von Hunden und anderen 
Thieren III. 275, 321. — feuergefaͤhr⸗ 
licher Gegenftänte Ill. 275, 321. 


türlicde Beichaffenbeit ded-Guts, Ein- 

Fe I. 253—%7. — Beidhräntume 

der Haftpflicht III. 215, 216, 238, 261. 

— regelmäßiger Berluft an Gewicht 

oder Maaß III. 344. 
Raturereigniffe, |. Kieferzeit, I. 154. 

— St, des Frachtführers 1. 201, 

245—249; |. höhere Bewalt. 
Nettogewidt, # Man. 


Gepäck 276, 324. — einzelner Stüde | Neuer Yrachtbrief, Unterfhied vom ur- 


Vieh II. 244, 342. 
Mitte, die in der Mitte liegende Eifen- 
bahn, Haftpflit III. 430—452. 
Mitreifende, |. Reiſende. 
Möbel, leicht zerbrechliche III. 216. 
Monopol ter Eifenbahnen III. 140, 161 f. 
Motive, betr. Entitehung der eifenbahn- 
frachtrechtlichen Beſtimmungen des 
9.&.:B. iil. 140—145. 
Münzſorte, |. Geld. 


N. 
Regis meteit. 


Natchnahme⸗Forderung II. 322, 367—376, 
386-389. peiennachnahme II. 
367. — Zuläſſigkeit derſelben II. 367. 
— Spezifizirung II. 368. — Auszah⸗ 
lung Il. 369. — Vorſchüſſe auf den 
Werth ded Gutd (Werthsnachnahmen) 
370-371. — Provifion für Nach—⸗ 
nahmen 371, 372. 


372, 373. — Beſcheinigung II. 373, 
374. — Moifirung und Auszahlung. 
der Nachnahme II. 374—376, 386 biä 
889. — Pfandredt Il. 547—554. 
Nachnahmeſchein 11. 373, 374. 
Rahrintentransport, Woft 1. 8, 22, 24, 
ul. 123, 133 
Nachſuchen 8* Fefiſtellung ipäter ent- 


bedter Mängel des Guts II. 494— 497. 


Nachträgliche Anweifungen, |. Anwei- 
jungen. 

Ranmägung 1. 74, 99 f., II. 188—190; 
ſ. Wügen. 

Nachweis des Gegentheild bei Beihrän 
fungen ter Haftpfliht III. 216, 217, 
251, 255; |. Beweis. 

Radyahlung zu nicdrig herechneter Fracht 

326. 331, 364, 

Räfe 11. 228, 259. —  affe Güter II. 

344, 360. 


Nachnahme | 
baarer Auslagen und Provifion dafür | 


ſprünglichen II. 41—44. 
Rihtensmittelung des Guts II. 390. 
Rigtigkeit von Berträgen der Eiſenbahn 

zur Abänderung der gejeplichen Scha⸗ 

denderjagbeitimmungen Ill. 202, 213. 
Riederlegung des Guts auf gerichtlide 


Verordnung zur Dedung der Yradt 
II. 417, 424 f. — Koſten der Rieber- 
fegung 425. — bei Eijenbahnen 
II. 437 f. 


| Ritregigzerin III. 156. 


Normalgewicht bei der Frachtberechnung 
il. 351, 376. 


bößdliche Handlungäweile Rermallieferfrif, f. Lieferzeit. 


Normalſatz des Schatenderjages für Ber- 
luft und Beihädigung von Frachtgut 
Ill. 363, 364, 370—380, 387—389, 
402—405. — von Reifegepäd 364, 
406. — Fahrzeugen 365, 407. 
Thieren 365, 410. — für Berfpätung 
von Frachtgut III. 363, 364, 370 biß 
380, 389-392, 395, 411. — Rele 
gerät 415. — Fahrzeugen 417. — 

bieren 418. 


D. 


Ochfen- Transport III. 243. — Rormal- 


lag 366; |. Tebente Thiere. 


Oeffentlider Dienft, Perſonen im öffent- 


lihen Dienft ift die Mitführung ven 
Handmunition im Koupe geftattet I. 
275, 321. 


Oeffentlices Snterefie II. 151, 173. — 


Lagerhaus, Niederlegung II. 424. — 
Zransportanftalten I. 6 f., III. 123 bis 
137. — Belanntmadyung der Expe⸗ 
Ditiondgeiten II. 133, 197. — tiefer 
friſten I. 143, 173. — Tarife II. 332, 
336—340. — Fahrpreiſe III. 269, 
309. — Fahrpläne III. 269, 308. — 
Zugveripätungen II. 275, 319; 1. 
Belanntmadhung. 
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Oeffentlicher Verkauf des Guts zur 
Deckung der Fracht II. 417 f., 564. 
Oeffnen der Wagenthüren III. 273, 274, 

317, 318. 

Oele, harte, nafle Güter III. 344. 

Ocflerreidifdies Gijenbähn-Betriebö-Nteg- 
lement IH. 147 f., 177 f. 

Offerte, 1. Konftruftion des Fracht— 
—5 — II. 82. 

Orderpapier, ſ. Ladeſchein. 

Srdnungemaßige Verpackung III. 254. 

Ordunngsſtraſfen, |. Konventional— 
ſtrafen. 

Organe, ſ. Leute. 

Ort, ſ. Ablieferungs⸗, Wohnort, 
Frachtbrief. — Angabe im Fracht 
brief J. 88, 90, 102. — im Ladeſchein 
III. 44, 46. 

Ortsgebranch für die Friſt des Antritts 
ber Reife I. 142, 148—150; |. Liefer— 


zeit. 
Ortsübliche Lieferfrist I. 328, 339334. | 


P. 
Packetbeförderungs⸗Geſellſchaft J. 21, 33. 
Packhöfe, ſ. Lagerung, Zoll. 
Packträger als Frachtführer I. 18, 215 ſ. 

Gepädträger ber Gifenbahnen. 
Papierc, geldwerthe III. 156. 
Papiergeld III. 157, 192. 


Parteien, |. Ablieferungsbindere. 
nijje. 
Poflagiere, ſ. Reiſende. 


Paß bei Leichen III. 280, 334. 

Berlen III. 157, 192. | 

Periennige gur Bebedung der Wagen II. ı 
223; ſ. Beded 

Perſoual des Srachtführers und der Ei. 
ſenbahn, Haftpflicht für daſſelbe I. 369 
bis 392; |. Leute. | 
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569. — Natur ded Pfandrechts II. 536. 
— Pfandgläubiger 537. — Pfandob⸗ 
jekt 539. — Aufbewahrungapflicht 540. 
— Umfang des Pfandrecht3 II. 541 bis 
557. — wegen aller durch ben Fracht ⸗ 
vertrag begründeten Yorderungen 541 
bie 544. — indbefonderer der Fracht⸗ 
und iegegelder 545. — Zollgelder und 
anderer Audlagen 546. — Nachnahme⸗ 
forderungen 547—554. — Schaden?» 
erfapforderungen 554, 555. — Ber- 
folgungsrecht 556, 557. — Dauer des 
Pfandrechts 558 364. — Realiſirung 
durch Verkauf des Guts 564—567. — 
das Recht beſteht auch gegenüber den 
übrigen Gläubigern und der Konkurs⸗ 
mafle 567—569. — Uebertragung der 
Ausübung des Pfandrechtd mehrerer 
Frachtführer auf den legten 575—582. 
— Mebertragung der %Yorderung des 
vorhergehenden Frachtführer auf ben 
nachfolgenden 582—590. — des Spe- 
diteurd auf den nachfolgenden Spedi⸗ 
teur und Frachtführer 590-592. — 
Dauer bed Pfandrechtö der Bormänner 
592—594. — die Reihenfolge (Rang- 
ordnung) der geſetzlichen Pfandrechte 
des Frachtführers, Spediteurd und Kom- 
miſſionärs 595—610. — Berluft bes 
Rüdgriff gegen die Vormänner 611 
bis 656. — Boraudfegungen des Ver⸗ 
luſtes 623—632. — Folgen defielben 
632—651. — der Anſpruch gegen den 
Empfänger bleibt in Kraft 651—656. 


Pferde⸗Trausport, Bereifftelung, Anmel⸗ 
t 


dung, Beförderungsichein, andgeld 
II. 283, 244, 341. — Normaljag III. 
366. — Pferdebahnen II. 218; |. 
lebende Thiere. 


Bfliht der Eifenbahn zur Beförderung, 


ſ. Zransportpfliht, Rechte. 


Perſonen, deren ſich der Frachtführer und | Dahn III. 156. 


die Eiſenbahn bei Audführung dei | 
übernommenen Transports bedient 1. 
369, 385—388. | 
Verfonentransport I. 26. II. 259, 306 


bis 323. — Ausſchluß von der Sabrt | Boflzeidhen, ältere, 


II. 271, 275, 314, 322; ſ. Beförde⸗ 


Bilrinfäure III. 156. 
Poſt iſt Frachtführer I. 7— 


9, 22, 24. 
— Frachtgeſchäfte der Boftanitalten 
III. 123, 133. 

vom Gepäd zu ent 
fernen III. 276, 324. 


rung, Reifende. — zur Begleitung | Pofztmangpfgtige Gegenftände II. 156, 


von Gütern bezw. Thieren, |. Beglei- 
tung. — Perſonenwagen III. 286. 
Betroleum, Zufammenladung mit anderen 


Gütern I. 312. | 


Pfand II. 280. 





Bläte, Anweijung im Koupe III. 271. 
Blatina Ill. 157, 192. 
Polizeiliche Anordnungen, ſ. Kontra- 


ventionalftrafen. 


Pienbgläubiger, ber Frachtfhrer als ſolcher | Boligeis-Berorbnnngen III. 157. 
II. Prä 


—E iſt das Frachtgut II. 539. 


ümie, Berjiherungsprämie,. 


Frachtzuſchla 


ag. 
Pfandrecht des Frachiführers II. 526 bis Präparate II. 156 





— ⸗— —f — - 


— — — — — — 





488 


Sachregiſter. 


Praſentation, ſ. Frachtbrief, LadeKechtsuatur des Frachtvertrages 1. 15, 
ein. 


Präfuntien, ſ. Vermuthung. 

Preis, ſ. Fracht, Schadenserſatz. 

Pretioſen III. 157, 192. 

Priorität des Pfandrechts II. 595— 610. 
— ber Abfertigung der Güter, |. Be- 
gunftigung. 

Peinaiontonnmie der Eifenbahnen II. 


Privateiſenbahn ift Frachtführer I. 4-—7. 

Pribilegien der Eiienbahnen II. 139 ff. 

Prolongation, |. Verlängerung. 

Protefl bei Annahme eines durchgehenden 
Frachtbriefs IT. 40. — bei Annahme 
des Guts, ſ. Vorbehalt. 

Probiſion für Nachnahmen II. 371-373, | 
388, 389; 1. Koften, Auslagen. 
Prüfung des Guts vor der Annahme II. 

152. 176. 
Pnblifation, ſ. Bekanntmachung. 
Publitum III. 151, 153 


Q 


Qualifitation der Organe der Fradıt- 
führer, f, Leute. 

Qualität, |. Beichaffenbheit. 

Quantität, ſ. Maaf. 

Quittung, |. Duplifat. — auf dem 
Frachtbriefe zur Auslieferung ded Guts 
erforderlich II. 175, 179. — über Equi⸗ 
pagen und Fahrzeuge III. 281, 336; 
\. Empfangsſchein. — auf dem 
Ladeſcheine IIT. 105. 


A. 


Räumlicleiten, Diöponible, zur Annahme 
der Güter III. 157, 196. 

Rengorbunng, ſ. Pfandrecht, Reihen- 
olae. 

Rathichläge der Leute des Frachtführer 
oder der Eijenbahn an das Publikum, 
Haftpflicht I. 380, 381. 

Rauden des Dienftperjonals III. 153. — 
Rauchkoupé, ſ. Koupé. 

Kenlifirung des Pfandrechts dur Ber- 
kauf tes Guts II. 564—567. 

Recepiffe I. 81, 109 f. IIT. 26. | 

Receptum, ald Fundament des Fracht— 
vertrages I. 192. 

Kecherchen in Berluft- und Beihädigungs- 








t⸗ 
fällen II. 454, 455. N 


Rechnung, ſ. Faktura. 

Kechte, 1. Frachtführer, Abſender, 
Enfanger, Eiſenbahn, Pfande 
recht. 


192. — des Verbältniſſes zwiſchen 
Frachtfübhrer, Abſender und Empfänger 
IL. 62—89. — der Betrieböreglement: 
II. 177. 

Regelmäßige Transportmittel II. 151. 
154, 171. 

Regen III. 228. 

Neglements, Transport über Bahnen mi: 
verichiedenen Reglements II. 10-13. 
Spezialreglementd, Geltung im durc 
gebenden Verkehre II. 44. — Berua- 
nahme auf die Reglement3 im Fratı. 
briefe II 324; j. Eifenbahn-#e- 
triebs-Reglements. 

Regreßauſpruch des Frachtführers an ſeine 
eute J. 390. — gegen die folgenden 
Frachtführer und umngekehrt II. 25, 28. 
— der betheiligten Frachtführer unter 
einander II. 56. — bei Eiſenbahnen 
II. 58, II. 431—435, 442—452. — 
Verluſt des Regrefied gegen die Ver— 
männer II. 611—656. 

Regulirung der Anfchlußverjäumungen 
111. 287, 288. 

Reihenfolge (Rangordnung) der gejeglichen 
Pfandrechte des Frachtführer, Spedi— 
teurs und Kommiljionärs II. 595 —6 lv. 
— der Auflieferung II. 158. — ter 
Abfertigung ter Güter 158, 197. 

Reife, |. Beförderung, Transport. 
Reiſende. 

Keiſebedürfniſſe, ſ. Gepäck. 

Neifeeqnipagen, |. Equipagen, Yabr- 
jeuge. 

Reifegepäd, ſ. Gepäck. 

—28 ſ. Billet, Gepäck. — Ver— 
halten während der Fahrt III. 272 bis 
275, 315—322. — Beläftigung durch 
Mitreifende III. 271, 275, 314, 322, 
276, 326. — Aufenthalt in den Equi⸗ 
pagen unterjagt 281, 335. 

Reflamationen II. 384—386, 453 —463. 
— Verfahren III. 431—435, 448 bie 
452 


Nenitente Perfonen, ſ. Ausſchließung 
von der Yabrt. 

Reparatur, |. Koſten. 

Restant, |. Bahnhof. 

Netentionsregt, kaufmänniſches des 
Frachtführers II. 529 f., 555. 

Rettung des Gute, ſ. Sicherbeits- 

maßregeln, Koften. 

etourbillets, DBerlängerung III. 271, 

312. — Berfäunung 273. 317. 

Retournirung, |. Zurüdgabe. 

Reugeld bei Zurüdnahme des Gut3 ver 
oder während der Fahrt II. 201— 203. 
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Revers, Ausftellung I. 120, 121. — bei Schadenterſatz für Berluft und Be- 


äußerlich erfennbaren Mängeln der 
Berpadung I. 261, III. 155, 188. — 
bei Dispofition über Wagenladungs- 
gũter II. 125—130. 

Richtige Angaben, ſ. Angaben. 

Rindvieh, 1. Ochſen. 

Rinnen, Durchrinnen, ſ. Leckage. 

Riſiks, ſ. Gefahr. 

Nollfuhrmann, |. Rollfuhrunterneh— 


mer. 
Nollfuhrwerk, ſ. Rollfuhrunterneh— 
r 


mer. 

Rellfubrunternehmer I. 18. — Haftung 
der Eiſenbahn für denfelben II. 13—20, 
27, 11. 458. — Selbſtſtändige Haftung 
des Rollfuhrunternehmerd II. 52—55. 
— Ablieferung ded Guts an oder durch 
denfelben II. 149, 150, 165—170. 

Roi III. 215, 216, 217, 238, 242, 261. 

KRonte, Borjchrift und Wahl I. 105. — 
Hülfsroute I. 144, 185 f. 

Rüdbeförberung an ten Berfandtort 
IT. 93. 

NRüdforderung, ſ. Fahrgeld. 

Nüdgriff, Verluft deſſelben gegen die 
Bormänner II. 611—656; ſ. Regreß, 
Pfandrecht. 

Nüdnahme des aufgelieferten Guts, ſ. 
Zurücknahme. 

Nüädtritt vom Frachtvertrage I. 142, 
154— 160. — Entſchaͤdigungspflicht des 
Abfenderd I. 160—167. — bei Eifen- 
babnen I. 144, 183— 185. 

‚Rüdzahlung zu hoch berechneter Fracht 
Il. 326—331, 364, 365. — des Billets, 
ſ. Zurüdgabe. 

Kuhen ded Laufe der Lieferfrift I. 144, 
182; ſ. Berjährung. 

AundreifesBilletd, Verlängerung III. 271, 
312. — Berfiumung 273, 317. 


©. 


Sahbeihädigungen, |. Beihädigung. 

Saden, ſ. Güter, Öegenftände. 

Sachperfländige, Ernennung zur Feſt⸗ 
ftellung des Zuftandes des Guts MI. 
406 —413. — Gutachten 413—416. — 
Form 413. — Bereidigung 414. — 
Beweiskraft 415, 416. — bei Eifen- 
bahnen II. 460 462. 

Salonwagen III. 386. 

Schaden, theilweiſer I. 304. — voller I. 
327; |. Schadenderfag. — Ber. 
muthung ded Schadens aud der nicht 
übernommenen Gefahr III. 216, 251. 

Schadensberechnnung, |. Schadenderjap. 


ihädigung ded Frachtguts J. 277 
bi8 327. — Prinzip I. 279—281. — 
Boraußjegung 281—284. — Grund» 
lage ift der gemeine Handelswerth, 
defien Begriff 285—287. — Yelt- 
ftellung und Beweiß 287—289. — 
Kumulirung mit Verſpätung 290. — 
vertragdömäßige Abänderung 291. — 
Werthsdeklaration 292. — Beweid- 
laft 293. — Halturenwertb 294. — 
bei Berluft Erſatz ded gemeinen Han- 
delswerths am Ort und zur Zeit ber 
Ablieferung 294—298. — abzüglich 
der Eriparnig an Zöllen und Unfoften 
298—301. — bei Beihädigung der 
Unterjchied zwiichen Verkaufs- und Han- 
delswerth 301— 305. — Yeititellung des 
Werths bei theilweiſer Beichädigung 
304. — bei zuiammengefegten Sachen 
304. — Mangeld eined Handelswerths 
ift der gemeine Werth tie Grundlage 
der Schadendberechnung 805—307. — 
bet bößlicher Handlungsweiſe der volle 
Schaden 307—327. — Begriff der 
böslihen Handlungsweiſe 307—312. 
bei der Berladung 312—315. — Fehl⸗ 
dirigirung 315, 316. — Abhanden- 
fommen 316—318. — Diebftahl 318 
bi8 321. — Betriebdunfälle und Un- 
regelmäßigfeiten 321, 322. — Avilirung 
322, 323. — Ablieferung 323, 324. — 
Nachweis der bödlichen Sandiungsweife 
324, 325. — voller Schäden, Begriff 
und Feſtſtellung 327. — Schadens⸗ 
erjag für Berfäumung der Lieferzeit 
1. 328—351. — ber bedungenen oder 
üblihen I. 332—334. — Art des 
Schadens 335. — Entwerthung, Werth» 
verminderung 2c. 336. — Kumulirung 
mit dem Schaden für Berluft und Be 
ihädigung 337, 338. — Umfang des 
Schadens, voller Erjag, entgangener 
Gewinn 338. — vertragsmäßige Ab- 
änderung, Deklaration des Berzugd- 
interefſes 339. — Einrede der Sorgfalt 
eined ordentlichen Frachtführers 342 bis 
350. — bei Eilenbahnen 328, 339, 350, 
351. — Erſatz ded vollen, Die be» 
dungenen Frachtabzüge oder fonftigen 
Konventionaljtrafen für Berjpätung 
überfteigenden Schadens I. 352—361. 
— Fortfall ded Anſpruchs auf den be 
dungenen Frachtabzug oder die Kon» 
ventionalftrafe für Berjpätung, wenn 
die Sorgfalt eined ordentlichen Fracht⸗ 
führerd bewiejen wird I. 362. — 
Schadenderjag für Handlungen der 


s 
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Leute I. 369—392. — für die fol-! 


genden und vorangehenden 
Frachtführer IL. 1—58. 
löfhen und Verjährung ber Schaben- | 
erſatzanſprüche II. 461525. — Pfand: ı 
recht II. 526 f., 554, 555. — die Eiſen⸗ ey 
bahnen dürfen Die Beitimmungen 
über Schadenserſatz nicht im Vertrags⸗ 
wege ändern III. 202. — Jedoch Be- 
Ihranfung der Umfangß der 
Schadenderfagleiftu ng für Beruf 
und Beihädigung dur Werthdeflara- 
tion III. 363, 376, 380. — und Nor: 
maljaß Ill. 363, 376, 387. — für ver- 
jpätete Lieferung durch Deklaration ded 
Berzugdinterefied III. 363, 389, 392. 
— und durh Normaljag II. 363, 389, 
395. 

Scheidemünze III. 154. 

Scheidewaſſſer Ill. 216. 

Schießpulver III. 156. — Mitnahme im 
Koupé 275, 321. 

Schiffer iſt ractführer I. 3. — See 
ſchiffer II. 13. 

Schlepphertrag 1. 35, 36. 

Schließen der Wagenthüren III. 273, 317. 

Schute, Witterungdeinflüffe II. 228. 

Schriftlichkeit ift für den Yrachtvertrag 
nicht erforderlich, aber Regel I. 40. — 
für den Cifenbahnfracptoertrag obli- 
gatoriih I. 61. — für die Vollmacht 
zur Abholung der Güter II. 172. — 
für Werth. und Berzugßinterefje-Defla- 
ration III. 380 f. 

Schuld der Bahnverwaltung oder ihrer 
veute I. Verſchulden. 

Schußwaffen Ill. 156. 

Schutz durch BVerpadung III. 155; 
Sicherheitsmaßregeln. 

Schutzmaßregeln, |. Siherbeitämaß- 


regeln. | 


gein,. 
Säwefeljäure III. 216. 


Schwere, |. Gewicht. 


Schwinden I. 256; |. Ledage. 

&eeiransport 1. 26—32. 

Seitwärts belegene Drte, 
fahren der Güter II. 168. 

Seitenroute, j. Route. 

Seibnakhelung der Güter, ſ. Abholen. 
Selbſt⸗Auf⸗ und Abladen, Beichränkung 


der Haftpflicht III. 215, 217, 233. | 


Selbfientzändnng III. 156, 192, 216, 243, | 
Selbftfländige Handlungen und Rath⸗ 


ihlüge der Leute Des re | 


und ter Eiſenbahn I. 380, 381 
Selbſtſtändige Verpflichtung der fol- 
genden Yrachtführer II. 28 f 





' | Spezifizirung der Kolli III. 155, F88; j. 





f. 50. — 
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Selbitftändige Vertragsrechte tes Em- 
pfängerd II. 271 f. 
III. 237, 260, 264. 


Seperatgüge bei Anjchlußverfäummung II. 


h enden: Beisfopun dur Thiere IT. 
Sicherheitsbeſtellung, |. Pfandrecht. 
&icderheitgmaßregeln, Befugniß des Eu- 

pfängerd dazu — vor Ankunft des Guts 

am Ablieferungdort II. 220—240; IN. 

157; |. Koften.- 

Signale, |. Abfahrtözeichen. 

Signiren der Büter, Angabe im Fracht⸗ 
briefe I. 83, 102, Ill. 155, 189. 

Silber (Geld) III. 154. — Barren I. 
PEN 192. 

iBarbaft, |. Rorrealobligation. 

—— III. 

&enntage Il. 183 rs I. 194—197. 

Sorgfalt eines ordentlichen Frachtfũ hrers 
bei der Lieferzeit I. 332, 333. — Ein 
rede 342—351. — Begriff 345 2. 
— Beweis 342—345. 

Spätere Anweifungen ded Abſenders, i. 
Anweijungen. 

Spediteur, Pfandrecht II. 590592, 595 
bis 610. — Ablieferung an den Epe: 
diteur I. 274, 275. — Pflichten der 
Eiſenbahn ald Spediteur III. 453, 459. 

Speider, |. Lagerung. 

Speien-Gorberung II. 322. — Nachnahme 


Eyeilalssieglements, Geltung im durch⸗ 
gehenden Berfehre II. 44. — Biltung 
Derfelben I. 139. — Speial-Be 
ftimmungen Ill. 182. 


Annahme ron 


Bezeihnung. 
Equipagen 


Leichen III. 280, 334. 
und Fahrzeugen 281, 335. 


 Sprengäl II. 156. — Sprenggelatin® 
III. 156. 
Springen, |. Herabfallen. 


An- und Ab. ı Stastöeifeubahn ift Srachtführer I. 4—7. 
| Standgelm II. 199—217, III. 281, 357, 


284, 371. 

Station, für den Güterverkehr eingerichtet 
III. 154. — Befanntmachung | ber Fabr 
pläne II. 269, 309. Zarife II. 
269, 310. — nicht für ven Güterverfeht, 

Angabe im Frachtbriefe I. 113. 

Stationsvorſteher, Befugnifſe II. 153, 271. 

Stationsuhren III. 269, 309. 

Stempelpflitigleit der Bollmadt 
Abholung der Güter II. 172. 

Stempelung des Frachtbriefs I. 61—63, 


jur 
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100, 119. — Stempelgebühren II. 328, | Thür, ſ. Deffnen. 


Zernifter, j. Handgepä 


324. d. 
Steueramilige Behandlung I. 123; |. Tragbare, ‚leichte Segenftände, |. Haınd- 


Zollamtlid. 
&teuergebüßren II. 323, 324. 
Stenergeieße, ſ. Zollamtlidh. 
Steuermann iſt nicht Frachtführer I. 31. 


gepäd. 
Tragfähigkeit der Wagen II. 356. 
Traieftanflalten, ſ. Zuichlagsliefer- 
friften. 


Stillichweigen bei der Annahme ded Guts, Traufitebgaben II. 349. 


ij. Annahme. 
Störungen im Zrandport, |. Unregels 
mäßigleiten. 


Stoppage in transitu, |. Berfol- 
gungdredt. 

Stoßen von Thieren III. 218. — Gütern 
III. 234. 


Strafe, Strafgelder, Strafgefeg, |. Kon- 
ventionalftrafe. 

©trede, ſ. Route, Eifenbahn. 

Streit über die Annahme oder den Zu. 
ſtand ded But, ſ. Ablieferungd- 

Stramtsifiehtt, 1. Slußf 
suihiffiehrt, ſ. Flußſchiffer. 

Stüde, |. Einzelne. 

Stüdgnt, Bezeichnung der Beftimmungs- 
ftation III. 155, 189. 

Snöflanzen, gefährliche III. 216. 

Sneeeifive Auflieferung ded Guts II. 156. 

Süpfrädte III. 217; . Früchte. 


T. 


Tabal⸗Rauchen III. 275, 321; ſ. Roupe. 

Tabals⸗Pfeifen III. 275, 321. 

Tag Ter Auditellung, |. Datum. 

Tarife für Güter, Bezugnahme auf die- 
jelben im Yrachtbriefe II. 324. — Be- 


kanntmachung 11. 336—343. — Kilo : 


meterzeiger II. 381. — Austauſch der 


Tranfitverfehr, ſ. direkter. 

Transport von Gütern iſt der Inhalt 
des Frachtgeſchäfts nah H.G.B. I. 
1, 15. — locatio conduct. operis 16. 
— Entfernung 17-19. — Umfang 
19, 20. — Transportmittel 20—24. 
— Arten der Güter 24, 25. — Aus—⸗ 
geſchloſſen ift Perionentrandport 26. — 
und Seetrandport 26--32. — Be 
werbemäßige Ausführung bed Trand- 
port? I. 10—15, 32—38. — Eijen- 
babntrandport, ſ. Frachtführer, 
Frachtbrief, Yradtvertrag, Ab- 
jender, Empfänger, Eijenbahn, 
Haftpflidt, Schadenserjaß. 

Transport von Berjonen auf Eijenbahnen 
Il. 269—275. 306—323. — Reije- 
gepäd 276-280, 325— 324. — Leichen 
280, 334, 3355 — Equipagen und 
Fahrzeugen 281 - 283, 335— 338. — 
lebenden Thieren 283—286, 338— 343. 

Zransport-Anftalten, öffentliche 1. 3, III. 
123. — Art J. 17—26, Ill. 215, 226. 
-- «Bedingungen der Eiſenbahnen II. 
151, 170. — »Einftellung I. 142, 144. 
— ‚Mittel I. 20, 24. — regelmäßige 
III. 151, 154, 157, 171. — Pflicht, 
efeglihe, der Eilenbahnen Ill. 151 
Bis 201. — Echein I. 82, 111. 281, 
284, 286. — »Berjiherung I. 204. 


Zarife II. 381. — für Perſonen III. Transportfriſt I. 143; |. Lieferzeit. 
299, 309. — für den Xofalverfehr III. ı Trodene Güter III. 344, 360. 
286. — Gepädfraht 288. — für! Troduen, Schwinden III. 228. 


geichen 288. — lebende Thiere 288, Trunkene Berfonen, j. Ausſchließung 


Tauſch II. 278. 

Zare für den Rollfuhrunternehmer II. 170. 
— für Beihädigung der Wanen und 
Fenſter III. 274, 319; ſ. Koſten, 
Auslagen. 

Telegramm, j. Anweifung. 

Zelegraphenbetrieb 1. 3. 

Theerplanen, Deden über Eilenbahn- 
wagen Ill. 223. 

Theilfracht, ſ. Diſtanzfracht. 

Theilung, Einrede II. 55, 56. 

Theilweiſe Geltendmachung der Erſatz⸗ 
anſprüche II. 504. — Beſchädigung, 
Erſatz J. 304. 

Thiere, ſ. lebende Thiere. 


von der Fahrt. 


u. 


Ueberbringung des Guts I. 146; |. 


Auflieferung und Anfahren, 
Ablieferung, Aushändigung. 
Uebereinlommen des Vereins Deutſcher 

Eiſenbahnverwaltungen III. 149. 
Uebereintunft, ſ. Vertrag, Verein— 


barung. 

Uebergabe des Guts, ſ. Ablieferung, 
Aushändigung. — an einen alt 
deren Frachtführer II. 22. — Ueber- 
gabe des Frachtbriefs an den Empfän- 
ger II. 97. — an beflen Gejfionar, 
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Bevollmächtigten, Rolfuhrmann II. 
110, 111. — an mebrere Empfänger 
111. — Klage auf Uebergabe II. 283 
bis 287. 

Veberführungstoften, |. Koften. 

WMebergang des Guts ꝛc. von Bahn zu 
Bahn TI. 154. 158, 185. — des 
Pfandrechts II. 570—594. 

Weberladen der Wagen II. 356-358, 
377—380. 

Weberlaften, |. Ueberladen. 

Webernahme des Transports durch die 
folgenden Frachtführer II. 1—58. — 
Eiienbahnen III. 430—452, 453 —463, 
464—468; |. Uebergang, Auß- 
bäntiaung, Berpadung. 

Weberigreiten der Rieferzeit, |. Liefer- 
zeit. — der Geleife, ſ. ®eleife. 

Ueberſchwemmung, |. Höhere Gewalt. 

Mebertragung der Ausübung des PBfand- 
recht? II. 570—594. 

Webertretung, j. Konventionalftrafe. 

Uhr, ſ. Stationsuhr. 

Umerpeditiou Il. 116—122. 

Umfang, ſ. Haftpfliht, Schadens— 
erfag, Pfandrecht. — des Guts 
III. 156. 191. 

Umtfartirung II. 346. 

Umladen, Manko durch Berjtreuen II. 256. 
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Unternehmer, |. Frachtführer, Eifſer 
bahn, Gewerbemäßig. 

Unterſchrift, ſ. Frachtbrief, Lade— 
ſchein. 

Unterſuchung, |. Konftatirung, Ab- 
lieferungßbindernijje. 

Unterwegs, Küdgabe des Guts 11. 93. 
118, 119; |. Unterbredung, Ren: 
geld, Sicherheits maßregeln. 

Unterwerfung unter die Reglements Lil. 
179 


Unterzeiguung, |. Unterſchrift. 

Unverpadt, j. Berpadung. 

Unverzüglid nach der Entdedung üt tie 
Fefftellung nachträglidy entdedter E#5- 
den vom Empfänger nachzujuchen 11. 
464. 494 - 497. 

Unzulänglidkeit, ſ. Unrichtig keit 

Ufanee, ſ. Ortsgebrauch, Lieferzeit, 
Schaden Serſatz. 


Urkunde, ſ. Frachtbrief, Ladeſcheit. 
Urſache, ſ. Kauſalnexus. 
Urſprũnglicher Frachtbrief, Uebernahre 


des Guts mit demſelben Seitens tır 
folgenden Frachtführer II. 28 f., 38 
39, 41—44. 


V. 


Umſtoßen der Güter im Wagen III. 234. | Balute, ſ. Geld. 


— ver Zhieren III. 218. 

Unbededie Wagen, Beihränfung der 
Haftpflit II. 215, 217, 222, 262. 
Unerpeirt mitgenommened Gepäck III. 

276. 324. 
Unfälle, ſ. Haftpfliht, Höhere Ge— 
malt. 


Unfrenlirte Sendungen Il. 296, 359. 

Ungariſches Cilenbahn - Betriebs - Negle- 
ment. ſ. Defterreihifches. 

Uniform des Eifenbahn » Dienftperjonald 
111. 153. 

Unmoõglichkeit des Transports, der Ablie- 


ferung, ſ.Rücktritt, Unterbrechung, 


Ablieferungshinderniſſe. 


Unrichtigkeit des Frachtbriefs oder der 
Begleitpapiere, ſ. Frachtbrief, Be— 
gleitpapiere, Zollamtlich. — der 
Frachtberechnung II. 362, 363; |. Rück⸗ 
zablung, Nachzahlung. 


Unregelmäßigfeiten im Betriebe I. 142, 


1, — bößlıdhe Handlungsweiſe I. 321, 

22. 

Unterbredung des Sütertransportd 1.142, 
144 f. — Perionentrandports II. 274, 
319; ſ. Anihlußverfäumung. 

Unterbringung des Guts, |. Lagerung. 








Veränderung, j. Anweijungen, Maas, 


Gewicht. 


Veräußerung, ſ. Verkauf. 


Verarbeitung, ſ. Koſten. 
Veranslagungen, |. Koften, 
nahme 


Rad» 


 Verbands-Reglements UI. 139. — -Ber- 


kehr IT. 182. 
Verbindungsbaßnen, Zuſchlagsfriften 1. 
143, 179 


Verbreunen des Guts 1IL 228; j. Hf- 
bere Gewalt. 

Verderb, innerer, ded Guts I. 255, I. 
215, 216; f. Natürliche Beidat- 
fenbeit. 


| Berderblige Güter, Begriff, Yranfirung?- 


verbot 11. 382. — Beräuferungäbeing- 
niß der Eifenbahnen II. 448-—452. 


| Bereibigung, |. Sachverſtändige. 
‚Verein Deuticher Eifenbahnverwaltungen 


III. 139 ff. 

Bereinbarungen- im Frachtbriefe I. 91. — 
zur Beichränkung ter Haftpflidt der 
Eijenbahnen III. 223, 226, 232, 23. 
—* 245, 249; ſ. Vertrag, Klau- 
eln. 


Vereins» Berriebd - Reglement und Weber: 


einfommen Ill. 139 ff. 





Sadıresifter. 


Vereins-Berkehr III. 139 ff., 182. 

——— Solgeieh I. 135. 

Verfahren, 1. Konftatirung, Ablie- 
ferungsbindernifje, Reklama— 
tionen. 

Berfehlen, |. Yebldirigirung, An- 
jhlußverfäumung. 

redt (droit de suite, stoppage 
in trausitu) Il. 281—283, 556, 557. 

Verfügung, |. Anweifung. — Recht der 
Gijenbapnen bei Betrieböjtörung I. 144, 
185— 187. 

Bergeflene Segenftände III. 280, 332. 

Verhältniß des Frachtjiührers zum Em- 
pfänger und Abſender II. 62 ff. 

Berhalten während der Fahrt III. 273, 
318. 

Verhandlungen über die Entftehung des 
Eiſenbahnfrachtrechts I. 138 ff.; |. 
Rellamationen. 

Verjäßrung der Erſatzanſprüche 
Frachtführer II. 499. — Frift 500. 
Klagen 500-504. — Beginn 504 bis 
507. — der Einreden 507—509. — 
Betrug und Untreue 509-514. — 
bei Eijenbahnen 519—522, 524, 525. 
— Berjährung der Frachtforderungen ꝛc. 
des Frachtführers gegen Abfender und 
Empfänger Il. 334, 335. 

Berlauf des Guts zur Dedung ber 
Sad Il. 417 f,, 426—432. — bei 

iſenbahnen 437 f., 447 f.; 1. Pfand» 
recht II. 564 — 567, verderblide 
Güter. — Berfauf von Billets III. 


270. 

Berlaufswerib 1. 301; |. Schadens⸗ 
erjaß. 

Verkehr, ſ. direkter, von Bahn zu 
Bahn, Lokal⸗, Berbande-, Bereind- 
verkehr III. 139, 182. 

Berlaben II. 197, 198, 205 f., III. 157, 
192, 234. — von lebenden Thieren 
Ill. 283, 339. — bösliche Handlung» 
weife I. 312—315, 11I. 398. 

Verlängerung der Gültigkeit der Billets 
bei Berfäumung des Anjchlufjes II. 
273, 317. — Unterbrechung der Fahrt 
271, 312. 

Verleihen von Transportmitteln I. 34. 

Verlegung, ſ. Beſchädigung. 

Verlorene Gegenſtände III. 278, 280, 
330— 334. 

Berluft des Guts I. 190, 209, II. 479, 
480, 487; j. Haftpflidt, Scha— 
denderjag. — an Gewicht oder Maaß 
II. 344. — Berluft der Yradt für 
Beripätung I. 352—369; |. Kiefer- | 


gegen den 
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zeit. — Berluft des Rüdgriffs gegen 
die Bormänner II. 611, 632 f. 

Bermiethen von Trandportmitteln I. 34. 

Verminderung, |. Gewicht, Maaß, 
Beſchädigung, Kedage. 

Vermittlungs-Adrefie im Deutfchen und 
Deiterr.-Ungar. Eiſenbahnverkehre nicht 
erforderlidh III. 154, 185; |. Direkt. 

Bermutbung des Derluftes bei Eijen- 
bahntransport 4 Wochen nad Ablauf 
der Lieferzeit I. 275—277. — Ber 
mutbung bed eingetretenen Schadens 
aud der nicht übernommenen Gefahr 
bis zum Nachweile bed Gegentheild 
III. 216, 217, 251, 265. 

Bernehmung, |. Sachverſtändige. 

Verordnung, gerichtliche, der Niederlegung 
und des Verkaufs des Gutd zur 
Dedung der Fracht ꝛc. II. 417—482; 
f. Allgemeine Anordnungen. 

VBerpadung von Frachtgütern, Einrede 
der äußerlich nidyt erkennbaren Mängel 
ber Berpadung I. 257— 263. — Fehlen 
oder Mängel der Berpadung III. 155, 
166, 186. — Beichränfung der Haft- 
pfliht III. 205, 217, 229; ſ. Revers. 

Berpflihtung, j. Frachtführer, Ab- 
jender, Empfänger, Eiſenbahn, 
Haftpfligt, Schadenderfag. 

Berfäummung, |. Lieferzeit. — der Ab- 
fahrtszeit II. 272, 274, 317, 319, 
287, 288. 

Verſchiedene Reglement II. 10—12. — 
ne Frachtführer, ſ. Haft: 
pflicht. 

Verſchleppung von Gütern durch Fehl. 
Lirigirung, |. bösliche Handlungs. 
weije I. 315. — durd nachträgliche 
Dispofitionen des Abfender8 II. 60, 
61, 124-130. — Gepäd III. 276, 
324. — Verſchleppung von Seuchen 
durch Thiertrandporte III. 283, 339, 

Beriäulden, |. bösliche Handlungs- 
weife. — bei der zollamtlichen Be- 
handlung I. 130. — konkurrirendes I. 
253. — bei unrichtigen Angaben im 
Frachtbriefe, ſ. Frachtbrief. 

Verſchwinden, ſ. Abhandenkommen. 

Verſender, ſ. Abſender. 

Beriengen des Guts III. 228; |. Funken⸗ 
ſprühen. 

Verſichernug, |. Transportverſiche⸗ 
rung, Prämie, Deklaration. 

Verſpütnug, ſ. Berfäumung. 

Verſteigerung, ſ. Verkauf. 


Bertrag, ſ. Frachtvertrag, Yradt- 
führer, Eiſenbahn. 8: Brad 
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Vertragsfreiheit F Eiſenbahnen iſt be⸗ Barriäfungen, ſ. Koſten, Auelager. 


ſchränkt III. 20: 

Vertragsmäßige Ausſchließung der Haft- 
pflicht für Die Leute I. 391. — für 
die folgenden Yradıtführer II. 26. — 
bei Etjenbahnen 27. — Rollfuhrunter- 
nehmer 27. — Bertragsverbot bei 
Eiſenbahnen III. 202 f., 205, 210. 
Vertretung der vorangehenden Fracht⸗ 
führer Dur Die folgenden und um- 


Voridriften, | 


Allgemeine Anert: 
nungen, Nebertretung. 


Boriguß auf den Wertb des Guts, '. 


Nachnahme. 


Vorübergehend, ſ. Zeitweilig. 
Vorzeigung des Guts und des Yradı- 


briefs (vor der Ablieferung) Il. 152. 
153, 270. — des quittirten Yradı- 
brief3 bei Abholung des Guts II. 175. 


gefehrt II. 28 f. — bei Eifenbahnen 
111. 430—452; f. Pfandrecht. 
Veruntrenung hindert bie Berührung II. 
500, 509—514. 
Verwahrung, j. Aufbewahrung, La- 
gerung,. 
Verwaltung, ſ. Eiſenbahn, Bolt. 
Verweigerung der Eingehung eines Fracht⸗ 
geſchafts iſt den Giienbabnen verboten 
163. 


176. 
Borzug, ſ. Pfandredit, 
gung. 


Begzünſti— 


W. 


Baaren, |. Gfuüter, Segenitänte. 

Bögen, Berwiegung, Wägegebühr, BWize 
vorrichtungen, Wägeftempel I. 74, 7% 
99, 121, I. 295, 296, 353—355. 

Wagen, ſ. Transportmittel. — Rer: 
fonenwagen: Ill. 286. — Klare 
III. 269, 309. — Bläge 270. — Eu 
fteigen, Billet 270, 272, 315. — Zei 
chen zum infteigen 272, 316. — 


III. 151, 

Bertenbung, |. Auslagen, Koften. 

Derwiegungsloflen II. 191, 192; ji. 
Wägen. 

Verzicht, ſ. Revers. 

Verzug bei der Ablieferung ſeitens des 
Frachtführers II. 148. — des Empfän- 


gers II. 153, 154. — bei der Aufliefe⸗ 
rung 157, 158. — Yolgen verzögerter 
Auflieferung bezw. Berladung II. 203 
bis 209. — verzögerter Abnahme bezw. 
Entladung Il. 209—215. — Berzug 
als Abliererungshindernig beim Eilen- 
bahntrandport II. 440. — Verkauf 
verderbliher Güter chne Verzug II. 
451. — Nachſuchung der Feſtſtellung 
von Mängeln ohne Verzug nach der 
Entdeckung II. 494—497. | 


Thüren, Deffnen und Schließen ?7 

274, 317, 318; |. Abfteigen, Ber. 
halt enmwährend der Fahrt. Mitnahme: 
von Hunden ac., Handgepäck, feuer 
gefährlichen Segenftänden 11. 275, 321. 
— Wagen-Abtbheilungen 270. — Br 
Ihädigung 274, 8319; ſ. Gepäd, 
Koupe, Rlafien. — Öüterwager: 
Beitellung, Bereitjtellung, verzögert: 
Be-und Entladung. Ausladung, 
ſtrafmiethe I. 133, 134, 203—217° 


Dieb, i. lebende Thiere, Kleinvieh. 


ſ. Abladen, Berladen, Umlabden 
Vis major, ſ. Höhere Gewalt. 


Ueberladen, Selbſt-Auf-und At- 
Vollmacht, ſ. Bevollmächtigter. laden. — Salon⸗, Gepäck-, Kranken ˖ 
Vorausklage, Einrede II. 55, 56. wagen III. 286. 
Vorbehalt, einfeitiger, bei der Annabıne WBagenladungsgut I. 73, 99. 
des Guts und Zahlung der Fracht Waggons, j. Wagen. 
hindert nicht das Crlöfchen der An- Wahrung der Lieferzeit, |. Lieferzeit 
ſprüche gegen den Frachtführer II. 473. Warteſaal, Deffnung III. 272. 315. — 
— jondern nur ein gegenfeitigeö Ueber- ' Aufenthalt 275, 322. 
einkommen Il. 473—476. — Borbehalt Wartung der Thiere auf dem Transpor: 
bei Annahme eined durchgehenden III. 218. 
Frachtbriefes II. 40. Weiterbeförderung über die letzte Babn⸗ 
Vorbereitungsloflen zum Transport ſtation hinaus, Pflichten der Eiſenbada 
müfjen bei Rüdtritt vom Bertrage dem! ald Spediteur III. 453—463, ſ. Ar 
Frachtführer erjtattet werden, |. Rüd: | | weijungen. 
tritt. ı Werktag, |. Erpeditionszeiten. 
Vorleiftung liegt beim Frachtvertrag Werth, i. Handelöwerth, Gemeiner 
weder dem Frachtführer, noh dem Mertb, Schabenserfag. 
Empfänger ob II. 139. | Berthangabe, ſ. Deklaration. 
Vormäuner, Pfandrecht derjelben II. 592  Werthdeflaration, |. Deklaration. 
bis 594, |® Werthnachuahme, |. Nachnahme. 
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Werthpapiere, Beförderung, Haftpflicht Zerbrechliche Güter III. 216. 

I. 263— 269. Seripringen, |. Zerbrechliche. 
Wiegen, |. Wäge Zollamtliche Behandlung I. 123— 142. — 
Wilde Thiere, Sranaport III. 283, 339.1 Pflicht des Abjenderd zur Beichaffung 
Wind, Transportbindernig I. 159. — | der DBegleitpapiere I. 127—129. — 


Beihädigung III. 228. 

Wohnort des Frachtführere, Abienders, 
Empfängerd, Bezeichnung im Fracht: 
briefe I. 73, 74, 84—91. — im Lade⸗ 
jcheine III. 29, 37— 45. 

Wochentag, |. Erpeditiondzeiten. 


3. 
Zehluus der Fracht ıc. II. 295—389. — 
Zahlungspflicht des Empfängers II. 
01 f. — durch Annahme des Guts 
und des Frachtbriefs 309, 310. — beides 
vereint 311—313. — Zug um Zug 313. 
nah Maßgabe des Frachtbriefs 319 big 
335. — Frachtforderung 321, 322. — 
Spejen und Nachnahmeforderungen 322. 
— Zölle, Stempel, Steuergebühren 
323, 324. — Bezugnahme auf die Ta- 
rife 324, 325. — irrthümlih zu hoch 
oder zu niedrig berechnete Fracht 326 
bis 331. — Liegegelter 333— 335. — 
bei Eifenbabnen Il. 295, 296, 335 | 
bi3 389. — Berechnung ter Pracht, 
Publizität der Tarife 336— 343. 
baare Auslagen 348. — Normalgewidi 
351. — Ermittelung und Feſtſtellung 
ded Gewichts 351—355. — Wägegeld 
354, 355. — Xbfertigungdpofition 355, | 
356. — Abrundung 
Tragfähigkeit, 
Ueberlaſtung 356 — 358. — Zahlung , 
der Fracht bei franfirten und unfrans | 
firten Sendungen II. 359—367. — | 


369. — Küd: und 


— — — — — — nn 




















364, 365. — Nachnahme und Proviſion 


II. 367—376. — en | eigen, 5 Lieferungszeit. 


II. 482. 
Zahlungsmittel III. 154. 








Haftung des Abſenders für Unrichtig- 
feit und unzuanglichten der Begleit⸗ 
papiere, außer bei Verſchulden des 
Frachtfuͤhrers I. 130- 135. — Ver— 
ſchulden beider Theile I. 133. — Zu— 
fall I. 134. — Bereindzollgefeß I. 135. 
— im Eiſenbahnverkehr I. 135 
bid 141. — Beichaffung der Begleit- 
papiere durch den Abiender I. 135. — 
Prüfung 136. — Haftung für Mangel» 
aftigfeit 137, 138. — Uebernahme 
der zollamtlichen Behandlung durch die 
Bahn 1. 138. — Spediteur I. 139. 
— Abänderung durch Die Bahn 139. — 
Uebergabe an der Grenze ohne Begleit- 
papiere I. 140. — Berzeichnung der 
Begleitpapiere im Yrachtbriefe I. 140, 
141. — Regreßanſprüche der Berwal- 
tungen unter einander 1. 141, 142. — 
Ruben des Laufes Der Lieferfriſt I. 144, 


| Bolfbehärben ‚ Ablieferung an Zollbehörden 


1. 221, 222. — Zolliduppen I. 274, 
275. 


— | Zollgelber, Pfandrecht II. 546. 

Auder in loſen Broden, leicht zerbrechlich 
. 111. 216. 

Zändhüthen IH. 156. — Blättchen III. 


156. 


der Fracht 356. Zufall, | :Höhere Öewalt, Fieferzeit. 
Konventionalftrafe für! Zug, Wagenflafte, Abgang II. 269, 309. 


— Zugführer II. 153. — Anbalten 
auf freier Bahn II. 273, 318; ſ. 
ent Wagen. 











270. 








Nachforderungen Zukauf eines Sillets III. 271, 313 (Zus 


jagbillet). 
Zurüdbehaltungsredt, |. Retentiond- 
recht. 


rneephicht Ort, Zeit, |. Zahlung. | urüderfittung, {. Zahlun 


den, j. Signiren, Abfahrtd- 
zeichen. 

Zeit der Aushändigung des Guts II. 
147 f., 180 f. — der Auflieferung II. 
156, 157, 192 f. — Beförderung II. 
151, 158, 173, 197, 1. Erpedition 
zeiten. | 
Seitungen, Belanntmahung. 
Zeitweilige Berhinderung des Transport 
I. 142, 154— 160. — bei Eijenbahnen 
I. 144, 183— 187. 

Zerbre hen III. 228. 





urückgabe des Guts, Ammeifung an die 


Frachtführer Il. 89, 93, 118, 119. — 
des Yahrgelde8 an ben Reijenden, ſ. 
Fahrbillet. 


| Zurüdgelaffene Gegenſtände III. 280, 332. 
Zurücknahme des 


utd am Berfandtorte, 
Lagergeld III. 199— 201. — unterwegs, 
Fracht und Reugeld II. 201—203. — 
Zurücknahme gelöfter Billetö III. 270, 
310. 


Zurbispofitionsflellung, |. Anweilung, 


Abandonniren. 
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Zurädweilung 


—— ang, | 


nicht fiher und dauerhaft 
verpadten n Gepäds II. 276, 324. 
1: Raufalnerus. 
73, 96. — bösliche 
andlun —ã I. 312, 323, III. 398. 
$ von Zügen, bögliche Hand- 
le l. 321. 
fammenfteßen ber Frachtbeträge D. 336. 
fand des Guts, Streit darüber II. 390; 
PORT shinderniſſe. 
olteferung, Auß- 
5 un. 
Biel begabte Fracht II. 48 
banblungen des hifũ hrerd 
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gegen die Anweiſungen des Abſenders 
und Empfängers II. 59. — gegen tie 
Pflichten aud dem Ladeſchein III. 84. 
— der Eiſenbahnen gegen Die gejep- 
liche Sraneportpflict Il. 151, 176. 


ibentrahtfühter, (. Haftpflicht. 
ſcheuſtationen, Beftellung ganzer Kou- 
»68 11. 270. — Auäfteigen III. 271, 
312. — Umtauſch des Billetd III. 271. 
513. — Berhalten auf denielben 273, 
817. — Anmeldung von Leichen II. 
280, 334. — Equipagen und Yabr- 
zeugen 281, 335. — Pferden 284, 341. 
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Verzeichniß 
der 
exlänterten Beſtimmungen des Deutſchen Handelsgeſetzbuchs 
und des Eiſenbahn-Betriebs Keglements. 


— — — 


J. 
Deutſches Handelsgeſetzbuch. 
Artikel. Texi. Erlauterungen., Artikel. Text. Erläuterungen. 
Art. 390: 11 2—38 | Art. 411 11. 595 595—610 
. 3001.39 40-60 | - 412 M.6ll 611-656 
. 392 I. 73 800—94 ' = 413 mM. 1 2—28 
. 398: 7.1323 125—1355 | + 414 III. 29 30—52 
. 394 1. 142 | 146—168 | » 415 1.58, 54-72 
.- 3935, 1190 192-269 | » 416 IN. 73 73— 86 
. 396 ı 1. 277 279—327 ı » 417 II. 87 87—94 
- 397 ' I. 328 329—350 Ä . 418 11.9 ' 95-106 
- 398 I. 352 352—361 «- 419 Ill. 107 107— 113 
399 1. 362 362-269  - 420, IM. 114 114— 12% 
- 400 : 1. 369 369—391 - 421 1. 123 124— 137 
.- 401, II. 1 58 | + 422 III. 151 161— 183 
. 402 11.59 62—116 .« 423 , It. 202 203—214 
: 408 I. 131 135—159 | « 424 | 11. 215 219—260 
- 404 : 11. 220 220— 240 « 425 III. 269 290— 306 


426 II. 344 345—359 
427, 11. 363 :; 370-402 
428 ll. 420 °' 421—429 
429 III. 430 436—447 
430 ul. 453 ° 454—461 


| 
| 
- 405 | 11. 241 242— 294 
. 406 11.295 , 301-385 
» 407 II. 390. | 8392-437 | 
408- 1. 464 466—514 
- 409 1. 526 527—569 
- 410 1.57% 5711-59: 


” * a » “ nr 


431 II. 464 465—468 

A 

f 

II. 
Eifenbahn-Detriebs-Heglement. 
Bara- ‚  &rläute | Para⸗ Erläute- 
graphen. | tert. rungen. graphen. zent, rungen. 
81 | II. 158 . 1838-14 | 84 III. 154 183— 184 
82 ; I. 158 183-184 | 85 III. 154 183— 184 
8 83 II. iszs 188-184 || $6 Il. 154 | 184 


Eger, Deutſches Brachtrecht. III. 32 
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Para: | 
graphen. | 
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Verzeichniß der. erläuterten Beftimmungen. 


. 274— 275 
. 275 | 
‚275 
. 276 

. 276 | 
. 276 | 
.276—277| 
277 | 
. 277-278 


. 278 
. 279 


| 
279 | 
7: 
. 280— 281 
. 281 | 
. 281 | 
. 281 | 
. 281—282 


. 282— 283 
. 283 

. 283 

. 283— 284 
. 284 

. 234—286 


. 286 


Bebrudt bei Julius Gittenfeld in Berlin, 








rungen. graphen. tert. 

306—309 | 846 |. 154 

309—3 10 847 mi. 154-155 

310-312 | 848 | II. 156-157 

312-313 | 84 | 1.39 

313-314 : 850 | 1.73—76 

314 ı $&51 | L1233—14 

314-315 ', $52 | IL. 295 -2% 

315-316 » 853 | IL. 296 

316 "854 | 11. 296—297 

317 ‘ 855 lii. 157 

317-318 | $ 56 

318 Al. 1ı—3 | 11.133 

318 a 4,5 11% 

319 A 6,7 |. 158 

319-321 |. 8,9 | 11.138 

321—322 || 857 | 1.143—14 

322-333 | 858 | 11 

3233 858 | 

34-335 ;UL.LE©. 1 181 

326-327 4.23 |) 0° 

327—329 Al. 13 11.131—133 

329-330, | s 50 | 11. 1883— 134 

406—407 | $6l 

380-351 AL 1 . lnsa | 

331, "AL 2,3 I. 

415—417 ai. 4—6 | II. 391 

331—332 || $ 62 | II. 430-481 

3322-34 | 863 | 1.369 

334335 | 864 | 

335336 AL. 1-4 

336-337 || ©. 1 I. 190 

337 '4.46.2,3 | 

337, 268, | a5 If. 465 

407—410 U. 6—12| 1. 391 

338, | 8 65 | III. 453 

417—418 8 66 III. 464 

338-340 || 867 : 
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